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V  o  r  r  e  d  e 


zur  ersten  Auflage. 


So  sein-  auch  die  Philosophie  der  Crim  mal  Gesetz¬ 
gebung  in  den  neuern  Zeiten  Lieblingsgegenstand 
des  Nachdenkens  unsrer  Philosophen  und  Juri¬ 
sten  geworden  ist,  so  sehr  sic  auch  ganz  unstrei¬ 
tig  an  Cultur  gewonnen  hat,  seitdem,  nach  un 
sers  unsterblichen  G  h  r  i  s  t  i  ;t  n  T  h  o  m  a  s  i  us,  nach 
eines  Montcsquieu,s,  V o  1 1 ai r e ’ s  und  Son¬ 
nenfels  grofsen  Bemühungen,  eine  reinere  und 
von  scholastischem  Nebel  gelauterte  Philosophie 
so  manche  Vorurtheile,  welche  das  Eindringen  in 
das  Innere  dieser  Wissenschaft  verhinderten,  mäch¬ 
tig  darniedergeschlagen  hat,  so  fürchte  ich  den¬ 
noch  im  geringsten  nicht,  dafs  Männer,  welche 
mit  dem  jetzigen  Zustande  der  Wissenschaften  be¬ 
kannt  sind,  deren  Behauung  dem  Grimma  listen 
angewiefsen  ist,  ein  Buch,  wie  das,  welches  ich 

hiermit  dem  Publicum  übergebe,  unnöthig  finden 
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Vorrede. 


werden,  wenn  es  auch  nur  als  ein  Versuch 
zu  dem,  was  cs  eigentlich  seyn  sollte,  betrachtet 
werden  könnte. 

Jeder  nachdenkende  Mann  nämlich  mufs  be¬ 
merkt  haben,  dafs,  ohncraehtci  alles  dessen,  was 
bisher  für  die  genannten  Wissenschaften  geleistet 
wurde,  dennoch  die  mehrsten  unsrer  Crirninal- 
rcchtsreformatoren  gar  sehr  im  Finstern  umlier- 
tappen.  Noch  immer  hat  inan  es  vergessen,  die 
Wissenschaft,  über  welche  man  reden  wollte,  auf 
ihre  letzten  Gründe  zurückzuführen,  wodurch  doch 
allein  das  viele  seichte  und  vage  Itäsonnircn  und 
Deräsonniren  über  Gegenstände  der  Philosophie 
des  Crmunalreclits  und  der  CriminalsesctzgebunK 
hätte  verbannt  werden  tonnen j  noch  immer  sieht 

y 

man  die  meisten  unsrer  Reformatoren  nur  aus  ihrem 
'  individuellen  Gefühle  in  einer  Sache  entscheiden, 
wo  es  auf  Gefühle  ganz  und  gar  nicht  ankommen 
kann,  und  eben  daher  findet  man,  wie  sie  ge¬ 
wöhnlich,  sobald  ihre  Vorschläge  Gegner  finden, 
sich  nicht  anders  zu  helfen  wissen,  als  dafs  sic 
in  kläglichem  Tone  an  die  leidende  Mensch¬ 
heit  appelliren ,  wobey  sic  sich  aber  gevvifs 
nicht  viel  Bestimmteres  denken,  als  dafs  sic,  de¬ 
nen  gerade  die  Natur  ein  weiches  Herz  verliehen 
hat,  cs  nicht  ohne  eine  unangenehme  Empfindung 
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ansehen  könnten ,  wenn  man  den  Satz,  welchen 
sie  aufstcllten,  nicht  allgemein  /  ur  'wahr  anerken¬ 
nen  wollte.  * 

Ehen  so  wenig  wird  cs  der  Aufmerksamkeit 
denkender  Männer  entgangen  seyn,  dafs  viele 
unstet  neuei en  Schriftsteller,  "wie  unser  verdienst¬ 
voller  Mal  blank  (*)  sehr  richtig  bemerkt,  sich 
ein  besonderes  Geschäft  daraus  zu  machen  schei¬ 
nen,  über  die  arme  Carolina  die  Seiende  ihres 
Zorns  zu  ergiefsen ,  und  diese  —  ich  weife  nicht, 
oh  um  Lcysern  zu  folgen,  oder  um  ihren  Vor¬ 
schlägen  mehr  Eingang  in  die  Gerichte  zu  ver¬ 
schaffen  —  noch  unter  die  traurigsten  Denkmäler 
der  Barharey  zu  erniedrigen.  I)ie  guten  Leute 
müssen,  scheint  es,  in  der  Gewohnheit  haben, 
bey  der  Beurteilung  eines  Menschen,  blofs  Über 
die  Farbe  seines  Rocks  zu  entscheiden,  denn  sonst 
Würden  sie  gewifs  nicht  blofs  darum,  weil 
Schwarzenbergs  (**)  Sprache  uns  barbarisch 
klingt,  das  ganze  Werk  dieses  aufgeklärten,  men- 

(*)  m  dem  seiner  Geschichte  der  peinlichen  Gerichtsordnung 
bedruckten  Schreiben  an  den  Herrn  Itath  D.  KaPf  IU 
Tübingen. 

^  t  > 

(**)  Ic1)  nf>nnc  S  c  11  w  «  >■  *  «  «  b  e  r  g ,  weil  dieses  Mannes  Ent¬ 
wurf  ( die  I3ambergen.su )  sichtbar  die  Grundlage  der  Caro- 
Hna  ist. 


VI 


Vorrede. 


schenfreundlichen  Mannes,  in  dessen  Geist  ein¬ 
zudringen  sie  wahrscheinlich  m  schwachsichtig 
sind,  barbarisch  nennen  und  dadurch  dem  Publi¬ 
cum  den  unzweydeutigen  Bcweifs  ihrer  Unwissen¬ 
heit  oder  ihres  Vorwitzes  geben. 

Nicht  minder  wird  gewifs  vielen  die  Fertigkeit 
so  mancher  unsrer  neuen  Criminalisten  aufgefallcn 
seyn,  mit  welcher  sie  uns  zu  überreden  suchen, 
dafs  jeder  ihrer  neuen  Einfalle,  welchen  sic 
uns  —  Ich  weifs  nicht,  ob  glücklicher-  oder  un¬ 
glücklich  er  weifse  —  mitzuthcilcn  die  Güte  hatten, 
sogleich  auch  schon  von  allen,  oder  doch  von 
den  meisten  Gerichten  angenommen  sey,  um  sich 
dadurch  ein  Carpzovisches  Ansehen,  aber, 
wiewohl  sie  auf  Carpzov  schimpfen,  dennoch 
auf  eine  unedlere  Art,  als  dieser,  —  nämlich 
durch  Usurpation  —  zu  erwerben.  Schrecklich 
ist  die  Ungewißheit  und  Ungleichförmigkeit,  wel¬ 
che  durch  diese  Meinungskrämercy  in  der  Rechts¬ 
sprechung  schon  wirklich  entstanden  ist,  schreck¬ 
lich,  wenn  man  findet,  wie  hier  ein  Spruchcolleg 
in  demselben  balle  zum  Tode  verdammt,  w'o  ein 
anderes  nur  eine  kurze  Gefängnifsstrafe,  oder  gar 
einige  Schläge  verordnet,  schrecklich  endlich, 
wenn  man  sieht,  wie  sehr  durch  diese  Sucht, 
nach  Auct oi i taten  zu  huschen,  das  Studium  unsrer 
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Gesetze,  welche,  bey  allen  ihren  Unvollkommen¬ 
heiten  ,  doch  wahrlich  nicht  so  erbärmlich  sind , 
als  man  sie  uns  darslellt,  vernachlässigt  wird,  be¬ 
sonders  aber,  wie  man  es  so  ganz  vergifst,  nach  dem 
Geiste  der  Gesetze  und  der  Gesetzgebung  —  die¬ 
ser  reichen  Quelle  fester  Bestimmungen  —  zu 
forschen,  wodurch  denn  freylich  am  Ende  nichts 
anderes  entstehen  kann ,  als  eine  wahre  Richter¬ 
despotie,  eine  der  fürchterlichsten ,  welche  es 
gieht. 

Auch  bin  ich  überzeugt,  dafs  viele  meiner  Le¬ 
ser  schon  die  Bemerkung  gemacht  haben  werden, 
dafs  die,  bey  der  Entwickelung  einer  und  dersel¬ 
ben  Lehre  noch  bis  itzt  gewöhnliche  Zusammen¬ 
stellung  der  Lehrsätze ,  welche  aus  den  deutschen 
Gesetzen  genommen  werden,  mit  denjenigen,  wel¬ 
che  aus  dem  allgemeinen  Criminalrechte  und  der 
Philosophie  der  Gesetzgebung  abgeleitet  werden, 
nicht  wenig  Verwirrung  verursacht,  die  Gründ¬ 
lichkeit  des  Studiums  untergraben  und  auch  selbst 
mit  zu  der  Ungleichf'örmigkeit  unserer  Rechtsspre¬ 
chung  bey  getragen  habe. 

Diese  Mängel  zu  verbannen,  die  Wissenschaft 
des  C  rimin  al  rechts  auf  ihre  ersten  Gründe  zurück¬ 
zuführen,  und  durchaus,  was  ich  baute,  auf  feste 
Grundsätze  zu  bauen ,  den  Geist  der  Criminalge- 


VIII 
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setze  ^ und  der  Criminalgesetzgcbung  gründlicher, 
als  Bisher  geschehen9 ist ,  zu  entwickeln,  durch 
die  aus  diesem  Geiste  geschöpften  Grundsätze  einen 
sicheren  Leitfaden  für  das  richterliche  Ermessen 
aufzustellen,  um  in  die  Rechtssprechung  mehrere 
Gleichförmigkeit  zu  bringen,  und  endlich  die 
Theorie  des  Criminal rechts  von  der  Philosophie 
dei  Criminalgesetzgebung ,  so  wie  beyde  von  der 
in  den  deutschen  Gesetzen  aufges teilten  Theorie 
zu  trennen  —  dieses  war  der  Zweck  meines  Un¬ 
ternehmens,  welchem  ich,  jedoch  mit  der  Ge¬ 
drängtheit,  welche  die  Bestimmung  dieser  Schrift 
zu  einem  akademischen  Lehrhuchc  notli wendig 
machte ,  emgegenarbcilcte. 

Eben  deswegen,  weil  diese  Schrift  vorzüglich 
"um  cle i  a tj ci j c  bey  meinen  Vorlesungen  bestimmt 
ist,  fand  ich  mich  bewogen,  in  dem  zweyten 
Theile  des  ersten  Buchs  der  Theorie  der  besonde¬ 
ren  Veibiechen  und  Strafen  keinen  besonderen 
Abschnitt  zu  gönnen,  und  ich  glaubte,  um  so 
eher  diesen  Abschnitt  entbehren  zu  können,  weil 
die  Anwendung  der  allgemeinen  Grundsätze  auf 
dte  besonderen  Verbrechen  eben  nicht  so  schwer 
scheint,  wenn  man  nur  die  Begriffe  derselben  ge¬ 
nau  auffafst,  deren  Entwickelung  ich  mir  daher 
in  der  zweyten  Abtheilung  des  ersten  Thcils  des 
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zweylen  Buchs  besonders  habe  angelegen  seyn  las¬ 
sen.  Icli  hatte'  außerdem  noch  verschiedene  an¬ 
dere  Gründe,  welche  mich  hierzu  bestimmten,  de¬ 
ren  Aufzählung  aber  liier  sehr  unnölhig  seyn  würde. 

Dafs  sich  in  dieser  Schrift  hin  und  wieder 
Mängel,  vielleicht  selbst  Fehler  zeigen  werden, 
glaube  ich  gerne.  Dafs  ich  indessen,  auch  selbst 
in  dem  zweylen  Büche,  die  meisten  Materien  aus 
einem  eigenen  Gesicht  spurtete  betrachtet  und  ver. 
schiede  ne  Bey  trage  zu  einer,  nach  meiner  Ueber- 
zeugung,  richtigeren  Gcseizauslegung  geliefert  habe, 
wird  der  aufmerksame  Leser  meiner  Schrift  nicht 
verkennen, 

Dafs  nicht  manche,  sondern  viele  Aeufscrun- 
gen  in  diesem  Buche  Vorkommen ,  welche  ver¬ 
schiedenen  Lesern  mifsfallen  werden,  ja  dafs  es 
sogar  nicht  an  solchen  fehlt,  die  als  Paradoxen 
dem  Anathema  einiger  Orthodoxen  entgegenselicn, 
wcifs  ich  sehr  wohl,  allem  dieses  kümmert  mich 
wenig.  Ich  habe  nichts  gesagt,  als  was  ich  aus 
Gründen  für  wahr  halte,  ob  das,  was  ich  sagte, 
gefallen,  oder  missfallen  würde,  war  mir  bey  mei¬ 
ner  Arbeit  sehr  gleichgültig,  ich  kann  weder  den 
Geschmack  des  Public  ums  berechnen,  noch  mag 
ich  es,  wenn  ich  könnte.  Dafs  ich  übrigens  nichts 
behauptet  habe,  wovon  nicht  die  Gründe  inmei- 
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nem  Buche  zu  finden  sind,  wird  derjenige  finden, 
■welcher  sich  die  Mühe  nehmen  will,  dasselbe  zu 
studieren;  dafs  ich  sie  nicht  alle  so  ausführ¬ 
lich  auseinander  setzen  konnte,  als  ich  gerne  ge¬ 
wollt  hatte,  wird  demjenigen  nicht  sonderbar 
scheinen,  der  es  bedenkt,  dafs  ich  ein  Lehr¬ 
buch,  und  weder  ein  Handbuch  (welches  mir 
freylich  viel  leichter  gefallen  wäre)  „och  ein  Le¬ 
sebuch  schreiben  wollte.  Manches  werde  ich 
indessen  in  der  Bibliothek  für  die  peinliche  Kechts- 
gelehrsamkeit  und  Gesetzkundc,  wovon  jährlich 
ein  Stück  erscheinen  wird,  ausführlicher  ent¬ 
wickeln  und  gegen  die  Einwürfe,  welche  mir  un¬ 
gegründet  scheinen,  zu  rechtfertigen  suchen. 

Ich  wünschte,  dafs  meine  Critikcr  es  anerken¬ 
nen  mögten,  dafs  ich  lebhaftes  Interesse  für  die 
Wissenschaft  habe,  für  welche  ich  arbeite,  und 
ich  erkläre  hiermit,  dafs  ich  cs  als  einen  Beweife 
dieser  Anerkennung  betrachten  werde,  wenn  sie 
gründliche  Recensioncn  meiner  Schrift,  seyen  sie 
auch  alsdann ,  von  welcher  Art  sie  wollen,  Hefera 
werden.  Ich  will  nicht,  dafs  man  meine  Fehler 
ubersehe,  ich  will  nicht ,  dafs  man  auch  den  ge¬ 
ringsten  Fehler,  aus  Nachsicht  gegen  einen  jung«. 
Schriftsteller,  mit  dem  Mamel  der  christlich™ 
Liebe  bedecke,  und  ich  erwarte,  dafs  man  üieiw 


Vorrede. 


XI 


Irrlliümcr,  aber  versteht  sich  mit  Gründen,  be¬ 
kannt  mache  und  es  mir  sage,  wo  und  wie  ich 
etwas  hätte  besser  machen  können.  Das  Publicum 
wird  alsdann  meine  Schrift  mit  desto  gröfserem 
Nutzen  gebrauchen  können,  ich  aber  werde,  was 
ich  so  herzlich  wünsche,  durch  die  Critik  lernen 
und  durch  den  Gebrauch,  welchen  ich  von  den 
Bemerkungen  meines  Recensenten ,  bey  einer  fol¬ 
genden  Auflage,  —  wenn  ich  dergleichen  erleben 
sollte,  —  machen  werde,  diesem  beweifsen,  dafs 
ich  ihm  für  seinen  Unterricht  danke. 

Ungründliches  Lob ,  oder  Tadel  rnufs  ich 
mir  —  ich  weifs  nicht,  ‘welches  am  mehrsten  — 
verbitten  •  denn  eine  sogenannte  Rccension,  welche 
nur  dieses  enthält,  verachte  ich  von  Grund  mei¬ 
ner  Seele. 


Giefsen  den  1.  Nov.  17  97. 
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zu  r  Ei n fif  b  ru H g  der  z  wey  te  »  A «  fl 


'ge. 


Icli  gehöre  unter  den  Schriftstellern  über  das 
Cixminal recht  nicht,  wie  vor  kurzem  unser  ThU 
baut  von  sich  sagen  konnte,  zu  denjenigen, 
welche  nichts  zu  bereuen  und  nichts  zu  ver- 
t  heidi  gen  hätten. 

_  Des  zu  Bereuenden  hatte  ich  so  viel,  dafs  ich 
mich  genöthigt  fand,  die  neue  Auflage  in  ein 
neues  Huch  zu  verwandeln,  so  grofs  auch  die 
Hindernisse  waren,  welche  die  Besch rikktheit  mei¬ 


ner  Mufse  der  Ausführung  dieses  Vorsatzes  cnigc- 
gens teilte^.  Offenherzig  indessen,  wie  icli  in  die¬ 
sem  neuen  Buche  joden  meiner  früheren  Fehler 
anerkenne  und  verbessere,  mufs  ich  auch  beken¬ 
nen,  dafs  ich  mich  dieser  Fehler  nicht  schäme. 

Würen  S1G  es  docli’  'welche  die  für  das  Criminal- 
rccht  so  fruchtbare  Thätigkeit  besserer  Schriftstel¬ 
ler  veranlafsten,  und  ohne  welche  auch  dieses 
buch —  welchem  ich  selbst  einigen  Werth  zu- 
sehreibe  —  nicht  entstanden  seyn  würde ! 

Zu  verteidigen  habe  ich,  was  man  allgemein 
für  verzweifelt,  für  gar  keine  Verteidigung  zulas- 


üßß  Jo  ertrügen 
Tlieoiie- 


uer 
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send  halt  —  mein  früheres  System,  seinen  we¬ 
sentlichen  Bestimmungen  nach.  Ich  mufs  ge¬ 
stehen  ,  dafs  Anfangs  der  ziemlich  allgemeine  G hü¬ 
ben  an  das  Verzweifelte  meiner  Sache  die  Ruhe 
nicht  zu  erschüttern  vermogle,  mit  welcher  ich, 
von  Tage  zu  Tage  nur  lebhafter  von  der  Richtig¬ 
keit  des  Wesentlichen  in  meinen  Ansichten  über¬ 
zeugt,  ihre  Vertlicidigung  vorbereitete.  Mufste  ich 
mir  doch  selbst  gestehen,  dafs  es  mir,  nach  so 
lange  fortgesetztem  Nachdenken,  noch  nicht  ge¬ 
lungen  scy,  meine  Ansichten  in  der  Form  darzu- 
stellen ,  welche  ihnen ,  neben  den  scharfsinni- 
gen,  gründlichen.  Entwickelungen  meines  Freundes 
Feuerbachs  zu  stehen,  erlaubte,  —  wie  konnte 
ich  mich  wundern,  dafs  das  Publicum  dem  glän¬ 
zenden  Scharfsinne  eines  Mannes  huldigte,  welchem 
ich  mit  gleichem  Scharfsinne  zu  begegnen  viel¬ 
leicht  überhaupt  unfähig  bin!  Als  ich  aber  auch 
die  denkendsten  Köpfe  die  Praventionstheoric  ver¬ 
dammen  sah,  als  von  Almen  dingen  seine  frü¬ 
here  Vertlicidigung  dieser  Theorie  öffentlich  be¬ 
reute,  alsStiibel  selbst  öffentlich  die  Theorie 
verwarf,  auf  welche  er  mich  geführt  hat,  als 
ich  endlich  gar  von  den  Revisoren  des  Criminal- 
rcchts  in  der  Leipziger  Literaturzeitung  meinen 
Freund  Tittmann  darum  öffentlich  bemitleidet 


XIV 


Nachtrag. 

sehen  mufste,  weil  er  noch  einzig  einer  Theorie 
anhange,  von  welcher  man  nicht  einmal  mehr  zu 
reden  brauche,  da  —  ich  kann  diefs  nicht  ber¬ 
gen  ergriff  mich  ein  schmerzlich  beunruhigen - 
des  Gefühl.  Ich  mufste  meinem  eigenen  Verstände 
mifs  trauen ,  der  da  immer  noch  einzig  vollen  Zu¬ 
sammenhang  in  sich  selbst  und  richtige  Subsum¬ 
tion  unter  unbestreitbare  Wahrheiten  zu  finden 
glaubte,  wo  der  von  keinen  Vorurtheilen  gedrückte 
Verstand  der  achtungs würdigsten  Männer  das  Ge- 
gentheil  entdeckte.  Ich  konnte  mich  des  Gedan¬ 
kens  nicht  erwehren,  dafs  cs  denn  doch  wohl 
nui  Vorurtheile  seyen,  welche,  durch  die  natür¬ 
liche  Eingenommenheit  des  Schriftstellers  für  seine 
öffentlichen  Glaubensbekenntnisse  verstärkt ,  sich 
nur  als  Resultate  unb  cs  loch  euer  Vers  tandespn  [fung 
darzustcllcn  schienen,  und  wenn  ich  auch  hier¬ 
über,  bey  einer  wiederholten  noch  strengeren  Re¬ 
vision,  nur  neue  Beruhigung  verschaffte,  so  mufste 
mich  der  Gedanken  niederschlagen,  dafs  das  Pu¬ 
blicum  meine  Vertheidigung  nur  für  das  Product 
des,  besseren  Gebe rzeugun gen  mit  Hartnäckigkeit 
den  Eingang  verwehrenden  Eigendünkels,  und 
mich  selbst  für  zu  Mem  halten  dürfte,  um  mit 
der,  von  dem  Gefühle  wahrer  Gröfse  zeu¬ 
genden  Resignation  dem  höheren  Verdienste  wil- 
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lig  die  Palme  zu  reichen.  Indessen  auch  diese 
Gedanken  durften  mich  nicht  abhalten,  selbst 
auf  die  Gefahr  hin,  unrichtig  beurllieilt  zu  wer¬ 
den,  nur  dem  zu  huldigen,  was  ich  als  Wahrheit 
anzuerkennen  vermag.  Möge  das  Leben,  was  in 
diesem  Ganzen  lebt,  das  Publicum  überzeugen, 
dafs  es  nur  rein  aus  dem  Lebendigen  in  mir  aus¬ 
gegangen  scyn  könne ,  möge  wenigstens  die  Unbe¬ 
fangenheit,  mit  welcher  ich  überall  dem  Besseren 
folgte,  was  mir  andere  gaben,  mich  gegen  unver¬ 
diente  Urtheile  über  meine  Gesinnungen  sichern! 

Giefsen  den  23.  ,Tul.  1805. 


V  o  r  w  o  r  t 

zur  dritten  Auflage. 


JJ  iese  dritte  Auflage  habe  ich  an  einem  dritten 
Orte,  von  allen  meinen  literarischen  Kühlmitteln 
getrennt  und  durch  wichtige  Berufs  -  Geschäfte 
zerstreut,  besorgen  müssen. 

Dieses  zu  meiner  Entschuldigung  bey  denjeni¬ 
gen,  welche  vielleicht  glauben  möchten,  ich  hätte 
mehr  noch  bessern  sollen,  als  ich  gebessert  habe! 


Darmstadt  den  8.  Nov.  1818. 
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* 

Vorwort 

zur  vierten  Auflage. 


'■VWlvwvuv\%-* 


Was  ich  bcy  der  dritten  Auflage  gesagt  habe, 
das  muls  ich  auch  bey  der  vierten  wiederholen. 
Zwar  nicht  mehr  von  meinen  literarischen  Hiilfs- 
miueln ,  wohl  aber  von  den  gewohnten  literari¬ 
schen  Beschäftigungen  getrennt,  habe  ich  bcy  die¬ 
ser^  Auflage  nur  wenig  bessern  können.  "  Wer 
meine  Verhältnisse  kennt,  wird  mich  entschuldi¬ 
gen,  vielleicht  sich  wundern,  dafs  ich  noch  dieses 
zu  leisten  vermogte. 

Darmstadt  den  17.  April  1825. 


U  e  b  c  r  sicht  tl  e  s  G  a  n  ze  n. 


Erster  Th  eil.  Theorie  des  Crmifna]  -  Rechfs. 

Erstes  B  Li  c  h,  Das  allgemeine  CEminalreelit. 

E  rsfe  A  1>  1  li  e  £  1  n  n  g,  Begründung  des  Strafrecht* 
und  des  Strafgesetzes,  S*  4 — 16, 

Z  \v  e  y  t  e  A  h  t.  h  e  i  1  u  n  g.  EntwteKefung  der  ab¬ 
geleiteten  Rechts  -  Sätze* 

Erstes  K  a  p  f  t  eh  Von  der  Natur  der  Ver-  1 
brechen. 

Erster  Titel.  Allgemeine  Bestimm, ni~ 
des  Begriffs  der  Verbrechen  und  der 
drngUNgen  zur  Strafbarkeit  menschlicher 
Handlungen  im  Allgemeinem  $.  17  —  18* 

Zvveyter  Titel.  Von  der  objectiven 
fieschaifenheit  der  Verbrechen  und  den 
daraus  sich  ergebenden  objectiven  Ver¬ 
schiedenheiten  derselben.  S.  18 _ 34„ 

Dritter  Titel.  Von  der  s  objectiven 
Beschaffenheit  der  Verbrechen  und  den 
daraus  sich  ergebenden  «abjectiven  Ver¬ 
schiedenheiten  derselben. 

Erster  Absatz.  Von  der  WJIJkvihr- 
lichkeit  der  auf  liech  Cs  Verletzung  ge¬ 
richteten  Handlung,  als  not^wemlio-ein 
Gharacter  des  Verbrechens.  S,  55—^50. 

Z  w  e  y  t  e  r  A  b  s  a  t  z.  Von  der  Möglich¬ 
keit.  und  Noch wemiigkeit  der  Strafe 
als  wesentlichem  Gharacter  des  Ver¬ 
brechens,  S,  50  —  53. 

*r»  sb 
fl*  *t  \ 


xvm 


Uebersiclu  des  Ganzen. 


Zweytes  Kapitel.  Von  der  Natur  der 
Strafen  und  der  Bestrafung. 

Erster  Titel.  Von  der  Natur  der  Strafe 
und  der  Bestrafung  nu  Allgemeinen* 
S.  53—61.  B 


Zweyter  Titel,  Von  den  einzelnen 
Strafmitteln.  S.  61 — 73, 


Drittes  Kapitel.  V on  dem  Verhältnisse  der 
Strafe  zu  dem  Verbrechen ,  oder  dem 
Mafsstabe  der  Strafen.  S.  73  —  95. 


\  i  e  i  t  e  s  Kapitel.  Von  dem  Strafgesetze. 

Kister  Titel.  Von  dem  Verhältnisse 
des  Gesetzgebers  zu  dem  Strafgesetze. 
S.  94 — 100.  ° 

Zvvey  ter  Titel.  Von  dem  Verhältnisse  des 
Richters  zu  dem  Strafgesetze.  S.  100—105. 

Erster  Abschnitt.  Von  der  A n  wen- 
düng  der  Strafgesetze  im  Allgemeinen* 
S.  104—106.  6 


Zweyter  Abschnitt.  Von  der  An¬ 
wendung  der  einzelnen  Arten  der 
Strafgesetze, 

R  rster  U  n  t  e  r  a  b  s  c  h  n  i  f.  t.  Von  der 
Anwendung  des  be  s  t  i  m  m  t  e  n  Straf¬ 
gesetzes.  S.  101—120. 

Zweyter  Unterabschnitt.  Von 
der  Anwendung  des  unbestimm¬ 
ten,  oder  doch  nicht  ganz  be¬ 
stimmten  Strafgesetzes.  S.  1 20  —  1 25. 

Anhang.  Von  der  richterlichen  An¬ 
wendung  der  Strafgesetze  bey  con- 
curnrenden  strafbaren  Handlungen. 
S*  125 — 126,  B 


Z  w  e  y  t  e  s  B  u  c  h.  Das  positive  deutsche  Criminalrech t. 

Einleitung,  Von  den  Quellen  und  Hilf,  i 
des  deutschen  Criminalreehts,  S.  129  U 


/ 


Ueb ersieht  des  Ganzen.  XIX 

i 

Erste  A  b  t  h  e  i  1  u  n  g.  Von  Verbrechen  und  Stra¬ 
fen  im  Allgemeinen. 

Erstes  Kapitel.  Von  der  Natur  der  Ver¬ 
brechen.  S.  138.  j 

"  ~vr?— 7  — % 

Erster  Titel.  Von  der  objektiven  Be¬ 
schaffenheit  der  Verbrechen  mul  den  dar¬ 
aus  sich  ergebenden  objeetiven  Verschie¬ 
denheiten  derselben,  S,  139 — 148, 

Zweyter  Titel.  Von  der  subjektiven  Be¬ 
schaffenheit  der  Verbrechen  und  den  dar¬ 
aus  sich  ergebenden  subjektiven  Verschie¬ 
denheiten  derselben,  S,  14S — 153. 

Z  w  e  y  t  e  s  Kapitel.  Von  der  Natur  der 
Strafen  und  der  Bestrafung, 

Erster  Titel.  Von  der  Natur  der  Strafe 
und  der  Bestrafung  im  Allgemeinen. 
S.  153—159. 

Zweyter  Titel.  Von  den  einzelnen  Straf¬ 
mitteln.  S,  160  — 168. 

Drittes  Kapitel.  Von  dem  deutschen  Straf¬ 
gesetze, 

Erster  Titel.  Von  den  deutschen  Straf¬ 
gesetzen  in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung 
S.  108—170.  ° 

Zweyter  Titel.  Von  den  deutschen  Straf¬ 
gesetzen  in  Bezug  auf  die  richterliche 
.Anwendung  derselben. 

Einleitung.  S.  170  —  171. 

Erster  Abschnitt.  Von  der  An¬ 
wendung  der  Strafgesetze  im  Ali- 
gemeinen.  S.  171—174. 

Zweyter  Abschnitt.  Von  der  An¬ 
wendung  der  einzelnen  Arten  der 
Strafgesetze. 

Erster  Unterabschnitt.  Von 
der  Anwendung  des  bestimmten 
Strafgesetzes.  S,  17-1—181. 


Usbersichi  des  Ganzen. 


Z  \y  e  y  t  e  r  Unterabschnitt  Von 
der  Anwendung  des  unbesiimnmm 
oder  doch  nicht  ganz  bestimm- 
ten  Strafgesetzes.  S.  181 — 18  2. 

A  n  hang.  Von  der  richterlichen 
Anwendung  der  Strafgesetze  Wv 
.  concurrir  enden  strafbaren  Ilaud- 

langen,  S.  1H2 — 183, 

Zweyte  Abtheilung,  Von  den  einzelnen  Ver¬ 
brechen  und  den  Strafen  derselben. 

Erste  U  n  t  e  r  a  b  t  h  e  1 1  n  n  g,  Von  de n  unmit¬ 
telbar  bürgerlichen  Verbrechen. 

Erster  II  a  u  p  t  a  h  sehn  i  t  r,  Von  deu  Ver¬ 
brechen  gegen  die  Rechte  einzelner  Indi¬ 
viduen. 

Erster  Unterabschnitt.  Von  den  de- 
ternmiirten  Verb  rechen  gegen  Einzelne. 

Erstes  Kapitel.  Von  den  verbreche¬ 
rischen  EigenthmusbeeintrHchtignngen. 
S.  184—185, 

Erster  Titel.  Von  den  Eigenthums- 
beeihtrSchtrgungen  aus  gewinnsüch¬ 
tiger  Absicht,  S.  185. 

Erster  Abschnitt,  Von  der  ge¬ 
winnsüchtigen  Eigen  thmusbeein- 
trächtignng  durch  eigenmächtige 
Besitzergreifung  körperlicher  Sa¬ 
chen, 

Erster  Unterabschnitt*  Von 
der  eigenmächtigen  Besitzergrei¬ 
fung  beweglicher  Sachen* 

Erster  Absatz.  Von  dem 
Diebstähle.  S>  186— 211. 

Z  \y  e  y  t  e  r  Absatz,  Von  dem 
Raube,  S,  211. 

Zweyt er  Unterabschnitt.  Von 
der  ei  genmächt  i  gen  Be  si  t  z  er- 


Ueba-üieht  des  Ganzen, 
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greif  uog  unbeweglicher  Sachen» 
S.  '2-1 1-  2 12, 

Zwevter  Abschnitt.  Von  der 
gewinnsüchtigen  Besitzergreiftm 
dliiie  eigenmächtige  Ergreifui) 
der  Dete.nt.ion  körperlicher  Ss 
eben,  S.  212—215, 

Zweiter  Titel.  Von  den  Eigen- 
thumsheeinträclHi’gungen  ohne  ge¬ 
winnsüchtige  Absitht.  S,  215  —  217, 

<  t 

Zwe.ytes  Kapitel.  Von  den  Ver¬ 
letzungen  der  Ehre  und  der  Rechte 
in  Ansehung  des  guten  Namens.  Inju¬ 
rien  und  Verlä  um  dangen.  S/217 — 242, 
Drittes  Kapitel.  Von  den  Verbre¬ 
chen  ,  welche  die  Frey  heb  des  Men¬ 
schen  in  Ansehung  seines  Körpers  und 
Entschlusses  vorübergehend  beschrän¬ 
ken.  Von  Gewalttätigkeiten  und  Er¬ 
pressungen. 

Erster  Abschnitt.  Von  den  Ge¬ 
walttätigkeiten  und  Erpressungen 
im  Allgemeinen.  S.  243 — 245. 

Z  w  e  y  t  e  r  A  b  6  c  h  n  i  1 1.  Von  den 
gesetzlich  ausgezeichneten  t  mit  be¬ 
stimmter  Strafe  bedrohten  Gewalt¬ 
tätigkeiten. 

Erster  Unterabschnitt,  Von 
dem  Raube.  S.  246 — 250. 
Zweyter  Unterabschnitt.  Von 
der  Nothzuclu,  S.  250  —  255, 
Dritter  Unter  absoh  ui  1 1,  Von' 
der  Entführung.  S.  255— 260. 

Viertes  Kapitel.  Von  den  Verbre¬ 
chen  ,  welche  che  Gesundheit  des 
Menschen  verletzen. 

Erster  Ahachni  tt.  Von  den  Ge¬ 
sundheitsverletz  nngen  im  Allgemei¬ 
nen.  S,  260 — 263, 


bß  hf) 
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Uebersicht  des  Ganzen. 


Z  vrey  ter  Abschnitt.  Von  den  ge¬ 
setzlich  ausgezeichneten  Gesund' 
heils  verletz  uw  ven. 

D 

Irrster  U  n  t  e  r  absc  h  n  i  1 t,  Von 

der  Vergiftung,  S.  263  —  266. 
^\yeyter  Unterabschnitt.  Von 
tler  Unfruchtbarmachung.  S,  266 
—  267. 

Fünftes  Kapitel.  Von  den  Verbrechen) 
wdche  die  äufaere  Freiheit  des  Men- 
scJien  a ul  lieben  ,  oder  fortdauernd  be¬ 
schränken.  S.  267  — 269. 

Sechstes  Kapitel.  Von  den  Verbre¬ 
chen  }  welche  den  Menschen  des  Le¬ 
bens  berauben. 

Erster  Abschnitt,  Von  dem  Ver¬ 
brechen  der  Tödtung  im  Allgemei¬ 
nen.  S.  270—282. 

Zweyler  Abschnitt.  Von  de» 
durch  besondere  Namen  ausgezeich- 
Beten  T  öd  tun  ge«. 

Erster  Unterabschnitt,  Von 
dem  Raubmorde.  S.  2S2— 2S3. 

Z  w  e  y  te  r  Unterabschnitt.  Von 
dem  Ban  di  teil  morde.  S.  283 — 284. 

Dritter  Unterabschnitt.  Von 
dem  Meuchelmorde.  S.  285— 28  7. 
Vierter  Unterabschnitt,  Von 
dem  Verwandten  morde. 

Erster  Titel.  Von  dem  Ver- 
wandtenmorde  im  Allgemeinen. 
S.  287-288. 

Z  w  e  y  t.  e  r  Titel.  Von  dem  Kin¬ 
dermorde  und  der  Abtreibung 
der  Leibesfrucht.  S.  288 — 297. 

Anhang.  Von  dem  Selbstmorde 
und  der  Selbstverstümmelung. 
S.  297.  299.  ° 
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Zweyter  U  titer  a  I»  s  e  h  n  i  tt.  Von 
den  iiideterminirten  Verbrechen 
gegen  Einzelne.  S.  299. 

Erstes  Kapitel.  Von  ■  der  Kin- 
deraussetzung,  S.  300 — 302. 

Zweytes  Kapitel.  Von  den 
]'  äUchungen  und  ßetrügereyen. 
S.  302—309, 

Insbesondere. 

J.)  Von  dem  Meineide, 

S.  309— 3t 2. 

Ib)  Von  der  Fraevarication. 
S.  312—314. 

III. )  "Von-  der  Calumnie. 

S.  314—316. 

IV. )  Von  der  Concussion, 

S.  316-317. 

w  e y  t  e  r  II a  u  p  t  a  b  sch  n  i  1 1.  Von  den  ge- 
mein  gefall  rl  icben  Verbrechen, 

Erstes  Kapitel.  Von  den  gern eiugefährlicben 
Verb  reellen  im  Allgemeinen.  S.  3 1  7—519. 

Zweytes  Kapitel.  Von  den  gesetzlich 
ausgezeichneten  gemeingefährlichen  Ver¬ 
brechen. 

Erster  Titel.  Von  den  gesetzlich  aus¬ 
gezeichneten  gemeingefährlichen  Ge¬ 
walttätigkeiten. 

I. )  Lanelfriedenshruch.  S,  320  —  322. 

II. )  Landzwang.  S.  322 — 323. 

Zweyter  Titel.  Von  den  Injurien  in 
Ansehung  der  lleligiou.  Insbesondere 
von  der  Blasphemie,  der  Beleidigung 
der  kirchlichen  Diener  Und  der  Stö¬ 
rung  des  Gottesdienstes.  S.  323  —  328. 

Dritter  Titel.  Von  der  Brandstiftung. 
S.  328—332. 
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Uehersidit  des  Ganzen. 


* 

.. 
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Vierter  Titel.  Von  den  geselzlbh 

ausgezeichneten  gemeingefährlichen  I'iii- 

scluingfeu. 

© 

I.)  Münzfälschung.  S.  3 S  >  —  359. 

U.)  AVeinfhlsdmng,  S.  359 — 3-10. 

III.)  Bauarjueroat.  340 — 311. 

Dritter  H  a  u  p  t  a  li  s  c  h  n  i  t 1.  Von  dein  Ver¬ 
brechen  gegen  den  Staat. 

Erste  A  bthe  il  un  g,  I  nn  den  gemeinen 
Verbrechen  gegen  .den  Staat.  $.3  11  —  5  15. 

Erstes  Kapitel.  \  on  den  MajesUiu- 
ver  breche  in , 


E  r  ster  Titel.  \  on  der  Mäjesiäl  s  Ver¬ 
nichtung  und  dem  lloehverrathe. 
S.  313  —  352. 


Zweyter  Titel.  Von  dem  Ver- 
h  rechen  der  beleidigten  Majestät. 
S.  352—356. 


Zweytes  Kapitel.  Von  den  Verbre¬ 
chen  gegen  einzelne  Zweige  der  Staats¬ 
gewalt.  $,  356 — 358. 

Erster  Titel.  Aon  der  Amtserschlei¬ 
chung.  S.  35S —  56 1 * 

Zweyter  Titel.  Aon  der  unerlaub¬ 
ten  Selbsthilfe  und  dem  Duelle. 
S.  561—368. 


Dritter  Titel.  Von  der  Befreyung 
der  Gefangenen,  S.  568  —  571. 

Vierter  Titel.  Von  der  AVider- 
set:?JicIike;t  gegen  die  Obrigkeit, 
dem  Aufruhr  und  dem  Tumulte. 
S.  371—374. 

Zweyte  Al, ll,.!]„  .  Vo„  ,, 

re«  Verbrechen  gcgt.„  (le„  ^ 
brachen  der  Staatsbeamten.  374—3:76 


Uüfcersieht  dos  Ganzen. 
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I. )  Crimen  repetun  dar  ui».  S.  376 — 378. 

II. )  Crimen  de  residuis.  S.  378  —  380. 

Zvreyte  U  n  t  er  a  b  tlie  ilu  ng.  Von  den  Po- 
lizey verbrechen.  S.  381.  382. 

Erstes  Kapitel.  Von  den  dem  gemeinen 
physischen  Wohlstände  nachteiligen  Poli- 
zey verbrechen, 

I.)  Zinswucher.  $.  $83 — 385. 

JI.)  Dardanariat.  S.  385.  386. 

III. )  Aufkauf  der  Früchte  auf  dem  Hal¬ 

me.  S.  387. 

Z  w  e  y  t  e  s  Kapitel.  Von  den  dem  gemei¬ 
nen  intellectuellen  Wohlstände  nachthei- 
ligen  Polizey  verbrechen,  S.  387 — 389. 

Drittes  Kapitel.  Von  den  Fleischesver¬ 
brechen.  S.  389—  393. 

Erster  Abschnitt.  Von  den  eigentli¬ 
chen  Fleisches  verbrechen. 

Erster  Titel,  Von  den  eigentlichen 
Fleischesverbrechen  durch  naturge- 
mäfseu  Bey schlaf. 

Erster  Absatz,  Von  den  einfachen 

Fleischesverb  recdien  durch  naturge- 

niäfsen  Bevschlaf. 

► 

I. )  Schändung  und  Fornication.  S.  39)  — 

396. 

II. )  Concubinat.  S.  396.  397. 

Z  w  e  y  t  e  r  A  b  s  a  tz.  Von  den  tfualifi- 
cirteu  Fleisches  verbrechen  durch  na« 
turgemiifsen  Beyschlaf. 

Erster  t  J  n  f.  e  r  a  h  s  a  t  r .  Von  dem 
Ehebrüche.  $,  397. — 403. 
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Uehersidu  des  Ganzen. 

Z\Y eyter  U  n  t  e  r  a  b  s  a  t  z.  Von 

der  Bigamie.  S.  403—407. 

I)  1  i  1 1  e  r  U  n  te  r  a  b  s  a  1 7,,  Von  der 
Blutschande.  S.  408 — 412. 

ZvYeyter  Titel.  Unnatürliche  Flei¬ 
sches  verbrechen.  S.  412— 4M. 

Z\vey  ter  Abschnitt.  Von  der 
Kuppel  ey  und  HureuwirthsehaJt't. 
S,  414—417. 

Anhang.  Von  blofsen  Drohungen. 
S,  418, 


Z weyter 

cesses. 


Th  ei  1,  Theorie  des  Crimlnalpro- 


Erste  A b  t  h  e  i]  n  n  g.  IVaelimmarlehre  von  der  Cri- 
nmialgerichtsbarkeit  und  den  Criminalge richten. 

Erst  e  s  K  a  p  it  e  1,  V on  der  Criminalgerichtsbarheit. 

S,  419-427. 

Z  wey  tea  Kapitel,  Von  dem  Criminalgerichte. 
S.  427—433.  D 

Dnttes  Kapitel.  Von  der  Zuständigkeit  der 
U-mnnalgerichte,.  S.  433—441, 

Z  w  ey  te  A  b  t  heil«  ng.  Theorie  des  Criminalpro- 
cesaes  seihst.  1 

Er. t.r  Abschnitt.  Ttorre  de, 

im  Allg^memea*  1 

E  r  s  te  s  K  a  pi  te  3.  Von  dem  Begriffe ,  den  Be- 
sta  mit  heilen  und  den  Eimheilungen  des  Crhui- 
nalprocesses,  S,  441—448,  ö 

ZWTeTyte.n  ■  Nä,le,'s  dar 

Ilaupttheile  des  Crimmalproeesses  im  Äll.e- 
meinen.  ö 

Erst  e  r*  T 1  t  e  h.  Von  der  richterlichen  Unter¬ 
suchung  rni  Allgemeinen.  S.  448.  4M. 
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Erster  Absatz.  Von  den  Beweismitteln 
und  der  Kraft  derselben. 

Erster  Unterabsatz,  Von  Zeugenaussa- 

'  gen.  S.  452—457. 

Zweyter  U  nterabsatz.  Von  den  Be¬ 
kenntnissen.  S.  457  —470. 

Dritter  Unterabsatz.  Von  den  Urkun¬ 
den.  S.  470-473. 

V  i  er  t  er'  Um  ter  ab  sa  t  z.  Von  den  mit  den 
Bu  weifsgegenständen  verbundenen  Tliatsa- 
eben ,  insbesondere  von  den  Anzeigen, 
S.  473—489. 

Zweyter  Absatz.  Von  der  richterlichen 

Aufnahme  des  Beweifses.  S.  489 — 491. 

Erster  Unterabsatz.  Von  der  Beweis¬ 
aufnahme  im  Allgemeinen. 

I. )  Theorieder  Augenscheine.  S.  49.1 — 496. 

II. )  Theorie  der  Verhöre.  S,  497—509. 

Zweyter  Unterabsatz.  Von  der  Be¬ 
weisaufnahme  in  Beziehung  auf’  die  ein¬ 
zelnen  Be wei fsgegen s t ä 1 1 de  und  den  noth- 
vvendigen  Bedingungen  für  dieselbe. 
S.  510  —  539. 

Dritter  Absatz,  V on  den  Be  weifsergäu« 
zungsmittein. 

I. )  Confroutationeu,  S,  540  —  544 

II. )  Tortur.  S.  545 — 550. 

III. )  Ilemigungsfcid.  S.  550.  551. 

Zweyter  Titel,  Von  der  Vertheidtguiw. 

S.  552—559.  b 

Dritter  Titel,  Von  den  richterlichen  Ver¬ 
fügungen  und  Sentenzen«  S.  559 — 580, 
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Ueb ersieht  des  Ganzen, 


Drittes  Kapitel,  Von  den  Gründen ,  welch6 
die  Möglichkeit  eines  Criminalprocesses  aui'he- 
ben,  S.  560  —  585. 

Zweyter  Abschnitt.  Theorie  der  Ilaupt- 
iormen  des  Crinunalprocesses, 

Erstes  Kapitel.  Theorie  des  Anklagepro- 
cesses,  S,  586 — 594. 

Zweytes  Kapitel.  Theorie  des  inquisito¬ 
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Erster  T  h  e  i  1. 

The  o,r  i  e  des  Criminal  -  Rechtes. 


Erstes  Buch. 

Das  allgemeine  Criminal -  Recht. 


Aufscr  den  unt.cn  anzuzcigenden  Schriften  über 
die  Criminal  gesetzgeb  ung  und  aufs  er  den  com- 
pendiarisclien  Darstellungen  gehören  hierhin: 

H  e  g  nt  E  n  g  e  I  h  a  r  d  Versuch  eines  allgemeinen  peinlichen  Rechts# 
Eft,  und  Leipz,  1756*  8* 

G,  A,  Kl  ei  n  s  c  hr  o  d  Entwickelung  der  Grundbegriffe  und  Grund¬ 
wahrheiten  des  peinlichen  Rechts,  3  Tkeilc  2te  Aufl.  Erl, 

1799, 

C  h.  C*  S  t  \\  h  e  t  System  des  allgemeinen  peinlichen  Rechts,  Iter 
xir  2ter  Band,  Leipz*  1795,  (unvollendet) 

P*  J,  A,  Feuerbach  Revision  der  Grundsätze  und  Grundbe¬ 
griffe  des  positiven  peinlichen  Recht«,  2  öändc  1799  und 

1800. 

womit  zu  verbinden 

A*  F*  3\  T  h  1  b  a  u  t  Beytrage  znv  -Critlk  der  Feuerbach  scheu 
Theorie  über  die  Grundbegriffe  des  peinlichen  Recht»,  Hain-* 
bürg  1802# 

Zacharias  Anfangsgründe  des  philosophischen  Criminal  rechts, 
Leipz,  1805, 

Schulze  Leitfaden  der  Entwickelung  der  philosophischen  Priu-* 
dpien  des  bürg  erb  und  peinh  Rechts*  Gott,  l8l3* 
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Erste  A  b  t.  h  c  i  1  u  n  g. 

Begründung  des  Strafrechtes  und  S t ra fg e sc t z es. 


P,  J.  A.  Feuer)) ach:  Ist  Sicherung  vor  dem  Verbrechen  Zweck 
der  Strafe  y  und  ist  Strafrecht  Priiventionsredit  ?  in  meiner 
Bibliothek  für  das  peinliche  Hecht,  8,  I,  St,  2,  n,  1, 

dagegen 

Meine  Abhandlung:  Heber  die  Begründung;  des  Strafrechts  und 
der  Strafgesetzgebung 5  nebst  einer  Entwickelung  der  Lehre 
von  dem  Mafsstabe  der  Strafen,  Giessen  1791?, 

gegen  -welche  Schrift  eine  andre  von 

F*  J.  A,  Feuerbach  über  die  Strafe  als  SicherungsmUtel  vor 
künftigen  Beleidigungen  des  Verbrechers,  Chemnitz  lÖüO* 

gerichtet  ist,  wogegen  ich  eine  berichtigte  Dar¬ 
stellung  meiner  Ansicht  in  einer  Abhandlung  : 

Sollte  es  dann  wirklich  kein  Zwangsrecht  zur  Prävention  gehen? 
in  meinem  Magazine  für  die  Philosophie  und  Geschichte 
des  Hechts  und  der  Gesetzgebung.  B,  I,  St.  1L  ut  V, 

zu  liefern  angefangen  habe. 

Ausserdem  gehören  noch  vorzüglich  hierhin  : 

C.  H,  Gros  Diss.  de  notioae  ppcnaruni  forensium,  Isi'l*  1798. 

L*  Harscher  von  Al  mendinge  n  Versuch  über  das  Priucip 
des  Strafrechts  ?  in  meiner  B  i  b  1 1  o  t  h  e  k  B,  I.  St,  3,  n.  3, 

Derselbe  Darstellung  der  rechtlichen  Imputation,  Glessen 

1803- 

Arelnv  des  Criimnäl rechts  von  Klein  und  KTeroschrod  (neu¬ 
erdings  auch  Konopak  )  B,  II.  St.  3,  n.  5,  B,  UL  St,  4* 
n.  6,  B,  V,  St,  1,  n,  5,  St,  3,  n,  9. 

Gutjahr  Strafe  und  Bestrafung,  Leipzig  3800, 

C,  D  res  ler  über  das  Yerhaltnifs  des  Hechts  zum  Gesetze, 
Berlin  l803.  insbesondere  S,  89,  folg, 

Schneider  über  das  Princip  des  Strafrechts,  Giefsen  1806, 

U  nt  erli  oh.ne  l1  (in  deu  juristischen  Abhandlungen,  München 
18100  ur.  III, 
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G,  Häusel  über  Jas  Princip  des  Strafrechts*  Lripz*  1Ö11. 

Borst  Versuch  einer  neuen  rein  rechtlichen  Darstellung  des 
Strafrechts.  Nürnberg  1Ö11* 

^  a  fi  u  g  er  über  die  Idee  einer  Ciiiainalgesetzeebung 
Tübingen  iÖil,  605 

C,  1  b.  \V  «Icker  die  letzten  Gründe  von  Recht  ,  Staat  tttul 
Strafe,  Giessen  ldl3* 

Hp  l-öck  de  fine  poems  proposllo,  Oroning,  iBl9, 

E,  S  pao  je  u  berg  über  die  sittliche  und  bürgerliche  Besserung 
dei  \  erb i;e eher  mittelst  des  Pünitentiarsjsteins ,  als  den  ernzi- 
geji  zulässigen  Zsvcck  jeder  Strafe.  Frei  nach  dem  EugHs^en* 
Landshut  1Ü21. 
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5*  i- 

ß io  Idee  eines  rechtlichen  Zustandes  fordert, 
dafs  ein  Jeder  auf  das  Entferntbleiben  reehtsver- 
lctzendcr  Handlungen  seiner  Nebcnmcnschcn  solle 
rechnen  können. 

Dieses  ist ,  da  der  Willen  die  Handlungen 
der  Menschen  leitet ,  nur  dann  möglich ,  wenn 
man  darauf  rechnen  kann  ,  dafs  der  Willen  der 
Menschen  in  allen  Momenten  gegen  das  ^  Un¬ 
recht  und  für  das  Recht  werde  bestimmt 
werden. 

Dieses  aber  ist  nur  dann  möglich,  wenn 
man  darauf  rechnen  kann,  daß  (ler  willen  der 
Menschen  in  allen  Momenten  genügende  Motive 
gegen  das  Unrecht  finden  werde. 

Derjenige ,  von  welchem  es  gewifs  ist,  dafs 
bey  ihm  nicht  auf  die  Wirksamkeit  genügender 
Motive  gegen  unrechtliche  Willensbestiinmungen  m 
rechnen  sey ,  befindet  sich  daher  in  einem  wirk¬ 
lichen  Widerspruche  gegen  die  Forderungen  der 
Rechts  -  Idee  und  was  zur  Entfernung  dieses  Wi¬ 
derspruchs  gehört ,  das  mufs  als  zu  den  I1  orde- 
rungen  dieser  Idee  zusammenstimmend  betrach¬ 
tet  werden. 

§.  '2. 

Aus  welchen  Gründen  der  Willen  der  Men¬ 
schen  auf  die  der  Rechtsgeselzgebung  gemäfse 
Art  bestimmt  werde  ,  das  ist ,  um  sich  einen  ge¬ 
sicherten  Zustand  allgemeiner  äufscren  Frey- 
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heit  als  begründet  denken  zu  können ,  gleich¬ 
gültig.  Kein  mögliches  Motiv  ist  daher  der 
Reel i tsgesc tzgebung  entgegen  und  durch  sie  aus¬ 
geschlossen.  (a) 

(a)  Moralität  —  als  die  Xlebereinsiimmung  der  iuticren  Ilnnd- 
luüg  {  Gesinnung  )  mit  den  Forderungen  der  pi-ac tischen  Vcr- 
mmftgeseUgebung  —  ist  daher  in  der  Rechtsichre  überhaupt, 
und  so  auch  in  dem  Cri.rai  na  hechle  ,  ohne  Bedeutung. 

S-  3. 

Zwang,  als  äufseres  Motiv  zur  Willens- 
bestimmung  und  zum  Handeln,  ist  daher  nicht 
nur  der  R  e  eh  tsgese  tzgebung  nicht  zuwider  ( §.  2.), 
also  rechtlich,  sondern  cs  kann  sogar,  da  auf 
die  innere  reine  Triebfeder  eben  so  wenig, 
als  aut  die  äufscrc  Triebfeder  der  Belohnun¬ 
gen  i  m  A 11  g  e  m  c  i  n  «  n  g e  r  e  c  h  n  e  t  werden  kann, 
nur  darin,  dafs  jedem  W ider spruchc  gegen  die 
Forderungen  eines  rechtlichen  Zustands'  das  Mo¬ 
tiv  des  Zwangs  entgeg^hstelie  ,  eine;  mögliche  Ga¬ 
rantie  für  das  Bestehen  des  rechtlichen  ; Verhält¬ 
nisses  gefunden  werden. 

§■  4. 

Da  der  Idee  des  rechtlichen  Zustandes  nicht 
blofs  die  wirkliche  Rc eh ts vcrlc t züng  ,  sondern 
auch  die  Gewifsheil ,  dafs  man  bey  einem  Men¬ 
schen  nicht  auf  das  Daseyn  genügender  Motive 
gegen  üinrech  tl-iclu;  Willensbestimmungcn  recii- 
nen  könne,  (§.  i.)  widerspricht,  so  kann  der 
zur  Erhaltung  des  rechtlichen  Zustandes  erlaubte 
und  nothwendige  Zwang  ( §.  3.)  keineswegs 

darauf  beschränk  t  seyn ,  durch  Aufhebung  des 
aus  der  Reehtsveiic tzung  fließenden  Schadens, 
die  Integrität  der  verletzten  Rechte  wieder  her- 
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zustellcn  (  En  t  s  e  h  a  d i g  u  ng  s z w auf;  zu i'  V i n- 
dieation  nebst  Leistung  des  Interes¬ 
ses,  oder  zu  Leistung  eines  Aeq  ui  valen¬ 
tes),  sondern  cs  mufs  derselbe  auch  die  Aufhe¬ 
bung  der,  aus  dem  Mangel  einer  begründeten 
Rechnung  auf  rechtliche  Willensbesimnuungen  der 
Menschen,  hervorgehenden  Gcfalir  zu  seinem 
Gegenstand e  haben  (Siolicru n g s - P r ii vcnlion s- 
D  e f e ns  i  o  ns  -Zwang  ). 

S-  .  5. 

Da  die  ,  durch  den  Defensionszwang  zu  ent¬ 
fernende  Gefahr  in  dem  Grade  verschieden  seyn 
bann  und  in  wahre  JN’oth  über  gellt ,  wenn  aus 
dem  Mangel  der  Willcnshestiminung  für  recht¬ 
liches  Handeln  der  Entschluß  zu  einer  besinn  in¬ 
ten  Rechtsverletzung  zur  Ausführung  gereift  ist, 
so  kann  auch  der  Defensionszwang  bald  als  Mit¬ 
tel  zur  Aufhebung  des  bezeichneten  Noihzu- 
s  Landes  (Zwang  zur  IN  o  thwehr)  ,  bald  als 
Mattel  zur  Vernichtung  ei  ne  r  c  n  t  fe  r  n  I.  e  r  e  n  <  1  e- 
f  ah  r  ersehe  inen  (  Dcfensi  ons  -  P  raven  tio  n  s- 
zwang  im  engeren  Sinne). 

§.  6. 

Rechtlich  begründet  w  i  rd  der  Präven- 
lionszwang  dadurch,  dafs  man  auf  das  für  das 
rechtliche  Vcrhältnifs  erforderliche  ( §.  J . )  Da- 
seyn  genügender  Motive  gegen  unrechtliche  Wil- 
lensbc Stimmungen  hey  einem  Mensehen  nicht 
rechnen  kann  und  dieser  daher,  so  lange  dieser 
Zustand  unverändert  bleibt,  als  stets  Gefahr 
drohend  (§.  4.  u.  5.)  erscheint 

Die  Gewifsheit ,  dals  auf  die  Wirksamkeit 
genügender  Motive  gegen  unrcch tlichc  Willcnsbe- 
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Stimmungen  nicht  zu  rechnen  sey ,  kann  sich 
entweder  aus  der  Natur  eines  Zustandes ,  in  •wel¬ 
chem  der  Mensch  der  Fähigkeit  zu  freyen  Willens¬ 
bestimmungen  überhaupt  beraubt  ist,  entwickeln, 
oder  aus  dem  wirklichen  Handeln  des  zu  freyen 
Willensbestimmungen  Fälligen  hervorgehen  (a). 
Da  nämlich,  wenn  die  Voraussetzung,  dafs  man 
bey  einem  zu  freyen  Willensbcslimmungen  fälligen 
Menschen  auf  die  Wirksamkeit  genügender  Mo¬ 
tive  gegen  unrechtliche  Wiiiensbestimmungen  rech¬ 
nen  könne ,  sieh  als  gegründet  bewähren  sollte, 
es  gänzlich  unmöglich  seyn  würde  ,  dafs  je  eine 
wirkliche  rechtswidrige  Wille  ns  bestimm ung 
dieses  Menschen  entstände,  so  liegt  in  jeder 
willkührlichen ,  versuchten  oder  vollende¬ 
ten,  Rechtsverletzung  der  unzweydeutige  Beweis 
des  Daseyns  des  rechtlichen  Grundes  zum  Präven¬ 
tionszwange,  und  dieser  ist  daher  bey  jeder  vol¬ 
lendeten  Rechtsverletzung  sowohl  als  bey 
jedem  Versuche  einer  solchen  selbst  alsdann 
noch  rechtlich  begründet ,  wenn  schon  dort  von 
dem  Entschädigungszwange,  hier  von  dem 
Zwange  zur  N o t h w e h r  Gebrauch  gemacht  wo r- 
den  ist,  in  so  ferne  nämlich  durch  die  hierzu 
gebrauchten  Mittel  nur  der  Zweck  der  Entschä¬ 
digung  oder  der  Abwendung  der  Noth  erreicht 
worden  ist. 

(a)  In  jenem  Falle  erscheint  der  Mensch  als  hlos  physisches, 
in  diesem  als  f  r  e  y  e  s  {willkuhrliclies)  Hindemifs  der 
rechtlichen  Frey  heit, 

§*  7. 

Der  rechtliche  Zweck  des  Präventions¬ 
zwanges  ist:  durch  Aufhebung  seines  Grundes  den 
Zustand  der  Gefahrlosigkeit  her zus teilen. 
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Dieser  Zweck  kann  erreicht  werden 

1)  durch  die  Aufhebung  der  physischen 
Möglichkeit,  Rechtsverletzungen  zu  begehen 
(ab  so  lute  Sicherungs  mittel). 

2)  durch  Abschreckung.  Da  der  Mensch 
nämlich,  als  sinnliches  Wesen,  durch  die  Vor¬ 
stellung  des  Angenehmen  zum  Begehren,  durch 
die  Vorstellung  des  Unangenehmen  zum  flie¬ 
hen  ihres  Gegenstandes  bestimmt  wird,  so  kann 
dadurch,  dais  man  jene  oder  diese  Vorstellung 
2u  der  stärkeren  eihebt,  der  Mensch  zu  Willens¬ 
bestimmungen  und  Handlungen  angelockt  und 
von  denselben  abgeschreckl  werden.  Er  wird 
daher  auch  von  der  Aeufserung  eines  nicht 
legalen  Willens  abgeschreckt  werden  ,  wenn  die 
mit  dieser  Aeufserung  verknüpften  Uebcl  dfc  Vor¬ 
stellung  der  unangenehmen  Folgen  derselben  zur 
überwiegenden  erheben. 

Das  Präventionsmittel  der  Abschreckung  kann 
nur  gegen  willkührliche  Gefahr  Drohende  ge¬ 
braucht  werden  und  wird  hier  in  der  Regel  darum 
rechtlich  gebraucht  werden  müssen ,  weil  kein 
Zwangsühel  weiter,  als  es  für  seinen  Zweck  noth- 
wendig  ist ,  gerechtfertigt  werden  kann ,  im  All¬ 
gemeinen  aber  es  an  sinnlichen  Ueheln  nicht 
fehlt ,  durch  welche  man  die  Vorstellung  der 
üblen  Folgen  der  Illegalitäten  zur  überwiegenden 
zur  erheben  vermag. 

Die  absoluten  Sich  erungs  mittel  zur  Prä¬ 
vention  dagegen  sind  die  einzigen,  welche  dem  blofs 
physischen  Hindernisse  der  Freyheit  entgegen  ge¬ 
stellt  werden  können,  gegen  willkührliche  Stö¬ 
rer  der  rechtlichen  Frey! reit  aber  werden  sic 
nur  alsdann  rechtlich  gebraucht  werden  dürfen, 
wenn  ,  in  aufs  er  ordentlichen  Fällen ,  nach  unser  a 
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Erfahrungen  über  den  Menschen ,  keine  sichere 
Rechnung  auf  die  Wirksamkeit  der  abschrecken¬ 
den  Mittel  gegründet  werden  kann, 

$.  8. 

Obgleich  der  bisher  entwickelte  Prä ven lions¬ 
zwang,  in  so  ferne  er  gegen  willkührlich  Gefahr 
Drohende  gerichtet  ist,  nur  durch  die  versuchte 
oder  vollendete  wiUkührliche  Rechtsverletzung 
rechtlich  begründet  wird  (§.6.),  so  läfst  sich 
doch  leicht  einsehen,  dafs  die  von  dem  recht¬ 
lichen  Bcwufstsevn  des  Menschen  unzer trenn- 

4/ 

liehe  Vorstellung  dieses  rechtlichen  Zwanges,  in 
so  ferne  dieselbe  durch  keine  Ne h en vo rste  1 1  ungen 
geschwächt  wird ,  schon  zum  Voraus  die  näm¬ 
liche  Wirkung  auf  das  Begehrungsvermögen  haben 
müsse  ,  welche  der  durch  seine  Ausübung  erzeug¬ 
ten  Vorstellung  zugeschrieben  werden  kann.  In 
jedem  Momente,  in  welchem  das  rechtliche 
Bcwufstgeyn  nicht  erloschen  ist,  mufs  sich  mit 
der  Vorstellung  der  sinnlichen  Lust  an  oder 
aus  der  illegalen  Handlung  die  Vorstellung  der 
grösseren  sinnlichen  Hebel  verbinden,  welche 
der  andre  als  Folge  an  die  illegale  Handlung  zu 
knüpfen  befugt  ist,  und  so  mufs  der  Präven¬ 
tionszwang  in  jedem  Momente  prävenirend  wir¬ 
ken  und  das  Bestehen  des  rechtlichen  Zustandes 
Yerb.ürgen  (a), 

£a)  In  so  ferne  kann  man  mm  allerdings  sagen  f  dafs  die  Strafe, 
wenn  in  ihr  eine  Garantie  des  rechtlichen  j  Zustandes 
fnnden  werden  solle  v  durch  ein  Gesetz  an  die  illegale 
Handlung  geknüpft  seju  müsse.  Dieses  ist  sie  wirklich  da¬ 
durch,  dafs  der  Fräveati  emszwang  al$  rechtlicher  (der  Hechu- 
gesetzgebung  entsprechender )  Zwang  i  uaehgezeigt  wor¬ 
den  ist* 
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§•  9. 

Prävemionsübcl ,  gegen  w i  11  k  uhr J  i  c Ji c 
Störer  des  rechtlichen  Verhältnisses  ge¬ 
braucht,  nennt  rn an  (a)  rechtliche  St r a fe n, 
"welche  demnach  theils  abschreckende,  theils 
absolute  Sicherheits-Strafen  sind  (§.  7.),  Das 
Hecht,  dem  willki'ihrlichen  Störer  der  rechtlichen 
Frey  heit  durch  Präventionsüb el  zu  begegnen  ,  ist 
das  Strafrecht,  welches,  durch  die  aus  dem 
Bewufstscvn  des  Piechtsgcsetz.es  sich  erzeugende 
Vorstellung  seiner  Existenz,  sich  als  Strafdro¬ 
hung  (b)  ankündigt  ( §.  9.). 

(a)  Die  durch  den  Sprachgebrauch  bestimm  Len  Charactere  des 
Begriffs ;  Strafe  enthalten  nichts,  was  uns  verböte,  Pni- 
ventionsübei  mit  diesem  'Worte  zu  bezeichnen.  Im  rulge- 
gengesetzte ti  Falle  würde  der  Begriff  der  Strafe  aufilüreu 
müssen  ,  auf  juristische  JRealitat  Anspruch  zu  machen  }  weil, 
aufs  er  den  entwickelten  Arten  des  Zwangsrechts,  es  keine  wei¬ 
tere  geben  kann  ,  Entschädiguugszwang  und  Zwang  zur 
Not  Ix  wehr  aber  durchaus  keine  Subsumtion  unter  jenen  Be¬ 
griff  zulasseu* 

(b)  In  dieser,  in  dem  vorigen  naher  entwickelten  Ansicht 
durfte  vielleicht  der  YereinSgungspunct  meiner  Theorie 
mit  der  Theorie  Feucrhaehs  und  von  Allmendin  ge  us 
liegen , 


S-  10, 

Da  für  die  Ausübung  des  rechtlichen  Zwan¬ 
ges  physische  U  e  b  e  r  rn  a  c  lu  Bedingung  is  t , 
welche  nicht  auf  der  Seite  eines  jeden  Berech¬ 
tigten,  seyn  kann,  da  ferner  die  Verschiedenheit 
dci  individuellen  Ansichten  über  das  Daseyn 
der  Bedingungen  zur  Ausübung  des  Zwangsreelits 
und  über  die  rechtliche  Gränze  desselben  zu 
unauflöfslichcn  Rechtsstreiten  hinführen  müfslc, 
so  folgt,  dafs  in  einem  Zustande,  wo  das  Indi¬ 
viduum  isolirt  neben  dem  Individuum  gedacht 

t  ,  '  '  * 
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■wird,  die  noth  wendigen  Bedingungen  zur  Aus¬ 
führbarkeit  des  Rechtsgesetzes  nicht  zu  finden 
seyen. 

Sollen  diese  Bedingungen  herbeygeführt  wer¬ 
den,  so  mufs,  durch  Verbindung  der  Individuen, 
eine  Gesellschaft  organ ist rt  werden,  in  wel¬ 
cher  volle  Einheit  des  'liech isurthnils  begrün¬ 
det  und  die  Realisirung  dieses  Unheils  in  jedem 
Falle  ,  durch  unüberwindliche,  ilnn  zur  Seite 
stehende  physische  Macht,  verbürgt  wird.  Diese 
Aufgabe  wird  durch  die  Constiluirung  eines  Staa¬ 
tes  gclöfst. 

5-  1 1. 

Durch  d ie  C o nsiituirung  des  ö  f f c  n  1 1  i  c  h e n 
Rieht  er  am  ts  führt  der  Staat  Einheit  des  Unheils 
über  die  Frage  :  ob  und  in  wie  ferne  Zwang  aus¬ 
zuüben  sey  ?  herbey.  Durch  die  Consüiuirung 
der  öffentlichen  Beystanils  macht  sichert 
er  diese  Ausübung  gegen  che  Hindernisse  der  Pri- 
vatgewalt  der  zu  Zwingenden. 

So  wird  denn  auch  die  Ausführbarkeit  des 
Strafzwanges  und  mit  ihr  die  Erhaltung  des 
rechtlichen,  Verhältnisses  in  dem  Staate  durch  die 
Einführung  der  beyden  bezeichne  teil  Anstalten 
möglich  gemacht. 

Soll  indessen  der  Mensch  nicht  genöthigt 
werden ,  bey  der  Unterwerfung  unter  das ,  zum 
Voraus  nicht  erkennbare  Urtheil  des  Öffentlichen 
Richters  ,  sich  blinder  Willkühr  hmzugoben 
und  dieser  seine  Freybeit  ,  welche  (cr  durch  jene 
Unterwerfung  sichern  will,  zu  opfern,  soll  ferner 
selbst  das  Urtheil  des  Richters  über  die  Nothwcn- 
digkeit  des,  in  jedem  einzelnen  Falle  auszuüben- 
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den  Strafzwangs  gegen  die  nicht  immer  verwerf¬ 
lich  erscheinende  Entschuldigung  des  Angcschul- 
digten,  dafs  er  sich  in  seinem  Bewufstseyn 
nicht  als  willkührlichcr  Rechtsverletzer  er¬ 
scheine,  gesichert  werden,  so  mufs  der  Staat  zu 
den  bezeichneten  Anstalten  noch  eine  andere  hin¬ 
zufügen,  welche,  indem  sie  die  Urthcile  des  Rich¬ 
ters  möglichst  zum  Voraus  erkennbar  macht,  zu¬ 
gleich  den  Richter  über  dasjenige  ,  was  in  dem 
Bewufstseyn  des  Individuums  als  strafbare  Rechts¬ 
verletzung  erscheinen  müsse  ,  aufse'r  Zweifel 
setzt. 

§.  12. 

Dieses  geschieht  durch  die  Bekanntmachung 
des  Strafgesetzes.  Indem  es  die  Vorstellung 
der  Strafbarkeit  gesetzwidriger  Handlungen  in 
dem  Bewufstseyn  eines  jeden,  welcher  sieh  ihm 
unterworfen  hat,  mit  Bestimmtheit  erzeugt,  liegt 
zugleich  in  dem  Urtheile,  welches  in  ihm  zum 
Voraus  über  alle  künftigen  Fälle  erklärt  wird,  ein 
fester  Damm  gegen  die  WÜlkühr  der  Richter. 

§.  13. 

Aus  diefer  Darstellung  des  positiven  Straf¬ 
gesetzes  ist  übrigens  klar,  dafs  durch  dasselbe 
die  Ausübung  des  Strafrechts  im  Staate  im  All¬ 
gemeinen  nicht  bedingt  sey.  So  wie  in  einem 
Staate,  der,  in  der  Periode  seiner  ersten  Kind¬ 
heit,  nur  Richter,  keine  Gesetze  hätte,  dennoch 
die  in  dem  Gefühle  eines  jeden  als  Rechtsver¬ 
letzungen  erscheinenden  Handlungen  strafbar  seyn 
würden ,  so  müssen  sie  es  auch  in  dem  Staate 
seyn,  welcher  in  der  unvollkommenen  Gesetzge¬ 
bung  noch  nicht  alle  diese  Falle  umfafst  hat.  Aber 
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freylick  wird  diese  Strafbarkeit  ohne  positives 
Gesetz  auf  solche  Handlungen,  in  Ansehung  ‘wel¬ 
cher  die  Entschuldigung :  ihre  Eigenschaft  als 
Rechtsverletzungen  nicht  gekannt  zu  haben,  offen¬ 
bar  als  affectirt  erscheint ,  beschränkt  seyn 
müssen ,  indem  sonst  nur  die  Existenz  des  Straf¬ 
gesetzes  die  Ucbcrzcugung ,  dafs  sie  in  dem  Be- 
wufstseyn  des  Handelnden  von  der  Vorstellung 
der  Strafbarkeit  begleitet  gewesen  seyn  müfsten, 
gewähren  kann. 

Eben  so  wenig  bedarf  cs  eines,  das  Mafs  der 
Strafe  bestimmt  androhenden  Gesetzes,  um  die 
zuzufiigonde  Strafe  in  Hinsicht  ihres  Grades 
zu  rechtfertigen.  Es  ist  sogar  wahrscheinlich, 
dafs  das  unbestimmte  S  t  r  a  f  g  e  $  e  tz  öfters  d  a 
seinen  Zweck  nicht  verfehlen  werde,  wo  das  be¬ 
stimmte  bey  dem  einzelnen  Individuum  nicht 
vermögend  ist,  die  Vorstellung  der  unangeneh¬ 
men  Folgen  der  Handlung  zur  überw legenden 
zu  erheben  und  es  ist  einzig  die  Rücksicht  auf 
■  die  nothwendige  Beschränkung  der  richterlichen 
Wiilkükr  ,  welche  den  Staat,  selbst  auf  die  Ge¬ 
fahr  hin ,  in  einzelnen  Fällen  seinen  Zweck  zu 
verfehlen ,  bewegen  kann,  der  bestimmten  Straf¬ 
gesetzgebung  den  Vorzug  zu  ertheilcn  und  durch 
sic,  wenn  es  auch  nicht  überall  möglich  ist,  doch 
wenigstens  in  den  wichtigeren  Fällen  die  hier  so 
besonders  gefährliche  Unbeschränktheit  des  rich¬ 
terlichen  Urtheils  zu  entfernen. 

§.  14. 

So  bleibt  denn  auch  bey  der  Strafgewalt  des  Staa¬ 
tes  das  Strafrecht  Präventionsrecht,  und  der 
Zweck  der  Strafe  Abschreckung  des  zu  Strafen- 


14 


I.  ThcÜ.  I .  Bel.  I.Ahiii. 


don,  oder  L'mnögliclimachen  künftiger  Illegalitäten 
desselben  (§.  7.  u.  9.). 

Dagegen  wirkt  die,  in  dem  Bewufstseyn ,  sey  cs 
nun  an  und  für  sich  cxistirende,  oder  durch  das 
Srafgesetz  geweckte  V  orstellung  der  auf  die  ille¬ 
gale  Handlung  folgenden  Strafe,  selbst  der  absolu¬ 
ten  Sicherheitsstrafe,  für  jeden,  welcher  ein 
rechtliches  Bewufstseyn  hat  und  unter  dem  Strafge¬ 
setze  steht,  abschreckend,  und  darum  dient 
denn  auch  die  wirkliche  Bestrafung,  obgleich 
die  zuzufügende  Strafe  nur  auf  dem  gedachten,  bey 
dem  Strafbaren  zu  erreichenden  Zweck  bered met  ist, 
dazu,  jene  abschreckende  Vorstellung  bey  Allen  zu 
erhalten  und  zu  befestigen. 

Leber  die  aLiveiehüB  Jen  Darsti  Ihiugen  anderer  >  vorzüglich 
dev  P  eiie  r  h  ach  sehen  Theorie*  Die  .Strafe  hat  weder  /.11m 
Zwecke,  die  Idee  einer  Harmonie  zwischen  Lasier  und  Un¬ 
glück  zu  realisiren  s  (  wie  Jacob  in  der  philos*  IlecbtsIeJira 
glaubt,)  noch  die  Moralität,  durch  moralische  Besserung 
des  7.u  Strafenden  ,  zu  befördern*  Politische  Besserung 
des  Verbrechens  dagegen  kann  allerdiogs  als  Zweck  ein« 

T heile  der  Strafen  —  der  abschreckenden  nämlich  —  ange- 

geben  werden* 

von  Kants  WidervergeUnngsrechte  (vergl  hierzu  Kants 
inelaph.  An fangsgninden  der  Kechtsiehre  S*  1 93-  folg*  H  Ste- 
P  h  *  11  1  Anmerkungen  zu  K  a  n  tt  $,  23.)  und  Fi  e  ii  t  es  Ab- 
bussungs  vertrag, 

§*  15. 

Der  Inbegriff  der  rechtlichen  Wahrheiten,  welche 
die  Ausübung  des  Strafrechts  bestimmen,  bildet  die 
Strafrechtswissenschaft,  oder,  nach  der  Be¬ 
nennung  der  strafbaren  Handlungen,  die  Criminal- 
rechtswiss  enschaft. 

Im  Allgemeinen  umfafst  diese  die  Auflösung  fol¬ 
gender  Fragen :  l)  welche  Handlungen  sind  strafbar 
und  welche  Uebel  können  rechtlich  als  Strafen  die- 
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sen  Handlungen  folgen?  2)  wie  strafbar  sind  die 
rechtlich  durch  Strafen  zu  verfolgenden  Hand¬ 
lungen?  Die  Auflösung  der  ersten.  Frage  führt  zu 
der  Lehre  von  Verbrechen  und  von  Stra¬ 
fen,  die  der  zweylen  zu  der  Lehre  von  dein  Ver¬ 
hältnisse  der  Strafen  zu  den  Verbrechen,  oder 
von  dem  Mafsstabc  der  Strafen. 

Da  aber  in  dem  Staate  die  Ausübung  des  Straf¬ 
rechts  dem  Richter  übertragen  und  in  der  Gesetz¬ 
gebung  sowohl  über  jene  Fragen  entschieden,  als 
auch  das  richterliche  Verfahren  bestimmt  werden 
mufs,  so  zerfällt  hier  die  Theorie  des  Criminalrechls 
in  die  Theorie  des  Crimina ) rechts  im  en¬ 
gem  Sinne  und  in  die  Theorie  des  Crimi-, 
nal p r o  ces s es.  Die  erstere  umfalst,  ausser  der 
Beantwortung  der  vorhin  angegebenen  Fragen,  noch 
die  Lehre  von  dem  die  Strafbarkeit  und  die  GrÖfse 
der  Strafe  zu  bestimmenden  Gesetze,  wobey  die 
den  Standpunct  des  Gesetzgebers  bestimmenden 
Grundsätze  von  den  für  die  richterliche  Anwen¬ 
dung  der  Strafgesetze  geltenden  Regeln  getrennt 
werden  müssen  (a). 

(a)  ^*ese  Lehren  können  ikeils  im  Allgemeinen.,  tlieSls  in  der 
.Anwendung  auf  die  speziellen  Fülle  behandelt  werden*  Ich 
J  ui  he  indessen  die  ,  aus  diesem  Grunde  io  dem  positiven 
Li jmiüalrecjiie  unerlässliche  LLntheiliing  in  einen  a  i.  I  g  c  — 
m  einen  und  b  e  s  o  n  d  e  r  e  n  Theil  bey  der  DarsidÜmg 
des  allgemeine  u  Cnmiiialreelits  nicht  berücksichtigt , 
weil  die  Kürze  der  ,  für  den  Lehrvortrag  bestimmten  Zeit 
nicht  ertaubt,  für  die  speciells  Anwendung  der  allgemeinen 
Hegeln  mehr  als  Winke  zu  geben  t  welche  ich  am  besten 
in  Anmerkungen  zu  dem  besonderen  T heile  des  positiven 
Crimiualrechts  verweisen  zu  können  glaubte*  Aus  eben 
diesem  Grunde  habe  ich  auch  dem  Crirmnalprocesse  keinen 
besonderu  Abschnitt  m  dem  allgemeinen  Omni  na]  reckte  be¬ 
stimmt* 
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Ueber  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Crimmal- 
rechts  yergl.  übrigens  ;  D*  C>  A,  Tittmaun  Yeriucli 
Über  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  peinlichen  Rechts* 
Leipz.  1798.  8-  womit  zvey  andre  Abhandlungen  des- 

»eiben  Verfafsers  :  Heber  die  Grenzen  des  PhUusophii-en* 
in  einem  Systeme  der  Strafrechtswissenschaft,  und  :  lieber  die 
Natur  der  S  fr  afrechu  Wissenschaft.  Leipz,  1802,  8 •  zu  verbin¬ 
den  sind* 
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Zweite  Ä  b  t  h  e  i  1  u  n  g. 
Entwickelung  dev  abgeleiteten  IWchtsrätze. 

Erstes  K  a  p  i  t  e  1. 

Von  der  N  n  t  u  r  der  Verbrechen. 

Erster  Tite!. 

Allgemeine  Besömmnng  des  DegriiTs  der  Verbreche«  und  der  Be¬ 
dingungen  z«r  Strafbarkeit  menschlicher  Handlungen  im 
AU  gemeiaeu, 

S-  16. 

Verbrechen  im  Allgemeinen  ist  jede  Aeus- 
serung  einer,  zur  Strafe  rechtlich  auffor¬ 
dernden  Stimmung  des  Willens  (a).  Es  bedarf 
daher  nur  einer  Entwickelung  der  rechtlichen 
Bedingungen  zur  Strafe,  um  den  Begriff  des  Ver¬ 
brechens  in  seine  Bestand theile  aufzulösen. 

(a)  Jede  Beschränkung  dieses  Begriffs  ,  wozu  unten  Vfir- 
nidiissinjgsgnmde  erhellen  werden,  ist  zufällig. 

§.  17. 

lede  Strafe ,  wenn  sie  eine  rechtliche  seyn 
soll,  setzt  das  in  dem  äusseren  Gerichte  er¬ 
kenn  b  a  re  Dasevn  ihres  rechtlichen  Grundes 
voraus.  Nur  1,)  äussere,  auf  Rechtsverletzung  ge¬ 
richtete,  und  zwar  2.)  willkührliche  Handlungen, 
hey  welchen  nicht  3.)  das  Vorhandenseyn  andrer 
Motive,  ausser  dem  Präventionszwange,  die  Recht¬ 
lichkeit  des  Handelnden  für  die  Zukunft  verbürgt, 
können  eine  Strafe  rechtlich  begründen  (§.  6.  9.), 
nur  aus  diesen  Bedingungen  kann  daher  der  voll¬ 
ständige  Begriff  des  Verbrechens  gebildet  und 
das  Unterscheidungsmerkmal  der  Verbrechen  von 
blofscri  Rechtsverletzungen  und  Attentaten  be- 
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stimmt  ■werden«.  Verbrechen  sind  mithin  sol¬ 
che  äussere,  auf  Rechtsverletzung  ge¬ 
richtete,  willkülir liehe  Handlungen,  ■wel¬ 
che  eine  rechtliche  S träfe  no thwendig  be¬ 
gründen. 

§.  fö. 

Es  ist  nothwendig,  jeden  der  drey,  den  Be¬ 
griff  des  Verbrechens  bildenden  Charactcre  einer 
genaueren  Prüfung  zu  unterwerfen.  Durch  den 
ersten  wird  das  Object  der  ein  Verbrechen  bil¬ 
denden  Handlung,  durch  die  beyden  andern  wer¬ 
den  die  nothwendigen  Beziehungen  dieser  Hand¬ 
lung  auf  das  handelnde  Subjcct  bestimmt.  Aus 
ihnen  entwickeln  sich  die  objectiven  und  sub- 
jectivcn  Verschiedenheiten  der  einzelnen 
Verbrechen. 


7j  w  e  y  l  e  v  Titel« 

Von  der  objectiven  Beschaffen  heit  der  Verbrechen  und  den  daraus 
sich  ergebenden  objectiven  Verschiedenheiten  derselben* 

S-  19* 

Die  Handlung,  welche  den  Begriff  des  Ver¬ 
brechens  objectiv  bildet,  mufs,  dem  Begriffe 
zur  Folge  (§.  17.), 

I.)  eine  äussere  seyn.  Gedanken  sind 
zollfrey.  Dafs  bey  einem  Subjectc  nicht  auf 
die  Wirksamkeit  genügender  Motive  gegen  rechts¬ 
widrige  Willensbestimmungcn  zu  rechnen  sey, 
ist  bey  denjenigen,  welche  freyer  Wiilensbestini- 
mungen  fähig  sind,  nur  ,aus  dem  Entgegengesetz¬ 
ten  —  aus  dem  wirklichen  Uebergange  zu  rechts¬ 
widrigen  Bestimmungen  des  Willens  - —  erkenn- 
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bar.  Nur  in  diesem  Falle  der  Erkennbarkeit 
seines .  Rechtsgrundes  ist  das  Prävcntionsrecht  'selbst 
rechtlich  begründet,  und  nur  in  diesem  Falle  ist 
seine  Ausübung  rechtlich  nothwendig,  weil  nur 
alsdann,  wenn  die  Vorstellung  des  auf  die 
äussere  Handlang  folgenden  Zwanges  nicht  mo- 
tivirend  gewesen  ist,  es  nothwendig  wird,  die¬ 
ser  V orstellung  für  die  Zukunft,  durch  die  wirk¬ 
liche  Erregung  des  minder  empfindlich  oder  min¬ 
der  unausbleiblich  gedachten  Schmerzes,  Wirk¬ 
samkeit  zu  versichern,  (vergl-  §.  ö.) 

20. 

Biese  äussere  Handlung  mufs 

II.)  eine  auf  Rechtsverletzung  gerichtete  seyn, 
A)  Wo  mithin  das,  worauf  die  äussere  Hand- 
lung  gerichtet  ist ,  nicht  als  Rechtsverletzung 
erscheint,  da  ist  auch  ein  Verbrechen  nicht  denk¬ 
bar.  Die  Analyse  des  Begriffs  der  Rechtsver¬ 
letzung  bestimmt  daher  zugleich  die  nothwen- 
digen  Charactere  des  Begriffs  eines  Verbrechens. 

§.  21. 

Zu  dem  Begriffe  einer  Rechtsverletzung  gehört 
I.)  dafs  zwischen  dem  Vei'letzer  und  dem 
Verletzten  ein  Verhältnifs  wahrer  Zwangsrcchto 
und  Zw  a  ngsv e  rb  Indl  ich  keiten  überhaupt  existire. 
Wo  mithin  a)  ein  solches  entweder  im  Allge¬ 
meinen  nicht  möglich,  oder  doch  b)  aus  recht¬ 
lichen  Gründen  nicht  mehr  wirklich  ist,  da 
fällt  der  Begriff  einer  Rechtsverletzung  und  folg¬ 
lich  auch  der  eines  Verbrechens  hinweg. 

Aus  der  erste ren  Rücksicht  kann  der  Ob  er¬ 
hör  r,  in  so  ferne  ihm  Souvera  ine  tat  zus  teilt, 
und  in  so  ferne  seine  Handlung  hi  der  constitu- 

\  2 


50  I,  Th.  1.  I).  5.  Abth.  1.  Kap.  5.  Titel. 

txoncllen  Form  der  oberherr  liehen  erscheint,  keine 
Rechtsverletzung  und  kein  Verbrechen  begehen. 

Aus  der  letzteren  Rücksicht  ist  gegen  dieje¬ 
nigen  keine  Rechtsverletzung  und  kein  Verbrechen 
möglich,  'welche  durch  das  Rechtsurtheil  des 
Staates  für  rechtlos  (vogelfrcy)  erklärt  worden 
sind.  Der  bürgerlich  Ehrlose  aber  und  der 
Fremde,  selbst  aulser  dem  Staate  (a),  kann  sehr 
wohl  als  Gegenstand  einer  Rechtsverletzung  und 
eines  Verbrechens  erscheinen. 

(a)  Welche  Strafgesetze  die  luchter  in  diesem  Falle  anwendeu 
d urteil >  davon  -weiter  unten  3 

§.  22. 

Der  Begriff  der  Rechtsverletzung  fordert 

5.)  dafs  ein  Verhältnifs  von  Zwangsrechten 
und  ZwanMsverhmdlichk eiten  zwischen  dem  Ver¬ 
letzer  und  dem  Verletzten  aueli  gerade  in  dem 
Momente  der  Verletzung  und  gerade  in  Hinsicht 
des  Gegenstandes  der  jetzigen  Handlung  vorhanden 
gewesen  sey.  Alles,  was  rechtlich  von  der  Ach¬ 
tung  der  Rechte  des  Andern  in  einem  bestimmten 
Momente,  oder  von  der  Achtung  eines  bestimm¬ 
ten  Rechtes  des  Andern  befreyt,  schliefst  daher 
den  Begriff  der  Rechtsverletzung  und  des  Verbre¬ 
chens  aus. 

§.  23. 

Zu  solchen  Gründen  gehört 

a)  ein  durch  die  Natur  gewirkter 
wahrer  Nothzustand  des  Verletzers,  in  so 
ferne  die  verletzende  Handlung  einzig  in  ihm  ge¬ 
gründet  ist. 

Der  wahre  Nothzustand  ist  alsdann  vorhan¬ 
den,  wenn  entweder  neben  den  Rechten  des  Ver- 
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letzten  überhaupt,  oder  neben  bestimmten 
Rechten  desselben  die  Coexistenz  des  Verletzers 
physisch  unmöglich  ist.  In  dem  ersteren 
dieser  Fälle ,  wo  der  Verletzer  nicht  als  freyes 
Wesen  neben  dem  Verletzten  zu  bestehen  ver- 
mogic,  ist  es  nicht  gegen  ein,  unter  solcher 
Voraussetzung  ganz  undenkbares  rechtliches 
Verhältnis  zwischen  beyden,  wenn  der  erstere 
durch  Vernichtung  der  Existenz  des  letzteren  die 
seinige  zu  erhalten  sucht. 

In  dem  letzteren  Falle  war  die  Coexistenz 
beyder  nur  unter  diesen  Bedingungen  un¬ 
möglich  ,  unter  diesen  Bedingungen  bestand  mithin 
auch  kein  rechtliches  Verhälinils  unter  ihnen  (a) 
und  eine  Handlung,  welche  nur  diese,  dem 
m  ö  gl  ic h e n  rechtlichen  V crhallnisse  widerstrei¬ 
tenden  Bedingungen  aufhob,  kann  daher  als  wi¬ 
derrechtlich  nicht  erscheinen.  Daher  die 
Entschuldigung  des  TsT  o  thd  i.eb  st  ah  1  s. 

(a)  Tn  dem  Staate,  wo  A  rmen  ans  t  alten  rechtlich  noth wen¬ 
dig  sicdA  sollte  ein  solcher  Zustand  freylich  unmöglich 
s  e  y  n,  und  w  e  n  n  de  rgl  ei  c  l a  en  genügende  Anstalten  wi  rk- 
licii  bestehen,  so  kann  derjenige,  welcher  diese  anzugeben 
verschmähte,  aus  der  willkührlich  erhaltenen  Noth  keinen 
Grund  ableiten,  welcher  die  Verletzung  des  Einzelnen  unter 
den  Br  griff  der  Rechtsverletzung  und  des  Verbrechens  ku  sub- 
su  mir eu  verböte* 


§.  54. 

b)  Ein  durch  den  Verletzten  selbst 
für  den  Verletzer  gewirkter  Zustand  ei¬ 
ner  wahren,  durch  den  Schutz  des  Staa¬ 
tes  nicht  zu  entfernenden  Rechtsno th. 

In  dem  Staate  erscheint  zwar  in  der  Re 
gol,  als  Folge  des  begründeten  öffentlichen 
Unheils  über  das  Recht  und  des  begründe¬ 
ten  öffentlichen  Rechtszwangs  (§.  10.),  der -  ei- 
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genc  Zwang  nach  eigenem  Reehtsurthcile  als  ein 
den  Bedingungen  für  einen  öffentlichen  Rechts¬ 
zustand  widersprechendes  Verbrechen,  d ieses 
setzt  aber  die  Wirksamkeit  des  öffentlichen  Ur- 
theils  und  Zwangs  voraus  und  fallt  daher  da  hin¬ 
weg,  wo  die  Staatsanslallen  nicht  zu  wirken  ver¬ 
mögen. 

Dieses  ist  immer,  aber  auch  nur  da  der 
Fall,  wo  von  einer  abzweckenden  Noth  (§.  5.) 
die  Rede  ist.  In  dem  Augenblicke  der  Noth.  ist 
prac tisch  der  Staat  für  den  Menschen  nicht 
vorhanden  und  darum  ist  dasjenige,  wovon  dieser 
redlich  glaubt,  dafs  es  zur  Abwehrung  der  Noth 
erfordert  werde  (die  Noth  wehr) ,  weder  eine 
Rechtsverletzung,  noch  ein  Verbrechen  darstellend. 

§.  25. 

Soll  die  Nothwehr  die  verübte  Verletzung 
wirklich  vollkommen  entschuldigen  (a) ,  so 
wird  erfordert:  l)  dafs  der  Verletzte  den  Ver¬ 
letzer  wirklich  durch  einen  ungerec h t e n  (I>), 
nicht  durch  den  Verletzer  selbst  vor a li¬ 
la  fsten  (c)  Anfall  in  seinen  Rechten  (d)  be¬ 
drängt  habe ,  2.)  und  dafs  dieser,  um  sieb  aus 
der  Bedrängnifs  zu  retten,  kein  anderes  Mittel, 
als  Verletzung  seines  Gegners,  und  kein  leichte¬ 
res,  als  gerade  diese  Verletzung,  habe  ergreifen 
können.  Indessen  mufs  lncrbey  nie  vergessen 

werden,  dafs  der  eigene  Zwang,  im  Falle  der 
Noth,  nur  aus  dem  eigenen  Unheil  des  Zwin¬ 
genden  hervorgehen  könne  und  dafs  daher  die 
Behauptung  des  Verletzers,  in  seiner  Lage  die 
"Verletzung  seines  Gegners  und  gerade  diese  Ver¬ 
letzung  desselben  für  nothwendig  gehalten  zu  ha¬ 
ben,  wenn  sie  nur  nicht  als  unzweifelhaft 
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affectirt  erscheint,  als  genügend  zur  Entschul¬ 
digung  betrachtet  werden  müsse. 

(a)  Sie  heilst  dann  inculpata  tut  ela,  moderamen  iucuTpatae  tutdac. 

(b)  Gegen  die  Mothwe.br  T  wenn  sie  sieb  in  ihren  Grenzen  hält, 

giebL  ts  keine  Nothwehr. 

(c)  Dahin  gehört  die  aus  Ueberschreitimg  der  Grenzen  der  Noih~ 
wehr  für  den  auctor  rixae  hervorgehende  Noih*  Dahin 
auch  der  Fall  eines  voi  hergesehenen ,  durch  Unterlassung  der 
Iliilfsfordmmg  an  den  Staat  wirklich  gewordenen,  oder  eines 
solhst  aufgesuchten  Anfalls*  [n  allen  diesen  Fällen  bleibt  die 
Verletzung  Verbrechen  ,  obgleich  ein,  nach  dein  in  der  Folge 
zu  erörternden  subjecüveu  Gesichtspunkte ,  mild  «res  Ver¬ 
brechen, 

Cd)  Auf  den  Inhalt  des  Rechtes  kömmt  es  nicht  an*  feiles  Recht, 
selbst  das  in  dem  Umfange  geringste,  kann  die  Nothwvhr, 
seihst  bis  zur  Vernichtung  drs  G&guei*  ,  rechtlich'  recht“ 
fertigen,  sobald  es  mir  wirklich  dadurch  gegen  die  versuchte 
Beleidigung  erhallen  werden  konnte,  welches  hey  wörtlichen 
Ibhrverk'tzuttgeu  nicht  wo  Id  der  Fall  scyn  wird.  Die  mora¬ 
lische  F Uicht  der  Massig  u  11  g  in  dem  Gebrauche  der 
Rechte  mufs  hier  ganz  ausser  Berücksichtigung  bleiben. 


§.  26. 

c)  Eine  zum  Eingriffe  in  die  Rechte  ge¬ 
gebene  Erlaubnifs  des  Berechtigten. 

Das :  Volenti  non  fit  injuria,  ist  un¬ 
streitig  eine ,  aus  dem  Begriffe  des  Rechts  unmit¬ 
telbar  sich  ergebende  unerschütterliche  Rechts- 
Wahrheit,  Nur  wird  vorausgesetzt,  dafs  der  Be¬ 
rechtigte  1.)  überhaupt  über  seine  Rechte,  und 
2.)  auch  über  das  bestimmte  Recht,  von  welchem 
die  Rede  ist,  mit  rechtlicher  Wirkung  zu  verfü¬ 
gen  im  Stande  gewesen  sey.  Diese  letztere  Rück¬ 
sicht  beschränkt  jene  Rechtswahrheit  daher  noth- 
w  endig  auf  die  ver  ausser  liehen  Rechte. 

§.  27. 

Nach  der  Verschiedenheit  der  Rechte  übri¬ 
gens,  welche  der  Gegenstand  der  Rechtsverlcz- 
zungen  scyn  können ,  unterscheiden  sich  diese 


* 


u  J.  Tb.  i.  13.  ja.  Abth. 


1.  Kap.  2.  Titel. 


selbst  und  mithin  auch  die  einzelnen  Verbrechen 
von  einander. 

Da  nämlich  der  Gegenstand  der  Rechtsver¬ 
letzung  bald  in  Rechten  bestehen  kann,  welche 
unmittelbar  als  Rechte  des  Menschen  und  des 
Staates,  nach  seinem  Begriffe,  erscheinen  bald  in 
solchen,  welche  erst  in  dem  Staate,  durch  seine 
polizey  liehen  Anstalten  wirklich,  werden,  so  begrün¬ 
det  sich  hierdurch  die  Enftheüung  in  unmittel¬ 
bar  bürgerliche  (a)  und  in  Polizey-Ver- 
b  rechen. 


(a)  Di«  Einteilung  in  p  e  i  n  f  i  c  b  c  uru3  1>  ü  rg  frlieli^ 
Lreciicn  ,  oder  \  e  r  b  r  t“  c  li «  n  im  enger  u  i  u  xt  e 
Vergehen  muls  hiermit  nicht  verwechselt  werden 
Gmnci  dieser  EWheilnug  liegt  einzig  in  der  Gröfse 
Strafe^  und  wird  daher  erst  unten  entwickelt* 


Ver- 

und 

JJvt 

der 


§-  28.  * 

Die  unmittelbar  bürgerlichen  Verbrochen  (hei¬ 
len  sich,  je  nachdem  die  janmittel baren  Rechte 
des  Staats  oder  der  Privatpersonen  ihr  Gegenstand 
sind  ,  m  Staat-  und  Privat  -  Verbrechen 
ein  (delicta  publica  et  privata).  Die  letzteren 
sind  Verbrechen  gegen  das  Leben,  die  Ge¬ 
sundheit,  die  Freiheit,  das  Eigenthum  und 
die  Ehre  des  Privaten.  Auch  die  ersteren  kön¬ 
nen  ,  nach  der  Verschiedenheit  der  unmittelbaren 
Rechte  des  Staats,  weiter  abgetheik  werden., 

§•  29. 

Es  lassen  sich  auch  noch,  nach  andern  An¬ 
sichten  aer  verschiedenartigen  Natur  der  rcclits- 
verletzenden  Handlungen,  Einthcilungcn  der  Ver¬ 
brechen  gedenken. 

So  kann  man, .  je  nachdem  die  rechts  ver¬ 
letzende  Handlung  eine  Begehungs-  oder  Unter- 
lassungs  -  Handlung  ist,  von  Begehungs-  und 
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XJn  te  rlassungs  -  Verbre ch en  reden,  so  kann 
man  ferner  ,  nach  der  verschiedenen  Dauer  der 
Wirkung  einer  re  eins  verletzen  den  Handlung,  die 
Verbrechen  in  Spuren  hinter  lassende  und 
verschwindende  ( de-licta  facti  per man-en- 
tis  et  transcuntis)  eintheilen  (a)j  es  haben  aber 
diese  Einthcilungen  weder  auf  die  wissenschaft¬ 
liche  Darstellung ,  noch  auf  die  llcch tsgrundsäue 
selbst  einen  wesentlichen  Eiriüufs  (b). 

(a)  Der  m  drr  Theorie  des  Verfahrens  allerdings  sehr  wichtige; 
Umstand  ,  dafs  bald  Spuren  eines  Verbrechens  Vorhand m 
sind,  bald  nicht,  bestimmt  diese  Einthdlmig  nicht,  da  jnan 
bej  einer  allgemeinen  Eintheilung  der  Verbrechen  nur  auf  die 
M  üglichkeit  der  Dauer  ihrer  Wirkungen  sehen  kann  , 
welche  denn  ,  wenn  sic  nicht  WirklicJhk  eit  geworden  ist, 
ohne  Interesse  bleibt, 

(b)  Andere  noch  unnützere  Einthcilungen ,  wie  in  delicta  cx- 
c e p  t a  und  non  excepta,  verdienen  hier  kaum  einer 
Erwähnung. 


§-  30, 

Interessanter  dagegen  ist  eine  Einthcilung  der 
Verbrechen ,  welche  aus  der  Verschiedenheit  des 
Umfangs  der  verletzten  Verbindlichkeiten  in  An¬ 
sehung  der  dadurch  verbundenen  Subjccte  ent¬ 
springt.  Je  nachdem  nämlich  die  verletzte  Ver¬ 
bindlichkeit  eine  solche  ist,  welche  allen  Bür¬ 
gern  obliegt,  oder  eine  solche,  welche  aus  einer 
besonderen ,  nur  bey  einzelnen  Gassen  von  Bür¬ 
gern  oder  bey  einzelnen  Individuen  statt  finden¬ 
den  Voraussetzung  entspringt,  theilen  sich  die 
V erbrechen  in  gemeine  (  delicta  c  o  m  munia). 
und  besondere  ( delicta  propria )  ab.  Zu  den 
letzteren  gehören  alle  Verletzungen  der  Amts- und 
Standes  -  Verbindlichkeiten. 

Unrichtig  würde  es  seyn ,  wenn  man  die 
Verbrechen  der  Personengemeinheiten 
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(dclicta  universitatis )  zu  diesen  letzteren  rechnen 
■wollte,  denn  wenn  diesem  Begriffe  überhaupt 
Haltbarkeit  zugeschrieben  werden  könnte,  so  würde 
er,  da  die  Personcngcmeinlieitcn  in  ihrem  Han¬ 
deln  auch  die  Allen  obliegenden  Verbindlich¬ 
keiten  anzuerkennen  haben ,  sich  offenbar  auch 
auf  die  gemeinen  Verbrechen  erstrecken. 

Wenn  man  diesem  Begriffe  keine  Haltbarkeit 
zuschreiben  kann,  so  liegt  der  Grund  davon  nicht 
darin,  dafs  der  Gha rac.ler  der  Rechtsverletzung 
bey  Handlungen  der  Personengemeinheiten  unan¬ 
wendbar  wäre,  —  denn  dieses  ist  er,  da  Perso- 
nengemeinheiten ,  als  solche,  in  Ansehung  der 
noth wendigen  Gegenstände  ihrer  Thätigkcit  han¬ 
deln  und  die  ihnen ,  in  dieser  Hinsicht ,  oblie¬ 
genden  Verbindlichkeiten  verletzen  können  (a), 
offenbar  nicht,  sondern  vielmehr  einzig  darin, 
dafs  der  andere  Charaeter  des  Verbrechens  — 
Möglichkeit  der  Strafe  gegen  den  Verbrecher  — 
auf  die  Rechtsverletzungen  der  Personengcmein- 
heiten  nicht  pafst,  welche,  als  moralische  Per¬ 
sonen,  keinen  schicklichen  Gegenstand  für  die 
Anwendung  sinnlicher  Üebcl  darbieten.  Da  näm¬ 
lich  durch  die  Vernichtung  der  Existenz  der  Ge¬ 
meinheit  oder  durch  die  Beschränkung  ihres  Ver¬ 
mögens  der  Staat  nur  die  Möglichkeit  der  Errei¬ 
chung  der  für  ihn  fast  immer  wichtigen  Zwecke 
derselben  vernichten  oder  erschweren  würde ,  so 
könnte  man  nur  etwa  in  dem  aus  der  Verbin¬ 
dung  sich  entwickelnden  Go  m  e  in  ge  ist  e  (esprit 
de  corps)  einen  Gegenstand  dieser  Art  zu  finden 
wähnen,  man  wird  sich  aber  auch  leicht  über¬ 
zeugen  ,  dafs  dieser  mögliche  Gcgens tand  für 
Strafen,  als  in  seiner  Existenz  überhaupt  und  in 
seinen  näheren  Bestimmungen  zufällig,  nach 
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allgemeinen  Regeln  nicht  behandelt  werden  könne, 
und  daher  wenigstens  kein,  durch  die  Strafge¬ 
setzgebung  bestimmbarer  Gegenstand  sey  (verg. 
§.  57.)  und  dafs  daher  .diese  Gründe  habe,  die 
sogenannten  Verbrechen  der  Pcrsonengcmeinheiten 
nur  als  strafbare  Handlungen  derjenigen  Indivi¬ 
duen  zu  betrachten ,  welche  sie  erzeugten. 

{■')  C,  F.  II  o  m  m  c  1  Rhapi».  quaest.  for.  Obs,  60t.  M  a  1  b  I  a  n  c 
observat,  quäedatn  ad  delicta  miiveraitatum,  Erlt  1792,  Id  opuse* 
bn\  crirn.  n.  1  -  H.  Gründling  de  utnrersitate  delin  qucute* 
Haine  1730.  Feuerbach  Lghrbudi  des  pf-inl,  Rechts.  28. 
Vuv%%Ucli  Klein  in  dein  Archiv«  des  Crimiaalvccbts,  BcL 
11U  St.  III*  n*  2« 

S-  31. 

B)  D  ie  Handlung,  welche  zu  dem  Begriffe 
des  Verbrechens  gehört ,  braucht  indessen  nur  auf 
Rechtsverletzung  gerichtet  zu  seyn.  Dafs  die 
Rechtsverletzung  wirklich  aus  ihr  hervorgehe, 
oder  auch  nur  in  ihr  die  nothwendigen  Bedin¬ 
gungen  ihrer  Existenz  finde,  wird  nicht  erfordert. 

!•)  Verbrechen  können  daher  eben  so  gut 
aus  zu  Stande  gekommenen  (vollendeten), 
Rechtsverletzungen  (dclictum  consummatum), 
als  aus  Unternehmungen  zu  Bewirkung  von  Rechts¬ 
verletzungen  (verbrecherischen  Versuchen, 
Conatus  dclinquendi)  bestehen.  In  dem  letz¬ 
teren  Falle  kann  sich  die ,  von  dem  erwarteten 
Erfolge  nicht  begleitete  Unternehmung  in  ver¬ 
schiedenen  Graden  darstcllen ,  bald ,  wenn  al¬ 
les  was  für  eine  bestimmte  Rechtsverletzung  ge¬ 
handelt  werden  mufsic  ,  gehandelt  worden  ist,  als 
geendigte  Unternehmung  [dclictum  per- 
fectum  (a)],  bald,  wenn  die  zu  dein  Begriffe 
der  Rechtsverletzung  wesentliche  Handlung  (Kauf¬ 
handlung)  nur  begonnen  worden  ist,  als  an- 
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gefangene  Unternehmung  oder  nächster 
Versuch  (delictum  inchoatum,  Gonatus 
pro ximus),  bald  endlich,  wenn  nur  erst  Vor¬ 
bereitungen  zur  Haupthandlung  geschehen  sind, 
als  vorbereitete  Unternehmung,  oder  e  n  t- 
ferntcr  Versuch  (delictum  alten tatu m, 
Gonatus  remotus)  (b). 

00  Klclo  in  den  Grunds*  des  Hechts  i45* 

(b)  Eine  bestimmte  vollendete  HocliUverletzung  kann  bald  die 
geendigte,  bald  die  angefangene,  bald  die  Hofs  vorbereitete 
Unternehmung  einer  bestimmten  andern  &vyu,  13 ey  com  bi- 
nieten  Verbrechen  ist  dieses  von  der  grö&ten  ‘Wichtigkeit, 
um  das  wahre  Verhaltnifs  der  Handlung  in  Ansebtuig  ihrer 
Strafbarkeit  heaiLheilen  zu  können, 

§.  32. 

2,.)  Nicht  minder  können  Verbrechen  eben  so 
gut  aus  Handlungen  bestehen,  welche  darauf  be¬ 
rechnet  sind,  selbst  die  Ursache  einer  Rechts¬ 
verletzung  zu  werden,  als  aus  Handlungen,  wel¬ 
che  nur  eine  Beförderung  oder  B e  g  ti  ns  i  i- 
gung  der  von  Andern  verursachten  Rechtsver¬ 
letzungen  enthalten. 

Wenn  nämlich  bey  einer  Rechtsverletzung 
mehi’ere  Subjecie  Theil  genommen  haben  (Socii 
sensu  generali),  so  mufs  man  entweder  auf 
die  Handlungen  Aller  zurüekkommen ,  um  den 
ui  sachlichen  Grund  der  Entstehung  der  Rechtsver¬ 
letzung  aufzuiinden,  oder  dieser  liegt  nur  in  den 
Handlungen  Eines  oder  Einiger,  wahrend  die 
theiinehmenden  Handlungen  Andrer  nicht  in  die¬ 
ser  Beziehung  zu  der  Rechtsverletzung  stehen. 
Im  ersteren  Falle  ist  eine  gleiche  Thcilnahme 
Aller  (concursu-s  p  1  e  n u  s)  vorhanden ,  und 
die  I heilnehme r  erhalten  den  Namen  derCoauc- 
loren.  Ina  letzteren  Falle  ^dagegen  ist  die  .The li- 
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nähme  derjenigen,  "welche  nicht  die  Ursache  der 
Rechtsverletzung  sind,  nur  eine  ungleiche  und 
unvollständige  (concursus  minus  ple- 
nus),  und  man  nennt  sie  G ©hülfen,  Helfer, 
(Socios  sens.  spec.). 

(a)  Heber  diese  Begriffe  vergL  vorziigH  K  1  e  i  n  s  c  h  r  o  d  in 
der  syst*  Entw.  Tb,  L  §*  377  —  206  F  e  uerba  eh  Revi¬ 
sion  Th,  11«  S.  243.  folg,  d esset)  Begriffen  ich  jedoch  nicht 
ganz  bey treten  kann,  S*  auch  M  i  uennaur  über  Begriff 
Arten  und  Strafbarkeit  des  Urhebers,  (Im  neuen  Archiv  Bel, 
111,  St.  L  S*  125  ff*)  Sc  hi  rach  (m  demselben  Archiv  M* 
IIL  nr,  17-)* 

S- 

Soll  ein  Subject  als  Auctor  oder  Coauc- 
tor  einer  bestimmten  Rechtsverletzung  erschei¬ 
nen,  sc  wird  erfordert,  dafs  die  Ursache  dersel¬ 
ben  in  seiner  Handlung  allein,  oder  doch  eben 
so  gut  in  seiner  Handlung,  als  in  der  eines  an¬ 
dern,  enthalten  sev.  ln  so  ferne  daher  die  Ur- 
saehe  einer  bestimmten  Rechtsverletzung  entwe¬ 
der,  dem  Begriffe  dieser  Art  von  Verletzung  ge- 
mäfs,  nicht  in  der  Handlung  eines  bestimmten 
Subject.es  enthalten  seyn  kann  (a) ,  oder  doch  , 
nicht  darin  enthalten  ist,  in  so  ferne  kann 
auch  der  Begriff  des  Auctors  und  Coauctors  keine 
Anwendung  finden. 

Dagegen  aber  ist  es  für  diesen  Begriff  voll¬ 
kommen  cinerley ,  ob  die  zu  verursachende 
Reell  tsvcrlc  izung  mittelbar  oder  u  n  m  i  1 1  e  1  b  a.r 
aus  der  Handlung  hervorging.  Durch  Determi¬ 
nation  des  Willens  eines  Andern  für  die  Rechts¬ 
verletzung  [geschehe  es  nun  durch  Aul  trag, 
Befehl  oder  Rath  (b)J  kann  man  daher  aller¬ 
dings  Auctor  (c)  dieser  Verletzung  werden,  und 
z war  bald  alleiniger,  wenn  eine  absolute 
Determination  des  Willens,  des  Andern  Statt  fand 
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(wie  es  bcy  dem  Befehle  möglich  ist),  bald 
Coauctor,  wenn  auch  die  W i  1 1  k ü h r  dieses 
Andern  zur  Hülfe  genommen  werden  mufs,  um 
die  entstandene  Rechtsverletzung  in  ihrer  Ur¬ 
sache  vollständig  zu  erklären.  In  Fällen  die¬ 
ser  letzteren  Art  erscheint  alsdann  von  den  bey- 
den  Coauctoren  der  determinirende  als  auctor 
intcllectualiter  talis,  der  determinirtc  aber 
als  auctor  physice  talis. 

(a)  So  kann  der  Yuermord  nur  durch  des  S  o  h  n  c  s  Han  fl - 
hing  wirklich  werden  und  der  mit  dem  Sohne  verbundene 
X)  ritte  kann  daher  nur  in  Ansehung  des  in  der  T&dtuug 
des  Vaters  enthaltenen  Mens  clunortles  Coauctor  seynt 

(bj  Xj  nterschied  zwischen  dem  g  e  n  e  r  e  1 1  e  n  und  specielleo 
oder  instrucii  ven  Käthe. 

(c)  Wo  diese  Determination  nicht  Folge  des  Raths,  Auftrags* 
oder  Befehls  war ,  ist  der  Mandant ,  iiathgeber  *  oder  Befeh¬ 
lende  nie  auctor,  sondern  nur  Gehulfe*  Durch  still-" 
schweigenden  Auftrag  kann  darum  niemand  Coauctor 
werden,  Kleins  chrod  j.  a,  (X  l34.  UflTU  m  kann 
denn  auch  in  Hinsicht  eines  w  airen  Excesscs  des  Auf’ 
traguehmers  der  Auftraggeber  nicht  als  Coauctor  betrachtet 
Werden,  Püttmann  de  excessu  ejus.,  cui  aut  vulnevatio 
xnandata  est ,  mandanti  haud  iiDputsndo.  Lips.  3  777,  (in 
Opusc#  N*  L) 

t  34* 

Ausser  den  angegebenen  Fällen,  wo  intel- 
lectuclle  und  physische  Aucloren  als  Coauctoren 
verbunden  sind ,  können  Coauctoren  nur  durch 
Vertrag  entstehen. 

Ein  Vertrag  Mehrerer,  als  Ursache 
der  Entstehung  einer  Rechtsverletzung 
betrachtet,  lieistV  e.r  s  cli  w  ö  r  un  g  (con- 
iuratio  ,  societas  delinquendi).  Dais, 
um  hierdurch  Coauctor  zu  werden,  Theilnahmc 
an  der  Ausführung  erfordert  werde  (a),  lafst  sich 
mit  zureichenden  Gründen  eben  so  wenig  behaup¬ 
ten,  als  man  überhaupt  behaupten  kann,  dals 
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Ausführung  der  Verschwörung  dazu  gehöre,  um 
in  ihr  ein  Verbrechen  zu  erkennen  (b). 

Die  Verschwörung  kann  eine  s  p  e  c  i  el  1  e , 
d.  h.  eine  auf  ein  bestimmtes,  oder  auf  mehrere 
bestimmte  Verbrechen  gerichtete,  sic  kann  aber 
auch  eine  generelle  d.  h.  eine  auf  eine  Gat¬ 
tung,  oder  eine  unbestimmte  Menge  von  Verbre¬ 
chen  gerichtete  seyn. 

Die  Mitglieder  einer  generellen  Vereinigung 
zu  Verbrechen  bilden  eine  Bande  (c). 

Aus  der  generellen  Vereinigung  zu  Verbre¬ 
chen  ,  welche  an  sich  strafbar  ist ,  entwickeln 
sich  spcciclle  Vereinigungen  zu  bestimmten  Ver¬ 
brechen.  Die  Strafen  dieser  bestimmten  Verbre¬ 
chen  können  aber  nur  diejenigen  treffen ,  welche 
zu  ihnen  speciell  als  physische,  oder  intellectu- 
clle  Coauctoren  vereinigt  waren. 

(a)  Wie  K  1  eUsch  rotl  a.  a*  O,  §.  178«  behauptet. 

(h)  Dafs  einem  Einzelnen  seine  active  Rolle  bey  der  Ausfuh- 
rmig  vm  Th  eile  wurde  y  ist,  wenn  der  Grund  nicht  in  seinem 
Austritte  oder  in  seiner  Ausschließung  zu  suchen  Ist, 
nur  gewöhnlich  ein  Beweis  ,  dafs  sein  Verhältnifs  als  auctor 
intelloctualiter  Labs  um  so  bedeutender  scy, 

(c)  Feuerbach  Lehrb*  d,  Cr,  Rts*  §.  46-  K 

§•  35* 


Gehülfen  (Socii  sensu  spcc. )  sind 
alle  Theilrtehmer ,  auf  deren  Handlungen  man 
nicht  zurückkommen  mufs ,  um  das  Entstehen 
der  Rechtsverletzung  aus  seiner  Ursache  zu  erklä¬ 
ren.  Ihre  Theilnahme  kann  daher  nur  entweder 
auf  Unterstützung  der  Wirksamkeit  der  Ursache, 
sey  es  nun  durch  negative  einer  Verbindlichkeit 
entge  genstehende  Handlungen ,  gerichtet  seyn, 
oder  in  Ansehung  einer  schon  verursachten 
Rechtsverletzung  sich  'äussern. 
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Beförderer  durch  negative  Handlungen 
und  Tiicilnchmer  an  der  verursachten  Rechts¬ 
verletzung  nennt  man  Begünstiger  (fautoresj 
und  setzt  ihnen  die  übrigen  Beförderer  als  G  e- 
hülfen  im  engem  Sinne  des  Worts  (So- 
cios  sensu  specialissimo)  entgegen. 

Das  Verbrechen  der  13  eg  ünsti  g  er  ist,  in 
so  ferne  es  nicht  in  einem  An ihcil nehmen 
an  den  Vortheilen  der  Rechtsverletzung  besteht, 
sondern  durch  unterlassene  Verhinderung  oder 
Anzeigung  derselben,  oder  durch  blofsc  Verheh¬ 
lung  des  Verletzers  begangen  wird,  zu  den  Po- 
lizeyverbr  e  cheii  gehörend  und  cs  setzt,  in 
so  ferne  es  durch  Unterlassung  der  Verhinde¬ 
rung  oder  der  Anzeigung  begründet  werden  soll, 
voraus,  dafs  das  Gesetz,  oder  eine  übernommene 
besondere  Verbindlichkeit  die  Hinderung  oder 
Anzeigung  nothwendig  gemacht  haben  (a). 

(a)  Unterschied  zwischen  Gelegenheit  zu  dem  Verbrechen 
uttd  T  h  ei-Iaahme* 

Stübel  über  dien  Thaibest aocl  der  Verbrechen  43,  folg* 
Welcher  indessen  un  Allgemeinen  doch  zu  weit  zu  gehen 
scheint. 

/  §.  3  6. 

Das  Verbrechen  der  Gehülfen  ist  übrigens 
verschieden  nach  der  Verschiedenheit,  welche 
in  Ansehung  ihrer  Theilnahmc  Stau  finden  kann. 

So  theilt  man  1.)  die  Gehülfen  in  gene¬ 
relle  und  specielle  äh.  Unter  generellen 
Gehülfen  kann  man  einmal  diejenigen  verstehen, 
welche,  ohne  an  einem  bestimmten  Verbre¬ 
chen  Antheil  zu  nehmen ,  im  Allgemeinen  Ver¬ 
brechen  einer  gewissen  Art  befördern  (a).  Man 
kann  aber  auch  in  Hinsicht  einer  bestimmten 
Rechtsverletzung  denjenigen ,  welchem  dieselbe 
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blofs  ihrem  Gattungsbegriffe  nach  Gegenstand  der 
13 c fö rderung  war ,  als  generellen  Geh iil fen  , 
•von  demjenigen,  als  spcciel  1  en  Geliülfen ,  un¬ 
terscheiden  ,  welcher  die  Verletzung ,  auch  ihrem 
individuellen  Begriffe  nach ,  zum  Gegen¬ 
stände  seiner  Unterstützung  machte  (b).  In  bey- 
den  ,  von  den  Reell tslehrera  nicht  immer  genau 
genug  erwogenen  Rücksichten  sind  diese  Begriffe, 
bey  der  Beurthcilung  der  Gröfse  der  Strafbarkeit, 
von  grofser  Bedeutung. 

(a)  z.  B.  der  Schlosser,  welcher,  ohne  sich  um  die  einzelnen 
bestimmten  Diebstähle  zu  bekümmern,  einer  Diebsbande  die 
IMebssddüssid *  xum  Gebrauche  bt-y  der  ganzen  Folge,  ihrer 
XJjUernrhißDiigini  ?  fertigt. 

(b}  So  ist  bey  einem  qiialificirlen  Diebstähle  derjenige  generel¬ 
ler  Gchülfe,  weicher  denselben,  ohne  etwas  von  der  anzu— 
wendendem  Gewalt  zu  wissen  T  unterstützt ,  während  derselbe 
durch  dieselbe  Handlung  speciell  zu  dem  q  ti  a  i  i  f  i  c  i  r  t  e  n 
Diebstahle  concurrirt,  sobald  er  wulsie f  dafs  es  ein  qualD 
Hcirt  er  Diebstahl  scy,  an  dessen  Beförderung  er  tey trage* 


§■  37. 

Ferner  theilen  sieh  die  Geliülfen  II.)  nach 
der  Vcrschicdenlieit  der  Zcüpuncte ,  in  -welchen 
sie  concurrircn,  in  solche,  •weiche  vor,  wäh¬ 
rend  und  nach  der  That  Antheil  nehmen  (con- 
cursus  antecedens,  conco  mitans,  subse- 
tjucns);  IIL)  nach  der  Verschiedenheit  der  Kräf¬ 
te,  durch  -welche  sic  die  Urheber  unterstützen, 
in  in  teile  c  tue  Ile  und  physische,  wovon  die 
ersteren  auf  dieselbe  Art  entstehen ,  wodurch  in- 
lellectuclle  Auctoren  entstanden  seyn  würden,  wenn 
der  Wille  des  physischen  Auctors  nicht  schon 
ohnediefs  bestimmt  gewesen  wäre  (§.  3  3.);  IV.)  nach 
der  Verschiedenheit  der  unterstützten  Handlung  des 
Auctors  in  solche,  welche  an  der  Iiaupthandlung 
( c o n c u  r s  u s  proximus)  und  solche ,  welche  an 

3 
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Vorbereitungshandlungen  Antheil  nehmen  (concur* 
sus  remotus).  Alle  diese  Einteilungen,  wel¬ 
che  sich  noch  leicht  vermehren  Hessen,  sind  indes¬ 
sen  von  keiner  besonderen  practischen  Bedeutung. 

§.  38. 

Wichtiger  dagegen  für  die  Bestimmung  der 
Gröfse  der  Strafbarkeit  ist  V.)  die  Verschieden¬ 
heit  der  Geholfen  nach  der  verschiedenen  Gröfse 
des  Einflusses,  welchen  ihre  Hilfsleistung  auf 
die  Erzeugung  der  Rechtsverletzung  hat.  Indessen 
läfst  sich  in  dieser  Hinsicht  die  gewöhnliche 
Eintheilung  in  II a u p  t-  und  N e b e n - G c Ix ü II e n 
(Socios  princ ipales  et  minus  principa- 
les  s.  adiuvantes)  doch  nicht  vertheidigen, 
indem ,  wenn  man  unter  dem  Hauptgehülfcn  den¬ 
jenigen  versteht,  dessen  Boyhülfe  zu  der  Vollbrin¬ 
gung  der  That  unentbeh  r  1  i  c  h-  erscheint ,  man 
offenbar  jene  Bezeichnung  auf  einen  solchen  über¬ 
tragen  hat,  der  als  wahre  Ursache  der  Ver¬ 
letzung  sich  darstellt,  und  daher,  in  so  ferne  er 
hierbey  mit  dem ,  für  den  Begriff  des  Gehilfen 
erforderlichen  Bcwufstseyn  seiner  Unterstützung 
concurrirt,  wahrer  Coauctor,  nicht  G  e  h  ü  1  f  e 
im  engeren  Sinne  ist  (a). 

Endlich  VI.)  verdient  noch,  als  einflufsreich, 
die  Verschiedenheit  der  Gehüifen  bemerkt  zu  wer¬ 
den,  welche  sich  nach  dem  Grund  ihrer  Be¬ 
stimmung  zur  Beyhülfe  bildet,  und  wonach  sie 
sich  bald  als  vorher  verabredete  Ge  hü  lfen 
(Socii  ex  compacto),  bald  als  zufällig  ver- 
b u n d ene  (Socii  accidentaliter  tales)  dar¬ 
stellen. 

(a)  Klein  sehr  od  «.  a.  O.  Th.  I.  §.  198.  Dagegen  Feuer- 
ba  cli  Revision  Th.  II*  S+  262- 
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Dritter  T  i  t  el, 

"Von  der  subjectiven  Beschaffenheit  der  Verbrechen  und  der  daran* 
ttcli  ergebenden  subfecliven  Verschiedenheit  derselben. 

Erster  Absatz. 

Von  der  Willkührlidikeit  der  auf  Rechtsverletzung  gerichteten  Hand* 
langen ,  als  nothweiidigetn  Cburacter  des  Verbrechens, 

•  §.  3  9. 

Die  auf  Verletzung  des  Rechts  objeclio  ge¬ 
richtete  Handlung,  mufs,  wenn  sie  das  Straf¬ 
recht  begründen  und  daher  als  Verbrechen  er¬ 
scheinen  soll ,  in  Hinsicht  des  handelnden  Sub- 
jeei.s  I.)  einen  Mangel  der,  für  das  Bestellen  des 
rechtlichen  Verhältnisses  erforderlichen  Stimmung 
des  'V  dlens  und  zwar  2.)  einen  freywilligen 
(freyen,  wi]  1  kührHchen,  von  dem  Sub- 
jede  abhängigen)  Mangel  dieser  S li m mung 
an  den  lag  legen.  Ist  das  erster!  nicht,  so  ist 
überhaupt  kein  Präventionszwang ,  ist  das  letztere 
nicht. ,  so  ist  zwar  Präventionszwang ,  aber  nicht 
die  Art  desselben,  "welche  die  Sprache  als  Straf¬ 
zwang  zu  bezeichnen  erlaubt ,  rechtlich  begrün¬ 
det  (§.  6.  u.  9.) 

(a)  I-Iiiuclluogen ,  welche  zwar  de»  objectiven,  aber  nicht 
den  s  u  b  [  e  c  t  i  v  e  n  Charactev  eines  Verbrechens  an  sich  tra- 
gen  ?  n.enut  niazi  auch  wohl  S  c  li  c  J  a  -  V  e  r  l>  r  e  c  li  e  n, 

S-  40. 

Da  die  letztere  der  angegebenen  Bedingungen 
zur  Begründung  des  Strafrechts  die  erste  re  voraus¬ 
setzt  ,  das  Urtheil  aber,  dafs  eine  bestimmte  That 
in  der  Willkühr  (Freyheit)  des  Suhjects  ihre  Ur- 

3  * 
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sache  finde,  die  Zurechnung  (a)  ist,  so  folgt, 
dafs  die  erste  allgemeine  Bedingung  zur  Strafbar¬ 
keit  menschlicher  Handlungen  überhaupt  und  mit¬ 
hin  der  erste  subjektive  Character  in  dem  Begriffe 
der  Verbrechen  in  der  Zurechenbarkeit  ( Im¬ 
put  ab  ilitat)  der  objeedv  auf  Rechtsverletzung 
gerichteten  Handlungen  liege. 

Im  Allgemeinen  versteht  man  unter  Z  uv  e  ohne  n  jetles  Unheil, 
wodurch  ein  Subject  nU  Urheber  einer  bestimmten  Thai  erklärt 
Wird  ,  und  unterscheid  et  zwischen  der  i  m  pU  t  ai  i  o  facti  und  der 
Deputat  io  iuris,  welche  letztere  alcUou  vorhanden  ist,  wenn 
in  dem  Subjecte  der  letzte  Grund  des  Entstehens  der  Hand“ 
hing  gel'nnden  wird  und  es  daher  für  dieselbe  verantwortlich 
gemacht  werden  kann.  Dieses  ist  nun  nur  alsdann,  aber  au*h 
ge  Wils  alsdann  der  Falb,  wenn  die  Handlung  in  der  Freiheit 
des  Menschen  gegründet  erscheint.  Daher  die  Bestimmung 
des  §* ,  indem  hier  natürlicher  Weise  mir  die  imptualio  iuris 
ein  Interesse  gewähren  kann, 

§■  4  1  * 

I)le  Zurechenbarkeit  der  auf  Reell ts Verletzung 
gerichteten  Handlung,  und  mithin  der  Begriff  des 
Verbrechens,  fallt  1.)  hinweg ,  wenn  die  began¬ 
gene  Handlung  keinen  Mangel  der  für  das  recht-» 
liehe  Verhältnifs  erforderten  Stimmung  des  Wil¬ 
lens  verräth.  Dieses  ist  der  Fall,  wenn  die  Hand¬ 
lung  kein  Resultat  des  Begehrens  des  Handelnden, 
sondern  nur  die  T hat  seines,  durch  mechani¬ 
sche  Gesetze  bestimmten  Körpers  war,  wenn  mit¬ 
hin  absolute  äussere  Gewalt  (a)  den  Men¬ 
schen  zur  Rechtsverletzung  bestimmte.  Durch 
solche  Verletzungen  kann  nur  für  denjenigen  der 
Begriff  eines  Verbrechens  begründet  werden,  wel¬ 
cher  den  Körper  des  Gezwungenen  zum  Mittel 
lür  seine-  Zwecke  mifsb rauchte. 

(a)  Gompahi  ve  Gewalt,  wenn  sie ,  wie  mau  sich  ans¬ 
drück  t  5  unwiderstehlich  ist,  verbietet  % war  gleichfalls, 
die  erp  ve  fsie  'Verletzung-  unter  den  Begriff  eines  Yer- 


t 
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bre chens  zu  ßubsumiretii  Der  Grund  hiervon  liegt  aber  eigent¬ 
lieb  nicht  in  dem  Gesichtspunkte,  welchen  dieser  §>  angiebl  t 
sondern  in  dem,  was  der  §*  23,  entwickelte*  Durch  die 
compulsiva  Gewalt  zu  Verletzungen  kann  eiu  wahrer  Noth- 
instand  für  den  Bedrohten  bewirkt  werden  —  und  nur 
d  auu  ist  die  cornpulsive  Gewal  t  unwiderstehlich  — 
in  diesem  No  Urzustände  aber  kann  derjenige ,  der  sich  aus¬ 
ser  der  physischen  Möglichkeit  der  Coexistenz  neben 
der  UnverleUtheii  der  Rechte  des  Andern  versetzt  sah  ,  nicht 
gegen  eiu  für  ihn  nicht  ezistirendes  rechtliches  Verhältnis 
handeln,  sondern  nur  derjenige  ist  Rechtsverletzer,  welcher 
durch  seine  Drohungen  die  physische  Möglichkeit  des  Bestehens 
des  rechtlichen  Verhältnisses  aufWb, 

§.  43. 

Die  Zurechenbarkeit  der  auf  Rechtsverletzung 
gerichteten  Handlung  fallt  3.)  hinweg ,  wenn  die¬ 
selbe  nicht  ein  von  der  Wilfkühr  oder  Frey- 
heit  des  Subjects  abhängiges  Begehren  desselben 
verrath. 

Unter  der  Willkübrlichkeit  der  Handlung 
wird  indessen  nur  das  Verhälmifs  der  Abhängig¬ 
keit  der  illegalen  Handlung,  als  solcher,  von 
dem  Subjecte  Verstanden,  so  dafs  jede  dem  Rechts¬ 
gesetze  widerstreitende  Stimmung  des  Begehrens 
als  willkührlich  erscheint,  wenn  das  Subject, 
statt  derselben,  sich  die  von  dem  Rechtsgesetze 
geforderte  Stimmung  hätte  geben  können  (a) , 
und  der  Begriff  der  willkührlichen  Handlungen 
darf  daher  keineswegs  auf  die  nach  vorheriger  Re¬ 
flexion  gefafsten  Entsehliefsungen  beschränkt  wer¬ 
den. 

(a)  W  i  1 1  k  ii  h  r  and  Freiheit  wird  liier,  wie  es  in  der  R  e  c  kt  s- 
lehre  überhaupt  geschehen  kann,  für  durchaus  gleichbe¬ 
deutend  genommen  und  daher  bey  der  letzteren  nicht  die  mo¬ 
ralische  Freybeit  gedacht ,  deren  UntauglickkciL  zum  Princip 
der  Strafbarkeit  Feuerbac h  in  seiner  Revision  genügend 
dargethau  bat, 

D  as  Anstößige  übrigens,,  weiches  Mehrere  au  dem,  von  mir  stets 
zum  Grunde  ge  legten  weiteren  Begriffe  willktihrlidier  Hand- 
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lungen  genommen  haben,  vermag  ich  nicht  aufzufiucleii.  Der 
gemeine  Sprachgebrauch  billigt  es  ,  eine  jede  Handlung 
w’dlkühdieh  zu  nennen,  welche  als  solche  von  imsenu 
Belieben  abhängig  gewesen  war,  in  Ansehung  deren  wir  mit¬ 
hin  die  physische  Möglichkeit  hatten,  sic  anders  zu  bestimmen, 
wenn  wir  nur  gewollt  hätten' 

§.  43. 

Hieraus  läfst  sich  ohne  Schwierigkeit  bestim¬ 
men,  welcher  Zustand  bey  dem  Handelnden  vor¬ 
ausgesetzt  werde ,  um  eine  illegale  Stimmung  sei¬ 
nes  Begehrens  als  eine  willkührliche  zu  betrach¬ 
ten.  Es  ist  dieses  nämlich  ein  Zustand,  wo  J .)  das 
nicht  aulgehobene  rechtliche  Bcwufstseyn  eine  be¬ 
stimmte  Vorstellung  der  für  das  rechtliche  Vcr- 
haltnifs  erforderten  (legalen)  Stimmung  des  Be¬ 
gehrens  gewähren  konnte,  und  5.)  dem  Han¬ 
delnden  die  physische  M ö gl  i  c  hk  c  i  t  gegeben 
War,  den  Widerstreit  seiner  Bestimmung  des  Be- 
gehrens  mit  dieser  geforderten  zu  bemerken,  zu 
welchem  letzteren  Möglichkeit  der  Erkcnntnils 
des  Gegenstands  seines  Begehrens  und  Möglichkeit 
der  Vergleichung  des  Erkannten  mit  der  gesetzli¬ 
chen  Forderung  (Möglichkeit  der  Ihcflesion) 
gehört  (a). 

(a)  In  dieser  Bestimmung  des  Pmieips  cl?-r  Strafbarkeit  stimmt 
meine  Theorie  mit  der  erlja  cliich  e  ■■  S  traf  ree  hts- 

theorie  vollkommen  überein,  denn  gerade  diese  Bedingungen 
der  Wiiikührlichkeit  sind  Auch  die  Bedingungen  für  eine  mög¬ 
liche  Wirksamkeit  der  Sfrafdrohuog, 

§.  44. 

Sobald  diese  Voraussetzungen  vorhanden  sind, 
tragt  jede  Aeusserung  einer,  der  Forderung  des 
Rechtsgcsetzes  widerstreitenden  Stimmung  des  Be¬ 
gehrens  den  ersten  snbjectiven  Charaetcr  der  Straf¬ 
barkeit  und  mithin  eines  Verbrechens  an  sich, 
und  es  ist  alsdann,  um  diesen  Charaeter  der 
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Strafbarkeit  überhaupt  annehmen  zu  können,  ei- 
nerley,  ob  die  aus  der  gesetzwidrigen  Stimmung 
des  Begehrens  hervorgehende  Rechtsverletzung  der 
begehrte  Erfolg  der  Handlung  selbst,  oder  ein 
anderer  war.  In  beyden  Fällen  ist  der  Handelnde 
unter  diesen  Bedingungen  in  Schuld  ( reatu). 

§.  45. 

Wenn  nämlich,  nach  der  Idee  eines  recht¬ 
lichen  Zustandes,  jeder  auf  das  Entferntbleiben 
einer  Verletzung  seiner  Rechte  durch  die  willkühr- 
Kchen  Handlungen  andrer  soll  rechnen  können 
Cg.  1.1  so  ist  cs  klar,  dafs  dieser  Forderung  nicht 
nur  eine  solche  Stimmung  des  Begehrens  wider¬ 
spreche  ,  bey  welcher  der  Handelnde  durch  die 
begehrte  Handlung  eine  Verletzung  der  Rechte 
des  andern  selbst  zu  erzeugen  beabsichtigt,  son¬ 
dern  auch  eine  solche,  durch  welche  die  ohne 
Absicht  erfolgende  Rechtsvcidetzung,  wegen  un¬ 
terlassener  möglicher  Aufmerksamkeit  oder  Be¬ 
sonnenheit  des  Handelnden,  nicht  vermieden  wur¬ 
de  (a).  Darum  können  denn  Verbrechen  eben  so 
gut  ä us  d  o  1.  o  s  e  n ,  wie  aus  c  u  1  p  o  s  e  n  Rechtsver¬ 
letzungen  bestehen. 

(a)  Die  liier  behauptete  Verbindlichkeit  zur  Besonnenheit  im  Han-* 
dein  ist  keineswegs  ein  willkuhrlkhes  Product  der  -Staats-* 
polizey  j  sondern  es  erhellet  *  dafs  sich  7  hey  der  Unbesonnen¬ 
heit  des  Handelns  ?  als  Regel  gedacht  ,  ein  rechtliches  Yer- 
baltmfs  durchaus  auch  nicht  einen  Augenblick  denken 
lassen  würde* 

y  ■ 

§.  46. 

Eine  Rechtsverletzung  nämlich  heifst  dolos 
(vorsätzlich),  wenn  ihre  Bewirkung  Zweck 
des  Handelnden  war,  c ulpos  dagegen,  -wenn  sie, 
ohne  Zweck  des  Handelnden  zu  seyn,  doch  in 
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einer  der  Verbindlichkeit  widersprechenden  Stim¬ 
mung  seines  Begehrens  den  Grund  ihres  Entste¬ 
hens  fand.  Da  nun  die  Verbindlichkeit  fordert 
(§.45.),  dafs  keiner,  ohne  die  bestimmte  Gewhs- 
heit,  dafs  in  seiner  Handlung  nichts  liege,  'wor¬ 
aus  nach  Naturgesetzen  eine  Rechtsverletzung  für 
den  Andern  entstehen  könne,  sich  zum  wirklichen 
Handeln  bestimme,  so  folgt,  dafs  die  den  cuiposen 
■  Verbrechen  zum  Grunde  liegende  Culpa  durch 
eine  Bestimmung  zum  Handeln,  ohne  sich 
die  mögliche  Ge wifs heit  der  Vermeidung 
nicht  gewollter  Rechtsverletzungen  ver¬ 
schafft  zu  haben,  begründet,  werde,  wogegen 
Dol  us  (böser  Vorsatz)  der  Charactcr  desjeni¬ 
gen  Handelns  ist,  welches,  um  eine  Rechtsver¬ 
letzung  zu  bewirken,  unternommen  wird.  Beyde 
Begriffe  bedürfen  hier  einer  näheren  Entwicklung. 

§.  47.  ( 

Soll  wahre  Cufpa  vorhanden  seyn  und  soll 
diese  der  Handlung  den  Charactcr  eines  Ver¬ 
brechens  ertheilen ,  so  müssen  auch  bey  ihr  die 
allgemeinen  Bedingungen  zur  Wliikührlichkcit 
(§.  43.)  vorhanden  seyn.  Es  mufs  daher,  aus¬ 
ser  der  physischen  Möglichkeit,  der  erkannten 
Verbindlichkeit  sich  gemäfs  zu  bestimmen,  für 
den  Handelnden,  in  dem  Momente  des  Entschlus¬ 
ses,  ein  Zustand  vorhanden  gewesen  seyn,  in 
welchem  er,  aus  dem  nicht  vernichteten  Bewufst- 
seyn  des  Gesetzes,  sich  eine  bestimmte  Vorstel¬ 
lung  seiner  Verbindlichkeit  zu  besonnenem  Han¬ 
deln  hätte  hervorrufen  können.  Dafs  er  dieses 
wirklich  gethan  habe  und  dafs  mithin  in  der 
Culpa  eine  dol  ose  Verletzung  der  Verbindlich¬ 
keit  zur  Besonnenheit  liege,  ist  keineswegs  erfor- 
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d erlich.  Es  bleibt  immer  wi  11k ü  hrlicher 
Manael  der  für  das  rechtliche  Verhäiinifs  erfor- 
derten  Stimmung  des  Begehrens,  wenn  man  zum 
Handeln  übergeht,  ohne  sich  zuvor  die  mögliche 
deutliche  Vorstellung  der  Folgen  dieses  Handelns 
und  ihrer  Uebereiustirnmung ,  oder  ihres  'Wider¬ 
streits  mit  den  gesetzlichen  Forderungen  verschafft 
zu  haben.  —  Auch  in  dem  letzteren  Falle  kann 
der  Präventionszwang  als  rechtlich  begründet  be¬ 
trachtet  werden,  um.,  durch  die  Erinnerung  an 
die  sinnlichen,  an  ein  solches  Handeln  sich  knüp¬ 
fenden  XJebel,  mit  jeder  Vorstellung  einer  zu  be¬ 
gehrenden  Handlung  die  Vorstellung  überwiegen¬ 
der  unangenehmer  Folgen  des  unbesonnenen  Han¬ 
delns  zu  verbinden  und  dadurch  zur  Besonnenheit 
zu  nölhigen  (a). 

(a)  lieber  die  Begriffe  von  Dolus  und  Culpa  s,  Klein schrod 
syst*  Entw.  Tb.  1,  Kap*  2.  Meine  Abh*  in  der  Biblio¬ 
thek  R*  L  St*  I*  n*  1.  nebst  einem  Nachträge  in  B*  l.  St,  HL 
iu  2,  —  Klein  in  dem  Archive  des  Cr.  11*  B.  X,  St.  11, 
S,  56,  folg,  B,  11*  St*  I*  S.  216*  folg,  B*  Ul*  S u  L  S.  119* 
folg.  —  Feuerbach  Betrachtiibgen  über  dolus  und  culpa, 
in  der  Bibliothek  B*  II,  St*  1*  S,  193*  folg*  —  Kouo- 
pak  über  dolus  und  culpa  in  dem  Archive  B,  IV,  St*  1LK 
S-  32*  folg*  Eben  diese  Schriften  sind  auch  über  den  Grund 
der  Strafbarkeit  der  Culpa  zu  vergleichen  ?  ganz  vorzüglich 
aber  von  Al  men  dingen  über  das  culpose  Verbrechen, 
Giessen  l8Ö4.  8*  auch  in  der  Bibliothek  B*  H*  St*  II, 
uP  1*  —  Eine  sehr  interessante  Schrift,  mit  deren  Resultaten 
ich  fast  durchaus  überemstimrne  ,  oh  ich  gleich  in  der  Be¬ 
stimmung  der  Begriffe  bedeutend  abweiche.  Zu  allen  diesen 
Schriften  über  dolus  und  culpa  kommen  noch  folgende  neuere. 
Gön  ner  Revision  des  Begriffes  und  der  Ei  nt  hei  hingen  des  dolus* 
Landab,  1.8 10,  —  St,  Rooscndael  de  dolo  in  delictis* 
Lug  dun  M  i  n  n-  m  der  (im  n euen  A rch,  d .  C ri m, 

B*  Bd*  li*  m*  28,}*  —  Kleinscbrod  (in  dems,  Arcb, 

Bd.  VI  ü]%  2*), 

$■  48. 

Ob  es  aber  gleich  nicht  erforderlich  ist, 
dafs  der  cuipose  Verbrecher  als  doloser  Ver- 
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letzer  der  zur  Sorgfalt  und  Besonnenheit  auffordem- 
den  Verbindlichkeit  erscheine:  so  kann  dieses 
doch  der  Fall  scyn.  Hierauf  gründet  sich  die 
"wichtige  Eintheilung  der  Culpa  in  die  nahe  und 
entfernte.  lene  ist  vorhanden,  wenn  der  Han¬ 
delnde  die  nicht  beäbsicbtete  Hechts  Verletzung  als 
mögliche  Folge  der  begehrten  Handlung  wirk¬ 
lich  voraussah,  und  dennoch  sich  hierdurch  nicht 
bestimmen  iiefs,  die  Mittel  zu.  ergreifen ,  welche 
ihm  das  Enifernibleibcn  der  nicht  gewünschten 
Folge  verbürgen  konnten  (a).  Diese  dagegen  ist 
vorhanden,  wrenn  der  Handelnde  die  illegalen, 
sey  cs  nun  n  o  t li  w endige  n  oder  m  ü g  I  i  c  h  e  n , 
Folgen  seiner  Handlung  darum  nicht  voraussah, 
weil  er,  aus  Unbedachtsamkeit  oder  Uebereiluiig, 
es  willkühriieh  unterlassen  batte ,  sich  die  zur 
Möglichkeit  jener  Erkenntnifs  notb. wendige  Be¬ 
kanntschaft  mit  den  nothw endigen  Regeln  des 
rechtlichen  Verhaltens ,  oder  mit  der  iNalur  der 
begehrten  Handlung  zu  verschaffen. 

(a)  Graf  Soden  nennt  diese  nicht  unschicklich  ci  nwill  i- 
g  e  n  d  c  Schuld  £  S.  dessen  Geist  der  peinlichen  Ge- 
smgebung  TeutschL'uids,  Frankf.  1792,  B,  J.  Von 

dem  V  orsaUCj  die  vora  ungesehene  Rechtsverletzung  wirk¬ 
lich  zu  machen  y  bleibt  sie  aber  immer  sehr  unterschieden. 

j.  49. 

In  heyden  Arten,  der  Culpa  ist  übrigens  die 
erfolgte  culpose  Verletzung  (dem  Geiste  der 
Präventionstheorie  gern üfs  f§.  6.J  )  nur  der  äussere 
Erkennmifsgrund  des  Verbrechens  und  der  Straf¬ 
barkeit.  Das  zur  pravenirenden  Strafe  selbst  Auf¬ 
fordernde  und  mithin  die  Culpa,  in  so  ferne  sie 
Verbrechen  seyn  kann,  liegt  in  dem  dadurch  ge- 
äusserten  Mangel  der  Willensbestimmung  zur  Sorg¬ 
falt  und  Besonnenheit.  In  der  Regel  wird  zwar 
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nur  der  üble  Erfolg  der  Handlung  als  sicherer 
Erkenn  tmfsgrund  des  Daseyns  dieser  illegalen 
Stimmung  des  Begehrens  betrachtet  werden  kön¬ 
nen,  indessen  lälst  sich  doch  keineswegs  behaup¬ 
ten,  dafs  dieser  Erkcnnlnifsgrund  der  einzige  sey 
und  da l's  daher  nur  hey  einer  erfolgten  Verletzung 
strafbare  Culpa  angenommen  werden  könne.  Es 
giebt  allerdings  Handlungen,  welche,  wenn  sie 
auch  glücklicher  Weise  keine  Verletzung  erzeu¬ 
gen  ,  den  noch  als  u  n  z  w  e  y  d  e  u  t  i  ge  Beweise  (a) 
der  Sorglosigkeit  oder  Unbesonnenheit  ihrer  Ur¬ 
heber  erscheinen.  Solche  Handlungen  sind  aller¬ 
dings,  auch  ohne  erfolgte  Verletzung,  möglicher 
Weise  Verbrechen,  und  es  giebt  darum  keine, 
einigermaßen  zur  Vollkommenheit  anstrebende 
Strafgesetzgebung,  welche  nicht  dergleichen 
Handlungen  in  den  Catalog  der  strafbaren  aufge- 
nommen  hatte. 

(a)  Z.  B.  die  luilflos  a  a»g  e  s  t  e  1 1 1  e  Geburt, 

§.  5  0. 

Bcyde  Arten  der  Culpa,  die  nahe  sowohl, 
als  auch  die  entfernte,  können,  nach  der  Ver¬ 
schieden]  i eit  des  Zusammenhangs  der  illegalen 
Folge  mit  der  Handlung  des  Culposen ,  sich  dem 
Grade  nach,  sehr  mannigfaltig  modificiren.  Es  ist 
ohne  Zweifel,  dafs,  je  inniger  die  Verletzung  als 
Folge  mit  der  Handlung  als  Ursache  zusammen- 
hieng,  desto  gröfserc  Sorglosigkeit  in  dem  gleich¬ 
gültigen  Handeln  des  die  v  o  rau  s  ge  s  e  he  n  e  ille- 
g  a  1  e  Folge  nicht  Wünschenden  und  desto  grös¬ 
sere  Unbedachtsamkeit  in  dem  Betragen  des ,  ohne 
die  mögliche  Reflexion  auf  die  vorau s zu s eh  en¬ 
den  Folgen  Handelnden  liege. 
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Dadurch,  clufs  man  in  der  Mitte  der  jene 
Verschiedenheiten  darstellenden  Reihe  den  Punet, 
3vo  die  Verletzung  und  das  Gcgentheil  als  gleich 
mögliche  Folgen  der  Handlung  erscheinen,  ins 
Auge  fafst,  tlicilt  man  diese  Reihe  in  zwey  Hälf¬ 
ten  ab,  und  erwirbt  dadurch  die  Möglichkeit, 
auch  die  Grade  der  Culpa  durch  gleiche  Einthei- 
1  ungen  zu  bestimmen.  Wenn  man  da,  wo  in  je¬ 
nem  Mittelpuncte  sich  die  Rechtsverletzung  als 
gleich  leicliLe  Folge,  wie  ihr  Gcgentheil,  dar- 
stcllt,  mittlere  Culpa  (culpa  levis)  annimmt, 
so  wird  alsdann  die  grofse  Culpa  (culpa  lata) 
die  Fälle  umfassen,  wo  die  Rechtsverletzung  bey 
der  nahen  Culpa  als  die  gewöhnlichere  Folge 
der  Handlung  vorhergesehen  wurde,  bey  der  ent¬ 
fernten  aber  als  die  nothwendige  oder  ge¬ 
wöhnlichere  hätte  vorausgesehen  werden  sol¬ 
len  und  können,  das  Gebiet  der  geringen  Cul¬ 
pa  (culpa  '  levissima)  dagegen  wird  alsdann 
die  Fälle  begreifen,  wo  die  Verletzung,  mit  der 
Handlung  als  ungewöhnlichere  Folge  wie  das  Ge- 
gemhcil  verbunden,  vorausgesehen  wurde,  oder 
vorauszusehen  war  (a). 

0)  Fi  langie  ri  in  dem  System  der  Gesetzgebung,  Th,  IV. 

Kap,  37. 


§.  51,  - 

An  die  geringste  Culpa  knüpft  sich  das  Ge¬ 
biet  des  Zufalls  (casus)  an.  Wenn  die  Exi¬ 
stenz  der,  ohne  Absicht  des  Handelnden  erfol¬ 
genden  Rechtsverletzung  auch  nicht  einmal  in  der ' 
unterlassenen  möglichen  Sorgfalt  und  Besonnen¬ 
heit  ihren  Grund  fand,  dann  ist  die  Verletzung, 
ohne  allen  Bezug  auf  die  Willensbestimmung  des 
Handelnden,  eine  blofs  ca su eile  (a)  und  ohne 


i) 
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alle  Zurechenbarkeit  (b).  Hier  kann  alsdann  von 
einem  Verbrechen  so  wenig  als  von  Strafbarkeit 
die  Hede  seyn, 

(a)  Rey  iler  casneUea  Rechts  Verletzung  ist  die  Unwissenheit 
o<!tr  der  Irrtum  des  Hamkhideu  in  Ansehung  des  Erfolgs 
seiner  Handlung  immer  u  uve  r  m  eidlich  (  ignoraiiüa,  error 
i  n  v  i  n  ci  !>  i  1 1  s  },  bey  der  culposen  dagegen  liegt  zwar  auch 
Umvrssrnheit  oder  Irrtum  zum  Grunde,  —  denn  auch  bey 
der  nahen  Culpa  tauscht  sich  die,  auf  die  Vorth  eile  der 
Handlung  zu  sehr  gespannte  Sinnlichkeit  selbst  mit  dem  eitlen 
Wahne  ,  dals  sie  der  Zufall  begünstigen  werde  —  immer  aber 
ist  hier  jene  Unwissenheit  und  jener  Irrtum  vermeidlich 
(error  ,  ignorantia  v  i  n  c  i  b  i  1  i  s  i, 

(b)  Indessen  hört,  nach  den  bisherigen  Ausführungen,  die  )m- 
pu  Labilität  nicht  grade  dadurch  auf,  dafa  in  dein  Momente 
der  re  rh  Ls  verletzenden  Handlung  selbst  wirklich  keine  Möglich¬ 
keit  einer  ,  das  Entstehen  der  Illegalität  verhindernden  Sorg¬ 
falt  oder  Besonnenheit  vorhanden  war*.  Es  genügt  zur  Impu- 
tsibUität  7  wenn  dieser  Zustand  wilfkuhrlich  ii  erb  eyge  fuhrt 
wurde  ,  mithin  die  unmittelbar  nicht  auf  WiÜkuhr  zu  be¬ 
ziehende  Rechtsverletzung  als  Folge  einer  willkührlichen  ille¬ 
galen  Bestimmung  des  Willens  (mithin  zwar  nicht  als  actio 
libera,  aber  doch  als  Über  a  io  causa  s,  ad  Ilber- 
tatem  re  la  ta)  erscheint*  Es  leidet  sogar  keinen  Zweifel, 
daiV  dergleichen  Handlungen  nicht  blols  culpose  (und 
zwar  sowohl  nah,  als  auch  entfernt  culpose)  seyn  müssen, 
sondern  selbst  do  lose  seyn  können-  Ijieses  ist  der  Fall, 
wenn  der  Handelnde  den  Zustand,  in  welchem  die  Rechts¬ 
verletzung  zu  verhindern  ausser  seiner  Macht  stand,  absicht¬ 
lich  wählte,  um  die  bezweckte  Rechtsverletzung  wirklich  zu 
machen.  Ohne  Grund  hl  hierin  Kleins  ehr  od  andrer 
Meymmg, 

§.  5  2* 

Verletzung  der  Rechte,  als  Zweck  des 
Handelnden  gedacht,  bestimmt  den  Begriff  des 
bösen  Vorsatzes  (§.  46.).  Keineswegs  aber 

wird  hierzu  erfordert,  dafs  die  wirklich  erfolgte 
Rechtsverletzung  der  b  es  t  i  m  m  t  e  und  aus- 
sch  Hessen  de  Zweck  des  Handelnden  gewesen 
sey,  sondern  es  genügt  für  die  Anwendung  des 
Begriffs ,  wenn  diese  Rechtsverletzung  nur  nicht 
als  eine  unbeabsichtigte  Folge  der  Handlung 
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erscheint  Daher  die  Einthcilung  des  Dolus  in 
den  b  est  im  ni  len  (determinatus)  und  den  un- 
best  i  m  m  t  e n  ( i n d eterm i na tus  ) .  Der  c rs tcre  ist 
vorhanden ,  wenn  b  cs  t  i  m m t  die  Rechtsverletzung, 
welche  erfolgt  ist,  und  keine  andere,  bezweckt 
Wurde,  der  letztere  dagegen,  wenn  nur  Rechts¬ 
verletzungen  einer  gewissen  Art  überhaupt  ge¬ 
wollt  wurden,  mithin  von  den  mehreren  hierzu 
gehörenden  Verletzungen  keine  aussch  liessend, 
aber  jede ,  alternativ  mit  allen  andern ,  den  Zweck 
der  Handlung  bildete  (a). 

Sobald  dagegen  von  mehreren  Rechtsver- 
letzungcn  die  eine  bestimmt  bezweckt  wurde, 
so  läfst  sich  zwar  sehr  wohl  denken,  dafs  in  dem 
Verfolge  der  Handlung  der  Handelnde  auch  zu 
dem  Entschlüsse,  eine  andere,  oder  eine  weitere 
Rechtsverletzung  zu  bewirken,  übergehen  (ein 
bestimmter  Dolus  mithin  dem  andern  succe- 
diren)  könne ,  wenn  dieses  aber  nicht  geschieht, 
so  ist  die,  ausser  der  determinirt  dolosen  Ver¬ 
letzung  erfolgende  andere,  oder  weitere  Verle¬ 
tzung,  selbsi  'wenn  ihr  Entsfhcn  als  mehr-  oder 
minder  möglich  vorausgesellen  wurde ,  nur  c  u  1- 
pos.  Einen  dolus  indirectus  (b)  in  diesem 
Falle  anzunchmcn ,  ist  eine  den  Begriffen  Gewalt 
anthuende  und,  wenn  man  nicht  die  Strafbarkeit 
eines  solchen  angeblichen  indirecten  Vorsatzes 
der  Strafbarkeit  der  nahen  Culpa  gleichselzt ,  eine 
zur  Ungerechtigkeit  führende  Annahme. 

(a)  Fen  erb  ach  in  den  augeführten  Betrachtungen  über  Dolus 
und  Culpa  XL  XU, 

(h)  F:tr  Jen  dolus  indirectm  streiten  ausser  Leyser  sp*  603, 
vorzüglich  Bettel  b  ladt  de  hoimeicliö  cx  iuteolioiae  mdi- 
rrcvta  commissos  HaUe  1756»  (  in  e  j  us  Excrc*  acad,  n4  l9,) 

J*  S .  I- ,  B  ö  !i  m  e  r  ad  C  a  r  ]>  21  °  ^  !  Q-  E  und  in  jrueditp 

ad  Mt  137,  c.  C*  C*  —  J.  Ghr*  Es  eben  b  a  c  h  de  dolo 
iiidirecto  deHnqueutiiiiTi  $  imprinits  hoxnicidarurn.  Rost*  17Ö7* 
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(im  TiieJersachslscheii  Archiv  für  Jurisprudenz  und  Jur*  Li¬ 
teratur,  BtL  I*  St,  ]!.  S.  65*  folg,)  A  u  g,  von  Hoff  über 
Verb  reclien  aus  in  dl  recte  r  Absicht*  Berl*  1791-  Dagegen  strei¬ 
ten  insbesondere:  W*  E,  Gkristian-i  die  Chimäre  eines 
Tod schlags  aus  mdif&ctem Vorsätze  im  Kieler  Magaz,  für  Ge- 
schick  U1,  Staatsklugheit  und  Staatakimde,  Bd.  1,  St*  111.  S*  345, 
auch  im  niedersäclis,  Archive  B*  f.  St.  111,  Derselbe  über 
Esc  fi  e  ei  b  a  e  h  s  Versuch  einer  Widerlegung  des  Aufsatzes  :  die 
Chimäre  etc,  (Kiele  r  Mag*  B.  11*  St.  111*  S*  365,)  ~  J.  L.  E,  P  ii  1 1- 
maan  de  distmetione  intcr  ammum  occidendi  directum  et  iudi- 
rectum  e  jurisprurfenlia  criminali  prorsns  eiuniuarida.  Lips.  1789* 
(in  MiscoH.  c.  XXXlll)  — J,  L,  ab  Eckart  pr.  de  dolo  iudi- 
recto*  Jenae  3  794.  Kleknschrod  syst*  Entw,  Th*  1*  §■  14* 
folg,  —  Feuerbach  a*  a,  O.  n,  XllL  Seiner  Betrachtun¬ 
gen  Über  den  sogenannten  dolus  indirectus.  Landsin  l8l7* 

§.  5  3. 

Ist  Willkuhrlichkeit  der  auf  Rechts  Verletzung 
gerichteten  Handlung  notH wendiger  Character  des 
Verbrechens,  so  folgt,  dafs  dieser  Begriff  und  mit¬ 
hin  Strafbarkeit  überhaupt  wegfalle ,  wenn  eine 
der  notliwendigen  Bedingungen  zur  'Willkührlich- 
keit  der  menschlichen  Handlungen  (§.  43.)  hin- 
wegfiilt.  Wenn  sich  also  der  Mensch  in  einem 
n  i  c  Ii.  t  wi  1 1  k  üh  riieh-  erzeugten  Zustande  be¬ 
fand,  wo  er  entweder  allen  Bcwufstseyns  beraubt 
war,  oder  wo  er  aus  dem  noch  nicht  hell  er¬ 
wachten  ,  oder  wieder  verdunkelten  rechtlichen 
Bewufstseyn  sich  eine  deutliche  Vorstellung  seiner 
Verbindlichkeit  zu  entwickeln  nicht  vermogte, 
oder  wo  er  seine  Handlung  zu  berechnen  und 
mit  der  Forderung  der  Verbindlichkeit  zu  ver  • 
gleichen  nicht  im  Stande  war,  so  fallt  Zurechen- 
h  a  r  k  e'i  t  und  Strafbarkeit  hin  weg ,  obgleich 
ein  Zustand ,  in  welchem  das  Begehrungsvermögen 
durch  Wilikühr  nicht  bestimmt  werden  kann,  und 
in  rechtlicher  Hinsicht  Gefahr  drohend  seyn  k  an  n, 
und  alsdann  den  Gebrauch  physischer  P ra¬ 
ven  ti  o  n  s  m  i  u  e  1  rechtlich  zu  begründen  vermag. 
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§.  54. 

Es  begehen  daher  keine  Verbrechen  I.)  Kin¬ 
der  dem  Alter  nach.  So  wie  die  Jahre  er¬ 
reicht  sind,  in  "welchen  der  junge  Mensch,  der 
Erfahrung  nach ,  seine  Handlungen  nach  Maxi¬ 
men  zu  bestimmen  vermag,  fangt  Strafbarkeit  (a) 
an,  welche  aber  nach  andern  Regeln ,  als  in  An¬ 
sehung  der  zur  bürgerlichen  Selbstständigkeit  Erzo¬ 
genen,  zu  bestimmen  ist,  wovon  unten.  XI.)  Kinder 
der  That  nach,  wie  ganz  k i ndisclie  Greise, 
ganz  Einfältige  und  in  der  Regel  taub  und 
s  tum  m  Gebohrne  (b).  III.)  S  ch  1  afenefe  (c) 
und  Nachtwandler  (d) ,  in  so  ferne  sie  nicht 
darum  Schuld  trift ,  weil  sie  nichts  ihatert ,  um 
der  von  ihnen  gekannten  Gefährlichkeit  ihres  Zu¬ 
standes  zu  begegnen.  IV.)  Ras  ende,  Verrückte, 
Sinnlose,  Wahnsinnige,  in  einem  der  Wil- 
kührlichkei  t  beraubenden  Krankheits- 
paroxismus  Befindliche,  in  so  ferne  sie 
in  diesem  Zustande  gehandelt  haben  (e).  V.)  In 

dem  höchsten  G  r  a  d  e  der  Trunkenheit 
B e fin  d  1  i  c  h  e  ,  in  Ansehung  welcher ,  wenn  die¬ 
ser  Zustand  nicht  als  Mittel  zur  Ausführung  der 
Verletzung  gewählt  wurde ,  Dolus  immer ,  alle 
Zurechnung  aber  nur  alsdann  wegfällt ,  wenn 
auch  die  Verletzung  in  diesem  Zustand  nicht  als 
srurechenbar  erscheint,  (f).  VI.)  Im  höchsten  Grade 
des  tobenden  Affe.et.es  Befindliche  ,  jedoch  nur 
unter  der  bey  V.)  zuletzt  angegebenen  Voraus¬ 
setzung  ,  welche  nur  bey  einer,  durch  allgemein 
empörende  Ungerechtigkeit  gereitzten  Stimmung 
gedacht  werden  kann  (g), 

^a)  Der  Erfahrung  nach  dürfte  dieser  Zeitpunkt  in  Ansehung 
des  Dolus  und  der  nahen  Culpa  früher  angenommen  wei'dcu 
müssen  ,  als  in  Ansehung  der  entfernten  Culpa, 
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(b)  Böhmer  ad  Car  p  7  o  v,  q,  J  4  7»  o*  1*  v  o  n  G I  o  b  j  g  im  1 
Huste  r  Abli.  über  die  CnminaIge*«tzgcbuLig.  S*  117,  Ki  efs 
You  dem  Recht  der  Taub  -  und  StummgeboiuDeii,  Heimst* 
1706,  Sa  wie  sich  die  Institute  für  den  Unterricht  ^olcl  er 
Menschen  vervollkommnen,  wird  das,  was  der  §,  als  Regel 
aufstellt,  zur  Ausnahme  werden*  Ein  merkwürdiges  Bei¬ 
spiel  von  dem  ,  was  hierin  geleistet  werden  k a  n  n  ,  liefert 
das  Journal  Frankreich  im  O erobern ück  des  Jahnran£s 
1800.  . 

(c)  Kur  mufs  der  Schlaf  selbst  nicht  der  'Verbindlichkeit  wider* 
sprechen, 

(d)  Es  lüfst  sich  indessen  denken ,  dafs  diese  ihren  Zustand  zu 
einem  Mittel,  um  he  7  weckte  Verletzungen  atizuiührfn,  ihifs- 
hra uchen.  Alsdann  ist  sogar  sti^batei1  Dolus  vorjia öden, 

(§,  51*  u,  l>*) 

(e)  Haben  sie  in  einem  dilucldo  intcrvallo  gehandelt  f  so  sind 
die  Bedingungen  zur  Strafbarkeit  vorhanden,  obgleich,  wenn 
sie  nachher  wieder  in  den  Zustand  des  Verstandesberauht- 
sejns  verfallen  ,  die  Ausübung  der  verdienten  Strafe  auf- 
gehoben  vverden  kann, 

(f  )  Vorzüglich  IC  1  e  i  n  ß  c  h  r  o  (I  syst,  Entw*  107“- 1 5 

(g)  Kletus  c  li  ro  d  a,  a.  0>  §>  135  —  129*  R  ii  h  m  er  ad 
Carpzov,  <j*  6,  or  1.  <j,  147,  0.  2*  Wes  tp  ha!  von  der 
rechtlichen  Beurthdlung  der  aus  Hitze  das  Zorns  imtemom- 
menen  Handlungen*  Halle  1764. 

55.: 

Der  Clxaracier  des  Zustandes ,  welcher  zur 
Willkührliehk  eit  der  menschlichen  Handlungen 
vorausgesetzt  wird,  ist  der  unmittelbar  aus  dem 
B «griffe  der  Menschen  n  a  t  u  r  abgeleite te  Cha- 
racter  des  gewöhnlichen  Zustandes  des  Men¬ 
schen.  Daher  wird  die  Willkührliehkeit  und  Im- 
putabilität  der  Handlungen  des  einmal  aus  den 
Kinderj ahren  herausgetretenen  Menschen  vermu- 
t  het.  Die  besondern,  den  Gebrauch  der  mensch¬ 
lichen  Vermögen  aufhebenden  Zufälle  ( §.  54.), 
so  wie  die  ausserordentlichen ,  nicht  zum  Voraus 
zu  berechnenden  Ereignisse ,  welche  eine  un¬ 
beabsichtigte,  die  Rechte  Andrer  verletzende  Folge 
an  eine  Handlung  geknüpft  haben  ( §.  5  l . ),  müs- 
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sen  unstreitig  die  llcchtsvcrmuthung  gegen  sich 
haben. 

Aber  auch  als  Zweck  des  Handelnden  mufs  im 
Allgemeinen  jede  willkührliclic  Handlung,  jede 
Verletzung  mithin  als  dolos  betrachtet  worden. 
Es  müssen  sich  besondere  Gründe  nachzeigen 
lassen,  wenn  wir  annehmen  sollen,  dafs  das 
erreichte  Ziel  der  Handlung  nicht  der  Zvicck 
des  Handelnden  gewesen  soy,  ünd  selbst  wenn  wir 
dieses  anzunehmen  uns  gedrungen  bilden.,  werden 
wir  doch,  ohne  weitere  dringende  Gründe,  nicht 
annehmen  können,  dafs  der  Handelnde  -selbst 
nicht  einmal  das,  was  wirklich  aus  seiner  Hand¬ 
lung  erfolgt  ist,  als  mögliche  Folge  derselben  vor¬ 
ausgesehen  haben  (a). 

(»)  Ueberb.  s.  meine  Abh. :  Wird  Dolus  hey  begangen*” 
Verbrechen  vermulhel ?  in  dev  Bibliothek.  B.  I.  St. 
nr.  3,  Dagegen:  K.  V  o  1 1  g  r  a  f  f  vermischte  Abhandlung«* 
hauptsächlich  in  das  Gebiet  des  Criminal  -  Staats-  und  deut¬ 
schen  Privat  -  Rechts  gehörig,  Bd,  1.  ■Marburg  ly-*  .  T1*  _  _ * 

Verg'i.  auch  Weuing  (im  neuen  Avch.d.  Cr.fi.  B.  II.  nr.  J.) 
Borst  (in  dem».  Arcli.  B.  )t,  nr.  21.). 

Dafs  übrigens  Wahrschein iiehkeit  genüge,  «m  tl";  Ärl“ 
»ahme  der  ctiipa  ,  oder  des  Casus  v.u  begründen ,  folgt  daran», 
dafs  überhaupt  für  V  e  r  t  h  e  i  d  i  d  u  n  g  auch  unvollständige 
Beweise  genügen. 

Zweyter  Absatz, 

Von  der  Möglichkeit  und  Wotbwcudigkril  der  Strafe,  als  wesent¬ 
lichem  Character  des  Verbrechens, 

§.  5  6. 

Wenn  indessen  auch  die  äussere  Handlung 
auf  eine  Rechtsverletzung  gerichtet  ist  und  wenn 

auch  die  erste  allgemeine  Voraussetzung  zur  Straf¬ 
barkeit  menschlicher  Handlungen,  —  Willkühi- 
lichkeit  —  vorhanden  ist ,  so  fällt  dennoch  der 
Begriff  des  Verbrechens  hinweg,  sobald  eine 
Ausübung  der  Strafe  entweder  unmöglich  ist,  oder 
als  unnöthig  erscheint. 
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§.  5  7. 

Unmöglich  ist  die  Ausübung  der  Strafe 
E)  gcgen  solche,  welche  dem  Rechtsurtheile  des 
Staates  nicht  unterworfen  sind.  Daher  können 
Souveräne  kein  Verbrechen  begehen.  Ob  sie 
gleich  durch  P riv a t -Handlungen  die  Rechte 
des  Einzelnen  zu  vernichten  suchen  und  da¬ 
durch  für  diesen  die  traurige  Noch  wendigkeit 
der  Privat  -  Verteidigung  (Nöthwehr)  herbey 
führen  können,  und  ob  sie  gleich  durch  un- 
consütuüonclle  oberherrliche  Handlungen  die 
constitutioneilen  Reclite  Aller  zu  verletzen  ver¬ 
mögen  (§.21.),  so  kann  doch,  da  ein  bestehen¬ 
des  Nationalgericht  über  den  Regenten  mit  dem 
Begriffe  der  nothwendigen  Souverainctät  und  Un¬ 
verantwortlich  keil  desselben  nicht  zu  vereinigen 
ist,  hier  von  einer  Bestrafung  durch  den 
Staat  nicht  geredet  werden.  Eben  so  unmöglich 
ist  die  Ausübung  einer  Strafe  2.)  gegen  solche 
Personen,  welche  keinen  Gegenstand  darbieten, 
aul  welchen  eine  nach  allgemeinen  Gesetzen 
erkennbare  Einwirkung  durch  sinnliche  Uebel 
Statt  fände.  Darum  können  die  Personenge¬ 
meinheiten,  als  solche,  kein  Verbrechen 
begehen.  Aber  sehr  wohl  sind  in  Ansehung  der 
von  ihnen  begangenen  Rechtsverletzungen  diejeni¬ 
gen  Mitglieder,  welche,  mit  willkührlieher  Ver¬ 
letzung  ihrer  Verbindlichkeiten,  den  illegalen  Ent- 
schlufs  der  Gemeinheit  erzeugt  haben,  Verbre- 
c  h  e  r  ,  gegen  welche  die  verdiente  Strafe  mit  der 
Ueberzeugung  ausgeübt  werden  kann,  dals,  mit 
der  Erreichung  des  Zweckes  derselben  an  diesen 
Individuen,  zugleich  dieser  Zweck  in  Anse¬ 
hung  der  Gemeinheit  werde  erreicht  werden 
Cvergl.  &  30.). 
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§.  58. 

Unnöihig  erscheint  ehe  Strafe,  wo  der 

v? 

durch  sie  zu  erreichende  Zweck  der  Prävention 
schon  ohne  sic  als  erreicht  betrachtet  werden 
mufs.  AVo  daher,  bey  versuchten  oder  vol¬ 
lendeten  Rechts  Verletzungen ,  die  e  \  vi  1  re  clv  tl  i- 
c  h  e  n  F eigen  derselben  wahrer  Schaden  I iir 
den  Verletzenden  werden  und  zwar  ein  solcher 
Schaden,  ■welcher,  nach  den  über  die  Grösse 
der  Strafbarkeil  entscheidenden  Grundsätzen,  als 
hinlängliches  Motiv  betrachtet  werden  mufs,  um 
die  Vorstellung  von  den  unangenehmen  Folgen 
der  Stimmung  seines  Begehrens  zur  überwiegen¬ 
den  zu  erheben,  da  fallt,  mit  der  Noihwcndig- 
keit  der  Strafe,  der  zweyte,  noch  ausser  der  Wilt- 
hührlichkeii  der  Verletzung,  erforderliche  subjeo- 
tive  Character  in  dem  Begriffe  des  Verbrechens 
und  mithin  dieser  Begriff  selbst  hinweg  (a). 

(a)  Daher  erklärt  ps  sich  ,  warum  verwegenes  Procfrssinm  ,  tim 
anerkannt  imgPrc  eilte  Anspruch*?  durebzusetzen  ?  oder  sich  an¬ 
erkannten  Verbindlichkeiten  zu  entziehen,  kein  Verbreche» 
hiy  daher,  warum  u  n  v  o  rs  i  c  h  t  i  g e ,  aber  durch  Ersatz, 
leicht  wieder  vollständig  aufznliehen de  Verletzungen  in  der 
Hegel  nicht  in  den  Gesetze»  mit  jenem  Namen  belegt  lind 
mit  Straft»  verfolgt  werden* 


§*  5  9. 

Mehr  indessen,  als  dafs ,  der  Natur  der 
Handlung  nach,  die  Strafe  gegen  den  Handelnden, 
wenn  sie  sogleich  hätte  vollzogen  werden  kön¬ 
nen.,  als  möglich  und  als  nothwendig  für  den 
Zweck  der  Prävention  erscheine ,  wird  für  den 
Begriff  des  Verbrechens  nicht  erfordert.  Ist 
dieser  einmal  begründet,  so  bleibt  die  Hand¬ 
lung  Verbrechen ,  wenn  gleich  zufällige  Umstände 
nachher  eine  Unmöglichkeit  der  Bestrafung 
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herb  ey  führen ,  was  in  Hinsicht  der  mchrsten  Stra¬ 
fen  durch  die  glückliche  Flucht  des  Verbrechers 
geschehen  wird  und  in  Hinsicht  abschreckender 
Strafen  durch  das  Versinken  des  Verbrechers  in 
den  Zustand  der  Gcisteszermttung  geschieht, 
oder  wenn  nachlierige  Zufälle  die  Ausübung  un- 
nöthig  machen,  welches  in  Ansehung  der  auf 
dem Todbettc  liegenden  Verbrecher  der  Fall  ist,  oder 
wenn  endlich  nachher,  durch  den  Tod  des  Verbre¬ 
chers  Mangel  der  Nothwcndigkeit  und  der 
Möglichkeit  einer  Strafzufügung  zugleich  eintritt. 

Zweytes  Kapitel. 

Von  der  Natur  der  Strafen  und  der  Bestrafung» 

Erster  T  i  t  6  L 

Von  der  Natur  der  Strafen  und  der  Bestrafung  im  All“ 

gemeinen, 

§■  60.  -  ' 

Als  Prnventionsübcl  können  rechtliche  Stra¬ 
fen  nur  in  sinnlichen  Leiden  des  Verbrechers  be¬ 
stehen  ,  welcher  zur  Prävention  aufgefordert  hat. 
Der  Unschuldige  darf  nicht  gestraft  werden. 
Nie  darf  daher  auch  die  Strafe  des  Schul¬ 
digen  einen  Unschuldigen  treffen.  Den 
Erben  kann  darum  selbst  nicht  einmal  die  Ver- 
mögenssträfe  treffen,  welche,  bey  Lebzeiten  des 
Erblassers  noch  nicht  erkannt,  für  diesen  als 
Strafe  nicht  wirken  konnte. 

Rechtlich  ist  indessen  jener  Forderung 
Genüge  geleistet,,  wenn  nur  dem  Unschuldigen 
nicht  um  des  Schuldigen  willen  der  actuclle  Zu¬ 
stand  seiner  Vollkommenheiten  geschmälert  wird. 
Die  Humanität  gebietet  aber  ausserdem,  bey 
der  Wahl  der  Strafübel  darauf  Rücksicht  zu  neh- 
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men,  dafs  selbst  die  Folgen  derselben  für  die 
mit  dem  Sc)  ml  di  een  verbundenen  Ünsehuldicen 

P  ,  *  ,  Ö 

so  wemg,  wie  möglich,  empfindlich  seyen. 

§.  61. 

Als  zum  Zwecke  der  .Prävention  zuzu fügen¬ 
den  Uebel  (§.  9.)  theilcn  sicli  die  rechtlichen 
.  Strafen,  wie  alle  Prävantionsmiltel  (§.  7.),  in  ab¬ 
solute  Sichcrheitsstrafen  und  abschrecken¬ 
de  Strafen  ein. 

Nur  alternativ  erscheinen  diese  bevden  Straf¬ 
arien  als  Mittel  zur  Prävention.  Wo  die  letztere 
nacli  Grundsätzen  möglich  ist,  stellt  sich  die  er- 
stere  als  zwecklos  dar.  Mit  absoluten  Sichcr¬ 
heitsstrafen  andere,  für  die  Bezweckte  absolute 
Sicherheit  unnöthige  und  daher  an  und  für  sich 
in  den  Calalog  der  Abschreckungsmittel  gehö¬ 
rende  sinnliche  Leiden  des  Verbrechers  zu  paa¬ 
ren,  mufs  daher  das  Gefühl  der  Humanität  als 
zwecklose  G  r  a  u  s  a  m  k  e  i  t  mishßligcn  (a), 
wenn  sich  ein  solches  Verfahren  auch  nicht  als 
Ungerechtigkeit  gegen  den  allerdings  rechtlosen 
Verbrecher  sollte  dars teilen  lassen  (§.  62.). 

(a)  Znm  Tlieüe  bat  dieser»  Grundsatz  unser  Zeitalter  anerkannt, 
indem  es  sich.  laut  und  de  ul)  ich  geg^u  die  u  a  1  i  f  i  c  i  r  t  t  n 
Todesstrafen  erklärt*  Dieser  Stimme  haben  auch  die 
neuern  Gesetzgebungen ,  heynahe  ohne  Ausnahme  ,  gehuldigt, 
Dafs  aber  die  ausserordentlichen  Qualen  des  im  ewigen  Ge¬ 
fängnisse  zum  bürgerlichen  Tode  Verurthedteu  ebeu  so  wenig 
unsrer  Humanität  Ehre  machen  ,  dafür  scheint  noch  nicht  ein 
gleich  allgemeines  Anerkenn  uüis  angeführt  werden  zu  können, 

§•  62. 

Die  absolute  Siche  rheitsstr  afe  solidem 
Verbrecher  die  p  b  y  s  i  s  c  h  e  Möglichkeit, 
Rechtsverletzungen  zu  begehen,  rauben  ( §.  7.). 
Sie  mufs  daher  die  Möglichkeit,  für  willkührli- 
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die  Zwecke  in  der  Gesellschaft  thätig  zu  scyn, 
für  ihn  vernichten,  und  ihn  daher  als  Men¬ 
schen  tödten.  Das  blofs  t  hie  rische  Le¬ 
ben  ausser  der  Gesellschaft  braucht  sie 
ihm  für  ihren  Zweck  nicht  zu  entziehen.  Sie 
kann  sich  daher ,  statt  physischer  Tödtung ,  als 
bürgerlichen  Tod  für  den  Verbrecher,  durch 
Einsperrung  desselben  zu  ewiger  Sclaverey, 
oderD c porta  Lion  in  mcnschcn leere  Gegen¬ 
den  (a)  ,  ankündigen,  Dafs  dieses  aber  geschehe, 
ist  keine  Rechtsforderung,  weil,  wenn  der 
Mensch  getüdtet  ist,  dem  Tliierc  keine  Rechte 
übrig  bleiben.  Da  die  Todesstrafe  demnach  nicht 
widerrechtlich  ist ,  so  sind  es  einzig  politi¬ 
sche  Rücksichten ,  welche  ihren  Gebrauch  für 
die  Gesetzgebung  rechtfertigen. 

So  werden  Todesstrafen  immer  ge  rechtferti¬ 
get  bleiben  bey  Verbrechen,  welche  aus  einer  Ge¬ 
sinnung  hervorgehen,  die  ein  Leben  ohne  Frey- 
heit  als  werthvoll  betrachtet  (b).  Eben  so  bey 
Verbrechen,  welchen  die  Gesetzgebung  den  höch¬ 
sten  Grad  von  Strafbarkeit  zuschreiben  mufs. 

Die  Rücksicht  aber ,  dafs  das  Schauspiel  des 
Sehlachtens  der  Verbrecher ,  wenn  es  häufig  ge¬ 
geben  wird ,  leicht  Rohheit  und  S  c  h  w  ä  c h  e 
verrathen  dürfte,  wird  die  Gesetzgebung  zu  einer 
gewissen  Mäßigung  in  dem  Gebrauche  dieser  he¬ 
roischen  Mittel  bestimmen  müssen  (c). 

(a)  Deportation  in  bewohnte  Gegenden  ist  eine  Völkerrecht 

drige  Handlung,  so  wie  Deportation  in  eine  unbewohnbare 
Gegend  die  grausamste  Grausamkeit* 

(h)  So  bey  unverbesserlichen  Gaunern  und  Gewohnheitsdieben* 
Dl«  Erfahrung  hat  gelehrt  ,  dafs  diese  verworfne  Menschen- 
Gasse  nach  den  Forderungen  der  Humanität  ciü gelichtete 
Zuchthäuser  als  passende  Versorgung  sau  stallen  für  das  kraft¬ 
losere  Alter  betrachte* 
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Ce)  Ueber  die  Gerechtigkeit  und  Zweckmäßigkeit  der  Tmlcsatra- 
feti  ist,  so  it  Becca  rias  Angriffen  gegen  dieselben,  unglaub¬ 
lich  viel,  aber  doch  nur  wenig  Gründliches  geschrieben  wor¬ 
den*  Die  für  und  gegen  Yorge brachten  Gründe  findet 
mau  sehr  vollständig  zusarmn  enge  trage«  in  Pastor  eis  Be- 
tra  oh  Luit  gen  über  die  Strafgesetze  nebst  dem  Anhänge 
zum  Heu  Kap.  des  2  Leu  Th,  in  der  Erhard  sc  li  c  n  II  e  b  e  r- 
setzung.  Auch  in  der  4ten  Abbaudluug  zu  der  ß  er  g  k  i  - 
scheu  Übersetzung  des  jB  e  c  c  a  r  i  a, 

§.  63, 

Die  abschreckende  Strafe  soll  durch  er¬ 
regte  sinnliche  Leiden  bey  dem  Verbrecher  die 
Vorstellung  erzeugen,  dafs  selbst  die  Sinnlichkeit 
nur  bey  der  Unterlassung  der  Verbrechen  ihr 
Interesse  finden  könne.  Sic  soll  dieses  zu  dem 
Ende  ihun,  damit  nach  psychologischen  Gründen 
auf  die  Abwesenheit  verbrecherischer  Entschlüsse 
desjenigen  gerechnet  werden  könne,  dein,  nach 
ausgestandener  Strafe  ,  die  physische  Möglichkeit, 
dergleichen  Entschlüsse  zu  realisiren,  nicht  ent¬ 
zogen  werden  soll.  Sie  soll  daher  den  Verbre¬ 
cher  bürgerlich  bessern  und  denselben ,  als  in 
dieser  Art  Gebesserten,  der  vollen  bürgerlichen 
Freybeit  und  Wirksamkeit  wiedergeben. 

Aus  diesem  Zwecke  der  abschreckenden  Stra¬ 
fen  entwickeln  sich  die  notlrwendigen  Grundsätze, 
nach  welchen  die  Wahl  der  Strafmittel,  welche 
ohne  diese  Rücksicht  nur  die  Schrecken  roher 
Grausamkeit  und  barbarischer  Martern  verbreiten 
könnten,  bestimmt  werden  mufs.  Jede  Strafe 
ist  unzweckmäfsig  und  ungerecht,  welche 
die  politische  Besserung  dos  Verbrechers 
unmöglich  macht,  oder  hindert. 

§.  64. 

Jede  Strafe  ist  darum  unzweckmäfsig ,  wel¬ 
che  die  Summe  der,  ausser  der  Furcht  vor  Stra¬ 
fen  ,  in  dem  Menschen  liegenden  Motive  zur  Le- 
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gnlität  verringert,  und  ibn  so,  oder  wohl  gar 
noch  mit  Erzeugung  entgegengesetzter  Motive, 
der  bürgerlichen  Frey  heit  wiedergiebt. 

Unzweckhiäfsig  sind  daher 

I.)  alle  moralisch  verderbende  Stra¬ 
fen ,  d.  b.  solche ,  welche  der  unstreitig  wün-- 
schcnswerthen ,  selb  sttliatige n,  oder  mora¬ 
lischen  Besserung  des  Verbrechers,  die,  ihrem 
Begriffe  nach,  niclit.  durch  Zwang  bestimmt  wer¬ 
den  und  daher  ein  den  positiven  Zweck  bürgerlicher 
Strafen  bilden  kann,  Hindernisse  entgcgenstellem 
Dahin  gehören  l.)  alle  Strafen,  welche  den  Men¬ 
schen  der  Verführung  aussetzen,  was  bey  den 
Arbcits-  und  Zuehthatiss trafen ,  so  wie  sie  noch 
häufig  eingerichtet  sind,  ein  gewöhnlicher  Fall 
ist.  S.)  Alle  die  Mittel  zu  einer  zweckgcmafsen 
Belebung  der  mit  der  Moralität  so  innig  verwand¬ 
ten  religiösen  Gefühle  abscimeidcnden,  oder  er¬ 
schwerenden  Strafen.  3.)  Alle,  unedle  Leiden¬ 
schaften  und  Gern  iiilisbe wegungen  erzeugenden, 
oder  nährenden  Strafen.  Aus  diesem  Grunde 
sind  alle,  die  Grenzen  humaner  Züchtigung  über¬ 
schreitenden,  alle  bey  dom  Zuschauer  von  nicht 
ganz  abgestumpfter  Empfindung  vorzüglich  nur 
Mitleiden  erregenden  Strafen  .verwerflich  und  das 
Gesetzbuch  einer  cuitivirten  Nation  wird  daher 
alle  Strafmittel  verbannen,  welche,  als  Erfindun¬ 
gen  der  Rachlust  sich  ankündigend,  das  mensch¬ 
liche  Gefühl  empören  und  zur  Hcrzcnshärtig- 
keit,  Verstocktheit,  zur  Rache  und  zum  Hafs 
gegen  die  Peiniger  nötliigen. 

1 

§.  65. 

Eben  so  unzweck  malsig  sind 
II.)  die  bürgerlic li 


v erd  erbende n 
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Strafen,  d.  h.  sulche,  welche  der  unmittel¬ 
bar  zu  bezweckenden  äusserlichen  Besserung  Hin¬ 
dernisse  cntgegenstellon.  Dahin  gohören 

I.)  diejenigen,  welche  die  mächtige  Trieb¬ 
feder  zujii  Wohl  verhalten  in  dem  Staate  —  den 
Tb r trieb  —  ersticken.  Wpr  vor  dem  Publicum 
niederträchtig  behandelt  und  allen  als  verächtlich 
dargcstcllt  wird,  mufs  mehr  als  gewöhnliche 
menschliche  Kraft  besitzen ,  wrcnn  er  nicht  auch 
■wahrhaft  niederträchtig  und  verächtlich  werden 
soll.  Darum  mufs  auch  in  der  Wahl  der  Straf¬ 
art  auf  den  Stand  des  Verbrechers,  so  lange 
dieser  nicl.it-  selbst  zur  Strafe  verwirkt  ist,  Biick- 
sicht  genommen  werden,  weil  für  denjenigen, 
hey  welchem  ein  feinerer  Sinn  für  Ehre  und 
Schande  vorausgesetzt  werden  soll ,  dasjenige 
leicht  das  Ehrgefühl  töd tcntl  seyn  kann,  was  auf 
die  grofse  Menge  nur  gering  ein  wirkt  (a). 

2. )  Gehören  hierhin  alle  diejenigen  Strafen, 
welche  eine  Abgewöhnung  von  den  beyden  wich¬ 
tigsten  b ü r g e r li che n  Tugenden  —  Oj'dnungs- 
liebe  und  Arbeitsamkeit  —  veranlassen  kön¬ 
nen,  und  endlich 

3. )  alle  diejenigen,  welche  die  noth  wen¬ 
digen  Mittel  zur  legalen  Existenz  nach  wieder- 
erlangtcr  ITeyheit  aufheben  oder  beschränken  (*), 

(a)  Ich  rechne  dahin  alle  Strafen  ?  welche  durch  das  Medium  der 
Haut  wirken  ,  oder  in  miem  Anhalten  zn  roheren  t  Mols  me¬ 
chanischen  Arbeiten  bestehen* 

(*)  Ueherhaupt  ist  zu  diesen  §§.  das  classische  Werk  des  Herrn 
von  Arnim  zu  vergleichen :  Bruchstücke  über  Ver¬ 
decken  und  Strafen,  Frankl*  und  Leipz.  3803.  8* 

%  66.  a. 

Uebrigens  aber  kann,  wenn  die  bisherigen 
Hegeln  beobachtet  werden  *  jede  Art  von  Gütern 
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des  Menschen  zum  Gegenstände,  gemaclit  werden, 
um,  sey  es  nun  durch  Entziehung  oder  Beschrän¬ 
kung  derselben ,  die  sinnlichen  Leiden  über  den 
Verbrecher  herbeyzuf uhren ,  welche  den  Haupt- 
character  der  Strafe  bilden.  Die  Wahl  selbst 
mufs  durch  die  Rücksicht  geleitet  werden,  dafs 
man  dabfey  des  bleibenden  Eindrucks  der  Strafe, 
wovon  alle  Wirksamkeit  derselben  abhängt,  ver¬ 
sichert.  sevn  kann.  Es  kann  daher  10  nur  die 
Entziehung  oder  Beschränkung  solcher  Güter 
zur  Strafe  Statt  finden,  welche  der  Verbrecher, 
nach  seiner  individuellen  Lage,  als  Güter  schätzt, 
und  unter  diesen  müssen  2.)  diejenigen  zum  Ge¬ 
genstände  der  Strafe  genommen  werden,  deren 
Entziehung,  oder  Beschränkung  der  Triebfeder, 
welche  das  Verbrechen  erzeugt,  am  bestimmte¬ 
sten  widerspricht.  Daher  betrachtet  man  es  mit 
Recht  als  festen  Grundsatz:  die  Strafe  mufs 
im  Geiste  des  Verbrechens  liegen.  Hoch- 
muih  und  Uebermuth  wird  am  gewissesten  durch 
Dcmüthigung ,  Müssiggang  und  Trägheit  durch 
Belastung  mit  Arbeiten ,  Geldgeitz  und  Geldgier 
durch  Vermögensbeschränkung,  Wollust  und  Mulh- 
willen  durch  körperliche  Schmerzen  und  An¬ 
strengungen,  Ungebundenheit  der  Begierden  und 
Wildheit  durch  Beschränkung  der  Ercylicit  und 
Gebundenheit  der  WiÜkühr  bezähmt. 

§*  66.  b. 

Immer  lassen  sich  die  Strafen,  welche  Arten 
derselben  auch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  bil¬ 
lige,  nach  dem  Grade  des  in  ihnen  enthaltenen 
Leidens  in  leichte  und  schwere  (peinigen¬ 
de,  peinliche)  eintheilen.  Wohin  die  Grenze 
zwischen  beyden  zu  setzen  sey,  mufs  unstreitig 


GO 
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der  Grad  der  Ausbildung  und  Verfeinerung  des 
V olk.es  bestimmen,  für  "welches  der  Dnlcrschied 
festgesetzt  wird.  Dafs  indessen  derselbe  nach 
dieser  Rücksicht  festgesetzt  werde,  dürfte  darum 
erforderlich  sovn .  weil  das  Interesse  der  Men- 
sehen  in  Hinsieht  der  schwereren  Strafen  einen 
sicherem  Damm  gegen  WiUkii.hr  in  den  bestimm¬ 
ten  Formen  eines,  auf  höchste  Bedädhtichkeit 
berechneten  Verfahrens  dringend  verlangt. 

Da,  wenn  die  Gesetzgebung  dieses  Verlangen 
berücksichtigt ,  es  nothwendig  wird,  für  das  Ver¬ 
fahren  nach  den  vorgeschrißbenen  Formen  be¬ 
sondere  Gerichte  mcdorzuselzen ,  welche  sich  nach 
dem  Zwecke  ihrer  Thätigkcit,  —  Anwendung  der 
peinlichen  Strafen  —  den  Namen  der  peinli¬ 
chen  Gerichte  (C riminalgerichte  im  engem 
Sinne)  arteignen  werden,  so  mufs  alsdann  von 
selbst  der  Unterschied  zwischen  peinlichen 
(mit  einer  peinlichen  Strafe  bedrohten)  und  bür¬ 
gerlichen  (mit  einer  leichteren  Strafe  bed roll¬ 
ten)  Verbrechen  (delicta  criminalia  et  oivilia) 
entstehen  (vcrgl.  §.  27.  und  rtot.  a.  daselbst). 

§.  67. 

Der  Act  der  Bestrafung  mufs,  theils  da¬ 
mit  der  Eindruck  der  Strafe  auf  den  Verbrecher 
selbst  gewisser  erreicht,  theils  damit  der  Neben¬ 
zweck  einer  Einwirkung  auf  das  übrige  Publicum 
(§.  14. )  nicht  verfehlt  werde,  so  bald  als  es 

olme  Verletzung  der  Gerechtigkeit  geschehen 
kann,  dem  begangenen  Verbrechen  naciifolgen. 
Dafs  er  nothwendig  vor  den  Augen  des  Publicums 
Statt  finden  müsse,  läfst  sich  indessen  keineswegs 
unbedingt  behaupten.  In  allen  Fällen  vielmehr, 
wo  die  öffentliche  Vollziehung  die  Strafe  für  den 
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Verbrecher  über  tlas  gebührende  Mafs  erhöhen 
wurde,  darf  dem  Nebenzwecke,  weicher  durch 
Oeilentlichkeit  der  Vollziehung  erreicht  werden 
könnte,  der  Hauptzweck  nicht  aufgeopfert  wer¬ 
den  (a).  Wenn  man  aber  auch  öffentliche  Be- 
strafungsaeto  als  in  der  Hegel  verwerfliche  Er-, 
schcinungen  betrachtet,  so  bezweifelt  man  darum 
nicht,  dals,  wenigstens  in  Ansehung  der  wich¬ 
tigeren  Straflai!©,  auf  irgend  eine  Weise  dafür 
gesorgt  werden  müsse,  dafs  bey  den  Menschen 
die  heilsame  Vorstellung  von  dem  Leben  der  Ge¬ 
setze  in  der  Anwendung  befestigt  werde.  Eine 
solche  w ii us ehenswe rtlie  Oeffentlichkcit  der  Stra¬ 
fen,  ohne:  öffentliche  beschimpfende  Behandlung 
der  Strafbaren ,  entwickelt  sich  aus  einem  öffent¬ 
lichen  Grimm  al  -  Verfahren,  oder  aus  einer  zwcck- 
malsigen  Bekanntmachung  der  Straf- Erkenntnisse. 

(a)  Gegen  tust!  £  ü  r  eile  Z weck iniifsigk eit  der  öffentlichen  Straf¬ 
vollziehungen  siehe  Ben],  ii  u  s  h  Uütet-surhting  der  Wh- 
künden  öffentlicher  Strafen  etc,  a*  tl,  Engl  übevs.  Lcipz,  17 92 
u.  Pütt  manu  über  die  öffentliche  Voll  Streckung  der  peinh 
Strafen,  Mm  SentUcbmben  an  Ii  u  s  li*  Leip,  17t^2* 


Z  vr  e  y  t  e  r  T  i  t  e  1* 

Von  den  einzelnen  Strafmittel  m 

Kleins  ehr  ocl  syst*  Entwickelung,  12  —  100* 

§.  68. 

1.)  Leb  enss  trafen  ( g.  62.).  Man  thcilt 
sic  in  qualificirte  und  einfache  ein,  jenach- 
dem  sie  von  Uebeln,  welche  zur  Lebensberau¬ 
bung  nicht  erforderlich  sind,  begleitet  werden, 
oder  nicht.  Die  qualificirten  verwirft  die  Huma¬ 
nität  (§.  61.),  aber  keings wegs  blofs  das  'Rädern, 
Viertheilen,  Verbrennen  u.  s.  w,,  sondern  eine 
jede,  welche  cs  dem  Zufall  üborläfst,  die  Ab- 
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akIu,  olme  besondere  Marter  zu  tüchen,  zu  ver¬ 
eiteln  (a). 

l)ie  blofs  scheinbaren  Uebel ,  welche  man 
ei  Todesstrafe  dadurch  heyzufügen  sich  das 
Anselien  giebt,  dafs  man  noch  den  lodten  Kör¬ 
per  des  Verbrechers  verstümmelt  und  Reste  des¬ 
selben  zur  Schau  ausstellt,  enthalten  unstreitig 
einen  Beweis  von  U  ng  e  r  e  c  h  ti  g  k  e  i  t,  die  unan¬ 
genehmen  Nebenvorstellungen  aber,  W'clchc  sich 
ey  solclien  Schauspielen  auch  dem  unbefangen¬ 
sten  Beobachter  aufdringen,  sollten  wohl  bestim¬ 
men,  für  die  löbliche  Absicht,  dem  Volke  Ach- 
lu^&  gogen  die  Gesetze  einzuBüfsen,  wenigstens 
keine  so  rohen  und  doch  in  der  Regel  ganz  un¬ 
wirksamen  Mittel  zu  wählen. 

verglichen  mit  andern  zur  Bewirkung  der 
rodess  trafen  gebräuchlichen  lustriuneoten.  In  der  J(  i  ti  I  i  o- 
thek  'für  die  peinliche  Rechts  Wissenschaft.  Th.  I.  S.  337. 
folg.  Vergl.  auch  Böhmer  über  die  Wahl  der  Todesstrafen 
( im  neuen  Arch.  d.  Cr.  K.  Bd.  IV.  nr.  3.  vi.  15.  Bd.  V. 
nr.  24.  Bel.  VI,  nr.  3.). 

§.  69. 

II.)  L  ci  b  cs  strafe  n  oder  körperliche 
Strafen,  welche  den  Körper  schmerzen,  oder  An¬ 
strengung  aufnölhigen.  Es  werden  hierhin  gerechnet 

A)  die  verstümmelnden  Strafen,  welche 
nur  in  den  Gesetzen  roher  Wilden  einen  Platz 
finden  können,  weil  sie  in  gleichem  Grade  mo¬ 
ralisch  und  bürgerlich  verderbend  sind,  indem 
die  empörende  Rachlust,  mit  welcher  sie  den 
Menschen  zum  Scheusale  stempeln ,  nothwendig 
alle  Triebfedern  zum  Besseren  ertsickt  und  aller 
Mittel  zu  einer  legalen  Existenz  beraubt 

B)  Die  b  1  o  f s  schmerzenden  Strafen.  Von 
diesen  ist  1 .)  .das  Brandmarken,  welches  den 
Menschen  mit  dem  unauslöschlichen  Zeichen  bür- 
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gerlichcr  Verworfenheit  der  Frey  heit  wicderglebt, 
eben  so  verwerflich,  wie  das  Verstümmeln. 
2.)  Die  Züchtigung  dagegen  kann,  wegen  ih¬ 
res  schnellen ,  sehr  empfindlichen  und  heftigen 
Eindrucks,  allerdings  zweckgemäfs  seyn ,  jedoch 
nur  unter  sehr  grofsen  Beschränkungen.  Immer 
nämlich  enthält  sic,  wfeil  in  ihr  eine  Ankündi¬ 
gung  des  Unheils ,  dais  die  Güter,  welche  den 
Menschen  vor  dem  Tliiere  auszeichnen ,  für  den 
Sträfling  keinen  Werth  hätten,  zu  liegen  scheint, 
eine  verächtliche,  den  Menschen  als  Kind, 
oder  als  blofses  Thier  darstellende  Behandlungs¬ 
art.  Sie  kann  daher,  wenn  nicht  ein  Volk  noch 
auf  einer  sehr  niedrigen  Stufe  der  Bildung  steht. 
In  der  Regel  nur  bey  jungen  Verbrechern  Statt 
finden,  deren  noch  mehr  kindischer  Muthwillen 
durch  Strafen,  welche  sie  an  den  zu  ihrer  Bil¬ 
dung  noihwcndigen  Arbeiten  hindern,  nicht 
zwcckmafsig  bestraft  werden  würde.  Jedoch  darf 
auch  hier  die  Bestrafung  nie  Öffentlich  ge¬ 
schehen,  damit  sic  nicht  verderbend  wirke. 
Gegen  Erwachsene  und  vorzügl  ich  gegen  F  a- 
rn  i  1  i e  nv  ä  t  e  r  dürfte  die  körperl iche  Züchtigung 
in  der  Regel  nie,  und  nur  Ausnahmsweise,  als 
Zusatz  zur  Freyheitsstrafe  bey  niederträchtigen 
Verbrechen ,  und  hier  mehr  als  Symbol  der  in¬ 
terimistisch  verscherzten  bürgerlichen  Ehre , 
zweckmäfsig  erscheinen  (a).  Dem  Grade  nach 
darf  die  Züchtigung  nie  zur  empörenden  Grau¬ 
samkeit,  nie  zu  einer  für  Leben  oder  Gesund¬ 
heit  gefährlichen  Behandlung  steigen.  Es  müs¬ 
sen  daher  bestimmte  Grade,  nach  der  Rück¬ 
sicht  auf  die  gewöhnliche  Constitution  des  ge¬ 
sunden  Menschen ,  festgesetzt  werden  ,  über  deren 
Unanwendbarkeit  in  dem  einzelnen  Fälle  ein  ärzt- 
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liebes,  über  die  Abweichungen  der  individuel¬ 
len  Constitution  des  Sträflings  von  der  gewöhn¬ 
lichen  entscheidendes  Gutachten  bestimmend  seyn 
müfstc  fb). 

C)  Die  Ar b  citsstr afen,  welche,  so  zwcok- 
mafsig  sie,  verbunden  mit  der  Freyheiis strafe , 
seyn  können,  als  selbstständige  Strafen  fast  nur 
Mifsbräuehen  unterworfen  sind  und  als  unwirk¬ 
sam  erscheinen. 

<")  dem  verworfenen  Geschlechts  der  Vagabunden  und  Gan- 
uer  (  gens  saus  aveu  )  kann  ,  weit  diese  Menschen  gewisser- 
inaisen  aufs  er  dem  Gesetze  stehen ,  wollt  auch  der  Gebrauch 
der  körperlichen  Züchtign  ngeu ,  vorzüglich  als  Strafe  der 
Lüge  hey  den  Untersuchungen  ,  gerechtfertigt  werden. 

(b)  Klein  i  in  Archiv  8.  j .  St,  3.  n.  1 7,  Von  Arni  m  a,  a. 
O,  Th,  1,  S,  82.  folg,  Feuerb'acii  Kritik  des  Klein- 
8  c h r o ds c h  e n  Entwurfes.  Th  1,  S.  2l5,  folg, 

§.  70. 

II!.)  Ehrenstrafen.  Dali  ln  gehören 

A .  diejenigen,  wo  1  che  die  Hechte  des  Man¬ 
schen  auf  Ehre  entziehen.  Dieses  kann  gescho- 
hen  1.)  blofs  in  Ansehung  der  bevorzugten  Stan¬ 
des  ~  Hangs  -  und  Amts -Ehre,  oder  2.)  auch  in 
Ansehung  der  gerneinen  Bürger-  oder  endlich 
A.)  sogar  in  Ansehung  der  allgemeinen  Men¬ 
sche  n-Ehre.  In  den  beyden  letzteren  Fällen 
wirkt  die  entehrende  Strafe  Infamie. 

Da  mit  dem  Verluste  des  Rechts  auf  die 
allgemeine  Menschen -Ehre,  als  des  Rechts  auf 
die  Anerkennung  der  Vorzüge  des  Menschen  vor 
dem  Thiere,  absolute  Rechtlosigkeit  ein  tritt,  so 
folgt,  dafs  diese  höchste  Infamie  zwar  die  noth- 
wendige  Begleiterin  aller  absoluten  Sicherheits- 
Strafen  seyn  müsse,  ausserdem  aber  vernünfti¬ 
ger  Weise  gar  nicht  eintreten  könne  (a) ,  und 
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dafs  daher  unter  der  in  den  Gesetzbüchern  vor¬ 
kommenden  Strafe  der  Infamie  in  der  Regel  nur 
der  Verlust  der  gemeinen  Bürgerehre  verstanden 
werde  müsse  (i>). 

Selbst  aber  auch  diese  Art  der  Infamie  er¬ 
scheint,  wenn  man  sie  als  für  sieh  bestehende, 
nicht  auf  vorübergehende  Zeit  mit  dem 
Frey  hei  ts  Verluste  verknüpfte  Strafe  betrachtet,  we¬ 
nigstens  da  als  vollkommen  zweckwidrig  und 
bürgerlich  verderbend,  wo  die  Ehre  des  Bürgers 
als  die  Bedingung  seines  Nahrungsstandes  betrach¬ 
tet  wird. 

Von  dem  Verluste  einzelner  Vorzüge  und 
Rechte,  von  welchen  das  Bürger thum  Voraus-  ' 
setzung  ist,  kann  eine  gleiche  Verwerflichkeit 
nicht  behauptet  werden. 

Der  Verlust  der  Standes-  Rangs-  und  Amts- 
Ehre  liegt  in  dem  Geiste  aller  derjenigen  Ver¬ 
brechen,  welche  mit  den  nothwendigen  Voraus¬ 
setzungen  für  das  die  Standes-  Rangs-  und  Amts- 
Elire  begründende  Uriheil  des  Staats  in  einem 
scheinenden  Widerspruche  stehen. 

Die  Bestrafung  kann  bey  diesen' Strafar¬ 
ten  aus  der  blofsen  Erklärung  des  Strafurtheils 
hervor  gehen.  Die  Nebenrücksicht  einer  Einwir-  • 
kung  auf  das  Publicum  (§.  67.)  hat  aber  auch 
eine  symbolische  Bestrafungsart,  z.  B.  durch 
Zerbrechen  des  Wappens,  Anschlägen  des  Na¬ 
mens  an  den  Galgen  u.  s.  w.  hier  und  da  ein- 
ge  führt. 

(a)  Schwerlich  durfte  es  wenigstens  noch  heutzutage  Verteidiger 
des  Ybgelfre  jerklüreiu  geben, 

(b)  C1g  G,  Hübner  über  Ehre,  Ehrlosigkeit  ,  Ebrenstrafen  und 
Injurien.  Lcipz,  j800.  —  Th.  M  a  r  z  o  1 1  über  die  bür¬ 
gerliche  Ehre,  ihre  gänzliche  Entziehung  und  teilweise  Sclun-ä- 

ler urig,  Giessen,  l8&4*  * 

5 
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§.  71. 

B)  Diejenigen,  welche,  ohne  Rechte  auf 
Ehre  zu  entziehen,  h  1  o fs  das  Ehrgefühl  an- 
greifen.  Daluu  gehören 

1 . )  die  be s  chi  mp  Pc n  d  e  n  Strafen  (p.  fa- 
mam  sügillantes) ,  ■welche  den  Menschen  dem 
Publico  verächtlich  darstellen.  Gegen  jeden, 
in  welchem  nicht  alles  Ehrgefühl  erstorben  ist, 
müssen  sic  nothwendig  verderbend  wirken ,  und 
eben  darum  sind  sic  in  der  Ilegcl  voll  kommen 
zweckwidrig. 

2. )  Die  dem  ü  thigenden  Strafen,  welche 
den  Menschen  von  der  Stelle,  worauf  ilm  in  sei¬ 
nen  Gedanken  Uebcnnuth  erhoben  hatte,  fühl¬ 
bar  herabstofsen.  Beispiele  geben  Abbitte, 
Widerruf,  Ehrenerklärung,  Ki  rch.cn- 
bufse,  u.  s.  w.  Sie  liegen  im  Geiste  der  Ver¬ 
brechen  aus  Uebermuth ,  nur  dürfen  sife  nie  in 
Beschimpfungen  ausarten,  und  eben  darum 
wird  die  K  irchenb  ufs  e ,  welche  ohnehin  als 
bürgerliche  Strafe  nicht  passend  erscheinen 
dürfte,  nicht  gebraucht  werden  können. 

3. )  Die  beschämenden  Strafen,  welche 
blofs  das  Gefühl,  dafs  man  sich  nicht  achtungs- 
werth  dargestellt  habe ,  lebhaft  erwecken.  Diese 
sind,  wenn  man  nur  eigentlich  beschimpfende 
Modifikationen  weglafst,  unstreitig  sehr  zweck- 
gcmäfse  Ahndungen,  zumal  kleiner  Vergehen  und 
Unbesonnenheiten,  in  Ansehung  welcher  es  nur 
einer  ernsten  Warnung  bedarf. 

<  §.  72. 

IV.)  V  e  r m  ö  g  e  n  s  s  t  r  a f e  n.  Dahin  gehören 

•  1 .)  die  G  e  1  d  s  t  r  a  fe  n  {  muletae).  Sic  sind, 

“Weil  sie  gleich  strafbare  Verbrecher  immer  uU- 
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gleichartig  bestrafen,  selbst  auch  dann  noch  un- 
ziveekmäfsig ,  wenn  man  selbst,  durch  irgend  eine 
Einrichtung  (a) ,  die  gehässige  Neben  Vorstellung 
eigennütziger  Absichten  des  Staats  bey  ihrer  Zu¬ 
fügung  aufhelien  könnte.  Nur  als  Warnungsmit¬ 
tel  bey  geringen  Vergehen ,  bey  ■welchen  jede 
andere  Strafe  unzweckmäfsig  wäre ,  dürften  sie 
eine  Rechtfertigung  zulassen. 

2.)  Die  Go nfi Scationen,  welche  entweder 
das  ganze  Vermögen  des  Verbrechers  oder  einen 
Theil  desselben  zur  Strafe  entziehen.  Die  par¬ 
tiellen  Gon fis cationen  sind  da ,  wo  Strafe  an  dem 
Vermögen  durch  den  Geist  des  zu  bestrafenden 
Verbrechens  gefordert  wird,  vollkommen  zweck- 
gemässe  Strafmittel.  Totale  Conßs cationen  dage¬ 
gen  sind  in  der  Regel  verwerflich,  weil  sie  als 
selbstständige  Strafen  dem  Verbrecher  die  Mög¬ 
lichkeit  einer  legalen  Existenz  rauben,  als  Beglei¬ 
ter  einer  absoluten  Sicherheitsstrafe  aber,  ohne 
Wirkung  auf  den  nichts  mehr  bedürfenden  Ver¬ 
brecher  ,  nur  eine  Grausamkeit  gegen  dessen  un¬ 
schuldige  Familie  darstellen. 

(a)  Wie  z.  B*  die ,  welche  einst  Leopold,  Toscanas  weiser  Ge- 
setz  geh  er,  aufstellte ,  nach  welcher,  durch  öffentliche  Berechn 
ming,  nachgezeigt  werden  sollte,  dafs  <lic  Einnahme  zum 
Theil  für  die  Entschädigung  derjenigen ,  welche  in  dem  ge-*- 
gen  sie  yerhaugtea  Criniinal«  Brocefs  freygesprochen  wurden, 
znm  Th  eile  zur  Entschädigung  derjenigen ,  welche  von  (Itfii 
Verbrechern  keine  volle  Entschädigung  erhalten  hatten,  ve^ 
wendet  worden  &ey, 

7  3. 

V.)  Freyhcitsstrafcn.  Dahin  gehören 

1 .)  die  Verweisungen  ( poena  relegat.io- 
nis),  welche  sowohl  in  Ansehung  des  Umfangs, 
des  Orts,  aus  welchem  verwiesen  wird  [Stadt, 
Land,  Reich  (a)],  als  auch  in  Hinsicht  der  Dauer 
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sehr  verschiedenartig  seyn  können.  Sic  sind  in 
der  Regel  eine  Ungerechtigkeit  gegen  andere 
Staaten ,  welchen  der  noch  nicht  gebesserte  Ver¬ 
brecher,  gewöhnlich  zugleich  in  den  Mitteln  zu 
einer  legalen  Existenz  beschränkt ,  zugesendet  wird, 
und  sind  unpolitisch ,  indem  sic  benachbarte  Staa¬ 
ten  zu  einem  gleichen  Betragen  herausfordern  und 
daher  nur  einen  Austausch  der  Verbrecher  veran¬ 
lassen.  Es  ist  wenigstens  nur  Zufall,  wenn 
diese  üblen  Folgen  nicht  eintreten  und  darum 
können  diese  Strafen  wenigstens  nicht  als  gemeine 
Strafen  gebraucht  werden. 

2. )  Die  Verstrick ungen  ■  (confinationes), 
welche  gleichfalls  in  Ansehung  des  Orts,  in  wel¬ 
chen  verstrickt  wird  (Stuben-  Kaufs.-  Stadt- Ar¬ 
rest),  und  in  Ansehung  der  Dauer  sich  verschie¬ 
denartig  bestimmen.  Nur  als  geringe  Warnungs¬ 
strafen  können  sie  zweckmäßig  Vorkommen. 

3. )  Die  Deportationen,  welche  aus  den 
beyden  vorhergehenden  eombinirt,  in  der  Regel 
aber  ungerecht  sind,  weil  ein  Verbrecher  dabey 
einer  andern  Gesellschaft  aufgedrungen ,  oder  m 
einer  unbebauten  Gegend  der  Hülfslosigkeit  auf 
eine  grausame  Weise  Prcifs  gegeben  wird  (b). 

4. )  Das  Gefängnifs,  welches  in  Ansehung 
des-  Orts  (c),  der  Kost,  der  Dauer,  sehr  verschie¬ 
denartig  bestimmt  und  noch  durch  die  Combina- 
tiöne'H  mit  andern  Strafarten  sehr  modificirt  wer¬ 
den  kann. 

In  jeder  der  drey  angegebenen  Rücksichten 
hat  die  Humanität  Forderungen ,  welche  die  Er¬ 
fahrung  noch  häufig  nur  zu  grausam  verspottet. 

In  Hinsicht  der  Dauer  fordert  übrigens  noch 
der  Zweck  der  Strafen  Beschränkung  der,  nicht 
mit  Strafbarkeit  verknüpften  Gefängnifsstrafe  auf 
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kurze  Zeit,  wenigstens  gegen  Verbrecher,  welche 
durch  Handarbeiten  die  Mittel  für  eine  legale 
Existenz  sich  bereiten  müssen,  denn  eine  Strafe, 
welche  von  der  bürgerlichen  Tugend  der  Arbetts- 
liebe  und  Arbeitsamkeit  abgewöhnen  kann,  drohet 
immer  Gefahr.  Die  blofse  Gefängnisstrafe  dürfte 
daher  nur  bey  geringen  Vergehen  als  zweckmäfsig 
erscheinen  (d). 


(a)  Verweisung  vom  Hofe  gehört  nickt  hierhin.  Diese  ist  bloß 
Ehren  straf  e, 

(b)  A  n  { <l  r  i  o  g  o  n  eines  Standes  ’vridf  r  Will  &n  B, 
Verstoßen  in  em  Kloster,  Aufnöthlgiuig  des  Militärstandes) 
wurde  auch  hierhin  geboren,  wenn  es  heutzutage  iipch  der 
Bemerkung  bedürfte,  daß  jeder  Stand  dem  Staate  zu  wich¬ 
tig  sey ,  als  daß  er  ihn  du^ch  di«  erzwungene  Aufnahme  von 
Verbrechern  entehren  dürfte.  IN  irr  zur  Unterstützung  väter¬ 
licher  Zucht  kann  die  Aufnahme  in  einen,  zur  strengen 
Subordination  gewöhnenden  Stand  vernünftiger  Weise  Vorkom¬ 
men.  Hier  bey  handelt  aber  der  Staat  als  Obervormund  ,  und 
es  gehört  diele  daher  wenigstens  nicht  in  das  Grimm  ai¬ 
recht, 

£c)  Dadurch  unterscheiden  sich  die  Gefängnisse  bestimmter 
Stande  von  dem  gemeinen  Gefängnisse,  Dadurch  sollte  sich 
auch  das  GefäuguUs  für  Ange&chufdigte  von  dem  StraTgc- 
fängnisse  unterscheiden*  Das  erslerc  darf  nur  das  Ent¬ 
weichen  uud  CoUusioneu  unmöglich  machen.  Das  letztere 
darf  auch  noch  in  jeder  andern  Hinsicht  Unannehmlichkeiten 
darb  töten  y  in  so  ferne  nur  dadurch  die  Humanität  nicht  be¬ 
leidigt  wird, 

(d)  Feuer  bach  Kritik  des  Bayer  sch*  Gesetzb,  Th,  II»  S*  215* 

§.  74. 

Aus  zweckmäßigen  Gombinationcn  der  bisher 
genannten  Strafen  können  noch  mehrere  Strafar¬ 
ten,  und  zwar  gerade  die  zweckmäßigsten,  gebil¬ 
det  werden.  Ganz  vorzüglich  gehört  hierhin  die 
Combination  der  Gefängniß-  mit  der  Arbeits- 
Strafe.  Durch  diese  werden  alle  Nachtheile , 
weiche  jeder  einzelnen  dieser  Strafarten  zugcsclxrie- 
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hon  werden  können,  glücklich  entfernt.  Durch 
die  aus  der  Verbindung  beyder  Strafurteil  her  ver¬ 
gehende  Gewöhnung  an  ein  streng  ordentliches 
und  arbeitsames  Leben  'wird  der  Hauptcjuelle  bür¬ 
gerlicher  Verbrechen,  dem  Müssiggang,  dem  Hang 
xur  Unordnung  und  der  ungerechten  Neigung  zum 
Wohlleben,  begegnet.  So  erreicht  diese  Strafe 
vollkommen  den  Zweck  der  abschreckenden  Stra¬ 
fen  und  sie  schmiegt  sich,  was  ihre  Brauchbar¬ 
keit  erhöht,  durch  die  grofse  Menge  verschieden¬ 
artiger  Modifieation.cn ,  welche  sie  zuläfst,  zu¬ 
gleich  auf  das  vollkommenste  jeder  Verschieden¬ 
heit  in  der  Strafwürdigkeit  der  Verbrechen  an. 

Da  mit  dieser  Strafe  sowohl  die  gröfsten  als 
auch  geringere  Verbrechen  bestraft  werden  müs¬ 
sen,  eine  Vereinigung  der  Verbrecher  beyderley 
Art  aber  zweckwidrig  seyn  würde,  so  ist  es  noth- 
wendig ,  dafs  zweyerley  Strafanstalten  zur  Arbeit 
existiren,  welche  sich  durch  die  Art  der  Straf¬ 
ft  rb  eit  unte rsclieiden  können,  ganz  vo  rzügl  1  cli 
aber  und  wesentlich  dadurch  unterscheiden  müs¬ 
sen,  dafs  die  eine  mit  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehre  (a)  verknüpft  ist  ,  welches  zweckmäßig  durch 
den  Empfang  mit  einer  körperlichen  Züchtigung  (b) 

( Willkomm ),  oder  durch  das  Aufdringen  einer 
ausgezeichneten  Kleidung  dargestcllt  werden  kann. 
Dadurch  entsteht  alsdann  der  Unterschied  zwi¬ 
schen  dem  Strafa rbeits -  (c)  oder  ßesserungs- 
li.-au.ls  und  dem  Zuchthaufse,  wovon  das  letz¬ 
tere  einzig  schwere  Criminal strafe  ist,  das  erstere 
aber  auch  bey  geringeren  und  ,  bürgerlichen  Ver¬ 
brechen,  bey  welchen  doch  schon  eine  längere 
und  eben  darum  unzweck  mäfsige  Gefängnisstrafe 
Statt,  finden  müfste,  Vorkommen,  kann. 
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(a)  Nur  in  so  ferne  aber  ,  als  in  dieser  Strafanstalt  absolute 
Sieb  erlieft  sstrafeu  gebüfst  werden,  kann  diese  Infamie  als  stets 
dauernd  Vorkommen,  ausserdem  miüYte  sie  auf  die  Dauer  der 
übrigen  Strafe  beschränkt  seyn, 

(V)  XJeberhaupt  würde  es  eine  sehr  zwcckmafsige  Unterscheidung 
eeyn ,  wenn  mau  in  der  leichteren  Strafanstalt  dieser  Art  den 
Grundsatz  aufstellte  f  dafs  der  Sträfling  nie  körperlicher  Züch¬ 
tigung  unterworfen  werden  könne.  Die  Felder  gegen  die 
Ilaufsordnung  r  weiche  in  der  andern  Strafanstalt  kürperli-. 
che  Züchtigungen  nach  steh  zogen ,  würden  in  ihr  auf  andre 
Weise  z.  B.  durdi  Schmälerung  der  Kost  oder  dergl*  geahn¬ 
det  werden  müssen. 

(c)  Nie  darf  aber  dieses  mit  dem  gewöhnlichen  Arb  eUsh au  fs 
für  Arme  verwechselt  werden* 

§■  n. 

Sollen  indessen  die  Strafen  des  Besserungs¬ 
und  Zuclitlfe-a  ufses  gerecht  und  zweckmäßig 
seyn,  so  wird  ausser  dem,  was  auch  bey  jeder 
Gefängnifsstrafc  berücksichtigt  "werden  mufs,  erfor¬ 
dert:  1.)  dafs  Einrichtungen  getroffen  werden, 
wodurch  den  Verführungen  des  einen  Sträflings 
durch  den  andern  vorgebeugt  wird ,  2.)  dafs  keine 
der  Gesundheit  nachtheilige  und  nur  Ausnahms¬ 
weise  und  mit  grofser  Vorsicht  öffentliche  Ar¬ 
beiten  (a)  verlangt  werden.  Die  Arbeiten  der 
crstcren  Art  dürfen  einem  Menschen,  welchen 
zu  tödlen  man  kein  Recht  hat,  nicht  aufgezwun* 
gen  werden,  die  Arbeiten  der  letzteren  Art  aber 
wirken  leicht ,  alle  sonstige  mit  ihnen  verknüpfte 
Inconvcnienzicn  abgerechnet,  politisch  verderbend. 
Geber  die  Wahl  der  Arbeiten  und  über  die  Ein- 
theilung  derselben  in  verschiedene  Classen  mufs 
übrigens  vorzüglich  das  Local,  wo  eine  Strafan¬ 
stalt  der  Art  errichtet  ist,  entscheiden.  Immer 
aber  mufs  3.)  auf  die  strengste  Ordnung  im  Ar¬ 
beiten  gesehen  werden.  Es  mufs,  durch  Frxirung 
von  Arbeitspensen,  die  Möglichkeit  eines  IJcber- 
verdienstes  für  die  temporären  Arbeiter  hcrbeygc- 
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fiilu't  und  diese  müssen  zur  Gewinnung  eines  sol¬ 
chen  Gehe r Verdienstes  (b)  mit  derselben  strengen 
Ordnung,  wie  zu  der  Abarbeitung  des  Pensums, 
angeh  alten  werden,  und  überhaupt  mufs  4)  die 
ganze  Anstalt  durch  die  genauesten,  alle  Will k t ihr 
der  Ofßcianten  möglichst  ausschliefsenden  Polizey- 
gesetze  regiert  werden  (c). 

Möglich  bleibt  cs  übrigens  bev  diesen  Stra¬ 
fen,  da,  wo  es  zwockmäfsig  scheint,  den  Mangel 
längerer  Zeitdauer  durch  den  Eindruck  andrer  da¬ 
mit  zu  verbindender  Strafarten  zu  ersetzen  z.  B. 
bey  dem  Besse rungshaufse  durch  mehrmalige  Fast- 
tage ,  bey  dem  Zuchthaufse  durch  Anlegung  ei¬ 
ner  langen ,  bey  dem  Arbeiten  nicht  hindernden 
Kette ,  durch  Verb indung  mehrfacher  körperlichen 
Züchtigungen  u,  cl  m.  Ahr  mufs  bey  solchen 
Verbindungen  kein  schädlicher  Eindruck  erzeugt 
werden,  weswegen  die  sogenannten  Abschiede 
und  die  zu  häufigen  V erbindungen  körperlicher 
Züchtigungen  als  gänzlich  verwerflich  erscheinen. 

00  I5ie*e  haben  einen  eifrigen  Vertiielfliger  gefunden  an  Klein- 
eebrod  über  dis  Strafe  der  olTei] lliclicn  Arbeiten,  Wtrzb* 
17(39  (m  dm  Abh,  aus  dem  petnL  Hechte  \i.  p*  Processe,  Th.  I* 
n'  \  -)♦  Siehe  auch;  Kno  t/.sc  h  k  e  r  von  Venia  mimiiig  der 
Misselhäter  ^ur  Bergarbeit*  Leipz*  1795.  Heyn  er  Ei*  de 
damuatione  ad  Metalla,  Lips*  1794*  Hühner  über  die  An¬ 
wendung  der  Bergbauatrafe  in  Deutschland,  Leipz*  1795* 

(b)  Dieser-  JTiüfste  monatlich  berechnet  werde u  und  einen  kleinen 
Fond  zur  Unterstützung  des  Gefangen zn  bey  seiner  Entlassung 
bilden. 

fc)  J*  Howard  über  Gefängnisse  und  Zuchlhäufser  a*  d*  Engl* 
mit  Zns*  An  merk*  und  Kupfern  von  J.  L,  V,  Koster  Leipi* 
1780.  8*  -  Howards  practisebes  System  auf  die  Gefäng¬ 
nisse  In  Philadelphia  angewandt  zum  Besten  der  Menschheit 
und  als  Bey  spiel  für  andere  Staaten  au  &  dem  Euch  Leipz* 
1797*  8*  5  ' 

C*  E,  Wächter  über  Zuchthaufser  und  ZuchthaufVsLraftfa* 
Stuttg,  1786*  H*  B.  Wag  n  itz  über  Verbesserung  der  Zucht- 
Jtausgeangcncü,  ßaUc  1787.  Ö.  —  Des  selben  historisch  o 
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Nachrichten  und  Bemerkungen  über  die  merkwürdigsten  Zucht- 
häuiser  iu  Deutschland,  Halle  1791,  92,  u,  94*  2,  Btie, 

J.  Gnnier  Versuch  über  Strafen  nebst  einer  aus  dem  Engl, 
ängdi  iingtep  Nachricht  über  die  Strafgesetze  und  Gefängnisse 
Pensy I vauiens.  Gölling  1799,  Derselbe;  Versuch  über  die 
recht  -  und  zweckmäßigste  Einrichtung  Öffenltjoher  Sieherungs^ 
Institute,  nebst  einer  Darstellung  der  Gefangen-,  Zucht-*  und 
Bessern ngs hä user  Westphalens,  Frankf.  1802,  8,  —  (  v,  W  e- 
veld)  Frey mii thi ge  Gedanken  über  die  Verminderung  der 
C r i m i n a I v e r b r e ehe n ,  München  l8lÖ,  — ■  Vorzüglich  aber  ge-- 
hört  hierher  .das  schon  oben  angeführte  etassisebe  Werk  des 
Herrn  von  Arni  in:  Bruchstücke  über  Verbrechen  und  Stra^ 
fen,  1803*  S -  Die  neueste  Literatur  findet  sich  iiu  neuen 
Ar  eh.  d.  Cr,  ü,  Bd*  IV,  urf  15, 

Drittes  Kapitel* 

V  o  u  deW  Verhältnisse  der  Strafe  zn  dem  V  e  r  h  re¬ 
ch  e  o ,  oder;  dem  Masstabe  der  Strafe  n, 

S-  7  6- 

Die  absoluten  Sic herungs strafen  ha¬ 
ben  keine  Grade  (§•  61.  62.).  Für  sie  giebt  cs 
d a her  k e inen  Ma fss tab.  Nur  die  a  b  s  c  li  r  e  c  k en¬ 
den  Strafen  sind  diejenigen,  welche,  nach  Ver¬ 
schiedenheit  der  Verbrechen ,  zu  welchen  sie  im 
Verhältnisse  stehen  sollen ,  in  verscliiedenerlcy ar¬ 
tigen  Abstufungen  erscheinen  müssen  (§.  7.)  und 
mit  diesen  noth  wendigen  Abstufungen  beschäftigt 
sich  die  Lehre  yan  dem  Mafsstabe  der  Strafen. 

§.  77, 

Die  abschreckende  Strafe  soll ,  durch  die 
an  das  Verbrechen  geknüpften  sinnlichen  Uebel, 
die  Vorstellung,  dafs  es  unter  allen  Bedingungen 
selbst  für  die  Sinnlichkeit  des  Menschen  am  zu¬ 
träglichsten  sey ,  die  Rechte  Andrer  und  den  Wil¬ 
len  des  Gesetzes  zu  achten ,  zur  herrschenden 
erheben.  Die  sinnlichen  Uebel,  welche  sie  an 
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das  Verbrechen  knüpft,  müssen  daher  so  grofs 
seyn,  dafs  sie  das  ganze  Interesse,  welches  die 
Sinnlichkeit  des  Menschen  an  der  entgegengesetz¬ 
ten  Vorstellung  hat,  vollständig  aufwiegen,  und 
lc  gröfscr  dieses  Interesse  erscheint,  je  mehr  es 
über  den  Menschen  gegen  die  Rechte  Anderer 
und  das  Gesetz  vermag,  um  so  grösser  rriufs  die 
Strafe  seyn ,  von  welcher  Abschreckung  soll  er¬ 
wartet  werden  können.  Mit  dem  Mafsstahe  für 
dieses  Interesse  ist  mithin  der  wahre  Mafsstab  ab¬ 
schreckender  Strafen  gefunden. 

§.  78. 

Unmöglich  kann  die  Gröfse  dieses  sinnlichen 
Interesses  dadurch  richtig  bestimmt  werden,  dafs 
man  den  uns  erkennbaren  Vortheil  aus  der  ein¬ 
zelnen  verbrecherischen  Handlung,  nach  der  Wich¬ 
tigkeit  und  Brauchbarkeit,  welche  ihm,  als  Mit¬ 
tel  für  die  Zwecke  des  Menschen,  zugeschriehen 
werden  dürfen,  zu  würdigen  sucht.  Schon  die 
nothwendige  Verschiedenheit  der  Individualitäten 
macht  in  dieser  Beziehung  die  Auffindung  allge¬ 
mein  gültiger  Regeln  unmöglich.  Was  für  das 
eme  Individuum  das  Ziel  rastloser  Thätigkcit  ist, 
vermag  kaum,  das  andere  zu  Bewegen  und  nicht 
selten  ist  ein  Vorth  eil ,  welcher  die  Mehrheit  der 
Menschen  kaum  zu  einer  gleichgültigen  Handlung 
bestimmen  könnte,  in  dem  Individuum  der  Er¬ 
zeuger  der  scheufslichstcn  Thaten  und  darum 
noihwiendig  ein  Gegenstand,  welcher  d  essen  gan¬ 
zes  sinnliches  Interesse  fast  einzig  beschäftigte. 

Es  würde  dagegen  möglich  seyn,  die  Gröfse 
jenes  sinnlichen  Interesses  vergleichungswci.se  zu 
erkennen,  wenn  es  möglich  wäre,  die  Vorstcl- 


Verhältnifs  &  Strafe  zu  dem  Verbr.  ctc.  7  5 


lungf  welche  der  Erzeugung  des  illegalen  Ent¬ 
schlusses  in  dein  Menschen  cntgcgcnstcht ,  in 
Hinsicht  der  Starke  ihrer  Einwirkung,  nach  all¬ 
gemein  geltenden  psychologischen  Gründen,  zu 
würdigen. 

Nun  ist  es  tmläugbar,  dafs  in  der,  aus  dem 
rechtlichen  Bewufslseyn  sich  erzeugenden  Vorstel¬ 
lung  der  Verbindlichkeiten  des  Menschen  sich 
diese  um  so  wichtiger  und  dringender  ankündigen, 
je  wichtiger  ihre  Beobachtung  für  die  Hechte  des 
Blens clicn  und  je  wichtiger  diese  Rechte  selbst,  als 
Mittel  für  die  Erreichung  der  Zwecke  des  Blcnschen 
im  Allgemeinen,  erscheinen, 'je  inniger  daher  diese 
Rechte  mit  dem  Interesse  des  Blcnschen  Zusam¬ 
menhängen.  Es  ist  eben  darum  unläugbar,  dals 
die  V orstellung  der  als  wichtiger  sich  ankündi¬ 
genden  Verbindlichkeit  mehr,  als  wie  die  Vor¬ 
stellung  der  minder  wichtigen,  dem  Menschen 
bey  jeder  Handlung  gegenwärtig  seyn  und  stär¬ 
ker,  als  diese,  seine  Reflexion  fesseln  müsse, 
und  es  folgt  daher,  dafs  bey  jener  ein  gröfseres 
sinnliches  Interesse  des  Blcnschen  an  der  entge¬ 
gengesetzten  Vorstellung  (ein  gröfscrer  Hang 
der  Sinnlichkeit  zur  rüeksiehtslofsen  Verfolgung 
selbstsüchtiger  Zwecke)  vorausgesetzt  werden 
müsse,  als  bey  dieser,  um  die  Entstehung  der 
illegalen  Handlung  erklären  zu  können.  Und 
eben  so  unläugbar  ist  es,  dafs,  unter  Voraus¬ 
setzung  derselben  Verbindlichkeit,  ein  gröfse¬ 
res  sinnliches  Interesse  des  Blcnschen  an  der  ent¬ 
gegengesetzten  Vorstellung  vorausgesetzt  werden 
müsse,  um,  bey  der  Entstehung  einer  illegalen 
Handlung,  eine  foridaurertde ,  als  um  eine  nur 
vorübergehende  Unterdrückung  der  Vorstellung 
der  Verbindlichkeit  zu  erklären. 
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Es  kann  demnach,  für  den  Mafsstah  der  Stra¬ 
fen  als  Hauptgrundsatz  angenommen  "werden: 

Je  wichtiger  sich  die  d  e  in  Vc  r  h  re  dien 
entgegenstehende  Verbindlichkeit  in 
dem  Bewufstscyn  des  Verbrechers 
ankündigen  mufste,  und  je  fortdau- 
render  die  Einwirkung  der  Vorstel¬ 
lung  desselben  auf  das  Begehrungs- 
Vermögen  des  Verbrechers  unter¬ 
drückt  worden  ist,  um  so  strafbarer 
ist  das  Verbrechen  (a). 

(0  Die  Grüfse  der  Gefii!ii'!ielik.eit  des  Verbrechen*  für  den  Staat 
ist  keineswegs  das  richtige  Frineip  für  die  Bestimmung  der 
Grofse  der  Strafbarkeit  des  Verb  rechen?  f  obgleich  (he  Grfifse 
jener  Gefährllebkeit  mit  der*  nach  dem  angegebenen  P t i n— 
cipe  sich  entwickelnden  Grobe  der  Strafbarkeit  des  YerLre- 
cbers  häufig  gleichen  Scliriit  gehen  wird, 

S-  79. 

Da  indessen  durch  ausserordentliche 
Ereignisse  (§.  5  5.)  das  rechtliche  Bewufstscyn  des 
Menschen  selbst  gewissermafsen  verdunkelt  wer¬ 
den  kann,  und  cs  unläugbar  ist,  dafs  in  einem 
solchen  Zustande  ein  geringeres  sinnliches 
Interesse  des  Menschen  an  der,  der  Verbindlich¬ 
keit  enigcgenstchenden  Vorstellung  vorausgesetzt 
zu  werden  brauche,  um  !zu  erklären,  wie  der¬ 
selbe  yon  der ,  nur  dunkel  in  seinem  Bewufstscyn 
ihm  vorschwebenden  Vorstellung  seiner  Verbind¬ 
lichkeit  abgehen  und  der  entgegengesetzten  sich 
hingeben  konnte,  als  in  dem  Zustande  des  nicht 
getrübten  rechtlichen  Bewufstseyns  vorausgesetzt 
werden  xnufs,  um  das  Abgehen  von  der  deutli¬ 
chen  Vorstellung  der  Verbindlichkeit  zu  erklären, 
so  folgt,  dafs,  obgleich  jene  beyden  Kegeln,  als 
Mafsstah  der  Strafbarkeit  der  Verbrechen  gegen 
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einander ,  in  dem  gewöhnlichen  Zustande  des 
Menschen  sowohl  als  auch  in  dem  bezeichnten 
ausserordentlichen,  entscheidend  bleiben,  doch 
denselben,  zur  vollständigen  Darstellung  der  Straf¬ 
barkeit  der  Verbrecher  gegen  einander,  noch  die 
Kegel  hinzugefügt  werden  müsse  : 

Dasselbe  Verbrechen,  in  dem  ausser¬ 
ordentlichen  Zustande  des  verdun¬ 
kelten  re  eh t liehen  B  ewufstseyns  be¬ 
gangen,  ist  minder  strafbar,  als  wenn 
es  in  dem  gewöhnlichen  Zustande 
des  Menschen  begangen  wurde. 

§.  80. 

Um  nach  diesen  Kegeln  die  Strafbarkeit  eines 
jeden  einzelnen  Falls  richtig  zu  bestimmen,  ist 
es  nothwendig,  die  verbrecherische  Handlung 
selbst  naeh  allen  ihren  Verhältnissen  auf  das  ge¬ 
naueste  zu  betrachten,  und  so,  durch  die  voll¬ 
ständige  und  genaue  Auffassung  aller  Merkmale 
derselben,  die  Möglichkeit  einer  richtigen  Sub¬ 
sumtion  herb eyz uführen.  So  mufs,  um  die  bey- 
den  ersten  Kegeln  in  ihrer  Anwendung  vollstän¬ 
dig  zu  überschauen,  die  verbrecherische  Hand¬ 
lung  1.)  nach  ihrem  Begriffe,  2.)  nach  ihrem 
Verhältnisse  zu  den  Zwecken  des  Handelnden, 

3.  )  nach  der  Art  ihrer  Ausführung  ,  und 

4. )  nah  ihrem  Verhältnisse  zu  den  bisherigen 
Handlungen  des  Verbrechers  betrachtet  und  nach 
allen,  hieraus  sich  ergehenden  Verschiedenheiten 
unter  jene  Kegel  subsuinirt  werden.  Endlich  mufs 

5 . )  noch  die  Betrachtung  der  Handlung  nach  ihrem 
Verhältnisse  zu  der  Gemüthslage  des  Verbrechers 
zu  der  Zeit  des  gelafsten  Entschlusses  die  genauere 
Anwendung  der  dritten  Kegel  (§.  79.)  bestimmen. 
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ap. 


A)  GrofsederStrafbarkeit  nach 
V e rsch ie denheit  des  Begriffs 
der  Rechtsverletzung. 

7  §.  8*1. 

Den  ersten  und  ■wichtigsten  Erkenn iniPsgrund 
für  die  Gröfsc  der  Strafbarkeit  des  Verbrechers 
giebt  der  Begriff  der  Rechtsverletzung,  wel¬ 
cher  in  dem  Begriffe  des  Verbrechens  enthalten 
ist.  Die  Verbindlichkeit  nämlich,  welche  dieser 
Verletzung  entgegensteht,  kündigt  sich  um  so 
wichtiger  nnd  dringender  au, 

I. )  je  wichtiger  das  Rechts  verhältnifs ,  aus  wel¬ 

chem  sie  entspringt,  ist, 

II. )  je  mehrfacher  die  Rechtsverhältnisse  sind, 
welche  durch  ihre  Verletzung  aufgehoben 
werden, 

III. )  je  mehrfacher  die  sinnlichen  Triebfedern, 
aufser  der  Strafe,  sind,  welche  die  Wirk¬ 
samkeit  der  Vorstellung  der  Verbindlichkeit 
unterstützen. 

§.  82. 

I.)  Je  wichtiger  die  Rechte  an  sich 
sind,  welche  einer  bestimmten  Verbind¬ 
lichkeit  entgegenstehen,  desto  strafba¬ 
rer  ist  die  Verletzung  dieser  Verbind¬ 
lichkeit. 

Ein  Recht  ist  um  so  wichtiger,  je  eine 
gröfsere  Summe  von  Mitteln  zu  den  Zwecken  der 
Menschen  in  ihm  enthalten  ist  und  je  weniger 
hey  seinem  Verluste  ein  Ersatz  gedacht ,  oder  er¬ 
wartet  werden  kann.  Am  strafbarsten  ist  daher 
die  Verletzung  .  derjenigen  Rechte  ,  bey  welchen 
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bey  de  Momente  der  Wichtigkeit  in  dem  höch¬ 
sten  Grade  eintreten ,  wie  bey  dem  Hechte 
auf  Dascyn  überhaupt,  am  mindesten  strafbar 
ist  die  Verletzung  derjenigen  Hechte,  welche  ent¬ 
weder  in  dein  Umfange  ihrer  Brauchbarkeit  ganz 
beschränkt  sind ,  oder  bey  welchen  die  Ver¬ 
letzung  kaum  als  einen  dauernden  Verlust  wir¬ 
kend  gedacht  werden  kann.  Bey  gleicher  Ge¬ 
setzlichkeit,  oder  Uncrsetzlichkelt  der  Hechte  ent¬ 
scheidet  blofs  die  Verschiedenheit  des  Umfangs 
derselben  die  Gröfse  der  Strafbarkeit  ihrer  Ver¬ 
letzung.  Bey  gleichem  Umfange  entscheidet  hier¬ 
über  die  gröfse  re  oder  geringere  Gefahr  der  Un- 
crsetzlichkeit.  Bey  verschiedenem  Umfange  und 
verschiedener  Gefahr  der  Unersetziichkeit  ist  ge¬ 
ringere  Strafbarkeit  bey  der  Verletzung  desjenigen 
Hechtes,  welches  nach  dem  einen  Gesichtspuncte 
tiefer  unter  das  andere  sinkt,  als  dieses  nach  dem 
andern  Gesichtspuncte  unter  ihm  steht  (a). 

(a)  Die  Ausführung  dieser  Hegel  ist  ein  reichhaltiger  Gegenstand  . 
einer  besotidern  Schrift,  Int  den  Lehrvortrag  gehören  nur  die 
Regeln  selbst  und  etwa  einige  Beispiele 5  weiche  die  Anwend¬ 
barkeit  derselben  versinnlichen.  Seihst  die  gewöhnlichen  er¬ 
sten  Grundzüge  zu  einer  weiteren  Ausführung  derselben,  so 
wie  man  dieselben  in  den  Compendien  durch  Classificirung 
der  Rechte  findet,  §ind  liier  darum  weggelassen  worden, 
well  sie  mehr  falsch  ?  als  richtig  leiten*  Es  ist  keineswegs 
wahr,  dafs  x,  R.  eine  vorübergehende  Beschränkung  des  Fre}1- 
heilsgebrauchs  unbedingt  strafbarer  sey ,  als  eine  Eigen thiuns- 
vcrletzung,  ein  Polizey  verbrechen  unbedingt  weniger  strafbar, 
ab  ein  unmittelbar  bürgerliches  Verbrechen  tu  s-  w, 

§*  83* 

II.  Je  rri ehr fa c h e  r  d i e  rechtlichen  Ver¬ 
hältnisse  sind,  welche  durch  die  Ver¬ 
letzung  einer  Verbindlichkeit  angegrif- 
fen  weiden,  desto  strafbarer  ist  das  Ver¬ 
brechen. 
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Dasselbe  Verbrechen,  gegen  eine  Mehrheit 
von  Menschen  (ein  Publicum)  begangen,  ist  straf- 
baier,  als  wenn  es  gegen  einzelne  begangen 
vv  m  ue.  Der  AngrifT  gegen  die  Rechte  Aller  (des 
Staats)  ist  strafbarer,  als  derselbe  Angriff,  wenn 
ci  nur  ein  bestimmtes  Publicum  in  dem  Staate, 
oder  nur  Einzelne  tri  fit. 

Audi  in  Hinsicht  der  Eigen  tbumsvcrletzun- 
gen  ist  diese  Ansicht  gegründet,  wenn  das  Ei¬ 
genthum  eines  bestimmten,  oder  unbestimmten 
ublieums,  keineswegs  aber,  wenn  das  Eigen- 
thum  einer  moralischen  Person ,  als  solcher, 
gefährdet  wurde.  Dieses  letztere  bedarf  keiner 
kräftigem  Schutzmittel,  als  das  Eigen thum  der 
•physischen  Personen,  (vergl.  §.  3  01.) 

§.  84. 

III.)  Je  mehrfacher  die  sinnlichen 
Triebfedern,  aufs  er  der  Strafe,  sind, 
■welche  die  Wirksamkeit  der  Vorstel¬ 
lung  der  Verbindlichkeit  unterstützen, 
desto  strafbarer  ist  die  Verletzung  ihrem 
begriffe  nach. 

Strafbarer  ist  daher  eine  Verletzung,  je  nie¬ 
derträchtiger  sie. ,  ihrem  Begriffe  nach ,  der  allge¬ 
meinen  Denkungsart  zur  Folge,  erscheint  und  je 
mehr  mithin  der  Ehr  trieb  des  Menschen  dein  Ent¬ 
schlüsse  zu  ihrer  Vollbringung  entgegenstehen 
mufste. 

Vorzüglich  aber  leitet  sich  hieraus  die  grös¬ 
sere  Strafbarkeit  der  Verletzungen  der  Rechte 
solcher  Personen  ab  ,  welche  durch  ihre  indivi¬ 
duellen  Verhältnisse  zu  dem  Verletzenden  eine 
besondere  Rücksicht  desselben  erwarten  durften. 
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Es  ist  nämlich,  unläugbar,  dafs  jedes,  soy 
es  nun  durch  die  Natur  gestiftete ,  oder  geschaf¬ 
fene  Yerlialtnifs,  -welches  die  Person  des  einen  an 
den  andern  durch  besondere  Bande  knüpft  und 
sic  diesem  in  erhöhtem  Grade  theuer  macht,  oder 
zu  einem  Gegenstände  vorzüglicher  Achtung  er¬ 
hebt,  in  dem  Gefühle  eines  jeden  als  ein  be¬ 
sonderer  Abhai  tu ngsg rund  gegen  die  Verletzung 
einer  solchen  Person  wirke  und  es  ist  eben  da¬ 
rum  gewifs,  dafs,  hev  der  hierdurch  auf  - die? 
Vorstellung  der  Verbindlichkeit  stärker  gefesselten 
Reflexion,  ein  größeres  Gcneiglscyn  der  Sinn¬ 
lichkeit  zu  der  rücksichtslosen  Verfolgung  eigen¬ 
nütziger  Zwecke  angenommen  werden  müsse,  um 
das  Entstehen  der  Rechtsverletzung  erklären  zu 
können,  als  zur  Erklärung  des  Entstehens  der¬ 
selben  Verletzung,  bey  dem  Mangel  jenes  be¬ 
sonderen  Verhältnisses,  vorauszusetzen  ist.  Die 
Verhältnisse  der  Bluts freun d s cha ft  in  nahen  Gra¬ 
den,  der  nahen  Sehwägerschaft,  die  Verhältnisse 
des  Untergebenen  zu  dem  Vorgesetzten,  des  Pfleg- 
be  fob  Inen  zu  dem,  dessen  Pflege  er  anvertraut 
ist,  das  eheliche  Verhältnifs  und  andre,  besonderes 
Zutrauen  voraussetzende  Verbindungen  sind  nach 
dieser  Ansicht  wichtige  Rücksichten  für  die  Bestim¬ 
mung  der  Gröfse  der  Strafbarkeit  einer  Verletzung. 

13)  G  röfse  tl er  Strafbarkei t  nach 
Verschiedenheit  desVerhält- 
nisses  der  Rechtsverletzung 
zu  den  Zwecken  des  Han¬ 
del  n  d  e  n.  • 

§.  8  5. 

Bey  Verbrechen ,  welche  dem  Begriffe  der 
Verletzung  nach  gleich  sind,  liegt  der  wiebtig- 
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sie  Erkenn  ln  ifsgrund  der  Verschiedenheit  ihrer 
Strafbarkeit  in  der  Verschiedenheit  der  Verhält¬ 
nisse ,  in  welchen  die  erzeugte  Rechtsverletzung 
zu  den  Zwecken  des  Handelnden  stand.  In  die¬ 
ser  Beziehung  werden  die  oben  entwickelten  Ver- 
hältnifse ,  dafs  bald  die  Verletzung  als  Zweck  des 
Handelnden  erscheinen  kann,  bald  nicht  (§.  46.), 
bald  der  Zweck  des  Handelnden  darauf  geht,  die 
Ursache  einer  Verletzung  zu  werden,  bald  nur, 
an  der  in  der  Ursache  bestimmten  Verletzung 
Theil  zu  nehmen  ($.  35.),  von  der  gröfsten  Wich¬ 
tigkeit  für  die  Würdigung  des  Maises  der  Straf¬ 
barkeit.  ° 


§.  86. 

Wenn  gleich  ohne  Zweifel  die  dem  Rechte 
ent  gegenstehen  den  Verbindlid  i  keilen :  die  Verle¬ 
tzung  des  Rechts  nicht  zu  wollen,  und:  die  mög¬ 
licher  Welse  zu  verhütende  Verletzung  desselben, 
welche  aus  der  für  andere  Zwecke  unternomme¬ 
nen  Handlung  entspringen  könnte,  nicht  zuzulas¬ 
sen  ,  um  so  ‘wichtiger  und  dringender  sind ,  je 
wichtiger  (nach  §,  65.)  jenes  Recht  des  Andern 
erscheint,  und  wenn  gleich  eben  darum  die  Gröfse 
der  Strafbarkeit  der  do losen  sowohl,  als  auch 
der  culposcn  Verbrechen  unter  sich  immer 
nach  der  Regel  des  §.  82.  bestimmt  wird,  so  ist 
es  doch  urdäugbar ,  dafs  in  Ansehung  einer 
und  derselben  Rechtsverletzung  ein  ge¬ 
ringeres,  zur  illegalen  Stimmung  des  Willens  hin- 
i.reibendcs  Interesse  vorausgesetzt  zu  werden  jbrau- 
ctU/>  um  das  Entstehen  derselben  aus  Culpa,  als 
Um  c  as  ®¥*«tchen  derselben  aus  Dolus  zu  erklä- 
r(tl,  und  eben  so  ein  geringeres  Interesse,  um 
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das  unbesonneniB  Handeln,  bey  mangelnder  Vor- 
nussebung  seiner  Folgen,  als  bey  vorausgesehenen 
Folgen ,  zu  begreifen ,  endlich  in  bey  den  Fäl¬ 
len  wieder  ein  geringeres,  um  den  Mangel  vol¬ 
ler  Besonnenheit,  als  um  den  Mangel  aller,  oder 
beynahe  aller  Besonnenheit  bey  dem  Handeln 
aus  seiner  Veranlassung  genügend  zu  erklären. 


Es  bilden  sich  hieraus  die  Regeln: 


'Dieselbe  Rechtsverletzung  ist  strafba¬ 
rer,  wenn  sic  mit  Vorsatz  begangen 
wurde,  als  wenn  sie  aus  Culpa  ent¬ 
stand. 

Die  culposc  Verletzung  ist  strafbarer 
wenn  sie  in  naher,  als  wenn  sie  in 
entfernter  Culpa  ihren  Grund  hat  (a) 
und  in  beyden  Fällen  endlich  ist 
die  gröfste  Culpa  strafbarer,  als  die 
mittlere,  die  mittlere  strafbarer,  als 
die  ge  ringste. 


(0  y<>«“5KA  park  ist  der  Unterschied  der  Strafbarkeit  zwischen 
diesen  l;eyden  Arten  der  Calp.,  Die  Gleichgültigkeit  gegen 
das  Entstehen  der  vorausgesehenen  Hechts  Verletzung 
m  ihrem  höchsten  Grade  grenzt  in  Ansehung  der  Strafbar¬ 
st  nahe  au  das  Wollen  derselben,  und  leidet  daher  keine 
Vergleichung  selbst  mit  der  grüfsten  Unüberlegtheit  und  Un¬ 
besonnen  beit  ohne  Vorn  u  ss  ein  mg  der  Folgen,  in  Ansehung 
welcher  immer  bloß,  poliaeyKche  und  bürgerliche  Ab  «dun- 
g  tMi  die  Krreichuug-  des  Strafzweckes  erwarten  lassen* 


§•  87. 

Nicht  minder  ist  es  zwar  gewifs ,  daß  von 
den  Verbindlichkeiten:  keine  Ursache  von 
Rechtsverletzungen  zu  werden.,  -  und:  keine  Ver- 

6  * 
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brechen  Anderer  zu  unterstützen  und  zu  be¬ 
fördern,  sieh  die  eine  sowohl,  als  auch  die 
andere,  um  so  dringender  ankündige,  je  'wichti¬ 
ger  (nach  §.  82.)  das  Recht  ist,  auf  dessen  Ver¬ 
letzung  die  Richtung  des  Verbrechens  geht,  aber 
cs  ist  aucli  gewifs  eben  so  unbestreitbar,  dafs  in 
Ansehung  derselben  Verletzung  die  erstcre  je¬ 
ner  Verbindlichkeiten  sich  als  eine  für  die  Rechte 
des  Menschen  wichtigere,  als  die  letztere,  dar¬ 
stelle  und  dafs  daher 

bey  derselben  Rechtsverletzung  der 

Urheber  strafbarer  sey,  als  derblofse 

Gehül  fc. 

Bey  den  Gehülfen  unter  sich  bestimmt  sich 
die  Gröfse  der  Strafbarkeit  nach  dem  mehr,  oder 
minder  bedeutenden  Einflufs,  welchen  ihre  Theil- 
nahme  auf  die  Verletzung  der  Rechte  hat.  Die 
geringste  Strafbarkeit  fallt  daher  auf  diejenigen, 
welche  nur  an  der  vollbrachten  Thal  Anthcil 
nelimcn,  doch  ist  auch  bey  diesen,  eben  so  gut 
wie  bey  den  wahren  Beförderern,  ihr  Anlhcil- 
nehmen  immer  bedeutender,  wenn  es  vorher  ver¬ 
abredetes  ,  als  wenn  es  zufälliges  war. 

Nicht  ohne  Schwierigkeit  ist  dagegen  die  Be¬ 
stimmung  der  Gröfse  der  Strafbarkeit  der  gene¬ 
rellen  Gehülfen  im  Verhältnisse  zu  den  spe- 
ci eilen.  So  viel  ist  zwar  ausser  Zweifel,  dafs, 
wenn  die  Gröfse  der  Strafbarkeit  der  Gehülfen 
nach  den  eben  angegebenen  Rücksichten  verhält- 
nlfsmäfsig  zu  der  Strafe  des  Urhebers  bestimmt 
wird,  die  Strafbarkeit  des  speziellen  Gehülfen,  in 
der  letzteren  der  im  §.  3  6.  entwickelten  Bedcu- 
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tungcn  dieses  Worts,  in  jenem  'bestimmten  Ver¬ 
hältnisse  zu  der  Strafbarkeit  der :  ind ivid uell en 
That  abgemessen  werden  müsse,  während  die 
Strafbarkeit  des  generellen  Gehülfen  in  demselben 
Verhältnisse  zu  der  Strafe  der  That,  ihrem  Gat¬ 
tungsbegriffe  nach,  bestimmt  bleibt,  keineswegs 
ist  es  aber  leicht,  das  wahre  Verhältnifs  für  die 
Strafbarkeit  des  generellen  Gehülfen,  in  der  er¬ 
sten  der  im  §.  3  6.  entwickelten  Bedeutungen  die¬ 
ses  Worts,  aufzufinden ,  weil  sich  dasselbe  nicht 
durch  eine  Rücksicht  auf  die  Strafen  der  einzel¬ 
nen  Verbrechen  bestimmen  läfst,  welche  durch 
die  Concurrenz  eines  solchen  Gehülfen  wirklich 
gefördert  worden  sind. 

Das  Richtigste  dürfte  wohl  seyn,  dafs  man 
die  Strafbarkeit  solcher  Gehülfen  in  dasselbe  Ver¬ 
hältnifs  zu  der  Strafe  genereller  Verschwörungen 
setzt,  in  welcher  man  sich  die  Strafbarkeit  speciel- 
ler  Gehülfen  zu  den  Strafen  der  einzelnen  Verbre¬ 
chen  denkt,  an  welcher  sie  Antheil  genommen  haben. 


§.  88. 

Die  mehr,  oder  minder  fortdaurende  Unter¬ 
drückung  der  Einwirkung,  welche  die  Vorstellung 
der  Verbindlichkeit  auf  das  Begehrungs  vermögen 
des  Menschen  hat,  kann,  mit  ihrem  bedeutenden 
Einflüsse  auf  die  Beurtheilung  der  Gröfse  der 
Strafbarkeit  mehrerer,  dem  Begriffe  und  dem 
Zwecke  nach,  gleichen  Verletzungen  (§.  7  8.)  nur 
aus  der  Verschiedenheit  der  Ausführungsart  und 
des  Verhältnisses  der  bestimmten  Verletzung  zu  an¬ 
dern  Handlungen  des  Verbrechers  erkannt  werden. 


Ö6 
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C.  G  r  Ö  f  s  e  der  S tr a  f b a  rk  e  i  t  n  a  e h 
V  e  r  s  c  3i  i  e  d  e  n  heit  de  r  A  n  sf  ü  h- 
rungsart  der  Ver l/'r ec h e n. 

§.  89. 

In  der  crslercn  Hinsicht  ergeben  sielt  fel¬ 
gende  Regeln: 

I.)  Die  noch  nicht  geendigte  Unter¬ 
nehmung  ist  minder  strafbar,  als 
die  geendigte,  die  b  1  o  f  s  vorBcrci- 
t  e  t  e  minder  s  t  r  a  f  b  a  r,  als  die  a  n  g  e- 
fangen  e. 

Der  Beweis  dieser  Regel  Hegt  in  der  psy¬ 
chologischen  Wahrheit,  dafs  cs  bey  jedem  neuen 
Schritte  zur  Ausführung  eines  illegalen  Entschlus¬ 
ses  entweder  einer  Erneuerung  desselben  be¬ 
darf,  oder  ein  solches  Interesse  der  Sinnlichkeit 
an  der  rücksiclnslofscn  Verfolgung  eigennütziger 
Zwecke  vorausgesetzt  werden  mufs,  welches  selbst 
nicht  einmal  den  Gedanken  an  die  Verbindlich¬ 
keit  wieder  entstehen  läfst,  weswegen  man  mit 
Recht  behaupten  kann,  dafs  jeder  neue  Schritt  in 
der  Ausführung  eine  foridaurendcrc  Unterdrü¬ 
ckung  der  Vorstellung  der  Verbindlichkeit,  und. 
eben  darum  eine  gröfsere  Strafbarkeit  (§■  78.) 
erkennbar  mache.  Vorzüglich  stark  ist  der  Un¬ 
terschied  der  Strafbarkeit  zwischen  der  angefan¬ 
genen  und  der  blos  vorbereiteten  Un terneh- 
mung,  weil  gerade  bey  dein  Uebergangc  zu  der 
eigentlich  verletzenden  Haupthandlung  der  Zeit- 
punct  eintritt,  wo  der  Mensch,  wenn  nicht  jede 
Regung  des  Pflichtgefühls  in  ihm  unterdrückt  ist, 
auf  sich  selbst  zurückgeworfen  werden  mufs.  Aus 
eben  diesen  Gründen  ergiebt  sich  aber  auch,  dals 
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die  geendigte  Unternehmung 
mit  der  vollendeten  Rechtsver¬ 
letzung  in  gleichem  Grade  der  Straf¬ 
barkeit  s  tc  he. 

§.  9o. 

5.)  Bcy  dein  blofsen  Versuche  tritt 
gröfsere  Strafbarkeit  ein,  wenn  der 
Grund  der  mangelnden  Beendigung 
nicht  in  dem  freyen  Willen  des  Han¬ 
delnden,  als  wenn  er  in  diesem  zu 
finden  ist. 

In  dem  letzteren  Falle  nämlich,  wo  der 
Handelnde  freywillig  auf  den  Weg  zurückkehrt, 
auf  welchen  ihn  die  Strafe  führen  soll ,  würde 
alle  Strafe  unnölhig  erscheinen,  wenn  nicht,  bcy 
der  gewifs  geiiusserten  illegalen  Stimmung  sei¬ 
nes  Willens,  es  un gewifs  bliebe,  ob  sein  Rück¬ 
tritt  von  der  Ausführung  der  beschlossenen  That 
in  einem  allgemeinen  Aufgeben  jener  Stim¬ 
mung,  oder  in  besonder n,  nur  auf  die  be¬ 
schloss  e n e  individuelle  That  Bezug  haben¬ 
den  Motiven  seinen  Grund  finde  und  wenn  cs 
daher  nicht  für  die  Garantie  des  rechtlichen  Zu¬ 
standes  immer  nothwendig  bliebe,  durch  allge¬ 
mein  wirkende  Motive  sich  Gefahrlosigkeit  für 
die  Zukunft  zu  bereiten.  Es  ist  indessen  nicht 
zu  bezweifeln,  dafs  für  diesen  Zweck  geringere, 
mehr  warnende  Strafübcl  genügen  (a). 

G)  ^  ß  u  c  c 1»  a  c  li  Kritik  des  K I  e  i  u  s  c  h  r  o  d 3  c  h  ea  Entwurfs  ctc* 
2,  Th.  S.  102.  folg. 

§.  91. 

3.)  Rechtsverletzungen,  welche  mit  lie¬ 
ber  Windung  ausserordentlicher  Hin- 
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de  misse,  welche  ihrer  Voll  eil  düng 
entgegen  standen,  oder  auf  eine  beson¬ 
ders  grausame  Weise  verübt  wurden, 
sind  s  i  r  a  fb  a  r  e  r ,  als  dieselben  Ver¬ 
letzungen  ohne  diese  begleitenden 
Umstände  v  e  r  ii  b  t. 

An  jedem  neuen  Hindernisse  nämlich  findet 
der  Mensch  einen  Aufruf  zur  Reflexion  über  sich 
und  sein  Handeln.  Es  bedarf  hier  eines  erneuer¬ 
ten  Entschlusses,  um  vorwärts  zu  gehen,  mithin 
erneuerte  Unterdrückung  der  Regungen  des  Pflicht¬ 
gefühls  ,  wenn  diese  nicht  schon  dauernd  nieder¬ 
gedrückt  worden  sind.  Und  eben  so  liegt  in 
dem  Wohlgefallen,  welches  die  besonders  grau¬ 
same  Ausführung  der  Verletzung  an  dem  Ver¬ 
letzen  selbst,  auch  nach  erreichtem  Zwecke 
der  Handlung,  äufsert,  ein  Beweis  einer  so  aus¬ 
serordentlichen  Vernichtung  aller  Einwirkungen 
des  Pflichtgefühls,  dafs  sich,  aus  der  Rücksiebts- 
lofsigkeit  gegen  Andere  und  ihre  Rechte,  selbst 
eine  positive  Feindschaft  gegen  die  Menschen  er¬ 
zeugt  zu  haben  scheint.  In  bey  den  Fällen  ist  da¬ 
her  das  Daseyn  erhöhter  Strafbarkeit  (§.  7  8.)  un¬ 
verkennbar. 

13)  G r öf s e  der  Strafbar J< e i t  na c b 
Verschiedenheit  des  Verhält¬ 
nisses  der  strafbaren  Hand¬ 
lung  zuden  b i s h e r i g e n  Han  d- 
luügen  des  Verbrechers  ( §* 

H.). 

,  |  §.  93. 

In  dieser  Hinsicht  ergeben  sich  folgende 
Regeln : 
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1. )  Das  nach  üb  e  rs  tan  de  ne  r  Bestrafung 

wiederholte  Verbrechen  ist  strafba¬ 
rer,  als  das  vorherige,  wenn  es  auch 
an  sich  betrachtet  selbst  gerin¬ 
gere  Strafbarkeit  verraihen  haben 
w  ü  r  d  e. 

Die  Wiederholung  ist  Beweis,  dafs  das  sinn¬ 
liche,  durch  die  Strafe  aufzuhebende  Interesse 
des  Verbrechers  gröfser  gewesen  scy,  als  es  aus 
seiner  ersten  That  erkannt  worden  ist,  es  kann 
daher,  selbst  wenn  bey  der  Wiederholung  eine 
dem  Grade  nach  geringere  Verletzung  erzeugt 
worden  wäre,  eine  Strafe  nicht  als  genügend  zur 
Aufhebung  der  gesetzwidrigen  Stimmung  betrach¬ 
tet  werden,  deren  Unwirksamkeit  für  diesen  Zweck 
die  Erfahrung  nach  gezeigt  hat. 

§.  93. 

2. )  Verbrechen,  welche  aus  einer  zur 

Gewohnheit  gewordenen  Stirn* 
mung,  oder  aus  einer  zur  wahren, 
fortdaurend  beherrschenden  Lei¬ 
de  n  s  c  h  a  f  t  erho bene n  Begierde  ent¬ 
springen,  haben  einen  besonders 
erhöhten  Grad  der  Strafbarkeit. 

Die  Gewohnheit  nämlich  und  die ,  mit  ihr 
gleichwirkende  Leidenschaft  (a),  welche  die  Thatig- 
keit  der  höheren  Gemüthskräfte  heynahe  aufliehen, 
der  Vorstellung  der  Verbindlichkeit  ihre  Wirksam¬ 
keit  auf  das  Begehrungsvermögen  fortdaurend  rauben 
und  darum  den  Menschen  beynahe  unwillkührlich 
bestimmen,  erfüllen  so  ganz  das  sinnliche  Interesse 
derjenigen ,  welche  ihrer  Herrschaft  unterworfen 
sind,  dafs,.  ohne  Vernichtung  der  Natur,  kaum 
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eine  Ausrottung  dessen  erwartet  werden  kann, 
was,  wie  man  in  dem  gemeinen  lieben  sehr  cha- 
ractcris lisch  sagt,  gewissermafsen  zur  andern  Na¬ 
tur  geworden  ist. 

(a)  lieber  deu  wahren  CharocLer  der  Leidenschaft  siehe  Kants 
Anthropologie  iu  pragmatischer  Hinsicht  abgefaisW  S.  226, 

E)  Gröfse  der  Strafbarkeit  nach 
Verschiedenheit  des  V  e  rh  ä  1 1- 
n i s s  e s  der  H a n dlung  zu  der 
Gemüthslage  des  Verbrechers 
zur  Zeit  des  gef afs teil  Ent¬ 
schlusses. 

§.  94. 

Endlich  bedarf  cs  ,  um  die  Anwendung  der 
Regel  des  §.  7  9.  zu  bestimmen,  noch  einer  Ent¬ 
wickelung  der  Falle,  wro  die  Beschaffenheit  der 
Gemüthslage  des  Verbrechers  zur  Zeit  des  gc- 
fafsten  verbrecherischen  Entschlusses  nur  aui  ge¬ 
ringere  Strafbarkeit  zu  schlossen  erlaubt. 

Eine  solche  Beschaffenheit  finden  wir  bey 
den  Verbrechen  des  Unmündigen,  von  wel¬ 
chem  die,  aus  dem  kaum  erwachten  rechtlichen 
Bewufstseyn  sich  entwickelnde  Vorstellung  der 
Verbindlichkeit  noch  nicht  mit  der  vollen  Be¬ 
stimmtheit  aufgefafst  wird,  welche  ihr  die  ganze 
Wirksamkeit  auf  das  Begchrungsvermögcn  ver¬ 
staue  te,  und  bey  welchem  eben  darum  die  ent¬ 
gegengesetzte,  bey  der  gröfscren  Reizbarkeit  der 
noch  unausgcbildeten  sinnlichen  Organe  ohnehin 
mächtigere  Vorstellung  mit  leichterem  Kampfe 
den  Sieg  zu  erringen  vermag. 


* 
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Das  Verbrechen  des  Unmündigen  ist 
daher  minder  s  t  r  a  fb  a  r  ,  als  dasselbe 
Verbrechen  des  Mündigen. 

Aber  auch  die  Verbrechen  der  Unmündigen 
selbst  sind  verschieden  an  Strafbarkeit,  jenach- 
dem  die  Handelnden  sich  mehr  oder  weniger  weit 
von  dem  Zustande  der  Kindheit  entfernten.  Wenn 
bey  solchen,  welche  kaum  die  Kindheit  verlassen 
haben,  die  abscheulichsten  Verbrechen  ausgenom¬ 
men,  keine  bürgerliche  Strafe  oll  Ziehungen,  son¬ 
dern  nur  Schul  z  ü  c  li  t  i  g  un  g  e  n ,  obgleich  von 
dem  Richter  zu  erkennend ,  oder  zu  veranlagend, 
eimreten  können,  so  mufs  dagegen  bey  denjeni¬ 
gen,  weiche  schon  mehr  zur  Mündigkeit  heran¬ 
gereift  sind,  wenn  man  die  Verbrechen  aus  Muth- 
willcri  und  Leichtsinn  ausnimmt,  nun  auch  schon 
die  Behandlungsart  mehr  der  Behandlungsart  der 
Mündigen  gleichen. 

Mit  dem  Ende  der  Periode  der  Unmündig¬ 
keit  tritt  volle  Strafe  des  Minderjährigen  ein, 
welcher  nur  etwa  eine  Rücksicht  auf  die  Bedürf¬ 
nisse  seiner  noch  fortzuset/.enden  staatsbürgerli¬ 
chen  Erziehung  bey  der  Wahl  der  Strafart  in 
Anspruch  zu  nehmen  hat.  Doch  dürfte  wohl 
das  Ende  der  Periode  der  Unmündigkeit  bey  sol¬ 
chen  Verbrechen,  welche  in  dem,  aus  dem  Ge¬ 
fühle  der  erwachten  Kraft  sich  erhebenden  U e her¬ 
um  the  ihren  Grund  linden,  oder  welche  nicht  schon 
dem  natürlichen  Gefühle  als  unerlaubte  Handlun¬ 
gen  erscheinen,  beträchtlich  später,  als  bey  an¬ 
dern  Verbrechen,  zu  setzen  scyn. 

§.  95. 

Selbst  bey  den,  den  Jahren  nach,  Mündigen 
läfst  indessen  die  Erfahrung  mitunter  ausser or dem- 
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liehe  Zustände  erkennen,  wo  sie,  gewisse rmafsen 
den  Unmündigen  gleich,  bey  erhöhter  Empfäng¬ 
lichkeit  für  den  Eindruck  sinnlicher  Heize,  nur 
eine  unbestimmtere  Vorstellung  der  Verbindlich¬ 
keit  aus  dem ,  gewissermafsen  verdunkelten  recht¬ 
lichen  Bewufsiseyn  zu  entwickeln  vermögen.  Als- 
dänn  mufs  auch  bey  ihnen  in  Ansehung  der  ui 
einem  solchen  Zustande  unternommenen  illegalen 
Handlungen  dasselbe  gelten ,  was  von  dergleichen 
Handlungen  der  ,  Unmündigen  behauptet  werden 
konnte ,  es  mufs  mithin  eine  geringere  Strafbar- 

_  ,  «  O  O 

keit  derselben ,  in  Vergleichung  mit  den  in  dem 
gewöhnlichen  Zustande  des  Mündigen  unternom¬ 
menen  Handlungen,  angenommen  werden. 

Geringere  Strafbarkeit  äussem  daher 

1. )  Die  in  dem  Zustande  der,  nicht  alle  un¬ 
mittelbare  Zurechnung  aufhebenden  (§.  54.)  Trun¬ 
kenheit  (a)  unternommenen  Handlungen. 

2. )  Die  in  dem  Zustande  einer  starken,  wenngleich 
nicht  alle  Zurechnung  aufhebenden  Gemiithsbe- 
wegung  (Affect)  unternommenen  Handlungen. 

3. )  Die  Handlungen  derjenigen,  bey  welchen 
durch  Krankheit,  Altersschwäche,  oder  natürliche 
Beschränktheit  (b)  die  Functionen  der  höheren 
Seelenkräfte,  in  ihrer  vollen  Thatigkeit  und  Wirk¬ 
samkeit  gehemmt  erscheinen. 

(a)  Dasselbe  gilt  von  Schlaftrunkenheit. 

(b)  Gewlfs  ist  es  indessen ,  dafs  h*iy  Menschen  dieser  Art  eine 
ganz  bestimmte  Vorstellung-  der  Verbindlichkeiten,  welche 
schon  das  natürliche  Gefühl  als  solche  erkennt,  und  mithin 
Tolle  Strafbarkeit  der  Verletzung  derselben  nicht  selten  an¬ 
genommen  werden  könne,  wahrend  beydes  bey  solchen  Hand“ 
hingen,  welche  das  imaiisgebiidete  Gefühl  nicht  in  gleichem 
Grade ,  wie  das  bürgerliche  Gesetz,  verdammt,  nicht  der 
Fall  ist.  Wenn  die  Geistesschwache  ihnen  selbst  nicht  ein- 
nial  von  den  allgemeinsten  natürlichen  Verbindlichkeiten  eine 
deutliche  Vorstellung  gestattet,  so  cjuaHficireu  sie  sich  mehr 
TUV  physischen  Prävention,  als  zur  psychologischen  durch  Strafe. 


Verhältnifs  d.  Strafe  zu  dem  Verbr.  etc.  93 
§.  96. 

Nach  den  bisherigen  Entwickelungen  lassen 
sich  die  abschreckenden  Strafen  in  ein  genau  be¬ 
stimmtes  Verhältnifs  zu  den  in  ihren  Modifica- 
tionen  so  sehr  verschiedenen  Verbrechen  bringen, 
und  es  lafst  sich  danach  ein  Strafcodex  "entwer¬ 
fen,  welcher  in  allen  seinen  Theilen  die  strengste 
Gon  sequenz  und  möglichste  Ausschliessung  der 
Willkühr  darstellt  ,  wenn  man  einen  Strafansatz 
z.  15.  auf  das  dem  Grade  nach  geringste  Verbre¬ 
chen  und  die  Bestimmung  der  Gröfse  eines  Straf¬ 
grades  zugiebt,  welchen  freylich  nur  eine  durch 
richtige  Politik  geleitete  Vv'illkülir  festsetzen  kann. 
Aus  der  consequenten  Anwendung  dieses  Mafs- 
stabcs  müssen  sich  alsdann  auch  die  Fälle  ent¬ 
wickeln  lassen ,  wo  an  die  Stelle  der  abschre¬ 
ckenden  Strafen  absolute  Sicherheitsstrafen  ein- 
treten  müssen.  Es  gehören  nämlich  dahin 

1. )  diejenigen  Verbrechen,  welche  an  Straf¬ 
barkeit  diejenigen  übersteigen,  für  welche,  nach 
dem  angenommenen  Strafansalze ,  schon  das 
höchste  Mals  abschreckender  Strafen  bestimmt 
werden  mufste; 

2. )  diejenigen,  in  Ansehung  welcher  die  Er¬ 
fahrung  gelehrt  hat,  dafs  die,  nach  dem  Mafs- 
stabe  der  Strafen ,  scheinbar  genügenden  abschre¬ 
ckenden  Strafen  ungenügend  seyen.  Wenn  näm¬ 
lich  ein  Mensch  wegen  seiner  Verbrechen  schon 
die  abschreckendsten^  Strafen  erduldet  hat,  so 
beweifst  eine  dennoch  eintretende  Wiederholung 
wahre  juridische  Un Verbesserlichkeit,  welche 
jeden  Versuch  mit  Besserungsmitteln,  deren 
Fruchtlosigkeit  sich  schon  bewährt  hat,  nothwen- 
dig  ausschliefscn  mufs. 
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Viertes  IC  a  p  i  t  e  I. 

Von  dem  Strafgesetze. 

Erster  Titel. 

Von  dem  Verhältnisse  des  Gesetzgebers  zu  dem  Strafgesetze. 

§■  97. 

Thcils  um  gegen  die  Willkühr  der  Richter 
zu  sichern,  tlicils  um  in  dem  Bernds  tseyn  Aller 
die  Vorstellung  der  Strafbarkeit  illegaler  Hand¬ 
lungen  gloichmäfsig  zu  bestimmen,  ist  cs  erfor¬ 
derlich,  dafs  das  positive  Gesetz  die  auf  die  ille¬ 
gale  Handlung  folgende  Strafe  ankündige  und  da¬ 
durch  die,  aus  der  Existenz  des  Strafrechts  in 
dem  rechtlichen  Bewufstscyn  sieh  erzeugende 
Strafdro  hung  objectiv  fixire  (§.  11.  120* 

So  schwer  es  auch  ist,  in  diesem  Th  eile  der 
Gesetzgebung  cinigermafscn  Vollkommenheit  zu 
erreichen,  wozu,  neben  der  genauesten  Berück¬ 
sichtigung  der  Stufe,  welche  die  Na  Lionalb  il  düng 
erreicht  hat  und  der  in  jeder  Periode  herrschen¬ 
den,  für  die  Wahl  der  Strafmittel  so  sehr  ent¬ 
scheidenden  Neigungen  des  Volkes,  eine  voll¬ 
ständige  Anticipirung  der  ganzen  möglichen  Er¬ 
fahrung  und  eine  durchaus  conscquente  Anwen¬ 
dung  des  oben  entwickelten  Mafsstahcs  der  Straf¬ 
barkeit  auf  dieselbe  erfordert  wird  ■  (§.  12.),  so 
läfst  sich  doch  ein  Weg  nachzeigen,  auf  wel¬ 
chem  es  dem  Gesetzgeber  möglich  ist,  sich,  mit 
Beseitigung  der  bedeutendsten  Schwierigkeiten,  we¬ 
nigstens  der  Erreichung  seines  Zieles  zu  nä¬ 
hern  (a)  und  zu  einer,  wenigstens  gegen  die 
drückendsten  Folgen  richterlicher  W'illkühr  sichern¬ 
den  Bestimmtheit  zu  gelangen. 
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(a)  Heber  Crimiiialgesötzgebung  und  Criminalpolitik  vergl*  vor¬ 
züglich 

Beccaria  t\e\  deUtti  et  delle  peoe*  Venez*  17 3f.  (ViL 
iiovjss»)  Von  den  deutschen  Uebersetztingyn  ist  die  Hom- 
m  e  Is  che  und  die  1798  erschienene  B  er  gk  i  ä  c  li  e  insbeson¬ 
dere  zu  bemerken*  (Unter  den  Schriften  über  B  ec  uri  a 
bst  die  Nachlese  von  Schall  vor/,  ü  g  l  i  c,  h  bemerkens werth. 
Den  Catalug  der  übrigen  s.  bey  Brunner  Liter,  des  Crim. 

H.  §,  26.) 

G  a  e  tano  F  i  1  a  ug  i  er  }  Seien  za  della  Legis!  azione  über¬ 
setzt  von  Link*  Ansp.  3784*  folg,  msbes,  B.  Ui.  u.  IV* 

Montes  <r  n  i  e  u  Esprit  des  Loix*  Ueb ersetzt  rnit  Anmer¬ 
kungen  von  H  a  u  fs  w  a  l  d*  l804*  —  S  e  r  v  i  n  de  la  legis- 

bUtpn  zuiminfrile  etc.  Basic  17Ö2.  übers*  y.  Grüner*  Nüritb* 
1786*  —  Pastor  et  des  Joix  penales.  Par.  1790.  IV*  Vol, 
übers.  mit  An  merk*  f'tc,  von  Erhard,  2,  Bde,  1792 — 1796. 
8*  —  Sc,  Box  ou  doveloppemoiu  de  la  theoric  des  loix.  cri¬ 
minelles  par  In  corrfcjjfa raison  de*p hi si eures  legis Intiorn  ancien- 
nos  et  modernes,  notamment  de  Borne,  de  rAngleterrc  et  de 
Ja  France.  T,  I,  ct  li*  k  Paris  an  X.  —  J  u  j*  Graf  von 
Soden  Geist  der  Grim  ln  algesetze*  Ff.  1792*  8*  —  von 
( .  t  o  bi  g  und  H  ns  1  er  Pnüfssehrift  über  Grimmalge&etzgebuiig 
1783  nebst  4  Zugaben  1785,  8.  —  E.  C.  W  i  e  I  a  n  d  Geist 
der  peink  Gesetze.  Leipz.  1783,  1784.  dir.  Gotll*  Gjftelin 

Grundsätze  der  Gesetzgebung  über  Verbrechen  und  Strafen* 
1  üb;  1/35*  J  os,  Stürzer  über  die  Hiiksi  eilten  ,  die  der 
Gesetzgeber  bey  Verfassung  eines  neuen  Slrafcodex  zu  neh- 
Inen  hat*  Landshut  l801*  — -  Die  vielen  übrigen  Schriften 
s*  bey  ) j  ru  n  n  e  r  a»  a.  O*  Ein  besonderes  Interesse  für  das 
Studium  der  Gesetzgebung  haben  wirkliche  mit  philosophi¬ 
schem  Geiste  abgefafste  Gesetzbücher ,  wie  das  Gesetz- 
h  u  c  h  f  ü  r  die  K  «  n(  Pr*  u  f  s*  Staaten,  der  F  r  a  n  z  @- 
si  sc  he  Code  des  dellts  et  des  pemes,  das  O  eslerrct  c!i  i- 
sehe  Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  schwere  Polizeyver— 
gehen  5  das  Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Bai  er  n  mit 
dem,  was  dieser  Strafgesetzgebung  vorausging  ,  wozu  insbeson¬ 
dere  der  Kleinschrodsche  Entwurf  und  die  Feuer  — 
La  chsche  Kritik  desselben  gehören,  und  mit  dem,  was  zur 
Revision  derselben  ein  geleitet  wurde.  Nicht  minderes  In¬ 
teresse  haben  Entwürfe  zu  Gesetzbüchern,  wie  uns  von 
Dalberg,  Pflaum  un d  in  den  neuesten  Zel len  Klein- 
s  c  h  r  o  d  ,  V„  E  g  g  ers,  T  i  L  t  m  an  n  und  Erhard  gegeben 
haben  und  wie  nunmehr  auch  für  Sachsen  und  Württemberg 
erschienen  sind* 

§.  98* 

Will  nämlich  der  Gesetzgeber  möglichste  Be¬ 
stimmtheit  in  der  Strafgesetzgebung  erreichen,  so 
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ist  cs  l.)  nothwendig,  dafs  er  vor  allen  Dingen, 
nach  einem  bestiimnien,  über  die  Gröfse  der 
Strafbarkeit  entscheidenden  Gesichtspunkte,  die 
einzelnen  Arten  der  Verbrechen,  dem  Begriffe  der 
in  ihnen  enthaltenen  Rechtsverletzung  nach,  ge¬ 
gen  einander  halte  und,  nach  dem  hieraus  sich 
ergebenden  Verhältnisse,  ihre  Strafbarkeit  fest¬ 
setze.  Als  diesen  Gesichtspunct,  aus  welehcm 
er  alle  Arten  von  Verbrechen  betrachten  inufs, 
■wird  er  denjenigen  ergreifen,  aus  wiehern  eine 
jede  That,  so  lange  keine  bestimmteren  Data  ge¬ 
geben  sind ,  in  dem  gemeinen  Leben  betrachtet 
wird.  Er  wird  siel*  demnach  die  Verletzung  als 
eine,  zum  erstenmal  unternommene,  ohne 
ausserordentliche  Hindernisse  und  ohne 
we  i  te  r e  du rc h  den  B c  g ri ff  d e  r s e  Iben 
n  i  c  h  t  bestimm  t  e  B  e  1  e  i  d  i  g  u  n  g ,  mit  der 
Ab  s  i  c  li  t ,  Ursache  dcrselbßii  werden  zu 
wollen,  ausgeführte  Handlung  eines  Men¬ 
schen,  welcher  sicli  in  dem  gewöhnli¬ 
chen  Zustande  des  Handelnden  befand 
und  nur  in  allgemeinen  Beziehungen  zu 
dem  Verletzten  stand,  denken ,  und  wird 
mach  dieser  Ansicht  die  Arten  der  Verbrechen 
selbst  und  die  zu  einer  und  derselben  ArL  gehö¬ 
renden,  aber  in  dem  Grade  der  Verletzung  sieb 
verschiedenartig  bestimmenden  Unterarten  von 
Verbrechen,  nach  ihren  Begriffen,  mit  einander, 
vergleichen.  Diese  Vergleichung  wird  ihm  die 
Möglichkeit  gewähren,  absolut  bestimmte 
Strafen  nicht  nur  für  diejenigen'  Verbrechen  fest¬ 
zusetzen,  welche  nicht  in  mehrere ,  dem  Grade 
der  Verletzung  nach  verschiedene  Arten  zerfallen, 
sondern  er  wird  auch  für  diejenigen  Verbrechen, 
bey  welchen  eine  solche  Verschiedenartigkeit  ein- 
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tritt ,  ‘wenigstens  alsdann  zu  einer  absoluten  Be¬ 
stimmtheit  der  Strafansiilze  gelangen  können»  wenn 
diese  Verschiedenartigkeit  sich  nach  einer  fest  be¬ 
stimmten  Progression  erkennen  läfst,  wo  alsdann 
eine  gleichmalsig  fest  bestimmte  Progression  der 
Strafe  zu  der  Erreichung  des  angegebenen  Zweckes 
hinführen  dürfte  (a). 

(a)  Z*  B.  Im  den  EigenibumsBeoinlr.Hchtigiingen  ,  wo,  wenn 
für  tilnvu  Diebstahl  einer  bestimmten  Gröfse  f  etwa  von,  50  £1 
jährige  Zue luUgmiw träfe  bestimmt  wäre  ,  genau«  Be¬ 
st!  ramLhcit  der  Strafen  aller  gröfsereu  Diebstähle  durch  die 
Verordnung  bewirkt  werden  könnte,  dafs  in  dem  Verhältnisse, 
wie  die  Gröfse  des  Diebstahls  von  50  fl,  zu  5ü  £L  Steige, 
auch  die  Strafe  desselben  von  1/t  Jahre  zu  einem  weiteren 
3/t  Jahre  Zuchthaus  u«  &,  w,  steigen  solle* 


§.  99. 

Zugl  eich  mufs  der  Gesetzgeber  2.)  für  alle 
Verbrechen  die  übrigen,  für  die  Bestimmung 
der  Gröfse  der  Strafbarkeit  wichtigen  Gesichts- 
punctc  erwägen  und  darnach  bestimmen,  in  wel¬ 
chem  Verhältnisse  von  der,  nach  dem  Gesicht  s- 
puncte  des  vorigen  §.  gefundenen  Strafe  eines  je¬ 
den  Verbrechens ,  je  nachdem  jene  Gesichtspuncte 
eine  geringere  oder  eine  gröfsere  Strafbarkeit,  als 
dieser,  erkennen  lassen,  mildernd  oder  schär¬ 
fend  abgewichen  werden  solle. 

Da  hierbey  die ,  nach  der  Rücksicht  des  vo¬ 
rigen  §.  bestimmte  Strafe ,  als  die  auf  das  Verbre¬ 
chen,  seiner  allgemeinen  Ansicht  nach ,  ge¬ 
setzte  Strafe,  der  feste  Punct  bleibt,  welcher 
na cli  den  Verhältnissen  modi fie i r t  werden  soll, 
die  in  den  nach  den  Rücksichten  dieses  §.  be¬ 
stimmten  Gesetzen  entwickelt  werden,  so  ist  es 
natürlich,  dafs  jene  Strafe  die  ordentliche  Strafe 
des  Verbrechens,  die  aus  der  Anwendung  der  ge- 
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n  o  o 

ergebende  Strafe  dagegen  die  a u ss  er  o  rd e n  1 1  i- 
che  genannt  wird. 

Auch  diese  ausserordentl  i e h e n  Strafen 
■wird  der  Gesetzgeber  zum  grofsen  Thcile  zu  ge- 
setzlicb  absolut  bestimmten  erlichen  können» 
wenn  er  da,  wo  die  nach  einem  bestimmten  Ge- 
sicliLSpuncte  stell  ergebende  ausscrord  entliehe 
Strafbarkeit  eines  Verbrechens  sich  selbst  wieder 
verschiedenartig;  bestimmt,  wenigstens  die  Ex- 
treme  genau  bezeichnen  und  in  Ansehung  die¬ 
ser  den  Grad  der  Ab  weichung  von  der  ordern  li¬ 
ehen  Strafe  festsetzen  kann. 

§.  10  0. 

Ps ie  wird  indessen  der  Gesetzgeber,  wenn  er 
nicht  über  dem  Bestreben  ,  die  richterliche  W  ill- 
külir  zu  beschränken,  die  Rücksicht  aut  das  noth- 
wendige  Verbal tnifs  der  Strafe  zu  der  Strafbar¬ 
keit  vernachlässigen  will,  den  bürgerlichen  Stral- 
codex  nur  aus  absolut  bestimmten  Strafen  zusam¬ 
mensetzen  können.  Es  werden  immer  l  alle  übrig 
bleiben,  wo  die  Progression  der  Strafbarkeit  der  zu 
irgend  einer  Art  gehörenden  Verbrechen  zu  unbe¬ 
stimmt  ist,  als  dafs  eine  absolut  bestimmte  or¬ 
dentliche  Strafe  möglich  wäre ,  und  eben  so  wer¬ 
den  die  Gesichtspunkte,  welche  die  ausserordent¬ 
liche  Strafbarkeit  der  Verbrechen  bestimmen, 
nicht  überall  eine  solche  Ansicht  der  verschieden¬ 
artigen  Strafbarkeit  darbieten ,  dafs  die  nothwen- 
dige  Abweichung  von  der  ordentlichen  Strafe  m 
dein  Gesetze  absolut  bestimmt  werden  könnte. 
In  beytbr  Hinsicht  wird  es  daher  unbestimmte 
Strafgesetze  geben  müssen  und  das  Bestreben 
des  Gesetzgebers'  wird  nur  dahin  gehen  können» 
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wenigstens  in  den  'wichtigeren  Fällen,  wenn  und 
wo  es  möglich  ist,  die  Willkühr  der  Richter  in 
der  Bestimmung  der  Strafen  oder  der  Abweichun¬ 
gen  von  der  festgesetzten  ordentlichen  Strafe, 
durch  Festsetzung  eines  Maximums ,  oder  <iuf ähn¬ 
liche  Art,  zu  begrenzen  ( poenae  secundum  qukl 
determinatae). 

§.  101. 

Es  worden  jedoch  auch  bej  der  vollkom¬ 
mensten  Strafgesetzgebung  sieh  immer  einzelne 
Fälle  ergeben ,  in  welchen  die  gesetzlichen  Straf¬ 
bestimmungen  der  Strafwürdigkeit  nicht  ganz  .ent¬ 
sprechend  erscheinen  werden,  weil  aus  den  nä¬ 
heren  Mo  difi  cationen  der  Individualität  eines  ein¬ 
zelne«  Verbrechers  Gründe  erhellen  können , 
welche  das,  nach  allgemeinen  psychologischen 
Rücksichten ,  bestimmte  Strafmals  '  in  Hinsicht 
seiner  als  zu  grofs,  oder  als  zu  klein  dar- 
zus teilen  vermögen,  Dafs  m  dem  letzteren  dieser 
Fälle  die  Regierung  lieber  auf  die  gewisse  Er¬ 
reichung  ihres  Zweckes  bey  dem  Individuum 
verzichten  müsse,  als,  durch  Schärfung  der 
Strafe  aus  Machtvollkommenheit ,  die  Rechte  der 
Individuen,  welche  gerade  das  Gesetz  gegen  die 
zu  fürchtende  Willkühr  beruhigen  soll'  (§,  13.), 
dennoch  als  der  Willkühr  überlassen  darzustel¬ 
len,  kann  nicht  bczwcnelt  werden.  Dagegen  wird 
m  dem  ersteren  balle  die  Regierung  sich  sehr 
wohl  bewogen  finden  können  ,  durch  einen  B  e¬ 
gnadigungsact  eine  Abweichung  von  der  ge¬ 
setzlichen  Bestimmung  für  den  individuellen  Fall 
zu  gebieten.  Dieser  Begnad igufgsa et  kann  in  der 
Form  eines,  selbst  die  Untersuchung  nicdcrschlä- 
genden  Befehls  (Abolition)  erscheinen,  eine 
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Form,  "welche  jedoch,  die  Amncsticcn  ausge¬ 
nommen,  eben  so,  wie  die  Form  der  gänzlichen 
Straferlasse,  eine  höchst  selten  aus  genügen¬ 
den  Gründen  wird  gerechtfertigt  werden  können, 
er  kann  aber  auch,  was  in  der  Sache  am  leich¬ 
testen  zu  rechtfertigen  scyn  dürfte,  in  der  Form 
partieller  Begnadigungen  (mitigatio  poe- 
nae  ex  c a p  i  te  g  r  a  t  i  a  e  )  oder  von  V e r w an d- 
Jungen  der  Sir a f e  aus  G  n  ade  (a)  erschei¬ 
nen,  jedoch  'wird  auch  liier  die  Rücksicht  auf 
das  no ilmendig  zu  erhaltende  Ansehen  des  Ge¬ 
setzes  immer  zu  der  gröfslen  Vorsicht  bestimmen 
müssen* 

(a)  Atu  leichtesten  werden  noch  diese  Dispensationen  von  der 
gesetzlich  bestimmten,  bey  dem  Individuum  nicht  ganz  pas¬ 
senden  Straf  ari,  durch  Verwandt  u  n  g  der  Strafe  ,  ge¬ 
rechtfertigt  werdeu  können. 


Zweyter  Titel,  t 

Von  dem  Verhältnisse  des  Richters  zn  dem  Sirafgeaetef. 


E  i  n  1  e  i  t  u  «  g. 


§.  103. 

Die  Strafgesetze  sollen  die  richterliche  Will- 
kühr  beschränken  (§.  11.  12.  97.).  In  so  ferne 
daher  in  denselben  ein  bestimmtes  Unheil  über 
die  Fälle,  von  welchen  sie  reden,  enthalten  ist, 
erscheint  der  Richter  nur  als  Vollzieher  ^dieses, 
durch  den  Gesammtwillen  Bestimmten  Unheils 
und  er  mufs  gegen  dasselbe  seinem  abweichen¬ 
den,  wenn  auch  theoretisch  einer  vollständi¬ 
gen  Rechtfertigung  fähigen  Privat  -  Urtheilc  allen 
p  r  a  c  t  i  s  c  h  c  n  Werth  ab  sprechen .  In  so  ferne 
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dagegen  in  denselben  kein  bestimmtes  Unheil  ent¬ 
halten  ist,  tritt,  nach  dem  Willen  des  Gesetzes 
selbst,  das  Privat  -  Unheil  des  Richters  als  j>rac- 
tisch  entscheidend  ein  und  zwischen,  dem  die 
Strafbarkeit  der  Fälle  zum  Voraus  bestimmenden 
Unheile  des  Gesetzgebers  und  dem  die  Strafbar¬ 
keit  des  eoncreten  Falles  nach  denselben  Princi- 
pien  bestimmenden  Urtheilc  des  Richters  äufsert 
sich  alsdann  nur  der  Unterschied ,  dafs  das  letz¬ 
te  re  doch  m i t  No  thwend  igkeit  durcl i  die: 
Rücksicht  auf  dasjenige  beschränkt  wird,  was  aus 
dem  Geiste  der  gesetzlichen  Unheile  über  die 
in  den  Gesetzen  bestimmten  StraffatBe  sich  für 
die  Entscheidung  der  unbestimmt  gebliebenen 
folgern  iäfst  (Reehtsanalogie). 

Eben  diese  R ecktsan a  1  ogi e  ist  denn  auch 
das  einzige,  wodurch  das  richterliche  Unheil  in 
solchen  Fällen  beschränkt  wird,  welche  in  der 
unvollkommenen  Gesetzgebung  des  Staates  ganz 
unberücksichtigt  geblieben  sind,  und  bey  wel¬ 
chen  demungcaehtet  (nach  §.  13.)  alsdann  Straf¬ 
barkeit  angenommen  werden  mufs,  wenn  die  Ent¬ 
schuldigung  der  Thäter ,  das  Unerlaubte  ihrer 
Handlungen  nicht  gekannt  zu  haben,  offenbar  als 
aifectirl  erscheinen  würde. 

§.  103. 

Zum  Belaufe  der  dem  Richter  obliegenden 
Vollstreckung  der  Strafgesetze  gebührt  ihm  indes¬ 
sen  immer  das  Urthe.il  über  das,  zur  Anwend¬ 
barkeit  eines  jeden  Gesetzes  erforderliche  Dascyn 
voller  Identität  zwischen  den  Merkmalen  des  ge¬ 
gebenen  Falles  und  den  Merkmalen  der  gesetz¬ 
lichen  Fälle,  —  ein  Unheil  welches  so  unzer¬ 
trennlich  mit  der  richterlichen  Function  ver- 
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Knüpft  ist,  dafs  sich  in  Ansehung  desselben  selbst  kei¬ 
ne  andere  Schranken  für  die  richterliche  Willkühr 
denken  lassen,  als  •welche  aus  der  zwcckmäfsi- 
gen  Organisation  des  Gerichtshofes ,  aus  der  Sub¬ 
ordination  der  Gerichte  unter  höhere,  aus  der 
genauen  gesetzlichen  Bestimmung  der  Formen 
des  Verfahrens  und  endlich  aus  der  inneren  Klar¬ 
heit  der  Gesetze  selbst  hervorgehen. 

§.  104. 

Zur  Möglichkeit  des  richterlichen  UrtheiJs 
über  die  Uebereinsümmung  der  Merkmale  des 
gegebenen  Falls  mit  den  Merkmalen  der  gesetz¬ 
lichen  Fülle  ist  es  nothwendig,  dafs  der  Rich¬ 
ter  jene  sowohl,  als  auch  diese,  genau  kenne. 
Jene  lehrt  ihn  das  gerichtliche  Verfahren  erken¬ 
nen,  diese  dagegen  bestimmt,  er  sich  durch  das 
Studium  der  Gesetze,  deren  Geist  ihm  durch  die 
Anwendung  der  richterlichen  Auslegungsregeln 
kund  wird. 

§.  10  5. 

Diese  Auslegungsregeln  sind  hier  ganz  die¬ 
selben  ,  welche  der  Rechtsgelehrte  überhaupt  als 
die  richtigen  anerkennen  mufs.  Auch  der  Aus¬ 
leger  der  Criminalgesctzc  mufs  zuerst ,  wenn  er 
sieh,  durch  Hülfe  der  niederen  Kritik,  in 
den  Besitz  der  authentischen  Gesetzworte  gesetzt 
hat , ,  als  g r ä mmatisclier  Ausleger  den  Wort¬ 
sinn  bestimmen.  Auch  er  mufs  alsdann ,  wenn 
die  Worte  gar  keinen  Sinn  geben,  durch  die 
höhere  Kritik  geleitet,  zur  Emendation  des 
Textes  schreiten  und,  wo  die  Worte  einen  mehr¬ 
fachen  Si an  zulassen ,  durch  declarative  lo¬ 
gische  Auslegung  den  w  a  h  r  c  n  Wortsinn 
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entwickeln.  Auch  er  inufs  endlich,  wenn  der 
Wortsinn  bestimmt  ist,  sich  die  Frage  erörtern: 
ob  dieser  Wortsinn  gerade  das,  was  der  Gesetz¬ 
geber  ausdrücken  wollte,  nicht  mehr  und  nicht 
weniger,  ausdrücke?  und  obgleich  hierbey  stricte 
Auslegung  unstreitig  für  ihn  Regel  bleibt,  so 
kann  doch  vernünftiger  Weise  nicht  bezweifelt 
werden,  dafs  er  auch  zu  einer,  aus  der  gewis¬ 
sen  Absicht  des  Gesetzgebers  mit  unumstöfslichen 
Gründen  gerechtfertigten  restricli ven  oder  ex¬ 
tensiven  Auslegung  befugt  scy  (a). 

(a)  Bili  ii  olltek  für  die  peinliche  Eechts  Wissenschaft  und  Ge~ 
seukimds  U.  I,  St-  I,  Abh,  2, 

5-  10  6, 

Die  besonder n  Bedingungen  zu  entwickeln, 
welche  Voraussetzungen  für  die  Anwendung  eines 
jeden  einzelnen  Strafgesetzes  seyn  sollten,  ist  hier 
der  Or i  n i ch t ,  indem  dadurch  der  besondere 
Theil  des  allgemeinen  Criminalrcchis  behandelt  Wer¬ 
denwürde,  was  liier  nicht  geschehen  kann  (§.  15, 
not.  a.).  Es  giebt  dagegen  auch  allgemeine,  aus 
der  Natur  der  Strafgesetze  überhaupt  und  aus  der 
Natur  der  bestimmten  und  unbestimmten  Strafgesetze, 
sich  ergebende  Bedingungen  für  ihre  Anwendung, 
welche  überall,  wenigstens  wo  nicht  das  einzelne 
Gesetz  ausdrücklich  das  Gegeniheil  bestimmt,  als 
entscheidend  betrachtet  werden  müssen.  Diese 
erfordern  hier ,  neben  den  Regeln ,  welche  die 
Anwendung  des  für  anwendbar  erklärten  Gesetzes 
selbst  näher  bestimmen ,  noch  eine  weitere  Erör¬ 
terung.  , 


/ 
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Erster  A  h  ft  c  h  n  t  t  f« 

1  oo  der  Au  Wendung  der  Strafgesetze  im  Allgemeinen* 

§.  107. 

Allo  Strafgesetze ,  sic  mögen  dir  Verletzung 
unmittelbar  bürgerlicher,  oder  blofs  poJizcyliclier 
Verbindlichkeiten-  verpönen,  sind  zwar  unstreitig, 
T/renn  sie,  ihren  Umfang  in  Hinsicht  der  Subjecio 
nicht  selbst  ausdrücklich  beschränkt  haben,  in  An¬ 
sehung  aller  derjenigen  anwendbar,  ■welche  in 
dem  Staate  die  verpönten  Verbindlichkeiten 
verletzt  haben  (a) ,  bestrittener  aber  ist  die  Trage: 
in  wie  ferne  sie  auf  Verletzungen  der  durch  sie 
sanctionirten  Verbindlichkeiten,  welche  sich  aus¬ 
ser  dem  Staate  ereignet  haben,  anwendbar 

u 

seyen?  Die  richtige  Beantwortung  dieser  Trage 
wird  durch  folgende  Grundsätze  bestimmt  worden: 

I. )  Die  blofs  polizeilichen  Verbindlichkeiten 
sind,  in  Hinsicht  ihrer  Gültigkeit,  auf  die  Grenze 
des  Staats  beschränkt.  Sic  können  daher  nicht 
ausser  dem  Staate  verletzt  werden  und  darum  können 
die  sie  verpönenden  Gesetze  gegen  solche,  welche 
in  einem  andern  Staate  gegen  ihren  Inhalt  ver¬ 
fehlten,  selbst  alsdann  keine  Anwendung  finden, 
wenn  auch  in  diesem  Staate  gleiche  gesetzliche 
Bestimmungen  vorhanden  gewesen  scyn.  sollten. 

II. )  Die  unmittelbar  bürgerlichen  Verbind¬ 
lichkeiten  dagegen  sind  überall  gültig,  wo  nur 
Menschen  und  Staaten,  sind.  Die  willkührliche 
Verletzung  derselben  stellt  daher,  wo  sie  auch 
geschehen  sey,  den  Verletzer  überall  als  einen 
Gefahr  drohenden ,  den  Gebrauch  des  Präven- 
ttonszwanges  rechtlich  veranlassenden  Menschen 
dar,  Es  kann  daher,  nach  den  Grundsätzen  der 
Prävemionstheorie ,  nicht  bezweifelt  werden,  dafs 
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jeder  Staat  befugt  sey,  durch  die  Bestrafung  sol¬ 
cher  im  Auslande  begangener  Verbrechen,  sich 
die  erforderte  Garantie  zu  bereiten  und  seine  Ge¬ 
neigtheit  zur  Mitwirkung  für  die  Gründung  eines 
allgemeinen  Re chtszusland e s  an  den  Tag  zu  legen 
und  wenn  civilisirte  Staaten  entflohene  auslän¬ 
dische  Verbrecher  dieser  Art,  einzelne  Fälle 
politisc  h  e  r  Verbrechen  etwa  ausgenommen  r 
auszuliefern  pflegen,  so  kann  man  in  einem  sol¬ 
chen  Benehmen  nur  eine  Anerkennung  allgemei¬ 
ner  völkerrechtlicher  und  Weltbürger  re  chtl'.clä&r 
Verbindlichkeiten  finden  (b). 

Dafs  bey  dieser  Bestrafung,  in  Hinsicht  der 
Qualität  und  Quantität  der  Strafe,  ganz  das  Straf¬ 
gesetz  des  strafenden  Staates  zur  Anwendung 
kommen  müsse ,  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  ob 
das  Strafgesetz  des  Staates ,  in  weichem  das-  Ver¬ 
brechen  begangen  wurde,  eine  gröfsere  oder  ge¬ 
ringere  Strafe  anordne,  ist.  davon  eine  nothwen- 
dige  Folge,  dafs  in  jedem  Staate  die  in  seinem 
Gesetze  bestimmte  Strafe,  und  nur  diese,  als  die 
hinlänglich  sichernde  betrachtet  werden  muh  und 
dafs  dagegen  dem  Verbrecher  ein  begründetes 
Recht  auf  die  Strafe,  welche  das,  bey  sol¬ 
chen  Verbrechen  nur  Sicherung  gegen  die  Will- 
külir  der  Richter  bezweckende  (§.  II  —  13.) 
fremde  Strafgesetz  bestimmt,  zwar  wohl  gegen 
den  Fremden,  keineswegs  aber  gegen  den  einhei¬ 
mischen  Richter  entstehen  konnte  (c). 

(a)  In  so  ferne  mim  lieh  der  Begriff  eines  Verbrechens  bey  ihnen 
anwendbar  Ist  (§.  2f  #  )4 

(b)  Ganz  anders  entscheidet  die  Vene  rl>  a  ch  s  c  h  e  Theorie,  Vcrgb 
F  e  11  c  r  b  a  c  h  Lehrb,  d*  peinl*  Rechts  39* 

(c)  Andere  ?  aber  schwerlich  nach  irgend  einer  Theorie  in  ihrem 
Umfange  zu  rechtfertigende  Regeln  haben  R  n  d  o  1  p  h  diss«  d« 
poena  deliaonim  extra  tmitorium  admissörum*  Erl.  1790.  — 


I 
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G.  L,  B  o  eb  mertliss*  <le  delictis  epura  territorium  commis&is# 
Gült.  J  748.  K  I  c  ins  cli  r  o  tl  syitemat*  Entwickelung  Th*  ff, 
f  22,  Erber  diese  Lehre  i&i  ticuerdmgi  eine  interessante 
Schrift  erschienen  unter  dein  Titel ;  Bruchstücke  über  das 
Üecbt  eines  .Staats,  die  gegen  ihn  ira  Auslände  \on  einem 
Ausländer  hegan-rnen  Verbrechen  zu  bestrafen.  In  den  Jahr¬ 
büchern  f  Vir  die  Preuüiche  Gesetzgebung,  Heft  XLV1G  Auch 
besouders  abg cd  nickt  Berlin  1Ö24.  8. 


§.  1 08* 

Ist  das  Strafgesetz  in  Ansehung  des  Suhjecls 
anwendbar ,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  die  dem 
Subjccie  angeselruldigte  Handlung  diejenigen 
Merkmale  an  sich  trage,  welche  das  Gesetz  zu 
seiner  Anwendung  voraussetzt.  l)ic  Merkmale, 
welche  in  dieser  Hinsicht  im  Allgemeinen 
als  nothwendige  Voraussetzungen  für  die  Anwen¬ 
dung  eines  jeden  Strafgesetzes,  seiner  Natur 
nach,  betrachtet  werden  müssen,  sind  diejeni¬ 
gen,  aus  welchen  sich  der  Begriff  eines  Ver¬ 
brechens  bildet.  Eine  Handlung,  welcher  ei¬ 
nes  der  für  diesen  Begriff  (nach  der  Entwich 
lung  in  dem  ersten  Kapitel  dieser  Abthcilung) 
wesentlichen  Merkmale  abgclit  (vergl.  vorzüglich 
die  §§.  19 — 26  u.  5  3.  54.),  kann  nicht  .unter 
der  Verfügung  eines  Strafgesetzes,  welches  sieh 
nicht  selbst  widersprechen  will,  stehen. 

Aufser  diesen  Rücksichten  giebt  es  keine 
mehr,  wodurch  die  Anwendung  der  Strafgesetze 
überhaupt  bedingt  würde.  Jede  weitere,  das 
richterliche  Geschäft  der  Anwendung  der  Straf¬ 
gesetze  bestimmende  allgemeine  Regel  rechtfer¬ 
tigt  sieh  aus  der  Natur  der  einzelnen  Arten  dieser 
Gesetze. 


ä 


Von  d.  Anwend.  d.  bestimm ten  Strafgesetzes.  107 

Zweiter  Abschnitt. 

Vou  der  Anwendung  der  eiuxelneu  Arte**  der  Strafgesetz^ 

Erster  V  n  t  e  r  a  h  s  c  li  n  1 1 U 
Vou  der  Anwendung  des  bestimmten  Strafgesetzes. 

§.  1 09, 

Boy  dem  bestimmten  Strafgesetze  bann, 
■wenn  es  auch  nicht  die  für  die  Anwendung 
der  bestimmten  Strafe  vorausgesetzten  Merkmale 
der  Handlung,  durch  Aufzählung  der  Gründe  zur 
Erkennung  t einer  ausser o  r  de n 1 1  ic h e  n  Strafe 
(§.  99.),  entwickelt  hiittc,  doch,  der  Natur  der 
Sache  nach,  nicht  anders  angenommen  werden, 
als  dafs  es  die  Strafbarkeit  des  Verbrechens  nach 
demjenigen  Gesichtspuncte  habe  bestimmen  wol¬ 
len,  aus  welchen  man  die  verbrecherischem  Hand¬ 
lungen  überhaupt,  bey  dem  Mangel  von  Baten 
zu  einer  abweichenden  Ansicht,  betrachtet  (§.  9  8.)* 
Daraus  entwickelt  sich  das  Hecht  des  Rich¬ 
ters,  in  solchen  Fallen,  wo  die  Strafbarkeit  einer 
verbrecherischen  Handlung  anders  bestimmt  ist, 
als  sic,  nach  dem  gewöhnlichen  Gesichtspuncte, 
erscheint ,  von  der  in  dem  Gesetze  bestimmten 
ordentlichen  Strafe  ab zuwei ehe n  und  an  die 
Stelle  derselben  eine  mildere,  oder  härtere 
auf SyCr ordentliche  Strafe  zu  setzen,  je  nach¬ 
dem  sich  die  Thal,  aus  dem  von  dem  gesetzli¬ 
chen  abweichenden  Gesichtspuncte ,  in  verringer¬ 
ter  oder  in  erhöhter  Strafbarkeit  darstellt. 

§.  HO. 

Die  Merkmale  der  Strafbarkeit  einer  verbre- 
brecberischcn  Handlung ,  welche  die  ordentli¬ 
che  Strafe-  des  Gesetzes  bedingen  (§.  10  9.),  sind 
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thcils  solche,  wodurch  die  Strafbarkeit  der  ver¬ 
brecherischen  Handlung,  ihrem  individuellen 
Begriffe  nach,  bestimmt  wird,  thcils  solche, 
welche  die  Strafbarkeit  verbrecherischer  Hand- 
Innge n  überhaupt,  wenn  man  sie  aus  dem  ge- 
w  ö  lin  1  i  eh  e  n  Gesichtipunete  betrachtet ,  bestim¬ 
men  ( §.  9  8.).  Darum  können  auch  die  richterli¬ 
chen,  Milderungs-  und  S  charfungs-Gründe 
hald  in  einer  Veränderung  jener,  bald  in  einer 
Veränderung  dieser  Merkmale  gegründet  seyn. 
In  dem  ersteren  Falle  entwickeln  sich  die  bestimm¬ 
ten  \ erbrechen  eigenen  Milderungs  -  und 
Schärfungs  -  Gründe  (  mitigantia  et  exasperan- 
tia  propria),  in  dem  letzteren  Falle  dagegen  die 
allen  Verbrechen  gemeinen  Milderungs-  und 
Sch  ärfungs  -Gr  ü n  ch  (  mitigantia  ex  exasperan- 
tia  comniunia ).  Hur  die  letzteren  können  und 
müssen  hier  behandelt  werden,  die  Entwicklung 
der  ersteren  dagegen  gehört  zu  der  Entwicklung 
der  Strafbarkeit  der  einzelnen  Verbrechen  in  dem 
besonder  n  The  de  des  Cr  iuiinal  rechts. 

§.  in. 

Die  allgemeinen  Voraussetzungen  für  die 
ordentliche  gesetzliche  Strafe  der  Verbrechen 
sind  (nach  §.  9  8.): 

1.)  Dafs  das  Verbrechen  als  vorsätzliches, 

%.)  als  ausgeführtes, 

3. )  von  dem  Verbrecher,  als  Urheber, 

4. )  in.  dem  gewöhnlichen  Zustande 

des  handelnden  Menschen  -bewirktes 
erscheine,  dafs  ferner 

5. )  die  Ausführung  desselben  nicht  durch 

U eher windung  uiige  wo  h n  1  i c h c  r  H i n- 
d c miss e  und 
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6.)  nicht ,  durch  die  Combination  b e son¬ 
dere  r?  aus  seinem  Begriffe  sich  nicht  er¬ 
gebender  Bel  eidigu  ngen,  ausgezeichnet 
sey, 

70  der  Verbrecher  zu  dem  Verletzten  nur 
in  den  gewöhnlichen  Beziehungen 
des  Menschen  zu  dem  Menschen  ge¬ 
standen  habe, 

8. )  das  Verbrechen  itzt  zum  erstenmal  an 

diesem  Gegenstände  begangen  worden 
sey  (a),  oder  zum  erstenmale  an  die- 
s e m  Verbrecher  bestraft  werden  solle, 
und  endlich 

9. )'  nur  von  einer  Willensbestimmung  des 

V e  rb  reche rs  zu  dies  e  rn  b  e  s  t  i  m  m  t  e  n  Ver- 
brechen  die  Kode  sey. 

Aus  dem  Mangel  der  vier  ersteren  Voraus¬ 
setzungen  für  die  ordentliche'  Strafe  entwickeln 
sich  die  allgemeinen  Milderungsgründe, 
aus  dem  Mangel  der  fünf  letzteren  Voraussetzun¬ 
gen  dagegen  die  allgemeinen  Seharfungs- 
gründe,  welche  letztere  jedoch  nur  bey  ab¬ 
schreckenden  Strafen  von  Wirksamkeit  seyn 
können ,  weil  die  absoluten  Sicherheits¬ 
strafen  keine  Erhöhung  in  dem  Grade  recht¬ 
lich  zulassen  (§.  61,  62.  7  60- 

(a)  Der  Rechtsgrund  zu  dieser  Behauptung,  welcher  in  einem  Re^ 
s  ul  täte  der  Lehre  von  der  Coacurreuz  der  Verbrechen  lie£tf 
kann  erst  bey  dieser  Lehre  (£w  12Jt)  entwickelt  werden. 

§,  112. 

I  Mild  e  rungsgründe. 

l>ic  ordentliche  Strafe  eines  jeden  Ver¬ 
brechens  muls  demnach  gemildert  werden, 

l)  -wenn  das  Verbrechen  nicht  mit 
Vorsatz  begangen  wurde.  Der  Grad  der 
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Milderung  bestimmt  sielt  liier  verschieden,  jo 
nachdem  das  V erbrechen  aus  naltcr  oder  aus 
entfernter  und  in  beyden  Falle  wieder,  je 
nachdem  dasselbe  aus  der  ■gröfslen,  mittle¬ 
ren,  oder  kleinsten  Culpa  entstanden  ist. 
Vergl.  §.  8G, 

2. )  YY  enn  das  Verbrechen  unausgeführt, 
oder  (weil  dieses  nach  allgemeinen  Ansichten 
dasselbe  ist  [§.  8  9.]),  unbe endigt  blieb.  Das 
blofs  vorbereitete  Verbrechen  begründet  An¬ 
sprüche  auf  gröfsere  Milderung,  als  das  ange¬ 
fangene  (§.  89,),  und  wenn  der  Grund  der 
mangelnden  Beendigung  in  dem  freyen  Willen 
des  Handelnden  lag,  so  können  nur  sehr  geringe 
Ahndungen  gerechtfertigt  werden  (§.  9  0.). 

3. )  Wenn  der  Handelnde  zu  dem  Ver¬ 
brechen  nicht  in  dem  Verhältnisse  eines 
Urhebers  stand.  Die  Ge  hülfen  haben  im¬ 
mer  auf  eine  mildere  Strafe  rechtlichen  Anspruch, 
deren  Bestimmung,  in  Ansehung  des  Grades  ganz 
durch  die  allgemeinen,  über  die  Strafbarkeit  der 
Gehülfen  entscheidenden  Grundsätze  (  §.  8  7.)  ver¬ 
mittelt  wird. 

4. )  Wenn  der  Handelnde  in  dem  Zu¬ 
stande  der  Unmündigkeit  handelte. 

Mildere  Strafe  trifft  daher 

a)  die  den  Jahren  nach  Unmündige.  Von 
dem  Zeitpuncte  an,  wo  hey  diesen  Strafbarkeit  über¬ 
haupt  eintritt  (§.  54.),  vermindern  sich  ihre,  Ansprü¬ 
che  auf  Milderung  immer  mehr,  je  weiter  sic  in  dem 
Heranreifen  zur  Mündigkeit  vorschreiten  (§,  94). 

b)  Die  der  That  nach  Unmündige  (n), 

*  t  O  v  / 

nutum 
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diejenigen ,  -welche  in  einem  nicht  alle 
Zurchnurig  aufhebenden  (b)  Zustande  ho¬ 
her  Trunkenb  eit , 

ß)  in  einem  gleichen  Zustande  des  tobenden 
Affectes,  oder 

y)  in  einem,  durch  Krankheit,  Altersschwa¬ 
che,  oder  natürliche  Beschränktheit  be¬ 
wirkten  Zustande  einer  gehemmten  Thä- 
tigkeit  und  Wirksamkeit  der  höheren  See¬ 
le  nkräfie  verbrecherische  Entschlüsse 
fafslen  (<■)  und  ausführten  (§.  9  8.). 


(a)  Gegen  diese  Behauptung  ist  zu  vergleichen  Feuerbach 
diss,  de  causis  mitigandi  ex  capitc  impeddae  libertatis,  Jenae 
1799.  und  derselbe  in  der  Revision  Th.  I,  S*  1Ö0*  folg* 


(L)  War  nämlich  dieser  Zustand  nicht  alle  Zurechnung  an  [hebend, 
so  kann*  wenn  dennoch  Schuld  übrig  bleibt,  zwar  mir 

eine  gemilderte  Strafe  eintreten ,  der  Grund  der  Mil¬ 
derung  liegt  aber  alsdann  darin,  dafs  die  That  als  eine  ent¬ 
fernt  c  ulpose  zu  betrachten  ist,  ($,  54*  vergl.  mit  51, 

not*  b,) 

(c)  Ist  nämlich  der  Entscldufs  in  dem  Zustande  der  Mündigkeit 
ausgeführt,  so  ist  er  auch  in  diesem  erneuert  und  es 
tritt  die  ordentliche  Strafe  ein,  Dasselbe  ist  der  Fall*  wenn 
der  Zustand  der  Unmündigkeit  nur  das  Mittel  wurde,  die  in 
dem  Zustande  der  Mündigkeit  gefalzten  Entschlüsse  auszu¬ 
führen  (  §.  51.  not,  b,)  ,  es  wäre  denn,  dafs  der  in  dem  Zu¬ 
stande  dev  Mündigkeit  gefafstc  Entscldufs  wieder  aufgege¬ 
ben  gewesen  und  nachher  in  dem  Zustande  der  Unmündig¬ 
keit  erneuert  worden  wäre. 


m 


Yon  den  iliancherky  irrigen  Mildcrungsgrüuden  ,  welche 
den  Schriften  der  Criminalisten  aufgezahlt  werden ,  —  ins¬ 
besondere  von.  der  Reue,  dem  freiwilligen  Bekennt¬ 
nisse  und  der  Y  c r  £  ü  h  r  u  n  g. 


%.  na. 

Schärfungsgründe. 

Die  ordentliche  Strafe  eines  jeden  Verbre¬ 
chens  mufs  dagegen  verschärft  werden, 
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1. )  wenn  ungewöhnliche  Hindernisse 
die  Ausführung  der  Thal  erschwerten 
(§.  91.); 

2. )  wenn  sich  die  Ausführung  der 
That  durch  besondere,  nach  erreichtem 
eigentlichen  Zwecke  der  Handlung,  ein 
Wohlgefallen  an  dem  Verletzen  selbst 
aufsernde  Grausamkeit  auszeiclme  te(§. 9  I.); 

3 . )  wenn  der  H n n d e  1  n d e  in  V e  r h ä  1 1- 
nissen  zu  dem  Verletzten  stand,  welche 
ihm  noch  besondere  Motive  gegen  die 
That  geben  mufsten  (§.  84 ); 

4. )  wenn  der  Verbrecher  schon  ein¬ 
mal  dasselbe  Verbrechen  an  demselben 
Gegenstände  begangen  hatte  (*),  oder 
derselbe  schon  einmal,  oder  mehr  m  als 
wegen  desselben,  oder  eines  gleicharti¬ 
gen  (a)  Verbrechens  bestraft  worden  war 
(§.  92.  9  3.). 

Dafs  in  dem  letzteren  Falle  die  Schärfung 
dem  Grade  nach  steigen  müsse,  je  mehrma  liehe  re 
Bestrafungen  schon  vorausgegangen  sind,  ja  dafs 
am  Ende ,  wenn  Gewohnheit ,  oder  die  bisherige 
Fruchtlosigkeit  selbst  der  abschreckendsten  Strafen 
wahre  juridische  Unverbesserlichkeit  ■(  §.  9  6.  2.) 
beweisen,  zu  absoluten  Sicherheitsstrafen  geschritten 
werden  müsse ,  kann  keinem  gegründeten  Zweifel 
unterworfen  scyn.  Dagegen  seheint  man  häufig  ganz 
übersehen  zu  haben,  dafs  die  nolhwendige  Scbär¬ 
fung  der  Strafe  schon  einmal  bestrafter  Verbre¬ 
chen  überhaupt  nicht  in  der  Art  zwcckmäfsig 
Statt  finden  könne ,  dafs  man  zu  der  Strafe  des 
zuletzt  begangenen  Verbrechens  noch  einen  be¬ 
stimmten  Theil  derselben,  oder  ein  anderes  klci- 
nereres  Uebcl  hinzufügt,  ( was  sonst  bey  Straf- 
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Schärfungen  allerdings  allgemeine  Regel  ist)  (h), 
sondern  dafs  vielmehr  die  zweyte  Strafe  immer 
beträchtlich  gröfser ,  als  die  schon  fr  u c h  1 1  o  s 
überstandene,  seyn  müsse  (c). 

Endlich  5.)  wenn  die  geaufserte  Wil¬ 
le  n  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  des  Verbrechers  nicht 
blos  auf  eine  bestimmte  Rechtsverle¬ 
tzung  gerichtet  war. 

Ist  in  diesem  Falle  die  Willensbestimmung 
auch  noch  auf  andere  bestimmte  Rechtsver¬ 
letzungen  gerichtet  gewesen,  so  sind  cs  die 
Strafen  des  Conals  dieser  Verletzungen,  welche 
hier  coneurriren ,  eine  eigentliche  Strafschär¬ 
fung  tritt  mithin  alsdann  nicht  ein  (d).  Wenn 
aber,  was  b ey  Verse h wörungen  vo rzügl i ch 
der  Fall  seyn  kann,  die  Willensbestimmung  auf 
mehrere  u  n  b  e  s  t  i  m  m  t  e  V  erb  re  chen  ,  sey  es 
derselben  oder  verschiedener  Art,  gerichtet  war, 
so  kann  keine  Strafe  eines  bestimmten  Ver¬ 
brechens  coneurriren,  wohl  aber  erfordert  die  so 
sehr  erhöhte  Strafbarkeit  solcher  gewerbmäfsigen 
Verbrechen  eine  sehr  beträchtliche  Verschärfung 
derjenigen  Strafe,  welche  sonst  nach  den  Ge¬ 
setzen  das  einzelne  Verbrechen  getroffen  haben 
würde ,  das  sich  hier  aus  einer  so  leben  Wil- 
lensbcsiiinmung  erzeugt  hat  (e). 

(*)  Den  Beweifs  dieser  Behauptung  liefert  der  §*  121* 

(a)  In  dem  achten  Kur-Badischen  Organisation*-* 
edicte  ist  diese,  von  tiefer  Einsicht  zeugende  Bestimmung 
des  Begriffs  der  wiederholt  zu  bestrafenden  Verbrechen  prak¬ 
tisch  angewendet*  Wer  z,  B,  als  Dieb  gestraft  wurde  und 
nachher  als  Falsarius  gestraft  werden  rnufs,  verdient  mehr* 
als  die  ordentliche  Strafe  des  von  ihm  Begangenen  Fahsums, 
denn  die  ordentliche  Strafe  kann  gegen  denjenigen  nicht  gC“ 

J  ui  gen  >  welcher  durch  die  Erfahrung  lehrt,  dafs  die  zur  Ver¬ 
nichtung  derselben  H  i  c  h  t  n  n  g  (ter  slnnlic  h  an  Be¬ 
gierden  nach  denselben  allgemeinen  Rücksichten  abge- 
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messene  ordentliche  Strafe  seines  früheren  Verbrechen*  für 
•  ein  Individuum  nicht  hinlänglich  w,ir* 

(h)  Man  setze;  die  Strafe  eines  Diebstahls  von  600  II*  sey  scchi* 
jährige  ,  die  eines  Diebstahls  von  100  JL  einjährige  Zudilhaufs- 
•trafe.  Ein  Mensch  stiehlt  6üO  ll.  und  wird  mit  sechsjähriger 
Zn  chth  aufs  strafe  bestraft*  Er  Uiehlt  von  neuem  nur  JÜO  fl. 
Was  kann  hier  selbst  a  u  <1  erthalbjäh  r  i  g  e  Zuchthaus¬ 
strafe  bey  dem  helfen ,  für  welchen  sechsjährige  zu 
wenig  war! 

(c)  Am  ausreichendsten  wurde  wohl  tbe  Bestimmupg  seyn,  wenn 
die  zuvor  fleuch tios  übertiandene  Strafe  immer  zu  der  neuen 
Strafe  hinzugefügt  würde* 

(d)  S*  unten  die  Lehre  von  der  Coticurrtnz  strafbarer  Hand¬ 
lungen,  *m 

(e)  Am  besten  wurde  es  seyu  ,  wenn  die  auch  bey  den  ausser¬ 
ordentlichen  S  traten  Bestimmtheit  suchende  Gesetzgebuilg 
($,99,)  verordn  etc,  daß  das  g  e  w  e  r  b  mä  fs  1  g  c  Treiben  ge¬ 
wisser  Verbrechen  oder  das  Verbinden  zu  Verbrechen  über- 
h  au  p  l  Immer  einen  Zusatz  Von  ei  n  j  ä  h  r  i  g  c  r  Zuchthausstrafe 
zu  der  Strafe  der  bestimmten  begangenen  Verbwehen  bewirken 
solle.  Damit  wurde  denn  auch  zugleich  die  Strafe  genereller 
Verschwörungen  bestimmt  seyn  t  wenn  diese  s  noch  vor  der 
Begehung  einzelner  bestimmter  Verbrechen r  sollten  entdeckt 
worden  scyn. 

§.  1 14. 

Ist.  übrigens  der  Grad  der,  bey  dem  Daseyn 
von  Milderungs  -  oder  Sch  a rl ungsgrü n den ,  'ein tre¬ 
tenden  ausser o  r d  entliehen  Strafe  in  den  G e- 
setzen  selbst  bestimmt  (§.  99.),  so  gilt  von  der 
Anwendung  dieser  b  e  s  ti  m  m  t  e  n ,  die  ausser  or¬ 
dentlichen  Strafen  regulirenden  Gesetze,  wenn 
der  Richter  das  Daseyn  der  Voraussetzungen  zu 
ihrer  Anwendung  anerkannt  hat,  gerade  dasselbe, 
was  auch  über  die  Anwendung  der  bestimm¬ 
ten,  die  ordentliche  Strafe  regulirenden  Ge¬ 
setze,  wenn  die  Voraussetzungen  zu  ihrer  Anwen¬ 
dungvorhanden  sind,  entscheidet  (S.  die  folg.  §§.)• 
Ist  dagegen  die  Erkennung  der  ausserordentlichen 
Strafe,  bey  dem  MangeL  der  Voraussetzungen 
für  die  ordentliche,  nur  unbestimmt,  sey  cs 
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ausdrücklich  oder  stillschweigend  (§. 
109.),  in  dem  Gesetze  geboten,  so  sind  es  die, 
für  die  Anwendung  der  unbestimmten  Strafge¬ 
setze  überhaupt  geltenden  Regeln,  ‘welche  auch 
bqy  der  Erkennung  solcher  unbestimmten  ausser¬ 
ordentlichen  Strafen  das  richterliche  Ermessen 
leiten  müssen.  Es  sind  nämlich  alsdann  die  all¬ 
gemeinen  ,  üb  er  d  ic  S  traf  ha  r  beit  des  ausseror- 
d  e  n  tl  i  c  h  zu  bestrafenden  Falles  entscheidenden 
Rücksichten  (a) ,  aus  welchen  die  richterliche 
Entscheidung  abgeleitet  werden  mufs,  jedoch 
zugleich  mit  nothwendiger  Rücksicht  auf  dasje- 
nige,  was  aus  dem  Grade  der  gesetzlich  bestimm¬ 
ten  o  r  d  e  n  1 1 1  c  h  en  S träfe  über  den  Grad  der 
ausser  o  r  d  c  n  t. 1  i  c  h  e  n ,  nacl i  dem  Verl lältn isse 
der  Strafbarkeit  des  dieser  unterliegen  den  Falls 
zu  der  Strafbarkeit  des  jener  unterliegenden  Falls, 
gefolgert  werden  mufs  ($.  102.). 

(a)  ‘li'se  ist  daher  in  den  $5.  112.  und  113.  verwiesen 

worden* 

§.  115. 

Fmdet  der  Richter,  dafs  alle  gesetzlichen 
V  orausselzungen  1  i'i r  die  bestimmte,  o rdcntliche 
oder  ausserordentliche  (§.  1*4.),  Strafe  in  dem 
gegebenen  balle  vollständig  vorhanden  sind ,  so  hört 
ailcs  Ermessen  von  seiner  Seite  auf  und  seine 
Pflicht  besteht  emzjg  darin,  die  Strafe  des  Gesetzes, 
in  ihrem  ganzen  b  rniange,  durch  sein  Erkenn  tnifs  für 
die  in  dem  .  gegenwärtigen  Falle  Statt  findende  zu  er- 
klären.  Keine  Abweichung  seiner  individuellen  An¬ 
sicht  von  der  eigentlichen  Straf barkeit  des  Falles, 
keine  Rücksichten  auf  Personen  oder  selbst  auf  Vor¬ 
theile  für  das  Ganze  dürfen  ihn  bestimmen,  auch 
nur  um  das  geringste  von  dem  Urtheile  des  Ge- 

8  * 
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setzes  abzuweichen,  oder  in  Vergleichen  mit  dem 
Angeschuldigten  die  Function  des  Richters  zu 
verläugncn. 

§.  116. 

Nur  alsdann  mufs  indessen  dennoch  eine 
Abweichung  des  richterlichen  Urtheils  von  dem 
gesetzlichen,  entweder  in  Ansehung  der  Straf¬ 
art  (*),  oder  in  Ansehung  des  Strafgrades, 
rechtlich  Statt  finden,  wenn,  bey  dem  Daseyn 
aller  Voraussetzungen  für  die  Anwendbarkeit  des 
Gesetzes  in  dem  einzelnen  Falle,  dennoch  Gründe, 
welche  aus  der  Natur  gesetzlich  bestimmter  Straf* 
arten  und  Strafgrade  abgeleitet  sind,  die  Gewifsheit 
geben,  dafs  der  Gesetzgeber  die  Anwendung  der  von 
ihm  bestimmten  Strafart,  oder  des  von  ihm  be¬ 
stimmten  Straferades  in  dem  individuellen  Falle 

*  T  ^ 

nicht  habe  wollen  können. 

1. )  'Noth wendige  Voraussetzung  für  jede  ge¬ 
setzliche  S  t  r  a  fa  r  t  ist  näml  ich,  dafs  sie  sinnliche 
Leiden  dem  Verbrecher  bereiten  soll  ( §.  G6.  a, 
n.  1 Die  gesetzliche  Slrafart  kann  daher  da 
nicht  angewendet  werden,  wo  dieselbe,  statt  den 
Verbrecher  mit  Uebeln  zu  belasten,  die  Wünsche 
desselben  befriedigen  würde  (a), 

2. )  Noth ■wendige  Absicht  des  Gesetzgebers 
bey  Bestimmung  des  Strafgrades  ist  dagegen, 
dafs  durch  denselben  die  Summe  der  dem  Ver¬ 
brecher  von  dem  Staate  zuzufügenden  Leiden  be¬ 
grenzt  werden  solle.  Der  gesetzliche  Strafgrad 
kann  daher  bey  den  abschreckenden,  nur 
allein  eine  Gradation  zulassenden  Strafen  (b)  als¬ 
dann  mein  an  gewendet  werden ,  wenn  der  Ver¬ 
brecher  von  dem  Staate,  oder  durch  des¬ 
sen  V  c  r  s  c  h.  u  1  d  c  n  ,  in  Beziehung  a  u  f  s  e  in 
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Verbrechen,  schon,  durch  ihn  selbst 
nicht  verschuldete  Leiden  empfangen 
hat. 

3.)  Nothwendige  Voraussetzung  endlich  für 
den  gesetzlich  bestimmten  Strafgrad  sowohl ,  als 
auch  für  die  gesetzliche  Strafart  ist:  Möglich¬ 
keit  ihrer  Anwendung. 

a)  Die  gesetzliche  Strafart  kann  daher  nicht 
angewendet  werden,  wenn  dasjenige  Gut,  wel¬ 
ches  durch  sic  dem  Verbrecher  entzogen  oder 
angegriffen  werden  soll,  entweder  in  der  Summe 
der  Güter  desselben  gar  nicht  vorhanden  ist,  oder 
ihm,  nach  sonstigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
(vergh  §.  6  5.),  nicht  entzogen  oder  geschmälert 
werden  darf. 

h)  Der  gesetzliche  Strafgrad  kann  da  keine  An¬ 
wendung  finden,  wo  seine  Anwendung  entweder  der 
Natur  der  Strafart  widersprechen  würde ,  welche 
das  Gesetz  angewendet  haben  will,  (z.  B.  wenn  der 
gesetzlich  bestimmte  Grad  der  abschreckenden  Strafe 
dem  Individuum,  nach  seiner  Constitution ,  den  Tod 
bewirken  könnte,)  oderseine  Anwendung  als  phy¬ 
sisch,  unmöglich  erscheint.  Aus  heyden  Grün¬ 
den  wird  die  Anwendung  des  gesetzlichen  Straf- 
grades  nicht  selten  bey  der  Concurrcnz  meh¬ 
rerer  verwirkten  Strafen  unmöglich. 

(*)  Was  in  dem  von  Strafarten  gesagt  wird ,  gilt  durch¬ 
aus  nicht  Idols  von  den  höchsten  Strafarten3  sondern 
auch  von  den  darunter  stehenden  Unterarten* 

Ca)  Besecke  diss,  de  liomicklto  ex  vitae  taedlo  ad 

appelendam  mortem  commisso  non  mortis  poena,  sed  per— 
petuis  carceribus  pauiendo.  Hai,  1772,  in  Pütts  Analect. 
n .  IV« 

(b)  Bey  absoluten  Sichert  eitsstrafeo  widerspricht  zwar 
jedes  Leiden  des  Verbrechers  ausser  der  Strafe  gleich¬ 
falls  der  Absicht  des  Gesetzgebers  und  diejenigen  f  welche  es 
T«ratdafsien ,  sind  daher  unstreitig  strafwürdig  allein  der 
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Verbrecher,  welcher  nach  dem  Urthtule  Ar»  Gesetze»  keiner 
puljti*cken  Besserung  füllig  ist ,  krum  dfidutdi  duck  diese  Fä¬ 
higkeit  unmöglich  erhalun. 


§.  117. 

Wenn  der  gesetzliche  Straf«  r  ad  darum  nicht 
angewendet  werden  kann,  weil  der  Verbrecher 
schon  einen  Thcil  desselben  erduldet  Lat  (§.  116. 
-3,),  so  darf  der  Richter  nur  noch  auf  den  übri¬ 
gen  Thcil  erkennen,  und  mufs  dein  Verbrecher 
das  schon  erduldete  Leiden  zur  S  trafe  an  rech¬ 
nen  (a). 

Kann  der  gesetzliche  Strafgrad  darum  nicht 
angewendet  werden ,  weil  seine  Anwendung  phy¬ 
sisch  unmöglich  ist,  oder  der  gesetzlich  bestimm¬ 
ten  Strafart  widersprechen  würde  (§.  116.  3.  b.), 
so  mufs  der  Richter  nur  auf  denjenigen  Thcil 
desselben  erkennen,  dessen  Anwendung  physisch 
möglich  und  der  gesetzlichen  Strafart  nicht 
widersprechend  ist  (Jb).  Nur  wenn  der  gesetz¬ 
liche  Strafgrad  in  keinem  Theile  anwendbar  wäre, 
würde,  mit  der  Unmöglichkeit  seiner  Anwendung, 
sich  auch  die  gesetzliche  Strafart  als  unanwend¬ 
bar  darstellen,  und  es  mufs  alsdann  dasselbe  ein- 
treten,  was  in  diesem  Falle  rechtlich  ist. 

Wenn  nämlich  endlich  die  gesetzliche  Straf¬ 
art  als  unanwendbar  erscheint  (§.  116-  1.  n.  3. 
a. ),  so  mufs  der  Richter  die  gesetzlich  bestimmte 
Strafe  verwandeln. 

(a)  UimcliLjg-  stellte  man  dieses  bisher  unter  die  Mildern ngSgr üiidc* 

A  »ree  h  n  e  n  zur  ördeiuü  e  h  e  n  v  er  d  1  e  u  l  e  n 
Strafe  pafst  nicht  unter  den  Begriff  des  Milder  ns* 

(b)  Bey  der  Lehre  von  der  Concurrenz  der  Strafen  ,  welche,  weil 
auch  unbestimmte  Strafen  conc unsren  können  }  in  einem  A  n- 
batike  zu  diesen  beiden  Uutwabsclirutiea  vorgetrageji  wer¬ 
den  rmds,  findet  der  in  dem  aufgestelUe  Grundsatz  Vor¬ 
züglich  Seim:  Anwendung, 
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§.  i  l  3. 

Verwandlung  der  Strafe  ist  nämlich  eine 
Ersetzung  der  bestimmten  Strafe  durch  eine  in 
der  Art  verschiedene ,  aber  dem  Grade  nach 
gleiche. 

Die  Aufgabe,  welche  zur  Möglichkeit  einer 
solchen  Verwandlung  von  dem  ‘Richter  gelöfst 
werden  mufs ,  scheint  zwar  gewissermafsen  unauf¬ 
löslich  zu  seyn ,  weil  cs  an  einem  genügenden 
Maafsstabe  für  die  Gefühle  fehlt,  um  zwey  ver¬ 
schiedenartige  licbel  in  ihrer  Einwirkung  auf  die 
sinnliche  Natur  als  durchaus  gleich  zu  erkennen. 
Wenn  indessen  die  Gesetzgebung  nur  die,  vor  der 
Kritik  bestehenden  Strafen  billigt  (vergl.  Kap.  2. 
Tit.  2.),  so  dürften  sich  doch  mehrere  Vcrglci- 
eJ jungen  zwischen  den  verschiedenen  Arten  der¬ 
selben  anstellen  lassen,  bey  welchen  die  Ueber- 
zeugung  nicht  fehlen  dürfte,  dafs  das  Unheil 
über  die  gleiche  Gröfse  dieser  verschiedenen  Ar¬ 
ten  wenigstens  nicht  als  das  Resultat  blofser  Will- 
kühr  zu  betrachten  sey. 

Die  Geldstrafen  lassen  sich  nämlich  mit  der 
Strafe  des  Arheitsliaufses  ziemlich  bestimmt  verglei¬ 
chen,  wenn  man  das  tägliche  Arbeitspensum  schätzt 
und  noch  etwas,  wegen  der  Beschränkung  der 
lTeyheit  jh  dem  Arbeushaufse ,  hinzufugt.  Die 
verschiedenen  Gefangnifsstrafcn  dürfen  ebenfalls, 
wenn  man  für  die  combinirten  Hebel  bei  der  ei¬ 
nen  die  Zeitdauer  der  andern  vergröbert ,  unge¬ 
fähr  verglichen  werden  können  (a).  Ein  solches 
Verhältnis  würde  sich  auch  endlich  zwischen  der 
körperlichen  Züchtigung  und  der  Strafe  des  Ar- 
beitshaufses  aufstellen  lassen  (b),  und  weitere 
Verbal tnilse  aufzusuchen,  würde  in  einer  auf  rieh- 
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tige  Grundsätze  aufgebauten  Gesetzgebung  unnö- 
thig  seyn. 

Unter  mehreren  nach  diesen  Rücksichten 
gleichen  Strafen,  "welche  sich  dem  Ri  einer  zum 
Behufs  einer  nölhwendigen  Verwandlung  darstel¬ 
len,  mufs  seine  Wahl  durch  dieselben  geleitet 
werden,  welche  auch  die  Wahl  des  Gesetzge¬ 
bers  bestimmen  (§.  66.  a. ),  und  nur  da,  wo  keine 
aus  der  Natur  der  Strafen  abgeleiteten  Grundsätze 
die  Wahl  bestimmen,  wird  auch  er  auf  Billig¬ 
keit  und  politische  Zwecke  sehen  dürfen  (c). 

(a)  So  könnten  B*  3  Jahre  Arbeitshaufsstjrafe  mit  2  Jalur.cn 
Zuchthausstrafe  verglichen  werden, 

(b)  Was  hier  der  letzteren  Strafe  an  dem  augenblicklich  tief 
empfind  liehen  Schmerz  abgeht ,  müfste  durch  Verlängerung 
dev  Zeitdauer  ersetzt  werden*  So  wurde  eine  körperliche  Züch¬ 
tigung  von  15  —  20  Streichen  mit  einer  xwey-  bis  drei¬ 
wöchentlichen  Arbiitahaulsstvafe  verglichen  werden  können. 
Bey  noch  größerer  körperlicher  Züchtigung  wurde  aber  das 
Verhält  ni  fs  geändert  werden  müssen,  so,  dafs  3u — 40  Streiche 
einer  acht  —  bis  zwölf wöchentlichen  ArbeiLshauisstrafe  gleich 
betrachtet  werden  könnten* 

(c)  Kach  eben  diesen  Rücksichten  würde  sich  die  richterliche 
"Wahl  auch  alsdann  bestimmen  müssen  >  wenn  das  Gesetz 
mehrere  bestimmte  Strafen  alternativ  angeordnet  hätte. 


Zweiter  U  n  t  e  r  a  b  $  c  h  n  i  1 1 , 


Von  der  Anwendung  des  unbestimmte  n  ,  oder  doch  nicht 
ganz  bestimmten  Strafgesetzes, 


§.  119, 


Ist  die  Strafe  in  dem  Gesetze  nicht  genau 
bestimmt,  so  ist,  wenn  in  dem  gegebenen  Falle 
die  von  dem  Gesetz;  vorausgesetzten  Merkmale 
vorhanden  sind ,  das  ganz  oder  zum  Th  ei  1  e 


freigelassene  richterliche  Unheil  über  die  Gröfse 

der  Strafbarkeit  zum  Voraus  
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Urtheil  erklärt  worden.  Die  allgemeinen,  über 
die  Strafbarkeit  der  menschlichen  Handlungen, 
bestimmenden  Rücksichten ,  verbunden  mit  dem 
Resultat  der  Rechisanalogie ,  sind  es  alsdann, 
welche  den  Richte?  mit  Sicherheit  leiten  werden 
( §.  102.).  Ist  indessen  die  Strafe  in  dem  Gesetze 
doch  in  einiger  Hinsicht  bestimmt  ( poena  secun- 
dum  quid  determinaia),  so  ist  cs  diese  Bestim¬ 
mung,  worin  der  Richter  vor  allem  andern,  eine 
Grenze  für  sein  Ermessen  erkennen  mufs»  So  ist 
es  alsdann  z.  B.  nur  der  Grad  einer  gesetzlich 
bestimmten  Strafart,  welchen  der  Richter,  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  und  Rechisanalogie ,  zu 
bestimmen  hat.  So  mufs  er,  wenn  ein  bestimm¬ 
tes  Maximum  von  Strafe  in  dem  Gesetze  an- 
gc ordnet  ist,  durch  die  Vergleichung  der  in  ab¬ 
stracto  strafbarsten  That  unter  den  gesetzlichen 
Fallen  mit  dem  itzt  zu  bestrafenden  Verbrechen, 
das  wahre  Verhältnils  für  seine  itzt  zu  bestim¬ 
mende  Strafe  erkennen  lernen  u.  s.  w. 

Bey  dem  ganz  unbestimmten  Strafgesetze  da¬ 
gegen  fallen  auch  d  iese  Rück  sichten  hinweg  und 
es  kann  daher  nicht  bezweifelt  werden,  dafs  der 
Richter ,  in  Fällen  dieser  Art ,  auch  zur  Erken¬ 
nung  absoluter  Sicherheitsstrafen,  ja  selbst  der 
Todesstrafe,  alsdann  nicht  nur  berechtigt ,  sondern 
sogar  verbunden  scy,  wenn  diese  nach  der  Rechts¬ 
analogie  und  jene,  entweder  nach  allgemeinen 
Rücksichten ,  oder  gleichfalls  nach  der  Rechts- 
analogie,  sich  als  die  rechtlich  notwendigen 
Strafen  darstellen  sollten. 

§.  120. 

Von  ordentlichen  und  außerordentlichen  Stra¬ 
fen,  von  Milderung,  Schärfung  und  Verwandlung  (a) 
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der  Strafen  kann  bey  der  Anwendung  der  nicht 
ganz  bestimmten  Strafgesetze  eigentlich  die  llcde 
nicht  scyn,  wohl  aber  von  einem  Anrechnen 
eines  schon,  durch  Verschulden  des  Staates,  er¬ 
duldeten  Leidens  zur  verdienten  Strafe  (§•  1 1 7.). 

Da  indessen  die  verschiedenen  Verhältnisse 
der  Strafbarkeit  eines  und  desselben  Verbrechens 
nach  seinem  objectiven  Begriffe ,  nur  durch  Ver¬ 
gleichungen  gefunden  werden  können  (§.98.  9  9.), 
und  da  die  Folter  untren  aus  den  gesetzlich  bc- 
stimmten  Straff  allen  über  die  Strafbarkeit  der  ge¬ 
setzlich  nicht  bestimmten  (§.  102.)  nicht  besser 
gezogen  werden  können ,  als  wenn  man  den  un¬ 
bestimmten  SlrafFall  ganz  aus  demselben  Gesiohts- 
punetc  betrachtet ,  aus  welchem  die  Straff  alle  in 
dem  bestimmten  Strafgesetze  betrachtet  «werdet! 
(§.  lll.),  so  ist  es  für  den  Richter  allerdings 
ratlisam ,  dafs  er  auch  hei  der  Anwendung  des 
unbestimmten  Strafgesetzes  das  zu  bestrafende  Ver¬ 
brechen  zuerst  aus  demselben  Gesiehtspuncte  be¬ 
trachtet,  nach  welchem  das  bestimmte  Stragesetz 
die  ordentliche  Strafe  abmifst ,  dafs  er  sonach 
zuerst,  nach  allgemeinen  'Rücksichten  und  nach 
Folgerungen  aus  den  bestimmten  ordentlichen 
Strafen  objectiv  grösserer  und  kleinerer  Verbre¬ 
chen  ,  ausmittel  t ,  welches  die  ordentliche 
Strafe  des  jetzt  zu  bemr (heilen den  Falles  recht¬ 
lich  scyn  mufstc,  hiernach  st  aber  untersucht,  ob 
das  Daseyn  von  Gründen ,  welche  die  gesetzlich 
bestimmte  ordentliche  Strafe  in  dem  gegebenen 
Falle  zu  mildern  oder  zu  verschärfen  gebieten, 
auch  in  dem  gegenwärtigen  Falle  ihm  eine  Ab¬ 
weichung  von  der  ausgemittcltcn  ordentlichen 
Strafe  nodi  wendig  machen,  und  alsdann  diese  Ab¬ 
weichung  selbst  nach  denselben  Verhältnissen  be~ 


/ 
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stimmt,  nach  welchen  sie  hei  dem  bestimmten 
Strafgesetze  ,  unter  gleichen  Voraussetzungen,  be¬ 
stimmt  werden  müfste. 

(a)  Wflim  in  der  p  o  e  n  a  s  c  c  u  n  dum  quid  Metern)  ln  ^  t 
eine  bestimmte  Strafart  festgesetzt  ist,  so  würde  sich  zwar 
der  Fall,  wo  rs  unmöglich  wäre,  von  derselben  Gebrauch 
?m  maelieu  ,  eben  so  gut,  als  bei  dein  ganz  besLimmtea 
Strafgesetze,  denken  lassen  ,  allein  alsdann  würfle  sich  ein 
solches  Strafgesetz  in  ein  g  a  n  z  u  nh  cst )  m  rn  tes  um  wan¬ 
deln  ,  von  einer  V  c  rw  a  n  fl  l  u  u  g  der  in  dem  Gr  a  <1  c  nicht 
bestimm  Len  Strafe  würde  aber  doch  eigentlich  die  Rede  nicht 
aeyn  können. 

prtVrtt* 


A  n  Ii  a  n  g. 

11  tte  r  vi  cli  t  e r  I  i  c  Ii  e  n  A  11  w  e  n  d  h  n  g  d  ?  r  S  t  r  a  f  g  r  s  e  t  z  e 
1j  t'  i  c  o  u  c  ur  r  i  r  e.  u  d  u  n  s  t  r  a  1  b  a  r  e  u  ]  I  a  n  d  1  u  u  g  ca, 

§.  121. 

Eine  Co  neueren z  strafbarer  Handlungen  ist 
alsdann  vorhanden,  wenn  mehrere  strafbare  Hand¬ 
lungen  eines  und  d  e  s  s  e  1  b  c  n  Subjectes  eine 
richterliche  Untersuchung  und  Strafbestimmung 
erfordern. 

Es  können,  wo  dieses  der  Fall  ist,  I)  die 
mehreren  strafbaren  Handlungen  aus  der  Rich¬ 
tung  eines  und  desselben  Verbrechens  auf 
mehrere,  objeciiv  verschiedene  Rechts' Verletzungen, 
von  welchen  jede  an  sich  den  Begriff  eines  Ver¬ 
brechens  begründet  haben  würde,  erkannt  wer¬ 
den  ,  es  können  aber  auch  II.)  die  mehreren 
strafbaren  Handlungen  aus  mehreren ,  von  ein¬ 
ander  verschiedenen  Verbrechen  bestehen.  In  dem 
ersten  Falle  nennt  m an  die  Concurr enz  eine  ideale 
oder  formale  (zus amm enflief s ende  Ver¬ 
brechen),  in  dem  zweyten  Falle  dagegen  eine 
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reale  oder  materielle  (z  u  s  am  men  treffend  e 
Verbrc  chen). 

Bcy  der  realen  Concurrenz  können  die  meh¬ 
reren  Verbrechen  entweder  v e r s c h i e d ener  A r t. 
sevn,  oder  aus  mehreren  Wiederholungen 
der selb  en  strafbaren  Handlung  bestehen.  In  je¬ 
nem  Falle  nennt  man  die  mehreren  Verbrechen 
gehäufte  (cum  ul  ata),  in  diesem  w  i  c  d  c  r- 
h olle  (repetita),  in  welchem  letzteren  Falle 
denn  die  Kunstsprache  sic  fortgesetzte  (eon- 
tinuata)  nennt,  wenn  sie  an  demselben  Ge¬ 
genstände  (a)  wiederholt  wurden,  erneuerte 
(reite rata)  dagegen,  wenn  sie  verschiedene  Ge¬ 
genstände  hatten. 

CO  Fortsetzung  iler  Verbrechen  Jüf&t  sieb  daher  nur  da  den kep, 
wo  das  Verbrechen  ein  *  von  dem  p  a  s  a\  v  en  S  u  b  j  c  c  t  e 
verschiedenes  Object  hat  >  wie  der  Diebstahl. 

121.  a- 

Da  die  Grofse  der  Strafbarkeit ,  wenn  man 
die  übrigen  Rücksichten  gleich  setzt,  sich  nach 
der  Grofse  der  Verletzung  bestimmt,  so  mufs 
hey  comb inir ten  Verletzungen  auch,  die  Straf¬ 
barkeit  noihwendig  ah  combimric  erscheinen,  und 
es  mufs  daher  als  Hauptregel  für  die  richterliche 
Entscheidung  betrachtet  werden,  dafs  hey  con- 
cu rrir  enden  strafbaren  Handlungen  die 
Strafe  der  einen  zu  der  Strafe  der  an- 
de  rn  hinzugefügt  werden  müsse. 

Diese  Regel  mufs  jedoch  hey  der  idealen 
Concurrenz  alsdann  eine  Ausnal ime  leiden,  wenn 
dasjenige,  was  den  objeclivcn  Begriff  der  einen 
Rechtsverletzung  zum  Thcil  bildet,  zugleicli  ein 
Bestandthcil  in  dem  obicciiven  Begriffe  der  andern 
Rechtsverletzung  ist,  indem  alsdann  von  der 


Von  d.  rieht.  Anw.  d.  Strafg.  b.  concurr.  Verbr.  125 

Strafe  der  letzteren  nur  derjenige  Theil  zu  der 
Strafe  der  ersteren  hinzu  ge  fügt  -werden  darf,  wel¬ 
cher  der  Strafbarkeit  jener  That,  in  so  ferne 
sie  nicht  schon  in  der  Bestimmung  der  Strafbar¬ 
keit  dieser,  in  Hinsicht  des.  beyden  gemein¬ 
schaftlichen  Characters ,  zugleich  bestimmt  wor¬ 
den  ist,  entspricht  (a). 

Auch  wird  man  hey  fortgesetzten  Ver¬ 
brechen  eine  Ausnahme  von  der  aufgestellten  Ke¬ 
gel  anerkennen  müssen.  Da  nämlich  bei  Ver¬ 
letzungen  ,  welche  ein  von  dem  passiven  Subjecte 
verschiedenes  Object  haben  ,  das  mehr  oder  min¬ 
der  Bedeutende  dieses  Objects  die  Gröfse  der  Ver¬ 
letzung  und  dadurch  die  Gröfse  der  Strafbarkeit 
derselben  bestimmt,  so  kann  bei  fortgesetzten 
Verbrechen,  welche  sich  in  der  Wiederholung 
nicht  als  ob  je  et iv  vergröfsert  darsteHen,  nur 
in  so  ferne  eine  gröfsere  Strafbarkeit  angenom¬ 
men  werden,  als  die  Erneuerung  des  verbreche¬ 
rischen  Entschlusses  auf  eine  solche,  nach  allge¬ 
meinen  Kegeln  (§.  7  8.),  schliefson  lafs,t.  Die  Fort¬ 
setzung  des  Verbrechens  erscheint  daher  nur 
als  Schärfungsgrund. 

(a)  Fr,  C.  de  Savigny  de  concursti  delictonim  formal!; 

Marb.  18OO. 

§.  123. 

Da  nun  bey  der  Anwendung  der,  über  die 
Bestrafung  mehrerer  concurrirenden  strafbaren 
Handlungen  entscheidenden  Hauptregel ,  öfters 
mehrere  Strafen  concurriren,  so  kann  nicht 
selten  der  Fall  emtfetfen ,  dafs  die  Ausübung  die¬ 
ser  sammt. liehen  Strafen  sich  entweder  als  phy¬ 
sisch  unmöglich  darstollt,  oder  doch  wenigstens 
alsdann  nicht  Statt  finden  kann,  wenn  man  nicht. 
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gegen  den  Willen  des  Gesetzgebers,  die  Strafart 
verändern  und  abschreckende  Strafen  in  die  em¬ 
pörendsten  Todesstrafen  umwandcln  will  (§.  116.). 
Im  Allgemeinen  entscheiden  alsdann  zwar  die  Ke¬ 
geln  des  §.  117.,  cs  bedarf  jedoch  einer  genaue¬ 
ren  Zergliederung  der  verschiedenen,  in  solchen 
Fällen  möglichen  Verhältnisse,  um  bey  der  An¬ 
wendung  dieser  Kegeln  nicht  irre  geleitet  zu 
werden. 

§.  12  3. 

Es  können  nämlich 

I.)  bestimmte  gesetzliche  Strafen  in  'einem 
solchen  Verhältnisse  concurrircn,  dafs  sie  nicht 
alle  zugefügt  werden  können. 

Wenn  alsdann 

1. )  neben  der  einen,  und  zwar  bey  ungleichen 
Strafen,  neben  der  schwetsten  der  gesetzlich  be¬ 
stimmten  Strafen,  doch  ein  Theil  der  andern  be¬ 
stehen  kann ,  so  mufs  dieser  Theil  noch  zu  jener 
hinzugefügt  werden  (a).  Wenn  aber 

2. )  auch  nicht  einmal  ein  Theil  der  einen  ne¬ 
ben  der  andern  bestehen  kann,  so  kann 

a)  bey  absoluten  Sicherheitsstrafen  nur  auf 
die  eine  erkannt  werden, 

b)  bey  abschreckenden  Strafen  Cb)  aber  mufs, 

weil  liier  mit  jedem  The i leben  des  Grades  der 
einen  auch  die  ganze  gesetzlich  bestimmte  Straf- 
art  wegfallen  würde ,  zuerst  versucht  werden, 
ob  nicht,  durch  eine  Verwandlung  der  unan¬ 
wendbaren  Strafe,  die  vollständige  Ausübung  der¬ 
selben  neben  der  der  andern  möglich  gemacht  wer¬ 
den  kann  und  nur,  wenn  auch  dieses  unmöglich 
seyn  sollte,  wird  sich  der  Richter  begnügen 
müssen,  der  schwersten  Strafe  nur  denjenigen  ^.u~ 
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salz,  lünzuzu  fügen ,  welcher  von  der  verwandelten 
andern  Strafe  noch  neben  jener  bestehen  kann. 

(a)  Z,  15.  eine  körperliche  Züchtigung  zweiten  Grades  und  meh¬ 
rere  körperliche  Züchtigungen  ersten  Grades,  welche  zusam¬ 
men  genommen  den  höchsten  Grad  körperlicher  Züchtigung 
übersteigen  würden»  liier  wird  aut  den  höchsten  Grad  er¬ 
kannt, 

(L)  Z,  IS.  zwey  körperliche  Züchtigungen  des  höchsten  Grades. 

§.  124. 

Es  können 

II.)  gesetzlich  bestimmte  Strafen  mit  ge¬ 
setzlich  nicht  ganz  bestimmten,  oder  ganz  unbe¬ 
stimmten  Strafen  concurriren. 

Jtft  alsdann 

1. )  die  gesetzlich  bestimmte  die  größere ,  so 
muß  der  Richter 

a)  wenn  von  der  andern  doch  die  Strafart 
bestimmt  ist,  ganz  auf  dieselbe  Weise  zu  Werke 
gehen,  wie  bei  ganz  bestimmten  Strafen  (§.  12  3,); 
wenn  dagegen 

b)  auch  nicht  einmal  die  Strafart  der  andern 
gesetzlich  bestimmt  ist,  so  mufs  er  unter  den 
möglichen  Strafen  für  den  unbestimmten  Fall 
diejenige  wählen,  deren  Ausübung  entweder  ganz, 
oder,  wo  eine  solche  nicht  aufzufinden  ist,  doch 
möglichst  mit  der  Ausübung  der  andern  bestellen 
kann. 

Ist  dagegen 

2. )  die  gesetzlich  bestimmte  Strafe  die  geringere, 
so  entscheiden 

a)  wenn  von  der  andern  doch  die  Strafart 
gesetzlich  bestimmt  ist,  wiederum  ganz  die  Grund- 
siilze  des  vorigen  §. ;  —  wenn  aber 

bl  auch  dieses  nicht  der  Fall  ist,  so  muß 
der  Richter  zuerst  für  den  unbestimmten  StraffaU 
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diejenige  Strafe  ‘wählen,  neben  welcher  die  gerin¬ 
gere  gesetzlich  bestimmte  Strafe  möglichst  besteht, 
und  nur,  wenn  dieses  ganz  unmöglich  wäre,  würde 
der  Richter  zur  Verwandlung  der  gesetzlich  be¬ 
stimmten  Strafe  berechtigt  seyn,  um  die  Ausübung 
derselben  ganz  oder  zum  Theilc  zu  retten. 

§.  12  5. 

Endlich  können 

III.)  unbestimmte  Strafen  mit  unbestimm¬ 
ten  eoncurrircn. 

Ist  hier 

a)  für  die  eine  doch  die  Strafart  be¬ 
stimmt,  so  tritt  das  nämliche  ein,  was  alsdann  cin- 
treten  mufs ,  wenn  eine  gesetzlich  bestimmte  Strafe 

mit  einer  "anz  unbestimmten  concurrirt  (§.  124.); 

■ 

sind  dagegen 

b)  alle  Strafen  ganz  unbestimmt,  so  kann 
der  Richter  nur  dann,  -wenn  er  durchaus  keine 
Strafart  wählen  könnte,  in  welcher  die  für  jedes 
einzelne  Verbrechen  passenden  Strafen  sieh  ins- 
gesammt  vereinigten,  berechtigt  werden,  die  dem 
schwersten  Verbrechen  unpassende  Strafe  mit  dem¬ 
jenigen  Zusatze  (a)  zu  erkennen,  welcher  doch 
noch  den  möglichst  gröfsten  Thcil  der  durch  die 
andern  Verbrechen  verdienten  Strafen  enthalt. 

In  so  ferne  nämlich  bey  derselben  ein  Zusatz  rechtlich  ge¬ 
dacht  werden  kann* 


/ 
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Z  w  e  y  t  e  s  Buch. 

Das  positive  deutsche  C ri m in al -  R. e c h t. 


E  i  n  1  e  i  t  u  n  g*. 

\  or»  den  Quellen  und  Hülfsmitteln  des  deutschen 
C  r  i  m  i  n  a  I  -  R  e  c  Ii  t  s* 


Ch-  C,  St  übel  System  des  allgemeinen  peinlichen  Rechts  1*  B* 
2t  vu  3,  Hauptstück. 

§.  126. 

wellen  einer  Wissenschaft  sind  dasjenige , 
v  oiaus  die  Lehren  derselben  geschöpft  werden, 
müssen ,  H  ü  1  f  s  m  i  1 1  e  1 ,  was  die  Vertrautheit  mit 
den  Quellen  befördert  und  die  Anwendung  der 
aus  denselben  geschöpften  Lehren  auf  die  vor¬ 
kommenden  Fälle  erleichtert. 

§•  127. 

Die  einzelnen  Gesetze  und  die  Gesetzge¬ 
bung  sind  die  Quellen  des  positiven  Rechts. 
Die  deutschen  Criminalgesetze  und  die  Criminal- 
gesetzgebung  sind  mithin  auch  die  Quellen  des 
deutschen  Criminalrechts. 

I.)  Die  einzelnen  Criminalgesetze 
nebst  ihrer  Analogie,  d.  h.  dem,  was  aus 
ihrem  Geiste,  wenn  auch  nicht  gerade  aus  ihren 
Worten,  fliefst  (a).  Die  Criminalgesetze  sind,  eben 

9 
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so  'wie  die  Civil  gesetze ,  geschriebene  und 
nicht  geschriebene  im  juristischen  Sinne,  Zu 
den  geschriebenen  gehören 

1.)  die  einheimischen.  Unter  diesen  ge¬ 
hört  die  erste  Stelle  der  auf  dem  Reichtstage  zu 
Regensburg  15  32  unter  KarlV.  genehmigten  pein¬ 
lichen  Gerichtsordnung  des  heiligen  rö¬ 
mischen  Reichs.  Ihre  Grundlage  ist  der,  in 
Gern  äfsh  eit  der  Reichsschi iissc  von  149  8  und  lo 00, 
verfertigte  Entwurf  des  berühmten  Freyherrn  von 
Schwarzenberg,  welcher  im  Jahre  150/  von 
Bischof  G-  c  o  r  g  von  Banihc  rg  und  l  5  1  G  von 
den  Markgrafen  George  und  Casimir  von 
Brandenburg  in  den  Ländern  dieser  Fürsten  als 
Gesetz  publizirt  und  alsdann  im  Jahre  1521  fast 
wirtlich,  im  Jahre  1529  mit  etwas  mehr  Ver¬ 
änderungen,  als  Project  zu  einer  Rcichs- 
criminal Ordnung  vorgelegt  worden  war.  Sie 
ist  eine  Arbeit,  welche  lür  die  damaligen  Zeiten 
ganz  das  war,  was  sic  scyn  sollte,  und  noch  itzt, 
wegen  ihrer  vielen  unverkennbaren  Vorzüge,  und 
der  vielen  Spuren  des  hellen  Kopfs  und  der  tie¬ 
fen  Gesetzgeberklugheit  ihres  Verfassers,  von  je¬ 
dem,  der  die  Geschichte  der  Criminalgesetze  kennt, 
hochgeschätzt  wird.  Die  ihr  angellängte  salvato¬ 
rische  Clausel  läfst  keinen  Zweifel,  dals  sie  nur 
zu  den  hypothetisch  verbindenden  Reichsgesetzen 
gehöre  (b). 

Neben  ihr  sind  besonders  noch  hierher  zu 
rechnen  :  die  goldene  Bulle  tit.  24 ,  der  Land¬ 
frieden  von  149  5,  mit  welchem  der  Religion.s- 
fHeden  von  1  5  5  5  und  der  wcstphalische  Frieden  von 
1  648  in  Verbindung  zu  setzen  sind,  die  Wahlkapi¬ 
tulation,  die  Reichsabschiede  von  1  5  30  und  1548 
und  der  auf  diese  Bezug  habende  von  1  577  u.  s.  w- 
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3.)  Die  fremden  in  Deutschland  aufgenom¬ 
menen  Hü  lfs  g  esetze,  in  so  ferne  sie  'wahre  Ge¬ 
setze  sind  und  sich  nicht  auf  Gegenstände  und 
Grundsätze  beziehen,  welche  uns  fremd  sind,  oder 
den  von  unsrer  Gesetzgebung  angenommenen 
Grundsätzen  widersprechen  (c).  Dahin  gehört 
a)  die  canonischc  Gesetzsammlung  (d),  ß)  die  rö¬ 
misch  justinianeischc  Gcsclzesammlung  (c). 

(0  P.  O.  O.  a.  104. 

(b)  Von  der  wahrscheinlichen  Originalausgabe  bat  der  verstorbene 
Kanzler  K  o  c  h  einen  schätzbaren  Abdruck  geliefert  und  m 
dpr  Vorrede  zu  denselben  vortreffliche  literarische  Notizen 
juitgeLiieilt.  5*  Aufl*  Giessen  l8üö*  8* 

(c)  Von  der  noth  wendigen  Behutsamkeit  bey  ihrer  Anwendung 
vergl*  Webers  R  ef  Uxioue  n  z  urBeförctcr  u  n  g  einer 
g  r  u  n  d  1  i  c  h  e  n  Theorie  vom  Gebrauche  d  e  s  r  ü— 
m  i  s  c  h  e  n  R  e  c  h  t  s* 

(d)  Hier  finden  wir  auffallende  Bey spiele  T  daß»  die  Satze  nicht 
benutzt  werden  können  ,  welche  nur  aus  einem  Gesichts— 
puueti;  ihres  Urhebers  erklärt  werden  können  >  den  unsere 
Gesetzgeber  als  irrig  anerkannt  haben.  Man  nehme  die  mei¬ 
sten  Bestimmungen  der  Begriffe  und  Strafen  weltlicher  Ver¬ 
brechen  ,  man  lese  c*  j7*  C.  XXXIIf*  qu*  5.  und  c*  10*  X* 
de  VP  S*  lieber h au pt  ist  über  das  Ansehen  des  canonicben 
Rechts  zu  vergleichen:  C.  A*  Tittmaiin  de  caiisis  auctori- 
tatis  iuris  cauouici  in  iure  cnminali  Germanica.  Lips  1798, 
P.  I*  et  II, 

(e)  C.  F*  G+  Meister  diss.  de  iuris  Rom*  crim.  in  Gmnauiae 
foris  maxime  hodierna  auctoritate*  Gött*  1766*  (sei*  op*  P* 
IL  n.  1,)  Qu  i  storps  Beyträge  zur  Erläuterung  verschiedener 
Rechtsmaterien  etc*  (neue  Ausg,)  n,  CLIII* 

Von  den  Ursachen  der  häufigen  ausdrücklichen  Berufungen 
der  P,  G*  O.  auf  die  sröin*  Gesetze, 

§-  128* 

Zu  den  ungeschriebenen  Gesetzen  ge¬ 
hört,  da  in  dem  Criminal rechte  die  Autonomie 
der  Privaten  und  darum  auch  die  eine  Art  des 
aus  derselben  sich  erzeugenden  Rechts  —  das 

9  * 
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Gewohnheitsrecht  im  eigentlichen  Sinne 
—  keine  Bedeutung  haben  können,  nur  allein 
die  Praxis  der  Gericht e. 

In  so  ferne  zu  dieser  1.)  die  sogenannten 
Gerichts observanzen,  d,  h.  die  gewohnte 
Art  der  G e schuft shehand  1  u n g  und  der  Yerfahrcns- 
formen,  gerechnet  werden  müssen,  hat  sic  un¬ 
streitig  ,  als  von  d e r  G e s c t z g e b u n g  nachge¬ 
lassenes  stillschweigendes  Gebe  rein  - 
kunftsre  cli  t,  rechtliche  Gültigkeit  und  ist  wirk¬ 
lich  eine  reichhaltige  Quelle  der  deutschen  Pro- 
cefstheorie,  ob  sie  gleich  immer  nur  ein  gemein¬ 
rechtlich  gebilligtes,  (historisch)  universel¬ 
les  P ar ticul ar rech t  begründen  kann. 

In  so  ferne  dagegen  2.)  die  aus  den  Prä¬ 
judicien,  oder  der  Gewohnheit  in  der  Rechts¬ 
sprechung  sich  bildenden  Thesen  einen  T  heil 
der  G er ichlspra xis  ausmachen,  kann,  da  die 
Rechtssp  rechung  keinen  Gegenstand  für  m  ög- 
lielie  XJebereinkunften  der  Geriehtsbeysitzer  dar¬ 
bietet  (a),  nur  alsdann  eine  rechtliche  Gültigkeit 
derselben  behauptet  werden,  wenn  1.)  die  un¬ 
vollkommene  Gesetzgebung  über  die  in  der  Rechts¬ 
sprechung  angenommene  Thesis  gar  keine ,  oder 
doch  2.)  nur  eine  dunkle  Bestimmung  enthält  (b), 
oder  endlich  3.)  die  gesetzliche  Bestimmung  als 
stillschweigend  von  dem  Gesetzgeber  aufgehoben 
betrachtet  werden  kann  (c). 

(a)  L,  l3<  Cod-  de  Sent,  et  interlüctit  in  die,  (YII,  4£*) 

(b)  fn  diesem  Falle  nennt  man  eile  Praxis  IXsualerklärimg. 

(e)  Gerade  dieses  kann  in  dem  C  liminair  echte  weit  leichter  der 
Fall  seyn  f  als  in  dem  Civilrcchte?  weil  fast  überall  die  Be- 
atätö-gung  der  Cilmmal  -  Urtheile  durch  den  Regenten  her¬ 
gebracht  war*  Daher  die  Reichhaltigkeit  der  Praxis  *  als 
Quelle  de*  deutschen  Criniiaalrechtfi« 
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Ueberhaupt  vergl*  Meipe  Abh,  über  GewohnhelUrecbE 
inid  Gcricbtsgebrancli  —  in  dem  Magazine  für  die"  Philo¬ 
sophie  des  Hechts  und  der  Gesetzgebung*  ß,  L  St*  II*  n,  V* 

§.  IS  9. 

II.)  Die  Rechtsanalogie  (§.  102.),  d.  h, 
das  allgemeine  .  bürgerliche  Criminal recht,  mit 
Rücksicht  auf  die  Modificationen ,  'welche  die 
nothwendigen  Folgerungen  aus  der  positiven  Ge¬ 
setzgebung  für  die  Entscheidung  der  durch  sie 
nicht  bestimmten  Fälle  an  die  Hand  geben  (a). 

(»)  Vci-g!.  P.  G.  o.  a.  105, 

§.  130. 

Alle  Hülfsmittel  können,  nach  §.  12  6,  in 

zwey  Classen  ge  di  eilt  werden. 

I.  C  1  a  ss  e.  Solche,  welche  zu  inni¬ 
ger  Vertrautheit  mit  den  Gesetzen  und 
den  aus  denselben  zu  schöpfenden  Leh¬ 
ren  führen.  Jede  Gesetzgebung  wendet  die 
philosophischen  Grundsätze  mit  Rücksicht  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  des  Staats ,  für  welchen 
sie  bestimmt  ist ,  an  und  macht  ihren  Willen  in 
der  Sprache  des  Volks  bekannt.  Darum  theilen 
sich  die  Hülfsmittel  dieser  Classe  in  philoso¬ 
phische,  historische  und  philologische. 

§.  131. 

A)  Philologische  Hülfsmittel  Hier¬ 
hin  gehört 

a)  Kenmnifs  der  Handschriften  und  Original¬ 
ausgaben  der  Gesetze ,  um  sich  in  den  Besitz  der 
authentischen  Worte  und  Lesearten  derselben  zu 
setzen  (a). 

b)  Kenntnifs  der  Sprache,  in  welcher  das  Ge¬ 
setz  abgefafst  ist.  Bey  unseren  Gesetzen  also 
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a)  Kenntnifs  der  lateinischen  Sprache ,  so¬ 
wohl  der  babarischen  (b)  als  reinen  (e) , 

ß)  der  deutschen,  vorzüglich  der  alten  (d). 

(a)  Püttmann  de  coeca  et  illiberali  sine  arte  critica  et  huma- 
nioribus  Hurras  iurVfiprudentia.  Lipe,  1762, 

(b)  Ca  iv  du  Frestie  du  Gange  Glossarium  atl  scriptorcs  mc- 
diae  et  infnnae  lalinitatis,  fiasil.  1762.  T,  VI,  Carp  entier 
supplementum  ad  Cangium,  Paris  1766*  T.  IV.  —  Glossa¬ 
rium  maouale  ad  scripiores  mediae  et  infirnae  latmitatla, 

Halae  1772  —  1784-  T.  VI. 

(e)  Bar  nab,  Brissonti  Opus  de  verborum  sigüiß^atioms  Stu¬ 
dio  J.  G,  H  e  i  o  e  c C I  i  et  J(  II,  Bo  e  li  ui  er  i.  Habe  1743* 
add.  Wunderlich!!  additam^ut,  Vol,  Hamb,  1778.  R.  Ph, 
Vloat  vocabuUrium  iuris  utriuätfiie,  Lans&fm,  17^9*  1-  All, 

et  NeapoU  1760.  T,  IV, 

(a>  j.  G,  Wächter  Glossarium  germ.  contineus  origines  et 
an  tiq  ui  lates  linguae  germanicae  et  omninm  penc  vocabtilorum 
vigentiuni  et  deaitonim,  lups.  1737*  J*  G.  HalUiu 
Glosse  germ*  medii  aevi*  Lips.  1758*  J.  O*  Scheu 
Gloss,  germ,  medii  aevi  ,  potissumim  dlalecti  Suevicae  ed* 
Jer*  lac.  Oberl  in  Arg,  l78h  T,  II.  —  Insbesondere;  Car* 
Fr*  Walch  gloss,  german,  Interpretation!  C-  C*  C,  inaervieus, 

Jenae  1790* 

§*  13  2. 

B)  Plii  lo s ophis  che  Hü Ifs mittel*  Hier¬ 
her  gehört  praclisehe  Philosophie  überhaupt,  ins¬ 
besondere  aber  Naturrecht  (aj ,  Anthropologie  und 
Psychologie  (b). 

(a)  Die  Literatur  desselben  rmifs  hier ,  als  dem  angehenden  Cjt- 
mioalislen  schon  bekannt  vorausgesetzt  werden. 

(b) Schmid  empirische  Psychologie  2te  Auil.  Jena  1797,  Ja¬ 

cobs  Grundrifs  der  Krfatiruugsseelenlehre  2te  Aufl-  Ile 
1795,  Kant  Anthropologie  in  pragmatischer  Hinsicht,  Kö¬ 
nigsberg  (  2te  Au  fl*  )  1 Ö00,  Hofbauer  die  Psychologie 

in  ihren  H.au  plan  Wendungen  auf  die  Rechtspflege.  RaUc^ibUtt. 
Manoharts  Repertorium  für  empirische  Psychologie*  «j  Rde* 
Harnb,  1790  1 793*  Packeis  Denkwürdigkeiten  zur  Be¬ 

reicherung  der  E  r  f  a  h  r  u  i 1 gss e el enlehre  und  fjiaracterkun.de  I79d. 
Hi!  1  ehrand  die  Anthropologie  als  Wissenschaft.  1*  I  h, 
Mainz  1822.  2  Th*  Ebemb  1823.  8.  Hierhin  geboren  auch 
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die  K  1  e  ;  n  i  s  c  h  e  n  Annalen  ,  welche  eitlen  _  reichen  Schatz 
physiologischer  Beine  rkuiigen  und  psychologisch  merk  würdi¬ 
ger  Falle  enthalten.  Vergleiche  auch  Schau  mann  Ideen 
an  einer  Criuiiualpsychologle,  Halle  1790. 

§.  133. 

C)  Historische  Hülfs  mittel.  Dahin  gehört 

a)  Geschichte  der  Völker,  deren  Gesetze  wir 
als  Quellen  gebrauchen,  ihrer  Gewohnheiten,  Sit¬ 
ten,  Bildung  u.  s.  w.  (a). 

b)  Geschichte  der  Gesetze  selbst ,  sowohl 
iiufsere  als  innere  (b). 

c)  Litcrargeschic.hte ,  welche  mit  der  Gc- 
schichte  der  Gesetze  selbst  in  Verbindung  gebracht 
werden  mufs.  Dahin  gehört  denn  auch  die  cn- 
mmalistischc  Literatur  (c). 

d)  Die  Gesetzgebung  anderer  Staaten  und 
Völker  Cd). 

(a)  Ausser  den  ||j&sehi di tsefeeibem  sind  liier  folgende  Werke  zu 
benutzen  j  in  welchen  scheine  Winke  und  Betrage  enthalten 
sind  ; 

Montesquieu  Esprit  des  lolx,  Ins?jDeutseke  übersetzt* 
Altenburg  1732p  von  Hauswald  l804, 

Gactano  F  i  1  a  n  g  i  e  r  l  Sys  Lern  der  Gesetzgebung,  Ueber« 
setzt  von  Dr,  L  inck  mit  Sieb  enkees  Vorrede*  Ansp* 
1787.  8p  B. 

Pastorets  Betrachtungen  über  die  Strafgesetze*  Heraus- 
gegeben  von  C  h  v.  Dan.  Erhard  2  Tb*  8-  1792.  u*  96* 

C.  Heiners  historische  Vergleichung  der  Sitten  und  Ver¬ 
fassungen,  der  Gesetze  und  Gewerbe*  des  Handels  und  der 
Religion ,  der  Wissenschaften  und  Lehranstalten  des  Mittel- 
alters  mit  denen  unsevs  Jahrhunderts  in  Rücksicht  auf  die 
Vovthelle  und  IN  acht  heile  der  Aufklärung,  Hannover  1792 — 94* 
3  Tb*  8, 

(b)  Sie  ist  noch  wenig  bearbeitet ,  indessen  sind  brauchbare  Bei¬ 
träge  in 

It  G*  Ileincccii  Elem,  iuris  Germ,  T,  IE 

B,  F.  ilumincls  Compendhim  der  deutschen  Alterthu- 
mer,  INümberg  3  788. 

J)Vl  C*  G,  Rössigs  Altrrtb ümer  der  Deutschen  in  einem 
ausführlich  tu  Hatul  hucke  cUrgWeUt.  Lelpz,  1797.  8* 
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Vorzüglich  wichtig  ist;  I*  F.  Mal  blinke  Geschichte 
der  peinlichen  Gerichtsordnung  Kaiser  Karls  V*  Nürnberg 

1763* 

E,  Hencke  Versuch  einer  Geschichte  des  peinlichen  Hechts 

II.  Tb.  1809*  1810* 

(c)  Ich  begütige  mich,  hier  nur  auf  einige  dev  wichtigsten  Schrif¬ 
ten  aufmerksam  zu  machen, 

a)  Enter  den  Gesetzcommentarien  auf 

Anton  Matthae  \  eorrmv.  de  crimimbus  ad  lib.  47*  et 
48*  Dig-  Traj.  ad  Rhen.  1644*  Vesaliae  1732.  cujq  uotis 
N  a  n  i.  Ticint*  l8ü3, 

Gonzalez  Telez  comm.  perp,  in  stngnlos  titulos  V, 
lib,  Beciet.  Greg,  IX,  Ltigd.  l7l5. 

J.  P,  Kressii  comrn.  suedneta  io  C*  C.  C,  ed.  nov. 
Harm*  1786.  4. 

J.  S*  F.  de  Bo  e  hm  er  ineditationes  in  C*  C.  C*  Hake 

1774- 

ß )  Unter  denjenigen ,  welche  eine  wissenschaftlich  geordnete 
Theorie  des  Crimiual rechts  aufgestellt  haben  ,  auf 

X,  Chr*  v,  Quistorps  Grundsätze  des  deutschen  pein¬ 
lichen  Hechts  2  Th,  5.  Aufl*  Kost,  u,  Lerpz,  1794*  (Nach¬ 
druck  bey  R  ie  n  u  e  r  in  Würzhurg.)  5  a  l  ch  o  w  Darstellung 
der  Lehre  von  Strafen  und  Verbrechen  2  ßde,  Jena  l804* 
1805.  Ti  tt  mann  Handbuch  des  gemeinen  deutschen  pein¬ 
lichen  Rechts  4  Tide.  1Ö06  —  10*  Schröter  Handbuch 
des  peird.  Hechts  nach  röm, ,  cauon*  u(  deutsch.  Reichsges* 
in  ihrer  heutigen  Anwendung  f,  Bd,  1  te  Hälfte,  Leipz,  l8i8. 
■und  auf  die  Kachisclien,  Meis  Urschen  ,  Stelzer- 
sehen,  Kleinisc  h  en,  S  t  ü  I>  e  Isc  h  e  n ,  F  e  u  e  r  b  a  c  h- 
sehen,  Ti  ttmanuschen,  Sal  cho  wsclien,  Hen- 
k  e  s  c  h  e  n ,  Martinseben  und  R  o  f  s  h  j  r  t  s  c  h  e  n  Com  - 
pendieu* 

y)  Unter  denjenigen,  w-clche  einzelne  Lehren  bearbeitet 
haben,  auf  Garpzovii  pi'act.  nov,  rer.  crirn.  wegen  der 
dazu  erschienenen  Observationen  JB  $,  F.  Bochmers,  auf 
Puttmanns  und  Mal  Blanks  Opu&cula  und  des  Jüngern 
Meisters  practische  Bemeiknugeu  aus  dem  Crimiual-  und 
Civil  »Recht,  2  Th,  Hierhin  gehören  noch  ferner;  Klein- 
ßchrods  Abhandlungen  aus  dem  peinlichen  Rechte  und 
Pro e esse.  2  Th.  ErL  1797.  98*  Plitts  Analecta  I  uns  crim- 
1786*  u*  Repertorium  für  das  peinliche  Recht  1786  ii.  1790, 
Klein,  Kleinschrod  und  Oeuerlich)  Kon  opak  Archiv 
des  C rimmal  rechts  7 Bde.  welches  nun  als  neues  Archiv  von 
Kleinschrod,  Kouo  pak  und  M  i  1 1  e  r  maie  r  fortgesetzt 
'wird  und  wovon  bereits  6  Bande  erschienen  sind.  Eben  so 
die  von  m  i  r  mit  von  A  1  m  e  n  d  i  n  g  e  n  und  Feuerbach 
hcrausgrgebeue  Bibliothek  für  da 3  pelul,  Hecht, 
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Endlich  unter  den  casurötischeu  Schriften  auf  des  altern 
Meisters  rechtliche  Erkenntnisse  und  Gutachten  in  peiii" 
liehen  Fallen,  5  Th,  und  Kleins  merkwürdige  Rechts- 
sprücbe  der  Haifischen  J  uristeil  fat  ul  tat.,  so  wie  auf  dessel¬ 
ben  Annalen  der  Gesetzgebung  und  Reehtsgelehrsamkeit  in 
den  Freuls,  Staaten.  Feuerbachs  nie  ik  würdige  Griimual« 
rechtsfälle  2  Bde.  Giessen  i808.  l8ll*  von  Schirachs 
Crimmalrechtsfäik,  Altona  18 1 3*  Pfisters  merkwürdige 
Crimi naive ebts fälle,  3  Bde,  Heidelberg  1 8X4-  iß*  17,  Titt- 
m  a  n  n  s  Vorträge  und  Ui th eile  über  merkwürdige  Straffälle* 
Leipz,  1815, 

Uebcrbaupt  s.  Brunners  Literatur  des  Criminalreehts, 
l8ö4>  und  Bo  elimers  Handbuch  der  Literatur  des  Crimi« 
na  1  rechts  ,  Güttingen  l8l7. 

S-  134. 

IJ.  C  1  a  s  s  e.  Solche,  welche  die  An¬ 
wendung  der  Lehren  erleichtern,  also 
recht  eigentlich  zur  Hülfe  des  practischen  Cri- 
min allsten  dienen.  Dahin  kann  man  rechnen 

1)  Kenntnifs  des  Menschen,  welche  den  Prac liker 
lehren  mufs,  den  Menschen  als  Inquisitor  rich¬ 
tig  zu  behandeln. 

2 )  Gerichtliche  Arzncykunde  (a)  und  medi- 
cinische  Polizey  (b), 

3)  Die  Lectüre  guter  Acten  und 

4)  eigene  Hebung, 

(a)  M.  Albert!  Systems  mrisprmlemiae  medicae,  Halae  1725  — 
1747,  4. 

J.  D.  Metagcrs  knrzgefafstes  System  der  gerichtlichen 
Arzney  Wissenschaft.  Königsb.  1793*  8,  ins  Lat.  übers,  von 
J,  B.  R  e  u  s,  Stend,  1794* 

Wildberg  Handbuch  der  gerichtlichen  Arzneiwissenschaft 
1810.  Mas  ins  Lehrbuch  der  gerichtlichen  Atzuey künde. 
Alt,  2te  Aufl.  l8l2.  Klose  System  der  genchtlfbhen  Phy¬ 
sik*  Breslau  1 8l4*  Bernt  Handbuch  der  gerichtlichen  Arz¬ 
ncykunde,  Wien,  1815. 

(b)  Franks  System  einer  vollständigen  medicm,  Polizey*  4  Th* 
(noch  unvollendet,) 

Ei  Bi  G*  Heben  Streits  Lehrsätze  der  mcdicluischcn 
Polizey  Wissenschaft »  Leipz,  179K  8* 
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K  r  s  t  e  Abt  Heilung. 

Von  Verbrechen  und  S  t  r  a  f  e  ti  im  Ande¬ 
rn  eine  li. 

Ausser  den  schon  obeO  angeführten  Werken  :  der 
Kleinseli  r  o  d  s  ch  e  n  Entwickelung'  und  der  F  e  u  e  r- 
I)  a  c  h  sc  b  en  Revision  vergleiche  S  t  ü  b  e  1  s  Grundsätze 
zu  der  Vorlesung  über  den  allgemeinen  TJieil  des  deut¬ 
schen  und  Clinrsäcbsischen  Criminalreclits*  Wittenberg 
1604.  8. 


Erstes  K  a  p  i  t  e  1* 

V  0  n  Orr  INJ  a  t  ii  r  d  c  r  V  erb  r  echt  n* 

5-  »35- 

Dafs  auch  nach  den  deutschen  Gesetzen  der 
Begriff  eines  Verbrechens  nicht  anders,  als 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  (§.  16.  17.), 
gebildet  •werden  dürfe,  bc weifst  sich  daraus,  dafs 
die  aus  diesem  Begriffe  oben  entwickelten  Folge¬ 
rungen  beynabc  insgesammt  in  unseren  Gesetzen 
bestätigt,  die  nicht  bestimmt  bestätigten  aber  we¬ 
nigstens  nicht  verworfen  worden  sind ,  und  dafs 
nach  unsern  Gesetzen  das  Daseyn  eines  Verbre¬ 
chens  in  allen  denjenigen  Fällen  nicht  angenom¬ 
men  wird,  in  welchen  dasselbe,  nach  den  allge¬ 
meinen  Rücksichten,  wegen  Mangels  der  objec- 
ti  v  e  n ,  oder  der  sub  je  c  ti  von  Erfordernisse , 
hinwegfällt. 
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Erster  Titel, 

Von  der  objccliven  Beschaffenheit  der  Verbrechen  und  den  daraus 
sich  ergebenden  objectiven  Verschiedenheit eu  derselben. 

§.  1 3  6. 

I. )  Die  Handlung,  welche  unter  den  Begriff 
eines  Verbrechens  gehören  soll ,  mufs  eine  äus¬ 
sere  seyn.  Wünsche,  selbst  Willcnsbcstimmun- 
gen,  welche  früher  zurückgenommen,  als  äusser- 
lich  erkennbar  wurden,  sind  straffrey  (a). 

(a)  L.  53,  §*  2*  de  V.  S.  (L,  16.)  „nec  consilium  habulsse  no.ee*Lt 
ulsi  et  fite  tu  m  sccultun  slt/c  L,  225.  tbid.  L*  t8.  de  poems. 
(XliVIIE,  19. )  „CogiLaiioms  poenam  nemo  patilur.“  Art,  178* 
<lcr  P.  G,  O*  „  mit  etliche»  s  c  h  e  i  o  1  i  c  h  e  n  Werke»**  — 
„solcher  böser  Will  >  tl  a  r  a  uh  c  1 1  i  c  li  W  e  i*  k ,  ak  obsteh 
v  o  l  g  e  n  j  ist  peinlich  zu  strafen/* 

13  7, 

II. )  Die  äussere  Handlung  mufs  eine  auf 
Rechtsverletzung  gerichtete  seyn. 

A)  Was  daher  den  Begriff  der  Rechtsverle¬ 
tzung  ausschliefst,  schliefst  auch  den  Begriff  des 
Verbrechens  aus. 

1.)  Kein  Verbrechen  daher  wenn  zwischen 
dem  Verletzer  und  dem  Verletzten  überhaupt 
kein  R  echts verhält  nifs  bestand. 

a)  Constitutionelle  Regierung  s- 
h  a  n  d  1  u  n  g  e  n ,  wie  empfindlich  sie  auch  dem 
Einzelnen  seyn  mögen,  können  darum  nie  Rechts¬ 
verletzungen  enthalten  (  vergl.  hierzu  den  §.  148.). 

b)  Gegen  den  für  rechtlos  Erklärten  kön¬ 

nen  keine  Rechtsverletzungen  und  darum  keine 
Verbrechen  begangen  werden  (a).  —  Nirgends 

aber  haben  die  deutschen  Gesetze  den  bürgerlich 
Ehrlosen  für  rechtlos,  oder  den  Aufenthalt  in 
Deutschland  zur  Bedingung  für  die  Anerkennung 
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der  .Rechte  des  Menschen  an  dem  Fremden  (b) 
erklärt. 

CO  bcwei&t  der  Inhalt  der  alten  deutschen  Achtsfor- 

meln, 

(b)  lieber  die  Verbrechen  von  feindlichen  Soldaten  oder  an 
diesen  begangen  ist  zu  vergleichen*  Schmidt  de  delictis 
militum  hostUium  et  in  mUites  hostilesi  V^eb.  l8lt,  Fin¬ 
der  au  et  tjuanlenus  cives  ob  c&eclem  in  hostem  admUsain 
pnniti  possint  ?  Viteb*  l8l4*  Tittmaun  in  den  Vorträgen 
und  Urth eilen  über  merkw*  Straitalle  2,  1*  2,  Archiv  des 
Cr.  Rts*  B.  IV,  St.  3.  N,  3*  und  neues  Archiv  R,  I,  HP 
3.  N#  16. 

§.  1 38. 

2)  Kein  Verbrechen  daher,  wenn  zwischen 
dem  Verletzer  und  dem  Verletzten,  entweder 
in  dem  Momente  der  Verletzung ,  oder  doch  in 
Hinsicht  des  Gegenstands  der  jetzigen  Handlung, 
kein  Verhaltnifs  von  Zwangs  reckten  und  Zwangs¬ 
verbin  dl  ichkei  ten  b  cs  tand. 

a)  Ein  wahrer  JN7 o  th zus  tand  des  Verletzers 
befreyi  daher  die  aus  demselben  ausschliefsenr! 
hervorgegangene  Verletzung  von  dem  Vorwürfe 
eines  Verbrechens. 

Darum  erklären  die  Gesetze  zwar  den  Noth- 
züchtigcr  für  strafbar,  keineswegs  aber  das  (wenn 
auch  durch  das  Mittel  unwiderstehlicher 
f §.  41.  not]  compulsiver  Gewalt)  geniifs- 
brauchte  Mädchen, 

Darum  erklären  die  Gesetze  es  für  straffrey, 
Wenn  einer  in  wahrer  Hungers  noth,  für  sich, 
oder  diejenigen,  deren  Erhaltung  ihm  vermöge 
Zwangsverbindlichkek  obliegt  (a),  in  das  Eigen¬ 
thum  (b)  Anderer ,  nur  um  diese  Noth  zu  ent¬ 
fernen  (c) ,  eingreift  und  es  kann  wohl  nicht 
bezweifelt  werden,  dafs  der  in  diesen  Gesetzen 
an  gewendete  Grundsa  t  z  auch  in  allen , 

'  i 


von 
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ihnen  nicht  namentlich  erwähnten  Fällen  seiner 
Anwendbarkeit  Anwendung  finden  müsse. 

(a)  P,  G*  0,  art*  l66,  „durch  rechte  Ilimgmuoth ,  die  er,  sein 

wcib  oder  k in  dev  leiden,“  Die  Behauptungen  von 
Schulz  de  delictis  pro  amico,  Gedaoi  1689,  können  aber 
.hieraus  keine  Kechifenigung  erhalten,  —  Audi  der  Art,  175« 
erwähnt  der  Enlsch ul tügung  wegen  Hungersnot!*. 

(b)  Das  Gesetz  redet  zwar  nur  von  ,, essenden  (efübaren  )  Dingen/4 
nicht  von  Eigen  t  fi  u  m  überhaupt  ,  es  ist  aber  kein  Grund 
da  ,  ans  diesen  von  dem  Gewöhn li dien  redenden  Worten 
Schlüsse  zu  ziehen,  welche  dem  Geiste  des  Geset7.es  wi¬ 
dersprechen  würden*  Krefs  ad  h,  a,  BÖ  Inner  ad  Carpz. 

<f.  83.  o,  3* 

(c)  Dieses  liegt  in  den  Worten :  wo  dann  der  Diebstahl  tapfer 
grofs  und  ki’mdtlicb  wär,  sollen  Urtbeiler  radu  pflegen“ — 
eine  allgemeine  Hinweisung  t  daß»  das  Ermessen  der  Richter 
bestimmen  müsse,  ob,  neben  der  Absicht,  die  Hungersnoth 
abz  uw  ehren  ,  anirrms  lucri  faciendi  und  mithin  Strafbarkeit 
anzunehmen  sey ,  oder  nicht, 

Ueberhaupt  vergl,  A,  L*  Schott  de  furto  ex  necessitate 
commisso*  Tüb.  1772,  C,  F*  Walch  de  furto  fame  domU 
uante  facto,  Jena«  1?89, 

§.  139. 

b)  Die  N  o  tlnv  ehr  (a)  befreyt  darum  eben¬ 
falls  von  dem  Vorwürfe  der  Strafbarkeit  und  schliefst 
den  Begriff  des  Verbrechens  ans  (b). 

Auch  in  Ansehung  ihrer  sichen  die  Bestim¬ 
mungen  unserer  Gesetze ,  ganz  mit  demjenigen 
im  Einklänge ,  was  aus  den  allgemeinen  Grund¬ 
sätzen  (liefst  (§.  2  5.),  und  nur,  wo-  nach  diesen 
ein  Excefs  (c)  angenommen  werden  kann ,  finden 
auch  jene  den  Begriff  eines  Verbrechens  begrün¬ 
det  und  gebieten  die  Bestrafung  desselben,  bald 
als  eines  dolosun,  bald  als  eines  culposen  (d). 

(a)  fncuipala  tutcla,  iuculpatae  tuteke  moderatio.  L.  1*  Gründe  vi, 
(VI 11.  40  —  moder  amen  inculpatae  tutelae,  c,  iö,  X,  de 

homleid, 

(b)  „Beete  possidenti ,  ad  defendendam  possessionem ,  mculpatae 
tutelae  moderatio&e  vim  propulsare  licet,4  L.  1,  G,  alieg. 
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„nam  adyersus  pericnlum  uatuialls  mio  pennittit  se  de- 
lenderc.“  L.  4.  ad  L.Aqnil.  (IX.  2.)  P.  G.  0.  ait.  139—144, 

(c)  Tmela  culpabiltt,  rieculpata  tutcla. 

(d)  P.  G  O.  art,  1 42.  am  Ende  ,,  wann  diese  feil  gar  etibtll 
untersr httid  haben  ,  darnach  hierin  anderst  und  anderst,  schwer- 
liclier  oder  linder  geurtheilt  werden  seil,“ 

§.  HO. 

Auch  unsere  Gesetze  erfordern  zu  einer 
r e c htm ä fs i g e n  No t h w e Ii r , 

l.)  dafs  der  Verletzte  (a)  durch  einen  un¬ 
gerechten  (b),  nicht  durch  den  Verletzer  selbst 
veranlafsten  (c)  Anfall  diesen  in  seinen  Rechten, 
welcher  Art  sie  auch  seyen  (d),  bedrängt  habe ; 
^  2.)  dafs  nur  die  Verletzung  des  lienöihi- 

gers  (e)  und  nur  diese  (f)  Verletzung  desselben, 
nach  des  Bedrängten  Unheil,  die  Noth  habe  ent¬ 
fernen  können.  Nirgends  aber  deuten  die  Gesetze 
auch  nur  an,  dafs  alles  ,  was  in  dieser  Hinsicht 
dem,  aufscr  dem  Noihzustande  mit  kaltem  Blute 
uriheil  enden  Richter  als  nicht  ganz  nothw  endig 
erscheint,  den  läenöthigten  als  strafbar  darstelle, 
sondern  sie  wollen  nur,  dafs  die  Entschuldigung 
wegen  Nothwehr  nicht  offenbaren  verbrecheri¬ 
schen  Planen  zum  Deckmantel  dienen  solle  (g). 

(a)  Elnerley,  welchen  Geschlechts  er  scy,  P.  G,  0*  art.  144- 

(b)  „dafs  der  todscbleger  darum  keine  rechte  entschuldigte  not- 
weer  getan  haben  soll  ,  wenn  der  Entleibt  het  lürgewendter 
Aufeebtigung  und  benöthigung  rechtmesslg  ursacli  gehabt/4 
P.  G.  ö*  art.  m. 

(c)  P*  G.  Öt  art4  140.  „Wer  einen  über!  u  { t  u  —  „und  der 

benöttigt  kann  füglich  au  ferlichkeit  oder  Verletzung  seines 
leibs*  lebeas  und  guten  Leumuts  nicht  entweichen»'*  [Ein 
tinschick Liebes  feiges  Benehmen  ist  durch  diese  Worte  war- 
lkh  nicht  zur  Pflicht  gemacht,  mul  daher  der  Unterschied, 
welchen  Manche,  in  Bezug  auf  diese  Stell«  >  zwischen  AiHichen 
oder  Militärpersonen  und  Andern  machen  (  z4  B*  Böhmer  ad 
h.  a  et  ad  Carpzov  g*  30.  0*  3-)  i  in  Ganzen  nicht  g:* 
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gründet,]  Bev  dem  nuctor  lixae  bleibt  wenigstens  der  Zn- 
stand  der  Nothwehr  selbst  ein  verschuldeter  Zustand  und  die 
Noihwehr  daher  nie  g»«*  schuldlos.  Kleins  Annalen  1. 

VI U.  S.  90. 

(d)  Von  dem  äufseren  Eigeutliuine  redet  noch  ausdrücklich  der 

Alt,  150-  d.  P.  Oa 

(e)  Z.  B.  wenn  einer  Hülfe  leicht  e, halten  konnte.  Harum  ver-- 
weifst  der  Art.  1 43.  /.u  sehen  auf  „die  Stau  da  der  todseh  ■  „ 
geschehen  ist.“  Von  den  Rechten  der  zu  Hülfe  lierbeyeile 
lif'U  SS,  Atta  l5Öa  d.  P*  Ö- 

(f)  L.  5.  ad.  L.  Aquil-,  (  IX.  2.)  „  Sin  a utero  ,  cum  posset  ad- 

jiri'hendcrc  (  furein  ~)  ,  m  n  1  u  e  r  i  t  occider«,  inngts  f-sC,  ut  in 

juria  feclsse  videaturj  ergo  ct  Cornelia  tenebitur.  1»  r*  * 
art.  142. 

fej  Dieses  deutet  sclion  das  raaluerit  in  der  L.  5.  al!e0,  >-n, 

noch  klarer  aber  sagt  es  die  P.  O.  O,  a,  a.  O.  „  wenn  er  <  es 

entleibten  ,  als  er  ihn  erschlagen  lictt,  gart?,  me  chtig  unt 
von  der  benöttigung  erledigt  gewest,  oder  meldet,  dals 
der  entleibt,  nach  gelbaucr  ersten  bendtlii gütig  gewichen,  und 
der  Lodschliigcr  aufs  frei  hem  willen  und  ungen«  tt  er 
ding  nach  gefolgt  und  ihn  allererst  in  dei  nachfolg  er¬ 
schlaget!  heit.“ 

Hebe  rh  an  nt  vergl.  Quistorp  de  homicidio  permisso  et 
speciatim  de  inoder.  iuc.  lut,  Kost-  1764.  Ile  Ilfeld  de 
violenta  reruin  nostrarum  defensione,  Jen.  1766.  Cicero 
pro  Milane  und  Püttmanu  de  mod.  inc.  tut.  ad  orat. 
Ciceronis  Milo  u.  Lips.  178V  ( in  Opusc.  n.  5. )  G  r  al¬ 
te  nauer  über  die  Nolhwehr.  Breslau  l8(16.  Von  der 
Marsen  de  justa  sui  defensione  cum  caede  aggressoris. 
Utrecht.  Ißü7.  Neues  Arch.  d.  Cr,  11,  B,  111.  nr,  l5.  B.  IV. 
6.  103. 


§.  141. 


c)  Endlich  ist  es  Folge  aus  dey  in  unseren 
Gesetzen  überall  anerkannten  freyen  Dispositions- 
BefUanifs  eines  jeden  über  seine  verausserlichen 
Hechte,  dafs  auch  in  Deutschland  der  Grundsatz: 
Volenti  non  fit  injuria,  in  Ansehung  der¬ 
jenigen  Personen  ,  welche  frey  über  das .  Ihrige 
zu  schalten  vermögen  und  in  Ansehung  derjenigen 
Gegenstände ,  welche  der  freyen  Disposition  un- 
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tenvorfen  sind ,  als  Rechtsgrundsau  betrachtet 
werden  mufs  (a). 

(a)  f ’  e  U  e  r  L  a  c  h  e  peinl,  Recht.  35. 

§.  143. 

I)ic  ausserordentlichen  Gründe ,  welche  von 
der  Verbindlichkeit,  die  liechte  anderer  in  einem 
gewissen  Momente,  oder  gewisse  Rechte  dersei- 
zu  achten,  entbinden  können,  sind  übrigens,  eben 
weil  sic  Ausnahmen  von  der  Regel  sind,  nicht 
zu  yermuthen  (a).  Der  Beweis  derselben  liegt, 
daher  demjenigen  ob,  welcher  seine  Handlung 
aus  derselben  entschuldigen  will.  E.s  müssen  je¬ 
doch  hier  öfters  Vcrmuthungcn ,  welche  die  Ent¬ 
schuldigung  als  eine  nicht  hl ofs  afiectirte  dar- 
s teilen ,  genügen  (b),  wenigstens  die  Zulässigkeit 
des  Eides,  man  betrachte  denselben  als  ein  lie- 
wciscrgänzungsmiitcl  der  Einrede,  oder  als  ein 
Reinigungsmittel  von  dem  übrig  bleibenden  Ver¬ 
dachte  ,  begründen  (c). 

(a)  Art,  i66.  (t,  P.  G,  0.  „ob  aber  derselbigen  dicb  einer  un- 
slrefflicb  euLlasgeo  wird,  soll  ibm  doch  der  kleger  umb  die 
klag  defshalb  gethan  nichts  schuldig  sevu.“  P.  G,  0.  art, 

142.  143. 

(5)  Von  den  Vcrmiuhnngen  bey  der  vorgeschützten  Nolbwchr 
nach  ait,  143.  d.  P.  G.  O. 

(c)  Qu  (Storp  de  raod,  inculp,  tut.  probatione.  Rost,  1765. 

§.  143. 

Dafs  die  nach  dem  Gegenstände  der  Ver¬ 
letzung  gebildeten  Sehuldeintheilungen  der  Ver¬ 
brechen  in  unmittelbar  b  ü  r  g  e  r  1  i  c  li  e  und  p  o- 
lizev liehe  und  jener  in  Staats-  und  Privat- 
Ver brechen  (a)  (§•  37.  38.),  auch  bey  der 
Darstellung  der  in  den  deutschen  Gesetzen  aner- 


Von  d.  objectiven  Boschaflcnh.  d.  Vcrbr.  etc.  145 

kannten  Verbrechen  gebraucht  werden  können,  lei¬ 
det  he  inen  Zweifel.  Eben  so  ist  auch  in  Deutsch¬ 
land  die  Eintheilung  in  gemeine  und  beson¬ 
dere  Verbrechen  ( §.  30.)  nicht  nur  gegründet, 
sondern  auch , 

dem  Verbrechen  mancher  Stände 
liehe  Gerichte  verwiesen  ist  (/,.  B. 
liehe  Gerichte  u.  s.  w. ),  prac  lisch  bedeutend. 

Verbrechen  der  Personengemeinheiten  ,  als 

sind  in  den 


weil  die  Untersuchung  der  beson- 

an  eigen  thüm- 
Kriegs  -  geist- 


Personengemeinheiten 
der  Personengem  cinheit  strafbar, 
deutschen  Gesetzen  nicht  erwähnt  (b).  Die  Rechts- 


an 


Verletzungen  der  Personengememlieiten  müssen 
daher  auch  in  Deutschland  nur  als  Verbrechen 
derjenigen  bestraft  werden,  welche  den  Willen 
der  Personengemeinheit  widerrechtlich  bestimmt 
haben.  Zwar  ist  nicht  zu  läugnen  ,  dafs  die  Ge¬ 
schichte  Bcysplele  bestrafter  Personengemcinheiten 
liefere ,  und  dafs  die  tägliche  Praxis  in  Deutsch¬ 
land  geringere  Geldstrafen  und  Verweise  auch 
gegen  Gemeinheiten  und  Collegien  erkenne,  al¬ 
lein  in  jenen  Bcyspiclcn  vermag  man  nur  poli¬ 
tisch  e  Regenten  -  Handlungen  zu  erblicken  und 
dieses  Verfahren  der  Praxis  ist  um  so  gewisser 
nur  aus  dem  Bestreben  zu  erklären,  bey  geringe¬ 
ren  Sachen  gröfsere  Untersuchungen  zu  umgehen, 
als  ohne  Zweifel  nirgends  das  unschuldige 
Mitglied  einer  Gemeinheit,  welchem  eine  solche 
allgemeine  Strafe  empfindlich  seyn  sollte,  mit 
seinen  Beschwerden  dagegen  entliöri  werden 
würde. 

Die  in  dem  §.  29.  entwickelten  Eintheilun- 
gen  sind  übrigens  in  dem  deutschen  Criminal- 
r echte  nicht  brauchbarer,  als  in  dem  allgemei- 
Indesscn  ist  nicht  *u  laugnen ,  dafs  cs  in 


nen. 


Deutschland  Verbrechen  giebt,  bey  welchen  die 

10 
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Gesetze  Ausnahmen  von  denjenigen  Regeln  be¬ 
stimmt  haben,  welche  sie  selbst  übrigens  als  all¬ 
gemeine  Regeln  aufstellen  (c).  Ein  s  o  1  c  h  c  s 
delictum  exceptum  ist  unstreitig  der  lloeh- 
verra  th. 

(a)  Von  der  römischen  Einlhcilung  i  ii  tlelicta  publica  s. 

ctijnjualia  und  pri  v  n  La  st  ci  v  i  1  i  a  und  von  den  de  ~ 
1  i  c  t  i  s  extra  onlina  tii«  der  Homer  ts.  K  o  c  h  inst  nir, 
er  im ,  27.  Mare  zoll  über  die  bürgerb  Khre,  S.  123.  — 

145-  S.  357.  u,  1,  —  Nur  die  Injurien  sind  gewisser- 
mafsen  noch  hey  Tins  d  eile  tu  pri  v  ata  Im  Sinne  des  römischen 
Rechts,  Uehrignas  hat  die  Praxis  diesem  römischen  Unter¬ 
schiede,  so  sehr  ihn  auch  selbst  deutsche  Gesetze  »ucikaniit 
haben  (  K,  G,  O.  II*  28.  §.  5,  P.  G.  Cb  art*  158,)*  ut»r 

geringe  practische  Brauchbarkeit  übrig  gelassen* 

Von  dem  Unterschiede  zwischen  der  obligatio  et  de¬ 
licto  und  quasi  ex  delicto,  welche  letztere  jedoch ,  nach 
ihrer  richtigen  Bedeutung  ( vergb  Weber  von  der  uatürb 
Verbindlichkeit  JJ,  10  —  20,),  nicht  in  das  Criimiialiecht  ge¬ 
hört, 

(b)  Das  Gegen theil  erhellet  vielmehr  aus  L,  15,  D.  de  dolo  rnalo 
£  IV#  2.  ),  Von  Rechtsverletzungen  der  Personengemein lieiten 
ist  zwar  in  den  Gesetzen  häufig  die  Rede  (vergb  Meister 
in  pr .  im\.  crim,  ,  34,  et  54.)  s  allein  Recblsrcrielztiageu 
sind  nur  iu  Ansehung  desjenigen  möglicher  Weise  X  erbre¬ 
chen,  der  dafür  gestraft  werden  kann.  Ausser  den  oben 
angeführten  Schriftstellern  siehe  noch  i.  T*  Richter  de 
obligalione  successoris  in  cojlegio  ex  anuceföor«  f actis,  I/ips, 
1751, 

(c)  B  r  e  h  m  de  delictis  exceptis.  Lips,  1788,  Hampc  de  de¬ 
lictis  except.  Ilab  l80U, 

§,  144- 

B)  Audi  nach  den  deutschen  Gesetzen  ge¬ 
nügt  übrigens  zu  dem  Begriffe  des  Verbrechens* 
dafs  die  äußere  Handlung  nur  auf  Verletzung  ge¬ 
richtet  scy,  / 

I.)  Die  Verbrechen  werden  daher  auch  in 
Deulschl and  in  vollendete  und  versuchte 
Verletzungen  (§.  3  1.)  eingetheilt  (a)  *  und  che  all¬ 
gemeine  H  in  Weisung  auf  d  ie  V  e  r  s  c  li  i  cd  c  n  heit 
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der  Strafen  der  letzteren  (b)  rechtfertigt  auch  für 
den  deutschen  (Kriminalisten  die.  Annahme  der  ver¬ 
schiedenen  Grade  des  Conals,  'welche  das  allge¬ 
meine  Criminal recht  aufstellt. 

(a)  P*  G.  0.  art,  178*  Hem  so  sich  jemand t  eyner  missetliat 
und  erstellt  und  doch  an  voUubringvmg  derselben  verhindert 
wurde,  ist  peinlich  zu  strafen*“ 

(h)  „aber  iu  einem  fall  luner  dann  in  dem  andern.1* 


5-  145, 

2.)  Nicht  minder  sind  auch  in  den  deut¬ 
schen  Gesetzen  nicht  blofs  die  Handlungen  der 
Auctoren  und  Coauctoren,  sondern  auch  die 
Handlungen  der  Ge  hülfen  zu  Rechtsverletzungen 
(§•  33.)  als  Verbrechen  anerkannt  (a). 

D a fs  Goauctore n  d u rch  R.a th ,  A uftrag  un d 
Befehl  (b),  ausserdem  aber  durch  Verschwörung  (c) 
entstehen ,  ist  in  unseren  Gesetzen  eben  so  ange¬ 
nommen  ,  als  dafs  durch  absolute  Determina¬ 
tion  dos  Willens  eines  Andern  der  Dcterniinirende 
alleiniger  Au cto  r  werde  (d). 

Auch  in  Hinsicht  der  Geholfen  macht  die 
allgemeine  Hinweisung  auf  die  Verschiedenheit  der 
Strafbarkeit  derselben  (e)  die  auf  diese  Verschie¬ 
denheit  Einhufs  habenden  Emtheihingen  des  all¬ 
gemeinen  Rechts  nolh  wendig,  —  Namentlich  ken¬ 
nen  auch  unsere  Gesetze  negative  Geliülfen  durch 
unterlassene  Anzeige  oder  Hinderung ,  wo  diese 
Gesetz  (f)  oder  Amtsverbindlichkeit  erfordern, 
und  durch  Connivenz  der  Obrigkeiten  (g). 

(a)  Die  römischen  Gesetze  ,  welche  sogar  bi  Ansehung  der  Strafe 
eigentlich  nicht  zwischen  Urheber  und  Geholfen  unterscheiden, 
sprechen  davon  an  vielen  Stellen.  Yergh  K  he  ä  n  s  c  h  r  o  cls 
syst*  Eniw*  Th*  I-  S.  337*  folg*  Auch  eile  P,  G.  0>  be¬ 
trachtet  die  Hnl  fstebuing  als  Verbrechen  ;  „Item  so  jemand 
rynem  umsihäier  zu  Übung  einer  missthatt  wissen  1  lieber 

3.  0  * 
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u  n  tl  ge  v  erliche  r  w  c  I  fs  eimcherlcy  hilft',  hey&tnacU  mul 
furderung,  wie  das  alles  nainen  bat,  ihm,  ist  peinlich  xu 
strafen,**  Art*  177, 

{b)  L.  5,  G  de  aceusat,  (IX,  2.)  „namqnc  Iioc  casu  praeter  prln- 
cipalem  mim ,  mauda totem  quoque  cx  sria  persona  coavcniri 
posse,  Igootum  nun  c&t.“  Cap.  6,  3,  X,  de  hoimcklio  etc, 

(V.  12*)  „qul  vero  se  assemnt  animum  Kcgi*  Inflam- 
masae  ad  odinm  ,  unde  homicldium  fuit  secutura,  dtirr  et 
asperc  ?  sed  non  ita  severe  sunt  pmiientli  t  n  i  s  i  forte  Hegern 
tpsüm  ad  il  1  uii  homicidium  suis  ittggtrsLiombns  provo-* 
casseat.^ 

(c)  P#  Gi  O.  art,  1^8, 

(d)  c,  13.  C,  23.  q-  5*  ,,  Mile»  cum  oLediens  potratati ,  snb  qua 
legitime  constitntus  est ,  liominem  ocejdit  ,  milla  civitatis  siiae 
lege  re us  est  homicid'tj  ?  immo  7  um  freerit  ,  retis  est  imperil 
desertl  atque  conteiuti,  Qifod  si  sua  sponip  atque  ancloiitate 
fecisseC  ,  in  crimen  elftisi  sanguinis  fmmani  iucidlsset.  luque 
linde  piiuitur,  si  fecerit  iniusstis  ,  iude  pmnetnr ,  nisi  feeerit 
inaaus,**  L*  167.  de  R#  J%  „Qui  iussu  iudicis  a  liquid  agit, 
noa  viaetur t  dolo  molo  agerc  ,  quia  parerc  iicccsse  rUta 

(c)  P.  G,  O.  art,  177,  r}  aber  in n  eyue m  fall  anderst,  dann  iaa 
dem  andern,“  r 

(f)  Bey  spiele  in  der  G.  B.  c.  24.  §.  6.  L.  5.  $,  6-  Cod.  ad  Leg. 
Jul,  majest.  IX,  8.  )  L.  29.  D.  ad  L.  Jul,  de  adult,  Caere* 
(XLVUI.  5.)  L,  9.  $.  1.  D.  ad.  L.  Corn.  de  fnlsis.  (XLV1K- 
10.)  L.  6,  D.  ad  L.  Pompei.  de  parric.  (XLVU1.  9.)  L.  6. 
iJ.  8,  de  re  militari  (  XLIX,  lö. ).  J.  II.  Bo  e  hm  er  de 
ohligatione  ad  revelandum  oeeuka,  Hai,  1742.  X’’,  C.  L. 
Grell  de  poena  silentii  ct  conscientiac  delicti  alienr.  "Witteb, 
1742. 

(g)  L.  8.  ff,  2.  C.  ad  Leg.  Jul.  de  vi  ptibl.  (IX.  12.)  Piitl- 
mana  de  crimine  connivemiae.  Lips,  J785.  in  Opusc.  n,  4. 


Zweyter  Titel. 

V  oh  der  subjeclivea  Beschaffenheit  der  Verbrechen  und  den  daraus 
sich  ergebenden  subjectiven  Verschiedenheiten  derselben, 

§.  146. 

Auch  nach  den  'deutschen  Gesetzen  wird  zu 
dem  Begriffe  eines  Verbrechens  erfordert,  dafs 
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X.)  die  äufscre  auf  Rechtsverletzung  gerichtete 
Handlung  eine  zurechenbare  sey  (§.  40.),  Ueber- 
all,  wo  nach  allgemeinen  Grundsätzen  die  Impu- 
tabilkät  hinwegfällt  (§.  4 1.  und  54.),  erklären  da¬ 
her  auch  die  deutschen  Gesetze  die  unwillkühr- 
liche  Handlung  für  straffrey. 

Kein  Verbrechen  begehen  daher 

A)  Kinder  dem  Alter  nach  (a),  bis  sie 
einer  deutlichen  Vorstellung  der  Verbindlichkei¬ 
ten,  einer  Berechnung  ihrer  Handlungen  und  ei¬ 
ner  Subsumtion  dieser  unter  jene  fähig  geworden 
sind  (b). 

B)  Kinder  der  That  nach  (c). 

C)  Schlafende  und  Nachtwandler  (d). 

D)  Wahnsinnige  ,  Verrückte  ,  Rasende  ,  im 
höchsten  Krankheitsparoxismus  Befindliche  (e), 

E)  Im  höchsten  Grade  schuldloser  Trun¬ 
kenheit  (1 ) ,  oder  Gemüthsbcwegung  (g)  Befind¬ 
liche. 

F)  Absolut  Gezwungene  (h). 

(a)  L.  12,  I).  ad  L.  Com.  de  Sicar.  (XLVJII.  8.)  „  Tnfms  vel 
fut'toaus ,  si  Iiominem  occkWint,  lege  Cornelia  non  tenentm-, 
cum  altera  inuocentia  consilii  Uiemr ,  aUertim  fa Li  infelicitas 
excusat.“  Aw  179.  d.  P.  G.  O.  „  Item  wird  von  jamändt, 
der  jugent  oder  andern'  gebrechliche} t  halben ,  wissentlich 
seiner  synn  uit  hett,  cyu  übeltha tt  begangen,  das  soll  etc,“ 
Ckm(  uuic*  de  homicid.  (V*  4-) 

(b)  L.  7«  C*  de  poen,  (IX,  47*)  „  [mpnaitas  delicti  propter 

acutem  non  datur*  si  modo  in  ea  quis  sit,  in  quam  crimenj 
quod  mteuditur ,  cadere  polest/5 

(c)  Art*  179*  d.  P.  G.  O*  et  arg,  c,  24.  dlst.  86. 

(d)  Clem*  unie.  de  homield. 

fe)  I/*  12*  I}*  ad  L.  Com,  de  Sicar,  Clem*  utiic,  de  honiicitL 
Art.  179,  d,  P,  G.  O* 

CQ  L.  II.  2*  D*  de  poems,  c,  7,  C.  15*  q*  1.  „Nesditiot  quid 
ioquantur  #  qul  üimiü  viüQ  indulgent;  iacegjt;  scpulti  y  ideoque 
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ei  qua  per  vinuoi  .deUqtieriol ,  apud  $apirntea  iutlicGs  >enia 
quidcm  facta  notaitlur,  scd  levitaliu .tlfliniiwuLur  auctoris.  \  thr- 
schuldete  Trunkenheit  betmeh U*n  thigcg-u  die  (»eset/.e  sehr 
richtig  als  einen  t  dem  rechtlichen  Verhältnisse  wänlorsprechcn- 
di-D  ZusLaud  und  daher  als  Verbrechen  fiir  bidi  selbst,  ii,  A, 
1512.  T.  4.  §,  5.  J630.  1548  u*  1577.  T.  8, 

(g)  Art*  150*  ä,  l\  G.  O.  verb.  mit  Art.  Hö.  der  Bamber- 
gensis* 

(h)  Vergl,  145.  uot.  d. 

§,  *47. 

Wo  dagegen  die  auf  Rechtsverletzung  gerich¬ 
tete  aufsere  Handlung  als  eine  w  i  1 1  kü h r li c  h c 
erscheint,  da  findet  man  auch  in  den  deutschen 
Gesetzen,  "wenn  kein  anderer  Grund  entgegensicht, 
Strafbarkeit  der  Handlung  behauptet  und  den  be¬ 
griff  eines  Verbrechens  angewendet. 

Nicht  blofs  dolos e  Rechtsverletzungen  ken¬ 
nen  daher  die  deutschen  Gesetze,  sondern  auch 
die  culpose  Verletzung  ist  ihnen  strafbares  Ver¬ 
brechen  Ca).  Die  Bey spiele  sowohl ,  welcher  sich 
die  P.  G.  O.  bedient,  um  den  Begriff  der  culpo- 
sen  Verletzungen  anschaulich  zu  machen,  als  auch 
die  Ausdrücke  (b) ,  mit  welchen  sie  diese  Ver¬ 
letzungen  bezeichnet,  erlauben  es ,  dem  Begriffe 
der  Culpa  ,  als  Verbrechen  ,  so  wie  er  in 
dem  allgemeinen  Crirninalre  eilte  aufgestellt  wer¬ 
den  nmfste  (§,  46.),  auch  in  dem  deutschen 
Griininalr echte  volle  Brauchbarkeit  zuzuschreiben. 
Dasselbe  kann  von  den  Eindieil  ungen  der  eulpo- 
sen  Handlungen ,  von  welchen  nur  eine  in  den 
Gesetzen  auf  eine,  den  allgemeinen  Grundsätzen 
entsprechende  Art  bezeichnet  wird  (c),  darum 
behauptet  werden,  weil  die  Gesetze,  mit  der 
Bemerkung,  dafs  hierbey  feine  Unterschiede  zu 
berücksichtigen  seyen  (d),  die  Richter  auf  die 
allgemeinen  Grundsätze  hittW eisen. 
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Obgleich  auch  in  Deutschland  in  der  Regel 
nur  aus  der  unabsichtlich  erfolgten  Verletzung 
das  Daseyn.  der  verbrecherischen  Culpa  erkannt 
•wird ,  so  finden  sich  doch  in  dem  deutschen  Par- 
tieularrechle  vielfache  Belege  zu  der  Behauptung, 
dafs  das  Daseyn  einer  strafbaren  culposen  Stim¬ 
mung  mitunter  auch  bey  Handlungen,  welche  zu¬ 
fällig  keine  Verletzung  zur  Folge  haben,  anerkannt 
werde  (§.  490  und  selbst  das  gemeine  Recht  ent¬ 
hält  nicht  nur  keine  entgegengesetzte  Bestimmung, 
sondern  vielmehr  selbst  dergleichen  Anerkennt¬ 
nisse  (e). 

Endlich  ist  auch  der  Grundsatz  :  dafs  für  die 
Zurechenbarkeit  und  zwar  für  dolus  vermuthet 
werden  müsse,  —  in  Deutschland  gesetzlich  (f). 

(a)  P.  G*  O*  ait*  146,  Tn  wie  ferne  die  römischen  Gesetze  die 
Cnlpa  als  Verb  reelien  kennen  ?  siehe  von  A  1 1  m  e  n  d  i  n.g  e  a 
über  das  culpose  Verbrechen  S.  l94>  folg, 

(b)  „die  n  11  ge  verlieh  aufs  geylheit  und  unfiirsicluigkeit ,  doch  wider 
des  thattm  willen  geschehen* a 

(c)  3JCu1pae  latae  finis  eu  *  id  non  iutclligere  ?  quod  omnes  in- 

tclUgmU“  L.  223.  de  V,  S, 

(d)  r, jedoch  haben  diese  feil  zu  zeitten  gar  subtil  unterschied^ 
P,  G,  O ,  a*  a*  O* 

(e)  Wrgl,  z,  B,  §9  146*  not*  1, 

(f)  L.  1.  C*  ad  Leg*  Com*  de  slcar,  (IX,  16.)  ,>qm  si  proba- 
verit,  non  occidendi  animo  hommem  a  se  esse  percussum* 
remissa  homicidii  poena  etc“  L.  5.  C*  de  imuriis*  (IX,  35.) 
„Si  non  eouvicü  consiiio  te  aliquid  imuriosum  dixisse  pro-* 
bare  potes*“ 

Von  dem  dolus  intlir  Actus  ist  auch  in  den  deut¬ 
schen  Gesetzen  keine  Spur  zu  finden.  Kl  ei  u  sch  rolds  syst* 
Eniw,  Th*  I,  §.  19, 

s.  '  148 . 

Ausser  der  Zurechenbarkeit  der  Handlung 

wird  auch  in  Deutschland  zu  dem  Begriffe  eines 

Verbrechens 
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II.)  Möglichkeit  und  Noth  Wendigkeit 
der  Strafe  erfordert  (§.  5  6.  folg.). 

A)  Derjenige,  gegen  ■welchen  die  Ausübung 
einer  Strafe  unmöglich  ist,  begeht  daher  auch 
in  Deutschland  kein  Verbrechen. 

Darum  reden  die  (besetze  nicht  von  Verbre¬ 
chen  der  Personengememheitrn  (§.  143.). 

Dagegen  kannte  das  deutsche  Recht  Ver¬ 
brechen  der  Regenten  (a),  so  lange  cs  der 
Reichshoheit  und  der  Reichsjustiz  unterworfene 
Regenten  kannte,  auf  deren  rechtsverletzende  Pri¬ 
vathandlungen  (b)  sowohl,  als  auf  deren  uncon- 
stitutionelle  Regierungshandlungen  alle  Charactere 
der  Verbrechen  passen  konnten. 

Kur  der  Kays  er  konnte  kein  Verbrechen 
begehen,  ein  Grundsatz,  welcher  nunmehr  von 
jedem  Souverän  gelten  mufs. 

(_»)  Ausser  Moser  in  dem  pors.  .Staatsrechte  Th.  II*  c.  IX. 
s.  J*  G.  Gramer  de  natura  et  iudole  deäietoriim  et  poe- 
nariiiRL  in  causis  statuum  Imp.  Rom.  Germ.  rcc.  Lips.  17^3. 
G,  S.  Treuer  de  jure  crirninali  publico  S.  R-  I.  cautissime 
diiudicando.  Gott.  1740.  C,  F.  G.  Meister  de  iure  (fuod 
in  delictis  persouarum  Ullis  Lrium  obtioet,  Gotta  17d8*  3. 

W*  a  JMeumanu  Gojnni*  de  delictis  et  poenis  principum, 

Ffrti.  1753, 

(b)  Tn  Ansehung  dieser  Verbrechen  entscheiden  ,  wenn  keine  be¬ 
sondere  Verordnungen  existiren ,  rechtlich  die  Bestimmun¬ 
gen  des  gemeinen  Grind nalrecbts.  Leists  Lehrbuch  des 

teuuehen  Staatsrechts  §,  l4 5*  Dagegen  Treuer  a-  a*  Ot 

S*  *49- 

R)  Auch  in  Deutschland  werden  solche  Hand¬ 
lungen  nicht  als  Verbrechen  betrachtet,  boy  wel¬ 
chen  ,  wenn  auch  alle  übrigen  Merkmale  der 
Verbrechen  vorhanden  sind,  doch  der  Zweck  der 
Prävention  gegen  den  Handelnden  ohne  Strafe  er¬ 
reicht  werden  kann. 
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Daraus  ist  cs  erklärbar,  warum  die  Gesetze  aus 
der  c  u  I  p  o  s  c  n  Eigen  thumsbeobnirächligung  in 
der  Regel  nur  civilrcchtlichc  Folgen  ableiten ,  ob 
sie  gleich  culpose  Verletzungen  der  Gesundheit 
und  des  Lebens,  ja  auch  Ausnahmsweise  culpose 
Kigenthums  Verletzungen  alsdann  als  strafbar  be¬ 
trachten  ,  wenn  bey  denselben  entweder  noch 
gröfsere  Gefahr  befürchtet  werden  mtifs,  oder 
die  nach  der  Natur  der  Sache  unerfüllbare  Ver¬ 
bindlichkeit  zum  Schadensersätze  kein  hinläng¬ 
liches  Motiv  geben  ihre  Erzeugung  seyn  kann. 
Bey  spiele  geben  die  culpose  Brandstiftung  und  der 
culpose  Banqueroute. 

Daraus  erklärt  cs  sich  auch,  wrarum  selbst 
die  dolose  Nichterfüllung  oder  Verletzung  der 
Verträge ,  ohne  Betrug  und  Fälschung ,  im  Allge¬ 
meinen  nicht  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Daraus  erklärt  es  sich  endlich ,  warum  die 
rechtswidrige  Besitzergreifung  unbeweglicher  Güter, 
ohne  Fälschung  oder  Gcwaluhätigkcit ,  im  All¬ 
gemeinen  keiner  Strafe  unterliegt. 


2*  \y  e  y  t  e  a  Kapitel. 

Von  tUr  Natur  der  Strafen  und  der  Bestraft!  a  g. 
Erster  Titel* 

Von  der  Natur  der  Strafen  und  der  Bestrafung  im  All¬ 
gemeinen. 

§*  150- 

Auch  die  deutschen  Gesetze  stellen  den 
Grundsatz  auf:  die  Strafe  soll  ein  Uebcl 


l  .  Titel. 
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für  den  Strafbaren  seyn.  Der  Unschul¬ 
dige  darf  um  des  S t r a fb a r e n  willen  nicht 
leiden. 

1. )  Keine  Strafe  findet  daher  Statt,  wenn  sie 
der  Strafbare  nicht  als  Uebel  empfinden  kann. 
Keine  Strafe  daher  gegen  Todtc  (a). 

2. )  Keine  Strafe  soll  durch  Leiden  Unschul¬ 
diger  die  Uebel ,  ‘Welche  der  Verbrecher  verdient 
hat,  verwirklichen  (b). 

3. )  Selbst  auf  die  Erben  kann  daher  keine 
Strafe  übergehen,  wenn  sic  nicht  durch  die  Sen¬ 
tenz  (c) ,  oder  doch  sonst,  wie  bey  ipso  iure 
eintretenden  Confiscationen  (d),  schon  bey  Leb¬ 
zeiten  des  Erblassers  an  dem  Vermögen  desselben 
begründet  war. 


0)  L.  II.  D.  ad  Log.  Jul.  Mai  cs  t,  (  XLVIII.  4.)  „Tb  ,  *ni  in 

rea  Ui  decedit ,  integri  d^crdiL  E  %  l  *  u  g  n  i  t 11  r  e  n  1  m 

c  r  i  rn  e  n  m  ortalitat  f*  iNisi  forte  quis 


MaiesCntis 


fiiit*  JNam  hoc  criminc  ,  ntsi  a  fiucccssoribus  purgtlur  * 


reiis 
be¬ 
red  i  las  fisCö  viudieaUir.  Plaue  non  qnisquis  Legis  Jnliae  nide- 
slatis  rcus  est  7  in  eadrrn  condätione  est  :  sed  qni  pcrduel- 
lipnis  retis  est,  hostUi  animo  ad  versus  retupuhlieam  vcl 
principe m  anbäaatus,  caetenim  si  quis  ex  alia  causa  Legis 
Julia«  maicstaus  reus  sit ,  morte  crimine  l  i  h  e  r  a  t  n  r- 
Dafs  die  Observant  man  ober  Orte  bey  schweren  Capital- 
verbreclieu  Straf- Excculioutn  au  Todlen  zulafst,  ist  zwar 
nicht  u  n r  e c b  i  i  i  c  h ,  aber  nicht  ge  ra  e  i  nr  e  e  h  t  i  i  c  h  und 
auf  jeden  Fall  venverflic  h* 


(b)  L.  26,  Dp  de  poeuis,  {  XLVIII.  19,  )  „Crimen  veJ  poena  pa- 
terna  nullarn  maculam  Jülto  infligerc  polest*'  Narnque  urnis- 
quisque  ex  siio  ad ntisso  sorti  su  Imcilur ,  nec  alieni  crimiws 
snccessor  corisUtujiur,  u  L,  22.  C,  de  poen,  ( FX-  47.)  „San- 
cimus  5  ibi  esse  popnam ,  ubi  ct  uoxia  est,  Propjnquos  f  no~ 
tos,  familiäres  procul  a  calumnia  submoveuius ,  quos  reos 
sceleris  sodeias  non  facit.  Nec  euim  arlfmiUS,  vei  amicitia 
ne/avium  crimen  admiUunl,  Peccata  jgilur  suos  teneaut  aucto-- 
r^s,  iiftc  ukerins  progvediatur  metus*  quam  reperiaiur  delictum. 
Bie  L,  4.  §.  2,  de  offic  Proe',  (I.  160,  als  singuläre  politische 
Verordnung-,  und  die  blutige  L*  6.  C*  ad  L,  JuJ,  BXaj. 
(IX.  8.) ,  durch  welche  die  Tyrannen  furcht  Schutz  in  der 
Diebe  zu  den  Kindern  sucht  ?  machen  hier  Ausnahmen, 

(*)  L*  20p  D.  de  accu*at,  (XLYIII.  1.)  „Ex  iudiciorum  pnb- 
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H  co  rum  arimissis  non  alias  Iranseunt  adversu®  heretles 

poenae  bonorum  adrmtioms,  quam  si  lb  €üjxu*staia  et  coh- 
tlemnalio  luerit  secuta  ,  exccpto  rep  e  t  u  n  <1  a  r  u  m  c  t 
ju  a  i  esta  tis  in  d  1  c  i  o.  Kx  cae  teris  vcro  delictis  poena 

ab  hcredc  incipcre  ita  drnnim  polest,  st  vivo  reo  accusatio 

mota  est,  licet  non  fuit  cotidemnatio  secuta/1  Kle  ins  ehr od 
de  reparatione  dam  ui  delicto  datl,  Sp»  *1*  §*  12  —  14*  und 
in  der  syst.  Enuv.  Tli *  IL  38.  39. 

(d)  lleysptele  in  L«  34-  D.  cle  publ,  et  feetrg,  {fXXXIX*  4-} 
L,  22*  de  SClo  Silan.  (XXIX.  5.)  L*  4-  C.  de  apostaU 
(  L  70 


§.  15  1. 

Die  in  den  deutschen  Gesetzen  bestimmten 
Strafen  sind  gleichfalls  (§.  Gi.)  thcils  abschre¬ 
ckende,  theils  absolute  Sicherheitsstra¬ 
fen  O). 

Die  grofse  Verse hicdcnlicit,  welche  in  dem 
Charaetcr  dieser  beyden  Strafarten,  nach  allge¬ 
meinen  Ansichten  ,*  aufgefunden  wird  (§.  61.  62. 
7  6.),  ist  dagegen  in  den  gemeinen  deutschen  Ge¬ 
setzen  im  Ganzen  nicht  berücksichtigt. 

Der  Grundsatz :  dafs  mit  absoluten  Sicher¬ 
heit  $5  trafen  keine,  blofs  als  Abschreckungsmittel 
eine  juristische  Bedeutung  habenden  Martern  ver¬ 
bunden  werden  dürfen  und:  dafs  bey  den  zu  ab¬ 
soluten  Sicherlieitsströfen  geeigneten  Fällen  die,  nach 
dem  Mafsstabe  für  die  abschreckenden  ,  Strafen 
sieb  ergebenden  Verschiedenheiten  der  Strafbar¬ 
keit  keinen  Einflufs  auf  die  Strafbestimmung  ha¬ 
ben  können,  ist  daher  für  den  deutschen  Crimi- 
n allsten  gemeinrechtlich  unbrauchbar.  Die  deut¬ 
schen  Gesetze  bestimmen  nämlich  q  u  a  1  i  f i  c i  r  t  e 
Todesstrafen ,  um  bey  verschiedenen  zur  Todes¬ 
strafe  geeigneten  Fällen  das  Straf  übel  in  ein  Ver- 
hältnifs  zu  der  verschiedenen  Strafbarkeit  der 
Verl) rechen  zu  bringen  und  die  Rcchtsanalogie 
nötbigt  daher  den  Criminalistcn ,  nicht  nur 


156  I.  Th.  2.  13.  1.  AIhIi.  2.  Kap.  !.  Tit. 

1. )  auch  bcy  der  ewigen  Zuchthaufs-  uncl 
Ge  fängn  i  fss tr  a fe  Sei lä  rfungen ,  durch  h inzugefu g  I  e 
ücbel,  für  reclnlieh  zulässig  und  noth  wendig  zu 
erklären ,  sondern  auch 

2. )  anzunehmen ,  dafs  unter  den  absoluten 
Sicherheitsstrafen  selbst  Grade  Statt  finden  und 
die  ewige  Zuchthausstrafe  und  Deportation 
mithin  geringere  Strafen  ,  als  die  Todesstrafe, 
seyen. 

Je  mehr  indessen  in  dem  deutschen  parti- 
culären  Criminalr echte  die  Verwerflichkeit  der 
qualificirten  Todesstrafen  anerkannt  werden  wird, 
um  so  mehr  müssen  auch  die ,  aus  der  gemein¬ 
rechtlichen  entgegengesetzten  Thesis  abgeleiteten 
Folgen  an  ihrer  practischen  Brauchbarkeit  verlie¬ 
ren  und  die  allgemeinen  Grundsätze  an  Herr¬ 
schaft  in  den  deutschen  Staaten  gewinnen. 

(a)  Die  P,  G»  O.  redet  zwar  auch  von  ewiger  Gefänguifsstrafe 
( art,  10*  ii*  1ÖJ.) *  hestiinüit  jedoch  überall*  wo  sie  eiius  Au- 
Wendung  von  absoluten  Sieb  eihei  US  trafen  macht :  die  Todes¬ 
strafe. 


Auch  die  m ehesten  der  in  den  gemeinen 
deutschen  Gesetzen  gebilligten  abschrecken¬ 
den  Strafen  können  die  Kritik,  nach  den  oben 
entwickelten  Grundsätzen  (§.  63  —  6  6.),  ent¬ 
weder  überhaupt  nicht,  oder  doch,  nach  dem 
gegenwärtigen  Zustande  der  Bildung,  itzt  nicht 
mehr  bestehen.  So  sehr  überhaupt  die  allgemei¬ 
nen,  in  unsern  Gesetzen  aufgcstolltcn  Rechtssätze 
als  conscquenie  Resultate  einer  vernünftigen  Straf¬ 
rechts  theorie  sich  darsteilen  lassen,  so  sehr  ver- 
mifst  man  Cbnsequenz  in  den  Strafbestimmun¬ 
gen.  Für  alle  je  erdachten  Zwecke  der  Strafen, 
für  die  richtigen,  wie  für  die  unrichtigen,  für 
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die  schlechten  und  abscheulichen  ,  wie  für  die 
guten ,  liefern  unsre  Gesetze  Boy  spiele  und  es 
bleibt  daher  dem  positiven  Cri  min  allsten  nichts 
übrig,  als  frevmüthig  zu  bekennen,  dafs  die  deut¬ 
sche  Gesetzgebung  nicht  von  einem  bestimmten 
Zwecke  der  Strafen  ausgehe. 

In  den  deutschen  Territorien  dagegen  hat 
man  schon  seit  längerer  Zeit  angefangen,  diesem 
unerträglichen  Mifsstande  des  deutschen  Criminal- 
rechts  mit  glücklichem  Erfolge  abzuhelfen.  Die 
Einführung  der,  auf  den  richtigen  Strafzweck  be¬ 
rechneten  Zucht  h  a u  fs  s  t r  a  fe  n  an  die  Stelle 
clor  absolut  verwerflichen  gesetzlichen  Strafen  hat 
auch  in  denjenigen  deutschen  Landen,  in  welchen 
dergleichen  Anstalten  nicht  selbst  errichtet  wer¬ 
den  konnten,  wenigstens  das  Dulden  einer  con- 
sequenteren  Praxis  in  Hinsicht  der  Strafzwecke 
erzeugt  und  diese  Praxis  ist  es,  welche  heutzu¬ 
tage  dem  deutschen  Crimlnalisicn  doch  irgend 
einen  festeren  Standpunct  erlaubt. 

Das  edle  Wetteifern  der  deutschen  Regierun¬ 
gen  in  Verbesserung  der  Criminalgesetzgebungen, 
welches  die  gegenwärtige  Zeitperiode  ehrenvoll 
auszeichnet ,  wird  gewil's  auch  in  diesem  Puncte 
das  deutsche  Oiminalrecht ,  wenn  gleich  freylieh 
nur  das  historisch  universelle ,  der  Vollendung 
näher  bringen. 

§.  ‘  15  3. 

IN  ach  der  Gröfse  der  Strafen  werden  übrigens 
auch  in  Deutschland  die  Verbrechen  schon  von 
den  ältesten  Zeiten  her  in  peinliche  und  b ü tj 
ge  fliehe  (§.  66b.)  eingeiheilt,  womit  die  Ein- 
theilung  der  Gerichtsbarkeit  in  die  peinliche 
und  b ü rgerliclic  (h obere  und  niedere)  und 
die  Eintheilung  der  Straf  fälle  in  peinliche  (causa 


/ 
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criminalis  rriaior }  und  b ü rgerliclie  (causa  cri- 
minaiis  minor)  zusammenhängt. 

Seitdem  aber  der  allere  Erkenn mifsgrund  der 
peinlichen  Strafen  ,  dafs  ste  nämlich  an  Hals 
un  d  H  and,  die1  geringen  Strafen  dagegen  nur 
an  Haut  und  Haar  giengen ,  aufgehört  hat, 
p rar, tisch  zu  seyn  und  seitdem  neuere  Gesetze, 
und  unter  diesen  vorzüglich  die  P.  G.  0, , 
angefangen  haben,  ausser  den  Lebens  -  und  ver¬ 
stümmelnden  Strafen,  auch  noch  andere,  (wie 
l'ustigalion ,  Ehrlosigkeit,  Conliscaiionen,  Landes¬ 
verweisungen,)  unter  die  peinlichen  Strafen  zu 
rechnen  (a) ,  ist  es  keinen  geringen  Schwierig¬ 
keiten  ausgescizt,  die  Grenze  zu  bestimmen,  welche 
das  gemeine  deutsche  Crhninalrerhi  zwischen  pein- 
lieben  und  bürgerlichen  Strafen  gezogen  haben 
will  (b).  Nur  das  kann  man  nach  der  lieiehs- 
gesetzgebung  mit  Gewissheit  behaupten,  dafs  eine 
v  i  erze  U  n  tägige  G  ef  ängn  i  fss  träfe  n  o  cl  i  eine 

bürgerliche  sey ,  womit  denn  die  gewöhnliche, 
aus  den  Parlieulargcsetzgebungcn  abgeleitete  He¬ 
gel  :  dafs  eine  S  t r a  fe  v  o  m  m  e  h  r  als  10. 
Rthlrn.  das  Verbrechen,  für  welches  sie 
ange  d  r  o  h  t  werde ,  zum  p  e  i  n  1  i  c  he  n  m  a- 
clic(c),  ziemlich  genau  übereinstimmt,  Ueberall 
hat  aber  auch  in  dem  Particularrechte  diese  Re¬ 
gel  vielfache  Ausnahmen,  insbesondere  in  An¬ 
sehung  der  fiscalischen  Straffälle. 

Bey  dem  bezcichneten  Unterschiede  wird 
übrigens  nur  auf  die  Gröise  derjenigen  Strafe  Rück¬ 
sicht  genommen,  welche  auf  das  Verbrechen  im 
Allgemeinen  (in  thesi)  bestimmt  ist,  nicht  auf  die 
Gröfsc  derjenigen,  welche  dasselbe  in  einem  be¬ 
sonderen  Falle,  nach  dessen  individueller  Ge¬ 
staltung  (in  hypothesi ) ,  zur  Folge  hat.  Nur 
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Ausnahmsweise  haben  mitunter  die  bürgerlichen 
Gerichte  das  Recht,  auch  in  solchen  Fällen,  wel¬ 
che  mit  einer  in  thesi  peinlichen  Strafe  bedroht 
sind,  so  lange  die  Untersuchung  zu  führen,  bis 
es  sich  zeigt,  dafs  auch  in  hvpothesi  eine  pein¬ 
liche  Strafe  werde  erkannt  werden  müssen  (d). 

(u's  P.  G.  O,  all.  110.  113.  113.  164-  R.  P.  O.  v.  1648.  art. 

'  l8.  §.  2. 

(b)  Der  Art,  158.  d,  P.  G.  0#>  in  welchem  unter  der  bürger¬ 
lichen  Strafe '  die  poena  civilis  (1er  Rdrhcr  verstände« 
wh  tlj  kann  zu  dieser  (ücnzbcslimmuiig  nicht  benutzt  werden, 

(c)  R*  P.  O  v*  1 530*  a.  1-  2,  5,  Ueberkanpfc  vcrgl.  Mei¬ 

sters  voUsLaiidige  Einleitung  zur  peinL  Rechtsgel,  2tes 
IlaupUt*  —  lieber  Civil  -  und  Crimmalstrafen  von  Robert 
uml  Ko  ch(  Giessen  1785*  8« 

Ql)  In  diesem  Falle  nennt  man  die  bürgerliche  Gerichtsbarkeit 
s  i  u  ri  s  d  i  c  t  i  0  civilis  über  a  und  die  ihr  emgegenge- 
setzte  peinliche  Gerichtsbarkeit  iuris  di  c  L  i  u  criraiaa  U.a 
propria,  Meister  a*  a,  O,  IX«  und  andre  behandeln 
ohne  hime  ich  enden  Grund  die  Ausnahme  als  Regel, 

§.  154. 

Dafs  jede  Strafe  öffentlich  vollzogen  werden 
müsse,  ist  nirgends  in  den  deutschen  Gesetzen 
bestimmt.  Diese  stehen  daher  der  Anwendung 
der  richtigen  Grundsätze  im  Allgemeinen  kei¬ 
neswegs  entgegen.  Das  Particularrecht  und  die 
Praxis  in  manchen  Landen  hat  dagegen ,  durch 
ein  zu  grofses  Streben  nach  Publicität  des  Bestra- 
fungsacts,  manche  geringen  Strafen  in  beschim¬ 
pfende  und  eben  darum  bürgerlich  verderbende 
um  geschaffen.  Traurige  Erfahrungen,  welche  sich 
hieran  knüpften,  haben  indessen  in  unsern  Tagen 
last  überall  auch  in  diesem  Puncie  den  besse¬ 
ren  Ansichten  den  Eingang  bereitet. 
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Z  w  e  y  t  e  r  Titel. 

V  o  n  den  einzelnen  S  Ir  a  f  in  i  L  ( c  1  n 

G.  A*  Klciüsclirods  syst.  Entw.  Th*  3, 

J  a  cP  Dopler  thcairuvu  poenarum  etc.  Lips,  l69fi,  4. 

§-  1S5. 

I.  T  o  d  e  ss  t  r a  fe  n.  Ste  sind  in  e  in  f  a  c  h  e  und 
quäl  ifi  cirt  e  eingetlieilt  (§.  151.).  Zu  den  ein¬ 
fachen  rechnet  man a)  die  Enthauptung  [Strafe 
des  Schwerts,  poena  gladii,  dccollatio,  ehemals, 
und  hier  und  da  noch,  Strafe  des  Beils  (a)j-  Sie 
wird  als  die  regelnuifsige  Todesstrafe  betrachtet 
und  daher  immer  da  angewendet,  wo  das  (ge¬ 
setzt  unbestimmt  die  Todesstrafe  .  anordnet, 
b)  Das  Hängen  ( suspendium  )■  Es  wird  in  dei 
Meinung  für  schimpflicher  und  eben  deswegen 
für  härter,  als  Enthauptung,  gehalten  (1>),  in  den 
Gesetzen  findet  aber  diese  Meinung  keinen  festen 
Grund.  c)'Das  Erscbicfsen,  eine  blofs  mili¬ 
tärische  Strafe. 

(a)  Schlosser  de  usil  gladii  ln  suppliciie  apild  liom,  0fl  1  li^s 

Anal,  u.  1. ) 

(b)  Ob  davon  bey  dem  weiblichen  Geschleckte  Gebrauch  gemacht 

werden  könne?  s.  Böhmer  ad  Carpz.  tjn.  82.  o,  J* 

§.  15  6. 

Qualificirt  werden  die  Todesstrafen  entweder 
wegen  der  an  sich  besonders  martervollen  lodcs- 
«rt  (poenae  intrinsccus  qualificatae  ) ,  oder  wegen 
der  einer  leichteren  Todesart  beygefügten  Mat- 
ler  ( extrinsecus  qualificatae ).  Zu  der  ersteren 
Eiasse  gehören  a)  das  Säcken.  Bey  uns  ist  die- 
ses  5  von  der  römischen  poena  cullei  verschieden  (a), 
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Ersaufen  eines  in  einen  Sack  gesteckten  Menschen. 
East  durchaus  haben  es  geschriebene  Particular- 
gesetze  oder  die  Praxis  in  die  Strafe  der  Ent¬ 
hauptung  umgewandelt.  b)  Das  Rädern  (b), 
TArobey  die  Glieder  mit  einem  Rad,  oder  eisernen 
Keule  zerschlagen  ■werden,  und  alsdann  der  Kör¬ 
per  auf  ein  Rad  geflochten  wird.  Das  Rädern 
von  oben,  wobey  mit  dem  tödtenden  Stofsc  auf 
die  Brust  der  Anfang  gemacht  wird,  ist  die  Re¬ 
gel.  c)  Das  Verbrennen  (c).  Die  Praxis  läfst 
dieses  nur  an  dem  unbemerkt  getödteten  Kör¬ 
per  vollziehen,  d)  Das  Viertheilen  (d),  nach 
welchem  die  Theile  an  verschiedenen  Landstraßen 
auf  Pfähle  geheftet  werden,  c)  Das  Leben- 
d ighegra ben  (e) ,  welches  heutzuta ge  nirgends 
mehr  angewendet  wird. 

^  Qualifieationcn  der  letzteren  Klasse  sind ; 
°)  Schleifen  zur  Ge ric hts statte  auf  einer 
Schleife  oder  Haut,  b)  Zangen  kneipen  (f). 
^  enn  in  dem  Urthcile  nichts  bestimmt  ist,  so 
wurde  die  glühende  Zange  nur  zweymal  zu  dieser 
traurigen  Operation  gebraucht.  Kein  Unheil 
dutfte  mehr  als  sechsmal  diese  Marter  wieder¬ 
holen  lassen.  Auch  hiervon  macht  die  heutige 
miidcie  Praxis  keinen  Gebrauch  mehr,  c)  Fl  ech¬ 
ten  des  Körpers  auf  das  Rad.  d)  Aufste¬ 
cken  des  Kopfs  oder  der  Hand  auf  einen 
Pfahl. 

(a)  Ton  der  rdm,  poena  cnllee  s*  Solouaul  de  parrickh  crim* 
iu  Ilses-  Orion,  Tb  V,  S,  übrigens  Art,  1 3 2.  d,  1\  G,  Ö. 
mid  B  ci  h  iii'0-r  ad  hP  arlP  Ob  das  emfaehe  Sacken  nicht^ 
jiacL  dem  Geiste  der  Carolina ,  7*11  dep  einfachen  Tu* leisten  fun 
xu  rechnen  sej7  ist  zwei  fei  häf  1 1  eine  nähere  Üirtersucbung 
darüber  wüt®  aber  glücklicher  Weise  ganz  antiquarisch  seyu, 

(b)  P.  G.  Ö.  arti  130.  192*  Böhmer  ad  Carpz,  q,  \28.  oA* 

(*)  P.  G,Ot  «rt.  125/ 

1  i 


i 
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(d)  P.  G.  O.  a.  124. 

(e)  P.  G.  O,  a,  131. 

(f)  P.  G,  O.  a.  13 J.  137. 

$.  15  7. 

II. )  Leibcsst  r  a  fcn. 

1. )  Verstümmelnde.  Die  geschriebenen 
Gesetze  Deutschlands  (a)  kennen  ihrer  noch  (man¬ 
che  ,  die  gebildetere  Praxis  hat  sic  verbannt. 

2. )  Blofs  schmerzende,  Hierhin  gehölt 
a)  der  Stock  sch  il  ling  (virgindemia).  Dieser 
wird  von  dem  Gerichtsdiener  mit  Stöcken  oder 
Ruthen,  heimlich  oder  öffentlich,  vollzogen.  In 
dem  letzteren  Falle  is l  die  Strafe  b  e s  c b  i m  p  f c n d, 
aber  nicht  entehrend.  b)  Staupenschlag, 
Staupbesen,  Staupe  (fustigatio).  Diese  wird  von 
dem  Scharfnchtersknecht  an  dem  Pranger  vollzo¬ 
gen  ,  ist  entehrend  und  immer  mit  Landesver¬ 
weisung  verbunden  (b).  c)  Brandmarken,  durch 
Einbrennung  einer,  Entehrung  anzeigenden  Figur, 
eines  Galgens,  Racls  u.  d.  g.  auf  die  Stirne,  den 
Rücken,  oder  die  Hand.  Auch  diese  Strafe  ist 
durch  die  Praxis  ziemlich  selten  geworden  (c). 

3. )  Arbeitsstrafen,  welche  nur  hier  und 
da  als  geringere  Ahndungen  Vorkommen. 

(a)  P.  G,  O.  a,  106.  107.  108.  5  23.  159. 

(b)  P,  G.  O.  a,  113.  J.  15.  vor?.,  198.  Die  Praxis  bat  diese  Strafe 
b^ynahe  überall  abgeschafTt, 

C*0  Mit  ihr  stimmt  ziemlich  übereilt  L+  17,  C,  de  poco* 

158 * 

III.  Ehrenstrafen. 

Auch  von  diesen  kennt  man  in  Deutschland 

A)  Entehrende.  Seitdem,  die  Strafe  der 
Reichsacht,  welche  absolute  Rechtlosigkeit  zur 
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Folge  haifeen  konnte ,  nicht  mehr  practisch  ist, 
gehören  hierhin  1.)  die  Entziehung  der  gemeinen 
B  ü  rg  er  ehre  (inf'amia)  und  2.)  die  Entziehung  der 
eminenteren  Stand  cs-  Hangs-  und  A m t s eh r e (a). 

Beydc  sind  in  Deutschland  die  nothwendige 
Folge  aller  Strafen,  welche  durch  den  Scharf¬ 
richte  rsknccht  vollzogen  werden  (b).  Als  selbst¬ 
ständige  Strafen  werden  sie  a)  entweder  blofs 
durch  die  Eröffnung  eines  auf  dieselben  erken¬ 
nenden  richterlichen  Unheils ,  oder  b)  auf  eine 
symbolische,  die  Entehrung  dem  Publicum  ver¬ 
sinnlichende  Weise  zugefügt.  Dieses  letztere  ge¬ 
schieht  a)  durch  Ausstellung  an  den  Pranger, 
wobey  die  Scharfrichtersknechte  geschäftig  sind(c), 
durch  Anschlägen  des  Namens  an  den.  Galgen, 
7 )  durch  Zerbrechen  der  Standes-  oder  Rangs- 
Ehrenzeichen  durch  den  Scharf richtersknecht , 
durch  unehrliches  Begräbnils  (d)  (scpultura 
asinina  ). 

In  der  neueren  Praxis  der  mchrsten  Lande 
wird  zwar  wohl  von  der  Entziehung  der  eminen¬ 
teren  Standes  -  Rangs-  und  Amtsghre ,  bald  als 
von  einer  selbstständigen  Strafe ,  bald  als  von  ei¬ 
ner  Folge  der  Vcrurtheilung  zu  andern  Strafen, 
welche  mit  der  Voraussetzung  solcher  Ehre  im 
Widerspruche  stehen,  Gebrauch  gemacht,  der 
Verlust  der  gemeinen  Bürgerchrc  (die  eigentliche 
Infamie)  kömmt  aber  nur  als  interimistischer  Be¬ 
gleiter  der  Zuchthaufsstrafcn ,  oder  als  Folge  der¬ 
jenigen  Strafen  vor ,  welche  durch  den  Scharf- 
richterskneclit  vollzogen  werden.  Sehr  zweck- 
mäfsig  machen  dagegen  neuere  Gesetzgebungen 
davon  Gebrauch,  dafs  einzelne  durch  die  Bür¬ 
ge  rehrc  vermittelte  Vorzüge,  vorübergehend  oder, 
fortdauernd,  zur  Strafe  entzogen  werden. 
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6a)  Uerliaupt  5.  FeucrbacLö  peiul,  Recht  (J.  15J*  152. 

(Lj  Von  den  Gründen  ,  wailim  bey  uns  der  Grundsatz  des  Rom. 
Rechts  über  die  Infamie ,  als  Folge  des  iudicii  pnblici  und 
der  famosen  PmatkJage  ^  nicht  anwendbar  ist*  \ergl*  auch 
F*  A*  S  e  i  p  von  dem  Unterschiede  der  ehrenrührigen  Stra¬ 
fen  nach  rörm  und  deutschen  Rechtem 

Zur  Kritik,  dieser  Strafen  s.  Textor  de  auppllcio  Capital i 
et  poenis  iuiarDantibus  c  civilatuni  foris  proscribeiiiiis.  itib. 

1799. 

(c)  Art.  85*  115.  123.  198.  Pufendorf  de  iiirisd.  Germ, 

P.  484. 

(d)  J,  II,  Böhmer  de  jure  denegandi  coinmunioneiu  cocmeterii 
in  lix,  ad  Paud,  T,  II.  ex,  4'd, 

s.  159. 

B)  Das  Ehrgefühl  angreifende  Strafen. 
Auch  hier  kennt  man 

1 . )  beschimpfende,  wie  das  gemeine 
Halseisen  oder  den  Straf p f a h  1 ,  welchen  das 
Particularrecht  noch  mehrere  Sorten  der  verwerf¬ 
lichste  11  Strafen  (a)  bcygescllt  hat ,  die  aber  itzt 
wieder  der  verdienten  Vergessenheit  übergeben 
werden, 

2, )  Die  demüt lügenden  und  3.)  die  be¬ 
schämenden.  Für  manche  dieser  Strafen  hatte 
die  Praxis  Zusätze  erfunden,  "welche  sie  in  be¬ 
schimpfende  Strafen  umwandclte  ,  die  jetzige 
Praxis  aber  ist  dem  Gebrauche  dieser  verderben¬ 
den  Mittel  ganz  entgegen  und  hat  eben  darum 
auch  den  Gebrauch  der  gemeinrechtlich  gebillig¬ 
ten  Kirchcnbufse  (b)  bey nahe  ganz  aufge¬ 
hoben. 

(a)  Z.  B.  des  Lastcrstelns ,  der  Geige  ?  des  rotben  Gitters ,  Narren*1 
oder  TriHhaaEbcheng ,  Austrommelns  u,  s*  w. 

(b)  c,  2*  X *  de  adult,  c,  3.  X*  de  poem 
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§.,  160, 

IV.  Strafen  am  Vermögen,  a)  Geldstrafen 
(mulctae)  (a).  b)  Confiscat  i  one  n  (  publicatio 
bonorum).  Geldstrafen  gehören  ,  im  Zweifel  dem 
Gerichtsherrn,  Confi  scationen  aber  zum  Fiscus 
der  Landesherrschaft ,  worunter  die  Güter  gelegen 
sind  (b),  cs  müfste  denn  eine  Confiscation  zum 
Vorlheil  von  Privatpersonen  seyn  (c). 

Auf  den  Fiscus  geht  das  Vermögen  des  Straf¬ 
baren  mit  allen  Rechten,  selbst  den  bedingten  (d), 
aber  auch  mit  allen  Verbindlichkeiten  über,  welche 
darauf  haften  (c).  Die  Gesetze  nehmen  daher  von 
der  Confiscation  aus:  l.)was  der  Ehefrau  des  Ver¬ 
brechers  gehört,  und  was  in  den  Ehepacten  dem 
andern  Ehegatten  versprochen  worden  ist  (f), 
2.)  das  Peculium  der  Kinder,  sogar  das  profecti- 
lium  (g),  3.)  die  Güter,  wovon  der  Verbrecher 
nicht  alleiniger  Eigenlhümer  war,  von  welchen 
der  Fiscus  höchstens,  so  lange  die  Strafe  dauert, 
die  Früchte  einziehen  kann  ,  4.)  was  der  Ver¬ 

brecher  nachher  erwirbt  (h) ,  ausgenommen  bey 
Deportationen,  bey  welchen  die  Strafe  fortdau- 
ert  (i).  —  Alle  stillschweigenden  Confisca- 
tionen ,'  welche  die  Nov.  134.,  noch  nach  aufge¬ 
hobener  Servitus  poenae  (k),  sehr  inconsequent 
als  'Folge  der  Todesstrafe  duldet ,  hat  die  P.  G.  O, 
aufgehoben  (1). 

(a)  Ueber  den  Begriff  derselben  vergl,  L,  131.  u,  244.  D.  de 
V.  S.  (L-  16.) 

(b)  W.  K.  a.  21.  $.  2—4,  W,  F.  a.  8.  §,  4.  Strubens  rechtl. 

ßed.  Th.  !•  171*  TI».  3.  B,  4l.  Putters  ltechts (alle. 

3.'  ß.  3.  Tlt.  Itesp.  275, 

(c)  Z.  B.  in  L.  «u.  C.  de  rapt.  -virg.  (IS.  13.)  Nor.  12-  c.  1. 

(d)  Auch  die  Rechte  des  Verbrechers  aus  Vermach  missen  gehen 
auf  den  Fiscus  über,  '»venu  jener  nicht  zugleich  den  erfor- 
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d  erliche  u  Stylus  zur  Strafe  verliert.  Vcrgl.  L.  3,  $$  !«  dt*  hi* 

quae  pro  non  scripu  (XXXIV#  ü- )  L.  69#  (J*  1,  2.  de 

cond.  et  ilemoustr,  (XXXV*  1,  ) 

(e)  L*  9*  D.  de  SCto,  Silan#  (XXIX,  5#)  L.  2 .  £.  1.  de 

alim*  leg#  (XXXIV.  1-)  L*  60.  §  1.  de  c  o  n  d*  et  ‘dem. 

L,  6,  pr,  de  jur*  lisch  (XL1X.  l4  ) 

(f)  L*  9*  C.  de  hon,  proscriptor,  (IX.  49.)  IX.  134#  e*  13. 

(g)  L*  3#  $.  4.  D.  de  iiiiuor#  (IV.  40 

(ii)  L,  22.  $.  5#  D.  manch  (  XVII.  1.) 

(i)  L#  2*  C  de  hon.  ploscr. 

(k)  Kov*  22.  c,  8, 

(l)  P.  G.  O.  a,  218.  lieber  die  Auslegung  dieses  Artikels  s, 

Koch  in  der  Vorrede  zu  der  P.  G.  O#  Kl  e  i  nsch  ro  d  a# 

a.  O.  §.  66* 

(♦)  Entziehung  nutzbringender  Gerechtigkeiten  und  Privilegien 
gehört  auch  zu  der  Klasse  der  Vermögens  strafen* 


§.  16 1, 


V.  Frey  licitss  t  rafen. 

1.)  Relegationen,  von  -welchen  die  Rö¬ 
mer  häufig  Gebrauch  machten  (a),  kommen  schon 
in  den  deutschen  Gesetzen  selten  vor  (b) ,  und 


meistens  mit  dem  Stäup cnscblag  oder  der  Ver¬ 
stümmelung  verbunden.  Die  Praxis  bat  sic  bey- 
nahe  ganz  verbannt,  weil  mit  der  Errichtung  doi 
Zuchthäulser  der  Grund,  welcher  ihren  Gebrauch 
ehemals  nothwendig  machte,  hinweggefallen  ist. 

2.)  Confinationen  sind  zwar  auch  d cn 
Gesetzen  nicht  fremd  (c),  jedoch  machen  sic  nui 
selten  davon  Gebrauch.  Die  Praxis  kennt  diesel¬ 


ben  mehr  als  Sicherungsmittel  während  der  Un¬ 
tersuchung,  jedoch  auch  als  Strafen  in  Fallen, 
wo  das  Ermessen  des  Pachters  nur  geringe  War¬ 


nungen  fordert. 

3 .)  Deportationen  kennt  zwar .  das  römi¬ 
sche  Recht  (d),  in  Deutschland  aber  sind  sic  im 
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Allgemeinen  ausser  Gebrauch,  weil  es  immer  an 
schicklichen  Orten  für  die  Vollziehung  dieser 
Strafe  gebrach,  und  heutzutage  auch  die  Unzweck- 
mäfsigheit  derselben  ausser  Zweifel  gesetzt  ist. 

4.)  Gefängnisse  sind  in  den  deutschen 
Staaten  nicht  nur  verschiedenartig,  nach  Verschie¬ 
denheit  der  Stände,  eingerichtet  ( Staat sgefängnifs , 
Fesiungsgefängnifs  ,  gemeines  Gefängni(s),  son¬ 
dern  man  unterscheidet  auch,  in  Ansehung  der 
Behandlungsart  der  Gefangenen,  das  Gefangnifs 
b  e  y  Wasser  und  B  r  o  d  (carccr  cum  carcna)  (e) 
von  dem  gewöhnlichen  Gefängnisse.  Nicht  überall 
findet  man  indessen  in  den  deutschen  Gefängnis¬ 
sen  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  und  der 
Jlumanüäi  durchaus  befriedigt,  und  hier  und  da 
wird,  durch  den  Mangel  besserer  Strafanstalten, 
ein  Gebrauch  der  Gefängnisstrafe  noth wendig  ge¬ 
macht,  welcher  demjenigen,  vvras  nach  allgemei¬ 
nen  Grundsätzen  über  die  zwcckmäfsige  Dauer 
derselben  behauptet  werden  mufs ,  keineswegs  ent¬ 
spricht. 

(n)  Tit.  Dig.  de  iniercl  et  rekgat,  {XLYIII,  22 ♦) 

(>)  An.  115*  123,  158*  161*  d.  P,  G.  O* 

(e),P.  G,  O-  a*  16t- 

Cd)  Vergl.  L,  28*  13.  D*  de  poen.  (XLVHI*  19*) 

(c)  Immer  wird  indessen  hierbey  am  dritten  oder  vierten  Tage 
warme  Speise  gereicht. 

Ewige  Gefäiignifastrafen  sind  zwar  in  dem  röm*  Hechte  ver¬ 
boten  (L*  8.  9.  L*  35.  Th  de  poeu,  )  ,  die  P.  G.  O*  da¬ 

gegen  kennt  dieselben  schon*  Vergl.  Art*  10,  und  iÖl*  Ais 
gemeine  Strafen  kommen  sie  indessen  ?  seit  der  Errichtung 
der  Znichthäufser  ,  nicht  mehr  vor* 

§*  1 62* 

Zucliihäufscr  und  Arbeitshäufscr  sind,  seit 
dem  letziverflossencn  Jahrhundert,  in  Deutsch- 
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land  das  Mittel  zur  Verbesserung  der  Criminal- 
praxis  m  Ansehung  der  Strafbestimmungen  gr> 
y oi  den.  In  manchen  Landen  sind  sic  zwar  bis 
itzt  noch  in  jeder  Hinsicht  unvollkommene,  zum 
rheile  sogar  zweckwidrige  Anstalten,  indessen  darf 
man  nut  Gewißheit  erwarten,  dals  gerade  in  dem 
jetzigen  Zeilpuneie  das  Gulg,  was  achtungswür- 
dige  Männer  über  die  Verbesserung  dieser  Anstal¬ 
ten  gedacht  und  gesagt  haben,  der  Menschheit 
nicht  verloren  gehen  werde. 

Mit  der  Strafe  der  ö  f  fe  n  t  liehen  Arbei¬ 
ten  hat  man  in  Deutschland  auch  hier  und  da 
versucht  (z.  ß.  Strafe  des  Schiffziehens ,  Schanz¬ 
karr  enstfafe  u,  s.  w.),  die  Erfahrung  aber  hat  auch 
meistens  die  Leberzeugung  von  den  Inconvenien- 
zien  und  der  Zweckwidrigkeit  dieser  Strafen  so 
lebhaft  erweckt,  dafs  man  ihren  Gebrauch  wieder 
verboten  hat. 


drittes  Kapitel* 

Von  de  m  d  e  u  t  sc  h  e  n  Strafgesetze 

1  )as  K  a  p  j  t  e  1 ;  von  dem  V  e  r  h  ä  1  t n  I  Ts  fl  e  r  Strafe  zu 
ri  e  m  Verbrechen  kann  und  mufs  I«  dem  positiven  Crimi- 
na?  rechte  übergangen  werden,  weil  die-  Entwickelung  ,  der 
Bedingungen  für  die  Anwendung  der  ordentlichen  gesetzlich 
bestimmten  Strafe  den  Gesichisjjiiuct  vol Isüiudig  darstellen 
imds  ,  aus  welchem  die  deutsche  Gesetzgebung  jenes  Ver- 
biiHnifs  betrachtet  haben  will. 

Erster  Titel, 

'Ton  den  deutschen  Strafgesetzen  in  bezug  auf  die  Gesetzgebung* 

§.  1 6  3, 

Vergleicht  man  die  deutsche  gemeine  Crh 
rnmal gesetzgeb uaig  mit  den  Forderungen,  welche, 
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nach  den  oben  (§.  98.  u.  folg.)  entwickelten 

Grundsätzen,  gemacht  werden  können,  so  findet 
man  dieselbe  zwar  in  vieler  Hinsicht  äufserst  un¬ 
vollkommen,  indessen  doch  auf  dem  Wege,  wel¬ 
chen  eine,  die  Strafe  als  Präventionsübel  gegen 
den  bestimmten  Verbrecher  betrachtende  Gesetz¬ 
gebung  e inschlagen  mufs.  Her  Bewcifs  hiervon 
liegt  in  der  näheren  Betrachtung  der  für  die  Er¬ 
kennung  ausserordentlicher,  gemilderter  oder 
geschärfter,  Strafen  in  den  deutschen  Gesetzen 
aüfees teilten  Grundsätze,  welche,  wie  in  dem  fol¬ 
genden  Titel  gezeigt  werden  wird ,  beinahe  durchaus 
mit  demjenigen,  was  darüber  in  dem  allgemeinen 
Cr  immal  rechte  gesagt  werden  mufste,  überein- 
stimincn  und  daher,  da  das  hierüber  oben  Ent¬ 
wickelte  sich  als  ein  Ausflufs  dessen  darstellte, 
was,  nach  den  Grundsätzen  der  Präventionstheorie, 
das  Verhäitnifs  zwischen  Verbrechen  und  Strafe 
bestimmt,  zugleich  beweisen,  dafs  der  Mafssiab 
des  allgemeinen  Criminalrechls  für  die  Gröfse  der 
Strafbarkeit  auch  der  in  den  deutschen  Gesetzen 
im  Allgemeinen  gebilligte  seyn  müsse  (a). 

(a)  UVbcrhaupt  Ist  schon  die  blofse  Existenz  unbestimmter 
Strafgesetze  in  einem  positiven  II ec li Le  ein  unzweideutiger 
Üeweifs,  dals  dieses  Recht,  wenn  ihm  überhaupt  eine  Theorie 
zum  Grunde  liegt,  der  Fräveniidnstlieorie  huldigen  müsse, 
denn  nur  nach  den  ?  aus  dieser  Theorie  sich  entwickelnden 
Ansichten  der  Crmmialgesetzgebnng  haben  unbestimmte 
Strafgesetze  einen,  dem  Prmcip  der  Gesetzgebung  nicht  wider- 
streitenden  Sinn* 

§*  1 64. 

Die  gegründeten  Mängel  der  deutschen  Cri- 
minalgcsctzgebung,  welche,  wfenn  man  auf  die 
Zeiten  Rücksicht  nimmt ,  aus  welchen  sie  ,  zumal 
die  ursprünglich  deutsche,  herstammt,  nicht  auf¬ 
fallend  erscheinen  können,  .bestehen  vorzüglich 
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darin,  dafs  1.)  in  Ansehung  der  ordentlichen 
Strafen  nicht  überall  die  zu  wünschende  Bestimmt¬ 
heit  angetroffen  wird,  in  Ansehung  der  gewählten 
bestimmten  Strafen  aber  die  Forderungen  der  Hu¬ 
manität  nicht  hinlänglich  berücksichtigt  sind  (§.  1  5  2.), 
und  dafs  2.)  selbst  bey  den  sonst  nach  richtigen 
Gesichtspuncten  angeordneten  ausserordentlichen 
Strafen  cs  an  Bestimmtheit  gänzlich  gebricht. 

Dieses  hat  denn  für  die  deutsche  Oiminal- 
justiz  die  nothwendigen  Folgen,  dafs  1.)  in  ihr 
das  allgemeine  Criminalrecht  in  einer  sehr  be¬ 
deutenden  ,  unmittelbaren  praktischen  Wichtigkeit 
erscheint,  eben  darum  aber  auch  eine  traurige 
TJngewifsheit  der  Rechtssprechung.,  welcher  das 
Rüc k s i chtneh men  auf  die  Präjudicien  (§.  12 8.) nur 
sehr  unvollständig  abhilft  \  in  Deutschland  herr¬ 
schend  ist •  2.)  dafs  Begnadigungen  aller  Art 
in  Deutschland  weit  häufiger  Statt  finden,  als  es 
für  das  Wohl  und  die  Sicherheit  der  deutschen 
Staaten  zu  wünschen  wäre. 


Zweiter  Titel* 

\oa  den  deutschen  Strafgesetzen  m  Bezug  auf  die  richterliche 
Anwendung  derselben* 

E  !  n  1  e  i  t  u  n  g, 

S-  165, 

Dafs  die  oben  (§.  102  —  106.)  entwickelte 
Ansicht  der  Bestimmungen  des  Richteramts  auch 
in  Deutschland  die  einzig  mögliche  sey ,  folgt 
schon  aus  dem ,  was  bisher  über  deutsche  CJri- 
minalgeseizgebung  gesagt  wurde.  Es  fehlt  indes¬ 
sen  auch  nicht''  an  ausdrücklichen  gesetzlichen 
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Bestätigungen  derselben.  So  werden  namentlich 
die  deutschen.  Richter  in  den  Fällen,  wo  der 
Mangel  aller  Strafbestimmung  für  unbezw  eifeit 
strafbare  Handlungen,  oder  die  Unbestimmtheit 
und  Dunkelheit  der  gesetzlichen  Strafbestimmung 
dieselben  zu  Functionen,  welche  eigentlich  dem 
Gesetzgeber  obliegen,  nölliigen,  darauf  aufmerk¬ 
sam  gemacht,  dals  alsdann  ihr  Ermessen  durch 
die  noth wendige  Rücksicht  auf  den  Geist  der 
deutschen,  einheimischen  sowohl  als  Hülfsgesetzc, 
bestimmt  werden  müsse  (a).  Und  eben  so  ist 
die  von  dem  Begriffe  des  Juristen  und  des  Rich¬ 
ters  unzertrennliche  Befugnifs  zur  Auslegung  der 
Gesetze ,  welche  das  positive  Recht  sonst  bekannt¬ 
lich  in  ihrem  ganzen  Umfange  anerkennt ,  in  Hin¬ 
sicht  der  Strafgesetze  so  wenig  eingeschränkt  wor¬ 
den,  dafs  vielmehr  auch  in  Ansehung  ihrer  selbst 
d ie  Bcfugnifs  zur  extensiven  Auslegung  ausdrück¬ 
liche  Bestätigung  erhalten  hat  (b). 

£a)  I\  G,  O,  art.  105,  „Tn  Avas  peinlichen  feilen  die  peinliche 
straff  in  diesen  Artikeln  nit  gesetzt ,  oder  genugsam  erklert 
oder  verstendigj  sollen  Richter  und  urtbeyler  radts  pflegen, 
wie  in  solchen  zu  feil  ich  e»  und  uuverstendtlichen  feilen 
itnsem  keyserlichen  Rechten  und  dieser  unsrer  ördoung  am 
gern essigsteii  gehandelt  und  geurlhcilt  werden  soll/4  Geber 
die  Auslegung  dieses  Artikels  s*  die  Bibliothek  des  p.  R- 
B,  I-  St.  J.  u*  2,  $.  73.  Dagegen  Klejnschrods  syst, 
Entw,  Th,  11.  j£,  ll8.  119,  und  Feuerbachs  Revision 
Tb.  II.  S,  26.  folg. 

fh)  P*  G.  0.  art.  104-  „In  was  Sachen  C  oder  der  selben  glei¬ 
chen  )/4 


Erster  Abschnitt* 

Von  der  Anwendung  der  Strafgesetze  im  Allgemeinen, 

§.  16  6. 

Uebcr  den  Umfang  der  Strafgesetze  in  An¬ 
sehung  der  Subjcctc  (§.  107.)  haben  wir  keine 
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gesetzlichen  Bestimmungen.  Es  müssen  daher  in 
Ansehung  derselben  die  allgemeinen,  oben  ent¬ 
wickelten  Grundsätze  auch  in  Deutscliland  ent¬ 
scheidend  seyn ,  •wenn  die  deutsche  Gesetzgebung 
überhaupt  aus  den  Grundsätzen  der  Präventions¬ 
theorie  erklärt  werden  mufs. 

Einige  wesentlichen  Veränderungen  in  der 
Art  der  Anwendung  dieser  Grundsätze  haben  sich 
aber  allerdings  aus  der  erfolgten  Auflösung  des 
Reichsverbandes  ergeben. 

Wenn  nämlich  bisher  behauptet  werden 
konnte,  dafs  ein  allgemeines  publicistisclics  Band 
die  einzelnen  deutschen  Staaten  verbinde ,  nicht 
blofs  für  ihre  individuelle  Rechtssicherheit  zu 
wirken ,  sondern  auch  die  Beförderung  der  allge¬ 
meinen  Rechtssicherheit  Deutschlands  sich  ange¬ 
legen  seyn  zu  lassen  und  wenn  daher  selbst  die¬ 
jenigen,  welche  sonst  weder  Recht  noch  Verbind¬ 
lichkeit  annehmen,  an  dem  Ausländer  im  Aus¬ 
lande  begangene  Verbrechen  zu  bestrafen,  doch 
behaupten  konnten,  dafs  in  einem  jeden  deut¬ 
schen  Staate,  bey  der  Bestrafung  eines  nicht  in 
seinem  Innern  wohnhaften  Verbrechers ,  auch  auf 
diejenigen  Verbrechen  Rücksicht  zu  nehmen  sey, 
Welche  derselbe  zwar  auswärts,  aber  doch  binnen 
Deutschlands  Grenzen  begangen  haben  (a),  so 
fällt  nunmehr  diese  Behauptung  hinweg  und  cs 
kann  von  einem  deutschen  Staate  zu  denrandern 
nichts  als  Verbindlichkeit  aufgestellt  werden ,  was 
man  nicht  nach  völkerrechtlichen  Ansichten,  auch 
gegen  andere  befreundete  Staaten  als  eine  solche 
betrachtet  (b). 

Und  wenn  es  bisher  möglich  war,  zu  be¬ 
haupten  ,  dafs  bey  den  Bestrafungen,  von  wel¬ 
chen  so  eben  geredet  wurde,  die  gemeinen 
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deutschen  Strafgesetze  die  eigentliche  Norm  für 
die  Rechtssprechung  deutscher  Richter  seyen  (e), 
(•eine  Behauptung ,  welcher  jedoch  eine  milde 
Praxis  gewöhnlich  die  nähere  Bestimmung  bey- 
gcsellle  (d),  dafs  den  Verbrechern  die  gelindere 
Strafe  der  Paniculargcseize  des  Orts,  wo  das  Ver¬ 
brechen  begangen  worden  sey,  oder  wo  die  Strafe 
realisirt  werden  solle,  zu  statten  kommen  müsse,) 
so  fällt  dagegen  nun  die  Möglichkeit  dieser  Be¬ 
hauptung  hinweg  und  es  kann  nur  angenommen 
werden ,  dafs  in  einem  jeden  Staate  nach  den  ei¬ 
genen  Strafgesetzen  gerichtet  werden  müsse,  doch 
aber  etwa  die  gelindere  Strafe  der  Paniculargcseize 
des  Orts ,  wo  das  Verbrechen  begangen  wurde, 
eine  Berücksichtigung,  zu  Gunsten  des  Verbrechers, 
finden  dürfe. 

(a)  Wenn  nämlich  diese  Handlungen  weder  an  dem  Orte,  wo 
sie  begangen  wurden,  noch  auch  an  dem  Orte,  wo  von  der 
Strafe  die  Bede  ist,  aus  der  Reihe  der  Verbrechen  getilgt 
waren  * 

(b)  Für  Deutschlands  Sicherheit  ist  es  von  der  höchsten  Wich¬ 
tigkeit,  dafs  die  hierüber  au  zunehmenden  Grundsätze  nicht 
lange  schwankend  bleiben ,  sondern  durch  einen  allgemeinen 
Vertrag  der  ßundessuten  unter  einander  bestimmt  werden 
möchten.  Hoffentlich  ist  der  Zeltpunct ,  wo  dieses  geschieht, 
nicht  mehr  ferne, 

(c)  Koch  inst,  jur,  crim*  §.  94* 

(d)  Klein  Grunds,  cL  p*  R,  §,  52,  53-  Desselben  merk¬ 
würdige  Rech fcsspr hebe  der  HalUschen  Juristen- Facultäfc,  Th*  1, 
S.  6,  folg,  5  trüben  recht!,  Red*  IV,  135. 

§,  167, 

In  Ansehung  der  Handlung  (§.  10Ö.)  kennt 
auch  das  deutsche  Criminal recht  als  noth wendige 
Voraussetzung  für  die  Anwendung  eines  jeden 
Strafgesetzes  das  Daseyn  derjenigen  Merkmale,  aus 
welchen  sich ,  ganz  übereinstimmend  mit  den  allge- 
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meinen  Grundsätzen,  nach  den  deutschen  Gesetzen 
der  Begriff  eines  Verbrechens  bildet  (vergk 
vorz.  die  §§.  136  —  143.  und  346. —  149).  Jede 
•weitere,  das  richterliche  Geschäft,  der  Anwendung 
der  Strafgesetze  bestimmende  allgemeine  Begcl 
fliefst  aus  der  Natur  der'  einzelnen  Arten  dieser 
'Gesetze. 


Zweiter  Abschnitt. 

V  o  n  t3  c  x  A  n  w  e  n  il  u  n  g  d  e  r  einzehiea  Arten  der 
Strafgesetze* 

Erster  Unterabschnitt* 

Von  der  Anwendung  des  h  es  t\  m  rn  t  e  n  Strafgesetzes* 

§*  168* 

Dafs  die  in  den  bestimmten  deutschen 
Strafgesetzen  an  geordneten  Strafen  nicht  als  solche, 
welche,  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  verschie¬ 
dene  Strafbarkeit,  in  allen  Fallen  der  bedrohten 
Verbrechen  unverändert  Statt  fmden  sollen,  son¬ 
dern  nur  als  die  ordentlichen  S  t  r  a  f c  n  die¬ 
ser  Verbrechen  zu  betrachten  und  dafs  die  allge¬ 
meinen  Voraussetzungen  für  die  Anwendung 
dieser  ordentlichen  Strafen  die  nämlichen 
seyen,  welche  oben  (§.  Ill,)  als  solche  aufges  teilt 
wurden ,  folgt  daraus  mit  Nodiwcndigkeit ,  dafs 
in  unsern  Gesetzen  beynahe  in  allen  denjenigen 
Fällen  den  Richtern  die  Befugnxfs  zur  Milderung 
und  Schärfung  der  gesetzlichen  Strafen  bey gelegt 
wird ,  in  welchen  das  Daseyn  gemeiner  Milde¬ 
rungs-  und  Schär  fun  gs  gründe,  den  allgemeinen 
Grundsätzen  zur  Folge  (§.  113.  113.),  angenom¬ 
men  werden  mufs.  Darin  weicht  indessen  das 
positive  Recht  im  Allgemeinen  von  den  oben  ent- 
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wickelten  Grundsätzen  ab,  dafs,  nach  dem  Geiste 
desselben,  den  Schärfungsgründen  auch  bey  abso¬ 
luten  Sicher beitsstrafen  gleiche  Wirkung,  wie  bey 
den  abschreckenden,  zugeschrieben  werden  niufs 
(§<  151.). 

§.  169. 

I.  Milderungsgründe. 

Auch  nach  den  deutschen  Gesetzen  müfs  die 
ordentliche  Strafe  gemildert  werden : 

] )  Wenn  das  Verbrechen  nicht  mit 
Vorsatz  begangen  wurde  (a),  Ohne  der 
verschiedenen  Grade  der  Culpa  bestimmt  zu  er¬ 
wähnen,  verweilst  hier  das  Gesetz  nur  im  Allgemei¬ 
nen  darauf,  dafs  nach  diesen  Graden  sich  auch 
die  Grade  der  Milderung  verschieden» rtg  bestim¬ 
men  sollen  (b). 

S)  Wenn  das  Verbrechen,  nicht  aus¬ 
geführt  wurde  (c).  Auch  in  Ansehung  des 
Conats  werden  die  Richter,  um  den  Grad  der 
Milderung  zu  bestimmen,  auf  die  allgemeinen' 
Grundsätze  verwlefsen.  Indessen  weicht  hierbey 
das  positive  Hecht  von  dem  allgemeinen  in  so 
ferne  ab,  dafs  jenes  in  der  Regel  nur  dem  voll¬ 
brachten  Verbrechen  die  ordentliche  Strafe  be¬ 
stimmt  und  daher  eine  Milderung  der  Strafe  auch 
alsdann  Statt  linden  Ui  ist,  wenn  zufällig  die  geen¬ 
digte.  verbrecherische  Handlung  die  bezweckte 
Wirkung  nicht  gehabt  hat.  Bey  Verletzungen, 
welche  durch  des  Verbrechers  eigenen  'Willen  un¬ 
vollendet  blieben,  soll  wenigstens  keine  peinli¬ 
che  Strafe  Statt  finden  können. 

3)  Wenn  der  Handelnde  nicht  als  U  r- 
heber  erscheint  (d).  In  Hinsicht  des  Grades 
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der  Milderung  begnügen  sieb  die  Gesetze  mit  einer 
blofsen  Ilinweifsung  auf  die  allgemeinen  Grund¬ 
sätze  (e). 

4)  W enn  der  Handel  n d  e  in  de m  Z  u- 
Stande  der  U  n  m  ü  n  d  i  g  k  c  i  t  Bandelte. 

Mildere  Strafe  trifft  daher 

a)  die  d  c in  Alter  nach  U  n  m  ft  n  d  i  g c  n  (ff), 
jedoch  alsdann  nicht,  wenn  sie,  obgleich  noch 
vor  gänzlicher  Vollendung  des  Termins  der  Un¬ 
mündigkeit  (g),  sich  in  ihren  Handlungen,  sowohl 
in  Ansehung  der  Ueberlegung,  als  auch  in  Anse¬ 
hung  der  fortdauernden  Gewalt  der  illegalen  Be¬ 
gier  den  über  sie,  als  solche  darstellen,  welche 
keiner  Hoffnung  auf  eine,  durch  gelindere  Mittel 
zu  erreichende  Besserung  Kaum  geben  (h).  Min¬ 
derjährige  haben  zwar  in  der  Regel  keine  An¬ 
sprüche  auf  Milderung,  jedoch  scheinen  die  Ge¬ 
setze  nicht  zu  mifsbiliigen,  dafs  bey  manchen  Ver¬ 
brechen,  welche  aus  einer  bey  jungen  heuten  leich¬ 
ter  zu  entschuldigenden  Triebfeder  entspringen, 
auch  die  Minderjährigen  noch  als  Unmündige  be¬ 
handelt  werden,  oder  dafs  in  der  Wahl  der  Straff- 
art  auf  ihre  sonstigen  Bedürfnisse  einige  Rücksicht 
genommen  werde  (§.  94.)  (i). 

b)  D  i  e  der  T h  a  t  nach  U  n  m  ii  n  d  i  g  e  n, 
wie  die  in  beträchtlichem  Grade  Betrunkenen  (k), 
die  im  Affccte  (1),  oder  in  einem,  durch  Krank¬ 
heit,  Altersschwäche,  oder  natürliche  Beschränkt¬ 
heit,  bewirkten  Zustande  gehemmter  Thäiigkcu  der 
höheren  Seelenkräfte  Handelnden  (m), 

Ca)  P.  &.  O,  art,  1 46.  >,Abcr  dannoe-bt  ist  mer  hnrmljer^i^kelt 
b?y  soJ ehest  cniUlLmiageu  t  die  imgc  verlieh  auJts  geylheit  mail 
unlürsVditjgkeit ,  doch  wider  des  th  Atters  wiUcii  geseb dien, 
zu  ha.-b.en-*  daun  was  arglistig  uui  mit  Willen  geschieht*^ 
Yergh  auch  art,  1 34*  u*  l36t 
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(1>)  P,  G*  Ö,  art.  1 46-  „jedoch  haben  diese  feil  zu  zeitten  gar 
subtil  unterschiede“ 

(c)  P,  G*  O.  art.  1 78^  „Item  so  sich  Jemand t  einer  mhsethatt 
uuderstehc  ,  und  doch  an  volnbvinguug  der  selben  misse  that 
durch  andre  mittet,  wider  seinen  willen  verhin¬ 
dert  wurde  ,  solcher  böser  will  ist  p  e  i  ul  i  c  b  zu  strafen  : 
aber  in  einem  fall  hertcr  dann  in  dem  andern  “ 

(d)  P.  G,  O*  art*  177-  V,  6,  X.  de  homicid,  nIlli  etlam  ,  qui , 

ul  perensjioi  ibus  opem  ferant ,  acceduut,  paulo  luinori  debent 
poena  mulctari.“  Yergl,  auch  l4 5*  not  h. 

(c)  P.  G,  O,  art,  177*  „im  eynen  fall  anderst  f  dann  in  dem 
andern.“ 

(f)  P.  G.  O*  art,  179,  art.  164, 

(g)  an,  16^  v,  wo  aber  der  dicb  nahe  nt  bey  vierzehn  jar  alt 
wer,“ 

(h)  „und  der  diebsstall  grofs  oder  obbestimp  t  beschwerlich  urabt 
s  Lende  so  gc  verlieh  da  bey  befunden  wurden  .  also  dafs  die 
boUheit  das  alter  erfüllen  rnöchi,“  VergL  die  Bibliothek 
für  d,  p.  Ü,  0,  I,  St,  1.  u  1, 

(i)  L,  9,  2,  3*  de  mmor,  (IV.  4,)  L.  37*  ibiiL  ,3in  delictis 

minor  annis  25.  non  meretur  restitutionem  in  integrum*  nisi 
q  u  a  i  e  n  u  s  i  u  t  e  r  d  um  rnisericortlia  a  e  t  a  t  i  &  ad 
medio  crem  poennn  indicem  produxerit.  “  L,  1  *  2* 
C.  si  adv.  deU  (  ü,  35.)  L.  108.  de  R,  i,  (L,  17.)  L.  6*  C. 
de  hisj  quibus  tu  nidiguis  etc.  (VL  35.) 

(k)  L.  ft  $.  7,  B.  de  re  militari.  ( XL1X.  jft)  L.  12.  D.  de 
custod.  reor,  (XLVUL  3*)  II.  A,  14^5.  von  den  Gotte»- 
laste  r*  §*  n  ämlicb  w  o, 

(l )  P*  G*  O*  an.  137,  art.  £42.  n*  150*  vergl*  mit  Art.  145, 
der  Bambergensie, 

(m)  P.  G,  G,  art.  179, 

§.  170. 

II  Schärfungsgründe. 

Von  den  Schärfungsgründen  erkennen  unsere 
Gesetze  ausdrücklich  an : 

1.)  wenn  besondere  Verhältnisse  zu 
dem  Verletzten  dem  Verbrecher  noch  b e- 

ra 
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somlerc  Motive  gegen  die  T h a t  an  die 
Hand  geben  mufsien  (a) ; 

2. )  wenn  das  Verbrechen  nach  vorhe¬ 
riger  Bestrafung  wiederholt  worden  ist (b); 

3. )  wenn  die  Verbrecher  zu  Verbre¬ 
chen  im  A 11  ge  m  e  i  n e n  v  c r b u n  d  e n  w a  r e n  (c). 

Her  Schärfungsgründe  wegen  besiegter  ausser¬ 
ordentlicher  Hindernisse  und  wegen  besondrer 
Grausamkeit  erwähnen  unsre  Gesetze  nicht,  nach 
einer  richtigen  Analogie  dürfte  indessen  die  Be¬ 
rücksichtigung  derselben  in  der  Rechtssprechung 
nicht  zu  tadeln  seyn. 

CO  P.  G.  O.  an.  3  22,  124.  137. 

U0  P,  G.  O.  nrt.  13t.  L.  28.  3.  10.  de  porn,  (  Xl.VIir,  19.) 

E.  3.  §.  9.  de  rc  milit.  (XUX.  16.  )  L.  6.  §.  i.  Cod,  ad.  L. 
Jul.  de  vi  puhl,  ( IX.  12,},  verbunden  mit  deni  Asg  innen  Le 
aus  L.  3.  C,  de  episcop.  and.  (I.  4*) 

(<0  argum.  der  E,  P.  O.  v.  1548.  u.  1577.  tit.  20. 

§.  171. 

Sind  alle  Voraussetzungen  zur  Anwendung  der 
gesetzlich  bestimmten  Strafen  (a)  vorhanden ,  so 
hat,  auch  nach  den  deutschen  Gesetzen,  der 
Richter  nur  die  Pflicht  dieser  Anwendung.  Kein 
ausser  dem  Gesetze  liegender  Grund  soll  ihn  zu 
irgend  einer  Abweichung  von  dem  gesetzlichen 
W  illen,  oder  zu  einer  Herrschaft  über  denselben  be¬ 
rechtigen  (b).  Es  giebt  daher  kein  Recht  des  Richters, 
die  verdiente  Strafe  der  In  fam  i  e ,  durch  Erkennung 
oder  Erhöliung  einer  andern  Strafe,  von  dem  Ver¬ 
brecher  zu  entfernen  (c),  oder  Vergleiche  mit 
demselben  pro  redimenda  vexa  einzugehen  (d). 

(0  Seyen  «9  die  ordentlichen,  oder  die  in  dem  Pai  tieularrechte  etwa 
bestimmt  ausged  nick  teil  ausser  ordentlichen, 

(b)  L.  15,  D.  ad  jrminicip&lt’m.  (L.  1.)  „cum  facti  qiudcm  quae- 
stio  sii  hi  potestate  iuclicazUiuni ,  iuris  auteiu  auctoritai  non 

<it.a  vergl,  itucJi  Lf  J,  g,  /f  Ätl  .SCLiuit  Tuipili,  (XL  VI Ü,  1fr) 
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(c)  L,  63.  I),  de  fnri.  (XLVII.  2. 5  ,,Non  potiierit  praejes 
provmciae  efGcere  *  nt  fuvti  daranatum  noa  seqtaauir  itifamia.“ 
Hat  der  Verbrecher  aber  durch  das  richterliche  Urtheil 
gröbere  Strafe  erduldet  f  als  er  nach  dem  Gesetze  erdulden 
sollte  f  so  kann  ibo  dieses  von  der  gesetzlichen  Strafe  der 
Infamie  beireyen.  L.  33*  ff,  7,  de  bis,  qui  not,  Inf, 
(in,  2,  )  L«  4.  c,  ex  quib,  cansrs  inf,  irrog*  (II.  12.  ) 
L,  20,  ff,  2,  de  poeii.  ( XL  VIII.  19, )  Klcluschrodf 
syst.  Entw*  Th,  II,  ff.  129* 

(d)  Kleinschrod  a,  af  O,  126,  Dagegen  Böhmer  ad 
Cai'pio  v  q.  l4Ö*  o.  1. 

S.  172, 

Dennoch  aber  rechtfertigen  Gründe,  welche, 
aus  der  Natur  gesetzlich  bestimmter  Strafen  ab¬ 
geleitet,  die  Gewifsheil  geben,  dafs  die  Gesetz¬ 
gebung  che  Anwendung  der  bestimmten  Strafart, 
oder  des  bestimmten  Strafgrades  in  einem  indi¬ 
viduellen  Falle ,  des  Daseyns  der  allgemeinen 
Voraussetzungen  zur  Anwendung  des  Gesetzes  un¬ 
geachtet,  nicht  habe  wollen  können  (116.),  auch 
für  den  deutschen  Richter  eine  Abweichung  von 
dom  gesetzlichen  Urtheile. 

Namentlich  verordnen  daher  die  deutschen 
Gesetze  : 

1. )  dafs  die  gesetzlich  bestimmte  abschre¬ 
ckende  Strafe  in  dem  richterlichen  Urtheile  um 
so  viel  geringer  festgesetzt  werde,  als  der  Ver¬ 
brecher  schon  vorher ,  auf  die  volle  Strafe  anzu¬ 
rechnendes  Leiden  unverschuldet,  in  Bezug  auf 
sein  Verbrechen,  erduldet  hat  (a). 

2. )  Dafs  die  Richter  da,  wo  die  gesetzliche 
Strafart  keine  Anwendung  finden  kann,  durch 
V  e  r  w  a  n  d  1  u  n  g  der  Strafe ,  dem  Gesetze  Anwend¬ 
barkeit  verschaffen  sollen  (b). 

(a)  L*  25,  D*  de  poen*  (XLVLH,  19-)  nSi  diuiiao  tempore  ali- 
quts  in  real  n  fuerit  ?  abquatetius  poena  ejus  subtevaada 
tnt,  3ic  zinm  constitutum  est ,  non  eo  inodo  ptmiendoa  eoi> 


I  ÖO  I. Th.  2.  B.  l .  Abth,  3.KJ.T,  1  Abs.  i.  U.  Abs. 


qn t  Iud§o  tempore  in  reatu  agunt,  quam  ros,  qul  tu  rcctaU 
sentermam  cxcipiunt,“  L.  23*  C*  de  poeo,  (IX.  47.)  „Omues» 
quos  damuatiouls  comlitio  diversis  exiliis  JesiuuUos ,  metsi 
tem  poris  praest Uuli  in  carceris  impf  esse  custodia  ti  l*  prellen¬ 
den  t,  solu  tos  poetia  vinco  fisqtie  Iaxaio*  custodia  übe  ran  prae- 
ctpumis  ,  nec  form!  da  re  iniserias  ullius  exifii,  Sit  ^ui  a, 
immeusorum  crucia  tuum  sein  cl  i  ii.  i  sse  su  p  p  1  i- 
c  i  a.  “ 

(l'O  P,  G#  Ö,  art,  104.  „oder  aber  nach  rr  messt  mg  eyus  jeden 
gtitcu  versiendigm  rlchieis  —  —  wann  unser  Lcyserlich 
recht  eülch  peinlich  straff  sct Am  ,  die  nach  gelegeuhryt  dieser 
zeit  und  laud  tmhcqncm  und  ey  ns  thcyls  niicii  rlem  Buch¬ 
staben  i3 it  wol  tniigliclt  zu  gebrauchen  weren.**  Vtrrgl.  auch 
h-  1 *  §>  3.  de  poen,  (XLVlli*  19.)  L.  ult,  Co  dp  de  Spider. 
*1.  (JX.  190 

§.  17  3. 

In  Deutschland  tritt  der  Fall  einer  nöthwen- 
digen  Verwandlung  der  gesetzlichen  Strafen  darum 
häufig  ein ,  weil  mehrere  gesetzlich  gebilligte , 
aber  unzweckmäßige  Strafarten  ,  nach  dem  aus¬ 
drücklich  oder  stillschweigend  erklärten  Willen 
der  Gesetzgeber,  in  den  einzelnem  Thcilcn  Deutsch¬ 
lands  itzt  nicht  mehr  gebraucht  werden  dürfen 
(§.152.).  In  Deutschland  genügen  aber  eben  darum 
dem  Richter  keineswegs  die  oben  (§.  118.)  über 
die  Vergleichung  der  Strafen  aufgestellten  Grund¬ 
sätze,  sondern  es  müssen  auch  die  abgeschafften 
Strafarten  mit  den  zweekmäfsigeren,  an  die  Stelle 
derselben  eingeführten  verglichen  werden,  wobey 
denn  dem  Richter,  in  Ermangelung  parttcular- 
gesetzlicher  Bestimmungen  ,  nichts  anderes  übrig 
bleibt,  als  sich  nach  den  Observanzen  in  den  ein¬ 
zelnen  Landen  zu  richten.  Gewöhnlich  vergleicht 
man  ewige  Landesverweisung  einer  vierjährigen 
Xuchthaufss träfe  ,  zehnjährige  Landesverweisung 
einer  zweijährigen  Zuchxhaufsstrale  ,  und  setzt, 
Wenn  die  Staupe  mit  der  Landesverweisung  ver¬ 
bunden  werden  sollte  ,  für  jene  noch  eine  ein¬ 
jährige  Zucl ith aufsstrafe  (a)  zu.  Statt  der,  unter 
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sich  selbst  verschiedenen  verstümmelnden  Strafen 
erkennt  man  auf  mehrjährige,  höchstens  aber  auf 
zehnjährige  Zu chthaufs strafe  (b). 

(a)  Diese  hi  dem  sächsischen  Hechte  enthaltene  Bestimmung 
(vergl.  Puttjndan  Eiern*  iur.  crim*  [edit,  BieneriJ  §*75*) 
scheint  wenigsten*  allgemeinen  Beyfall  zxi  verdienen* 

(L)  Udierhaupt  vergl.  Q  u  i  s  t  o  l  p  s  Beytriige  u*  XVI L  Klei  n- 
acht1  ods  syat.  Entw.  TU*  III»  Kap.  10. 


Zweytcr  Unterabschnitt, 

You  der  Anwendung  d  es  u  n  J>  e  s  t  i  m  m  len  oder  doch  nicht 
ganz  heiiimmteu  Strafgesetzes* 

t  174. 

Bey  der  Anwendung  unbestimmter  ,  oder 
nicht  ganz  bestimmter  Strafgesetze  unterwerfen 
auch  unsre'  Gesetze  das  Unheil  über  die  nothwen- 
dige  Strafart  und  den  nothw endigen  Strafgrad  dem 
Ermessen  des  Richters,  wobey  sie  denselben,  in 
so  ferne  das  Gesetz  seihst  keine  nähere  Bestim¬ 
mungen  enthalt,  ganz  auf  die  allgemeinen  Grund¬ 
sätze  von  dem  Verhältnisse  der  Strafen  zu  der 
Strafbarkeit  Ca)  und  auf  die  Rechtsanalogie  (b) 
verweisen.  Auch  bestätigen  sie  ausdrücklich  die, 
nach  jener  allgemeinen  Hinweisung  auf  die  gene¬ 
rellen  Grundsätze  und  die  Rechtsanalogie,  ohne¬ 
hin  nicht  zu  bezweifelnde  Bcfugnifs  der  Richter, 
selbst  auf  die  Todesstrafe  zu  erkennen  (cjj. 

(a)  L.  11*  D*  <ie  poen.  (XLVIIL  19. )  „Perspiciendum  esE  iü- 
dicaoti,  uc  quid  aut  dimus  aut  remis  sin  s  constituatur,  quam 
cauaa  deposcit ,  nec  euim  aut  seyeritatis  ?  nee  clementiae  gloria 
affectanda  esi,  *ed  perpcu&o  iudicio,  prout  guaeque  m 
expostulat,  statuendum. 

(1>)  l\  G.  O.  art.  105. 

(c)  L.  13.  D.  de  poen,  „Hotlie  licet  ei,  qtii  extra  oidinem  de 
criaunc  coguoscit,  quam  vull  scnieutiara  lene,  vcl  gn iviomn, 

+  *  rt 
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\el  levlorem ,  Ita  tarnen  ,  ut  iu  ntroque  -modo  rallonvm  nnu 
excerlal/«  L.  7*  3,  ad  L*  Jul,  repetund.  (XLV1JJ,  1J() 

»>HocUe  ex  lege  repetuo darum  extra  ürciim^i  puniuiHur,  et 
plernnupie  vet  exllio  pnuiumnr,  vel  etiam  durms  ,  protu  atl- 
miserint.  Quid  enlm  ,  sl  ob  bomlnem  necaudum  pecumam 
acceperint?  —  —  Cnpite  plecti  debent,  vel  cerle  In  insu- 

iam  deportari  etc/*  Fe  ti  erb  a  clia  peinl,  Bechl*  $*  78- 
Böhmer  ad  art.  105*  C.  C,  C* 


A.  n  h  a  n  g* 

Von  der  richterlichen  Anwendung  der  Strafge- 
$  Vize  he  y  concurrireiule»  strafbaren  11  a  n  d  * 

1  u  n  g  e  n, 

§■  17  5. 

Auch  in  Ansehung  dieser  Lehre  linden  wir 
die  Vollkommenste  Uebereinstimmung  ‘zwischen 
unsern  Gesetzen  und  den  allgemeinen  Grund¬ 
sätzen. 

Die  fortgesetzten  Verbrechen  ausgenom¬ 
men  (a),  wird  auch  in  unsern  Gesetzen  die  all¬ 
gemeine  Regel  aufgesiellt:  dafs  bey  concur- 
r i r enden  Verbrechen  die  Strafe  des  ei¬ 
nen  die  Strafe  des  andern  nicht  aus- 
schliefse  (b).  Selbst  bey  der  idealen  Con- 
currenz  halten  die  Gesetze  diesen  Grundsatz 
fest  (c),  nur  bey  der  idealen  Concurrcnz  mehre¬ 
rer  Verbrechen  derselben  Gattung  weicht 
die  P.  G.  O.  ab,  indem  sie  hier  allein  auf  die 
Strafe  des  schwersten  der  concurrircnden  Ver¬ 
brechen  erkannt  haben  will  (d). 

Die  Anwendbarkeit  der  oben  entwickelten 
Lehre  von  der  Strafenconcurrenz  in  Deutschland 

wird  übrigens  keinem  Zweifel  unterworfen  seyn 
können. 
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(a)  L.  67.  §.  2.  D.  de  hm.  (XLVIL  2.) 

(b)  L,  2.  D.  de  del.  priv,  (XLVII.  1.)  „muiquam  plitr*  .delicia 
coLicurrenüa  facimit  f  ut  ulliiis  impuniU«  detur  ,  neque  enirn 
delictnm  ob  aliud  delictum  minuit  poenam,“  L*  32,  §.  1.  ad 
Leg.  Aquil.  (IX,  2*) 

(c)  Lt  9.  C.  de  accusat.  (IX,  %  )  ,>Sic  ex  eodem  facto  plurim-a 
crimiua  nascuntur,  et  de  uno  in  accusationem  fuent  deduc- 
tus,  de  altern  nou  pro  hi  be  tue  ab  altern  deferri Den  aus¬ 
führlichen  Beweis  dieses  Satzes  bey  v*  Savigny  de  concursu 
delicto  rum  form  alb  Marb,  lBOCh  8, 

(d)  P.  G,  O,  art*  163,  ,jLem  wo  bey  eyncm  diebstall  mer  dann 
eynerley  beschwerung,  so  in  den  vorgesatzten  arlickelo  un- 
terscliicdlicb  gerne! t  sein  *  erfunden  würden,  ist  die  Straf 
nach  der  meyusten  Beschwerung  des  diebs tals  zu  erkennen*“ 
Es  ist  indessen  noch  nicht  einmal  unbestritten ,  ob  dieses  Ge¬ 
setz  nicht  blos  auf  die  Lehre  von  dein  Diebstahl  zu  be¬ 
schränken ,  oder  als  ein  Ausflufs  der  Lehre  von  der  Strafen- 
concmreirz,  nach  welcher  die  Todesstrafe  freylieb  alte  andere 
absorbirt  (  vergt.  P.  G*  O*  a,  108*),  zu  erklären  sey.  Ue- 
bnhaupt  vergl.  Feuer  hach  pcinL  liecht,  ft  l3l- 
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Z  w  g  v  t  e  Abtheil  u  ne. 

Von  den  einzelnen  Verbrechen  und  den  Strafen 

derselben. 

Erste  U  u  t  e  r  a  b  t  Ii  e  i  I  u  n  sr* 

Von  den  unmittelbar  bürgerlichen  Verbrechen. 

Erster  Hauptabschnitt. 

^  on  (len  Verbrechen  gegen  die  Hechte  einzelner 

Individuen, 

Erster  Unterabschnitt. 

^  on  den  bestimmten  { deterrninirteu  )  Verbrechen  gegen 
Einzelne. 

Erstes  Kapitel. 

Von  de»  verbrecherischen  Eigenthums-ßee  lut  räeh- 

tig  u  egen, 

§♦  176. 

Jede  rechtswidrige  Handlung,  wodurch 
die  Rechte  des  Menschen  in  Ansehung  seines 
Vermögens  gekränkt  werden,  oder  gekränkt  wer¬ 
den  sollen,  ist  eine  vollendete  oder  versuchte 
Eig  enthums  b  e  e  in  trä  chtigung. 

Für  den  Begriff  dieser  unerlaubten  Hand¬ 
lung  ist  es  einerley,  welches  Motiv,  ob  Gewinn¬ 
sucht  oder  ein  anderes,  die  Beeinträchtigung  er¬ 
zeugte  ,  einerley ,  welche  Mittel  (ob  dolus  aper- 
tus  oder  clandestinus)  zu  dem  Zwecke  der  Be¬ 
einträchtigung  gewählt  wurden,  einerley  endlich, 
ob  Vertrags  rechte  ,  oder  andre  Rechte  in  Anse¬ 
hung  der  Sachen  der  Gegenstand  der  Beeintrach- 
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tigimg  -waren.  Allein  nicl.it  alle  Arten  der  Ei  gen - 
tlmmsbeciiiträchiigungcn  sind  V Irbr e c h e n ,  -weil 
nicht  bey  allen  Strafe  als  nothwendig  erscheint, 
und  selbst  bey  denjenigen ,  welche  Verbrechen 
sind ,  bestimmen  sich  die  Begriffe  und  die  Strafen 
verschieden  nach  der  Verschiedenheit  der  Motive, 
der  Mittel  zur  Beeinträchtigung  und  den  Gegen¬ 
ständen  derselben.  Darum  ist  es  nothwendig,  bey 
der  Behandlung  dieser  Lehre  die  aus  den  angege¬ 
benen  Rücksichten  sich  bestimmenden  Einlhcüun- 
gen  zum  Grunde  zu  legen. 


Erster  Titel, 

Von  den  Eigeutluinisbeeintriiciitrgnngea  aus  gewtoosiicbtigcr 

Absicht* 

§.  17  7. 

D i e  gewinnst! einigen  Eigen thumsb ecinträchü- 
gungen  sind  unter  sich  verschieden,  je  nachdem 
sie  durch  eigenmächtige  Ergreifung  der  Deten- 
tion  einer  von  Andern  deünirten  körperlichen 
Sache,  oder  entweder  ohne  Ergreifung  der 
Detention,  oder  doch  ohne  eigenmächtige 
Ergreifung  derselben  verübt  werden.  In  dem  er¬ 
sten  Falle  unterscheiden  sie  sich  wieder  sehr ,  je 
nachdem  eine  bewegliche ,  oder  eine  unbeweg¬ 
liche  Sache  der  Gegenstand  der  Besitzergreifung 
ist  und  nimmt  man  das  Erstere,  so  unterscheiden 
sich  weiter:  1.)  die  eigenmächtige  Besitzergreifung 
einer  beweglichen  Sache  mit  Gewalt  gegen  den 
Besitzer  —  der  Raub  — .  und  3.)  die  heim¬ 
liche  Besitzergreifung  einer  beweglichen  Sache  — 
der  Diebstahl. 


I8G  I.  Th,  a.B.  a.ÄliLh.  l.Kap.  I .  Tit.  1 .  Abschn. 


Ersten  T  i  t  e  1  s  Erster  A  b  s  c  Ii  11 1 1 1. 

Von  der  gewinn  süchtigen  E  i  g«  it  t  h  n  m  #  b  e  e  in  t  r  a  c  h- 
t  j  g  u  ti  g  durch  eigenmächtige  li  c  sitzergreifung 
körperlicher  Sachen, 

Krater  Unterabschnitt* 

\  cm  der  eigenmächtigen  Besitzergreifung  beweglicher  Sachen* 

Erster  Absatz* 

* 

Von  dem  Diebstähle* 


T,  J,  Reinhartb  de  dl  versa  furti  secundum  ius  clvile  et  Ger¬ 
ing  nie  um  idta*  Erf*  1729. 

G*  Sleph,  Wie  sand  de  poena  Anti  varla*  Witteb,  1778* 

G*  A<  Kleinschrod  de  furti  vere  lalis  notis  caracteristicis  9  con- 
siun matioue  atque  supplicio,  Wirceb.  17 92*  (in  dessen 
Ab  hau  dl*  a,  d*  peinl,  Rechte  u*  Proc,  Th*  II*  n.  Viil,) 

Sa  Uh  o  w  Entwickelung  des  Verbrechens  der  Einwendung*  Krf. 

*806. 

r«  W,  Je  vera  furti  consuramati  ralione,  Lips,  l8l0, 

Üosshirt  (iin  neuen  Arch,  (I.  Cr.  R.  III,  Ed.  nr,  4-). 

A.  Begriff  und  E  in  t  h  ci  1  ungen  des 
Diebs  talil s. 

§.  178. 

Bey  weitem  enger,  als  der  in  den  römischen 
Gesetzen  bestimmte  Begriff  des  furti  (a),  welches 
in  der  Regel  nur  Civilklagcn  begründete,  ist  der 
Begriff  des  Diebstahls,  so  wie  sich  derselbe  in 
Deutschland  gebildet  hat  (b),  und  in  den,  die 
ö ffe nt]ich.c,  zum  Thcü  sehr  harte  Strafe  derselben 
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bestimmenden  deutschen  Gesetzen  zum  Grunde  gelegt 
■worden  ist (c).  Man  versteht  darunter  :  die  wider¬ 
rechtliche  Ergreifung  der  Detention  einer 
fr em den  beweglichen  Sache,  welche,  ohne 
Gewalttätigkeit  gegen  die  Person  des 
physischen  Besitzers,  in  der  Absicht  ge¬ 
schah,  um  sich,  durch  die  Zueignung  der 
Sache,  Vortheile  zu  verschaffen. 

(a)  Die  römische  Definition  des  fnrti  Ist  in  der  L,  1,  $,  3* 
de  fort.  (XLVU*  2.)  enthalten:  „Furtum  est  contrectatio  yei 
fratidulosa  iucri  faciendi  gratia ,  vel  ipsius  rei,  vel  etiam  nsus 
ejus  possesst onis ve*i(  Das  furtum  rei  ipsius  ist  zum  Theile 
in  der  deutschen  Definition  enthalten,  doch  geht  der  römische 
Begriff  auch  liier  weiter.  Dagegen  schliefst  der  Begriff  des 
Diebstahls  ganz  von  sich  aus  1)  das  furtum  nsus 
(den  widerrechtlichen  Gebrauch  einer  auf  fremden  Namen 
besessenen  Sache)*  6.  I,  de  obh  quae  ex  del.  nasc*  (IV,  1*) 
L,  5.  §*  S*  commodad.  (  XIII.  6. )  L,  40*  L,  54*  L.  76*  de 

furt*  (XLYIL  2,)  2.)  Das  fort  um  possessionis  [wenn 

der  Ejgeudmmer  die  verpfändete  oder  vermöge  HetenUons- 
rechts  besessene  Sache  dem  Besitzer  entwendete  (  §,  10*  1* 
de  obl*  quae  ex  dei,  L,  19,  <J\  5*  de  furi,  L*  1 5*  §t  2. 
L,  59*  ibid, ) ,  oder  der  Pfandschuldner  die  verpfändete,  aber 
von  dem  Gläubiger  nicht  besessene  Sache  verkaufte,  L.  19,  6, 

ib, ,  oder  der  Eigenthiimer  seine  Sache  dem  b,  f*  possesor  ent¬ 
wendete*  L*  20*  $*  1*  ibid,],  —  Alle  civil  rechtlichen  Folgen 
des  fnrti  usus  und  possessionis  t  die  Privatstrafen  ausgenom¬ 
men ,  sind  zwar  unstreitig  geltend  und  der  römische  Begriff 
des  fnrti  ist  daher  civil  rechtlich  von  der  gröfsten  Bedeutung, 
von  einer  öffentlichen  Strafbarkeit  der  zum  furto  nsus  und 
possessionis  gehörenden  unerlaubten  Handlungen  kann  aber 
nur  alsdann  geredet  werden,  wenn  dieselben  unter  den  Begriff 
eines  andern ,  nach  deutschen  Grundsätzen  strafbaren  Verbre¬ 
chens  geboren,  welches  bey  dem  furto  possessionis  mitunter 
der  Fall  seyn  kann*  Yergl,  R  e  i  n  h  a  r  th  alleg,  de  Böhmer 
ad  art,  GLYI1*  C*  (X  C*  Schott  de  furto  usus*  I/ips,  1776* 
Feuerbach  in  dem  peinl*  Rechte  §,  3l4* 

(h)  J,  P*  Saxon,  L,  II*  a*  29*  L,  III,  a.  22,  J,  P,  Allemann,  e, 
254*  (Ed,  Senkenb.) 

(C)  Reinharth  u,  Bölimer  !,  c,  Meister  in  pr,  lur,  crim* 
199 .  200*  n,  e, 

§*  17  9* 

Zum  Begriffe  des  Diebstahls  gehört  I.)  als 
positive  Bestimmung  der  Handlung  eine  wi- 


*88  I. Th.  2.  B.  3.  Ab th.  1 .  Kap.  1 . Tit.  I .  Absehn, 
derrechtliche  Ergreifung  der  Detention 

D  D 

1.)  Was  daher  zum  Begriffe  der  Appreh  ension 
gehört,  bestimmt  auch  den  Begriff  der  geendig¬ 
ten  Handlung  des  Diebstahls,  Die  deutschen  Ge¬ 
setze  seihst  erkennen  dieses  deutlich  an,  indem 
sie  sogar  den  Diebstahl  „darob  der  Dieb  berüch¬ 
tigt  oder  betreten  würde  “  als  strafbareren  Dieb¬ 
stahl  betrachten  (a).  2,)  Die  Apprehension  mufs 

eine  widerrechtliche  sey  n .  a)  D ie  app re! icn- 

dirte  Sache  mufs  daher  in  der  Detention  eines 
Andern  gewesen  scyn.  An  wahrhaft  verlob  r- 
nen  Sachen  wird  daher  kein  Diebstahl  (b)  be¬ 
gangen,  wohl  aber  an  solchen ,  welche  ,  obgleich 
der  Besitzer  sie  augenblicklich  nicht  in  seiner  Ge¬ 
walt  hatte,  doch  entweder  noch  m  dein  Ge¬ 
wahrsam  desselben  waren,  oder  doch  von  ilnn, 
weil  er  Wufsle,  wo  sic  sich  befinden  mufsten, 
sogleich  wieder  in  die  Gewalt  gebracht  werden 
konnten  (c).  Ob  übrigens  die  Detention  des  An¬ 
dern  wahre  possessio  war ,  oder  nicht,  ob  sie 
possessio  civilis  oder  naturalis,  iusta  oder  iniusta, 
ob  die  custodia  eine  enge  oder  laxe  war,  ist 
bey  uns  (*)  vollkommen  ©inerley.  ß)  Der  bishe¬ 
rige  Besitzer  mufs  nicht  in  die  Besitzergreifung 
ein  gewilligt  haben.  Ein  aus  andern  Gründen, 
als  der  Einwilligung,  zu  erklärendes  Stillschwei¬ 
gen  und  Zusehen  des  Besitzers  (d),  selbst  ein  Gc- 
1  egenhei tgehen  (e)  desselben  zu  der  Entwendung 
hebt  in  dieser  Hinsicht  den  Begriff  des  Diebstahls 
nicht  auf,  obgleich  derselbe  in  solchen  Fällen 
bisweilen  aus  einer  andern  Hinsicht  wegfallen 
kann ,  in  so  ferne  dabey  Gründe  eintreten  kön¬ 
nen  ,  welche  den  Vorwurf  des  Dolus  entfernen  (f). 

(a)  P.  G,  O.  n,  158, 159.  Dennoch  soll  sich,  nacli  einer  eiugcgcnste- 
Heudea  Meinung  Carpr.ovi  in  pr.  nova  rer.  crim.  tj.  88  a.  5., 
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tmd  da  ein  Gericht sgobrauch  erzeugt  haben  ,  nach  welchem 
der  Diebstahl  erst  alsdami  ,  wenn  der  Dieb  die  Sache  ln  Ver- 
Wahrung  gebracht  habe,  vollbracht  seyti  soll*  Q  ui  Storp 
I*  342,  ibique  alleg.  Diese  Behauptung  verdient  aber  keine 
Be  ruck  si  ch  tigung, 

(b)  Wohl  lafst  sich  auch  hier  das  Verbrechen  der  Unterschlag 
§  ii  n  g  denken. 

(c)  L.  3-  8.  13,  de  a,  vel  a,  poss,  ( XLI,  2< )  von  Savigny 
das  Hecht  des  Besitzes  S.  284,  Wer  indessen  die  getän¬ 
dene  Sache  für  v  er  I  obren  hält,  ist  nicht  Dieb 
nach  dein  deutschen  Begriffe  ,  wei  l  die  A  p  p  rehensio  n 
ihm  erlaubt  .schien  ,  wohl  aber  kann  er  nachher  dev  Unter¬ 
schlagung  schuldig  werden.  Anders  nach  röivu  Rechte* 
L.  43*  de  f mt,  Ueberh,  siche  Bmioing  de  furto  rei  casu 
amissac,  Lips,  1765, 

(d)  § .  8,  7,  de  oblr  quae  ex  dek  na  sc,  L*  7,  §*  1-  L,  91,  D*  de 
i  urt* 

(e)  K  1  c  i  n  a  Grunds,  des  peinl.  Rechts  $,  428* 

{^)  iSficht  ganz  so  bey  den  Römern ,  wenn  die  Frage :  wem  die 
actio  luiti  ziißlche  ?  beantwortet  werden  sollte, 

§.  180. 

TT.)  Als  negative  Bestimmung  der  Hand¬ 
lung  des  Diebstahls  wird  erfordert:  dafs  dieselbe 
ohne  Gewaltthätigkeit  gegen  den  Besitzer  verübt 
■worden  sey.  Gewalt  gegen  den  Besitzer  bey  die¬ 
ser  Handlung  begründet  den  Begriff  des  Raubs. 
Einerlcy  aber  ist  cs  für  den  Begriff  des  Diebstahls, 
ob  er  öffentlich  oder  heimlich,  mit  oder  ohne 
Gewaltthäti gkeit  an  Sachen  verübt  worden  ist, 
selbst  spätere  Gewalt  gegen  den  Besitzer,  nach 
geendigter  Handlung  des  Diebstahls ,  verwandelt 
nicht  in  Raub,  sondern  bewirkt  nur  eine  Coin- 
binalion  von  Verbrechen. 

§.  181. 

HL)  Als  Zweck  erfordert  der  Begriff  des  Dieb¬ 
stahls:  Zueignung  (a)  der  fremden  Sache, 
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um  dadurch  irgend  einen  Vortheil  zu  er¬ 
halten,  ■welcher  aus  der  Disposition  über 
ein  Vermögcnsstiick  erhalten  werden 
kann  (animus  lucri  faciendi).  Dafs  der  Dieb  da- 
durch  den  Inbegriff  der  zu  seinem  Verlangen  ge¬ 
hörenden  Sachen  vergröfsern  oder  eine  nö- 
thige  Verminderung  derselben  v  c  rh  ü  ten  wolle, 
ist  mellt  erforderlich,  denn  auch  derjenige  ist 
Dieb,  welcher  Andern  Sachen  entwendet,  um 
durch  diese  sich  Dritte  zu  verbinden  (b).  Ob 
übrigens  der  beabsichtigte  Vorlheil  direct  oder 
indirect  gezogen,  nur  gehofft,  oder  wirklich  er¬ 
langt  werde ,  ob  der  Gebrauch  der  gesiolilncn 
Sache  an  sich  zu  tadeln  so  y ,  oder  nicht,  ist 
durchaus  gleich  gültig.  Wohl  aber  wird  zu  dem 

Begriffe  des  Diebstahls,  als  Verbrechens  er¬ 
fordert,  dafs  der  Zweck  der  Entwendung  Zueig¬ 
nung  der  frcmden(c)  Sache  gewesen scy.  Darum 
ist  Dolus  no thwendiges  Requisi  t.  Die  c  u  1  p  o  s  e 
Entwendung  is t  kein  Verbrechen. 

(a)  So  nnifs  man  sich  nach  deutschen  Begriffen  ausdnicken, 
weil  das  furtum  usus  und  possessionis  hinweg  fällt* 

(1>)  L.  54*  §■  1.  de  furt*  „Species  eniin  lucri  est ,  ex  alieno  lar~ 
giri  et  beneßcii  sibi  debitorein  acquirere.  Unde  et  is  finti 
tenetur,  qui  ideo  rem  amovet,  tu  alii  donet.“ 

{c)  Ö.  7*  I*  de  obl.  quae  ex  dd*  L*  46.  3.  de  furt«  Feuer- 

Jb  a  ch  a.  a*  O,  §t  320*  vergl*  auch  §,  149. 

§*  182* 

IV*)  Als  G  egenstand  endlich  erfordert 
der  Diebstahl  eine  fremde,  bewegliche  Sache. 
l.)Einc  fre  m  d  c  Sache  mufs  es  seyn,  denn  an  der 
eigenen  kann,  da  das  furtum  possessionis 
kein  Diebstahl  ist,  dieses  (a)  Verbrechen 
nicht  gedacht  werden.  Dafs  die  Sache  aber  dem- 
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jcnigen  gehörte ,  aus  dessen  Besitze  sie  entwen¬ 
det  wurde,  ist  durchaus  nicht  erforderlich.  3.)Die 
Sache  raufs  eine  bewegliche  und  eben  darum 
eine  körperliche  seyn.  Unbewegliche  (b)  Sa¬ 
chen  und  Gerechtigkeiten  können  zwar  Gegen¬ 
stand  eines  Verbrechens,  aber  nicht  des  Dieb¬ 
stahls  seyn.  Darum  ist  denn  auch  der  so¬ 
genannte  Wilddiebsta  h  1  kein  eigentlicher 
Diebstahl ,  wenn  man  nämlich  darunter  nicht  die 
Entwendung  des  schon  occupirten  Wildes,  son¬ 
dern  die  Beeinträchtigung  des  ausscliliefsliehen 
Occupatio  ns  rechts  in  Ansehung  desselben  ver¬ 
steht  (c). 

(\t)  Sehr  wohl  aber  das  Verbrechen  des  Betrugs* 

(h)  7*  L  de  imieap.  (II*  6.)  L,  25*  pr.  13*  de  furt. 

(c)  arg*  Art,  *69.  d.  P,  G*  O*  Kl  eins  ehr  o  d  vom  Wilddieb“ 
stalile,  dessen  Geschichte,  Strafe  nnd  Gegenstände,  Erl*  1790. 
nehst  einem  Nachträge  in  den  Abli.  aus  dem  peml* 
Hechte  und  Processi*  Th,  II,  u*  XI H 

§*  183* 

Alle  Arten  beweglicher  Sachen  können  übri¬ 
gens  Gegenstand  des  Diebstahls  werden.  So  giebt 
es  F  is  chdieb  st  ahl  aus  Weihern  und  Fisch¬ 
kasten,  W  i  1  d  d  i  e  b  s  t  a  h  1  aus  einem  Pa  rke  (a) , 
Vieh-  und  Pferde  die  b  stahl  auch  von  unbe¬ 
wachten  Heerden  (a) ,  Diebstahl  an  F e  1  d fr  ü  eil¬ 
ten  (c),  an  Holz  (d),  Gartendiebstalil 
u.  s.  w. 

Auch  manche  Verbrechen,  welche  in  den 
römischen  Gesetzen  als  crimina  extraordinaria  Vor¬ 
kommen,  wie  das  Direct ariat  (e),  das  crimen 
expilatae  hcreditatis  (f),  das  furtum  bal- 
nearium  (g),  der  Abigeat  (h),  die  sepulcri 
violatio  (i)  u.  s.  w.  gehören  unter  den  deut¬ 
schen  Begriff  des  Diebstahls  und  stehen  mit- 
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}jin  unter  der  Strafdrohung  der  deutschen  Gesetze 
gegen  dieses  Verbrechen. 

(n)  P.  G,  O.  art.  169.  vergi,  §.  t82, 

(L)  Nach  manchen  Parti  cular geseteea  Ist  flies  er  Diebstahl  in  An¬ 
sehung  der  Strafe  gesetzlich  ausgezeichnet,  Chr.  Tli  o  in  an  i  u  * 
de  ab! ge atii.  Ilalae  1739,  G,  Lf  ßölimir  de  abigeaiu  et 
iurto  equoram,  Gott.  17)2, 

(c)  P*  G.  O.  a,  167. 

{^)  P.  G,  Q,  a,  168* 

(e)  lieber  den  Begriff  dieses  Verbrechen»  s,  Fauerbach  in  deo 
civilistischen  Versuchen  Bd.  i,  nä  5.  Dagegen  D'abelotf 
über  den  sogenannten  Dlrc  cUria  L  der  Homer  und  die  heutige 
Anwendbarkeit  der  über  direcum  in  der  Just.  Gesetzgebung 
enthalt,  Besti na aumgen ,  Halle  1  8ö4.  S4  n n cli  J .  li-  Grosse 
der  Begriff  des  DIrectamis.  Gßtt.  1Ö0  K  Schulze  Itx  den 
getneimnitzigeii  Beitragen  zu  den  Dresdner  Anzeigen  10 Hb 
St.  35.  Gropp  de  conatu  delhiqaeudi  Sect,  li#  p«  140* sch 

CO  &  1  *  i n  s  c  h  r  o  d  *#  a.  O,  Betracht.  V*  §*  I,  Kleins  Grunds, 

fL  p.  H.  §;  4)0.  h. 

Cg)  J.  C.  Wildvogel  de  baliieb  et  balneatöribus«  Jen,  1703, 

(h)  vergk  not.  b. 

0)  ^dessen  pafüt  mir  die  Entwendung;  an  Grabmahlern  unter 
den  deutschen  Begriff  des  Diebstahls  7  nicht  die  sogenannte 
Beraubung  der  Todteu,  Diese  ist  eigentlich  nicht  Privat- 
sondern  vielmehr  ein  Staats  -  rmd  kirchliches  Po  lizcy  verbre¬ 
chen.  Böhmer  ad  Carpzov  q\  03*  o,  4-  —  Der  ßegrifl 
der  SB  pul  er  i  viola  t  to  beschränkt  sich  übrigens  nicht  auf 
Entwendungen, 

S-  184. 

Die  Einiheilung  des  Diebstahls  in  den  bey 
Tag  und  den  zur  Nachtzeit  begangenen  ist 
itzt  ziemlich  ohne  Gewicht.  Nur  für  den  Beweis 
einer  aus  No  th  wehr  gerechtfertigten  Tödtung  des 
Diebes  kann  auf  die  Zeit,  wo  der  Diebstahl  be¬ 
gangen  wurde,  etwas  ankommen,  eine  unbe¬ 
dingte  Erlaubnifs,  den  nächtlichen  Dieb  zu 
todten  ,  kennt  aber  die  P.  G.  O.  nicht  (a). 
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Gemeinree  htlic h  (b)  'wichtiger  ist  dage¬ 
gen  die  particular  rechtlich  beynahe  un¬ 
wichtige  (c)  Eintheilung  des  Diebstahls  -in  furtum 
manifestum  und  nec  manifestum.  Das  ge¬ 
meine  Recht  betrachtet  nämlich  das  furtum  ma¬ 
nifestum  „darob  der  Dieb,  ehe  und  bevor  er 
an  sein  Gewahrsam  kommt,  betretten  würde,  oder 
ein  Geschrey  oder  Nachtheil  machte“  als  straf 
barer,  wahrscheinlich  weil  derjenige  als  verwege¬ 
ner  betrachtet  wird ,  welcher  selbst  unter  sol¬ 
chen  Umständen  zu  stehlen  keine  Scheu  trägt, 
unter  welchen  er  sich  der  Ertappung  aussetzen  und 
so  selbst  Gewalttätigkeiten  veranlassen  konnte  (d). 


(a)  Art*  l50.  u  Item  cs  scyn  sunst  andere  me r  cnllcibiuig  die 

etwa  aufs  uns  trefflichen  Ursache«  geschehen  ,  so  dieselben 
Ursachen  recht  und  ordentlich  gebraucht  w  e  r— 
^ei1,  “  Item  so  jemamlt  cyncm  bey  nechtlicher  weil 

gevcrlicher  weih  in  seinem  Laufs  findet  und  erschlicht 

""  Gie  uechst  obgemeUe  feil  alle  haben  gar 
y  i  1  n  n  derscheyd,  wann  die  entse  li  u  1  d  i  g  n  n  g  oder 
kein  e  n  L  s  c  Ini  l  d  i  g  u  n  g  auf  1  n  o  ti  tragen  n.  s  w  l(  Eine 
solche  Sprache  des  Gesetzes  enthalt  gewlfs  kein  unbedingte* 
Erlauben.  ß  ö  h  m  e  r  ad  h,  art.  Dennoch  behauptet  das  Ge- 
gentheil  Feu  erb  ach  Lehrb*  des  p.  B.  $.  522. 

(b)  L.  3,  7.  de  furu  (XL VH.  2,)  F,  G.  O,  a,  157,  158. 


(c)  VergL  Konopak  über  die  Momente  der  Strafbarkeit  des 
grofsen  Diebstahls  in  dem  Archive  des  Crmiinalrechts  Bd*  V* 
St*  II.  n,  6,  S*  147.  folg,  ■ —  Frey]  ich  ist  aber  diese  Ansicht 
des  gemeinen  Hechts  sehr  einseitig,  B  o  h  m  e  r  ad  h*  a,  tmcl 
eh eu  darum  haben  wohl  die  deutschen  Gesetzgeber  so  allge¬ 
mein  die  Erzeugung  eines  Gerichts  —  Gebrauchs  geduldet  f 
welcher  die  gemeinrechtliche  Eintheilung  des  Diebstahls  prac- 
tisch  den  Antiquitäten  zugesellt  hat. 


S-  1 8  5* 

Praktisch  wuchtiger  sind,  um  die  Strafe  des 
Diebstahls  kennen  zu  lernen,  einige  demselben 
eigene.  Eimlicilungen  ,  welche  die  Gesetze  1.)  in 
Ansehung  des  Werths  des  gestohlnen  Guts,  2.)  in 

1  3 
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Ansehung  der  Art  der  Vollziehung  des  Diebstahls, 
3)  in  Ansehung  der  Beschaffenheit  des  gestohlncn 
Guts  und  des  Ortes ,  von  welchem  es  genommen 
wurde,  bilden.  Von  jeder  dieser  Ein iheil ungen 
mufs  besonders  geredet  werden. 

§.  18  6. 

I.  In  Ansehung  des  Werths  der  gestohlncn 
Sache  theilt  sich  der  Diebstahl  in  den  grofsen 
und  kleinenab.  G  ro  fsc  r  Diebstahl  ist,  welcher 
die  Summe  von  5  Gülden  [  d.  h.  nach  der  Usual- 
erklärung:  von  5  Ducaten  (a)]  erreicht  oder  über- 
steigt  (b) ,  kleiner  Diebstahl  dagegen,  welcher 
die  Summe  von  5  Gülden  nicht  erreicht  (c), 
Blofs  der  wahre  Werth  aber,  welcher  der  g  e  - 
stohlnen  Sache  im  gemeinen  Leben  zukömmt, 
und  welchen  dieselbe  zur  Zeit  des  verübten  Dieb¬ 
stahls  wirklich  hatte,  kann  berücksichtigt  werden, 
nicht  der  Preifs ,  welchen  ihr  die  Liebhaberoy 
des  Bestolilnen  ,  oder  ihre  Beschaffenheit  vor  der 
Entwendung  (d)  bestimmte,  nicht  der  zufällige, 
von  dem  Bestohlnen  in  Ansehung  des  Diebstahls 
erlittene  Schaden,  nicht  der  Werth,  welchen  der 
Dieb  der  Sache  zuschrieb,  oder  welchen  er  wirk¬ 
lich  für  dieselbe,  bey  dem  Verkaufe,  erlangte  (c). 
Weil  das  Gesetz  nur  von  einem  Thälcr  redet, 
so  fordert  man  bey  einem ,  von  Mehreren  began¬ 
genen  Dieb  stähle  ,  dafs  eines  Jeden  Anthell  an  der 
Beute  5  Gülden  betrage  (f). 

(a)  Mit  Einschluß  d«  Aufgeld«,  welch«  zur  Zeit  de#  begange- 
freu  Diebstahls  ad  dem  Orte ,  wo  derselbe  begangen  wurde, 
iür  den  Ducaten  gegeben  wurde, 

(b)  avt,  1 60-  P,  G,  O,  „yW  füpff  Gülden  f  oder  darüber  wertb 
wer,*1  Die  enteren  ivorte  erklärt  Cavpzov  Q,  78,  n*  26, 
lehr  wiilk ahrlieh  pro  u  o  ft  #  c  r  i  p  t  i  s* 
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(*)  *r*.  157,  „uutlcr  (iiufl  4stiltleu  werth.“ 
kd)  Konopik  a.  fl.  O.  S.  138,  folg. 

(<)  Da*  GtiagCe  gilt  jedoch  nur  ftir  die  AmraittHung  de*  rnt- 
j>  o  t  i»  delicti ,  keineswegs  fti.“  ilie  Bestimmung  der  Grills* 

der  h.iiiscliädigungsvcrbiudliebkeit.  Klein  de  prctto  rerum 
furto  abiatarum  rite  constitUMido.  Willcb,  1798, 

^  ad  art.  1f)0.  Ueberliatipt  i  ergl .  Engau  de  furto 

niaguo.  Jen.  11745.  F,  A.  Hummel  de  furto  magno  e|H*- 
<ilie  poena.  Lips.  1747, 

§.  187, 

II.  Tn  Ansehung  der  Art  der  Voll 7, io 
hung  wird  der  Diebstahl  in  den  gemeinen  und 
gefährlichen  oder  gewaltsamen  (furtum 
Simplex  und  periculosum )  eingetheilt.  Gefähr¬ 
licher  .Diebstahl  ist,  wenn  der  Dieb  in  die  „Be¬ 
hausung  oder  Belial tung  brielit,  oder  steigt,  oder 
mit  Waffen,  damit  er  jemand,  der  ihm  Wider¬ 
stand  t.hun  wollte,  verletzen  möchte,  eingeht“(a). 
So  klar  auch  diese  Worte  sind  und  so  ohne  allen 
Zweifel  aus  ihnen  die  Bestimmung  hervorgeht, 
dafs  der  gefährliche  Diebstahl  auf  diese  drey- 
iache  Art  entstehen  könne,  so  wollen  doch  Ei- 
mgc,  mit  C  a  r  p  z  o  v  (b),  dafs  das  Einsteigen  oder 
Einbrechen  mit  der  Führung  t.ödi lieber  Wallen 
verbunden  seyn  müsse,  eine  Behauptung,  welche 
sieh  indessen  selbst  nicht  einmal  aus  dem  Grunde 
bestimmt  rechtfertigen  lafst,  aus  welchem  ihre 
Vertheidiger ,  um  sie  zu  rechtfertigen,  die  Ver¬ 
ordnung  der  P.  G,  O.  erklären. 

(fl)  P.  G.  O.  art.  159, 

(b)  pr.  uov.  rer.  ciim.  qtt  79,  Ihm  folgt  *uch  K  Icinnebrod 
a,  a,  0.  Betr.  VI.  $.  1.  Mau  vergleiche  indessen  mir  tlrn 
Anfang  und  das  Ende  des  Art,  160.  mit  dem  Art  169.  IT*. 
JjevhäUpt  vergl.  F.  A,  Hummel  de  furto  qua  Memo.  I,ip*. 
5759*  J,  A,  He  11  f  e  1  d  de  jwiitiLi/v  pocwariim  capitaliiifii  ?  pi,u*— 
»ertim  iw  criinit»«  furti  pcricttlosi  et  tertii.  Jena*.  I.772, 

I  3  * 
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5.  1 38. 

D<"-r  Gr-nd.,  warum  das  Gesetz  ‘'.r.en  Dlcb- 
Ui/.J  durch  Lin  brach  oder  Lins  teilen  einen 
gefa r  1  )  c  h  e  n  nennt ,  liegt .  n i cL  dem  ■wahren 
Sinne  desselben  (a),  darin,  daf»  von  Menschen, 
welche  den  Diebstahl  mit  einer  solchen  Ver¬ 
wegenheit  vollziehen  und  sich  d  ad  u  rcL  sei  bst 
d n  VV  (■  v  2  u  einer  unbehinderten  flu  c  h  t 
erschweren,  eben  so  gut,  als  von  den  be¬ 
waffneten  Lieben,  zu  befürchten  ist,  dafs  sie 
gegen  diejenigen  ,  welche  sich  ihnen  widcrseucn, 
Gewalt  gebrauchen  und  wohl  gar  Gesundheit 
und  Leben  derselben  in  Gefahr  setzen  würden, 
i fieses  zeigt  den  wahren  Gesichtspunct,  von  wel¬ 
chem  aus  allein  man  beurtheilen  kann  ,  was  zu 
jeder  der  drey  Arten  von  gefährlichen  Dieb- 
Mahlen  erfordert  werde. 

(*)  vergL  meine  Abb,  über  den  Grund  der  bärteren  Strafe  d« 
lieben  DifcbiUhla.  Io  der  Bibliothek  B.  1.  •3' 

».  2.  ilüh  ni  er  ad  art.  159.  C.  C.  C.  Andre  Meinung« 
haben  M  „  tu  m  1 1  a.  a  O.  K  ]  e  i  n  $.  242.  Feuetba  e  h 
ober  de«  Art.  159,  d.  P.  G.  O,  in  der  Bibliothek  B.  «.  ,  j>* 
L  r* .  2.  Oeradbe  in  de/a  Lehrbuch«  des  p,  B*  5*  $'  * 
littma  an  CnutfiJio#  der  Strafrcehuwiai*  265*  K  o  11  0 
p  ü  k  im  Archive  V*  f,  ü4  7. 


%.  189 . 

Zum  Begriffe  des  gefährlichen  Diebstahls  über¬ 
haupt  gehört  daher,  ausser  den  wesentlichen  Er¬ 
fordernissen  eines  jeden  Diebstahls:  l)  dafs  der¬ 
selbe  nicht  in  einer  von  Menschen  unbesuchten 
Gegend  geschehe,  und  2)  dafs  nicht  das  wirkliche 
Betragen  des  Diebs  der  Verxnuthung,  dafs  er  auch 
Gewalt  gegen  die  Entdecker  gebraucht  haben  würde, 
widerspreche. 
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§.  I  9  0-. 

Zum  Begriffe  des  ge  führ  liehen  Diebstahls 
durch  Einbruch  "wird  erfordert,  dafs  durch  eine 
mit  Gewalt  gemachte  Oeffnung  in  einem  Wohn- 
haufse  oder  andern  Aufbewahrungsgebäude  (a) 
der  Dieb  in  dasselbe ,  auf  eine  die  schnelle  Ent¬ 
weichung  erschwerende  Weise,  eingedrungen  sey* 
Das  blofse  Ausheben  einer  Thüre  mit  den  Hän¬ 
den,  ohne  gewaltsame  Instrumente,  das  blofse 
Oeffnen  eines  Schlosses  mh  einem  Dieterich,  oder 
auch  das  Aufsprengen  desselben  mit  Pulver  (b) 
kann  daher  nicht  für  genügend  angesehen  werden  (c). 

(a)  P.  G*  O*  a,  159*  „in  die  Behausung  oder  B.ehaltfting  ** 

Dei*  Streit  darüber  ,  ob  die  gewaltsame  OefFmmg  einer  wohl¬ 
verwahrten  K  Ute  etc.  das  Absclinelden  der  Koffer,  Felleisen  etc* 
der  Reisenden  u*  s.  w*  ein  gefährlicher  Diebstahl  sey,  ist  völlig: 
unnöthig*  Alles  dieses  sind  gemeine  Diebstahle ,  denn  nicht 
das  Auf  brechen  sondern  das  E  i  n  brechen  quafificirt.  Es 
widersprechen  Kreis  ad  art*  159*  Caipzov  qu*  79,  wel¬ 
che  beynabc  iinget  heilten  BeyfaU  bisher  fanden*  Vergl*  da¬ 
gegen  meine  angef,  Abk  in  der  Bibliothek  S*  57 — 63* 

(b)  Böhmer  zu  Carp^ov  a*  a,  O.  ob*  3*  bat  hier  einen  un- 
gegründeten  Unterschied  gemacht ,  ob  Feuersgefahr  zu  be- 
fürch^^cy,  oder  nicht? 

(c)  Dafs  übrigens  die  durch  die  Gewalt  bewirkte  Zerstörung  und 
Verderb ung  des  Eigen thu ms  auch  dann  ,  wenn  dadurch  kein 
gefährlicher  Diebstahl  begründet  wird,  an  sich  strafbar  sey. 
Wird  durch  die  Darstellung  des  nicht  gelang  net*  Zwischen 
der  Strafe  der  G  e  f  ä  h  r  1  i  c  h  k  e  i  t  des  Diebstahls  und  der 
Strafe  der  an  dem  Eigenthume  verübten  GewaUthätigkeit  ist 
ab*r  ein  sehr  großer  Unterschied* 

§*  1 9 1, 

Zum  Begriffe  des  gefährlichen  Diebstahls  durch 
Einsteigen  gehört  zwar  nicht,  dafs  es  mit  Hülfe 
einer  Leiter  geschehen  sey,  wohl  aber,  dafs  sich 
der  Dieh  dadurch  ausser  Stand  gesetzt  habe,  dem 
Entdecker  füglich  zu  entweichen.  Oh  aufwärts 
oder  abwärts  gestiegen  wird,  ist  alsdann  völlig 


U8  I.  Th.  2.  B.  2.  Abth.  I.  Kap.  i.  Tic.  1.  Ahse] in. 

gleichgültig,  allein  das  Einsleigen  durch  ein  Fen- 
sier  des  untersten  Stockwerks  (es  müfslc  denn 
von  Beträchtlicher  Höhe  sei  n)  kann,  nach  dein  Ge- 
sa gleit.,  den  Dieh.stahl  oben  so  "wenig  qualificiren,- 
als  ein  blofses  H inansteigen  (a). 

(a)  Klein  a.  a,  O.  glaubt,  <lnfs  weder  das  Einbrecher»  ,  noch  da» 
i .ins tfige rj  ijuahfiuire  ,  wenn  der  Djrb  Mols  Kfswaarcn,  oder 
Feld-  und  Gai'trufriiciite  gestohlen  habe,  J>t»  Gritucl  dieier 
Behauptung  kann  ich  nicht  atlffiiulen, 

§.  192. 

^uni  gefährlichen  Diebsiah  Je  durch  Bewaff¬ 
nung  wird  erfordert,  dafs  der  Dich  sieh  mit  Waf¬ 
fen  (a)  versehen  habe,  mit  -welchen  er  sich  und 
das  gestoblne  Gut,  mit  Gefahr  für  Leben  und 
Gesundheit  dessen ,  der  Sich  ihm  widerS'etsjen  würde, 
vertheidigen  können.  Derjenige,  welcher  wirklich 
diesen  Gebrauch  von  Waffen  macht,  ist  also  unbe- 
zw'cifelt  ein  gefährlicher  Dieb,  er  mag  vor  dem  Ein¬ 
geben  in  das  Haus,  oder  erst  nachher  die  Waffen  ergrif¬ 
fen  hahejn (b).  Derjenige  aber,  welcher,  bey  gesehe¬ 
ner  Entdeckung,  seine  Deute  entfliehend  zurück- 
läfst  und  die  Waffen  nur  ergreift,  um  sein  Leben 
gegen  den  erzürnten  Entdecker  zu  schützen,  kann 
nicht  als  solcher  betrachtet  werden.  Indessen  ist 
der  wirkliche  Gebrauch  der  Waffen  zu  dem  Be¬ 
griffe  des  gefährlichen  Diebstahls  durch  Bewaff¬ 
nung  nicht  nöthig,  sondern  cs  genügt ,  wenn  nur 
keine  andre  Ursache  erhellet  (c),  w'arurn  sieh  der 
Dieb ,  sey  es  vorher  oder  an  dem  Orte ,  W'o  er 
die  That  begieng,  mit  Waffen  versah,  und  wenn 
er  nur  nicht  durch  sein  Betragen,  bey  geschehe¬ 
ner  Ertapp ung,  die  Vermuihung  einer  gefährli¬ 
chen  Absicht  bey  der  Bewaffnung  vernichtete  (d). 
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(*)  Waffen  werden  hier  für 'jedes  Werkzeug  genommen ,  wo* 
durch  das  Leben  ,  oder  die  Gesundheit  eines  Menschen  Scha¬ 
den  leiden  kann. 

(b)  D^s  Wort  eingeht  mufs  aus  dem  deutlichen  Sinne  des 
Art.  159  erklärt  werden* 

(c)  Z.  B,  Weil  er  gewöhnlich  mit  diesem  Instrumente  versehen 
ist,  weil  er  die  ergriffenen  Waffen  stehlen  will,  u*  i.  w. 

(d)  Wenn  mehrere  den  Diebstahl  begangen  haben  ,  so  sind  alle 
diejenigen  gefährliche  Diebe,  welche  an  dem,  was  die  Hand¬ 
lung  zur  gefährlichen  macht,  Antheil  genommen  haben* 
BeVfn  bewaffne  Leu  Diebstahle  ist  es  daher  schon  hinlänglich, 
wenn  nur  der  eine  bewaffnet  ist,  und  die  andern,  welche  mit 
in  das  Hanfs  oder  Gebäude  gegangen  sind  ,  sich  auf  diese  Be¬ 
waffnung  verlassen  haben* 

TJebcrh,  vergh  Sie  Hz  er  comni,  de  furibu*  armalia.  IUIm 

1792* 

§.  193* 

III.  Endlich  in  Ansehung  der  Beschaf¬ 
fenheit  des  gcstohlnen  Guts  und  des  Or¬ 
tes,  von  'welchem  es  genommen  wurde, 
unterscheidet  die  P.  G.  O.  zwischen  Diebstahl  ge¬ 
weihter  Dinge ,  oder  an  geweihten  Stätten,  und  an¬ 
dern  Diebstahlen (a).  Jener  heifst  Kirchendieb¬ 
stahl  (sacrilegium)  (b),  dieser  w  el  tli  eher  Dieb¬ 
stahl.  Der  Kir^hendiebstahl  kann  daher  auf  dreifache 
Art  begangen  werden:  t)  durch  Entwendung  ge¬ 
weihter  Sachen  aus  einem  geweihten  Orte,  3)  durch 
Entwendung  geweihter  Sachen  aus  einem  unge- 
weililen  Orte,  3)  durch  Entwendung  ungeweih- 
tcr  Sachen  aus  einem  geweihten  Orte  (c). 

O)  p.  G.  o.  «t,  171. 

(b)  In  den  römisch en  und  canonischen  Gesetzen  hat  das  Wort 
sacrilegium  eine  weitere  Bedeutung*  Vergl*  I,  S.  F.  Böb- 
mer  de  variis  sacvllegü  sp^ciebus  e*  mente  jurU  civilis*  Ha¬ 
be  1724*  und  Ejus  dem  dia§.  II,  de  variU  lacrilegü  fpe- 
eiebus  tt  mente  jmis  canonici,  Halft«  1727. 

(t)  ?t  G.  0.  art,  171 1 
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B.  Gesetzliche  Strafen  des  Dieb- 

s  La  hl  s. 

G.  A.  Wiesand  de  poena  furti  varia,  Witub.  173JJ. 

a)  Des  weltlichen. 

§.  194. 

In  Ansehung  dos  ersten,  gemeinen,  gros¬ 
sen  Diebstahls  bestimmt  die  P.  G.  O.  (a)  Lci- 
b esstrafen,  in  dem  äufsersten  Falle  aber  selbst 
Todesstrafe.  Das  Ermessen  des  Richters  soll 
hier  durch  folgende  Rücksichten  bestimmt  wer- 
den :  I)  durch  die  Rücksicht  auf  die  Gr  öfse 
des  Diebstahls  an  sicli  betrachtet  (h),  2)  durch 
die  Rücksicht  auf  die  Eintheilung  des  Diebstahls 
in  furtum  manifestum  und  nec  manifestum  (c), 
3)  durch  die  Rücksicht  auf  das  Da'scyn  oder  den 
Mangel  der  Hoffnung  einer  Verbesserlichkeit  des 
Diebes  (d),  endlich  4)  durch  die  Rücksicht  auf 
die  Schädlichkeit  des  Diebstalils  für  len  Bestolil- 
nen  (e). 

Da  indessen  die  Todesstrafe  nur  als  die  äufser- 
ste  Strafe,  bestimmt  ist  ,  und  nicht  nur  nach 
dem  ersten  Gesichtspunkte  das  Maximum  unbe¬ 
stimmt  bleibt,  sondern  auch  bey  einem  ersten 
Diebstahle  nicht  wohl  tln Verbesserlichkeit 
des  Diebes,  aus  juridisch  zureichenden  Gründen, 
behauptet  werden  kann,  so  wird  in  der  Rechts¬ 
sprechung  von  der  Todesstrafe  nicht  wohl  Ge¬ 
brauch  gemacht.  Man  betrachtet  vielmehr  mit 
Recht  die  erste  Rücksicht  als  diejenige,  welche 
das  richterliche  Ermessen  vorzüglich  bestimmen 
müsse.  So  wie  man  in  den,  in  dieser  Hinsicht 
geringsten  Fällen  auf  wenigstens  einjährige  Zucht¬ 
hau  fs  strafe  erkennt,  so  steigt  man  verhält» ifsmafsig 
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mit  der  steigenden  Gröfse  bis  zu  zehn  -  und  mehr¬ 
jähriger  Zuchthaufsstrafe.  Für  die  nach  diesem 
Ges iciitsp unkte  bestimmten  Strafen  betrachtet  man 
es  aber  als  Milderungsgrund,  ‘wenn  besondre  Um¬ 
stände  die  Hoffnung  der  Verbesserlichkeit  des 
Diebes  erheben  (f ) ,  oder  wenn  der  Diebstahl 
dem  Bcstohlnen  entweder  keinen,  oder  nur  ge¬ 
ringen  Schaden  stiftete. 

Die  Todesstrafe  würde  nur  dann  gerecht¬ 
fertigt  werden  können ,  wenn ,  bey  dem  Mangel 
aller  Milderungsgründe,  die  Strafe,  nach  dem 
entwickelten  Mafsstabe,  über  den  höchsten  Grad 
der  Zuchthaufsstrafe  hinaussteigen  müfste. 

(a)  art,  l60,  Sehr  schon  hat  diese  Lehre  entwickelt  Kon  opak 
über  die  Momente  der  Strafbarkeit  des  großen  Diebstahls, 
ln  dem  Archive  Jid,  V,  St.  U,  u,  6. 

(b)  „Ucm  so  aber  der  erst  diebvuhl  grofs  f  und  fünft  gülden  oder 

darüber  Werth  wer,  und  der  umbstende,  so  den  diebstahl  , 
wie  oben  davon  gernelt  ist  ,  beschweren ,  keiner  da  bey  er¬ 
funden  wuvd ,  aber  damioebt  angesehen  die  große  des  dieb- 
Stahls  f  so  bat  es  merer  straff  ,  daun  ein  diebstahl  der  gerin¬ 
ger  ist.  Und  in  solchen  feilen  muß  man  ansehen  den  werth 
des  diebstabls/* 

CO  »aucb  ob  der  dieb  darob  berüchtigt  oder  betreten  $ey,c*  Diese 
Rücksicht  vernachlässigt  die  Praxis,  vergl,  184# 

(d)  „Mehr  soll  ermessen  werden  der  stnndt  und  das  wesen  der 
person,  welche  gestohlen  heit,“  Vergl,  hierzu'  den  art,  158. 

(0  t>™d  schedlicli  dem  beschädigten  der  diebstall  seyn 

iiiag,u 

(O  D  ie  Jugend  kann  eine  solche  Hoffnung  vorzüglich  unterstützen: 
und  daher  mitunter  die  gerechte  Veranlassung  werden ,  in 
geringen  Falten  nur  auf  starke  körperliche  Züchtigung  zn  er¬ 
kennen  ,  oder  doch,  bey  gröfseren  Fällen,  diese  Strafe  mit 
kürzerer  Zuchthausstrafe ,  oder  Arbeitshaui ss tra fe  zu  combi- 
niren, 

§.  195. 

In  Ansehung  des  ersten,  gemeinen,,  klei¬ 
nen  Diebstahls  ordnet  die  P.  G,  0,,  I.)  wenn  das 
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furtum  nec  manifestum  war,  die  Strafe  des  dop¬ 
pelten  Ersatzes,  oder  einige  Zeit  Gefängnifs  (a), 
5.)  wenn  es  manifestum  war,  die  Strafe  der  Stäupe 
mit  Relegation,  oder,  bey  anzunehmender  Verbes¬ 
serlichkeit,  die  Strafe  des  Vierfachen  (b),  Da  in¬ 
dessen  die  Praxis  sich  eben  so  sehr  gegen  die  rö¬ 
mischen  Privatstrafen,  als  gegen  die  Rücksicht  auf 
die  Eintheilung  des  Diebstahls  in  furtum  mani¬ 
festum  ct  nec  manifestum  erklärt  hat,  so  wird  ge 
wohnlich  und  am  sichersten  die  Strafe  nach  den¬ 
selben  Grundsätzen,  wie  bey  dem  grofsen  Dieb¬ 
stähle,  abgemessen,  so  dafs  man  in  den  geringsten 
Fällen  auf  mehrere  Tage  oder  Wochen  Gefängnifs, 
oder  geringe  körperliche  Züchtigungen ,  in  den 
näher  an  den  grofsen  Diebstahl  angrenzenden  Fäl¬ 
len  aber  bis  auf  eine  halb  und  dreyvierte  ljährige  An¬ 
bei  tshaufss  träfe  erkennt  (c).  Zuchlhaufss träfe  kann 
jedoch  nie  Stau  finden. 

(O  1*.  G.  O.  art,  157. 

0>)  P*  O,  Of  art.  153. 

(c)  KreTs  ad  art,  157*  Q'iiijtorp  i,  361. 

§*  196* 

Der  zweite  gemeine  Diebstahl  (a)  soll, 
wenn  der  erste  noch  nicht  bestraft  war,  mit  die¬ 
sem  zusammengerechnet  und  so  als  grof&er  oder 
kleiner  Diebstahl  bestraft  werden.  Ist  hingegen 
der  erstere  schon  bestraft  gewesen,  so  soll,  wenn 
der  Diebstahl  auch  nur  eia  kleiner  seyn  sollte, 
die  Strafe  der  Stäupe  mit  Relegation  oder  Confina- 
tion  ^eintreten ,  an  deren  Stelle  heutzutags  wenig¬ 
stens  vierjährige  Zuchthausstrafe  gestellt  werden 
müfstc.  (§.  17  5.) 

CO  P.  G,  O,  ait,  161, 
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Die  Strafe  des  dritten  Diebstahls  istbcy  Weibs¬ 
personen  das  Ertränken  (heutzutage  gewöhnlich  Ent¬ 
haupten),  hey  Mannspersonen  das  Hängen  (a).  Die 
P.  G.  O,  bestimmt  nicht  ausdrücklich,  ob  der  am. 
Leben  zu  bestrafende  Dieb  schon  wegen  der  zwey 
vorhergehenden  Diebstähle  die  Strafe  fruchtlos  er¬ 
duldet  haben  müsse,  wenn  man  aber  in  den  Schrif¬ 
ten  der  gleichzeitigen  Criminalisten  findet,  dafs 
damals  ein  Dieb  nur  alsdann  den  Namen  eines  Ver¬ 
leumdeten  (wie  die  P.  G.  O.  den  am  'Leben  zu 
bestrafenden  nennt)  erhielte,  wenn  er  schon  die 
Strafe  des  ersten  und  alsdann  die  Strafe  des  zwey- 
ten  Diebstahls,  so  wie  diese  die  Gesetze  be¬ 
stimmen,  fruchtlos  erduldet  hatte,  wenn  man 
ferner  bedenkt,  dafs  auch  vor  Karls  Verordnung 
nur  derjenige  am  Leben  bestraft  zu  werden  pflegte, 
welcher  die  gewöhnliche  Strafe  des  zweyten  Dieb¬ 
stahls  —  die  Verstümmelung  —  fruchtlos  über- 
standen  hatte  (b),  so  kann  man  wohl  nicht  zwei¬ 
feln,  dafs  der  angeführte  Artikel  auch  nicht  an¬ 
ders  verstanden  werden  dürfe  und  dafs  der  Grund 
der  harten  Strafe  des  dritten  Diebstahls  in  der  ju¬ 
ridischen  Lhivcrbesscrlichkcit  eines.,  schon  mit  sehr 
schweren  abschreckenden  Strafen  ohne  Wirkung  be¬ 
straften  Verbrechers  zu  suchen  sey.  Ist  also  der 
zwey te  Diebstahl  nicht  vorher  mit  der  vollen  ge¬ 
setzlichen  Strafe  bestraft  worden,  so  wird  bey  dem 
dritten  und  mehrmaligen  Diebstahle  nach  der  Re¬ 
gel  des  vorigen  §.  verfahren  werden  müssen.  Auf 
die  Gröfsc  des  dritten  Diebstahls  kann  aber  übri¬ 
gens  durchaus  nichts  ankommen. 

P*  G,  0,  art,  162,  Zugleich  bestätigt  dieser  Artikel  die  Ta- 
welche  etwa  durch  Gewehnheiuu  tu  einzelnen  Qr~- 
twn  euigtfuhrt  solhat* 
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(k)  Damhüiideri  i  prax,  rrr.  criin.  esp.  110.  a«  28.  30. 3f,  K  on  o- 

pak  über  den  dritten  Diebstahl,  In  dem  Archive  B,  V. 

II,  n,  5*  Feuerbac  h  Lehrbuch  des  p,  R*  $.  324# 

§,  198, 

Auf  den  g  e  fä  lirlihe  n  Diebstahl  ordnet  die 
P.  G.  O. ,  nach  Verschiedenheit  der  Umstände, 
verstümmelnde  und  andre  Leibesstrafen  bis  zur  To¬ 
desstrafe  durch  Hängen,  oder  Ertränken  (a).  Es  ist 
zweifelhaft,  wann  eigentlich  die  Todesstrafe  nach 
dem  Gesetze  ein  treten  soll,  doch  scheint  cs,  durch 
die  Vergleichung  des  Art,  i  5.9.  mit  dem  Endo  des 
Art.  1  60,  wahrscheinlich  zu  werden,  dafs  im  Falle 
des  kleinen  Diebstahls  die  Leibesstrafe  Kegel  und 
die  Todesstrafe  Ausnahme  scyn,  im  Falle  eines 
grofsen  Diebstahls  hingegen  die  Todesstrafe,  wenn 
keine  besonderen  Milderungsgründe  vorhanden seyen, 
ein  treten  solle.  Weil  indessen  dieses  immer  zwei¬ 
felhaft  bleibt ,  so  nimmt  man  in  der  Rechtsspre¬ 
chung  die  Leibesslrafe  überall  als  Regel,  die  To¬ 
desstrafe  hingegen  nur  als  cm  bey  erschweren  den 
Umständen  Statt  findendes  Extrem  an.  Die  Wissen¬ 
schaft  kann  hier  das,  durch  das  Gesetz  selbst  nicht 
bestimmt  geleitete  Ermessen  des  Richters  nur  nach 
dieser  Regel  bestimmen:  inan  erkenne  auf  die 
Strafe  des  Diebstahls,  welcher  mit  dem 
qua  lific  irenden  Factum  verbunden  ist, 
und  verknüpfe  mit  dieser  Strafe  eine  we¬ 
nigstens  fünf-  bis  sechs)  ährige  Zucht¬ 
hau  fs  s  t  r  a  fe,  T  o  d  e  s  s  t  r  a  f c  a  b  e  r  erkenne  man 
nur  dann,  wenn  dieselbe  entweder  schon 
durch  den  Diebstahl  an  sich  verdient 
ist,  oder  die  Combination  der  Strafe  der 
Qualifikation  mit  der  Strafe  des  Dieb¬ 
stahls  zur  Ueb  er  schreit  ung  des  höchsten 
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Grades  temporärer  Zuc h th  a u f s s t r  afe n 
h  in  führe#  würde. 

Dafs  die  Strafe  wegen  der  Gefährlichkeit  des 
Diebstahls  einen  so  starken  Zusatz  erhalten  müsse, 
beweifst  sich  daraus,  dafs  das  Gesetz  auch  dem 
kleinen  gefährlichen  Diebstahl  schon  wenigstens 
eine  verstümmelnde  Strafe  droht ,  und  dafs  dieser 
Zufatz  immer  derfelbe  bleiben  müsse ,  folgt  daraus, 
dafs  die  von  dem  Gesetze  berücksichtigte  Gefahr 
(§.  18  8.),  wenn  sie  überhaupt  vorhanden  ist,  bey 
dem  gröfseren  wie  bey  dem  kleineren  Diebstähle 
immer  als  dieselbe  erscheint. 

(a)  P.  G.  O.  art«  159.  Berger  in  Elect.  iur.  crlm,  p*  36,, 
wie  auch  Grafs  Coli,  iur4  Korn,  cum  rec*  ira-p*  p,  647 #  glau¬ 
ben  y  tlafs  die  Leibesstrafe  blofs  den  Weibern  bestimmt  sey* 
Hommel  L  c.  §,  lJ.  glaubt,  die  Todesstrafe  scy  blofs  für 
den  bewaffneten  Dieb  geordnet*  Fauerbach  Lehrb,  des  Cr* 
K,  5*  330*  will  auf  Leibesstrafe  mir  dann  erkannt  haben,  wetm 
,2 war  der  Begriff  der  Thatt  aber  nicht  der  Grund  des  Gesetzes 
in  concreto  vorhanden  sey.  Die  Praxis  kann  sich  aber  im 
Zweifel  unmöglich  für  die  Todesstrafe  bestimmen* 

b)  Des  Kirchendiebstahls. 

Pli.  J  »  C.  Heilster.  Erläuterung1  des  172,  ti.  174sten  Art.  der  p, 
II.  G.  O.  in  Scli  otts  jur.  Wocheiibl.  Jalirg.  4,  S.  134.  *eq. 

J,  C.  Koch  inst,  jur.  crim,  lib.  II,  c,  V. 

§.  199. 

In  Ansehung  des  Kirchendiebstahls  ordne L  die 
P,  G.  O,  die  Strafe  des  Feuers  dem,  der  eine 
Monstranz  mit  der  geheiligten  Hostie  entwendet, 
eine  nach  dem  richterlichen  Ermessen  zu  bestim¬ 
mende  Todesstrafe  dem,  der  goldene  oder  sil¬ 
berne  geweihte  Gcfäfse  mit  oder  ohne  Heiligthü- 
rner,  oder  Kelche  und  Patenen,  sey’s  von  geweihten 
oder  ungeweihten  Orten,  stiehlt  und  dem,  der  in 
die  geweihte  Kirche,  Sacra menthaufs  oder  Sacris- 
tey  einbricht  und  stiehlt  (a) j  harte  Leibes- 
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strafe  und,  bey  erschwerenden  Umstanden,  To¬ 
desstrafe  dem  ,  der  von  den  Almosen  aus  dem 
Almosens toeke  entwendet  (b) ,  geschärfte  Strafe  des 
weltlichen  Diebstahls  endlich  in  allen  nicht  be¬ 
sonders  benannten  Fällen  (c),  wohin  auch  die  nach 
dein  Sinne  des  Art.  15  9.  gefährlichen  Kirehendieb- 
stählc  gehören. 

(a)  P.  G,  O.  art,  172.  Nicht  also  auf  jede  Art  des  gefülulicheu 
Diebstahls  in  Kirchen  clc.  ist  unbedingt  die  Todesstrafe  gesetzt, 
sondern  mir  auf  das  E  i  n  hre  cli  e  ü ,  auf  dieses  aber  ohne  al- 
len  TJüterschied*  Der  Grund  liegt  hier  nicht  darin  ,  worin 
der  Grund  der  schärferen  Strafe  des  gefährlichen  weltlichen 
Diebstahls  überhaupt  zu  suchen  ist,  sondern  die  Todesstrafe 
wird  hier  blofs  Und  allein  deswegen  bestimmt,  weil  durch  ei¬ 
nen  solchen  Einbruch  die  innere  Heiligkeit  einer  geweihten 
Sache  verletzt  wird.  In  so  ferm-  mufs  ich  also  Roberten 
b  ey  treten.  VergR  C.  G,  Robert  su reine ta  ezpllcatio  dislhic- 
tionis  Inter  sacrilcgium  simples:  et  t|iialificanim.  Marb,  1784* 
Das  Wörtchen  stieg  im  Art*  174*  widerlegt  diese,  aus  dem 
Ganzen  klare  Behauptung  nicht,  denn  Karl  dachte  wahrschein¬ 
lich,  dafs  bei  einer  verschlossenen  Kirche  Ei  ns  Leigen  ohne  Ver¬ 
letzung  nicht  leicht  möglich  sey,  YergL  übrigens  über  die  Er¬ 
klärung  der  Art,  172,  u.  174*  J.  C.  Koch  L  c,  tit+  de  sa- 
crilegii  poena. 

(b)  P.  G,  O,  an,  173- 

(c)  P.  G.  O.  art.  5  74,  ,iDoch  soll  in  solchen  Kirclienrauben  und 
Diebstaten  weniger  Bam  herzig  keit  beweist  werden,  dann  in 
weltlichen  Diebstalcu,“  Vergl,  zur  richtigen  Auslegung  des 
Ylforts  Barmherzigkeit  den  Art.  1 46,  cl.  P,  G,  O.  und 
den  Art.  200*  der  Bamberg,  wo  es  heilst;  „und  soll  doch  da¬ 
rbst  diese  Strafe  etwas  ernstlicher  geschehen.“ 

§*  500, 

Sehr  wohl  ist  aber  zu  merken ,  dafs  diese 
Gesetze  vom  Kirchendiebstahle  nur  unter  und  ge¬ 
gen  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  anwendbar 
sind  (a),  Bey  Protestanten  kann  man  nur  behaup¬ 
ten,  dafs  bey  dem  Kirchendiebstahle,  so  wie  bey 
allen  Diebstählen  an  Sachen  oder  Orten  ,  die  der 
Staat  noch  unter  besondern  Schutz  genommen  hat, 
geschärfte  Strafen  des  weltlichen  Diebstahls  (so  wie 
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es  die  Clausei  des  17  4.  Art.  bestimmt)  Stau  finden 
müsse  (b). 

(■)  Vngl*  Böhmer  ad  »rt.  172,  C.  C.  C.  und  ad  Camor 

q.  89.  0,  1, 

(b)  Kl  bedarf  übrigen*  kaum  einer  Bemerkung,  dafs  zur  Anwend¬ 
barkeit  der  härteren  Strafe  des  Kirchendlebstahls  erfordert  wer¬ 
de,  dafs  dem  Diebe  die  Qualität  des  Orts  ,  an  weichem  er 
den  Diebstahl  bcgieug,  oder  der  entwendeten  Sache  bekannt 
gewesen  sey, 

C.  Von  den  Milderungs-  un d  Schär  fu ngs- 
g runden  bey  Diebstählen. 

§.  201. 

\on  den  gemeinen  Milderungsgründcn  fallt 
bey  dem  Diebstähle  der  aus  der  Natur  einer  cul- 
posen  Handlung  abgeleitete  hinweg,  weil  die 
culpose  Entwendung  kein  Verbrechen  ist  (§.  181). 
Alle  übrigen  behaupten  ihre  Anwendbarkeit.  Es  ist 
hierbei  nur  zu  bemerken : 

1)  Dals,  wenn  bey  dem.  gefährlichen  Dieb¬ 
stahle  der  Dieb  auf  die  gefährliche  Weise  an  den 
Ort,  wo  er  stehlen  wollte,  gekommen  ist,  alsdann 
ein,  den  Begriff  des  gefährlichen  Diebstahls  nicht 
aussehliefsender  Mangel  der  Ausführung  zwar  wohl 
die  Strafe  des  Diebstahls,  keineswegs  aber  die  we¬ 
gen  der  Qualifikation  zuzusetzende  Strafe  (§.  198) 
mildern  könne,  vorausgesetzt,  dafs  der  Grund,  wa¬ 
rum  die  Ausführung  unterblieb,  nicht  zugleich 
die  Annahme  wahrer  G  efä  h  r  1  i  c  hke  i  t  ausschliefst. 

2)  Dafs  der  Milderungsgrund  wegen  blofser 
Hülfsleistung  auch  den  sogenannten  Diebshehlern 
zu  Statten  komme,  und  die  Parömie:  der  Heh¬ 
ler  ist  so  gut,  wie  der  Stehler,  nicht  von 
völliger  Gleichheit  der  Strafe  verstanden  werden 
dürfe. 
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§.  202. 

Eben  so  sind  auch  die  gemeinen  Scliärfungs- 
gründc  bey  der  Strafe  des  Diebstahls  anwendbar. 
Insbesondere  gehört  dahin  die  Verbindung  z u  einer 
D  i  e  b  s  b  a  n  d  e ,  unter  welcher  den  Haupt ni  a  n  n 
(Baldober)  doppelt  geschärfte  Strafe  trifft.  Dieses 
beweifst  sich  daraus,  dafs  die  Gesetze  diejenigen, 
welche  mit  dem  Diebshehlen  und  Verkaufen  der 
gestohlnen  Sachen  eine  Art  von  Gewerbe  treiben 
(dessen  sie  vorzüglich  die  Juden  für  verdächtig 
halten)  mit  einer  erhöhten  Strafe  belegt  haben  wol¬ 
len  (a). 

* 

Zweifelhaft  ist  es,  ob  man  den  Diebstahl  sol¬ 
cher  Personen,  welche  besondere  Verhältnisse  ge¬ 
gen  den  Bestohlncn  von  einer  Verletzung  desselben 
noch  besonders  hätten  zurückhalten  sollen ,  als 
strafbareren  Diebstahl  betrachten  dürfe,  Bey  dein 
Hausdiebstahle  (furtum  domesticum) ,  welcher 
von  denjenigen,  die  zu  der  Haushaltung  eines  Fa¬ 
milienvaters  gehören,  (a  domesticis)  gegen  diesen 
begangen  wird,  und  zwar  sowohl  bey  dem  ei¬ 
gentlichen  (welcher  von  den  zu  der  Haushal¬ 
tung  gelierenden  Verwandten  begangen  wird), 
als  auch  bey  dem  uneigentlichen  Hausdieb¬ 
stahle  (welchen  andre  zur  Haushaltung  gehörende 
Personen,  z.  B.  das  Gesinde,  begehen)  würde  die¬ 
ser  Schärfungsgrund  e intreten  können  ,  obgleich 
bey  dem  ersteren  auch  der  Mild erungsg rund  ein- 
treten  kann,  dessen  der  §.  205.  erwähnt  (1)). 

(a)  R,  P,  O*  de  1543.  u,  3577,  tit#  20. 

(fr)  Die  wenigsten  wollen  iiulessen  dieser  Ansicht  nach  dem  gemein 

jnen  Hechle  Gültigkeit  zu&cfimbcn«  XJcbej'fra  upt  vergh  C.  A. 

G  üu  t  h  er  de  jfuito  domestico*  Ivipa«  1785,  Q  u  i  s  to  r  p  in 
deo  Beyträgeto  n,  3l.  G,  H.  A  vrer  de  furti  dommici  p.oena 
in  term  Biuuayicensibus,  Gott.  1788. 
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§.  203. 

Ausser  den  allgemeinen  Milderungsgründen 
giebt  es  aber  auch  noch  verschiedene,  dem  Dieb 
stähle  eigne.  Dahin  gehört  vorzüglich ,  vermöge 
einer  ,  vielleicht  nicht  auf  falschem  Grunde  beru¬ 
henden  LSsualcrklärung  der  in  dem  Art.  160.  der 
P.  G.  0.  verkommenden  Worte  :  „wie  schädlich 
dem  Beschädigten  der  Diebstahl  seyn  mag“  (a)  : 
Ersatz  des  Schadens  bey  dem  grofsen  Diebstahle, 
heutzutage  (§.  195.)  aber  in  allen  Fällen,  bei  wel¬ 
chen  der  Werth  der  gestohlnen  Sache  ein  Haupt- 
gesiciuspunkt  bey  Bestimmung  der  Strafe  ist.  Die 
Milderung  richtet  sich  nach  dem  Verhältnisse  des 
Ersatzes  zu  dem  ganzen  Schaden,  jedoch  so,  dafs 
auch  bey  gänzlich  ersetztem  Schaden  mehr  nicht 
als  ein  V i e r t heil  oder  höchstens  ein  Drittel 
der  Strafe  erlassen  wird.  Dieser  Milderungsgrund 
ist  selbst  alsdann  von  Wirkung,  wenn  der  Ersatz 
nicht  von  dem  Diebe,  sondern  von  einem  Dritten 
geleistet  wird  (b).  Erlassen  des  Schadensersatzes  (c), 
Compensaiion  und  Vergleich  darüber  haben  die¬ 
selbe  Wirkung,  wie  wirkliche  Leistung (d). 

(0-  Mit  Scharfsinn  veiiheidigt  diese  Erklärung  Ko  »opak  §<  i  94* 

u*  a,  all  eg, 

(b)  Böhmer  ad  C  a  r  p  %  q  y  qu.  gQ*  o.  5.  K  o  n  o  p  ak  a,  A,  O» 

(c)  Wer  kann  gültig  erlassen  ,  und  wie  mufs  dieses  geschehen? 

(d)  Kur  ein  V  i  c  r  t  h  c  i  1  oder  höchstens  ein  Drittel  der  Strafe 
kann  bey  vollem  Ersätze  erlassen  werden ,  weil  ,  che  TJsuül-— 
erk  lärmig  als  richtig  zum  Grunde  gelegt,  doch  nur  eine  von. 
den  vier,  oder,  nach  der  Praxis,  von  den  drey  Rücksichten 
wegfallt,  welche  die  volle  Strafe  des  Diebstahls  bestimmen. 
Ist  der  Ersatz  vor  der  Untersuchung  freiwillig  geschehen,  so 
sinkt  die  Strafe  auf  die  Hälfte,  weil  mm  auch  noch  ein  andrer 
Mjldermigsgtnnd  —  wegen  besonders  begründeter  Hoffnung  der 
Verbesserlichkeit  des  Diebes  (§,  204*}  —  ein  tritt, 
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§.  206. 

Ein  zwcyler,  dem  grofsen  und  itzt  (nach 
§.  195.)  auch  dem  kleinen  Diebstahle  eigener  Mil¬ 
de  rungsgiund  ist :  eine  durch  besondere  Gründe 
veranlagte  gegründete  Hoffnung  auf  Besserung  des 
Diebes  (§.  i94.).  Der  bisherige  Lebenswandel  des 
Diebes,  ernstliche  Tleuc,  welche  durch  den  frey- 
willigen  Ersatz  des  Schadens  bewiesen  werden  kann, 
Verführung ,  grolsc  Armuth,  Jugend  kön  nen  liier 
möglicher  Weifsc  als  solche  Gründe  erscheinen, 
wenn  nicht  andere  Umstünde  aus  der  That  einem 
solchen  Schlüße  widersprechen (a).  Nie  wird  indes¬ 
sen  in  Hinsicht  dieses  Mildemngsgrundes  mehr, 
als  höchstens  ein  Viertheil,  oder  JJ  ritt  heil 
der  sonst  verdienten  Strafe,  erlassen  werden  können. 

(a)  K  o  n  o  p  a  k  a.  a.  O.  S.  153.  folg. 

§.  205. 

Ein  dritter  dem  gemeinen  Diebstähle  eige¬ 
ner  Milderungsgrund  ist,  wenn  der  1  liätcr  deswe¬ 
gen ,  weil  er  sich  überredete,  dafs  sein  künftiges 
oder  gegenwärtiges  liecht  an  oder  in  Ansehung 
der  Sache  die  Strafbarkeit  seiner  Handlung  ganz 
oder  zum  Theilc  aulhebe,  Sachen  entwendet  (a). 
Boy  spiele  liefern  uns  Diebstähle  von  dem  nächsten 
Erben  gegen  den  Erblasser,  von  dem  Ehegatten 
gegen  den  Ehegatten  begangen  (b)  (m  welchen  bey- 
den  füllen  die  P.  G.  0.  (c)  sogar  die  Untersuchung 
von  Amiswcgen  aufhebt),  desgleichen  Entwendun¬ 
gen  solcher  Sachen,  von  welchen  man  sich  über¬ 
redete-,  dafs  man  durch  den  Weg  eines  Processes 
ohnehin  zu  dom  Besitze  derselben  gelangen  wer¬ 
de  (d)  u.  s.  w. 

Ca)  Die  verschiedenen  Me  yn ungen  über  diesen  Milderungsgrund  $. 
hey  Kleins«  lu'od  a,  a,  ü,  Betracht,  V,  Feuerbach  §,350. 
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* 

(b)  P<  G.  0,  n,  165*  Die  Worte:  >,So  einer  aus  leightferLigLeyt 
oder  iiuveibtoiut  etwas  hrymlich  nem^  rechtfertigen  meine  Be« 
IiatipLu ngfftn  in  dem  §*  Und  geben  zugleich  au  ,  daß  der,  wcl- 
eher  sich  in  solchen  Fäücu  eines  gefährlichen  Dieb-Stahls  schul¬ 
dig  macht  >  oder  mit  Andern  verbindet*  nicht  auf  Milderung 
Anspruch  machen  könne, 

(c)  a*  a,  O,  Es  finden  hier  mir  Geldbußen*  körperliche  Zftcluigun-* 
gtnj  (wie  b r y  Entwendungen  der  Kinder  gegen  Eltern),  oder 
kur/.e  Gcfnn  gm  Iss  trafen  -Statt.  Böhmer  ad  a-rt,  l65*j  mul 
ad  G  a  r  p  ä  o  v  <f.  82*  o,  2*  Die  allgemeine  HimveUtmg  auf 
das  röm*  Hecht  -würde  zwar  eigcmilieb  gänzliche  Straflosigkeit 
erzeugen  müssen,  F  c  u  e  r  b  ach  §.  350,*  weil  aber  Karl  am 
Ende  sogt;  ult  klagen  noch  straffen,  so  kann  man  nicht 
anders  an  nehmen  s  als  dafs  derselbe  nur  an  eine  gemilderte 
Strafe  gedacht  habe, 

(d)  Hier  ist  alsdünu  kein  Diebstahl,  wohl  aber  strafbare  SelbsdmUe 
vorhanden*  Zu  diesem  Falle  gehört  auch,  wenn  einer  das  in 
einem  unerlaubten  Spiele  verlorne  Geld  ^welches  er  durch  eine 
condictio  hätte  wieder  erlangen  können)  entwendet  Yergl. 
B  re  Utting  de  lurto  rel  Insu  antea  amissac*  X/ips*  1765*  und 
ln  Ansehung  der  Strafe  m neu  §.  567. 

A  n  in*  Von  der  heutigen  Anwendbarkeit  der  actio  furii  prohibiti 
s*  L  0  y  u*r  sp ,  53ö, 

Z w  cj  tcr  A b 5 a l u 
Vom  Haube. 

Diese  Lehre  wird,  da  die  an  gewendete  Ge¬ 
walt  der  Hauptgesichtspunkt  ist,  aus  welchem  die 
Gesetze  die  Strafbarkeit  dieses  Verbrechens  beur- 
theilen ,  bis  zum  3.  Kapitel  ausgesetzt. 

Z  w  e  t  c  r  U  nterabschnitt* 

"Von  der  eigen  mächtige»  Besitzergreifung  unbeweglich tr  Sache». 

G  aoß. 

Sieli  eigenmächtig  in  den  Besitz  unbewegli¬ 
cher  Sachen  zu  setzen,  ist  zwar  immer  unrecluheh 
und  verbindet,  wie  jede  unrechtliche  Handlung, 
zu  dem  volles ten  Schadensersätze ;  ein  Verbrechen 
wird  aber  durch  solclke  Handlungen  in  der  Regel 

14  'i' 
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nicht  begangen,  wenn  nicht  besondere  Gründe  zu 
einer  Strafbarkeit  derselben  erhellen.  Solche  Gründe 
sind  alsdann  vorhanden,  wenn  sich  mit  dem  Ein¬ 
dringen  in  den  Besitz  eine  persönliche  Belei¬ 
digung  verbindet ,  oder  wenn  das  gewählte  Mittel 
zu  der  Eigenthumsbeeinträchtigung  bey  den  unbe¬ 
weglichen  Gütern  gleiche  Gefahr. des  Verlustes,  wie 
bey  den  beweglichen ,  erzeugt.  Dieses  letztere  ist 
alsdann  der  Fall,  wenn  durch  Fälschung  die 
heimliche  Besitzergreifung  der  Erkennbarkeit  entzo¬ 
gen  wird  (wie  bey  der  t  er  mini  motio)  (a).  Das 
erstere  dagegen  tritt  ein,  wenn  die  Besitzergreifung 
entweder  durch  Gewaltlhätigkeiten  erzwun¬ 
gen  wurde,  oder  der  Zweck  derselben  war,  Nicht¬ 
achtung  der  Rechte  des  Beleidigten  an  den  Tag  zu 
legen ,  in  welchem  Falle  die  Handlung  unter  den 
Begriff  der  Injurien  pafst.  Die  Strafbarkeit  die¬ 
ser  Handlungen  wird  alsdann  nach  den  Grundsätzen 
von  der  Strafbarkeit  der  Fälschungen,  Ge¬ 
walttätigkeiten  und  Real- Injurien  be¬ 
stimmt.  Ausser  diesen  Fällen  aber  würde  cs  of¬ 
fenbar  unnöthig  erscheinen,  dergleichen  Handlun¬ 
gen  noch  besonders  zu  verpönen  und  darum  ken¬ 
nen  auch  unsre  Gesetze  keine  weiteren  nachtheili¬ 
gen  Folgen  derselben,  als  welche  aus  dem  Ge¬ 
brauche  der  privatrech llichen  Klagen  für  den  un¬ 
rechtlich  Handelnden  entspringen. 

(0  P.  G,  o.  an.  tl4. 

Z  w  e  y  t  e  r  Abschnitt« 

Yon  der  gewinnsüchtige*!  Eig«nthiimsbecirtträchtigu«g  ohne  eigenmäch¬ 
tige  Ergreifung  der  Retention  körperlicher  Sachen. 

§.  20  7, 

Hierhin  gehört  1 )  die  Unterschlagung  (in- 
terversio).  Dieses  Verbrechen  wird  durch  wider- 
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rechtliche  Zueignung  einer  fremden  beweglichen 
Sache ,  welche  der  Verbrecher  detinirie,  begangen, 
bald  durch  Ausübung  der  Eigen thums acte  über 
die,  von  dem  Beschädigten  selbst  anvertraute  Sa¬ 
che  (a),  bald  selbst  durch  blofsc  Besitzverheimli¬ 
chung  in  Ansehung  der,  ohne  Willen  des  Beschä¬ 
digten,  jedoch  nicht  unrechtlicher  Weifse,  in  der 
Detention  des  Verbrechers  befindlichen  Sachen  (b). 
Bej  den  Römern  war  dieses  Verbrechen  wahres 
furtum  (c),  der  deutsche  Begriff  des  Diebstahls 
schliefst  es  zwar  von  sieh  aus  (d) ,  jedoch  wollen 
die  deutschen  Gesetze ,  dafs  cs  dem  Diebstahle 
gleich ‘bestraft  werden  solle,  wenn  dabey  das  Ver¬ 
trauen  des  Beschädigten,  oder  derjenigen,  welche 
für  ihn  handelten,  nhfsbraucht  worden  sey  (e). 
Ist  nicht  das  Vertrauen  des  Beschädigten  getäuscht 
worden,  so  tritt  die  etwas  gelindere  Strafe  betrü-, 
ge  rischer  Eigenthumsbeeinträchtigungen  ein  (f). 

(a)  So  begehen  dieses  Verbrechen  Depositare,  Gommodatare,  Ad-* 
imnistratoreu  ,  Gastwirthe,  Fuhrleute,  Schiffer  u*  s,  w. 

(b}  Dahin  gehört  die  Unterschlagung  gefundener  Sachen* 
Wenn  Indessen  die  parti culä reu  Gesetze  keine  Anzeige  bey  einem 
IntclligeuzGömptoir  u*  d.  gl*  verlangen,  so  ist  Besitatverheim- 
liehmig  erst  alsdann  vorhanden,  wenn  dem  Finder  derjenige, 
welchem  die  Sache  gehörte  ,  bekannt  geworden  war* 

(c)  Lt  33*  D.  de  fort.  (XLVII*  2.) 

Cd)  Schon  die  Gleichstellung  in  der  Strafe  beweifst,  dafs  man  ei¬ 
gentlich  BegrifFsverschledcnheit  anerkannt  habe*  So  werden 
auch  in  der  P*  G,  Cb,  mit  Voraussetzung  der  Bcgriffsvcrschic-- 
denheit,  Räuber  und  Nothzüchtlger  in  der  Strafe  gleich  gesetzt* 
VergL  art*  119. 

(e)  P*  G,  O,  art.  170.  „Item  welcher  xult  eyns  andern  güttem* 
die jm  in  guttern  glauben  zu  behalten  und  zu  bewahren  ge¬ 
geben  seyn,  williger  und  geverlicher  weift,  dem  gläubiger 
zu  schaden  haudelt,  solch  missethat  ist  einem  diebstall  gleich 
zu  strafend 

(f)  Die  Praxis  mancher  Gerichte  soll  überall  auf  die  Strafe  be¬ 
trügerischer  E  Lg  e  nth  u  msb  reinir  ä  c  h  tig  uu  gen  erkennen.  s.  Bö  h- 
iner  ad  art*  170*  G*  C.  C*  uud  die  mchraten  Übrigen  Com- 
men  latere»* 
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§.  20«. 

II. )  Dip  gewinnsüchtige  Kigcnthumsbeeinträch- 
tigung  d u rcJi  e i  g e  mn  ä  c Ii  l  i  g c  A  n  m  a  fs  u  n  g  fr  e  m- 
d  e  r  nut  z  b  r  i  n  ge  nd  c  r  G  e  r  e c  li  ts  a  ine,  z.  B.  des 
Jagdrcchis,  der  Fischercy  „in  flicfsendem  ungcfängc- 
ncn  Wasser (a).“  Audi  diese  Beeinträchtigung  ist, 
nach  palieulürem  Rechte  öfters  sehr  hart,  verpön¬ 
tes  Verbrechen.  Das  gemeine  liecht  will  aber  die¬ 
selbe  gelinder,  als  den  Diebstahl,  beurtheilt  wis¬ 
sen  und  bestimmt  als  Strafen  Geldbufscn  oder 
Leibe  sstr  a fe  n  (durch  körperliche  Züchtigungen 
oder  Gefangnifs)  (b),  nach  Rücksicht  auf  die  Gi  öfse 
der  BeciiUrächtieliung,  auf  die  Verschiedenheit  der 
Personen  und  auf  die  übrigen  Umstände.  Wenn 
daher  körperliche  Züchtigungen  nicht  zweckjnäfsig 
erscheinen,  so  erkennt  man  das  erstemal,  nach 
Yerhaltnifs  des  gestifteten  Schadens,  auf  eine  mehr¬ 
tägige  ,  höchstens  auf'  3  —  4  'wöchentliche  Gc- 
fängnifss  träfe  ,  oder  verhHlimfsmäfsigc  Geldbufse. 
Wiederholung  erhöht  aber  die  Strafbarkeit,  nach  den 
allgemeinen  Prineipicn  ,  besonders. 

(a)  P.  G,  O.  art.  J69. 

(h)  „der  ist  an  seinem  leib  oder  gut  nach  gelcgenbeyt  und  gestalt 
des  Fischetis,  der  person  und  Sachen,  nach  ladt  der  rcchtsver- 
stendigeu  zu  straffen.'1 

§.  209. 

III. )  Würde  hierhin  die  eigennützige  Verletzung 
der  Vertrags  rechte  gehören,  al  lein,  wenn  hier- 
bey  nicht  Fälschung  oder  Betrug  in  dem  cri- 
minalis tischen  Sinne  concurriren  (wo  alsdann  die 
Strafe  dieser  Verbrechen  eiutritt),  so  betrachten 
schon  die  römischen  Gesetze  den  bürgerlichen 
Zwang  zur  Leistung  der  Verbindlichkeit  oder  zum 
Schadensersätze  mit  Recht'  als  zur  Sicherung  hin- 
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reichend  (a).  Nur  bey  dem  contraclus  mandaü, 
depositl ,  soeietalis  und  dem  Quasicontract  der 
Tutel  knüpfen  sie  nach  die  Infamie  als  Folge  an 
die  dolosc  Verletzung  der  Verbindlichkeiten,  eine 
Verordnung,  deren  Anwendbarkeit  bev  uns  mit 
liecht  bezweifelt  wird,  obgleich  auch  bey  uns  den 
treulosen  Tutov  ohne  «Zweifel  die  Strafen  der  do- 
iosen  Amtsverlclzung ,  ja  sogar  des  Meineids,  tref¬ 
fen  können. 

(:t)  Selbst  dir  Strafbarkeit  ävr,  Khcbruchs  macht  hiev  keine Ausnah¬ 
me,  denn  tiiebt  als  umniudbar  bürgerliches  )  sondern  als  po- 
Ji/ ei  liebes  Verbrechen  ist  derselbe  sliaJbar* 

§.  210. 

Endlich  IV.)  gehören  hierhin  die  Eigcmhums- 
beeinti  ächtigungen  ,  welche,  in  Ansehung  un kör¬ 
perlicher  Sachen  sowohl,  als  auch  in  Ansehung 
körperlicher,  in  Ansehung  beweglicher  sowohl  als 
auch,  in  Ansehung  unbeweglicher,  ohne  eigenmäch¬ 
tige  Besitzergreifungen ,  durch  Fälschungen  und 
B  e  tr üg  e  r  e  y  e  n  verübt  werden,  von  welchen  aber 
erst  unten  bev  der  Lehre  von  der  Fälschung  und 

*/  -O 

dem  Betrüge,  ausführlicher  gehandelt  wurden  kann. 

Z  w  e  y  t  e  r  T  i  t  c  1. 

Von  den  KigeiuliumsbeeiiUräclxU jungen  ohne  gev/inusüchtJgc  Absicht, 

§■  3H* 

Nicht  selten  wurden  Eigentbumsbecinlrächli- 
gungen  keineswegs  aus  Gewinnsucht,  sondern  aus 
Muthwillcn ,  aus  Zorn ,  oder  aus  Lachlust  und 
kalter  ßofslieit  verübt.  In  allen  diesen  Fällen  wer¬ 
den  dadurch  wahre  Verbrechen  begründet,  welche 
die  Gesetze  mit  unbestimmter  Strafe  bedrohen  (a). 
Den  allgemeinen  Grundsätzen  zu  Folge  werden 
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in  Hinsicht  dieser  Bestrafungen  folgende  Bestim¬ 
mungen  entscheidend  sevn : 

1.)  Eigen diumsbeeinträchtigungen  aus  jugend¬ 
lichem  Leichtsinne  und  Mütlvwillen  begründen  mclir 
polizeyliche  Bestrafungen,  deren  Beschaffenheit  und 
Gröfse  nach  der  Gröfse  des  gestifteten  Schadens, 
nach  dem  Alter  und  Stande  der  jungen  Verbrecher 
und  mit  Rücksicht  darauf,  ob  dergleichen  Ausbrü¬ 
che  des  Mutfvwillens  zum  crstenmalc,  oder  wieder¬ 
holt  zu  bestrafen  seyen  ,  bestimmt  werden  mufs. 
Körperliche  Züchtigungen  würden  hier  ganz  in 
dem  Geiste  des  Verbrechens  liegen.  Wo  diese  aus¬ 
geschlossen  sind,  da  mufs  Gefängnifs  bis  zu  meh¬ 
reren  Monaten ,  und  allenfalls  bey  Wasser  und 
Brod,  an  die  Stelle  treten. 

3.)  Eigenthumsbeeinträchtigungen,  aus  Rach¬ 
lust  und  kalter  Bofsheit  sind  dagegen  sehr  schwere 
Criminalverbrechcn ,  bey  welchen,  da  der  feind- 
seelige  Character  eines  eigentlich  schadenfrohen 
Wesens  bey  weitem  schwerer,  als  der  Eigennutz, 
in  den  Schranken  der  Ordnung  erhalten  werden 
kann ,  beträchtlich  gröfsere  Strafen  als  bey  den 
gewinnsüchtigen  Eigcnthumsbeeinirächtigungen,  cin- 
treten  müssen.  Die  Grölse  des  gestifteten  Schadens 
läfst  übrigens  auch  hier  im  Allgemeinen  den 
Grad  der  Bofsheit  erkennen ,  jedoch  mufs  die 
nach  diesem  Gesichtspuncte  bestimmte  Strafe  im¬ 
mer  bedeutend  erhöht  werden ,  wenn  der  Beschä- 
diger  eine  Sache  vernichtete ,  welche  er  als  den 
Gegenstand  einer  hesondern  Affeclion  des  Beschä 
digten  kannte. 

3.)  Eigcnthumsbeeinträchtigungen  endlich  aus 
einem  durch  ungerechte  Behandlung  gereizten  Zorn 
zeugen  von  geringerer  Verworfenheit,  als  die  kalte 
Handlung  des  durch  Gewinnsucht  getriebenen  Die- 
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bes,  und  cs  wird  daher,  obgleich  auchhey  diesen 
Verbrechen  die  Gröfse  des  absoluten  und  relativen 
Wefthes  der  Beeinträchtigung  für  die  Strafe  ent¬ 
scheidend  ist,  diese  doch  in  demselben  Verhält¬ 
nisse  geringer,  als  die  Strafe  der  Diebstähle,  be¬ 
stimmt  werden  müssen ,  in  welchem  die  Strafe 
der  rachlustigen  Beeinträchtigungen  höher ,  als  die 
der  Diebstähle,  zu  bestimmen  ist  (b). 

(a)  L.  2.  D.  de  arb,  fort.  caes.  (XLVII.  7.)  L.  1.  $,  1.  de  ex- 
traord*  criin*  (XLYIL  9,) 

(b)  2 u cli tha u Iss träfe  irmfs  liier  möglichst  entfernt  bleiben,  Tn  dem 
8ten  Kur  badischen  OrganisatiorisedicLe  bind  einige  gute  Bestim¬ 
mungen  über  dieses  Verbrechen,  jedoch  Ist  die  Sache  darin 
noch  lange  nicht  erschöpft* 


Z  v?  e  y  t  e  s  Kapitel* 

Von  den  Verletzungen  der  Ehre  u  n  d  der  Rechte  in 
Ansehung  des  guten  Samens  (Injurien  und 
V e r  1  a  u  m  d u nge  n). 


D*  A.  I),  Weber  über  Injurien  und  Schmähschriften*  3  Ablhci- 
lungen*  1797  —  1800.  —  Neueste  Auflage  1Ö2D* 

Meine  Abhandlung;  über  Eine  und  guten  Namen,  in  dem  M  a- 
gazin  für  die  Phil*  d*  Rechts*  B-  L  St*  1*  u,  1* 

KI  e x  ii  s  c  h  r  o  <1  s  Grundzüge  der  Kehre  von  Injurien  ,  in  dem  A  r- 
chiYe  des  Ci;*  R*  Bd,  I*  St,  IV*  n*  1* 

K  u  cb  Harscher  von  A  1  m  e  n  d  i  n  g  c  n  Gnmdzüge  zu  einer 
neuen  Theorie  über  Verletzungen  des  guten  Namens  und  der 
Ehre,  in  dem  Magazine  für  die  Phil*  und  Gesell*  des 
Rechts  B.  L  St-  Ln,  1*  St*  II*  n,  4,  B.  II.  St.  I* 

Hübner  über  Ehre,  Ehrlosigkeit,  Ehrenstrafe  ii  und  Injurien* 
Leipz*  l800* 

Walter  über  Ehre  und  Injurien  nach  röm*  Recht  (im  neuen  Ar¬ 
chiv,  d*  Crim.  R.  IV*  Bd*  u*  V.  u*  XU). 
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Btirchardi  Gruiulziige  des  Iteihtssy  slems  der  Römer,  S.  289. 

Mare/.  qH  über  die  bürgerliche  Khre  ihre  giiir/Bchc  KiUzlrhimg 

und  i heil  weise  Schmälerung,  Giessen  1824*  8*  B.  h  Äbscbu,  1. 

§.  2  12. 

Die  Ehre  irn  Allgemeinen  entsteht  dem  Men- 
sehen  dadurch,  dafs  Andre  seinen  Wer th  d.  h. 
die  Vorzüge  ,  welche  ihn  über  dns  mit  ihm  Ver¬ 
glichene  erheben,  äufseriieh  anerkennen. 

Abgesehen  von  demjenigen,  was  sich  erst  in 
der  bürgerlichen  Gesellschaft.,  obgleich  mit  Aoih- 
wendigkeit,  erzeugt,  und  den  Menschen  blofs  in 
dein  allgemeinen  Wechselvcrkehr  mit  Andern  ge¬ 
dacht,  erscheint  seine  Ehre  von  doppelter  Art  und 
eben  so  verschieden  seine  Hechte  in  Ansehung 
derselben. 

I. )  Als  Mensch  und  blofs  darum,  weil  ihn 
die  Andern  als  Menschen  anerkennen  und  aner¬ 
kennen  müssen,  hat  er  den  Vorzug  der  Persön¬ 
lichkeit,  —  einen  Werth,  welcher  ihn  über 
das  ganze  Sachen  reich  erhebt.  Dafs  diesen 
Werth  jeder  practisch  anerkenne,  keiner  ihn,  mit 
Hintansetzung  der  Achtung  gegen  die  Persönlich¬ 
keit  ,  als  einen  (Gegenstand  willkfihrheher  Behand¬ 
lung  dars teile ,  hat  jeder  Mensch  so  gewils  cm 
Zwangsreeht,  als  ihm  das  Recht  der  Persönlich¬ 
keit  zugesproehen  werden  rnuls.  Diese  vermöge 
Zwangs  rechts  zu  fordernde- Ehre  ist  die  Ehre  im 
engern  Sinne, 

II. )  Als  handelnder  Mensch  in  der  Gemein¬ 
schaft  ist  jeder  Gegenstand  der  f’reyen  Beurlhcilung 
des  Pubhcums,  vor  welchem  er  handelt.  Die 
Handlungen  des  einen  mit  den  Handlungen  des 
andern  und  mit  dem  praciischcn  Idealen  verglei¬ 
chend  wird  dieses  Publicum  durch  sein  freyes  Ur- 
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theil  bald  Werth,  bald  Eil  werth  dem  Bcur- 
thellten  zusprechen  und  dadurch ,  dafs  es  die¬ 
ses  Urthäi,  in  dem  Verkehr  der  Menschen,  für 
die  Bestimmung  seiner  Handlungswcifse  gegen  den 
Ueuri  heilten  nolii'w endig  zum  Grunde  legt,  den 
auf  diese  Weifse  erworbenen  Werth  zu  einem  der 
■wichtigsten  Güter  und  die  Erwerbung  desselben 
zu  einem  Gegenstände  rastlosen  Streben»  des  Men¬ 
schen  erheben.  Diese  aus  dem  von  dem  Publicum 
an  dem  handelnden  Menschen  ft/ey  anerkannten 
Wert! .10  sich  entwickelnde  Ehre  bezeichnet  man, 
im  Gegensätze  gegen  die  vorhin  dargestcllto  Ehre 
im  engem  Sinne ,  als  d c n  guten  Na m e n  des 
Menschen.  So  gewifs  dieser,  als  Gut  betrachtet, 
nur  aus  den  Resultaten  der  freyen  Unheil  c  des 
Publicums  entspringt,  so  gewils  kann  er  in  keinem 
Momente,  vermöge  Zwangsrcchts ,  gefordert  wer¬ 
den,  wohl  aber  hat  jeder  das  Recht  zu  verlangen, 
dafs  keiner  ihm  die  Möglichkeit,  durch  seine 
Handlungen  sich  Werth  in  dem  Urtbeile  des  Pu- 
biiemns  zu  verschaffen,  entziehe.  Diese  Möglich¬ 
keit  kann  aber,  da  Handel  ns  freyheit  dem  Menschen 
ohnehin  rechtlich  gesichert  ist,  nur  dann  entzogen 
werden,  wenn  Andere  betrügerisch,  dem  Men¬ 
schen  Unwert  h  begründende  Handlungen  an  dich¬ 
ten  und  als  von  ihm  begangene  Handlungen  dem 
Publicum  darstellen.  In  Ansehung  des  guten 
Namens  giebt  es  daher  nur  ein  Zwangs  recht  gegen. 
Vcrläumder. 

§.  213. 

Da  die  Persönlichkeit  des  Menschen  in  dem 
Staate,  anerkannt  wird,  so  niufs  auch  sein  Zwangs- 
recht  auf  die  Ehre  im  enge.rn  Sinne  anerkannt  wer¬ 
den.  Mit  dem  Staate  aber  entstehen  noihwendig 
neue  Vorzüge,  welche  den  Menschen  von  dem 
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Menschen  auszeiehnend  unterscheiden.  Der  Bür¬ 
ger  hat  Vorzüge  vor  dem  Nichtbürger  und  un¬ 
ter  den  Bürgern  selbst  werden  Unterschiede  be¬ 
gründet  nach  der  verschiedenen  Wichtigkeit  ihrer 
staatsbürgerlichen  Functionen  und  der  Verschie¬ 
denheit  des  Zutrauens,  welches  sich  durch  die 
lieber  trag  ung  dieser  Functionen  bewahrt.  Die  ver¬ 
möge  Zwangsrecht  zu  fordernde  Eli  re  im  engem 
Sinne  zerfallt  daher  in  dem  Staaie  in  die  all¬ 
gemeine  Menschenehre  und  in  die  po¬ 
litische  oder  bürgerliche  Ehre,  und  die 
letztere  wieder  in  die  gemeine  b  ii  rge  r 1 i c  h  e 
Ehre  und  die  besondre  bürgerliche  Ehre, 
welch e  in  ihrem  h och sten  G rad e  die  Regenten- 
elire  (Majestät),  in  den  geringeren  Graden  aber 
die  Rangs  -  und  Amts-Ehre  bildet. 

Der  Unterschied  zwischen  der  allgemeinen 
Menschenehre  und  der  politischen  Ehre 
bestellt  wesentlich  darin,  dafs  die  erstere  nur 
ein  Zwangsrecht  auf  negative  Handlungen  giebt, 
nämlich:  auf  die  Unterlassung  aller  Handlungen, 
welche  dem  Begriffe  der  Persönlichkeit  wi¬ 
derstreiten  ,  die  letztere  dagegen  auch  ein  Zwangs¬ 
recht  auf  positive  Handlungen  erzeugen  kann, 
oder  erzeugen  mufs,  weil,  wenigstens  in  An¬ 
sehung  der  besondern  bürgerlichen  Ehre, 
der  Staat  seinen  Zw'eck,  ein  allgemeines  Zu¬ 
trauen  gegen  die  zu  den  höheren  staatsbür¬ 
gerlichen  Functionen  Bestimmten  zum  Voraus 
zu  erzeugen,  bey  Menschen,  welche  vor  dem 
Wissen  von  dem  Glauben  aüsge hen  müs¬ 
sen,  nicht  erreichen  kann,  wenn  er  nicht  gegen 
die  von  ihm  durch  besonderes  Zutrauen  Ausge¬ 
zeichneten  vonyUlcn  in  dem  äufseren  Betragen 
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Zeichen  der,  dem  Grade  dieses  Zutrauens  entspre¬ 
chenden  Achtung  verlangt  (a). 

Darin  aber  kommen  die  allgemeine  Men¬ 
schen  eh  re  und  die  politische  Ehre  überein, 
dafs  beyde  keineswegs  das  Resultat  des  freyen  Ur- 
theils  des  Publicums  sind,  sondern  als  die  noth- 
wendigen  Folgen  der  Thatsaebe,  dafs  einer  Mensch, 
Bürger,  oder  zu  einer  besondern  Staats¬ 
bürger  liehen  Function  Bestimmter  sey, 
erscheinen  und  daher  die  Zwangs  rechte  auf  dicsel- 
feen  so  lange  bestehen  müssen,  als  diese  That Sa¬ 
che  besteht. 

tab  Vorlref/llch  bewiesen  von  v,  A  1  in  e  t»  d  i  n  g'  e  n  a.  a,  0 , 

§.  2 1 4.  , 

Audi  in  Ansehung  des  guten  Namens 
Wird  der  Staat  das  Zwangs  recht  gegen  Verla  um  - 
der  anerkennen  müssen.  Aber  auch  nur  gegen 
Verleumder  wird  er  Zw angsr echte  gestatten  kön¬ 
nen,  weil,  wenn  er  weiter  gehen  wollte,  er  nicht 
nur  ohne  Grund  die  bürgerliche  Freyheit  ein¬ 
schranken,  sondern  auch  gegen  sich  selbst  politish 
verderbend  handeln  würde,  indem  durch  die  noth- 
wendig  zu  schaffende  eminentere  bürgerliche  Ehre 
(§.  2 1  3 .)  dasjenige  nicht  erreicht  werden  könnte, 
was  durch  sie  erreicht  werden  soll,  wenn  der  Ge¬ 
danken,  dafs  auch  von  vollständig  zu  erwei¬ 
senden  schändlichen  Handlungen  der  Ausgezeich¬ 
neten  im  Staate  nicht  geredet  werden  dürfe,  die 
Möglichkeit  eines  Glaubens  an  etwas  Reelles,  den 
erzwingbaren  äufseren  Zeichen  der  Achtung  zum 
Grunde  liegendes  aufheben  würde  (a). 

(a)  Ebenfalls  vollständig  und  schein  erwiesen  von  v.  Almen  din¬ 
gen  a,  a,  0, 


f 
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§.  215. 

Jede  Handlung,  wodurch  die  Zwangs  rechte 
in  Ansehung  der  Eine  verletzt  werden,  heilst: 
ln  ]  urxo.  AV erden  flie  Zwangsrochte  auf  die  Eine 
im  engeren  Sinne  verletzt,  so  ist  die  Injurie  In¬ 
jurie  im  engem  Sinne,  betrifft  die  Verletzung 
dagegen  die  Zwangs  rechte  in  Ansehung  des  guten 
INamens  ,  so  heilst  die  Injurie  Verlii  um  düng. 

Sollen  aber  Injurien  als  strafbare  Hand¬ 
lungen  betrachtet  werden,  so  wird,  ausser  dem 
bezeiehneten  objectiven  Characlcr  der  injuriirenden 
Handlung,  ohne  dessen  Daseyn  jede  Injurienklage 
sogleich  von  Amtswegen  verworfen  werden  mufs  (a), 
noch  weiter  erfordert:  l)  dafs  nicht  besondere 
Ileclitsgründe  die  Handlung  rechtfertigen ,  welches 
nicht  nur  alsdann  der  Fall  scyn  kann,  wenn  der 
Beklagte  durch  den  Kläger  in  den  Zustand  der 
JNothwehr  gesetzt  wurde ,  sondern  auch  alsdann, 
wenn  Amtspflicht,  oder 'das  Erziebungs  -  und  Xiieh- 
tigungsredn  dem  beklagten  Handlungen  gegen  den 
Kläger  erlaubten,  welche  unter  andern  Verhältnis¬ 
sen  als  Ehrverletzungen  erschienen  scyn  würden, 
h)  Dafs  der  Jnjunircndo  die  Absicht,  die  Ehre  des 
Beleidigten  zu  verletzen  ,  gehabt  habe  (animus  in- 
juriandi)  (b).  Diese  Absicht  wird  im  AI  1  gerne  i- 
Ji  e  n  vermuthet  und  es  liegt  dem  Beklagten  ob, 
die  Gründe,  warum  er  keine  beleidigende  Absicht 
gehabt  habe,  nachzuzeigen  (c).  Bey  solchen  Hand¬ 
lungen  dagegen,  welche  nur  unter  bestimmten 
V  o  r  a  u  s  e  t  z  u  n  g  e  n  den  rech tiiehen  Forderungen 
in  Ansehung  der  Ehre  widersprechen,  kann  von 
einer  Absicht,  zu  beleidigen,  nur  erst  dann  gere¬ 
det  werden ,  wenn  in  dem  gegebenen  Falle  das 

jener  Voraussetzungen  nach  ge  zeigt  wr  Or¬ 
den  ist. 
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(u)  WcVcr  macht  in  .seiner  schät»bsareü  Schrift  das  erste  Requi¬ 
sit  un richtig  zum  zweiten* 

(1>)  L.  34*  pr*  D»  de  O,  et  A*  (XLIV.  7.)  ,,  Injuria  emm  ex 
affcctu  fit ,  A  a  m  n  u  m  ex  culpa*“  Li.  3«  1.  2*  de  iujur- 

(XL  VII.  10.) 

(c)  L.  5,  C*  de  iu\m\  (IX,  35.)  „51  non  conYicii  coiisllio  tc  ali- 
quid  iiijuriosum  dixisse  p  v  o  1>  a  re  p  o  te  s* 

§•  216. 

Die  s  trafbar en  In j  u  rien  ihe  i  1 1  m an  in  reale, 
w  ö  r  l  1  i  c  h  e  (  m und lielie  und  sei i rifdiche )  und 
s  y  m  I)  o  L  i  sehe  ein.  Die  heyden  letzteren  Arten, 
sind  a'ls dann  vorhanden,  wenn  in  bloßen  Worten, 
oder  andern,  die  Gedanken  ausdr u eken den  Zeichen 
und  Handlungen ,  (Gemälden,  Gebährden  u.  d.  gl.) 
die  Ehrbeleidigung  lieg! ,  d  ie  erste  Art  dagegen  ist 
da  amunehmen ,  wo  die  Ehrverletzung,  in  der  Ver¬ 
letzung  andrer  Hechte  enthalten  ist. 

§.  217. 

I.  TI  c  a  1  - 1  n  j  u  r  i,  e  n.  Da  hey  vol Is üindiger  Ach¬ 
tung:  der  Persönlichkeit  der  Enischlufs,  irgend  ein 
Recht  der  Person  zu  verletzen,  eigentlich  als  un¬ 
möglich  betrachtet  werden  rnufs-,  so  folgt,  dafs 
möglicher  W  e  i  (’s  e ,  in  jeder  wi r k  1  ichen  llecl i ts- 
vcrletzung  auch  die  Absicht  persönlicher  Beleidi¬ 
gung  enthalten  seyn  könne. 

Bey  allen  (Angriffen  gegen  die  Person 
selbst  ist  dieses  auch  wirklich  unbedingt  anzu¬ 
nehmen,  wenn  nur  die  Absicht  ,  Rechte  verletzen 
zu  wollen,  außer  Zweifel  ist.  Daher  bleiben  diese 
Angriffe  gegen  die  Person,  wenigstens  in  Ansehung 
der  Privatgcnugtliuung ,  Real  -  Injurien ,  wenn 
sie  auch ,  in  Ansehung  der  öffentlichen  Strafe, 
in  ein«  höhere  Art  benannter  Verbrechen,  wie 
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Gewaltthätigkeiten  ,  Verwundungen  ,  Töd  Lungen, 
übergehen  sollten. 

Bey  Rechtsverletzungen  dagegen,  welche  nicht 
in  einem  Angriffe  gegen  die  Personen  des  Verletz¬ 
ten  bestanden  ,  ist  dieses  nur  dann  anzunc Innen, 
wenn  sie  nicht ,  durch  eine  bestimmte  andere  Ab¬ 
sicht,  zu  einer  bestimmten  andern  Art  strafbarer 
Handlungen  gehören  und  wenn  daher  die  Verletzung 
aus  keiner  andern  Absicht,  als  aus  der,  die  Per¬ 
son  zu  beleidigen,  hervorgegangen  ist  (a). 

Immer  ist  aber  die  Absicht,  zu  beleidigen, 
von  der  Absicht,  Rechte  verletzen  zu  wollen,  ab¬ 
hängig  und  wo  daher,  in  den  gewöhnlichen 
Verhältnissen,  eine  Handlung  nicht  als  eine  ab¬ 
sichtliche  Rechtsverletzung  betrachtet  werden  könnte, 
da  kann  diese  Hand  jung  auch  nicht  als  Injurie  er¬ 
scheinen,  wenn  nicht  nachgezeigt  werden  kann, 
dals  hier  besondere  Verhältnisse  eingetreten  seyen, 
welche  über  die  Absicht  ,  Rechte  nicht  anerkennen 
und  folglich  beleidigen  zu  wollen,  keinen  Zweifel 
übrig  lassen. 

Unter  diesen  Bedingungen  ist  es  denn  aller¬ 
dings  unläugbar,  dafs  jedes ,  selbst  das  geringste, 
Berühren  des  Körpers  des  Andern ,  eine  Injurie 
enthalten  könne,  es  wird  aber  dieses,  wenn  die 
Art  des  Berührens  nicht,  an  sich  oder  nach  der 
gemeinen  Meynung,  eine  beschimpfende  oder  ver¬ 
ächtliche  Behandlung  enthalt  (b) ,  nur  dann  der 
Pall  scyn,  wenn  dem  Beleidiger  aus  besondern 
Gründen  der  engegenstehende  Willen  des  Beleidig 
len  nicht  verborgen  seyn  konnte  (c). 

Uebrigens  kann  möglicher  Weifse  in  der  Real¬ 
injurie  auch  eine  Verleumdung  enthalten  seyn, 
wenn  das  Factum  des  Injurianten  auf  vorausge- 
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gangene ,  Unwerth  begründende  Handlungen  des 
Injuriirten  mit  Nothwendigkeit  schliefsen  läfsl  (d). 

(»)  L.  53.  pr.  de  fort,  (XL VII.  2.)  L.4l.  pr.  ad  L.  Aquil.  (1X.2.) 
L.  1.  §.  2.  3.  L.  13.  §,  7.  de  Üijur.  (XLV11,  10.) 

(b)  L,  1.  g,  1*  de  extraord.  crim,  (XL  VII,  11.) 

(c)  So  wird  sich  auch  die  Webersche  Theorie  von  den  Real-. 
Injurieu  genügend  gegen  die  Zweifel  Feuerbaebs  (Lchrib* 
<3+  P*  II*  §*  2Ü8*  altere  Auflage)  rechtfertigen» 

(d)  Z.  B.  das  Betasten  ,  oder  Küssen  eines  Frauenzimmers  wider 
ihren  Willen  in  eiuer t  solche  Fr eyh eiten  nicht  entschuldigenden 
Gesellschaft.  Vergl*  Bey  trag  e  7.ur  jurist.  Literatur 
in  den  Preitfs.  Staaten,  2*  Samml*  S*  l3.  folg*  Die 
väterlich  wohlwollende  Absicht  der  Geistlichen  (vergl,  die  Glosse 
zu  c.  14*  C.  13,  q.  3.)  dürfte  wohl  schwerlich  die  Küsse  der¬ 
selben  unbedingt  aus  deiu  Cataioge  der  Injurien  tilgen. 

§*  218* 

IJ.)  W  örtliche  und  symbolische  Injurien. 

Diese  können  bestehen 

A)  in  Injurien  isn  engem  Sinne.  Dieses 
ist  der  Fall,  1)  wenn  einer  geradezu  seine  Ver¬ 
achtung  des  Andern ,  als  Menschen ,  Bürgers  oder 
bürgerlich  Ausgezeichneten ,  zu  erkennen  giebt, 
2)  Wenn  er  sich  Handlungen  oder  Erklärungen 
gegen  denselben  erlaubt,  welche,  sey  es  nun  durch 
ihren  Inhalt  und  Form(a),  oder  hlofs  durch  ihre 
borm(b),  sey  es  Z1*  Folge  allgemeiner  oder  ei¬ 
nem  Stande  eigener  Voruriheile ,  oder  mit  Grund, 
convenüonell  die  Bedeutung  haben,  dafs  durch  sie 
eine  Verachtung  Andrer  und  eine  Nichtanerken¬ 
nung  der  verschiedenen  Ehrverhältnisse  derselben 
an  den  Tag  gelegt  wird'.  Welche  Handlungen  und 
welche  Erklärungen  diese  Bedeutung  haben,  ist 
eme  blofs  fa  c  t  i  s  c  he  F rage ,  deren  Beantwortung 
einzig  und  allein  aus  Xenntnifs  der  Menschen  und 
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der  Verbal  misse  des  Lebens  abgeleitet  werden  kann. 
Es  ist  übrigens  nicht  immer  leicht ,  sie  richtig  zu 
beantworten ,  wenn  die  feine  Grenzlinie ,  ‘welche 
die  blofse  Anforderungen  der  feinen  Lebensart  und 
des  guten  Tons  von  den  Zwangsforderungen  der 
Ehre  scheidet,  nicht  übersehen  und  nicht,  mit  Un¬ 
terdrückung  des  freyen  Spiels  des  Witzes,  die  über¬ 
triebenen  Forderungen  einer  genutzten  Empfindlich¬ 
keit  unterstützt  werden  sollen.  3)  Wenn  dasjenige 
unterlassen  wird,  was,  als  durch  Gesetze  oder 
convcnlionell  bestimmtes  Zeichen  der  Ach lung, 
vermöge  der  gemeinen  oder  bevorzugten  bürgerli¬ 
chen  Ehre,  gefordert  werden  kann  (§.  213.)  (c). 

(a)  Daliiu  gehören  die  melirsteo  Schimpfwörter* 

(b)  Hierhin  gehören  solche  Ausdrücke,  welche,  so  unschuldig  auch 

ihr  Inhalt  zu  sejn  scheint,  doch  conycuLiojieH  als  Besch  im- 
pfuii gen  gel  ten ,  B,  Krüppel,  Pfaffe  u*  d.  gh  Daiiin 

geboren  bildliche  Darstellungen  and  Erzählungen,  welche,  auch 
hey  voller  Wahrheit  ihres  Inhaltes,  entweder  ^luiröh  den  Ort, 
wo  sie  vorgebracht  worden,  oder  durch  das  zur  Mitlheiluug 
gewählte  Mittel ,  mir  zu  dem  Zwecke,  den  Andern  dem  Ge-' 
läehter  und  der  Verachtung  des  gemischten  Publicums  I  rei  s 
zu  geben,  dienen  und  eben  darum  nur  als  Beweifse  eigener 
Verachtung  desselben  betrachtet  werden  können* 

(c)  Auch  hierbey  Ist  die  Quaesti.o  facti  öfters  nicht  wenig 
schwierig, 

S-  S19* 

B)  In  V  e  r Li  u  m  d  u  n  g  e  n  (a).  Un ter  diesen 
Begriff  gehört  das  Andichten  von  Begebenheiten 
und  Handlungen,  welche  für  den  Menschen,  es* 
sey  nun  in  seinen  Beziehungen  als  Menseh  und 
Bürger  im  Allgemeinen,  oder  nach  den  Voraus¬ 
setzungen  seines  Standes  ,  Rangs  und  Amtes  einen 
Unwerdi  in  den  Augen  des  Publicums  — -  und 
wenn  es  auch  nur  durch  bekannte  Vorurtheile  die¬ 
ses  Publicums  möglich  wäre  —  begründen  können. 
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Um  den  Begriff1  des  Andlehtens  näher  zu 
bestimmen,  ist  es  noihwendig ,  zwischen  Denun- 
cianten  (welche  nur  der  Obrigkeit  eine  Anzeige 
machen)  und  Diffa-manten  (welche  das  dem 
Diffamaten  Nachlheilige  gegen  Privatpersonen  be¬ 
haupten)  zu  '  unterscheiden.  Jene  kann  der  Vor¬ 
wurf  des  Andichtens  und  mithin  des  Vcrlaumdens 
nur  alsdann  treffen,  wenn  es  erwiesen  ist,  dafs  sie 
wissentlich  eine  grundlose  Anzeige  gemacht  haben, 
diese  dagegen  trifft  jener  Vorwurf  so  lange,  als  sic 
nicht  die  Wahrheit  ihrer  Erzählung  auf  eine  an¬ 
dere  Woifsc,  als  durch  sich  selbst,  vollständig  dar; 
zuthun  vermögen. 

Jede  Injurienklage  wegen  Vcrläumdung 
wird  daher  noihwendig  durch  den  Beweifs  der  Ein¬ 
rede  de  r  W a h  r li c i  t  aufgehoben  (b) ,  nie  aber 
eine  Klage  über  Injurien  im  engem  Sinne, 
welche  in  der  Form  der  Erzählung  oder  Verbrei¬ 
tung  der  Wahrheit  liegen,  oder  in  die  Erzählung 
ein  gemischt  sevn  können  (§.  421.)  (c)* 

Ehen  darum  wird  denn  auch  die  Klage  we¬ 
gen  V  c  r  1  ä  um  d  u n g  durch  die  Nennung  des  Auc- 
tors  und  den  Beweils,  dafs  dieser  Auctor  sey,  in 
allen  Fällen  aufgehoben,  in  welchen  der  Beklagte 
das  dem  Kläger  Nachtheilige  nur  als  ein  Gerüchte 
erzählt  hatte.  Keineswegs  aber  kann  diese  Nen¬ 
nung  eine  Erzählung  auf  eigenen  Namen  (d)  ,  oder 
eine  weitere  Verbreitung  des  unter  dem  Siegel  des 
Geheimnisses ,  oder  in  dem  Zirkel  vertrauter  Freunde 
im  Vertrauen  Er  öffne  teil  entschuldigen  (e). 

(a)  Le  vi  na  u  hislör,  jur.  Untersuchung  über  die  Yerläiimdu&irp 

München  1Ö22.  *  6 

(b)  L.  l8.  pi\  de  in  jur*  (XLVH,  10.)  qni  tiocentem 

iiMmavit ,  non  esse  boutim  aeqmim,  ob  eam  rem  condemn&ri, 
peccaCa  euim  nocentium  nota  esse  et  oporlere  et  ezpedire/4 

L.  10,  C,  de  injur,  (IX.  35.) 


’l  ^  vC 

1  i> 
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(c)  F  euerbacIiÄ  Lebrb.  d,  p,  R.  §*  289* 

(d)  Weber  a,  a.  O.  Abth,  1, 

(e)  Auch  bey  der  Verlaumdting  niufö  übrigens  der  Bevveifi  der  Ab¬ 
wesenheit  des  animi  injuriaodj  die  Strafbarkeit  au f heben ,  es 
bebt  aber  dieser  Be wells  das  Recht  des  Klagers,  das  gerichtliche 
Ancrkenntaifs  des  JOaseyns  einer  objectiven  Verleumdung, 
zur  Au  frech  ibaltung  seines  guter»  Namens,  zu  verlangen,  nicht 
auf  (vergU  Kleins  Grunds,  d,  p*  ft,  2X2.  213.),  so  wie 
auch  in  solchen  Fällen  den  Beklagten  immer  mit  Recht  die  Ko¬ 
sten  des  gerichtlichen  Verfahrens  treffen, 

§.  520. 

Freye  Unheil  e  über  Personen  und  Hand¬ 
lungen  und  Schlüsse  aus  gegebenen  Thatsachen 
sind  dagegen  in  keiner  Hinsicht  Injurien,  wenn  sic 
nicht  mittelbar  Verleumdungen  enthalten,  oder 
mit  Injurien  im  engeren  Sinne  verbunden ,  oder 
in  einer  injuriirenden  Form  vorgetragen  werden. 
Selbst  die  Irrigkeit  des  Schlusses  oder  Unheils,  ja 
selbst  die  absichtliche  Falschheit  derselben  kann 
nicht  eine  Injurienklage  begründen,  da-  nur  mit 
unbedingter  Freyheit  der  Uriheile  die  Möglichkeit 
eines  guten  Namens,  als  eines  Gutes,  und  die  Re¬ 
alität  der  besondern  bürgerlichen  Ehren -Präroga¬ 
tiven  bestehen  kann  ($.  214.)  (a). 

Protestationen  gegen  die  Absicht  zu  be¬ 
leidigen  können  zwar  wohl  bey  z w e y  d  e u  t i  ge  n 
Ausdrücken  den  Vorwurf  einer  Injurie  entfernen, 
keineswegs  aber ,  als  der  That  widersprechend, 
bey  bestimmt  beleidigenden  Handlungen  eine  Wir¬ 
kung  haben. 

Bedingte  Äeufserungen  sind  nur  dann  keine 
Injurien,  wenn  die  gesetze  Bedingung  nicht  selbst 
injuriirend  und,  unter  Voraussetzung  derselben,  ein 
Recht  zu  einer  solchen  Aeufserung  vorhanden  ist. 
Die  hinzugefügte  Bedingung  hat  daher  eigentlich 
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nur  die  Wirkung,  ein  Unheil  oder  einen  Schlüfs 
yon  dem  Vorwürfe  einer  mittelbaren  Verlaumdung 
zu  befreyen  (b). 

(a)  S,  yotz.  Weher  a,  a,  Ö,  Meine  arigef*  Abh,  S*  17,  Feu¬ 
erbach  a,  a.  Ö*  jj\  274* 

(b)  J-  J*  Werner  über  bedingte  Injurien  und  den  Beweifs  der 
Wahrheit  ehren  verletzen  der  Aeufsernngcn  überhaupt*  Giefaen« 

i8l3. 

§•  22  1 . 

Wörtliche  oder  symbolische  Injurien,  welche, 
mit  bleibenden  Zeichen  erklärt,  öffentlich  verbrei¬ 
tet  werden,  heifsen  Pasquille  (a).  Von  diesen 
bildet  die  Schmähschrift  (libellus  farao- 
sus),  welche  den  Vorwurf  eines  peinlichen 
Verbrechens,  ohne  Namensunterschrift  eines  Verfas¬ 
sers,  verbreitet  (b),  eine  ausgezeichnete  und  straf¬ 
barere  Art. 

(a)  L.  5.  §.  9.  10.  D.  de  iujur.  (XL VH.  10.) 

(b)  P.  G.  O. '  art.  110.  „Item  welcher  jemandt  durch  Schmach- 
schrift  zu  latein  libel  famofs  genaundt,  die  er  ausbreilet  uund 
sich  nach  Ordnung  der  recht  mit  seinem  rechten  tauft-  und  zu- 
Hamen  nit  nuderschreibt ,  unrechtlicher  unschuldiger  weifs  la¬ 
sten  tmd  übel  zumist ,  wo  die  mit  warbest  erfunden  wurden f 
dafs  der  geseh me cht  an  seinem  leib,  leben  oder  ehren  peinlich 
gestrafft  werden  mocht.“  L,  un,  Cod,  de  famos,  libell.  (IX,  36  ) 
Ueberh,  vergl*  F  enerbachs  Lehrb,  de  p.  R,  298  —  301- 

§,  222, 

Jeder  übrigens,  welcher  Zwangsrechte  auf  Ehre 
und  zur  Erwerbung  eines  guten  Namens  hat,  kann 
injuriirt  werden ,  selbst  w'enn  er  die  Injurie  als 
solche  zu  empfinden  aufser  Stand  wäre  (a).  Seihst 
der  bürgerlich  Ehrlose  (infamis)  kann  daher 
nicht  nur  über  Verläum düngen,  sondern  auch  über 
Injurien  im  engem  Sinne,  welche  als  Verletzung 
der  allgemeinen  Me  ns  che  n  ehre  erscheinen, 
mit  Recht  Klage  erheben  (b).  Auch  Gemeinheiten 
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und  Corporationcn  bannen,  so  gut  "wie  Privatper¬ 
sonen,  verläumclet  und  injuriirt  •werden  (c),  wie- 
'WoM  Jiier  die  Injurie,  vorzüglich  die  Verleumdung, 
audi  öfters  als  eine  solche  gegen  einzelne  Glieder 
erscheinen  und  alsdann  auclx  von  diesen  klagend 
verfolgt  werden  kann* 

In  der  Regel  kann  dagegen  keiner  die  gegen 
Andere  begangenen  Injurien  gerichtlich  verfolgen, 
wenn  er  nicht,  der  Natur  der  Sache  nach,  da¬ 
durch  zugleich  selbst  injuriirt  worden  ist  (d).  In 
einigen  besonderen  Verhältnissen  betrachten  indes¬ 
sen  die  Gesetze (e)  Injurien  gegen  bestimmte  Men¬ 
schen  auch  als  Injurien  gegen  andre,  welche  mit 
diesen  in  jenen  Verhältnissen  stehen,  wodurch  denn 
die  Eimheilung  in  unmittelbare  und  mittel¬ 
bare  Injurien  (injuria  immediata  et  mediain)  und 
der  Rechtssatz :  dafs  in  solchen  Fällen  sowohl  der, 
oder  die  unmittelbar  Injuriirien,  als  auch  der,  oder 
die  mittelbar  Injuriirien  zu  der  Klage  berechtigt 
seyn  können  (f),  entsteht.  Mittelbar  trifft  J)  die 
Injurie  gegen  die  der  Po  lest  as  unterworfene  Kin¬ 
der  und  Sclaven  (g)  den  Patcrfamilias  •  2)  die  der 
Frau,  der  Verlobten (h)  und  der  Schwiegertochter 
zugefüglc  Injurie  den  Mann,  Verlobten  und  Schwie¬ 
gervater,  aber  nicht  umgekehrt  (i)j  3)  die  Injurie 
gegen  den  Verstorbenen  nach  der  Antretung  der 
Erbschaft  den  Erben ,  vor  angetretener  Erbschaft 
die  Persönlichkeit  der  hereditas  iacens  und  diese 
nachher  den  Erben  (k). 

(a)  L,  3*  1.  2,  de  injuiv  (XLVll,  IO.)  „Ttaqne  pati  qtiis  injn- 

riam ,  cilamsi  non  senliat,  pötest,  facere  oeiuo,  n\si  qui  seit, 
se  iojuriaax  facere,  cti&JtUbi  uesciat,  c ul  faciat/* 

(1>)  Weber  Abth,  1,  S,  27,  Dagegen  gewissermaßen  Feuer- 
baeh  §.  277+ 

(c)  F  uicrbac  h  281*  &  1  e  i  u  3*  a*  O,  225* 
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(d)  Z,  B,  wer  den  Mann  eine«  Hehm-ey  uemil,  verleumdet  die 
Frau  direct. 

(e)  L  1.  3,  de  injur*  „Itera  aut  per  semet  ipsura  alte  ui  fit  in¬ 

juria,  aut  per  alias  persqnas  —  —  per  alias  y  cum  per  conse— 
quenLias  ftt,  cum  fit  Übeiis  invis,  vel  servis  meis ,  vel  uxorL 
imniive  Spectat  emm  ad  uos  iiijtu’ia ,  qua«  iu  bis  fit,  qm  vel 
polestati  uostrae ,  vel  aflectui  subjecii  snut#u 

Cf)  L,  18-  5*  2,  ibid- 

(g)  Dieses  läist  sich  nicht  auf  unsre  Dienstbotben  aus  dehnen  >  sie 
mufstcu  denn  der  Livree  wegen  >  oder  wegen  der  Urnen  gege¬ 
benen  Aufträge  beschimpft  werden,  in  welchem  Italic  cs  aber 
di  recte  Injurie  gegen  den  Herrn  seyu  würde, 

(h)  U  15*  ff4  24.  ibid. 

(!)  L-  2.  ihid.  Quodsi  viro  injuria  facta  ,  uxov  non  agit,  qiüa 
defendi  li  xor.es  a  vim  ,  non  vjros  ab  uxore  aequum  est*a 

(k)  L,  1*  §*  4-  6*  Und,  „Quotien.s  autem  ante  adltam  heredi la¬ 
tem  j  magis  hcreditati  et  sic  heredl  per  hereditatem  adquhu“ 

§,  223* 

Alle  Injurien,  sie  seyen  Real  -  oder  'wörtliche, 
oder  symbolische  Injurien,  tlieilt  man,  in  Hinsicht 
ihrer  Gröfse  und  der  Wichtigkeit  der  durch  sie 
verletzten  Verbindlichkeit,  in  1  e  i  ch  t  e  und  schwere 
(injurias  actroc.es)  ein,  welche  letzteren  jedoch  in 
Hinsicht  des  Grades  selbst  wieder  sehr  verschie¬ 
denartig  sind.  Schwer  werden  die  Injurien  1 )  durch 
ihren  Inhalt ,  oder  die  Natur  der  Beleidigung  an 
sich,  2)  durch'  Zeit  und'  Ort,  wann  und  wo  sie 
begangen  werden ,  3)  durch  die  persönlichen  Ver¬ 
hältnisse  des  Beleidigers  zu  dom  Beleidigten  (a). 

I.)  Durch  die  Beleidigung  an  sich. 
Hierhin  gehören  A)  von  wörtlichen  und  sym¬ 
bolischen  Injurien  1 )  diej enigen ,  welche  die 
Tendenz  haben ,  den  Injuriirten  zu  einem  Gegen¬ 
stände  der  Belustigung  und  des  Spottes  des  grinsen 
Publieums  zu  machen ,  2)  solche  Verla  umdun- 
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gen,  Schmähschriften  und  symbolische  Injurien, 
■welche  den  Injuriirten  seines  Standes,  oder  des 
bürgerlichen  Schutzes  unwürdig  darstellen,  oder 
ihn  in  seinem  bürgerlichen  Verkehr  hindern.  B)Von 
Real-Injurien  l)  diejenigen,  welche  eine  em¬ 
pörende,  selbst  bey  blofsen  Sachen  niederträchtige 
Behandlungsart  enthalten,  wie  das  Beschmutzen 
U.  s.  w.  (b),  2)  welche  in  Prügeleyen,  oder  wohl 
gar  in  Verwundungen  übergehen  (c). 

D.)  Durch  Zeit  und  Ort.  Hierhin  gehören  die¬ 
jenigen,  welche  bey  öffentlichen  Versammlungen  (d), 
bey  feye rlichcn  Gelegenheiten  und  an  zur  Zurück¬ 
haltung  besonders  auffordernden  Orten  begangen 
Werden. 

III.)  Durch  persönliche  Verhältnisse  (e). 
Hierhin  gehören  l)  die  Injurien,  welche  von  Per¬ 
sonen  niederem  Standes  gegen  Angesehenere  (f\), 
2)  als  noch  schwerer,  diejenigen,  welche  von 
Dienstbotlien  gegen  ihre  Herrschaft,  von  Pflegbc- 
fohlncn  gegen  ihre  häufs liehen  Vorgesetzten ,  oder 
von  Kindern  gegen  die  Eltern  (g),  3)  als  die  schwer- 
sten  endlich,  diejenigen,  welche  gegen  die  bür¬ 
gerlich  Vorgesetzten,  oder  gegen  die  in  der  Amts¬ 
function  begriffenen  öffentlichen  Diener  (h)  begangen 
werden.  Auch  sollte  man  wohl  behaupten  dürfen, 
dafs  unter  Honoratioren  unter  sich,  bey  welchen 
der  Staat  einen  feineren  Sinn  für  Ehre  vorauszu¬ 
setzen  und  ein  feineres  Betragen  zu  verlangen  be¬ 
rechtigt  ist,  Injurien,  welche  unter  Personen  des 
gemeinen  Standes  als  leichte  erscheinen,  das  An¬ 
sehen  schwerer  Injurien  erhalten  können  (i). 

O)  L.  7.  §.  7.  8.  de  injur.  {XLV11,  100  „Atrocera  injuria  ra.  qnasi 

eo.muxtiel-i oslo rem  et  majorem  aecipinms*  Atrocem  atitem  in- 

juriam  aut  p  t  r  $  o  n  a  f  aut  tempore,  aut  re  i  p  *  a  fieri» 

hco  jj.  9 ,  L  de  iujur*  (XV*  4*) 
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(b) .  L,  1*  J,  lt  de  extraord,  crim,  (XLYI1.  11.) 

(c)  L.  7*  jj.  8,  de  ininr»  „He  atrocem  injuriam  haben  Labeo  aU5 
ut  puta  si  vulnus  iliatum,  aut  os  allein  percussum/*  §.  9*  I* 
alleg.  tJSi  vulneratws  sit,  aut  fustibus  caesus/* 

(d)  ibid,  „tempore,  ai  Indis  aut  in  conspectu  ,  nam  Praetoris  in 
couspectu  ,  au  m  soll  tu  di  ne  injuria  facta  ait,  mul  Cum  interrest, 
quia  atro  clor  esl,  qnae  in  couspeclu  fit.14  §.  9,  I  alleg*  „in  ihea*- 
tro ,  foro.1* 

^e)  ibid.  „Persona  atrocior  injuria  fit,  ut  cum  maglstratui,  cum 
pareuti  ,  patrono  fit/*  vergl.  auch  L.  9*  ibid. 

(0  L.  17.  3.  ibid.  $.  9.  L  «lieg,  „Tel  d  Senator!  ab  huroiU 

persona  injuria  facta  sic/* 

(g)  Injurien  der  Pflegbefohlnen  und  Kinder  gegen  ihr«  Vorgesetzten 
und  Eltern  sind  jedoch  nur  als  Real  -  Injurien  schwerer,  wie 
die  Injurie ß  Niederer  gegen  Höhere.  Bey  Verbal  -  Injurien 
möchte  ich  das  Verhältolfs  umkehren  ,  denn  so  gewifs  der  Ent- 
Schlafs ,  die  Hände  an  die  Person  derjenigen  zu  legen  ,  welche 
das  Gefühl  auch  dem  Rohesten  als  heilige  Personen  darstellt, 
gröfsere  TT&berwiiidung,  als  der  Entschluß»  zu  ThätSichk eiten  ge« 
gm  Fremde  kostet  ?  eben  so  gewifs  ist  es  in  dem  andern  Falle, 
da  Ts  Worte  in  dem  Kreise  der  Familie  nicht  so  genau  gewo¬ 
gen  werden ,  als  gegen  Fremde ,  deren  höherer  Stand  zur  Zu¬ 
rückhaltung  nöthigt, 

(h)  Diese  sind  selbst  Beleidigungen  des  Staates,  als  solchen, 

(i)  Das  PreU'fs.  Gesetzbuch  hat  von  dieser  Wahrheit  eine  sehr  ricb.7 

tige  Anwendung  gemacht, 

§.  234. 

In  Ansehung  der  Strafen  hat  sich  bey  den 
Injurien  unbestreitbar  die  Theorie  des  römischen 
Rechts  von  Privatverbrechen  und  Privatstrafen,  in 
Deutschland  erhalten,  indem  nicht  nur  die  Statthaf¬ 
tigkeit  der  römischen  Privatstrafen  gegen  Injurien 
ausdrücklich  in  den  deutschen  Gesetzen  voraus¬ 
gesetzt  (a),  sondern  auch  durch  den  wirklichen 
Gebrauch  in  den  deutschen  Gerichten  bestätigt 
wird.  Im  Allgemeinen  müssen  demnach  die 
bey  den  folgenden  Grundsätze  des  römischen  Rechts 
als  noch  entscheidend  betrachtet  werden. 
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I.)  Die  Injurien  sind  in  der  Hegel  nui* 
alsdan n  eine r  rieh Le r  1  ir. he n  U n te rsuc h un« 
und  Bestrafung  unter w o r fe n ,  'wenn  de r 
Beleidigte  wegen  derselben  Klage  erhe¬ 
ben  will  (b).  Diese  Hegel  leidet  indessen  als¬ 
dann  eine  Ausnahme,  wenn  die  Injurie  einen  Cha- 
racter  enthält ,  wodurch  sie  unter  die  Reihe  der, 
nach  andern  rechtlichen  Grundsätzen,  von  Amts- 
wegen  zu  verfolgenden  strafbaren  Handlungen 
gerechnet  werden  mufs  und  unverkennbar  zu¬ 
gleich  als  öffcntli  ches  Verbrechen  erscheint. 
Dieses  ist  der  Fall:  I)  wenn  der  Injuriant  sich 
durch  das  Begehen  der  Injurie  einer  Verletzung 
seiner  öffentlichen  Dienstpflichten  schuldig  macht. 
2)  Wenn  d  ie  Inju  rie  die  constituirten  öffentlichen 
Behörden  (c),  oder  die  in  der  Amtsfunction  be¬ 
griffenen  Staatsdiener  trifft.  3)  Wenn  die  Injurien 
in  polizeiwidrige  Störungen  der  öffentlichen  Ruhe 
und  Sicherheit,  oder  gar  4)  in  criminelle  Gewalt- 
thätigkeiten  und  Verwundungen  ausarten.  Endlich 
5)  wenn  sie,  wie  die  Schmähschriften,  ihrer  Na¬ 
tur  nach,  die  Öffentliche  Sorge  für  die  Entdeckung 
des,  mit  schwerer  peinlichen  Strafe  bedrohten (d) 
unbekannten  Verbrechers  auffordern. 

II.)  wenn  der  Beleidigte  klagen  will,  so 
hängt  es  von  seiner  Wahl  ab,  ob  er,  aus¬ 
ser  dem  durch  die  Klage  aus  der LexAqui- 
lia  zu  verfolgenden  Schadensersätze  (e), 
auf  eine  Privatstrafe  (im  Sinne  des  rö¬ 
mischen  Rechts),  oder  auf  eine  öffent¬ 
liche  Strafe  seine  Klage  richten  will.  Der 
Coneurs  dieser  Klagen  ist  rein  e  1  ecti  v  und  die  Wahl 
der  Privatklage  schliefst  daher  für  den  Richter  die 
Möglichkeit,  auf  eine  Öffentliche  Strafe  zu  erken¬ 
nen,  in  allen  Fällen  aus  (f),  in  welchen  nicht  (wie 


Von  den  Verletz,  d.  Ehre  u.  d.  gut.  Namens.  235 

in  den  Ausnahmen  hey  I.)  die  öffentliche  Strafe, 
auch  ohne  die  Klage  des  Beleidigten,  verwirkt 
war. 

(a)  Z.  B.  K.  G.  0.  V.  1555.  II.  28.  4.  v.  1523.  I.  5.  r.  1521. 
XXIV.  1. 

(b)  §.  10.  I.  de  injur.  (IV.  4.)  L.  7.  C.  de  iujur.  (IX.  35.) 

(c)  Trefflich  ist  Ate  Lelire  von  den  öffentlichen  Beleidigungen 
der  Obrigkeiten  entwickelt  in  Weber  a,  a,  O.  Abth,  1L 
190.  folg*  Dergleichen  Beleidigungen  des  Arnis  hat  eine  mit 
Juvlsdictiou  versehene  Behörde  selbst  zu  ahnden  die  Befug— 
nifäj  in  so  ferne  die  zu  erkennende  Strafe  nicht  die  Grenzen 
ihrer  Jurisdiction  überschreitet*  Weber  a*  a*  O*  S,  223*  H* 
Hildebra n  d  de  injuria  in  magistraturu  commissa,  AU,  1720* 
Böhmer  ad  C  a  r  p  z  o  V  q,  100,  o,  2 * 

r 

(d)  P,  G.  O,  art.  110.  L.  nu  C.  de  fern,  lib.  (IX.  36.) 

(c)  L.  7.  $.  1.  de  iujur.  (XLVIl.  10.)  „Quid  ergo  de  lege  Aqul- 
lia  dieemus  ?  —  —  narn  ibi  priBcipaliter  de  damuo  agitur, 

qnod  datum  est ,  at  in  actione  injuviarum  de  ipsa  caede,  vel 
veneno  >  ut  yiüdicetur,  non  nt  damnum  sarciat  u  r*4( 

(f)  §.  10,  L  de  injur,  5,vel  mmin^liter t  vel  civillter  agere*u 
L,  6*  D.  de  injur.  „Plane  si  actum  s'it  pnhlico  judicio,  de- 
negandum  privatum  t  similiter  ex  diverso,“ 

Auf  die  Privatstrafe  wird  mit  der  actio  in¬ 
jur  i  a  r  u  m  a  e  s t  i  m  a t  o  r i  a  geklagt.  Diese  Klage 
scheint  aus  den  gesetzlichen  Vergleiehssummcn,  wo¬ 
durch  die  sonst  erlaubte  Wiedcrvcrgeltung  (a)  auf¬ 
gehoben  werden  konnte  (b),  entstanden  zu  seyn. 
Nachdem  man  sich,  vorzüglich  durch  L.  Nera- 
tius  Muth  willen  (e),  von  der  Unzulänglichkeit  be¬ 
stimmter  Taxen  überzeugt  hatte,  besteht  nun  die 
Natur  dieser  Klage  darin  ,  dafs  der  Klager  selbst 
eine,  der  zugefügten  Beleidigung  entsprechende  Ge- 
nugthuungssumme  fordert,  deren  Ermafsigung  dem, 
durch  die  Rücksichten  auf  die  Natur  der  Beleidi¬ 
gung,  auf  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Par- 
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thicen  und  auf  das  Vermögen  des  Beleidigers  zu 
bestimmenden  richterlichen  Ermessen  überlassen 
ist  (d).  lreylich  bleibt  bey  diesen  Forderungen 
und  Ermäfsigungen  immer  viel  schwankendes,  und 
das  einzige ,  was  hierbey  dem  Richte*’  noch  einen 
festen  Standpunkt  erlaubt,  ist  die  Rücksicht  auf 
die  Gröfse  der  öffentlichen  Strafe,  welche,  wenn 
der  Kläger  auf  dieselbe  geklagt  hätte  ,  zu  erken¬ 
nen  gewesen  seyn  würde,  eine  Rücksicht,  welche 
jedoch  immer  durch  die  weitere  Rücksicht,  dufs 
die  Strafe  dem  Strafbaren,  nach  der  Gröfse  seines 
Vermögens,  empfindlich  seyn  müsse,  modificirt 
Werden  mufs. 

Ca)  LL.  XU,  Tnbb.  VIII.  IX. 

(b)  ibid.  Tab,  VII.  Vlll.  X. 

(c)  Gellins  Noct,  Art.  XX.  U 

C‘0  Jj.  7.  I.  de  injur.  (IV,  4.)  II.  Bodintts  de  abitsu  aestjnia- 
tiouis  et  nroderäüonis  injiiriarum*  Halae  1698*  S  t  ehicr 
Lehrbuch  des  Cmnioali*.  §,  tu  a,  halten  unrichtig  die  ac- 

tio  aesihnatoria  für  Klage  auf  Kutscha digung;  Gensler 
(im  neuen  Arch.  d.  Grim.  H  B.  I.  H.  I.  nr,  XI). 

§.  336. 

Electiv  mit  der  characterisirten  Klage  auf 
Privatstrafe  concurrirt  dem  Xnjuriirten  die  Klage 
auf  eine  öffentliche  Strafe,  welche  auch  in 
den  Ausnahmsfällen  des  §,  334.  von  Amtswegen 
verhängt  werden  kann.  Diese  öffentliche  Strafe  ist 
im  Allgemeinen  (a)  eine  gesetzlich  unbestimmte  (b), 
welche  nach  den  verschiedenen  die  Injurie  erschwe¬ 
renden  Verhältnissen  (§.  333.)  modificirt  werden 
inufs.  Bey  leichten  Verbalinjurien  kann  eine  3 
ls  8  tägige  Gefängnifsstrafe  ,  bey  leichten  Real¬ 
injurien  eine  1  —  3  wöchentliche  Gefängnifsstrafe, 
oder  eine  verhältnifsmäfsige  Geldstrafe,  Statt  fin- 
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den.  Diese  Strafen  müssen  auf  das  Doppelte  und 
Drey fache  erhöht  werden,  wenn  die  Injurien  an 
sich  selbst,  durch  Zeit  und  Ort,  oder  durch  per¬ 
sönliche  Verhältnisse  erschwert  werden  (§.  223.). 
Concurriren  mehrere  dieser  Qualifica lionsgründe» 
so  müssen  auch  die  Strafen  in  demselben  Verhält¬ 
nisse  zusammengesetzt  werden. 

Vorzüglich  aber  erhebt  sich  die  Strafbarkeit 
der  Injurien  in  folgenden  Fällen: 

1)  Wenn  die  Real -Injurien  bis  zu  öffentli¬ 
chen  Prügel eyen ,  oder  Verwundungen  gediehen 
sind,  wo  in  dem  ersteren  Falle  selbst  bis  auf  eine 
halbjährige  Arb  ei  tsliaufss  träfe,  und  in  dem  letzteren, 
nach  dem  Verhältnisse  der  Verletzungen ,  sogar 
auf  ein  -  bis  zwey jährige  Zuchthaufss träfe  gespro¬ 
chen  werden  kann. 

2)  Wenn  Real  -  Injurien  von  den  Dienstbo- 
then  gegen  ihre  Herrschaft,  oder  von  Kindern  und 
Pflegbefohlnen  gegen  ihre  Eltern  und  haufsliche 
Vorgesetzten  begangen  'werden,  in  welchen  Fällen 
zweckmäßig  auf  körperliche  Züchtigungen  (c)  mit 
Anbei tshaufsslrafe ,  bis  auf  ein  Vierteljahr,  bey  öf¬ 
fentlichen  Prügeleyen  aber  und  körperlichen  Ver¬ 
letzungen  in  dem  ersteren  Falle  selbst  bis  auf  ein¬ 
jährige,  und  in  dem  letzteren  bis  auf  drey  -  und 
vierjährige  Zuchthaufss  träfe  erkannt  wird. 

3)  Wenn  Realinjurien  öffentlichen  Dienern, 
als  solchen,  und  den  eonstituirten  Staatsbehörden 
zugefügt  werden,  in  welchem  Falle,  nach  Verschie¬ 
denheit  des  Ansehens  der  Behörden  und  der  öf¬ 
fentlichen  Beamten,  auf  die  Strafe  des  Zuchthaufscs 
von  einem  bis  zu  zehn  Jahren  erkannt  werden 
mufs. 
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(a)  Eine  A  nstuihrtie  macht  tlie  Strafe  der  Schmähschriften,  von  wel¬ 
cher  nachher*  t 

(b)  L.  9.  §.  3.  L.  38.  L.  45.  D.  c!e  injiir.  (XLY11.  JO.)  L.  J. 

§.  i.  di*  extiaord.  crim,  (XLVU,  11.)  L,  10.  C.  de  episcop. 

et  cleric*  (1.  3,) 

(c)  Wenn  diese  nämlich,  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen,  ah 

möglich  erscheinen, 

§,  227. 

Neben  diesen  rein-öffentlichen  Strafen 
hat  der  nun  gesetzlich  bestätigte  (a)  Geriehtsge- 
hrauch  noch  cumulativ  con cur rirende  (b) 
Klagen  auf  die.  r  e  1  a  t  i  v- ö ff e  n  1 1  i  che  n  (c)  Stra- 
fen  der  Ehrenerklärung,  der  Abbitte  und 
des  Widerrufs  eingeführl(d) ,  welche  zwar  vor¬ 
züglich  darauf  abzwecken  ,  dem  Beleidigten  Genug- 
tlmung  zu  verschaffen,  jedoch  auch  zugleich,  durch 
die  darin  erhaltene  Demüthigung  des  Beleidigers, 
als  Wittel  für  den  Zweck  offen tlichcr  Strafen  er¬ 
scheinen. 

Der  Widerruf  (recantatio,  palinodia)  ist 
die  Erklärung  des  Beleidigers,  dafs  er,  durch  An- 
diclitung  von  Unwahrheiten,  die  Ehre  des  Belei¬ 
digten  gekränkt  habe.  Er  findet,  seinem  Begriffe 
nach,  bey  allen  Verläu  in  düngen,  aber  auch 
nur  bey  diesen,  Statt. 

Die  Abbitte  (deprecado)  ist  die  Erklärung 
des  Beleidigers,  dafs  er  es  bereue,  die  Ehre  des 
Beleidigten  gekränkt  zu  haben,  und  deswegen  um 
Vergebung  bitte.  Sie  mufs  bey  jeder  vorsätzlichen 
Injurie  eintreten. 

Die  Ehrenerklärung  (honoris  declaratio) 
endlich  ist  die  Erklärung,  dafs  man  des  Andern 
Werth  anerkenne  und  denselben  durch  seine  Hand¬ 
lungen  zu  verkennen  nicht  die  Absicht  gehabt  habe. 
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Sie  kann,  ihrem  Begriffe  nach,  nur  da  eintreten, 
■wo ,  bey  eigentlich  beleidigenden  Handlungen  und 
Aeufscrungen ,  der  Beleidiger  zwar  cinigermafsen, 
jedoch  nicht  genügend,  die  Vcrmuthung  der  straf¬ 
baren  Absicht  nicdcrschlagcn  konnte  (c). 

In  leichteren  Inj üricnl allen  können  diese  Er¬ 
klärungen  schriftlich  geschehen ,  wenn  aber  die 
Injurie  in  irgend  einer  Hinsicht  qualificirt  wird, 
so  werden  mündliche  Erklärungen  des  Beleidigers, 
in  eigner  Person,  vor  dem  Richter,  oder  vor  dem 
förmlich  versammelten  Gerichte,  erfordert.  Wei¬ 
tere  Quälificationen  dieser  Strafen  ,  z.  B.  das  Oeff- 
nen  der  Gerichts tliüren  für  das  Publicum  (f),  das 
Knieen  des  Beleidigers  vor  dem  Beleidigten  bey 
Injurienfällen ,  welche  durch  besondere  persönli¬ 
che  Verhältnisse  besonders  erschwert  erscheinen, 
u.  s.  w.  sind  Auswüchse  partieul ärer  Praxis,  durch 
welche  die  Natur  dieser  S träfen  vernichtet  und  die¬ 
se)  ben  in  verwerfliche,  beschimpfende  und  enteh¬ 
rende  Strafen  umgewandelt  werden.  Eben  dieses 
mufs  von  der  hier  und  da  üblichen  Verfahrungsart 
gegen  Halsstarrige,  nach  welcher  z.  B.  der  Scharf¬ 
richter  den  Widerruf  in  dem  Namen  des  Weigern¬ 
den  verrichten  und  diesen  dabey  auf  den  Mund 
schlagen  soll,  behauptet  werden  (g),  zumal  da  man 
in  einer  zweckmäfsigen  öffentlichen  Bekanntmachung 
des  Unheils  ein  hinreichendes  Mittel  besitzt,  um 
den  Ungehorsam  des  Halsstarrigen,  ohne  seine  Ent¬ 
ehrung  zu  beugen. 

(a)  K.  G.  O.  V.  1555.  II.  28*  4. 

(b)  Reiehsscblufs  v.  19.  Sept.  3668.  ,*Dafs  der  Injuria  nt  nebst 
llefiviuÜrung  der  Unkosten  zu  gcläiithveiul^|  SaLisfacttön,  vermit¬ 
telst  einer  Ehrenerklärung  und  öffentlichen  Abbitte  oder  Wi¬ 
derrufs  vermocht  und  dazu  ohne  Respect  der  Person  mit 
einer  empfindlichen  Geld  -  oder  Gelang mJGsatrafc  etc.  angesehen 
werde,1*  Wenn  auch  dieser  RGchsschlnfs  keine  Gesetzeskraft 
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hat,  so  ze^t  er  Joch  den  Gesichtäpunct,  aus  Welchem  die 
gesetzgebend«  Gewalt  die  Sache  betrachtet  hat* 

(c)  Feuerbachs  Lebrb,  d,  p*  ft.  ^92,  293,  Dagegen  R  o  fa¬ 
ll  irt  Lehrt*  d,  Cr.  ft,  §t  448.  4^9* 

(d)  Vergl*  Weber  Abth*  11,  n.  14* 

(e)  Uebcr  diese  Hegeln  s*  Weber  a,  a,  0.  Feuerbach  a,  a, 
O,  Sonst  stellte  man  die  Hegeln,  ganz  gegen  das  Wesen  dieser 
Strafen  ,  anders, 

(0  Bey  dem  Widern fe  würde  es  sich  indessen,  nach  den  Umstan¬ 
den,  sehr  gut  rech  fertigen  lassen,  wenn  man  denselben  vor  dem 
Publikum  Statt  finden  Heise  ,  vor  welchem  die  VerJaum- 
düng  geschah, 

(g)  Weber  a,  a,  O.  Kleinsehrod  de  reparat*  damni  delicto 
dati  14* 

§,  228. 

In  Ansehung  der  Scli m ä li  s c h  r i ft en  (§.221 .) 
sind  übrigens  noch  bestimmte  Slrafver  Ordnungen 
vorhanden.  Der  Schmähende  soll  hier,  wenn  der 
Vorwurf  des  Verbrechens  un gegründet  ist,  mit  der 
Strafe  der  Ta  Hon,  wenn  der  Vorwurf  dagegen 
gegründet  ist,  mit  einer  will fcühr li chen  Strafe  be¬ 
legt  werden  ^a^.  Die  Talionsstrafe  ist  indessen, 
so  wie  die  verstümmelnden  Strafen,  beynahe  all¬ 
gemein  ausser  Gebrauch  gekommen  (b) ,  und  man 
straft  daher  heutzutags  mit  Arbeitshaufs  -  und  Zucht- 
haufsstrafen  von  verschiedenen  Graden  nach  der 
verschiedenen.  Gröfse  der  in.  der  Schmähschrift 
ohne  Grund  vorgeworfenen  Verbrechen. 

Die  Strafen  des  blofsen  Pasquills  sind  die 
geschärften  Strafen  der  gewöhnlichen  Injurien. 
Von  den  in  den  römischen  Gesetzen  zugleich  ge¬ 
drohten  Strafen  des  Verlustes  der  Fähigkeit  zur  1  e- 
s tarnen tserrichtung  und  zum  Zeugnifsablegen  fc) 
kann  aber  itzt  um  so  weniger  noch  Gebrauch  ge¬ 
macht  werden,  da  nicht  einmal  bey  den  Schmäh¬ 
schriften  die  P.  G.  O.  diese  Strafen  bestätigt  hat» 
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Drucker  und  Verleger  schriftlicher  Injurien 
sollen,  ausser  der  Cönfiscation  der  injururenden 
Schrift,  noch  mit  Geld  -  und  Gefängnifsstrafen  und, 
nach  den  Umständen,  auch  mit  Einziehung  ihrer 
Privilegien  gestraft  werden  (d) ,  diese  Strafen  sind 
jedoch  in  ihrem  Umfange  nur  dann  anwendbar, 
wenn  die  Drucker  und  Verleger  eine  bestimmte 
Wissenschaft  der  in  den  gedruckten  und  verlegten 
Schriften  enthaltenen  Injurien  gehabt  haben  (e), 
welches  heutzutags  keineswegs  so  geradezu  vermu- 
thet  werden  kann. 

^  art*  ^tockraann  de  Hbellia  famosls,  LIpi» 


(b)  Püttmann  Element*  jur.  crim.  (Ed.  ß  lener  i)  $.  4i6. 

(c)  Y  ®;A9;  l0'.de  it5j,ir-  (XL Vll,  10.)  L, 21, de  test. (XXII.  5.) 
L-t*  lu  5,  1*  qui  test,  facei-e  possunt*  (XXVUL 

Cd)  H.  A.  1530.  §.  «nd  nachdem.  R,  A.  1541.  $.  ferner  haben 

wir,  a 


^  ^  *1*  ?Ua,te",ls  tyPotl*etae  vel  bibliopolae  itijuriarum  so- 

cu  haben  dt  stal?  Servestae  iÖOl.  r 


§.  229. 

vi  1  j  bey.Injurien  nur  auf  erhobene 

Klage  des  Beleidigten  eine  Untersuchung  und  Be¬ 
strafung  möglich  ist  (§.224.),  in  so  ferne  mufs 
natürlich  die  Strafbarkeit  durch  alles  dasjenige 
aufgehoben  werden,  was  das  Klagerecht  aufliebt. 
Das  Klage  recht  hört  aber  auf*  L)  wenn  der  Beiei- 
digte  entweder  ausdrücklich,  oder  stillschweigend, 
durch  Verzeihung  (a)  oder  Uehersehung  (b)  der 
Injurie ,  erklärt ,  dafs  er  von  seinem  Rechte  kei¬ 
nen  Gebrauch  machen  wolle.  II.)  Wenn  der  Be¬ 
leidigte  den  Beleidiger  durch  frühere  strafbare 
Beleidigungen  zur  Retorsion  veranlafst  hatte,  oder 
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selbst  durch  strafbare  Beleidigungen  die  Beleidigungen 
seines  Gegners  retorquirt.  In  diesem  Falle  wird  die 
Klage  eines  jeden  durch  die  exceptio  doli  des  andern 
aufgehoben  (c),  seihst  wenn  auch  von  der  einen,  oder 
der  andern  Seite  die  Grenzen  der  Compensation 
überschritten  worden  sind  (d).  Es  versteht  sich 
aber  von  selbst,  dafs  der  Erkennung  einer  von 
Amtswegen  zu  verhängenden  öffentlichen  Strafe 
(§.  224.)  die  Retorsion  keineswegs  entgegenstehe, 
vielmehr,  unter  solchen  Voraussetzungen,  die  Re¬ 
torsion  selbst  als  strafbare  Handlung  betrachtet 
und  behandelt  werden  müsse.  III.)  Wenn  der  Be¬ 
leidiger,  oder  der  Beleidigte  vor  der  Litisconiesta- 
tion  stirbt  (e).  IV.)  Wenn  die  Verjährung  der  Klage 
entgegen  steht,  wovon  unten. 

(a)  Dev  blofse  Umgang  des  Injuviirten  mit  dem  Injurianten  ln  Ist 
jedoch  rnclit  immer  auf  eine  Verreibung  mit  Hotli  wendig  eiL 
schließen* 


(b)  L.  11.  J.  de  injiir.  (XLVII.  10.)  „Si  qm*  *niio  mjuriam 
dei’eltquerit  i.  e,  siatim  passus  ad  antra  um  itaud  revocaven j 
postea  ex  poeniLenüa  remissam  mjvmam  uou  potent  leco  erc. 

Ii..  17.  5*  6*  12.  ibid* 


(c)  arg.  L.  3f).  de  dolo  nulo.  (IV.  3.)  L.  4.  $.  13.  de  dol  mal, 
et  met.  except.  (XI AV.  10.)  L.  57.  $.  3.  de  contr.  £.  V. 
(XV111.  1.)  L,  154.  de  R.  J.  (L.  17.)  c.  ult,  X.  de  adult. 


fd)  Weber  Abth,  U.  S.  52.  folg.  Abth.  HI.  3.  l84-  teyttv 
sp.  543.  m.  6.  7.  Jedoch  kann  bey  bet  räch  tlihen  Excemn  der 
Ersatz  des  positiven  Schadens  verlangt  werden,  arg;*  c4  1  * 
fine  X#  de  restlt*  spoliat*  L  *  J  s  e  r  U  c,  m.  6. 


(*)  L.  13,  p r*  dt  Injun 
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Drittes  Kapitel. 

Von  den  Verbrechen,  welche  die  Freyheit  des  Mea- 
ßctien  in  Ansehung  seines  Körpers  und  Entschlusses 
vorübergehend  beschränken,  oder;  von  Gewalttä¬ 
tigkeiten  und  Erpressungen* 

Erster  Absclinltt* 

Von  GewaUtliätigkeiteo  und  Erpressungen  im  Allgemeinem 

§-  2  3  0, 

Unter  Ge walt th äti gkeiten  und  Erpres¬ 
sung  en' -versteht  man  jede  widerrechtliche  wirk¬ 
liche  Anwendung  körperlicher  Kräfte ,  oder  An- 
e^ncr  solchen,  um  dadurch  die  den  Zwei  ' 
ckeh  des  Handelnden,  sey  es  in  den  körperlichen 
Kräften  des  Andern,  oder  in  sonstigen  Schutzmit¬ 
teln  seiner  Rechte,  entgegenstehenden  Hindernisse 
zu  überwinden  und  denselben  zum  Leiden,  oder 
zu  Entschlössen  und  Handlungen  zu  bestimmen. 
Da  indessen  unter  diesem  Begriffe  zugleich  auch 
em  großer  Theil  der  R^-Jpju|rien  und  selbst  alle 
gewalttätigen  Verletzungen  des  Körpers  und  der 
Gesundheit,  alle  gegen  die  Frey  heit  in  ihrem  Um¬ 
fange  gerichteten  Verbrechen,  ja  selbst  die  Töd- 
tungen  enthalten  seyn  würden ,  welche  doch  die 
Gesetze  von  dem  Verbrechen  der  Gewallthätigkeit 
unterscheiden  und  nach  eigentümlichen  Princi- 
pien  bestraft  wissen  wollen ,  so  mufs  jener  Begriff 
noch  eine  negative  Bestimmung  erhalten  und  auf 
die  unter  denselben  gehörenden  Handlungen  be¬ 
schränkt  werden  ,  welche  weder  blofs  in  der  Ab¬ 
sicht,  die  Ehre  zu  verletzen  (a),  vorgenommen 
werden,  noch  auch  in  eine  der  benannten  Arten 
höherer  Verbrechen  übergehen  (b). 

16  * 
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(a)  Uebrigens  bleiben  die  Gewalttätigkeiten  gegen  die  Person, 
wenn  sie  auch  nicht  b  3  o  fs  in  der  Absicht  ?  um  die  Ehre  z\x 
verletzen,  begangen  wurden,  doch,  nach  dein  217*  Gesag¬ 
ten,  in  Ansehung  der  Privatgenugth ming  ,  Real  -Injurien, 

(b)  Feuerbachs  Lehrb,  d,  p.  E.  §,  399. 

§.  231. 

Die  Römer  unterschieden  bcy  den  Gewalt- 
thäligkeiten  die  öffentlichen  (vis  publica)  von 
den  Privat- Gewallt hä  tigk  eiten  (vis  privata). 
Zu  jenen  gehörten  die  strafbareren  Fälle  [wahr¬ 
scheinlich  die  von  einer  persona  publica,  oder  ge¬ 
gen  eine  solche  begangenen,^  die  bewaffnet  verüb¬ 
ten  Gewallthäthätigkeiten,  die  Nothzucht  und  die 
Entführung  (a)],  zu  diesen  alle  übrigen  Verbre¬ 
chen  dieser  Art.  .Tone  wurden  mit  Deportation 
oder  Enthauptung  (b) ,  diese  mit  Confiscälion  des 
dritten  Theils  des  Vermögens,  Unfähigkeit  zu  Wür¬ 
den  und  Ae  intern  und  wahrscheinlich  .  auch  mit 
Relegation  bestraft  (c).  Diese  Strafen  sind  indes¬ 
sen  in  der  deutschen  Rechtssprechung  nicht  ange- 
wondet  worden ,  wozu  die  nicht  zu  läugnende 
Ungewifsheil  und  Unsicherheit  der  Theorie,  theils 
in  Ansehung  derselben  selbst,  theils  aber  und  vor¬ 
züglich  in  Ansehung  der  Grenzen  zwischen  öffent¬ 
lichen  und  Privatgewalttliätigkeiten,  wirken  mufste. 
Daher  ist  denn  itzt  die  Strafe  der  Gewaltthätigkei- 
ten  im  Allgemeinen,  einige  mit  bestimmter  Strafe 
in  den  deutschen  Gesetzen  selbst  bedrohten  balle 
ausgenommen ,  als  eine  ganz  unbestimmte  zu  be' 
trachten  (d).  Am  richtigsten  wird  bcy  der  Bestim¬ 
mung  dieser  Strafen  in  concreto  das  richterliche 
Ermessen  geleitet  werden ,  wenn  man  die  Regel 
befolgt:  dafs  die  Gewaltthätigkeitcn  mit  der  öffent¬ 
lichen  Strafe,  welche  dieselben,  als  Real  -  Injurien 
betrachtet,  getroffen  haben  würde,  jedoch  in  ei- 
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nem  etwas  (e)  erböheten  Grade»  zu  belegen  seyen. 
Man  kann  daher  bey  Gewaltthä tigkeiten  an  Sachen 
eine  Strafe  von  mehreren  Wochen  und  bey  Ge- 
■waltthä tigkeiten  gegen  Personen  eine  Strafe  von  l 
bis  2  Monaten  Gefangnifs  (f)  als  passend  betrach¬ 
ten,  Die  Erhöhungen  der  Strafe,  welche,  wenn  slo 
die  Gröfse  der  Beleidigung  an  sich,  durch  Zeit» 
Ort  (g),  oder  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Be¬ 
leidigers  zu  dem  Beleidigten  erhöht,  Statt  finden 
müssen ,  sind  bei  der  Anwendung  dieser  Regel  von 
selbst  bestimmt. 


t  Dafs  übrigens,  wenn  der  Zweck  der  Gewalt- 
thätigkeit  die  Erpressung  einer  gesetzwidrigen  Hand¬ 
lung  des  Gezwungenen  war,  der  Zwingende  auch 
als  Urheber  dieser  gesetzwidrigen  Handlung  zu  be¬ 
trachten  und  mithin  die  Strafe  desselben  mit  der 
hierdurch  verwirkten  Strafe  zu  vermehren  sey,  be¬ 
darf  kaum  einer  Bemerkung. 

CO  h  2,  7.  8.  10.  ad  L,  Jul,  de  vi  publ.  (XLV1I1.  6.)  L.  3.  ff. 

4.  L.  5.  ff.  2,  L,  6.  ibid.  Meister  pr.  jur.  er.  ff,  3l9. 


(b)  ff.  8.  I.  de  public,  j  u  die,  (IV.  18.) 

(e)  L.  1.  pr.  ad  L.  Jul.  de  vi  priv.  (XL VIII.  7.)  vert.  mit  L.  6. 

r  J  ul*.  de  VI  Publ*  et  P1'**.  (IX.  12.)  L.  1.  ff.  1.  2.  ad 

L.  Jul.  de  vi  pm.  und  L.  4.  5.  1.  de  iucend.  (XL VII.  9-) 
Feuerbachs  Lebrb.  d,  p.  R,  ff.  401, 


(d)  Feue  rbacb  a.  a,  O, 


(e)  etwa  um  ei/ar D r» 1 1 e  1. 

(f)  Feuerbaeh  ff,  402. 

(g)  Vorzüglich  erschwerend  ist  hier  die  Verletzung  des  Hanfs- 

f  r  i  e  d  e  n  s  (  A.  de  L  e  y  s  e  r  de  violatioae  securitatis  domesti- 
cae  sp.  591.  G,  Beyer  de  violat.  secur.  dom.  Witteb.  1709. 
F.  G.  Sruv  de  pace  domestica.  Jen.  1713.  C.  F.  Walch 
pr.  3.  de  pace  domestica.  Jenae  1772  —  1778.)  _  die  Ver¬ 

letzung  des  Burgfriedens  (S.  S  t  r  y  c  k  de  sauctitate  resi- 
dentianim  —  vom  Burgfrieden  G.  St.  Wiesaud  de  »ancti- 
tate  curiarum.  Lips.  1761.)  und  die  Verletzung  der  äufserea 
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Heiligkeit  religiöser  Orte.  (Winkler  de  violata  domtia 
doroinicae  sanctitate.  Iu  Opusc.  mioor,  V.  i.  p.  184, 

«41*) 


Zweiter  Abschnitt* 

Von  deu  gesetzlich  ausgezeichneten  >  mit  bestimmter  Strafe  bedrohten 

GewaJtthritigkeiten, 

Erster  Unter  at  schnitt» 

Von  dern  Raube* 


M(  G*  Pauli  DUs*  de  vera  raplnae  indole  ejusqtie  ex  principiis  Ju¬ 
ris  Sax.  elector*  coercilione,  Witteb.*  1777* 

Püttmann  de  crimiue  robbariac  (in  Advers*  jur*  unir,  )l  L.  II. 
c#  24* 

§.  232* 

Raub  (a)  ist:  aus  gewinnsüchtigen  Ab- 
sichten  geschehene,  durch  Gewalt  ge¬ 
gen  den  Besitzer,  jedoch  ohne  Tödt un g 
desselben,  erzwungene  Besitzergreifung 
einer  fremden  beweglichen  Sache. 

(a)  Rapina,  robbaria,  mit  welchen,  nach  aufgehobenem.  Fan  st  rechte, 
die  dcpraedjttio  gleichbedeutend  ist.  Die  grassatio  (Strafsenrau  _ 
ist  nur  eine  Art  des  Raubs,  wiewohl  Carpiov  (J.  90,  c,  O- 
irrig  andrer  Meinung  ist. 

§.  2  3  3. 

Der  Begriff  des  Raubes  hat  die  mehrsten  Cha- 
ractere  mit  dem  Begriffe  des  Diebstahls  gemein, 
weswegen  auch  hier  die  Bestimmungen  der  §§.  17  9 
bis  182.  volle  Anwendbarkeit  haben.  Zu  den  Ei¬ 
genheiten  des  Raubs  gehört- dagegen :  l)  dafs  dabey 
Gewalt  gegen  die  Person  des  Besitzersangewendet 
wird ,  welche  jedoch  den  Tod  desselben  nicht 
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wirken  darf,  weil  sonst  der  Begriff  eines  schwere¬ 
ren  Verbrechens,  des  Raubmordes  (latroci- 
nii),  einlritt.  2)  Dafs  die  Gewalt  dem  Mifshan- 
deltem  entweder  unbedingt,  oder  doch,  wenn  er 
nicht  wichtigere  Güter  aufopfern  will,  den  Wider¬ 
stand  gegen  die  Entwendung  unmöglich  machen 
mufs.  3)  Dafs  die  Gewalt  angewendet  wird,  um 
den  Besitzer  von  dem  Schutze  der  weg  zu  neh¬ 
menden  Sache  abzuhalten,  oder  ihn  zur  Ueber- 
gabe  derselben  zu  zwingen.  Hierdurch  unterschei¬ 
det  sich  der  Raub  von  dem  gefährlichen  Diebstahle, 
bey  welchem  Gewalt  gegen  Personen  nur  zum 
Schutze  des  Diebes  und  der  weggenommenen 
Sache  Vorkommen  kann  (a)  (§.  18  0). 

(a)  Kress  ad  a*  126*  uucl  Böhmer  ad  Car  pj  o  v  tj.  90*  o«  1* 

vermischen  diese  Merkmale* 

§•  234. 

Die  Eigenschaften  des  Raubes  sind  dasjenige, 
was  ihn  besonders  strafbar  macht.  Deswegen  sehen 
die  Gesetze  schlechterdings  nicht  auf  den  Werth 
der  weggenommenen  Sache ,  wenn  gleich  vollen¬ 
dete  Wegnahme  zu  dem  Begriffe  des  vollende¬ 
ten  Raubes  erfordert  wird.  Sey  deswegen  die  Sa¬ 
che  auch  noch  so  geringfügig,  wenn  sie  nur  aus 
gewinnsüchtigen  Absichten  ab  ge  zw  ungen  wurde,  so 
fehlt,  in  Hinsicht  des  Objectiven ,  nichts ,  um  auf 
die  volle  gesetzliche  Strafe  zu  erkennen.  Es  ist 
daher  keinem  Zweifel  unterworfen,  dafs  selbst  der 
aus  gewinnsüchtigen  Absichten  unternom¬ 
mene  gewaltsame  Tausch  den  Namen  eines  Raubes 
verdiene  (a).  Eben  so  wenig,  wie  der  Werth  der 
gerauhten  Sache,  kann  der  Ort,  wo  geraubt  wur¬ 
de,  bey  Bestimmung  des  Begriffs  des  Raubes  be- 


h 
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rücksicbtlgt,  oder  zwischen  Räubern  und  Räuber¬ 
banden,  männlichen  und  weiblichen  Räubern  ein 
Unterschied  gemacht  werden  (b), 

Ca)  T.  F.  Kees  olis.  iur.  criin,  sp,  1.  olis.  6,  Pcrmiitatio  coacta 
rapljia.  J.  C.  Koch  1.  c.  243.  n.  2. 

00  Bäh  in  e  r  ad  Carpzov  <j,  90,  o.  4. 

§.  235. 

Jeder,  welcher  das  Recht  hat,  Eigenthum 
zu  haben  und  Frcyhcii  seines  Körpers  und  Ent¬ 
schlusses  zu  verlangen,  d.h.  jeder  Mensch  kann 
beraubt  werden ,  selbst  der  bürgerlich  Ehrlose, 
selbst  der  Strafsenräuher  (a).  Dagegen  ist  es  ge- 
wifs,  dafs  derjenige,  welcher  sich  in  den  abge¬ 
zwungenen  Sachen  der  Gegenstände  seines  Eigen¬ 
thums  oder  seiner  Rechte,  nach  seiner  Ueberzeu- 
gung,  bemächtigte,  nicht  des  Raubes  (b),  sondern 
der  gewaltsamen  Selbsihülfe  schuldig  sey  und  es 
leidet  daher  keinen  Zweifel,  dafs  aus  dieser  An¬ 
sicht  öfters  die  gegen  Räube  r  begangenen  Gewalt¬ 
tätigkeiten  aus  einem  milderen  Gesichtspuncte  be¬ 
trachtet  werden  können, 

CO  Krci»  L  c*  Bölimer  ad  Capzov  qu,  9i.  o*  2.  und 
andre. 

(B)Fe  uerbachs  Lehrb,  d,  p.  E*  354, 

§.  236, 

Die  Römer  straften  den  Raub  als  Privatver¬ 
brechen,  nachher,  wie  den  Diebstahl,  auch  mit 
öffentlicher  Strafe,  als  aufser ordentliches  Verbre¬ 
chen.  Auch  konnte  er,  als  Gewalttätigkeit,  nach 
dem  Julis chen  Gesetze  de  vi  publ.  et  priv.  beur¬ 
teilt  werden.  Die  öffentliche  Strafe  war  verschie¬ 
den,  Todesstrafe  indessen  fand  nur  gegen  Strafsen- 
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raube r  Statt,  'welche  bewaffnet  das  Verbrechen  be¬ 
gangen  hatten,  vorzüglich  bei  Wiederholungen  (a). 
Die  Deutschen  im  Gegenteile  behandelten  Strafsen- 
räuber  und  andre  gleich,  und  bestraften  beyde  am 
Leben ,  in  der  Hegel  durch  die  Strafe  des  Schwer¬ 
tes  ,  privilegirten  dagegen  die,  auf  das  Recht  zur 
Privatfehde  sich  gründende  Deprädation  (b).  Nach 
aufgehobenem  Faustrechte  mufste  auch  das  Privi¬ 
legium  der  Deprädation  verschwinden,  und  Nie¬ 
mand  wird  sich  daher  wundern ,  dafs  die  P.  G. 
O.  (c)  die  Strafe  des  Schwerts,  oder  eine  andere 
particulärgesetzliche  Todesstrafe,  jedem  Räu¬ 
ber  (also  auch  dem  depraedator)  droht,  und  dafs  sich 
der  Verfasser  der  P.  G.  O. ,  blofs  zur  Rechtferti¬ 
gung  des  Wortes:  Jeder  (d),  nicht  nur  auf  die 
Verordnungen  der  Vorfahren  (Max.  Landfrieden), 
sondern  auch  auf  die  allgemein  verehrten  gemei¬ 
nen  Kayserlichen  Rechte  beruft  (e). 

<*)  L,  28.  j.  10.  ff.  de'poeuis.  (XVU1. 19.) 

Cb)  ßottmer  med,  ad  art,  126. 

(O  art*  t26.  „Item  eyn  jeder  boshafter  tiberwurulner  Räuber, 
»oll  nach  vermöge  vns er  vorfabren,  vnüdvnse- 
rer  gemeiner  Kaiserlichen  rechten,  mit  dem 
echwerdt  oder  wie  an  jedem  Ort  hm  diesen  feilen  mit  guter 
gevrohnheyt  Herkommen  ist  r  doch  am  Jhebcn  gestrafft 
werden*^ 

(d)  vergL  meine  Abh*  über  die  Strafe  des  Kaubs  —  in  der  EI" 
bliothek  füv  die  peinliche  Rechtsgelehrfcainkeit  und  Ge- 
setzkunde  1»  B*  1,  St*  n.  4*  Fene  rbach  J,  358*  Dagegen 
Meister  in  den  Drtheden  und  Gutachten  in  peinlichen  und 
andern  StrafFällen  n*  20*  S*  3t6*  foTg*  womit  aber  zu  verglei¬ 
chen  £  Hu  rle  husch  von  der  Strafe  der  Räuber  in  den  Bey- 
trägen  zur  Civil  -  und  Crimmal  -  Gesetzgebung*  Hft,  I.  n,  IL 

(e)  Es  ist  wirklich  befremdend  >  wie  die  Gesetzausleger  in  diesem 

deutlichen  Artikel  so  viele  Schwierigkeiten  finden  und  bald  da¬ 
rin  eine  Bestätigung  dei  L,  28*  alleg, ,  bald  eine  durch  Be¬ 
rufung  auf  die  römischen  Gesetze  beabsichtete  Rechtfertigung 
der  bestimmten  Strafe  des  Schwertes  suchen  konnten*  —  Ue- 
berhaupt  ist  zu  vergleichen;  G*  G*  G,  Gl  ave  Dbs«  de  poena 
rapmac*  Ilalae  1771* 
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§.  237. 

Bey  diesem  Verbrechen  giebt  es  übrigens  "We¬ 
der  eigen ihümli che  Milderungs  -  noch  Sehärfungs- 
gründe,  wohl  aber  sind  die  Milderungs-  und  Schär¬ 
fungsgründe  der  Strafe  des  Diebstahls  auch  bcy 
ihm  anwendbar,  in  so  ferne  nicht  die  erste ren  bey 
der  Strafe  des  dritten  Diebstahls  ohne  Wirksam¬ 
keit  sind,  welcher  darin,  dafs  die  objective  Gröfse 
ohne  Einflufs  auf  die  Strafbarkeit  ist ,  mit  dein 
Raube  übereinkomint. 

Die  Schärfung  der  Strafe  des  Raubes  geschieht 
durch  Flechten  des  Körpers  auf  das  Rad  (a). 

In  Hinsicht  der  gemeinen  Milderungs -Gründe 
bedarf  es  hier  nur  der  einzigen  Bemerkung,  dafs, 
bey  vollendeter  Gewalttätigkeit»  die  man¬ 
gelnde  Vollendung  der  Entwendung  nur  eine 
geringe  Milderung  bewirken  könne  (§.  2  34.),  in 
so  ferne  nicht  der  Grund  dieses  Mangels  in  dem 
freyen  Willen  des  Räubers  zu  finden  ist,  in  wel¬ 
chem  Falle  nur  eine  etwas  verschärfte  Strafe  der 
gewöhnlichen  Gewalttätigkeiten  eintreten  würde. 

(a)  Qu i storp  s  Grundsätze  d*  p.  II.  §*  402, 

Z  w  e  y  t  e  r  Unterabschnitt* 

Von  der  Notlmicht. 

X,  S,  F*  de  Böhmer  de  rig'ore  jurls  in  stupratores  violentos« 

Franco f,  1762*  (ined.  in  art.  11 9*  C,  C*  C,) 

s*  238. 

Notzucht  im  Allgemeinen  ist:  gegen  des 
Weibes  Willen  be  wi  r  kte  r  aiussere  h  li  che  r 
Bey  schlaf.  Es  stehen  daher  unter  diesem  Be¬ 
griffe  I)  der  erzwungene  gemeine  Beyschlaf  (stu- 
P nwä  violenium  et  fornicalio  violenta),  2)  der 
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erzwungene  Ehebruch  ( adnlterium  violentum), 
3)  die  erzwungene  Blutschande  (incestus  violcn- 
tus)  (a). 

(a)  Die  erstere  Art  der  Nothzuclit  konnte  man  allenfalls  die  ge¬ 
rn  einCj  die  beyden  letzteren  die  qualificirten  nennen. 

§,  239. 

Zum  Begriffe  der  Nothzuclit  gehört  I.)  als  Ge¬ 
genstand:  ein  Weih.  GcwaUthätigk  eiten  des  Wei¬ 
bes  gegen  den  Mann  aus  ‘wollüstigen  Absichten 
sind  zwar  als  Gewal ithätigkeiten  strafbar,  aber  un¬ 
ter  den  Begriff  der  Nothzuclit  können  sie,  weder 
nach  der  Natur  der  Sache,  noch  nach  den  Ge¬ 
setzen,  subsumirt  werden  (a).  II.)  Als  Handlung: 
l)  aus  s  e  re  bliche  r  Be  y  schlaf.  Zwang  des  zum 
Beyschlafe  Berechtigten  kann  zwar  als  Ueberschrei- 
tung  der  Rechte  des  Ehemannes,'  möchlicher  Weifse 
eine  nach  den  Grundsätzen  von  der  Bestrafung  der 
Gewal tthätigkei ten  im  Allgemeinen  zu  bestimmende 
Strafe  rechtlich  begründen ,  aber  als  Nothzuclit 
kann  eine  solche  Handlung  nie  betrachtet  werden  (b). 
Die  schmutzigen  Untersuchungen  übrigens,  welche 
nothwendig  seyn  würden,  wenn  man  dasjenige, 
was  zur  naturgemäfsen  Vollendung  des  Beyschlafs 
gehört,  auch  als  Bedingung  für  die  Vollendung 
der  Nolhzucht  betrachten  wollte,  sind  vollkommen 
überflüssig ,  vrenn  man  bedenkt ,  dafs  die  P.  G-. 
O.,  ganz  den  richtigen  legislativen  Ansichten  fol¬ 
gend  (c),  nur  in  dem  Verluste  des  Rufes  der  Rein¬ 
heit  diejenige  Verletzung  der  Rechte  des  Wei¬ 
bes  erkenne,  -üm  welcher  wollen  sie  die  Nothzuclit 
mit  so  schwerer  Strafe  verpönt  (d), 

5)  Bewirkung  dieses  Beyschlafs  gegen 
den  Willen  der  M  i  f s  h  a  n  d e  I  t e n.  Als  Mittel 
kann  hierzu  a)  wahre  Gew a  luhä  tigkeit  die- 
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nen,  sey  cs  nun,  dafs  diese  die  der  Mifshandlung 
entgegenstehende  Willensbestimmung  des  Weibes 
unbedingt,  oder  doch,  'wenn  die  Mifshandehe  nicht 
ihre  ganze  Existenz  offenbarer  Gefahr  aussetzen 
wollte,  in  ihrer  Gegenwirkung  aufhob.  Es  kann 
aber  auch  b) ,  ohne  äufsere  Gewalttätigkeit,  der 
BeyscJilaf  gegen  den  Willen  des  Weibes  dadurch 
bewirkt  werden,  dafs  der  Verbrecher,  zur  Aufhe¬ 
bung  des  seiner  Absicht  bestimmt  entgegenstehen¬ 
den  Willens ,  die  Möglichkeit  einer  Selbstbestim¬ 
mung  des  Weibes  übe  r ha up  t  vernichtet,  welches 
durch  den  Gebrauch  opiatischer  und  andrer  Betäu¬ 
benden  Mittel  geschehen  kann  (e). 

Unzucht  ohne,  jedoch  nicht  bestimmt  ge¬ 
gen  den  Willen  des  Weibes  (sluprum  neque  vo- 
luntariuin,  ncque  violentum),  gehört  dagegen  nicht 
unter  den  Begriff  der  Nothzucht.  Es  gehört 
dahin  der  mit  Schlafenden,  Unmündigen, 
höchst  Betrunkenen  und  Wahnsinnigen(f) 
verübte  Beyschlaf,  welcher  mit  der  Strafe  sehr 
schwerer  Real- Injurien  (g),  und  mit  vorzüglich  er¬ 
höhter  Strafe  in  den  beyden  ersten  Fällen,  bestraft 
werden  mufs  (h). 

QQ  Quistorp  über  die  angeblich  von  einer  Frauensperson  gegen 
eine  Mannsperson  verübte  NöthzuchU  In  den  Beytr#  n,  3* 
Dissent.  J.  Cb*  Fiaucle  de  notione  sülpri  violenti,  Wittib, 
1800.  $.  4* 

(b)  Francke  1.  c,  6#  Diss,  Tittmaon  GnrndL  §.  169*  n*  6* 

(c)  verb,  „ihr  jungfrewlich  oder  frewlich  ehr  nerae*“ 

(d}  Böhmer  ad  Carpzov  q,  75.  o*  5*  8-  und  In  medit#  *d 
art4  ll9*  §*  8.  Strubens  B,  B,  Tb*  10.  B#  24*  Koch 
Inst,  jur,  er,  268#  Ti  tt  mann  a,  a.  O,  170,  ÜUs* 
Feuerbach  §,  286#  Fraocke  $ .  12,  Quistorp  589* 
Meister  pr*  jur,  crim.  275t  >  welche  die  Praxis  vieler  Ge¬ 
richte  für  sieb  haben  sollen. 

(e)  Tittmanu  a,  O, 
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(f)  In  den  drey  letzten  Fällen  wird  Einwilligung  dieser  Personen, 
welche  rechtlich  =  0  ist,  vorausgesetzt  T  denn  mit  Gewalt 
kann  auch  gegen  solche  Personen  wahre  Nothzucht  begangen 
werden» 

(g)  Der  Begriff  der  Real  -  Injurien  ist  hier  vollkommen  anwendbar, 
denn  dafs  die  Mifshandelte  die  Injurie  nicht,  als  solche,  em¬ 
pfindet,  hindert  diese  Anwendbarkeit,  nach  den  im  vorigen  Kap. 
entwickelten  Grundsätzen ,  eben  sowenig,  als  der  Umstand, 
dafs  der  Wollüstling,  bey  einer  die  Ehre  des  Mädchens 
so  zerstörenden  Handlung ,  einen  eigennützigen  Zweck  batte,, 

(h)  Es  versteht  sich  :  in  so  ferne  nicht  die  Handlung  zugleich  in 
ein  höheres  Verbrechen  ansauct,  welches  bey  der  Schändung 
Unmündiger  leicht  der  Fall  seyu  kann»  Alsdann  treten  dit 
Grundsätze  yoh  der  Con current  strafbarer  Handlungen  ein, 

§.  240. 

Die  P.  G.  O.  verordnet,  dafs  die  Nothzucht 
dem  Raube  gleich  bestraft  werden  solle,  jedoch 
nur  alsdann  ,  wenn  sie  gegen  eine  unverläum- 
dete  Person  begangen  worden  sey  (a).  Wahr¬ 
scheinlich  sollen  diese  Worte  nichts  anders  sagen, 
als:  gegen  eine  Person,  welche  zu  der  Zeit  der 
begangenen  Thal  in  einem  solchen  Rufe  stand,  dafs 
darin  der  Verbrecher  keine  gegründete  Ursache 
finden  konnte,  den  angewendeten  Widerstand  für 
nicht  ernstlich  zu  halten.  Hiernach  würde  also 
zwar  der  erzwungene  Beyschlaf  mit  einem  Mäd¬ 
chen,  welches  sich  zu  einem  Werkzeuge  gemeiner 
Wollust  erniedrigt,  so  wie  der  mit  einem  Mäd¬ 
chen,  welches  sich  schon  einmal  dem  Nothzüchti- 
ger  hingegeben  hatte,  ausgeschlossen  seyn,  keines, 
wegs  aber  der  erzwungene  Beyschlaf  mit  einem 
Mädchen,  welches  mit  einem  Andern  gefallen  war, 
oder  welches  selbst  Mehreren  ehemals  gedient  hatte, 
nun  aber  durch  sein  Betragen  notorisch  seinen 
früheren  bösen  Ruf  verbessert  hatte  (b).  Weil  in¬ 
dessen  diese  Auslegung  von  Vielen  bezweifelt  wird, 
so  kann  man  den  Gerichtsgeb  rauch,  welcher  auch 
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m  den  heyden  letzteren  Fällen  die  Strafe  des 
Schwertes  nicht  Statt  finden  lafst  (c)f  sondern  auf 
die  zunächst  angrenzende  Strafe  erkennt,  billigen, 
obgleich  derselbe  mit  Recht  der  Inconsequenz  be¬ 
schuldigt  werden  kann  (d). 

(a)  P.  G.  O.  art.  119. 

{b}  Bö  lim  er  a,  a,  O.  $.  2.  Kleins  Grundsätze  etc.  4ö4* 

(O  Cb.  Kocb  !,  c*  285,  u,  293*  Dafk  Einige  ihre  Juconse- 

qu entc  Behauptung  t  als  wenn  die  Strafe  des  Schwerins  nur 
dann  erkannt  werde ,  wenn  dem  Leben  oder  der  Gesundheit 
Nachthtdl  zu  gefügt  worden  sej,  zu  einem  allgemeinen  Gerichts¬ 
gebrauche  machen  wollen,  (Q  ui  storp  $.492,  Steltzer 
$,57J.)  ist  noch  kein  Beweifs  eines  solchen  Gerichtsgebraucha, 
welcher  so  lange  unwahrscheinlich  ist  f  als  nicht  eia  ähnlicher 
hvy  der  Strafe  des  Raubes  bewiesen  werden  kann, 

(d)  Denn  im  übrigen  mufs  der  Grundsatz  aufgestellt  werden  :  was 
nicht  Notbzueht,  in  dem  Sinne  des  Gesetzes,  ist,  das  ist  nur 
ge  meine  Gewalt* 


5.  241. 

Das  Gesetz  unterscheidet,  indem  cs  schlecht¬ 
hin  Todesstrafe  ordnet,  nicht  zwischen  gewaltsa¬ 
men  Stupmin ,  gewaltsamen  Ehebruch  u.  s.  w. 
Wenn  daher  auf  die  Todesstrafe  erkannt  wird,  so 
ist  es  einerley,  ob  die  That  gemeine  oder  qua- 
lifici  rte  Nothzucht  war.  Wenn  dagegen  von  der 
Todesstrafe  auf  abschreckende  Strafen  herunterge- 
gangen  werden  mufs ,  oder  überhaupt  wenn  die 
Todesstrafe  den  Verbrecher,  in  so  ferne  seine 
Handlung  als  Nothzucht  bcurtheilt  werden  soll, 
nicht  treffen  kann,  so  müssen  bey  der  qualifi- 
cirtcn  Nothzucht  die  Grundsätze  von  der  Bestra¬ 
fung  ideell  concurrirender  Verbrechen  eintreten, 
wonach  denn  nicht  nur  eine  höhere  abschreckende 
Strafe  für  die,  mit  der  ordentlichen  Strafe  nicht 
zu  bestrafenden  Fälle  der  quplifi einen  Nothzucht, 
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als  für  gleiche  Falle  gemeiner  Nothzucht ,  sondern 
mitunter  selbst  die  Todesstrafe  bey  Handlungen  ge 
rechtfertigt  werden  kann,  welche,  als  Nothzucht 
betrachtet,  diese  Strafe  nicht  verdient  hätten  (a). 
Diese  Grundsätze  billigt  die  P.  G,  O.  ausdrücklich, 
indem  sie  bey  der  Strafe  des  Gonats  der  Noth¬ 
zucht  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheiten  der  Per 
sonen  und  der  Handlungen  gebieLet  (b), 

(a)  %.  B.  Wenn  der  Vater  seine  Tochter,  -welche  früher  einem  An¬ 
dern  sich  aus  Liebe  ergeben  hatte ,  nothiiichtigt. 


(b)  P,  G.  0.  art.  119. 

§.  S42. 


Ob  die  Strafe  der  Nothzucht  gemildert  wer¬ 
den  müsse,  wenn  die  Mifshandelie  den  Notliziich- 
tiger  heurathen  will,  hängt  von  der  Beantwortung 
der  Frage  ab  :  ob  aus  diesem  Grunde  die  Strafe 
der  Entführung  gemildert  werden  könne  ?  (a)  (vergl. 
§.  a46.)  Uebrigens  giebt  es  aber  für  die  Strafe 

der  Nothzucht  weder  eigene  Milderungs  -  noch  ei¬ 
gene  Schärfungsgründe. 

(a)  Bülimer  ad  art*  119*  5*  ult* 


Dritter  Unterabschnitt« 

Von  <1  e r  E n if ull v n  n g *  I  ‘C & 

H«  B  1  it  m  e  r  DUs«  de  raptu.  Lips.  17&8* 

C,  H*  Hessel  de  emmne  raptur»  Wirceb.  1815* 


§.  243. 

Unter  Entführung  versteht  man :  W  e  g  f  ü  h  - 
rung  einer  Person,  wider  ihren  oder  wi¬ 
der  ihres  Vaters  o  der  Uh  e  man  ne  s  Willen , 
an  einen  Ort,  wo  sie  in  des  Verbrechers 
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Gewalt,  ist,  zum  Zwecke  einer  gesetzlich 
nicht  gebilligten  Befriedigung  des  Ge¬ 
schlechtstriebes. 


§.  244. 

Zum  Begriffe  der  Entführung  gehört 

I.)  Wegführung  an  einen  Ort,  wo  die  ent¬ 
führte  Person  der  willkührlichen  Behandlung  der 
Entführenden  unterworfen  ist.  Eine  bestimmte 
Entfernung  dieses  Orts  von  dem  vorigen  Aufent¬ 
haltsorte  der  Entführten  wird  nicht  erfordert,  und 
es  kann  daher  in  der  Wegführung  aus  einem  Haufse 
in  das  andre  allerdings  wahre  Entführung  enthal¬ 
ten  seyn. 

XI.)  Die  Wegführung  mufs  geschehen  seyn 
entweder  wider  den  Willen  der  entführten  Person, 
oder  wider  Willen  des  Vaters,  oder  des  Eheman¬ 
nes,  dessen  Gewalt  sie  unterworfen  war  (a).  Weg¬ 
führung  einer  einwilligenden  Person,  gegen  der 
übrigen  häufslichen  Vorgesetzten  Willen,  ist  keine 
Entführung  (b),  wenn  gleich  eine  polizeyliche  Straf¬ 
barkeit  einer  solchen  Handlung  allerdings  behaup¬ 
tet  werden  kann  (c).  Oh  übrigens  die  Entführung 
durch  das  Mittel  einer  betrügerischen  Lockung  an 
den  bestimmten  Ort ,  oder  durch  offenbare ,  me¬ 
chanisch  oder  psychologisch  bestimmende  Gewalt, 
zu  Stande  gebracht  w'urde,  ist  vollkommen  einer- 
ley  (d). 

III.)  die  Wegführung  mufs  geschehen  seyn 
zum  Zwecke  einer  gesetzlich  mifsbilligten  Befriedi¬ 
gung  des  Gesehlcchtstriebes.  Ob  diese  Befriedi¬ 
gung  in  oder  ausser  der  Ehe,  geschehen  sollte,  ist 
)m  Ganzen  einerley,  nur  mufs  alsdann  in  dem  erste- 
ren  Falle  die  Ehe  selbst  gesetzlich  mifsbilligt  seyn(e). 


257 


Von  der  Entführung. 

Gewaltsame  Wegführung  der  Braut  (f),  ist  daher  eben 
so  wenig  En  t  führung  (g),  als  eine  solche  in  der 
Wegführung  eines  einwilligendcn  Mädchens,  gegen 
den  Willen  des ,  aus  nichtigen  Gründen  der  Heu¬ 
rath  widersprechenden  Vaters,  gefunden  werden 
kann  (h).  Wirklich  erfolgte  Befriedigung  des  Ge- 
schleehtsiriebes  ist  übrigens  zu  dem  Begriffe  dieses 
Verbrechens  nicht  erforderlich  (i). 

(a)  P.  G.  P.  art,  118.  „wider  des  Ehemanns ,  oder  des  ehe  11- 
eben  vatceis  willen/* 

(b)  c,  ß,  X,  de  raptor, 

(ö)  Welche  vorzüglich  erhöht  werden  nnifs,  wenn  die  beabsiclitete 
Befriedigung  des  Geschlechtslriebs  selbst  polizeiwidrig  ist  t 
oder  die  Vorgesetzten  mit  gutem  Grunde  nicht  in  die  Heurath 
willigten, 

(d)  Feuerbachs  Lehrb.  257, 

CO  G-  O.  Art,  11 8.  „unehrlicher  weifs  entpführet,“ 

(0  c.  49.  C.  27.  q.  2,  c.  5.  C.  36.  q.  2.  Das  röm.  Recht  ist 
zwar  dagegen,  L.  un.  C.  de  raptn  virg.  (IX.  13.),  allein  die 
1 .  G.  O.  bestüLigt  das  röm.  Recht  mir  in  Ansehung  der  Strafe 
und  billigt  durch  die  Worte  „unehrlicher  weifs“  die  Bestim¬ 
mung  des  Canon.  Rechts. 

(g)  Wohl  aber  bleibt  hier  gewaltsame  Selbsthilfe  strafbar. 

(h)  Auch  hier  bleibt  strafbare  Selbsthilfe,  fn  Leyden  Fallen  wi¬ 
derspricht  jedoch  Feuerbach  §,  269. 

(i)  Die  Wotte  der  L,  un,  G.  de  rapt.  virg.  „miaime  quiim  virgi-- 
uitas  vel  castitas  corrupta  restitui  liaud  possit,**  stehen  hier 
nicht  im  Wege,  vergt.  Böhmer  ad  art,  3l8.  $.  6. 

§.  245. 

Die  P.  G.  O.  bestimmt,  wenn  die  Entführung 
1)  von  einer  Mannsperson,  2)  gegen  eine  unver- 
laumdete  Weibsperson  begangen  worden  ist,  die 
Strafe ,  welche  die  römischen  Gesetze  festsetzen  (a). 
Diese  besteht  in  der  Enthauptung  und  dem  Ver- 
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luste  des  Vermögens,  'welches  die  Entführte,  oder 
das  Kloster ,  aus  welchem  sie  entführt  wurde, 
oder,  wenn  die  Entführte  eingewiliigt  und  den 
Entführer  geheurathet  hatte,  (welches  ganz  unbedingt 
verboten  war,)  die  noch  lebenden  Ellern,  in  Er¬ 
manglung  dieser  endlich  der  Fiscus  erhielt  (b). 
Die  Unanwendbarkeit  dieser  Strafen  lafst  sich  aus 
keinem  hinreichenden  Grunde  behaupten  ,  und  na¬ 
mentlich  die  Unanwendbarkeit  der  Strafe  des  Ver- 
mögensvcrlustes  aus  dem,  von  solchen  Einziehun¬ 
gen  gar  nicht  redenden  Art.  218.  d.  P.  G.  O.  nicht 
beweisen  (c) ,  obgleich  die  so  sehr  abweichenden 
Meinungen  der  Juristen  an  vielen  Orten  einen  Ge¬ 
richtsgebrauch  erzeugt  haben  mögen ,  welcher  die 
Todesstrafe  nur  bey  Mifshandlung  der  Entführten, 
ausserdem  aber  nur  wiilkühr  liehe  Strafe  billigt (d). 
Da  indessen  die  P.  G.  O.  nur  gegen  den  Auctor 
die  Strafe  des  röm.  Hechts  namentlich  billigt,  so 
kann  man  diejenigen  Verfügungen  des  römischen 
Hechts,  welche  den  allgemeinen  in  der  P.  G, O. 
aufgestellten  Grundsätzen  (e)  widersprechen,  dals 
nämlich  die  Gehülfen  zum  Thcile  den  Urhebern 
gleich  bestraft  wurden  und  dem  Vater,  den  nahen 
Blutsverwandten  und  den  Tutoren  das  Recht  zur 
Tödtung  des  Entführers  eingeräumt  war,  alle idings 
als  unanwendbar  betrachten  und  man  kann  vie  - 
mehr  behaupten,  dafs  die  Gehülfen  nur  mit  emci 
erhöhten  Strafe  der  Hülfsleistnng  zu  Gewaltthätig- 
keiten  zu  bestrafen  seyen  ,  die  Tödtung  des  hnt- 
führers  aber  als  Verbrechen  behandelt  werden  müsse, 
wenn  nicht  aus  dem  Daseyn  der  Nothwehr,  ü("1 
des  höchsten  gerechten  AfTectes  eine  Entschul  i- 
gung  abgeleitet  werden  könne  (f). 

00  p.  G.  o.a.  H8. 

(h)  L.  iin.  C.  allcg.  Der  FAlchtlheil  der  Kinder  des  Entführers 
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ist  jedocli  der  Einziehung  nicht  unterworfen,  Ffov*  123*  c.  im* 

vergh  auch  Wov,  l43*  u,  261* 

£c)  Böhmer  ad  art*  ll8  F  e  u  c  r  b  a  c  Ii  a*  st  (>,  26t* 

(d)  Meister  pr.  }ur*  er,  §,  284. 

(e)  P,  G,  0,  a*  177,  auch  142*  u.  150* 

(f)  Andrer  Meinung  ist  F  e  u  e  rh  ac  h  a*  a,  O* 

§.  346. 

Sind  die  Voraussetzungen  für  die  in  der  P. 
G.  0.  bestimmte  Strafe  nicht  vorhanden,  so  kann 
von  einer  Anwendung  derselben  nicht  die  Rede 
seyn.  Es  mufs  daher  l)  wenn  die  Entführte  keine 
u  n  v  e  rl  hum  de  te  Person  war  (§,  a4o),  von  der 
Todesstrafe  in  dem  nämlichen  Verhältnisse ,  wie 
bey  der  Strafe  der  No  Übzucht  (§.  34  0),  herunter¬ 
gegangen,  und  3)  die  Entführung  eines  Mannes 
von  einem  Weibe,  oder  eines  Weibes  von  einem 
Weibe  nicht  als  gesetzlich  ausgezeichnete  Gewalt- 
thätigkeit  betrachtet  werden. 

Eigene  Schärfungsgründe  für  die  Strafe  der 
Entführung  giebt  es  übrigens  nicht.  Dagegen  ist  die, 
nach  den  Grundsätzen  des  canonischen  Rechts  (a), 
zulässige  (b)  Heurath  der  Entführten  mit  dem  Ent¬ 
führer  allerdings  ein  der  Entführung  eigener  Mil¬ 
derungsgrund,  weil  die  Strafe  des  Gesetzes  mit 
dieser  rechtlichen  Zulässigkeit  im  Widerspruche 
steht,  und  man  doch  nicht  mit  zureichendem  Grun¬ 
de  behaupten  kann ,  dafs  der  Gesetzgeber ,  durch 
die  allgemeine  Billigung  der  römischen  Strafsanc- 
tion,  diese  Zulässigkeit,  welche  bekanntlich  auch 
in  den  übrigen  Theilen.  der  Rechtstheorie  nicht 
bezweifelt  wird,  habe  aufheb cn  wollen  (o).  Die 
Strafe  des  Vermögensverlustes  fällt  in  solchen  Fäl¬ 
len  ganz  weg,  und,  stau  der  Todesstrafe,  erkennt 
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lP- 

man  auf  die ,  nach  den  Umstanden  auch  als  Geld¬ 
buße  zu  bestimmende  Strafe  gewöhnlicher  Gewalt- 
thätigkeiten  (d jt 

(*)  c,  6.  7-  X.  de  raptor.  c,  10.  C,  XXXVI.  q.  2. 

(1*)  Der  Mofae  Wille»  der  Entf  ii  h  r  t  c  li  kann  aber  in  Fällen,  wo 
dU  Entführung  'wider  WilUn  des,  aus  rechtlichen  Gründen 
der  Heurach  widersprechenden  Vaters  geschah  ,  nichts  wirken* 
Böhmer  ad  a*  ilft,  $*  9* 

(c)  Es  widerspricht  jedoch  Fetierbach  a.  a,  Q.  5«  262.  und 
die  das,  angef. 

(d)  Dieses  ist  auch  um  so  rechtlicher*  als  in  solchen  Folien  es  im¬ 
mer  wahrscheinlich  wird,  dafs  du*  Absichten  des  EttUührers 
dem  Willen  der  Entführten  nicht  ao  ganst  entgegen  gewesen 
seyen ,  in  welchem  Falle  denn  freylich  jeder  Grilud  zu  einer 
Quält  Gestio»  verschwinden  würde* 


Viertes  Kapitel. 

V  o  u  den  Verbrechen,  welche  die  Gesundheit  des 
Menschen  verletze  ru 

A,  Beyer  de  eo  ,  qiiod  justum  cst  circa  vulnrra  liberornm  Iiomi- 
num,  Jenae  1701. 

Erster  A  h  s  c  h  n  1 1 1, 

t 

Von  den  Gesundheits  Verletzungen  irn  Allgemeinen. 

§.  247. 

Verbrechen  gegen  die  Gesundheit  des  Men¬ 
schen  sind  alle  Handlungen,  welche  den  Zu¬ 
stand  der  Integrität  seiner  Kö  r  per  kraft  e, 
ohne  Tödlung,  widerrechtlich  verän¬ 
dern.  Verwundungen,  Lähmungen  und  Verstüm¬ 
melungen  sind  einzelne  Arten  dieser  Verbrechen, 
welche  jedoch  nur  alsdann  eine  besondere  Classe 
bilden,  wenn  die  Körperverletzung  nicht  aus  ei¬ 
nem  Gonate  zur  Tödtung  hervorgieng. 


Von  d.  Gisundheiis Verletzungen  im  Allgem,  26 1 

§..  248. 

Ausser  den  Privatklagen  aus  der  lex  Aquilia 
auf  vollen  Schadensersatz,  wohin  die  Curations- 
und  Versäumungskosten  gehören  ,  und  ausser  der 
aestimato rischen  Injurienklage,  welche  auch  hier 
immer  (a)  begründet  ist.  und  namentlich  auch  auf 
das  sogenannte  Schmei,zengeld(bj)  geht,  begrün¬ 
det  dieses  Verbrechen  eine  empfindliche  öffentliche 
Strafe,  welche  jedoch  im  Allgemeinen  nicht  be¬ 
stimmt  ist. 

Der  Analogie  nach  kann  diese  Strafe,  wenn 
das  Verbrechen  als  doloses  erscheint,  I.)  bey  Kör¬ 
perverletzungen ,  welche  die  Herstellung  der  Inte¬ 
grität  des  Körpers  unmöglich  machen,  wie  Läh¬ 
mungen  und  Verstümmelungen,  keine  geringere, 
als  eine  sechs-  bis  z e  h n  j  ä h  r  i ge  Zuclithaufs- 
s träfe,  seyn,  je  nachdem  die  Wichtigkeit  der  zer¬ 
störten  Körperkraft  lür  den  Gebrauch  des  Körpers 
und  so  für  die  Zwecke  des  Menschen  verschieden 
ist.  II.)  Bey  geringeren  Körperverletzungen  müssen 
geringere  Strafen  eimreten ,  welche  l)  bey  ganz 
ungefährlichen  Verwundungen  und  Krankheiten  eine 
ein  -  bis  zwey jährige  Arbeitshaufsstrafe,  oder 
eine  andre  mit  dieser  im  Vevhälmifs  stehende 
Strafe  nicht  übersteigen  dürfen,  2)  bey  gestifteten 
gefährlichen  Krankheiten  und  Verwundungen  aber, 
je  nachdem  hier  mehr  oder  minder  anzunehmen 
ist ,  dafs  der  Handelnde  den  möglichen  Zusam¬ 
menhang  der  Tod  tun  g  mit  seiner  Handlung  ein  ge¬ 
sehen  und  sich  mit  Sorglosigkeit  gegen  diese  mög¬ 
liche  Folge  zum  Handeln  bestimmt  habe,  sich  bis 
zu  vier-  und  fünfjähriger  Zuchthaufss träfe  er¬ 
heben  können. 

Bey  dem  Daseyn  einer  blofsen  Culpa  (e)  müs¬ 
sen  diese  Strafen,  so  wie  überhaupt  bey  dem  Da- 
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seyn  allgemeiner  Milderungsgriinde,  nach  den  all¬ 
gemeinen  Grundsätzen,  gemildert  -werden. 


£a)  Siehe  oben  die  Lehre  von  Beat  -  Injurien, 


(b)  P,  G,  O.  art*  20*  „sollen  sie  dem,  so  also  wider  recht 

gemartert  wer,  seiner  schmach,  schmerzen  ^er 

büre  erg  et  2,1111g  zu  ihun  schuldig  sein*11  Quistorps 
trage  n,  23.  Dauk  warth  über  das  Schinerzeugeld*  Bost,  l7uo- 
Lafs  mit  dieser  actio  aestimatoria  allerdiugs  auch  Verna— 
»taltuugsgeld  gefordert  werden  könne,  ist  eine  rtoibwen- 
di  ge  Folge  davon,  daf$  die  Aestimatiou  mit  fl  er  Gcolic  der  In¬ 
jurie  steigt,  die  Injurie  aber  allerdings  durch  die  bewirkte  \  cv- 
unstalttmg  an  Grofse  zuaimmt*  Di*  Meinung  vieler,  in  die- 
sem  Puncte  nur  gegen  das  schone  Geschlecht  bi  1  fl  gen  Juristen 
hat  nur  in  so  ferne  Grund,  als  bey  diesem  Gesclileehte  viel¬ 
leicht  eine  Verletzung  verunstaltend  seyn  kann,  welche  bey  dem 
andern  es  nicht  ist, 


de)  Die  Natur  des  zur  Verwundung  gebrauchten  Instrumentes,  ob 
es  zum  Verwunden  überhaupt,  oder  ?Ai  bedeuten  un  er 
den  vorzüglich  tauglich  ist,  verbunden  in, t  der  KucU  ht  «f 
die  Art  und  t  wie  es  bey  der  Handlung  *•*  - J  - 

braucht  wurde,  wird  hier  für  die  Bestimmung  der  rmbterhch 
Vermut  huag  für  dolus  oder  culpa  gewöhnlich  sehr  bedm 

seyn. 

«.  249. 


Eigene  Mil  de  rungsgründe  giebt  es  bey  diesem 
Verbrechen  nicht.  Die  gemeinen  Milde rungs-  un 
Schärfungsgründe  sind  dagegen  hey  demselben  voll¬ 
ständig  anwendbar  und  namentlich  unter  den  ctz- 
teren  derjenige,  welcher  aus  dem,  zu  besonderer 
Rücksicht  verpflichtenden  Verhältnisse  des  Be  ei 
digers  zu  dem  Beleidigten  abgeleitet  ist.  Ob  1L 
hinterlistige  Art  der  Ausführung  und  .  erhaltcnci 
Lohn,  als  Motiv  zu  der  That,  eigenthümliche  Schäi- 
fungsgründe  seyen,  hängt  von  der  Beantwoitung 
der  Frage  ab,  ob  aus  diesen  Gründen  eine  Schäl  - 
fung  der  Strafe  der  Tödtung,  nach  den  Gesetzen, 
gerechtfertigt  werden  könne? 

Dagegen  giebt  es  2wey,  durch  besondere  Straf- 
dispositionen  gesetzlich  ausgezeichnete  Arten  die- 
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ses  Verbrechens;  l)  die  Vergiftung,  S)  die 
Unfruchtbarmachung,  von  "welchen  noch  be¬ 
sonders  gehandelt  werden  müfs. 


Zweiter  Abschnitt* 

Von  den  gesetzlich  ausgezeichneten  Arten  der 
Gesund  heilsverletz  ungern 


Erster  Uuterabsehn  i 1 1* 

Von  der  Vergiftung* 

J,  F,  Ehr  mann  de  veneficio  doloso*Arg,  1781*  de  yeaeficio  Oul- 
poso.  Arg.  1782* 


25  0. 

Vergiftung  ist  Tödtung,  oder  Krank¬ 
heits-Stiftung  durch  Mittheilung  frem¬ 
der,  nach  chemischen  Gesetzen,  oder 
doch  heimlich  und  verborgen,  für  die¬ 
sen  Erfolg  wirkender  Körper.  Worin  diese 
Körper  bestehen,  ist  vollkommen  gleichgültig  (a), 
wenn  sie  nur  in  ihrer  Einwirkung  auf  den  mensch- 
liehen  Körper  entweder  tödtend  sind ,  oder  die 
Gesundheit,  wenn  auch  vorübergehend  (b) ,  nur 
nicht  blofs  momentan  (c),  stören, 

(a)  Gelter  (Ile  einzeltien  Giftarten  und  die  äufseren  Zeichen  cm- 
pfangenen  Giftes  s,  P  I  o  u  c  q  u  e  t  über  die  gewaltsamen  To- 
desarten  §.  83  —  l34.  Metzgers  ger,  Afzneywiss.  Ab- 
sehn*  II.  K*  7*  Kleins  Grunds,  d,  peiul,  R,  3ll  —  3l5. 

(b)  P#  G*  O.  art,  130.  „Item.  wer  jemandt  durch  giÜft  oder  ve* 
neu  an  leib  oder  leben  beschädigt,** 

(c)  Was  blofs  Ü  ebelkett ,  oder  schnell  vor  über  gehenden  Schmerz 
wirkt,  gehört  nicht  hierher,  weil  es  nicht  als  Beschädigung  am 
Leibe  —  als  eigentliche  Krankhd  tss  üftung  —  betrachtet  wer¬ 
den  kann*  Feuerbachs  Lekrh.  §>  247.  Eine  Handlung, 
Welche  nur  eine  solche  Wirkung  zum  Zwecke  hat  und  erreicht, 
kann  nur  als  Injurie  betrachtet  und  behandelt  werden* 


2  64  I,  Tli.  2.  B.  2  Ablh.  4.  Kap.  2.  Abs.  1.  U.  Abs. 

§.  2  ft  1 . 

Den  Worten  der  P.  G.  0.  nach  (a),  soll  die 
Vergiftung,  sie  möge  den  Tod  oder  blofs  eine 
Krankheit  zur  Folge  gehabt  haben,  als  Mord,  an 
Männern  mit  der  Strafe  des  Rads,  an  Weibern  mit 
der  Strafe  des  Ertrinkens ,  und  zwar  verbunden 
mit  einer  äufseren  Qualification ,  bestraft  werden. 
Da  es  indessen,  selbst  nach  den  Worten  dieses  Ge¬ 
setzes,  zweifelhaft  bleibt,  ob  der  Gesetzgeber  bey 
der,  der  Tödtung  in  der  Strafe  gleichgesetztcn 
Krankheitsstiftung  nur  an  eine,  in  der  Absicht,  zu 
morden,  verursachte  Krankheit,  oder  auch  an  eine 

aus  der,  blofs  auf  Körperverletzung  gerichteten  Ab¬ 
sicht  hervo rgegangene  Krankheit  gedacht  habe  und 
da  das  erstere  sogar  darum  wahrscheinlicher  ist, 
weil  nicht  nur  die  Gleichsetzung  mehrerer  an  atrai- 
barkeit  so  auffallend  verschiedenen  Fälle  überhaupt 
nicht  zu  vermuthen  ist,  sondern  auch  die  Stellung 
des  Artikels  unter  die  Hauptrubrik:  von  etli¬ 
chen  bösen  Tödtungen  einen  ziemlich  deut¬ 
lichen  Aufschluls  über  die  eigentliche  Ansicht  des 
Gesetzgebers  gewährt,  so  ist  es  natürlich,  dafs  inan, 
auch  bey  der  Ueberzcugung  von  der  Verwerflich¬ 
keit  der  Car  pzovis  chen  (b)  Textesveränderung, 
doch  in  der  Rechtssprechung  im  Zweifel  der  bil¬ 
ligeren  Meinung  den  Vorzug  ertheilt  und  daher 
die  Strenge  des  Gesetzes  gegen  Giftmischer,  welche 
blofs  Körperverletzung  beabsichteten ,  me  an  ge¬ 
wendet  hat(c).  Die  Analogie  des  Gesetzes  nöthigt 
indessen ,  bey  Vergiftungen  immer  eine  sehr  ver¬ 
stärkte  Strafe  der  gewöhnlichen  Gesund  he  its Ver¬ 
letzungen  eintreten  zu  lassen,  und  inan  erkennt 
daher  mit  Recht,  l)  wenn  eine  unheilbare  Krank¬ 
heit.  verursacht  worden  ist,  auf  ewige  Zuch.th.aufs- 
s  träfe  (d)  und,  bey  einer  unheilbaren  Zerstörung 
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der  für  die  Zwecke  der  Menschen  unentbehrlich¬ 
sten  Körperkräfte,  auf  die  Strafe  des  Schwertes  (e), 
2)  wenn  dagegen  eine  heilbare  Krankheit  gestiftet 
worden  ist,  auf  bedeutend  erhöhte  Strafe  der  ge¬ 
wöhnlichen  Körperverletzungen  (f), 

(a)  Art.  l30, 

(b)  Carpzov  pr.  nov*  rer.  erlitt*  ({.  u*  21 .  n.  33.  schlügt  vor,  dein 
Wörtchen  oder  in  dem  Texte  da*  Wörtchen  \iud  zu  &ub~ 
stitiuren. 

(c)  Yergl,  alle  Commeatatoreu  und  Handbücher. 

(d)  J*  Gr,  Vogel  de  veaeficü,  in  casti ,  tibi  mors  ipsa  non  secuta, 
poen a  non  capiuli.  D resst»  1715.  F,  G.  Zoller  de  jfjte.ua 
venöfioü  attentati,  quamvis  im-par<Vb.lle  itide  oriatur  damnum, 
ad  mortem  non  extendenda,  Llps*  176 1. 

(e)  Q  u  i  s  t  o  r  p  §•  261  —  264. 

(f)  Meister  pr.  jur.  crim*  152,  not,  c,  Bey  den  Worten 
des  Gesetzes  bleibt  Feuerbach  §.  248*  249*  stehen* 


§*  25  2* 

r 

Die  Strafen  der  Gesundheitsverletzung  durch 
Vergiftung  müssen,  bey  dem  Daseyn  gemeiner  Mil¬ 
derungsgründe,  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
gemildert  werden.  Insbesondere  ist  dieses  der  Fall, 
wenn  die  Handlung  blofs  als  culpos  erscheint,  wo¬ 
hin  die  Vergiftungen  nachlässiger  und  ungeschick¬ 
ter  Aerzie  und  Quacksalber  gehören ,  deren  die  P. 
G.  O.  ausdrücklich  erwähnt  (a).  Eben  so  müssen 
in  dem  Falle  eines  blolsen  Conats  die  allgemeinen 
Grundsätze  für  die  zu  bestimme. de  Strafe  entschei¬ 
dend  seyn ,  und  es  kann  demnach  nicht  bezweifelt 
werden ,  dafs  denjenigen  die  Strafe  des  nächsten 
Versuchs  treffen  müsse,  welcher,  in  der  Absicht, 
zu  vergiften  ,  getauscht  unschädliche  Substanzen 
dar  reichte  (b).  Auch  die  gemeinen  Schärfungs- 
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gründe  finden  bey  diesem  Verbrechen  ihre  volle 
Anwendung, 

Ob  übrigens  das  Gift  dem  menschlichen  Kör¬ 
per  unmittelbar,  oder  mittelbar,  durch  Vergiftung 
anderer  Sachen,  mitgetheilt  wurde,  ist  ohne  Ein¬ 
hufs  auf  die  Strafbestimmung.  Vergiftung  der  Tliiere 
aber,  ohne  Absicht,  dadurch  dem  menschlichen 
Körper  mittelbar  zu  schaden  ,  kann  ,  wenn  nicht 
eine  culpose  Vergiftung  eines  Menschen  daraus  ent¬ 
standen  ist,  nur  als  Eigen thumsbee int rächtigung  be¬ 
trachtet  und  bestraft  werden  (c). 

(a)  P*  G.  0.  art,  134.  Reinliarth  de  eo,  quod  circa  hornicidiiim 
medici  ejusque  poenaiu  justum  est*  Erf*  1728. 

(b)  Feuefhach  5-  250*  - —  Böhmer  ad  art+ 130,  hält  eine  sol¬ 
che  Handlung  irrig  für  straflos* 

(c)  Tittraanus  Grundlinien  356*  u,  a*  Sonst  stellte  man  hier-  * 

über  allerley  lächerliche  Behauptungen  auf*  Vergh  Eudo- 

v  i  c  i  ad  art*  3  3ü+  M  y  l  i  u  s  ad  ßeyerum  ad  h*  art*  f>os* 

18*  CarpZov  q.  21  «,  24* 

Zweyter  Unterabschnitt«, 

Von  der  Unfruchtbarmachung. 

§*  5  5  3, 

Die  Zers  törung  des  Fortpflanzungs¬ 
vermögens  des  Menschen  (sterilitatis  procura  tio), 
sie  geschehe  durch  äufsere  Gewalt  (wie  bey  der 
Castration),  oder  durch  eine  Art  der  Vergiftung, 
würde  unstreitig  nach  den  Grundsätzen  von  der 

T>  p  P 

Bestrafung  unheilbarer  Körperverletzungen  und  Ver¬ 
giftungen  bestraft  werden  müssen ,  wenn  nicht  ein 
besonderes  Gesetz (ä)  dieses  Verbrechen  ausgezeich¬ 
net  und  dem  Manne  die  Strafe  der  Enthauptung, 
und  dem  Weibe  die  Strafe  des  Ertränkens  bestimmt 
haue.  Die  Behauptung,  dafs  ein  unbezweifelter 
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Gerichtsgebrauch  der  Anwendung  dieser  gesetzli¬ 
chen  Bestimmung  entgegenstehe  (b),  mag  nun  zwar 
immerhin  ohne  grofsen  Werth  seyn,  dennoch  aber 
würde  die  Frage  nicht  ungereimt  erscheinen:  ob, 
nach  der  Natur  der  deutschen  Keichsgesetzgebung, 
ein  Gesetz,  welches  das  Verbrechen  der  Unfrucht 
barmachung  als  Todtscblag  behandelt ,  weil  es  da¬ 
rin  ,  mit  den  canonisehen  Gesetzen  (e) ,  eine  wirk¬ 
liche  Todtung  der  künftig  zu  erzeugenden  Menschen 
zu  finden  glaubte,  noch  zu  einer  Zeit  anwendbar 
seyn  könne ,  wo  die  Ueberzeugung  von  der  Unge¬ 
reimtheit  dieser  Ansicht  ohne  Zweifel  als  eine  uji- 
getheilte  betrachtet  werden  darf?  (d).  Die  vernei¬ 
nende  (e)  Beantwortung  dieser  Frage  würde  für  die 
Anwendbarkeit  der  allgemeinen  Grundsätze  von  der 
Bestrafung  der  Körperverletzungen  auch  bey  diesem 
Verbrechen  entscheiden. 

(a)  P.  G.  O  art.  133. 

(b)  Böhmer  ad  Car  za  v  q,  11.  o.  9,  Kress  ad  art.  133»  §.  4» 
Meister  pr.  jur.  crim.  167. 

(c)  c.  9-  C  32,  q,  2.  c.  5.  X.  de  hamicid. 

(d)  Eine  ganz  gleiche  Frage  ist  diese  ;  soll  man  ein  altes  Gesetz, 
■welches  den  Zauberer ,  als  einen  mit  dem  bösen  Geiste  im 
Bunde  Stellenden ,  zum  Feuertode  verdammt  (art,  109.)  ,  itz 
noch  anwenden  ?  Vergl,  auch  282. 

(e)  Die  bejahende  Beantwortung  vertheidigt  Feuerbach  Lehrb. 

§.  398. 

Fünftes  Kapitel. 

Von  den  Verbrechen,  weiche  die  äussere  Freyheit 
des  Menschen  Aufheben,  oder  fortdauernd 
beschränken, 

L  e  y  s  e  r  s  p.  624* 

Tittmann  Beytr,  zu  der  Lehre  von  dem  Verbrechen  gegen  (’ie 
Freyheit  etc.  Meissen,  löüö.  * 

§.  254. 

Die  widerrechtliche  Besitzergreifung  ei¬ 
nes  freyen  Menschen(a)  zur  Vernichtung, 
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oder  fortdauernden  Beschränkung  sei¬ 
ner  Frey  heit  ist  das  Verbrechen  des  Men- 
sehen  ra  uh s  (plagium).  Es  gehört  dahin  nicht 
nur,  als  die  strafbarste  Art,  die  sogenannte  See- 
lenverkäuferey,  welche  den  freyen  Menschen 
zum  Gegenstände  des  wahren  Sciaven  handeis  macht, 
sondern  auch  alle  diejenigen  Gewaltdiätigkeiten, 
durch  welche  dem,  seiner  Frey  heil  beraub  len  Men¬ 
schen  die  Bestimmung  zu  einem  Stande  aufgedrungen 
wird,  welcher,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  dochfäc- 
tisclx  Sclaverey  enthält  (Ja),  oder  welcher,  wenn  er 
auch,  rechtlich  und  facüsch,  als  Stand  der  Freyen 
erschiene,  doch  die  Freyheil  des  Menschen  in  An¬ 
sehung  der  Wahl  seines  Standes  entweder  gänzlich  ver¬ 
nichtet,  oder  wenigstens  fortdauernd  beschränkt (c). 
Alle  Besitzergreifungen  des  Menschen  zu  vorüber¬ 
gehenden  Zwecken  und  mit  vorübergehender  Be¬ 
schränkung  der  Freyheit  sind  b  1  o fs e  Gewalt- 
thatigkeiten  (Kap.  3.). 

(a)  Vei'gl,  den  Titel  ad  Leg,  Tab.  de  plagiar.  fXLVUI.  iS.*)  Die 
*  I7nter5Uehiuig  der  Frage  ;  m  wie  lerne  bey  tlrn  Römern  au 

dem  Sciaven  ein  Plagium  begangen  werden  konntet  ist  itzt 
unnütz, 

(b)  z.  B*  wenn  Seiltänzer  und  der  Art  Gaukler  Kinder  rauben* 

(c)  Hierhin  gehören  die  unbefugten  gewaltsamen  Werbungen*  I  c  k- 
s  tä  dt  de  iHicitis  milimm  conquisiLioaibtis  in  ierriumo  idieno 
earnnique  poenis,  in  Gpusc*  T*  I,  p*  34ö*  Hierhin  geholt 
selbst  der  Raub  in  das  Kloster, 

§.25  5. 

Den  Menschenraub ,  welcher  in  der  Absicht 
begangen  wurde ,  den  Freyen  zum  Sciaven  zu  ma¬ 
chen  ,  straften  die  Römer  (a)  mit  dom  Tode.  Die 
kanonischen  Gesetze  bestätigen  diese  Strafe  (b)  und 
die  Praxis  konnte  um  so  weniger  Gründe  finden, 
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von  derselben  abzuweichen  (c),  als,  selbst  bey 
dem  Mangel  einer  gesetzlichen  Bestimmung,  die 
Analogie  der  deutschen  Strafgesetzgebung  die  To¬ 
desstrafe  für  dieses  Verbrechen  erfordern  würde* 
In  den  übrigen  Fällen  des  Menschenraubs  straften 
die  Römer  verschieden,  gewöhnlich  mit  der  dam- 
n a t i o  in  m e  t a  1 1  u  m  (d).  B  ey  uns  mufs,  der  Ana¬ 
logie  zu  Folge,  der  Menschenraub,  welcher  zwar 
den  Stand  der  Freyheit  nicht  vernichtet  aber  doch 
factische  Sclaverey  bereitet,  mit  ewiger  Zuchthaufs- 
strafe  bestraft  werden  (e).  Auf  die  übrigen  Arten 
dieses  Verbrechens  würde  dagegen  eine  10  —  16 
jährige  Zuchdiauf'ss träfe  folgen  müssen,  je  nach¬ 
dem  der  dem  Mifshandclicn  aufgedrungene  Stand 
mit'  mehr  oder  weniger  Beschränkungen  und  Un¬ 
annehmlichkeiten  verknüpft  ist 

(c)  L.  7.  16.  C.  ad.  Leg,  Fab.  de  plag.  (IX.  20.) 

(b)  c,  1*  X(  de  furt, 

(c)  Quistorp  $ .  392.  Kleins  G,  d,  p,  R,  §,  200,  Meister 

pik  jur.  er,  §.  175, 

(d)  t-  ult.  D.  ad  Leg,  de  plag,  (XL  VIII,  15.) 

(e)  Feuerbachs  Lehrb.  d.  p,  R.  254* 

Die  absichtliche  Yernunftbera  ubung  eines  Menschen  wird  Inder 
Hegel,  als  Vergiftung  ($*  25 L)  ,  tinc  Todesstrafe  nach  sich 
ziehen.  Wenn  sie  aber  auch  nicht  unter  den  Begriff  der  Ver¬ 
giftung  gehören  sollte  ,  so  würden  doch  nicht  die  Grundsätze 
von  den  gewöhnlichen  Körperverletzungen  für  die  Bestrafung 
eines  solchen  Verbrechens  entscheide»  können,  sondern  es  würde 
immer  die  Todesstrafe,  nach  der  Analogie  der  Strafe  des  Men¬ 
schenraubs,  Statt  finden  müssen,  weit  ein  Verbrechen,  welches 
dem  Menschen  die  Möglichkeit  irgend  einer  Freyheit  raubt,  ge- 
wifs  nicht  weniger  strafwürdig  seyn  kann,  als  "ein  Verbrechen, 
welches  nur  den  Stand  der  Freyheit  entzieht,  Ueberhaupt 
vergl*  Tittmann  de  delictis  in  vires  meniis  humamc  com- 

miäiU*  Ldps,  1790* 
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Sechstes  Kapitel. 

Vou  den  Verbrechen,  welche  den  Menschen  des  Le¬ 
hens  berauben* 

Erster  Abschnitt, 

Von  dem  Verbrechen  der  Tüdlnng  im  Allgemeinen, 

§*  25  6* 

Eine  Handlung,  welche  die  Ursache  der  Ver¬ 
nichtung  der  Existenz  eines  Andern,  als  Sinnenwe- 
sens,  enthält,  ist  Tödtung  (homicidium).  Als 
Verbrechen  betrachtet,  ist  sie  das  strafbarste, 
■welches  gegen  den  Einzelnen  begangen  werden 
bann,  weil ,  mit  der  Vernichtung  der  Existenz,  die 
Bedingung  für  alle  Rechte  und  mithin  der  Inbe¬ 
griff  aller  Rechte  selbst  aufgehoben  wird. 

§.  257. 

I.)  Als  Gegenstand  erfordert  der  Begriff  die¬ 
ses  Verbrechens  I)  im  Allgemeinen:  einen  Men¬ 
schen,  ohne  dafs  auf  die  Nation,  die  Religion, 
den  Stand,  das  Alter,  oder  den  Gesundheitszustand 
desselben  irgend  etwas  ankäme  (a).  An  Embryonen 
kann  daher  eben  so  gut  Tödtung  Statt  finden,  als  an 
abgelebten  Greisen  und  den  Tod  erwartenden  Kran¬ 
ken  (b).  Mi  fs  gebürten  dagegen  können  nicht 
Gegenstand  dieses  Verbrechens  seyn  (c).  2)  bür 

das  vollbrachte  Verbrechen:  einen  leben¬ 
den  Menschen.  An  Todten  kann  zwar  der 
Versuch,  eine  beabsichtete  Tödtung  auszuführen, 
die  Tödtung  selbst  aber  nicht  gedacht  werden  (d). 

(a)  Feuerbachs  Lehrb.  §.  207, 

(b)  B  öhm  et  ad  art,  137-  2* 

(O  Wo  die  Par tlcu largeaetze  eine  Anzeige  hej  der  Obrigkeit  yot 
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der  Tödtung  erfordern  f  da  wild  zwar  durch  die  Unterlassung 
dieser  Anzeige  diese  polizeiliche  Strafe  verwbkt,  aber  keines¬ 
wegs  das  Verbrechen  der  T  üdtung  begangen.  Feuer¬ 
bach  a*  a,  O, 

(d)  Nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Criminal rechts  kami  in  ei¬ 
nem  solchen  Falle  nie  mehr ?  als  die  Strafe  des  näch&ten  Versuchs, 
Stau  finden*  Da  aber  nach  allgemeinen  Grundsätzen  die  Strafe 
der  geendigten  Handlung  für  die  verbrecherische  Absicht  mit 
der  Strafe  des  vollendeten  Verbrechens  gleich  ist,  so  lafst  sich. 
Filan  gieri's  Ansicht  der  Strafbarkeit  solcher  Handlungen 
gegen  Feuerbachs  (a,  a,  Ot)  Zweifel  rechtfertigen, 

§,  3  5  8, 

II.)  In  Ansehung  der  Handlung  erfordert  der 
Begriff  dieses  Verbrechens,  l)  dafs  in  ihr  der 
Erfolgte  Tod  eines  Menschen,  als  in  sei¬ 
ner  Ursache,  gegründet  sey:  Oh  ausschlie- 
fsend ,  oder  in  Verbindung  mit  andern  Umständen 
oder  Ereignissen,  ist  im  Allgemeinen  für  die  An¬ 
wendbarkeit  des  Begriffs  gleichgültig.  Tödtung 
ist  daher  eben  so  gut  vorhanden,  wenn  der  erfolgte 
Tod  aus  der  verursachten  Körperverletzung  noth- 
wendig,  sey  es  nun  für  alle  Menschen,  nach 
der  natürlichen  Beschaffenheit  des  menschlichen 
Körpers  (a)  (laesio  absolute  in  abstracto 
letlialis),  oder  doch  für  den  Verletzten,  nach  der 
Beschaffenheit  seines  Körpers  (laesio  abso¬ 
lute  in  concreto  lethalis),  erfolgen  mufste, 
als  wenn  der  erfolgte  Tod  zwar  in  der  verursach¬ 
ten  Körperverletzung,  aber  auch  noch  zugleich 
in  andern  Umständen  und  Ereignissen,  als  in  sei¬ 
nen  Ursachen  (laesio  per  accidens  letha¬ 
lis),  gegründet  ist  (b).  Ist  dagegen  der  erfolgte 
Tod  gar  nicht  aus  der  verursachten  Körperverle¬ 
tzung  ,  sondern  einzig  aus  andern  Gründen,  als 
seiner  Ursache,  abzuleiten  ;  so  kann  zwar  wohl 
ein  Versuch  zur  Tödtung,  keineswegs  aber  eine 
vollendete  Tödtung  angenommen  werden.  Dieses 
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kann  möglicher  Weifse  selbst  bey  verursachten 
allgemein  absolut  lödlliehen  Verletzungen,  wegen 
besondrer  Abweichungen  in  der  Constitution  des 
Verletzten ,  der  l  all  seyn  (c). 

(a)  Dafs  kein  Bcyspiel  der  Heilung  einer  solchen  Verletzung  ex't- 
ilire  (F,  A.  Rommel  de  lethalitnte  vulnmim  et  iuspectione 
cadaverum  post  occisum  [lorainein.  L,ips*  1 749,  S.%  ist 

nicht  erforderlich.  Die  allgemein  absolut  todtliehe  Verle¬ 
tzung  kann  vielmehr  individuell  nur  accidenteU,  vielleicht 
auch  gar  n  *  c  h  t  todtljch  scyu, 

(h)  Meister  pr  jiir*  erim.  $*  1 29.  F  e  u  e  v  b  a  ch  Lehrb,  §,  209. 
u.  a(  erfordern  absolute  Lethalitat  der  Verletzung  zu  dem  Be¬ 
griffe  der  Törilung. 

(c)  Uebcr  die  Emtötiltmg  dtr  Wunden  und  Verletzungen  vergl. 
PI  (Mi  c  q  U  e  t  über  gewaltsame  Todt-sarteu#  T  ü  h,  1777,  W  i  1 d— 
b  e  ]■  g  wie  die  lodtlicheu  Verietzungcu  beurtheill  werden,  müs¬ 
sen?  Leipz.  iölü.  Lucac  Bemerkungen  über  das  Verliältnifs 
des  menschlichen  Organismus  zu  äussurn  Verletzungen  in  Be¬ 
zug  auf  Tödtliehkeil.  Heidelb,  l8l4.  H  e  n  c  k  e.  im  neuen  Ar¬ 
chiv  des  Cmn.  R,  B.  L  H.  Dl.  n*  18-  H*  IV.  n,  24*  .  j. 

Kausch  über  die  neuen  Theorie«  u  des  Crimmalrecbts  mul 
der  gerichtlichen  Medizin  mit  Vorschlägen  zur  Verbesserung 
beider  Discipline«,  Züllichau  und  Freyaiadt,  lülü. 

Von  der  uotKw  endigen  Vorsicht  bey  Stellung  der  t'rage  fm  die 
Amie,  um  einer  Sprachverwirrung  vorznbeugen,  f  euer- 
bach  a,  a,  0,  2ü8, 

<$,  269. 

2)  D  a  fs  die  a  1 1  g  e  m  e  x  n  c  n  C  Ji  a  r  a  c  t  e  r  e 
eines  V e  r b r e  c li en  s  in  derselben  enthal¬ 
te.»  sc y  eil-  Die  Tödtung  mufs  daher  a)  als 
Rechtsverletzung  e  r  s  c  h-c  i  n  e  n.  Darum  ist 
derjenige  nicht  Verbrecher,  welcher  einen  R  e  c  h  t- 
losen  (a)  (§,  21,  137,),  oder  zu  Folge  des  Rech¬ 
tes  der  Nothwehr  (§.  24.  25.  140.)  tödtet,  wohl 
aber  derjenige,  welcher  einem  Emwilligenden  das 
Leben  nimmt  (b)  (§,  2  6,).  ß )  Die  T  ö  d  t  u  n  g 
mufs  dem  Handelnden  zurechenbar  seyn- 
Die  ca su eile  Todtung  ist  nicht  Verbrechen  und 
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derjenige  kann  daher  nicht  als  Todt&clüägcr  be¬ 
trachtet  werden,  "welcher  ,  bey  verursachten  acci- 
denlell  tüdtlicben  Verletzungen,  die  hmzugetre le¬ 
nen  Ereignisse  und,  bey  verursachten  blofs  indi¬ 
viduell  absolut  tödtlichen  Verletzungen,  die  Ab¬ 
weichungen  der  Constitution  des  Verletzten  nicht 
vorausschen  konnte. 

(a)  Dalli»  geliürteu  sonst  die  Vogelfreyen,  zu  welche»  auch 
die  Zigeuner  gerechnet  'wurden,  K,  G.  O*  P.  1L  t,  9* 

b.  R*  A,  v,  1577.  27,  Der  Grund  dieser  Gesetze  Ist 

aber  W'ggcfalleu  f  uml  die  Is^cispÖtialsanclioTien  bestimmen 
daher  ein  andres  "Verfahren  geg&n  dergleichen  und  ähnliche 
X/tuite+  K  J.  Iv  o  x  i  h  o  1 1  de  Justitia  et  prudcuü.i  poenanmi 
in  sanctlone  oovissiia,«  utriusque  circuh  Rhenanl.  Gissne  1771  # 
lu  1  litts  Auiittl»  p*  S74  Rechtlos  sind  dagegen  allerdings  die 
zum  £ ode  \  emrtheiUea*  Au  diesen  kann  dabei'  das  Yerbrr-* 
c.Iieu  det  lädumg  nicht  bedangen  werden,  obgleich  durch 
eine  Toduitig  derselben  der  vom  Staate  hierzu  nicht  BeauG 
tragie  die  hechle  des  Staates  in  Hinsicht  der  Joslizadmim- 
s tradem  verhüt  und  in  so  ferne  strafbar  handelt 

(b)  p  aber  kann  in  einem  solchen  Falle  das  Vorgeben ,  daf* 

der  Handelnde  seine  Handlung  nicht  für  strafbar  gehalten  habe, 
als  nicht  affectlrt  erscheinen  und  alsdann  vielleicht  nur  das 
Idaseyn  einer  geringen  entfernten  Culpa  angenommen  werden 
missen.  ^  ^  Gr  k  de  homicidto  lei  volemem  commisso. 

Böhmer  ad  Carptov  q.  27,  o,  2. 

§■  2  60, 

Das  Verbrechen  der  Todtung  kann  bald  als 
doloses,  bald  als  culpose?  Verbrechen  erschei¬ 
nen.  Ina  Allgemeinen  wird  auch  bey  ihm  für 
dolus  vermuthet  werden  müssen,  bis  besondre 
Gründe  das  Daseyn  einer  blofscn  Culpa  als  das 
wahrscheinlichere  darstellen.  Zu  diesen  Gründen 
wird  vorzüglich  die  Beschaffenheit  der  verursach¬ 
ten  Verletzung  gehören,  indem  allerdings  der 
Umstand  allein,  dafs  die  verursachte  Verletzung 
nur  accidentell,  oder  blofs  individuell  tödt- 
lich  war,  <js,  wenn  nichts  anderes  entgegensteht, 
Wahrscheinlich  macht,  dafs  die  Todtung  nicht 
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Zweck  dos  Handelnden  gewesen  scy.  Das  mehr 
oder  minder  Accidentellc  und  Individuelle  bey 
solchen  Verletzungen  wird  dann  weiter  bestimmen 
müssen,  oh  bcy  der  culposen  Todtung  culpa 
proxima,,  oder  remola  anzunehrnen  sey.  Je  weni¬ 
ger  ncmlich  bey  accidentcll  tödilichen  Verletzun¬ 
gen  der  Grund  des  Todes  in  der  verursachten 
Verletzung  zu  finden  ist,  je  mehrere  und  je  eigcn- 
thümlichere  Ereignisse  nocli  hmzukonunen  mufs- 
ten ,  damit  der  Tod  aus  derselben  erfolgen  konnte, 
je  weniger  individuell  absolut -tÖdtliche  Verletzun¬ 
gen  allgemein  tödtÜch  gewesen  seyn  würden,  je 
mehr  Ausserordentliches  in  der  Beschallen  heit  dos 
Getödteten  daher  vorhanden  seyn  mutste ,  wenn 
die  verursachte  Verletzung  absolut  tödllich  werden 
sollte,  desto  wahrscheinlicher  wird  es,  wenn 
nichts  anderes  enigogeiistehei,  dafs  der  l.odtsch lä¬ 
ge  r  weder  die  Absicht  zu  todten  gehabt,  noch 
auch  die  Todtung,  als  Erlolg  seiner  Handlung, 
vorliergeschen  habe. 

§.  26  1. 

Ausser  diesem  können  aber  wichtige  Gründe 
für  die  Besiimmung^dcr  richterlichen  Vermuihung 
aus  dem  Verfahren  des  Handelnden  bey  der  Hand¬ 
lung  genommen  werden.  So  kann  die  Untersu¬ 
chung  :  ob  das  gebrauchte  Instrument  zum  Ind¬ 
ien  vorzüglich  geschickt  war,  oder  nicht  ?  (a)  und. 
ob  es  auf  eine  Art  gebraucht  worden  ist,  dafs  doi 
Tod,  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge, 
erfolgen  muhte?  in  Verbindung  mit  andern  Lm- 
släuden,  sehr  feste  Resultate  zur  Bestimmung  je¬ 
ner  Vermuthung  liefern.  Wenn  aber  auch  aus 
diesen  Untersuchungen  sich  nichts  ergäbe,  was  die 
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Vernmthung  für  den  Dolus  aufheben  könnte,  so 
wird  alsdann  noch  die  Untersuchung:  ob  das  ge¬ 
brauchte  'Instrument  zu  irgend  einem  andern 
Zwecke  zur  Hand  genommen  worden  sey,  oder 
nicht?  wichtig  scyn,  weil  sic  vorzüglich  darüber 
Aufschlüsse  ertheilen  kann,  ob  der  Vorsatz  zu 
lödten  als  praemeditirter  zu  betrachten  sey,  oder 
nicht?  (b) 

(r)  Ob  der  Verfertiger  des  Instrumentes  es  gerade  zum  /Hinten 
bestimmt  batte,  oder  nicht?  ist  von  minderer  Wichtigkeit, 
Vergb  übrigens  L.  1,  §*  3-  IX  ad  Leg,  Cornel,  de  Sicar* 
(XL VI II*  8.)  c,  l8i  in  II  n.  X.  de  hornichl* 

(b)  Ucberliaupt  öind  hier  zu  vergleichen  Kleins  Annab  etc, 
BV  4-  S.  74.  /piff. 

§*  2  63, 

Für  die  Strafe  unterscheidet  die  P.  Cv  O.  (a) 
b  cy  den  vorsätzlichen  Tod  Lungen  zwis  ch  en 
Mord  und  blolsem  To dts chlage.  Der  letz¬ 
tere  ist  vorhanden,  wenn  der  Vorsatz  (b)  indem 
Zustande  des,  nicht  alle  Zurechenbarkeit  aus- 
sehllelsenden  Affectcs  gefafst  und  in  demselben 
Zustande  ausgeiührt  worden  ist.  Dem  Mörder 
bestimmt  das  Gesetz  die  Strafe  des  Hads,  dem 
blo  fsen  To  dts  ©lila  ger  die  Strafe  des  Schwer  ts. 

In  der  bestimmten  milderen  Strafe  des  vor¬ 
sätzlichen  blo  fsen  TodtschJags  liegt  offenbar  nichts 
anders,  als  ein  gesetzliches  Anerkenn tnifs,  dafs 
der,  bey  allen  in  dem  Zustande  des  Affectcs  be¬ 
gangenen  Verbrechen  entscheidende  gemeine  Mil¬ 
de  rungsgrundT  (e),  auch  für  die  Bestimmung  der 
Strafe  der  Tödtungen  von  ‘Wirksamkeit  sey.  Hier¬ 
durch  ist  aber  die  Anwendbarkeit  der  übrigen  ge¬ 
meinen  Milderungsgründe  bey  dem  Verbrechen  der 
Tödiung  keineswegs  ausgeschlossen  worden,  ja'  es 

1 8  * 
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läfst  sich  nicht  einmal  behaupten,  dafs  die  mildere 
Strafe  der  im  Affecte  begangenen  dolosen  Tödtun- 
gen  in  allen  Fallen  die  gesetzlich  bestimmte  Strafe 
des  Sollwertes  seyn  solle,  sondern  es  erhellet 
vielmehr  aus  andern  Dispositionen  der  Gesetze  (d), 
dafs  bey  Tödtungen,  welche  aus  einem,  durch 
empörende  Ungerechtigkeiten  gereizten 
Zorne  entsprungen  sind,  nach  den  Umstanden 
bey  weitem  geringere  Strafen  cui treten  müssen, 
wenn  auch  der  Mangel  aller  Bedingungen  zur 
Imputäbilitlii  eine,  absolute  Straflosigkeit  anzunch- 
men  nicht  erlauben  sollte. 

(a)  Art.  137.  S.  irncli  Jf.  A-  Egger  über  bfovcl  -und  Tod.phlag 
nach  all  gern  amen  um!  hesomiero  iteebtspriu.'.  Landab.  Iöl6. 

(b)  Dafs  tmtsr  dem,  durch  die  Worts:  ans  Jähheit  «ml 
Zorn  charnc-UM'iiSrtcn  Todtschlage  keiueswugs  die  culposr 
Tödtung,  wir  innuche  glauben,  verständen  sey  ,  be  weilst  »if!i 
tlieils  uns  dein  natürlichen  .Sinne  dieser  Worte,  Oieils  daraus, 
dafs  von  den  eulposen  Eutleibiiiigeu  der  Art.  i  46.  besonders 
handelt ,  und  diese  durch  die  Worte  :  aus  g  e  y 1  h  e  y  t  n  n  ( 
uufirsichtigkeit  ebaracteruirt  werden. 

(c)  Diese  Ansicht  ist  iiusserst  wichtig  für  den  Begriff  des  Moi¬ 
des*  Jede  dolose  Tödtung,  bey  welcher  nicht  der  aus  dem 

AfTecte  abgeleitete  Milderungsgrniid  <?iu  tritt,  ist  Mord ,  wenn 
auch  das  Daseyn  andrer  Mildeinngsgriinde  selbst  eine  geliixeie 
Strafe  t  wie  bey  dem  bloficn  ToÄtscblage»  rechtfertigen  soIEtr, 

(d)  P.  G.  O.  art,  142.  und  150.  vergl.  mit  Art.  145.  der  Bamber- 
gensls. 


§.  263. 

Bey  dem  Daseyn  eines  gemeinen  Milderungs- 
grundes  mufs  daher  von  der  ordentlichen  Strafe 
der  dolosen  Tödtung  —  der  Strafe  des  Hades  * 
nach  den  allgemeinen  Verhältnissen  abge  wichen 
"werden.  Bey  concurrirenden  Milderungsgründen, 
mithin  auch,  "wenn  bey  dem  blofsen  dodt- 
schlage  noch  ein  besonderer  Milderungsgrund 
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Eintritt,  mufs  sich,  nach  eben  diesen  Verhältnis¬ 
sen,  auch  der  Grad  dieser  Abweichung '  erhöhen. 

Mildere  Strafe  mufs  daher  eintreten,  I.)  wenn 
das  V  erbrech  in  von  Unmündigen,  dem  Alter  oder 
der  That  nach  (§.  16  9,),  begangen  wurde.  Der 
Analogie  von  demjenigen  gemafs*,  was  die  Gesetze 
über  den  Grad  der  Milderung  hey  einem  Falle 
der  Verbrechen  dieser  Art  —  den  Todtschlägen 

y  ö 

im  Zorne  —  verordnet  haben  (§.  2  62.),  wird  man 
behaupten  müssen ,  dafs  überhaupt  in  solchen 
Fällen  der  geringste  Grad  der  Milderung  (z.  R. 
bey  Verbrechern,  welche  nahe  an  die  Mündigkeit 
grenzen,  welche  nur  in  einem  geringeren  Grade 
betrunken  waren  u.  s.  w.)  durch  das  Erkenntnifs 
auf  die  Strafe  des  Schwerts  ausgedrückt  werden 
müsse. 

II)  Wenn  das  Verbrechen  nicht  vollbracht 
worden  ist.  Nach  den  allgemeinen ,  durch  die 
Analogie  des.  positiven  Hechts  modificirten  Grund¬ 
sätzen,  mufs  hier,  wenn  die  Unternehmung  geen- 
d  i  g  i  und  mithin  nur  zufällig  die  Tödtung  nicht 
erfolgt  ist,  die  nächste  Strafe  nach  der  ordentli¬ 
chen,  die  Strafe  des  Schwertes,  eintreten,  welche 
auch ,  nach  der  Praxis,  wenigstens  alsdann,  wenn 
der  Conat  doch  eine  gefährliche  Verletzung  ge¬ 
wirkt  hat,  erkannt  zu  werden  pflegt  (a).  Bey  dem 
Daseyn  andrer  Milderungsgründe  mufs  auch  hier¬ 
auf,  nach  der  Verschiedenheit  derselben,  Rücksicht 
genommen  und  daher  z.  B.  uas  geendigte  Unter¬ 
nehmen  des  b  1  o  f s  c  n  T  o  d  t  s  c  h  1  a  g  s  .mit  ewiger 
Zuchihaufs-  oder  Festungsstrafe  bestraft  werden, 

III.)  Wrenn  das  Verbrechen  nur  aus  Culpa 
entstand.  Bey  der  Bestrafung  der  culposen  Töd¬ 
tung  darf  indessen  nicht  vergessen  werden,  dafs 
in  der  ordentlichen  Strafe  der  dolosen  Tödtung, 
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als  der  höchsten  Körperverletzung ,  die  Strafen 
aller  dolosen  Körperverletzungen  enthalten seyen, 
und  daher  die  aus  einer  bezweckten,  geringeren 
Körperverletzung  hervorgehende  culppse  Tod tung 
anders,  als  die  aus  einer  bezweckten,  nicht  ver¬ 
letzenden  Handlung  entspringende,  gestraft  werden 
müsse,  'weil  in  dem  crsleren  Falle  ein  großer, 
vielleicht  der  gröfstc  TTieil  der  ordentlichen  Strafe 
der  Tödtung  als  die  verdiente  ordentliche  Strafe 
der  bewirkten  dolosen  Körperverletzung  betrachtet 
werden  mufs.  Die  Strafe  der  gröfsten  nahen 
Culpa  bey  Tödtungcn,  welche  nicht  aus  bezweck¬ 
ten  Körperverletzungen  entstanden  sind,  wird  da¬ 
her  keineswegs ,  wie  bey  andern  Verbrechen ,  bis 
zu  dem ,  der  ordentlichen  Strafe  am  nächsten 
kommenden  Grade  sich  erheben ,  sondern  höch¬ 
stens  in  einer  sechs-  bis  acht) a h r i g e n  Zueli t- 
haufsstrafe  bestellen  können.  Zu  dieser  Strafe  wür¬ 
den,  wenn  die  Tödtung  aus  bc  ab  sichteten  Körper¬ 
verletzungen  entstanden  ist,  die  Strafen  dieser  Ver¬ 
letzungen  hinzutreten  müssen,  bey  solchen  bcab- 
sichteten  Körperverletzungen  aber,  welche  in  der 
Strafbarkeit  selbsi  nahe  an  die  Strafbarkeit  der 
Tödtung  grenzen ,  nach  den  Grundsätzen  von  der 
Concurrenz  der  Strafen ,  die  Strafe  der  beabsiehtc- 
ten  Verletzung  in  der  ArL  zu  schärfen  seyn ,  dafs 
sie  von  der  ordern  liehen  Strafe  der  dolosen  T  öd— 
tuiig  doch  immer  einigermaßen  unterschieden  bliebe. 

IV.)  Wenn  die  Verbrecher  nur  als  Ge  hül¬ 
fen  zu  betrachten  sind, 

CD  Q  u  i  e  i  o  r  p  228. 

§,  2  64- 

Coauctoren,  namentlich  Coauctoren  aus  Ver¬ 
schwörung  (a),  werden  alle  mit  der  ordentlichen 
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Strafe  bestraft,  in  so  ferne  nicht  besondere  Mildc- 
runsssr ünde  für  den  einen  oder  den  andern  vor- 

O  O 

banden  sind. 

Die  Strafe  derjenigen  dagegen,  welche,  bey 
einer  Sclilagercy,  in  welcher  ein  M.epsch  gelödtet 
worden  Ist,  ohne  Verabredung  tlfavig  gewesen  sind, 
ist  besonders,  nach  folgenden  Unterschieden,  ge¬ 
setzlich  bestimmt: 

L)  Wenn  nur  einer  den  Getödteten  absolut 
lethal  verletz L  hat,  so  trifft  diesen  die  Strafe  des 
Schwerts  (b),  die  Theilnehmer  an  der  Sehhigerey 
dagegen  diejenige  Strafe,  welche  sic  durch  ihre 
bestimmten  Handlungen  und  durch  ihre  Theilnah- 
me  an  der  Sehlägerey  verwirkt  haben. 

II.)  Wenn  der  Getödicte  von  Mehreren  abso¬ 
lut  lethaie  Wunden  erhallen  hat,  so  soll 

])  derjenige ,  welcher  crweifslieh  die  letzte 
Verwundung,  von  welcher  der  Tod  die  unmittel¬ 
bare  Folge  war,  zugefügt  hat,  allein  mit  der 
Strafe  des  Schwerts,  als  der  Strafe  des  consum- 
mirim  Todischlags,  belegt  werden.  Die  übrigen 
trifft  ■  mithin  die  Strafe  des  nächsten  Conatcs. 

S)  Wenn  man  dagegen  nicht  erweisen  kann, 
von  welchem  der  Getödicte  zuletzt  verwundet 
worden  ist,  so  sollen  alle,  welche  die  absolut 
letbalcn  Wunden  zugefügt  haben,  mit  der  Strafe 
des  consummh’tcn  Todischlags  belegt  werden  (c). 

III.)  Wenn  endlich  der  Getödtete  von  kei¬ 
nem  eine  absolut  lethaie  Wunde  erhalten  hat, 
sondern  die  W^mden  nur  durch  ihre  Combination 
den  Tod  mit  Kolli  Wendigkeit  herb ey geführt  haben, 
oder  wenn  man  den,  oder  diejenigen,  welche 
die  absolut  icthalen  Wunden  zugefügt  haken, 
nicht  erfahren  könnte ,  so  sollen  Alle ,  nach  dorn 
Ermessen  des  Richters,  als  Theilnehmer  an  Ge- 
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■waluhätigkeiten  ,  Körperverletzungen  und  culposcr 
Tödtung,  nach  dem  Verhältnisse  der  Theilnahme 
eines  Jeden,  bestraft  "werden. 

Ca)  C,  C,  art-  148.  ,,Ttem  so  etlicli  piirsonen  mii  für^esetstem 
und  vereinigtem  willen  und  mut  jemand  L  böslich  zu  er¬ 
morden  einander  hilft'  und  i>ey stand  tlmn  ,  die  selben  t flauer 
alle  haben  das  Leben  verwirkt,** 

(L)  „so  aber  eüicb  persouen  imgeschicbu  in  einem  schlagen  orler 
gefecht  3>ey  **y »ander  weren ,  eynanrlcr  helflen  und  also  je- 
mau  dt  ohne  gciuigaam  ursadi  erschlagen  würde,  so  man  dann 
den  rechten  tbäiter  weiss  ,  von  defs  harnt  die  entlejbung  ge- 
schebeo  ist »  der  soll  als  eyn  todt&chleger  mit  dem  Schwert 
yjim  tod  gestraft  werden ;IC  Diese  Disposition  enthält  Jedoch 
die  \  oraussetzung  ,  dafa  der  bekannte  Thäter  als  dotoser  Ver¬ 
brecher  ersehe  men  müsse,  und  man  kann  dadurch  die  aii  ge¬ 
meine  Verordnung  des  Art.  146.  über  die  Bestrafung  culposcr 
Todluugeo  nicht  für  aufgehoben  erklären.  Bühnt  er  ad  art# 
allcg.  Quistorp  §,  233. 

Cc)  ^Wer  aber  der  entleibt  durch  mer  dann  ejnen  die  man  wüst 
geverlicher  weife  todilich  geschlagen,  gewörffen  oder  gewandt 
worden  ,  und  man  ktiodt  nit  bc  weifslieh  machen  ,  von  weD 
eher  sonderlichen  bau  dt  und  thatt  er  gestorben  wer  ,  so  sein 
dieselben  f  so  die  Verletzung,  wie  obsteht  *  gethau  haben, 
alle  als  todscb leger  vorgemelter  rnassen ,  "  zum  tocl  zu 
straffen/*  Auch  hier  verdient  die  Bemerkung  des  vorigen 
Wiederholung,  Dafe  es  nicht,  wie  man  gewöhnlich  glaubt, 
darauf  aukornmc  ,  welcher  die  erste,  sondern  vielmehr  dar¬ 
auf,  welcher  die  letze  tüdtfiche  Wunde  zugefügt  habe,  be- 
merkt  sehr  richtig  Feuer  b  ach  Lehrbuch  §,  22  6, 

§*  26  5. 

Auch  die  gemeinen  Schärfungsgründe  haben 
bey  dem  Verbrechen  der  Tödtung  ihre  volle  An¬ 
wendbarkeit.  Insbesondere  gilt  dieses  von  dem 
Schärfungsg  runde ,  welcher  aus  einem,  zu  beson¬ 
derer  Rüqhsicht  verbindenden  Verhältnisse  des  Be¬ 
leidigers  zu  dem  Beleidigten  abgeleitet  wird.  Die 
P.  G.  Ö.  (a)  erkennt  die  Wirksamkeit  dieses  Schär¬ 
fungsgrundes  selbst  an,  indem  sie  eine  äufscre 
Qualification  der  Todesstrafe  befiehlt,  wenn  der 
Mord  „an  hohen  trefflichen  Personen,  des 
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Thäters  eignem  Herrn,  zwischen  Eheleu¬ 
ten,  oder  n a h en t  g  e  s  i  p  t e n  Freunde n“  be¬ 
gangen  worden  scy.  Ob  das  Gesetz  unter  ho- 
h en,  t r e f fl i c h e n  Personen,  hlofs  am  Staats- 
minister  (b),  oder  an  diese  und  Personen  von  ho¬ 
hem  Adel  (c),  oder  endlich  an  alle  solche,  wel¬ 
che  zu  dem  Verbrecher,  vermöge  ihres  bürgerli¬ 
chen  Hanges  und  Standes,  in  einem,  zu  besondrer 
aufserer  Achtung  und  Ehrfurcht  verp  flieh  lenden 
Verhältnisse  standen,  gedacht  habe,  ist  alsdann  zu 
untersuchen  unnöthig,  wenn  man,  wie  es  im  Zwei 
fei  doch  geschehen  müfstc,  die  gesetzliche  Bestim¬ 
mung  als  eine  Anwendung  einer  allgemeinen,  auch 
bey  andern  Verbrechen  entscheidenden  Hegel  be¬ 
trachtet  (d).  -Diese  allgemeine  Hegel  würde  zwar 
auch  bey  der  S träfe  des  L I  o  f  s  e  n  T  o  d  t  s  c  h I  a  g  e  s, 
ohne  Zweifel  entscheidend  seyn  müssen,  wenn 
auch  die  P.  G.  O.  davon  nichts  ausdrücklich  er¬ 
wähnt  hatte,  indem  es  sich  von  selbst  verstehen 
würde ,  dafs  eine  in  Hinsicht  auf  die  ordentli¬ 
che  Strafe  bes tirnm t  festgesetzte  ausserordent¬ 
liche  Strafe  aus  Gründen  7Ai  erhöhen  sey,  wel¬ 
che  auch  eine  ausserordentliche  Erhöhung  der 
ordentlichen  Strafe  hätten  bewirken  müssen,  in¬ 
dessen  macht  doch  der  Umstand,  dafs  die  P.  G. 
Ö.,  gerade  unmittelbar  nacli  der  Bestimmung  des 
Unterschieds  zwischen  M  o  r  d  und  b  1  o  f s  em  Tot¬ 
schläge,  nur  in  Hinsicht  des  M  o  r  d  e  s  von  einer 
noürwcndigeu  Schärfung  aus  den  angezcigten  Grün¬ 
den  redet,  die  Anwendbarkeit  jener  allgemeinen 
Hegel  bey  biofsen  Todtschlägen  allerdings  sehr  be¬ 
denklich. 

(a)  P,  G,  O.  art*  137,  in  frn 

(h)  F  euerbach  §,  234. 
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(c)  Kress  ad  li.  art,  2.  u.  G.  Walch  Glowailuiü  s,  voce 
Lohe* 

(tl)  Böhmer  ad  h,  art,  13.  Q  ui  storp  §t  257,  u,  f» 

Z  tv  e  y  t  e  r  Abschnitt. 

^  o  ii  den  d  u  r  c  li  h  e  sondte  Namen  ausgezeic  h  nclc  n 

T  ü  d  L  u  n  g  e  n. 

Erster  Unterabschnitt, 

You  dem  Raubmorde* 

§.  566. 

Lntor  Raubmord  (latrocinium  in  der  eigent¬ 
lichen  Bedeutung)  (u)  verstellt  man  einen  als  Mit- 
tel  zur  Bemächtigung  fremden  Kigenthums  unicr- 
jiommcßen  Mord.  Die  Vollendung  des  bcabsich- 
taten  Raubes  wird  zu  dem  Begriffe  dieses  Verbre¬ 
chens  nicht  erfordert,  wohl  aber,  dafs  der  Mord 
durch  den  Leabsichlctcn  Raub  motivnt  Worden 
sey.  Derjenige  daher,  welcher,  erst  nach  vollen¬ 
detem  Raube,  den  ihn  verfolgenden  Beraubten 
tödtet,  ist  eben  so  wenig  des  Raubmordes  schul¬ 
dig,  als  der  Dieb,  welcher  sich  und  das  gestohl- 
nc  Gut  durch  Tod  tun  g  des  Bestohlnen  verdieidigt. 

(a)  r rti  Allgemeinen  nennen  die  Schriftsteller  jeden,  irgend  eines 
Vorth  dis  wegen ,  ttuLernornmeueu  Mord  —  ?dso  j  eilen  blolsea 
Mord  —  bi  troemium*  In  einem  engeren  Sinne  verstellt 
Klein  (Grundsätze  etc,  3öJ.)  unter  Introcinium  jeden, 
/.ur  Vergröfserung  des  Vermögens  und  Yri  bessern  ng  der 
huiseru  Umstünde  ?  unternommenen  Mord,  und  rechnet  diesen 
unter  die  strafbareren  Morde  ?  wozu  ich  indessen  keine  himeK 
eilende  Gründe  linde»  Noch  Andre  verstellen  unter  bttroci- 
uinm  blofs  tlen  S  tra  fs  c  uro  u  b*  Vergl,  ^ber  K  o  n  m  e  i 
ad  C  a  i  j>  /  ov  (|*  22-  o.  I*  T  i  1 1 m  R  u  n s  Grundlinien 

§*  130.  131- 

§-  267. 

So  wenig  es  auch  unsern  Gesetzen  entgegen 
•sevn  würde,  in  dem  Falle  eines  Raubmordes  auf 

u  t 
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verschärfte  Strafe  des  hlofsen  Mordes  zu  ernennen, 
so  sehr  vielmehr  dieses  den,  allgemeinen  Grund¬ 
sätzen  von  der  Bestrafung  eoncurrircnder  Verbre¬ 
chen  entsprechen  würde ,  so  hat  dennoch  der 
Gerichtsgebrauch  dieses  Verbrechen  darum  in  der, 
Strafe  nicht  ausgezeichnet,  weil  seiner  die  P.  G. 
O.  nicht  besonders  erwähnt.  Man  pflegt  daher 
nur  dann  auf  eine  verschärfte  Strafe  zu  erkennen, 
wenn  noch  andere  Schärfungsgründe  hinzukom¬ 
men  (a). 

CO  B  q h  ni  er  ad  Carpzov  t{*  22#  o,  2. 

Zweytev  U  u  t  e  r  a  b  s  c  li  n  i  1 1* 

Voq  dem  Lohu  oder  Banditen- Morde# 

Wt  A,  Lauterbach  de  assassimo.  Tuh,  1657, 

%  268. 

Unter  Banditen -Mord  (assassinium)  (a)  ver¬ 
steht  man  einen  Mord  ,  welcher  von  einem  um 
Lohn  gedungenen  Mörder  verübt  wurde.  Derje¬ 
nige  ,  welcher  den  Mord  um  Lohn  übernimmt, 
heilst  L  o  h  n  m  ö  r  d er,  13  a n  d  i  t  (assassinus)  ,  der¬ 
jenige,  welcher  den  Banditen  zu  diesem  Geschäfte 
dingt ,  M  o  r  d  d  i  n  g  e  r  (assassinatov). 

(a)  Der  Name  Kommt  von  den  Assassimcrn ,  einem  pliüin dachen 
Geh  tirgsvolKe  ,  weichet:  die  Christen  ?  zur  Zeit  der  Kreuz/dige* 
handitenmäLig  verfolgte,  her,  Mau  nennt  daher  auch  einen, 
von  emen;  Nidaclmstcir  gegen  einen  Christen  begangenen 
Lohiimord  assassinium  venun  ?  einen  vou  Christen  gegen 
Chmten  gegangene u  assassapium  in  uup  relativ  um,  Der  XJtiter- 
sclued  Hegt  aber  nur  in  diesen  Worten,  Ycrgh  Lauter- 
hach  I*  e,  §,  10*  j;  IL  Böhmer  I*  E*  P-  T#  5*  L,  5. 
tit,  12.  $.  27* 

§,  269. 

Der  angegebne  Begriff  schliefst  diejenigen  Mör- 
d er  von  der  B enennuug  Bandit© n  aus,  welche 
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blofs  einen  Auftrag  zu  morden  vollziehen,  oder 
einem  Dritten  sich  durch  Mord  gefällig  erzeigen 
"Wollen,  aber  nicht  ihre  Dienste  um  Geld  oder 
dergl.  vermiethen,  übrigens  aber  Ist  es  vollkom¬ 
men  einerley ,  ob  viel  oder  wenig  als  Lohn  be¬ 
dungen,  ob  dieser  sogleich  bezahl l  oder  nur  ver¬ 
sprochen,  oh  die  Summe  desselben  bestimmt  wor¬ 
den  ,  oder  unbestimmt  gehliehen  S'  v.  Ein  Auf- 
trag  odej-  ein  Dingen  zur  Vervv  undung  dagegen, 
bann  den,  statt  der  Verwundung  begangenen  Mord 
weder  von  der  einen,  noch  von  der  andern  Seite 
in  einen  Banditenmord  verwandeln. 

§.  270. 

Der  Morddinger  wird  durch  seinen  Auftrag 
intelleclueller  Miturheber  des  verübten  Mordes 
und  mütste  daher,  als  solcher,  mit  der  Strafe  des 
Mordes  belegt  werden,  der  Bandit  dagegen  Tyür- 
de,  wenigstens  alsdann,  wenn  er  mit  dem  Morden 
gewissem!  afsen  ein  Gewerbe  treibt  und  mit  dein 
Leben  Anderer,  wie  mit  einer  Waare,  wuchert, 
als  strafbarerer  Mörder  zu  betrachten,  und  daher, 
nach  der  Analogie  der  Gesetzgebung,  mit  ver¬ 
schärfter  Strafe  des  Mords  zu  belegen  sevn.  Ge¬ 
wöhnlich  wird  auch  in  diesem  Falle  auf  die  Strafe 
des  Rades  von  unten,  erkannt,  allein  in  Ansehung 
des  Mord dimgers  verfahrt  ein  angeblicher  Gerichts¬ 
gebrauch  auisersl  ineonsequent,  indem  er  sich  be¬ 
gnügen  soll,  auf  die  Strafe  des  Schwerts,  nebst 
Flechten  des  Körpers  auf  das  Rad,  zu  erken¬ 
nen  (a). 

(,'■)  Vergl.  Ko  eil  a.  a,  O.  §.  603.  Böhmer  ad  ait.  137,  §.  24. 

Scli  wer  lieh  dürfte  indessen  eine  Praxis  nach^c  wiesen  werden 

können  ,  welche  rechtlich  nöthigen  könnte  *  von  den  ^osetzli- 

cheu  ,B?it im abzu weicher*. 
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Dritter  TJ  a  t  e  r  a  bs  c  h  a  i  1 1. 

Von  dem  Meuchelmorde. 

§*  271. 

Ein  Mord,  •welcher  nicht  durch  offenbare  Ge¬ 
walt,  sondern  auf  eine  versteckte,  betrügerische 
Art  verübt  wird,  wogegen,  eben  weil  er  unbe¬ 
merkt  vollzogen  wird.  Widerstand  unmöglich  ist, 
hei  (st  ein  hinterlistiger  ve  r  r  äthe  ris  eher 
M o r d ,  Mcuchclm  o  r d  (honucklium  prodito- 
rium).  Der  an  Schlafenden  begangene,  der  durch 
den  tauschenden  Schein  der  Freundschaft  und  des 
Zutrauens  vorbereitete  Mord  und  der  -Giftmord 
sind  Arten  dieses  Verbrechens. 

§.  27  2. 

Die  allgemeinen  Grundsätze  von  Todtungen 
entscheiden  auch  liier  und  insbesondere  bey  dem 
C  i ft m orde ,  u n d  es  ist  n u r  zu  b e m e rite n ,  d a fs , 
wenn  die  Tödtung  dolos  ist,  sic  hier  nie  etwas 
anders,  als  Mord,  seyn  könne,  weil  auf  brausender 
Affect  keine  listige  und  heimliche  Vorbereitung  der 
Tliat  erlaubt,  sondern  nur  in  offener  Gewalt  ein 
Mittel  zu  seiner  Befriedigung  findet.  Dagegen 
aber  kann  die  Tödtung,  welche  meuchlings 
geschieht,  allerdings  culpose  Tödtung,  d.  h.  cs 
kann  bey  der  Tliat  etwas  anderes,  als  Tödtung, 
beabsichtigt  gewesen  seyn.  Um  liier  die  Vevmu- 
thung  richtig  zu  bestimmen,  werden  die  Rücksich¬ 
ten  der  §§.  260.  und  26  1.  von  der  äüssersten 

Wichtigkeit,  denn  wenn  man  gleich  nicht  behaup¬ 
ten  kann,  dafs  eine  meuchlings  verursachte  ac- 
cidentell-  oder  individuell- töd fliehe  Verletzung 
immer  den  Begriff  des  Meuchelmords  aus- 
schlielse ,  so  kann  doch ,  wenn  keine  anderen  Um- 
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stände  entgegenstehen ,  eben  in  dem  aecidcntcll- 
oder  blofs  individuell -TöcUlichen  derselben  ein 
Grund  Hegen,  um  zu  vermuthen,  dafs  die  Hand- 
■huig  nur  in  der  Absicht,  eine  blofse  Körperver¬ 
letzung  zat  verursachen,  unternommen  worden  sev, 
ja  Wenn  die  Beschaffenheit  der  Sache  an  die  Hand 
giebt,  dafs  es  unmöglich  gewesen  sey,  die  nach- 
her  eingetretenen  Ereignisse,  oder  die  besondere 
Beschaffenheit  des  Gelüdteten  vorherzusehen ,  so 
würde  hierin  ein  hinlänglicher  Grund  liegen,  um 
den  erfolgten  Tod  als  ein  Product '  des  blofisen 
Zufalls  zu  betrachten  (5,  2  5  9.). 

§.  273. 

Pie  P.  G.  0.  redet  nur  von  dem  Giftmorde 
besonders  und  verordnet,  dafs  der  Mann  durch 
das  Rad,  das  Weib  aber  durch  Ertränken  oder 
auf  andre  Art,  getödtet  werden  solle.  Beyde 
Strafen  sollen  jedoch  immer,  durch  Schleifen  zur 
Riehls tälte ,  oder  durch  Zangcnfcifsen ,  geschürft 
werden  und  zwar  alsdann  in  erhöhtem  Grade, 
wenn  noch  andere  Umstände ,  welche  als  Ver- 
schärfungsgründe  bey  der  Strafe  des  Mords  über¬ 
haupt  anerkannt  seyen,  den  Giftmord  in  der 
Strafbarkeit  auszeichneten  (a).  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterworfen  scyn ,  dafs  eben  dieses  auch 
von  dem  Meuchelmorde  gelten  müsse,  da  der 
Grund,  warum  der  Giftmord  mit  geschärfter  Strafe 
belegt  werden  soll,  nur  darin  gefunden  werden 
kann,  dafs  derselbe  eine  Art  des  Meuchelmords 
ist,  ja  man  würde  nach  dem  Art.  124.  der  P. 
G,  O.  eigentlich  behaupten  können,  dafs  sogar 
dm  Strafe  des  V i  er t hei  lens  als  die  Folge,  'we¬ 
nigstens  mancher  Arten  des  ve rräth c ris dien 
Mordes  betrachtet  werden  müsse  (b). 
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(a)  P#  G,  O*  a,  J30*  „Doch  zu  merer  Förch  t  andern ,  sollen 

aolcli  boEhafftige  ,  miiVtheUige  personen,  vor  der  entliehen 
totU&traJT  ge&chleyfft  oder  etliche  gryfT  in  .he  kib  mit  gliien* 
den  zangen  gegeben  werden,  vit  oder  wenig,  nach  ermes« 
sung  der  person  und  tpdtung,  wie  vom  Mord  deshalb  gesetzt 
ist,*4  .Sehr  viele  wollen  indessen ,  der  ktzien  Worte 

dieses  Art*,  nicht  annehmen,  clafs  der  Giftmord  im  Allge¬ 
meinen  mit  verschärfter  Strafe  des  Mords  zu  belegen  sey* 

(b)  IM  an  hat  das  homicidhim  proditorium  lange  nicht  unter  die 
ipialiEicirteu  Morde  aufnehmeu  wollen,  siehe  J,  C,  Eschen- 
hach  pr.  de  honiicidio  proditorio  Rost.  1702 ,  aber  dagegen 
Zach,  Richter  pr.  inodu-m  ac  rationem  nrt.  1 37*  0*  C*  C* 
cnm  praxi  sax»  conciliandi  osteiulens,  Lips,  1760*  Rohm  er 
ad  Carpxov  q.  7,  ot  1* 


Vierter  Unterabschnitt* 

V  on  dem  V  er  w a  n  d  t  e  n  m  o  v  A  e. 

Erster  T  i  t  e  1. 

Von  dem  Verwandtenmorde  im  Allgemeinen* 

§.  2  74. 

Ümer  dem  V  e  r w  a  n  d  t  c  n  m  o  r  d  e  (parricidium) 
versteht  man  Mord  l)  zwischen  Asccndenten  und 
Descendenten,  2)  zwischen  Scilcnverwandtcn  bis 
zum  vierten  Grade  (römischer  Berechnung),  3)  zwi¬ 
schen  solchen,  welche  in  einem  durch  den  rc- 
spectus  parentelac  ausgezeichneten  Verwandt- 
schaftsverhäknisse  stehen,  4)  endlich  zwischen 
'Verschwägerten  in  der  graden  Linie  (a).  Parti- 
culiire  weitere  Ausdehnung  der  Eheverbote  hat 
nicht  die  Wirkung,  den  Mord  entfernterer  Ver¬ 
wandten  zum  strafbareren  Morde  zu  machen. 
Einerlev  aber  ist  cs ,  ob  die  Verwandtschaft  durch 
ehelichen  oder  unehelichen  Beyschlaf  entstan¬ 
den  war. 

(a)  L.  1.  D-  dt  Lege  Pompe: ja  de  pamciil  (XM  lif.  9.) 
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6.  275. 


Dio  Strafe  des  Verwand icnmord es  ist,  nach 
§■  2  65.,  die  geschärfte  Strafe  des  Rades.  In  An¬ 
sehung  der  Bestrafung  der  Theilnahme  finden 
itzl  bey  dem  Verwand teiimorde  keine  cigentbüm- 
li dien  Grundsätze  mehr  Slatt,  da  die  römischen 
Gesetze  (a),  wejcJje  die  Tbeilnchmcr  den  Urhe¬ 
bern  gleich  bestraft  wissen  wollen,  durch  den  in 
der  P.  G.  O.  (b)  aufgcstclltcn  allgenithnen ,  enlge- 
genstchenden  Gi-undsatz  ihre  Kraft*  verloren  ha¬ 
ben.  Eigen!  hmnliehc  Grundsätze  entscheiden  je¬ 
doch  über  diejenige  Art  des  Vcrwancltenmordes, 
■welche  man  sich  bey  dem  Kindermorde  im 
engern  Sinne  (i  nfanti  cid  ium  ,  als  eine  Spccies 
des  p  r  o  I  i  e  i  d  i  i  betrachtet)  zu  denken  pflegt,  wes¬ 
wegen  hiervon  noch  besonders  gehandelt  werden 
muls. 

(a)  ’L.  6.  1),  (Je  le’g.  Pomp,  de  pari1,  (XLVIII.  9.)  0".  6.  t. 
publ.  jud.  (IV.  18.) 

(L)  P.  ().  «rt.  170.—  Ueberb.  Tn-gt.  J.  S.  F,  Bö  hin  er  d« 
parriddarum  suppJicio,  Fraiicof*  1763,  L  C.  Fr.  Meister 
(im  Anfänge  zu  nr*  25,  .S,  460.  in  seinen  Unheil  eu  und 
Gutachten;).  Gropp  de  praec,  jur.  roin*  circa  conaümi. 
Sect,  11,  p*  83 — -98*  Meister  (im  neuen  Archiv  d,  Cn  ß* 
B.  f.  li.  3,  m\  19.),  j,  Fried  heim  de  legibus,  ex  quibus 
pamcuÜuin  bodie  dijudicantlmn  esl.  Heide!  b*  lulö* 


Zweiter  Titel. 

Von  dem  Kindermorde  und  der  Abtreibung  der  Leibesfrucht. 

J.  II.  Wolfart  de  iufamicidio  doloso,  ejusque  speckbus*  Francof, 
175U. 

C-  G.  Dan,  Claver  de  mfantiddro  a  inatribus  in  rccens  natos  in- 
Lmtes  com  miss©  >  et  quUmsdam  ejus  impedkndi  remediis.  Ri  nt, 

1785. 

C,  J,  iij  iiHrr  n-0ft  milk  ad  art.  l3l,  C.  C.  C.  adversus  reeentio- 
Tum  seinen Jenae  l805. 
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W>  S(  Evers  de  matnbus  qaae  prolem  suam  iuterfecetfuat*  Traj, 
ad  lihexx,  1807* 

Spangenberg.  lieber  das  Verbrechen  des  Kindermords  u.  der 
Aussetzung  der  Kinder  (im  neuen  Arcii.  d.  Gr.  I\,  B,  III#nr.  1,}, 

I  m  b  e  r  t  Biss,  de  crimme  infanücklu*  Lovan,  1822* 

J*  Wurz  er  Bemerk*  über  den  Kmdermord  und  dessen  Bestrafung, 
Leipz.  1Ö22« 

S-  5  7  6. 

Die  von  der  Mutter  selbst  begangene 
Tödtung  eines  neugebornen,  unehelichen, 
lebensfähigen  Kindes,  dessen  Existenz 
nur  ihr  und  ihren  Vertrauten  bekannt  war, 
ist  das  Verbrechen,  welches  man  unter  dein  Kinder¬ 
morde  (infantieidium)  in  dem  engeren  Sinne  zu 
verstehen  pflegt.  Ausser  den  allgemeinen  Erfor¬ 
dernissen  der  Tödtung  erfordert  der  Begriff  dieses 
Verbrechens,  I.)  dafs  das  Kind  ein  uneheliches 
sey ,  weil  der  mit  dessen  Existenz  verbundene 
Verlust  der  Geschlechtsehrc ,  als  Motiv  der  That 
gedacht,  gerade  die  vorzüglichste  Rücksicht  ist, 
welche  dieses  Verbrechen  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  vom  Verwandtenmorde  zu  bestrafen 
verbietet  (a).  Einerlcy  ist’s  aber,  ob  die  Mutter 
in  einer  Ehe  lebt,  oder  nicht,  wenn  sie  nur, 
durch  das  Bewufstseyn  eines  ausserehelichen  Bey- 
schlafs  bestimmt,  Schwangerschaft  und  Geburt  des 
Kindes  verheimlichte  und  die  unnatürliche,  That 
vollbrachte.  II.)  Dafs  die  Existenz  des 'Kin¬ 
des  noch  niemand,  als  der  Mutter  selbst 
und  denjenigen,  welche  in  das  Geheim- 
nifs  gezogen  waren,  bekannt  sey,  denn  die 
Be  kan  nt  wer  düng  der  Existenz  des  unehelichen 
Kindes,  ist  eigentlich  dasjenige K  was  den  Verlust 
der  Geschlechts -Ehre  wirken  kann.  Eben  darum 

19 
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mufs  dem  eigentlichen  Kindermordc  immer  Ver- 
li  c  i  m  1  i  c  li  u  n.g  der  Schwangerschaft  und 
der  Geburt  vorausgegangen  scyn  (b).  III.)  Daß 
das  Kind  neugeboren  d.  Ii.  dafs  der  schreckli¬ 
che  Kampf  zwischen  den  natürlichen  Gefühlen 
einer  'Mutter  und  der  Furcht  vor  der  bevorstehen¬ 
den  Schande  noch  nicht  gekämpft  gewesen  sey  (c). 
TV.)  Dafs  die  Mutter  überhaupt  in  einer 
Lage  gewesen  s  c  y ,  111  w  e  1  c  h  e  r  fü r  sic, 
aus  der  Bekann twerdung  der  unehelichen 
Geburt,  Schande  und  aus  der  Furcht  vor 
dieser  ein  Motiv  zu  der  T 6 d t u n g  d cs 
Kindes  hervorgehen  konnte  (d).  V.)  Dals 

die  Mutter  seihst  (e)  die  Urheberin  der 
Tödtung  sey.  Andre  Personen  begehen  durch 
die  Tödtung  eines  Kindes  gewöhnlichen  Men d. 
Endlich  VI.)  dafs  das  Kind  nicht  blofs  gelebt 
habe,  sondern  auch  lebensfähig  (vitahs)  ^  ) 


gewesen  sey. 

fal  Der  gesetzliche  Bcweifs  dieses,  so  wie  der  drey  folgenden  Be- 
.W  qnisflen  liegt  in  der  richtigen  Analyse  des  Wörtchens;  Ue.m- 

lieb  in  dem  Art.  l3l*  der  I\  0, 

der  S  e  bwan  gers  c  h  a  f  L  lafst  steh 
auch,  nicht  nur  bey  vagen  Gerüchten  von  der  Schwans« 
schaft,  sondern  seihst  nach  ausscrgerichu, ehern  Em0tstandnr  _ 
der  Schwangerschaft ,  denken,  wenn  das  Modeln  tt»  -US 
slandnifs,  als  ein  sieh  selbst  widerlegendes  ans 
Gründen  erdichtetes  darzusiellen  sucht,  Vaiheir  8 

fl  e  r  Gebart  erfordert  keineswegs  nothwendjg  , ,  <  , 

bnrt  an  einem  von  Menschen  entfernten  Orte  Sta  0 

habe.  Böhmer  arl  arL  131*  5*  44*  4^* 


V  e  v  h  ei  mit  ch  u  n  g 
auch  j  ui clit 


(c)  Das  preufs.  Geseuhtieli  nennt  ein  Kind  nur  hinnen 

24  Stunden  nach  der  Geburt  neugeboren,  _  '  ö 

dieser  Bestimmung  läfst  sich  mit  Grund  bezwu  c  n* 

(d)  Dieses  Requisit  ist  eine  notb  wendige  Folge  dei  TOiheTö^h 
den  7  obgleich  es  nicht  in  dem  Gesetze  bezeue  net  is  ui 
her  auch  gewöhnlich  nicht  beachtet  wird. 

CO  P-  G*  O,  art.  13),  7J welches  weih  ihr  Kmä“  Auch  dieses 
Requisit  ist  übrig eu5  noth wendige  Folge:  der  vorhergeuem  t. 
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(f)P*  G*  0*  art*  13 !*  ,><Ias  leben  und  gliedmafs  empfangen 
liat<c  »ein  'lebendig  glied  messt#  kindlem,“  Einige  Ausgaben 
der  P.  G*  0.  lesen  irrig  »leben  oder  gliedmafs,“  Y^rgl. 
J-  Cb,  Koch  §.  466-  schob  2* 

§,  277. 

Alle  im  vorigen  §.  aufgezählten  Erfordernisse 
müssen  ohne  Zweifel  scyn ,  wenn  die  volle  Strafe 
des  Kindermords  cintrcten  soll.  Wenn  das 
allgemeine  Erfordernifs  —  Tödtung  —  nicht 
Bewiesen  ist ,  so  kann  von  einer  Bestrafung  des 
Kindermords  nicht  die  Rede  seyn,  wenngleich 
aus  der  vorher  gegangenen  Verbergung  der  Schwan¬ 
gerschaft  und  Verheimlichung  der  Geburt  einige 
Verhandlungen  entstehen  sollten,  denn  nur  das 
gewifs  begangene  Verbrechen,  nicht  das  präsum¬ 
tive,  kann  bestraft  werden.  Die  Strafe  der  Ver¬ 
heimlichung  der  Schwangerschaft  und  Geburt  da¬ 
gegen  kann  allerdings  verwirkt  scyn.  '  Wenn  das 
sechste  Erfordernifs  —  Lebensfähigkeit  des 
Kindes  —  fehlt,  so  kann  ebenfalls  die  Strafe 
des  vollendeten  Kindermords  nicht  ein  treten,  son¬ 
dern  nur,  wenn  die  Tödtung  erwiesen  ist, 
ein  Versuch  zu  einem  Kindermorde,  wenn  die 
Tödtung  nicht  erwiesen  ist,  die  hülflos  angestellte 
Geburt  gestraft  werden,  obgleich  in  dieser  Hinsicht 
die  Mutter  in  der  Regel  aus  dem  Umstande ,  dafs 
sie  von  der  Geburt  des  nicht  lebensfähigen  Kin¬ 
des  übereilt  worden  sey,  genügende  Entschuldi- 
gungsgründe  wird  ableiten  können.  Wenn  eines 
der  fünf  übrigen  Erfordernisse  fehlt,  so  fällt  die 
Rücksicht  weg,  aus  -welcher  die  Gesetze  eine  be¬ 
sondere  Strafbestimmung  in  Ansehung  des  Kinder- 
mords  für  nöthig  halten,  und  es  kann  alsdann 
nicht  bezweifelt  werden,  dafs  die  Ermordung  des 
Kindes  ganz  nach  den  allgemeinen  Regeln  von 

liffr 
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dem  Vcrwandlenmorde  oder  blofsen  Morde  behan¬ 
delt  werden  müsse.  Uebrigens  ist  es  einerley,  ob 
positive  oder  negative  Handlungen  der  Mutter  die 
Todtung  bewirkten.  Boy  den  letztem  wird  indessen 
die  rl ödtung  öfters  als  blofs  culpose  erscheinen, 
welches  auch  bey  der  unterlassenen  Verbindung 
der  Nabelschnur,  zumal  bey  Erstgebährerinnen, 
leicht  der  Fall  seyn  kann. 

§.  278. 

Auf  den  vollständig  erwiesenen,  dolosen  Kin¬ 
dermord  setzt  die  P.  G.  0.  (a)  die  Strafe  des 
Ertrinkens ,  welche,  wenn  das  Verbrechen  an 
einem  Orte  sehr  überhand  nähme,  geschärft,  oder 
durch  andere  qualificirte  Todesstrafen  ersetzt  wer¬ 
den  soll.  Der  Gcrichtsgcbrauch  erkennt,  statt  des 
Ertrinkens,  auf  die  Strafe  des  Schwertes. 

Die  Verheimlichung  der  Schwangerschaft,  ver¬ 
bunden  mit  einer  absichtlich  hülflos  anges teilten 
Geburt,  betrachtet  die  P.  G.  O.  (b)  als  1  hatsa- 
chen,  aus  welchen  die  Absicht,  zu  tödten,  bey- 
nahe  mit  No th Wendigkeit  gefolgert  werden  müsse 
und  bestimmt  daher,  dals  m  diesem  Falle  die 
Tortur  angew'cndet  werden  solle.  Dals,  nach  über- 
standener  Tortur,  oder  wenn  für  den  behaupteten 
Mangel  einer  auf  Todtung  gerichteten  Absicht  so 
viele  Wahrscheinlichkeitsgründe  angeführt  werden 
können,  dafs  auf  die  Tortur  nicht  erkannt  werden 
dürfte,  alsdann  doch,  blofs  wegen  der  absichtlich 
hülflosen  Geburt,  eine  Strafe  eintreten  solle  ,  ist 
in  der  P.  G.  O.  nicht  bestimmt.  Da  indessen  die 
absichtliche  Anstellung  einer  hülflosen  Geburt  eine 
Handlung  ist,  welche,  wenn  auch  nicht  noth wen¬ 
dig  mit  einer  bösen  Absicht  gegen  das  Leben  des 
Kindes  verbunden,  doch  unstreitig  eine  Vernach- 
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lässigung  der  Mutte rp flüchten  und  ein  unz/weydeu- 
tiger  Beweifs  einer  solchen  absoluten  Sorglosigkeit 
ist,  welche  selbst  nicht  einmal  das  Leben  und  die 
Gesundheit  des  Kindes  berücksichtigt,  und  welche 
selbst  in  dem  Bewufstscyn  der  Rohesten  als  straf¬ 
bar  erscheinen  mufs  (§.  49.),  da  die  positiven 
Gesetze  auch  andere,  für  Leben  und  Gesundheit 
der  Menschen  sehr  gefährlichen  Handlungen  als 
an  sich  strafbar  betrachten  und  in  der  Straflosig¬ 
keit  einer  absichtlich  veranstalteten  hilflosen  Ge¬ 
burt,  bey  mangelndem  Beweifsc  einer  erfolgten 
JTödtung ,  ein  für  die  Vermehrung  der  Kinder¬ 
morde  sehr  stark  wirkender  Grund  liegen  würde, 
so  hat  man  schon  in  früheren  Zeiten  diese  Hand- 
lung  in  Deutschland  als  an  sich  strafbar  behan¬ 
delt  (e),  und  mit  b  ustigalion ,  oder  einer  ähnli¬ 
chen  Strafe,  bestraft.  Auch  in  der  neueren 
Rechtssprechung  hat  sich  dieser  Grundsatz  erhal¬ 
ten  (d),.und  »n  straft  daher  dergleichen  Hand¬ 
lungen  immer  mit  4  —  6  jähriger  Zuchthaufs- 
s träfe  (e) ,  welche  man,  bey  einer  daraus  wirklich 
erfolgten  culposen.  Tödtung,  nach  den  Umständen, 
bis  zu  8  und  l  o  jähriger  (f)  erhöht  (g), 

(a)  P,  G*  Ö.  arte  131, 

(b)  Art*  \  3l*  und  35* 


(c)  G  arpzov  pr,  nova  rer.  crim,  q,  XV* 

(d)  B  ci  h  m  e r  ad  art.  131.  $.  37.  Q  nistorp  g.  274-  M  e »- 

P  ü  t  c  m  a  n  n  Eiern.  jur. 


ster  pr.  jur.  crim,  §.  lßl, 
crim.  (ex  eclit.  Biene  ri) 


not.  b. 

$.  341. 


(e)  Meisters  pract.  Bemerk,  Bd.  2.  Bern.  5. 

(0  Derselbe  Bd,  I,  Bern.  7.  —  Eben  so  würde  aucli  die  dem 
Leben  und  der  Gesundheit  naditheilige  Behandlung-  der’Arz- 
neyen  in  Apotheken  Strafe  seyn ,  selbst  wenn  kein  Schaden 
erfolgt  wäre  und  kein  Gesetz,  diese,, Sorglosigkeit  verpönte. 

(g)  Die  Straflosigkeit  der  Verheimlich»ng  der  Schwangerschaft 
und  der  hiilflosen  Wiederkunft  nach  gemeinem  Rechte  verthei- 
digen  Woltär  de  jure  poeuamin  graviditatis  celatae  et  pav- 
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turitionis  elamlestlnae  dubio*  Halae  180(X  B  a  r  t  z  über  die 
Slralbarkeit  verheimlichter  Schwangerschaft  und  Geburt,  Im 

Archiv  d,  Cr*  R.  B,  17.  H,  2*  n.  4* 

§-  379, 

Die  allgemeinen  Milderungsgründe  haben  zwar 
auch  bey  diesem  Verbrechen  dieselbe  Wirkung, 
wie  bey  dem  Verbrechen  der  TÖdtung  überhaupt 
(§.  263.),  indessen  mufs  man  nicht  vergessen,  dafs 
die  gesetzliche  Strafe  schon  auf  den  Fall  he  re  eb¬ 
net  ist,  dafs  die  Mutter  sich,  zur  Zeit  der  Thal, 
in  dem  schrecklichen  Zustande  befunden  habe, 
zwischen  dem  Verluste  der  Ges  eh  lech  tsehre  und 
der  Verleugnung  der  mütterlichen  Gefühle  wählen 
zu  müssen,  und  cs  können  daher  die  allgemei¬ 
nen  Schilderungen  der  unglücklichen  Lage  gefalle¬ 
ner  Mädchen,  welche  so  häufig  die  Defensions- 
schrift.cn  für  Kindermörderinnen  auszicrcn ,  nui  als 
leere  Tiradcn  helraclxtöt  werden  (a). 

(a)  Von  de«  Mittel«  dem  Kimlerroorde  vorzubetige». 

Pfeil,  Klipps  tei»  und  Kreuzte  Id  drey  PrtJtteliriften  über 
die  Präge:  Welches  sind  die  befaßen  und  ausführbarsten  Mittel, 
dem  Kind  ermorde  atzubelfeii,  ohne  die  Unzucht  zu  begünstigen  * 
Mauolu  1784.  Die  P  feilsche  ist  mit  Zusätzen  zu  Leipzig 
1788  abermaJs  herausge  kommen* 

J.  J.  Cella  über  den  Kinderrogrd  und  dessen  VerhiiUmg-.  In  de« 
freymüthigen  Aufsätzen*  3*  Bäu d eben,  n.  2. 

Bibliothek  für  die  p  ei  ui,  llechtswiss,  B.  If,  St,  I.  Mise. 

S.  13, 

§.  280. 

Mit  dem  Verbrechen  des  Kmdcnnords  steht 
das  der  A b  t  r  e  i  b  u  n  g.  der  Leibesfrucht  (abor- 
tus  procuratio)  (a)  in  der  genauesten  Verbindung, 
Dieses  ist  vorhanden,  wenn  der  Abgang  eines  noch 
nicht  lebensfähigen  Kifides,  widerrechtlich,  sey  es 
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nun  mit  oder  ohne  vorherige  Tödtung  des  Em¬ 
bryo  ,  bewirkt  wird.  Die  Tödtung  lebensfähiger,, 
noch  nicht  geborner  Kinder  Word  diesem  Verbre¬ 
chen  gleich  geachtet  und  in  der  P.  G.  Ö.  (b)  mit 
derselben  Strafe  bedroht. 

(a)  Midi.  Alberti  in  der  dem  Tom,  III,  des  S Jätern,  jur, 
med.  augekaugteu  Dissertation, 

(b)  ai'U  138* 

Clir.  Lud,  Li  eb  erkühn  de  crimine  procuraü  ah  onus  occasione 
Art,  133,  G,  0.  C.  ILilae  1782, 

W,  F.  Plouequ  et  vom  g^filssetaftliebeii  Mi'Lgchälimi  ?  ein  Anhang 
zu  der  Abhandlung:  über  die  gewaltsamen  Todesarten, 

J,  Girr*  Schröter  von  der  Abtreibung,  der  Kinder  (in  den  verm, 
}ur,  Abbdl,  R,  XL,  S,  431,)* 

Spangenberg  über  das  Verbrechen  der  Abtreibung  der  Leibes¬ 
frucht  (Im  neuen  Ar  eh*  d,  Cr,  R.  B<  IX.  IX*  1.  nr,  1*  H*  2*  ur,  8.)* 

§.  281, 

Zum  Begriffe  dieses  Verbrechens  gehört  I.)  in 
Ansehung  der  Handlung,  l)  ,dafs  dadurch  ihr 
Abgang  eines  nicht  lebensfähigen  Kindes  be¬ 
wirkt  worden  sey.  Ist  das  Kind  schon  lebensfä¬ 
hig,  so  kann,  durch  eine  Tödtung  desselben,  vor 
oder  in  der  Geburt,  ein  gleich  strafbares  Verbre¬ 
chen  begangen  -werden,  das  blofse  Ab  treib  en 
desselben  aber  kann  nur  als  Verletzung  der  Mut¬ 
ter  strafbar  erscheinen,  in  so  ferne  sich  nicht 
daraus  zugleich  eine  culpose  Tödtung  des  noch 
nicht  ausgetragenen  Kindes  erzeugt  hat.  2)  Dafs 
die  Handlung  eine  widerrechtliche  gewesen 
sey.  Widerrechtlich  ist  sie,  sobald  sie  nicht 
von  den  Ae  raten  für  das  Leben  und  die  Gesund¬ 
heit  der  Mutter  nothwendig  geachtet  wurde.  Ob 
übrigens  durch  den  Gebrauch  von  Mcdicamcntcn, 
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oder  durch  äufsere  Gewalt  (a),  ob  von  der  Mut¬ 
ter  selbst ,  oder  von  einem  Dritten  dir  Handlung 
verübt  wurde,  ist  gleichgültig,  wohl  aber  ist  die 
nähere  Beschaffenheit  dieser  Handlung  darüber 
vorzüglich  entscheidend,  ob  das  Verbrechen  als 
vorsätzliches,  oder  als  culposes,  oder  als  blofs 
casuellcs  zu  betrachten  sey. 

II.)  In  Ansehung  des  Gegenstandes  erfor¬ 
dert  das  Verbrechen,  wenn  wenigstens  die  Con- 
summation  desselben  als  möglich  soll  gedacht 
werden  können,  einen  menschlichen  Fötus. 
W ar  das  Abgetriebene  kein  solcher  Fötus,  so  kön¬ 
nen  die,  in  der  Absicht,  ein  Kind  abzutreiben, 
unternommenen  Handlungen  nur  einen  strafbaren 
Conat  dieses  Verbrechens  enthalten. 

(a)  P.  G.  0.  art.  133.  „Durch  bezwang,  essen  oder  drinken.“ 

§.  382. 

Die  P,  G.  0.  bestimmt,  wenn  die  abgetriebene, 
oder  im  Muiterleibe  getödtete  Frucht,  zur  Zeit 
der  gegen  dieselbe  vorgenommenen  dolosen  Hand¬ 
lung,  lebend  war,  dem  Manne  die  Strafe  des 
Schwerts,  dem  Weibe  die  Strafe  des  Ertrinkens, 
ohne  zu  unterscheiden,  ob  das  Weib  die  Mutter 
selbst,  oder  eine  Dritte  war  (a).  Der  Gc richtsge¬ 
brauch  hat  die  dem  Weibe  bestimmte  ordentliche 
Strafe  des  Ertrinkens  in  die  Strafe  des  Schwerts 
umgewandelt  (b).  Wenn  das  Kind  zu  der  Zeit 
der  vorgenommenen  Handlung  noch  nicht  le¬ 
bend  war,  so  soll,  nach  dem  Gesetze,  eine  will- 
hührlichc  Strafe  eintreten.  Das  Gesetz  hat 
hierbey  unstreitig  an  die,  zu  seiner  Zeit  herrschen¬ 
de  Vorstellung,  dafs  die  Kinder  erst  40  Tage  nach 
der  Empfangnifs  beseelt  würden  (c),  gedacht.' 
Da  aber  itzt  diese  Vorstellung  als  ungereimt  an- 
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erkannt  ist  (d),  so  verstellt  man  unter  dem  noch 
nicht  lebendigen  Kinde  ein  solches,  dessen 
Leben,  zur  Zeit  der  That,  nicht  ganz  erwiesen  ist, 
und  straft  in  diesem  Falle  die  dolose  Handlung 
nach  den  Grundsätzen  von  der  Bestrafung  des 
Conats  (e). 

(a)  j3soll  der  mann  mit  dem  schwer t ,  als  ein  todtschlager  ,  vnnti 
die  fraw,  so  sie  es  auch  an  jr  selbst  thette ,  ertränkt  wer¬ 
den/'  Gegen,  diejenigen,  welche,  den  klaren  Worten  entge¬ 
gen,  behaupten ,  clafs  die  Strafe  des  Ertrinkens  nur  der  Müt¬ 
ter  der  abgetriebenen  Leibesfrucht  bestimmt  sey  (Kress 
ad  h.  art,  ff.  5*)  ,  braucht  man  nur  sich  auf  die  Mutter  der 
Carolina,  die  Bainbergeusis ,  zu  berufen,  welche  in  den  Wor¬ 
ten:  jjTetie  es  aber  ein  Weibsbild,  an  jr  selbst  oder  einer 
andern  etc/4  (art,  158.)  den  besten  Commentar  zu  nnserm  Ar¬ 
tikel  liefert,  Yergl,  J,  C,  Koch  a,  a,  0.  §,  482,  b,  Schol, 

(b)  Yergl,  die  Commentatownn 

Cc)  Koch  ff,  481.  482,  lieber  den  Ursprung  dieser  Yorstelhing 
siehe  C.  F.  Walch  de  gemäüo  fönte  distmetionis  inter  foe- 
tum  ammatuni  et  inanimatum  ln  Hemcsi  Carolina  adhibitae, 
Jonae  1768. 

(d)  C,  F,  Kalt  Schmidt  de  distinct,  Inter  fort  um  animaturn  et 
inanimatum  e  medicina  foreosi  eliminandi,  Jenae  1747.  Lang- 
guth  de  foetu  ab  ipsa  coDceptioae  anirtiato,  WUteb,  1747. 

Lieberkühn  I.  c,  ff,  6,  8.  INfach  Sachsenrecht  wird  unter¬ 
schieden,  ob  die  Handlung  vor,  oder  nach  der  Hälfte  der 
Schwangerschaft  vorgenommen  worden  ist.  Viele  haben  die¬ 
sen  Unterschied  als  gemeinrechtlich  brauchbar  betrachten  wol¬ 
len  ,  er  ist  es  aber  nicht,  obgleich  allerdings  die,  nach  der 
Hälfte  der  Schwangerschaft  mehr  erkennbaren  Muscularbewe- 
gn ngen  des  Kindes  den  Beweils  des  Lebens  desselben,  zur  Zeit 
der  Thatj  erleichtern  können, 

Ä  n  li  a  n  g. 

dem  Selbstmorde  und  der  Selbstverstii  m~ 

m  e  1  u  n  g. 

§.  583. 

Die  römischen  Gesetze  und  die  P.  G.  O.  bestim¬ 
men  für  den  Selbstmord  keine  Strafe ,  sondern  wol- 


*1. 

Von 
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len  nur,  dafs  derselbe  nicht  ein  Mittel  seyn  solle, 
dem  Staate,  nach  angefangener  Umersucliung,  das 
verwirkte  Vermögen  des  Verbrechers  zu  entzie¬ 
hen  (a).  Dieser  Gesiehtspunct  stimmt  auch  voll¬ 
kommen  mit  der  Nalur  der  Sache  überein,  nach 
welcher  die  Immoralitat  einer  Handlung  kein 
G run d  is t ,  sic  als  V crbreclien  zu  b  c  h a n- 
dcln  und  Strafen,  welche  weder  in  der  Zufügung 
empfunden  werden,  noch  in  der  Androhung  zu 
wirken  vermögen,  als  unzweckmäßig  erscheinen. 
Indessen  hatten  dennoch  die  religiösen  Meinungen 
Einiger,  welche  auch  auf  das  canonische  Gesetz¬ 
buch  Einfiufs  erhielten  (b),  die  Wirkung,  dafs  nur 
durch  die  angestrengten  Bemühungen  verschiedener  „ 
Gelehrten  dem  Criminalistcn  die  Bcfugmfs  errun¬ 
gen  werden  konnte,  nur  in  einem  Anhänge  von 
dem  Selbstmorde ,  als  von  einer  Handlung  zu  re¬ 
den,  welcher  auf  keine  Weifsc  in  der  Reihe  der 
Verbrechen  ein  Platz  gebühre. 

(a)  L.  9.  $.  7.  de  pectil,  (XV.  1.)  L.  3.  4-  6.  de  bonis  eoium, 
yui  ante  seutetit,  (XL,  VI II.  2l.)  P.  G,  O,  ait.  135. 

(b)  c.  12.  C.  XXIII,  q.  5.  c.  11.  X.  de  sepuUurls. 

(c)  II  e  1 1)  r.  W  i  1  li,  II  c  I !  e  !'  über  den  Selbstmord,  Frank  f.  1787, 
Jul.  Fr,  Knüppel  über  den  Selbstmord,  Gera  1790.  8. 

J.  J,  Cella  über  Selbstmord  und  Infamie.  In  den  f re ym ti¬ 
tln  gen  Aufsätzen,  Bandcii,  II.  n,  3.  Caj,  Filawgierls 
System  dev  Gesetzgebung  4.  Band.  K,  55,  S,  6B0.  (g.  Kleins 
Annalen  der  Recbtsgelebrsamkeit  und  Gesetzgebung  in  den 
preufs.  Staaten.  Band  VI T.  n.  6.  S.  79— öl.  J.  A.  Tliiele 
von  T  lii  e  len  f  e  1  d  Gründe  für  und  wider  den  Selbstmord. 
Leipz.  1817.  G.  W,  Hermann  de  autochirio.  Lips.  1823. 

§.  284. 

Selbstverstümmelung  hingegen,  welche  nicht 
Coiiat  eines  Selbstmordes  ist,  sondern  nur  als  ein 
Mittel  gewählt  wird,  um  die  Verbindlichkeit  gegen 


/ 


Von  den  unbestimmt-  Verbr.  gegen  Einz.  399 

Andere  zu  verletzen ,  kann  allerdings  strafbar  seyn, 
■wenn  die  dadurch  bezweckte  Verletzung  als 
strafbar  erscheint.  Die  Natur  dieser  Verletzung  ist 
es  übrigens ,  welche  die  Gröfse  der  zu  erkennen¬ 
den  Strafe  bestimmen  mufs. 


Indeterminiric  Verbrechen  sind  solche,  welche, 
Ihrem  Begriffe  nach,  bald  als  Verletzungen  dieses, 
bald  als  Verletzungen  jenes  Rechtes  er  ehernen  kön¬ 
nen.  Wenn  dergleichen  Verbrechen  nicht,  wegen 
des  zu  den  Rechtsverletzungen  gebrauchten  Mittels, 
von  dem  Gesetzgeber  als  besonders  strafbar  be¬ 
trachtet  und  darum,  ohne  besondere  Berücksichti¬ 
gung  der  verschiedenen  Strafbarkeit  der  in  ihnen 
enthaltenen  Verletzungen,  mit  einer  bestimmten 
Strafe  belegt  worden  sind  (a),  so  bestimmt  sich 
ihre  Strafbarkeit  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
von  der  Strafbarkeit  derjenigen  bestimmten  Rechts¬ 
verletzungen  ,  welche  sie  in  dem  gegebenen  Falle 
enthalten,  und  wenn  das  Mittel,  wodurch  diese 
Verletzungen  zu  Stande  kommen,  als  an  sich 
strafbar  erscheint,  concurrirt  mit  der,  nach  jenen 
Grundsätzen  bestimmten  Strafe  noch  diejenige, 
welche  durch  das  zu  de**  Verletzung  gebrauchte 
Mittel  verwirkt  ist. 

Als  indeterminiric  Verbrechen  kennt  das  ge¬ 
meine  Recht  l)  die  Kinderaussetzung,  3)  die 
Betrügereyen  und  Fälschungen  mit  ihren 
Unterarten. 

(a)  z,  B,  der  Meineid, 
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Erstes  Kapitel. 

Von  der  K  i  a  d  e  r  a  u  s  s  e  t  z  11  a  g. 

R.  Carpiov  de  infantibus  expositis.  Ilec.  Lipsiae  174l. 

llud.  Chr.  Henne  de  expositjone  infnotum,  cx  idea  juiia  natmaiis, 
I’omaui  et  Germ* nie!,  Erf,  1756. 

Spangenberg  im  neuen  Arch,  des  Cr.  R,  ß,  III.  nr,  1. 

§.  286. 

Kinde  raus  Setzung  ist  das  von  den  El¬ 
tern  gesell  ebene  Verlassen  der  Kinder, 
durch  Versetzen  derselben  an  einen  Ort, 
w o  für  sie,  nach  der  B e s e ha f fe n h ei t  die¬ 
ses  Ortes  und  nach  der  Natur  der  zu 
der  Versetzung  an  dense lb  cn  gewa lilten 
Handlung,  zwar  der  Tod  nicht  unmittel¬ 
bar  noth wendig  erfolgen  mufste,  jedoch 
ein  Zustand  der  Hülflo  sigkeit  bewirkt 
Wurde  und  dadurch  mittelbar  der  Tod 
he  rb  e  yg  cführt  werden  konnte. 

Ist  die  Handlung  des  Versctzens  der  Kinder 
an  einen  bestimmten  Ort  eine  an  sich  lödiliche, 
oder  der  Ort  von  der  Art,  dafs  an  ihm  nothwendig 
der  Tod  der  Kinder  erfolgen  mufs,  so  ist  das  be¬ 
stimmte  Verbrechen  der  Tödtung,  nicht  das  der  Kin¬ 
de  raussetzung  begangen  (a).  Wohl  aber  gehört  zu 
diesem  Verbrechen  immer ,  dafs  das  Kind  in  dem 
Zustande  einer  unmittelbaren  Hülflosigkeit  verlassen 
werde  (b)  und  der  Begriff  desselben  erfordert  daher 
als  Gegenstand  solche  Kinder,  welche  sich 
noch  nicht  selbst  zu  helfen  vermögen.  Ob  übri¬ 
gens  Hülfe  mehr  oder  minder  erwartet  werden 
konnte,  entscheidet  zwar  wohl  für  die  Strafbarkeit, 
nicht  aber  für  die  Anwendbarkeit  des  Begriffs  die¬ 
ses  Verbrechens, 
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Von  der  Kinderaussetzung. 

(a)  Dennoch  enthalten  die  Klein  is  ciien  merkwürdigen  Recbts- 
fälle  der  Hallischeu  Juristen  ~  Fa  «ml  Ut  B,  IV*  n.  5-  ein  Bei¬ 
spiel,  wo  das  Werfen  eines  Kindes  in  einen  Abtritt  als  Kin— 
deranssetzung  behandelt  wurde !  Man  sehe  dagegen  die  Bi-, 
Bliothek  für  das  peiul*  Recht*  Bd*  I.  S,  444*  Feuer- 
Bachs  Lehr b*  d.  p,  R.  390* 

(b)  P#  G.  O.  art,  132.  „ge  verliehen  hinlegeus.“ 

§,  287. 

In  Ansehung  der  Strafe  unterscheidet  die  P.  G. 
O. ,  ob  das  Kind  durch  die  Aussetzung  das  Leben, 
verloren  habe ,  oder  ob  es  aufge Funden  und  erhal¬ 
ten  worden  scy. 

In  dem  ersten  Falle  soll  eine  Leibes-  und,  nach 
den  Umständen,  selbst  Lebensstrafe  eintreten  (a). 
Die  Tödtung  erscheint  liier  nämlich,  wenn  sie  nicht 
die  Folge  eines  yon  der  Aussetzung  ganz  unabhängi¬ 
gen  Zufalls  war,  immer  als  eine  durch  nahe 
Culpa  verursachte  (b)  und  es  kömmt  daher  auf 
die  Innigkeit  des  Zusammenhangs  des  erfolgten  To¬ 
des  mit  der  Aussetzung  an  (e)  ,  um  über  die  Anwend¬ 
barkeit  der  gesetzlichen  Strafen  bestimmter  urth ei¬ 
len  zu  können.  So  wie  nämlich  in  den  Fällen,  wo, 
nach  den  Umstanden ,  der  Tod  des  Kindes  als  eine 
höchst  wahrscheinliche  Folge  vo rausgesehen  wer¬ 
den  mufste ,  die  Strafe  des  Schwerts  eintreten  mufs, 
so  kann  dagegen  in  solchen  Fällen,  wo  der  Tod 
minder  wahrscheinlich  zu  erwarten  war ,  nur  eine 
mehrjährige  Arbeitshaufs  -  oder  Zuchthausstrafe,  und 
in  solchen  Fällen ,  wo  ganz  ausserordentliche  Zu¬ 
fälle  dazu  gehörten,  wenn  das  Kind  Schaden  leiden 
sollte,  nur  eine  geringere  Gefängnifsstrafe  Statt 
finden. 

In  dem  letzteren  Falle  soll  die  Strafe  ganz  dem 
Ermessen  des  Richters  überlassen  seyn  und  es  folgt 
nur  aus  dem  Gegensätze  in  dem  Ar  ticke  1,  dafs  in 
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solchen  Fallen  selbst  von  Leibesstrafen  nbstraliirt 
werden  dürfe.  Dieses  würde  denn,  wenn  arme  El¬ 
tern  das  Kind  in  guter  Absicht  auf  eine  solche 
Art  ausgesetzt  hätten,  dafs  dasselbe,  ohne  die  Da¬ 
zwischen  kunft  nicht  zu  erwartender  Ereignisse,  hätte 
aufgefunden  werden  müssen,  allerdings  der  Fall 
seyn  und  man  würde  hier  höchstens  auf  die  Strafe 
eines  ernstlichen  Yerwcifses  erkennen  dürfen,  woge¬ 
gen  allerdings  selbst  auf  4-  und  6  jährige  Zucht- 
haufss träfe  alsdann  würde  erkannt  werden  müssen, 
wenn  die  Aussetzung  auf  eine  solche  Art  vorgenommen 
worden  ist,  dafs  nur  kaum  zu  erwartenden  Ereig¬ 
nissen  die  Erhaltung  des  Lebens  des  Kindes  verdankt 
werden  konnte. 

(a)  P.  G*  (X  a.  332,  „St mb  aber  das  Kind  von  solchem  hinlegen, 
so  soll  man  die  mutter T  nach  gelcgeuheyt  des  geverlicben  Jiin- 
legcus  au  leib  oder  leben  straffen,*4 

(b^  Wenigstens  Ist  das  Anssetzen  an  siel»  binKinglicber  Grund  ,  um 
die  erfolgte  Tod  tu  ng  als  eulpose  zu  betrachten  3  wenn  nicht 
ganz  besondere  Umstande  darüber  keinen  Zweifel  lassen,  dafs 
die  Aussetzung  nur  in  der  Absicht  ?  zu  tu  dien ,  geschehen 
sejn  könne,  in  welchem  Falle  denn  die  Grundsätze  von  Kin¬ 
der  -  und  Verwandten  in  ord  die  Strafe  bestimmen  müßten* 

(c)  Es  kommt  hier  auf  Zeit,  Ort,  Witterung,  Bekleidung  des 
Kindes,  Beschaffenheit  des  Behälters,  worin  es  gelegt  worden 
ist,  u,  d.  gl,  an* 


Zweyte  s  Kapitel, 

Von  den  Fälschungen  und  B  e  t  r  ü  g  e  r  c  y  e  n. 

Klein  sc  brod  über,  den  Begriff  und  die  Erfordernisse  des  Verbre¬ 
chens  der  Verfälschung,  In  dem  Archive  des  CriminalrechLs, 

Bd.  JX  St.  L  a,  VI. 

X  C»  Frenckc  de  judiclo  fahd  ejnsqiie  in  vindicatio  ne  ümiübus. 

Wltteb.  1799* 

C,  Klien  Bey trage  zur  richtigen  Bestimmung  und  naturgemäßen 
Entwickelung  der  Theorie  über  das  Verbrechen  des  Betrugs  und 
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der  Fälschung.  Im  neuen  Archiv  des  Cr,  llls,  B.  I,  II,  I.  u,5. 
u.  H,  II,  n,  8. 

Krüger  Bey träge  au  der  Lehre  vom  Betrüge.  Landsh,  I8l9. 

Cu  cu  in  us  über  das  Verbrechen  des  Betrugs.  "Wiiyab,  1820. 


§.  388. 

Fälschung  oder  Betrug  im  Allgemeinen  (a) 
ist  jede,  eine  Rechtsverletzung  bewirken¬ 
de  Täuschung  A  n  d  e  r  e  r.  Diese  Täuschung  er¬ 
hält  den  Namen  der  Fälschung  im  engeren 
Sinne  (l’al s um)  (b) ,  wenn  sie  du rch  die  V c rän- 
derung  der  wahren,  oder  gesetzlich  nothwendigen 
Merkmale  der  Sachen  bewirkt  wurde,  alle  übrigen 
Falle  derselben  begreift  man  dagegen  unter  dem 
Namen  des  Betrugs  im  engeren  Sinne  (stel- 
lionatus)  (c). 

(a)  Feuerbachs  Ldub,  d.  p.  B,  410.  folg, 

(1))  Von  dem  falso  im  proprio  oder  quäslfalso, 

(c)  Stelliouat  war  nämlich  die  allgemeine  Bemchmmg  aller  nicht 
besonders  benannten  Betrügenden.  „Sfcllvonat.am  aut  cm  oluici 
posse  bis,  qui  dolo  quid  fecerint  t  seiend  um  est,  scilicct  si 
aliud  crimen  nou  sit,  quod  obiiciattnV*  L,  3-  $.  1+  Stelliona™ 
tus.  (XI/VU.'2Ü/)  J.  Th.  Seeger  Diss,  de  er  Imine  stellio*- 
natus.  Lips*  1770, 


Der  Begriff  der  Be  trüge  reyen  erfordert  I.)  eine 
Täuschung  Anderer,  Dolose  Nichterfüllung 
der  Verbindlichkeit,  ohne  Täuschung ,  ist  nicht 
Verbrechen.  Ob  übrigens  die  Täuschung  nega¬ 
tiv,  durch  Unterdrückung  der  für  die  Abwendung 
einer  Rechtsverletzung  nothwendigen  Gegenstände 
der  Erkenn  misse  (a),  oder  positiv,  durch  Erzeu¬ 
gung  irriger  Erkenntnisse ,  bewirkt  werde  (b),  ist 
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einerley.  Eben  so  ist  es  einerley ,  ob,  wie  bey  der 
Täuschung  des  Zutrauens,  die  das  Handeln  des 
Aridem  erzeugt  3  iahenden  Voraussetzungen  abgeän¬ 
dert  werden  (c),  oder  ob  die  Täuschung  erst  ein  Han¬ 
deln  des  Andern  erzeugen  sollte. 

(a)  So  ist  der  Zeuge  Falsarms  ,  welcher  ,  ohne  Unwahrheit  auszu¬ 
sagen ,  die  Wahrheit  zurückhalt*  L ,  1*  §*  2,  ad  Leg,  Corn, 
de  falsis,  (XLVUL  10.1  So  der  Accusator,  -weicher  Geld 
nimmt,  um  nicht  zu  accusiren  ,  die  Beweifa*  zu  unterdrücken 
u.  s*  Wp  L,  8.  de  accusaU  (XLVJIL  2,)  So  derjenige,  wel¬ 
cher  sich  doppelt  bezahlen  läfsU  L,  29*  $.  5.  D,  niandati, 
(XVIL  j So  derjenige,  welcher  eine  Sache  Z  weyen 
verkauft,  fremde ,  oder  verpfändete  Sachen  Andern  verkauft, 
verpfändet,  an  Zahl ungss tau  giebL  L<  2l,  ad  Leg,  Corn* 
de  fals,  L.  3*  §♦  1*  SteHionatus* 

(b)  Dahin  gehören  die  Unterschieb  mag  eines  Kindes,  L.  19-  1* 

L,  20,  1,  ad  Leg.  Com.  de  fals. ,  die  Annahme  falscher 

Kamen  ,  L,  l3*  ibäd.,  eines  falschen  Standes,  L,  27*  §*  2* 
jhitl.,  die  Verfälschung  der  Urkunden,  Art,  lt2,  d*  P-  G.  Cb, 
der  Waaren,  des  Maües  ,  des  Gewichts,  der  Siegel,  Alt*  li2, 
11 3-  rl*  P.  G.  Ö, ,  die  erdichteten  gerichtlichen  Aussagen,  die 
falschen  Anklagen  u.  s*  w, 

(c)  Dahin  gehört  die  PravarVcation ,  das  Verreiben  deponiiter  Do- 
cumeute  an  den  Gegner  des  Deponenten  L*  1*  §*  6.  ad  Leg» 
Com,  de  fals*  u,  s,  w, 

§*  290* 

II.  Ein e  Rechtsverletzung,  als  Erfolg 
der  Täuschung.  Worin  die  Rechtsverletzung 
bestehe,  ist  für  den  Begriff  einerley.  Es  können  da¬ 
durch  A)  wirkliche  Güter,  und  zwar  jeder  Art, 
entzogen  werden.  So  können  Fälschungen  das 
Leben,  die  Freyhcit,  die  Gesundheit,  die  Ehre 
und  das  Eigen ihum  verletzen.  Es  genügt  aber  für 
den  Begriff  des  Verbrechens,  wenn  B)  auch  ohne 
Entziehung  besessener  Güter,  nur  Zwangsrechte 
durch  die  Täuschung  verletzt  werden  (a).  So  ist 
die  Awnafsung  von  Standes-  und  Rangsprärogativen 
eine  Verletzung  des  Rechts  der  Regierung  zur  aus- 
schliessenden  Erlheilung  der  eminenteren  Eli  re. 
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So  widerspricht  die  Verfertigung  falscher  Fasse 
dem ,  mit  der  Einführung  der  polizeylich  noth- 
wendigen  Maßregeln  in  dieser  Hinsicht  unzer¬ 
trennlich  verbundenen  Rechte  des  Staates  u.  s.  w. 
Täuschung,  ohne  irgend  eine  Rechtsverletzung,  ist 
dagegen  unsträflich  (b).  Dafs  die  Verletzung  der 
Rechte  wirklich  exis Urcn  müsse,  wenn  das  Ver¬ 
brechen  als  consummirt  betrachtet  werden  solle, 
läfst  sich  zwar  aus  den  römischen  Gesetzen  nicht 
allgemein  erweifsen,  oh  cs  gleich  auch  in  diesen 
als  Regel  für  alle,  nicht  besonders  benannten  Be¬ 
trüge  reyen  erscheint  (c),  es  folgt  aber  theils  aus 
den  Bestimmungen  der  P.  G.  0.  über  einzelne 
Arten  der  bälschung  (d),  theils  aus  der  allgemei¬ 
nen  ,  in  den  deutschen  Gesetzen  herrschenden  An¬ 
sicht  der  consummirt eü  Verbrechen,  theils  end¬ 
lich  aus  der  Vaiur  des  Strafprmeips,  welches  man 
Uzt  als  das  für  die  Bestimmung  der  Strafe  des 
Betrugs  entscheidende  betrachten  raufs  (e). 


(a)  Der  B  i\  c  l  i  e  r  n  a  c  ll  d  r  u  c  k  ,  durch  welchen  sich  der  Käufer 
eine  s  tu  ein  Rocht  anmafst ,  welches  ihm  der  Verleger 
'sve<  ei  geben  wollte  ?  noch  geben  konnte  >  der  Verfasser  aber 
so  v\enig  geben  durfte*  ist  daher  allerdings  strafbares 
*  n  's» in.  as  erfahren  des  Augsburger  Magistrats  gegen  den 
IN  achdrucker  des  Gon  u  ersehe  n  Staatsroch  Ls  verdient  daher, 

.  USUj.  m  Hqgienmgen ,  eine  Ehvensriule,  Liefse  sich 
it  Ingens  ie  Unrechtlichkeit  des  Nachdrucks  auch  iiirht,  nach 
(  cti  g  e  g  t  ^  e  n  e  ii  Gesetzen  t  bewelfoe»,  so  würden  doch  genü- 

1U  H  P°  ll,st  ie  Grunde  der  Gesetzgebung  ein  Verbot  dessel¬ 
ben  auvalhen.  °  ö 


(b)  L,  63*  §-  10.  ad  SC*  Trebell,  (XXXVI*  1.)  L,  un.  Cod*  de 

in  u  tat*  nonnms,  (IX.  25.)  J 

(c)  j,fjuod  eniin  in  pvivatis  mdiens  eat  de  dolo  actio,  hoc  in  cri- 

Xrvn  ol  Örmu3  P^cntio“  L.  3*  $.  1.  IX  Stdllonatus, 
(al  >11,  *hü*) 

(d)  P.  G,  O.  art,  1.12.  113. 

W  Koch  $j.  Oj 7,  KI « 1  ns  c lu’ o <1  \u  der  äuget  Ähhandl,  9. 
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§.  291. 

Soll  die  Täuschung  als  Verbrechen  betrachtet 
werden,  so  wird  in  der  Regel,  noch  ausser  den 
bisher  entwickelten  Requisiten,  erfordert,  dafs  sie 
absichtlich  zum  Zwecke  einer  Verletzung  ge¬ 
schehen  sey  (a).  Als  allgemeines  Requisit 
kann  indessen  der  Dolus  doch  nicht  aufgestellt 
werden,  da,  nach  dem  Geiste  der  Gesetze,  qulpo.se 
Verletzungen  des  Lebens  und  der  Gesundheit  un¬ 
bedingt,  Ausnahmsweise  aber  selbst  culpose  Li- 
genihumsbeeinträchtigungcn  (§.  149.)  als  strafbar 
betrachtet  werden  müssen.  Hiervon  darum,  weil 
eine  Täuschung  die  Verletzung  bewirkte,  abzuwei¬ 
chen,  läfst  sich  kein  hinreichender  Grund  auffin¬ 
den,  vielmehr  erhellet  aus  den  Bestimmungen  der 
Gesetze  über  die  Bestrafung  der  Banquerout eurs, 
dafs  sie,  selbst  bey  bl ofsen  Eigen tbums-Beei nträcb- 
tigungen,  culposen  Betrug  Aus nahmsw eis e  ah 
strafbar  anerkennen  (b) ,  und  es  genügt  daher,  um 
auch  bey  Verletzungen  des  Lebens  und  der  Ge¬ 
sundheit,  welche  durch 'culpose  lausch ung  \ei- 
anlafst  wurden,  eine  Strafbarkeit  anzunehmen,  da  > 
die  Gesetze  in  dieser  Hinsicht  wenigstens  nn  gent  a 
das  Gegen theil  verordnen  (c). 


Ca)  L.  1.  2.  3.  R.  ad  I>g.  Corn,  de  faliii.  L.  3. 

^  '  ttJS.  P.  G,  O.  a.  113.  114.  „böslicher  und  geverheher  wcifs. 

(b)  H.  P.  O,  de  1548.  tU.  22.  de  1577.  tit.  23. 

(c)  So  wird  die  culpose,  von  seihst  getauschten  Apolhekem,  oder 

Weinwtvlhen  ve  ran  latste  Vergütung  imt  ®eeU  ,l  s  s  V  f  i  r  ■ 
trachtet  werden  können.  So  werden  die,  wenn  «oft  .» 

der  Absicht ,  einen  Scher,  zu  treiben,  nnWmqgrn«*«  Täu¬ 
schungen  Andrer ,  wodurch  diese  zu  nachthe.irgeu  Handln ngcu 
Sr  Gesundheit  und  Leben  veranlag  wurden; 
bar  en&heiijen ,  xvrnn  die  gefährlichen  ,  obgleich  «,ei;  h 

teil,6  Folgen  der  T*.,..I.Sng  .11  OMMtWsk»  <*••*» 
-wiutk-u,  oder  doch  leicht  hjillen  cingesehen  werden  kennen. 
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Die  gesetzliche  Strafe  der  Fälschungen  und  Be- 
trügereyen  ist  im  Allgemeinen  eine  unbestimmte. 
Selbst  die  P.  G.  Ö.  enthält  in  den  -wenigen  Dis¬ 
positionen,  welche  sich  in  ihr  über  einzelne  Ar¬ 
ten  der  Fälschungen  finden  (a),  keine  näheren  Be¬ 
stimmungen  für  das  richterliche  Ermessen ,  ob  sie 
gleich  ausdrücklich,  selbst  bey  JBetrügereyen,  wel¬ 
che  blofs  das  Eigenthum  verletzen,  in  dem  äufser- 
sten  Falle  die  Todesstrafe  für  zulässig  erklärt.  Der 
Natur  eines  indeterminirten  Verbrechens  angemessen 
bestimmt  man  daher  die  Strafe  nach  den  Grund¬ 
sätzen  ,  nach  welchen  auch  die  Strafe  derjenigen  de- 
lernnnirten  Verbrechen  im  Allgemeinen  abgemessen 
wi rd ,  durch  weiche  dieselben  Rechtsverletzungen 
bewirkt  werden,  die  aus  der  Fälschung  in  dein 
gegebenen  Falle  entstanden  sind.  Eine  Fälschung, 
welche  den  Lebens  Verlust  zur  Folge  hat,  wird  nach 
den  Grundsätzen  von  dev  Bestrafung  der  Tödtung, 
eine  Fälschung,  w'elche  Körperverletzung  oder 
Freyheiisbesßhränkung  bewirkt,  nach  den  Grund¬ 
sätzen  von  der  Bestrafung  der  Körperverletzungen, 
des  Plagiums  und  der  Gewalttätigkeiten  bestraft. 
Eigenthumsbceintrachtigungen  durch  Fälschungen 
und  Betrug  werden ,  nach  der  Verschiedenheit  des 
Zweckes,  durch  Anwendung  der  in  dem  ersten 
Kapitel  von  den  d e te r m i nir te n  Verbre¬ 
chen  aufgestellten  Strafprincipien  geahndet.  Bey 
g  e  w  i  nns  ü.  chtigen  Eigcnthumsbeehiträchtigungen 
durch  Betrug  wendet  man  daher  den  allgemeinen 
Grundsatz  von  der  Bestrafung  der  Diebstähle,  je¬ 
doch  dergestalt  an,  dafs  man  den  Betrug  immer 
mit  einer  einige  rmafsen  (etwa  um  ein  Viertheil) 
geringeren  Strafe  belegt,  als  den  gleich  grof.cn  . 
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Diebstahl  getroffen  haben  würde  fb).  Fälschun¬ 
gen,  deren  Strafe  nach  diesen  Grundsätzen  nicht  be¬ 
stimmt  werden  kann,  müssen  mit  andern,  welche 
sich  nach  dieser  Ansicht  bestimmen  lassen,  ver¬ 
glichen  und  die  Strafe  derselben  auf  diese  Art. 
durch  Analogie  aufgefunden  werden. 

(*)  P-  G.  O.  art.  J 12.  n3. 

(b)  Die  mc'hrsten  criminatlstischen  Scbri ftslelier  bezeugt1  n  diese 
Pratis»  Die  Gründe  der  gelinderen  SLrafe  des  Reinig*  liegen 
wdhl  d^rin  3  weil  der  Betrüger  ,  indem  er  seinen  Handlungen 
de a  Schein  i+eclitricher  zu  geben  sttcltL,  cloch  wcnigsieiis  iNicfi 
einige  Achtung  für  Rechtlichkeit,  zeigt,  und  weil  dein  Beirilger 
In  den  mchrsien  Füllen  sein  eigener  Wille  die  Grenze  fnt 
seine  Verletzungen  Anderer  steckt,  wihrend  dem  Di  ehe  dicao 
Grenze  lu  der  Regel  nur  durch  den  Zufall  bestimmt  wild, 

293* 

Von  den  Fälschungen,  welche  durch  Vcrfcrii- 
gung  und  Gebrauch  falscher  Siegel,  II  ent- Zins -bii- 
cher  und  Urkunden,  ferner  durch  Gebrauch  fal¬ 
schen  Mafses  und  Gewichts  bey  dem  Handel  und 
endlich  durch  Veränderung  der  Grenzzeichen  bey 
Grundstücken  (Grenzverrückung,  termini  motio)  \ ci  - 
übt  werden,  redet  zwar  die  P.  G.  O.  besonders  (a), 
sie  setzt  indessen  keine  bestimmten  Strafen  diese» 
Verbrechen  fest,  sondern  läfsi  dem  Ermessen  des 
Richters  freven  Spielraum.  Es  treten  dabei  für 
die  Bestrafung  dieser  Verbrechen  ganz  die  allge¬ 
meinen  Grundsätze  ein,  und  es  ist  nur  zu  beniu- 
ken :  1)  dafs  in  solchen  Fallen  alsdann,  wenn  <  ei 
Verbrecher  durch  die  Handlungen  sich  zugleich 
einer  Verletzung  seiner  Amtspflichten  schuldig  ge¬ 
macht  hat,  neben  der  Strafe  der  Fälschung  noc  i 
die  Strafe  der  doloscn  Amtsveruntreuung  cinLretcn 
müsse;  2)  dafs  da,  wo  dergleichen  fmseli ungen 
als  Mifshrauch  von  besonderen  Gerechtsamen  und 
Befreyungen  erscheinen,  auch  der  Verlust  diese i 
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Gerechtsame  und  Bcfrcyungen  alsdann  als  Böige 
der  Fälschung  betrachtet  werden  müsse,  'Wenn 
dieses,  nach  den  allgemeinen  rechtlichen  Grund¬ 
sätzen  von  der  Einziehung  der  Privilegien,  als 
noth wendig  erscheint;  3)  dafs  die  Fälschungen 
alsdann  als  in  höherem  Grade  strafbar  behandelt 
werden  müssen,  wenn  sie  mit  einem  Mi fs brauche 
eines  Zeichens  der  öffentlichen  Aucioritat  verknüpft 
sind.  Mit  Recht  hat  man  dieses  bey  der  'Ver¬ 
rückung  der  durch  den  Staat  oder  die  Obrigkeit 
bestimm  Len  Grenzen  (qualificirte  Grenzvcr- 
v  ü  c  kung)  anc  rk  ann  t  (b),  dasselbe  in  u  ls  aber  au  eh 
bey  dem  Milsbrauche  der  öffentlichen  Siegel  u.  s. 
w.  gelten,  weil  dieser,  auch  ohne  Verletzung  der 
Güter  des  Mensehen,  doch,  als  Verletzung  des 
Rechtes  des  Staates  zum  ausschlicfs enden  Gebrau¬ 
che  der  Zeichen  seiner  Auctorilät,  strafbar  seyn 
würde  (§.  290.). 

Ausgezeichnet  in  Ansehung  der  Strafe  sind  übri¬ 
gens  noch  von  den  Fälschungen  und  Bctrügereyen, 
welche  auch  Mols  gegen  einzelne  Individuen  be¬ 
gangen  werden  können,  l)  der  Meineid,  2)  die 
P  rä  v  a  v  i  c  a  ti  o  n ,  3 )  die  C  a  I  u  rn  n  i  e ,  4)  die 

Goneussion,  von  welchen  noch  besonders  ge¬ 
bandelt  werden  mufs. 

CO  P.  Gr.  O.  ÜLt.  112.  113.  Ii4. 

(0  Fe«  erb  sc  ha  Luhib.  d.  p.  R/  $.  423.  424. 

I.  Meineid  (a). 

§.  294. 

De  r  M  c  i  n  e  i  d  im  All  ge  niei  neu  (  p  e  r  i  u  r  i  u  j  n 
inge n crc)  ist  d  i  c  V e r I e  tz u n g  der  du  r  c h 
einen  rechtlich  gültigen  Eid  bestärkten 
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Gelobung.  Er  helfst  falscher  Eid  (peiera- 
tio).  Trenn  dadurch  die  eidliche  Angelobung,  die 
Wahrheit  zu  sagen  (der  assertorische  Eid), 
Eidesbruch  (periurium  In  spccie),  -wenn 
dadurch  die  eidliehe  Angelobung  der  Erfüllung 
einer  obligatio  (der  promissorische  Eid) 
verletzt  wird.  In  bevden  Fällen  setzt  der  begriff 
des  Meineides  rechtliche  Gültigkeit  des  Eides  vor¬ 
aus,  und  cs  kann  daher  von  einem  Meineide  als¬ 
dann  die  Rede  nicht  sevn,  wenn  der  Eid  entwe¬ 
der  W'egen  Mangels  der  noth  wendigen  Certioration, 
oder  wegen  Mangels  der  nach  den  Religio  ns  be¬ 
griffen  des  Schwörenden  notli wendigen  Form,  oder 
wegen  Mangels  einer  Einsicht  des  Schwörenden  in 
die  Natur  und  Wichtigkeit  des  Eides,  oder  end¬ 
lich  wegen  Mangels  einer  an  sich,  oder  doch,  ver- 
mittelst  des  Eides  verbindenden  obligatio,  ungül¬ 
tig  ist,  oder  wegen  der  gänzlichen  Auflösung  der 
ursprünglich  begründeten  obligatio  in  Hinsicht,  sei¬ 
ner  rechtlichen  Gültigkeit  aufgelölsi  wird. 


(a)  II.  A.  Müller  de  perjurio.  Witeb.  1 804. 
über  Meineid  mul  Eidesbruch  im  neuen  Arcli. 
H,  3.  nr.  4. 


Millermaie  r 

d.  Cr.  R.  ß.  IX. 


§.  2  9  5. 

Die  peinliche  Gerichtsordnung  bestimmt  nur 
die  Strafe  eines  falschen,  oder  gebrochenen,  \  o  i 
Gericht  abgelegten,  körperlichen  fey  et¬ 
lichen  Eides  (a).  Sie  verordnet  hier,  I)  dafs 
diejenigen,  welche  in  einer  peinlichen  Anklage¬ 
oder  Untersuchungs-  Sache  fdlsehhch  einen  andern 
„zu  peinlicher  Strafe  schwören  ,u  so  wie.  auch  die¬ 
jenigen,  welche  einen  solchen  falschen  Eid  absicht¬ 
lich  veranlagten ,  mit  der  Strafe  der  lalion, 
II-')  diejenigen  aber,  w eiche  in  andern  fällen  einen 
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falschen  Eid  schwören,  oder  einen  Eid  brechen, 
mit  der  Strafe  der  Infamie  und  der  Abhauung  der 
Finger,  'welche  bey  dem  Schwure  ausges  treckt 
wurden,  belegt  werden  sollen. 

War  daher  der  falsche,  oder  gebrochene  Eid 
kein  in  dem  Gerichte,  körperlich  und  feyerlich  ab¬ 
gelegter,  so  ist  keine  ausgezeichnete  Strafe  be¬ 
stimmt  und  cs  treten  mithin  die  allgemeinen  Grund¬ 
sätze  von  der  Bestrafung  der  Fälschungen  ein. 

Da  indessen  der  Gerichtsgeb  rauch  überhaupt 
die  verstümmelnden  Strafen  aufgehoben  hat,  so  hat 
auch  die  dem  gesetzlich  ausgezeichneten  Meineide 
bestimmte  Strafe  des  Fingerabliauens  diesem  Schick¬ 
sale  nicht  entgehen  können  ()>).  Man  bestraft  da¬ 
her  itzt  in  den  Fällen,  welchen  diese  gesetzliche 
Strafe  bestimmt  war,  gleichfalls  nach  den  allge¬ 
meinen  Grundsätzen  von  der  Bestrafung  der  Fäl¬ 
schungen,  und  mithip  verschieden  nach“  der  Ver¬ 
schiedenheit  der  dadurch  gestifteten,  oder  bezweck¬ 
ten  Verletzung,  lä'fst  aber  daneben  die  gesetzlich 
bestimmte  Strafe  der  Infamie,  welche  man  durch 
eine  Ausstellung  des  Meineidigen  zu  versinnlichen 
pflegt  (e),  eintreten.  Und  eben  dieses  mufs  denn 
auch  in  den  mit  der  Strafe  der  Talion  gesetzlich 
bedrohten  Fallen  des  Meineids  da  Statt  finden,  wo 
der  Gerichtsgebrauch  die  Anwendbarkeit  der  Ta¬ 
lionsstrafe  aufgehoben  bat,  welches  in  den  Fällen, 
wo  der  meineidige  Zeuge  seinen  Zweck  nicht  er¬ 
reicht  hat,  allgemein  (d),  aber  auch  ausserdem, 
häufig  (e)  geschehen  seyn  soll  (f). 


(a)  P.  G.  O.  a.  107.  108.  #rt*  68. 

~  %■ 

(b)  S  trubens  It.  I).  Th.  IV.  B.  87. 

(c)  Meister  pr.  jur.  erim.  237.  Es  ist  dieses  das  einzige 
Verbreche u  ,  wo  dir  Straie  der  Aussolung ,  bey  ihrer  souui- 
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gen  Verwerflichkeit,  ah  £weelmäXiig  empfohlen  werden  kann, 
dieses  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  du  ft»  h^y  allen  hii- 
dern  Verhrecheu  als  unxweckmtiisig  uwl  verwerflich  beliadun 
werde. 

(d)  Böhmer  ad  arl.  68*  C.  C*  C.  £.  1. 

£e)  Meister  1,  c. 

(f)  Von  dem  Mennomte'n  -  Eide  sehe  den  VisUpltomheschtiifs  ,  v. 
13.  Gel,  1768.  Vbitatiousscblufise  die  Verbesierung  des 
Kaiserin  li.  Kammer  geric  hl  liehen  Ju&Li&wcscos  betr«  Lemgo 
1779.  S.  86. 

II.  P  r  n  a  r  i  c  a  t  i  o  n, 

$.  296. 

Präva  ricatio  n  war  ursprünglich  das  Ver¬ 
brechen  der  Accusatoren,  welche  den  wegen  eines 
üffen  tlichen  Verbrechens  Angeklagten,  mit 
Verletzung  der  Pflichten  der  Assucatorcn,  begün¬ 
stigten  (a).  Infamie  und  andere  Strafen,  mitunter 
die  Talion  (b),  waren  die  Folgen  dieses  Verbre¬ 
chens,  welches  indessen  itzt,  wo  das  Strafrecht 
des  Staats  nicht  mehr  in  dem  Grade,  wie  bej 
den  Römern,  von  den  Accusatoren  abhängig  ist 
und  eben  darum  der  Grund  zur  Auszeichnung 
dieser  Fälschung  wegfällt,  nicht  mehr  angenom¬ 
men  werden  kann.  Man  straft  daher  itzt  dieses 
Verbrechen  nach  den  Grundsätzen,  nach  welchen 
dio  Verletzung  der  Rechte  des  Staates  in  Ansehung 
der  Jus  Uzpflege  bestraft  werden. 

(a)  L.  1,  §*  3,  IX  de  praevaricatar.  (XLVIL  15. )  L,  212*  de  v. 
S.  (L.  16.)  L*  U  $.  1.  ad  SClum  TurpilL  (XLVI1L  l6.) 

raevaricari  est  veva  cnmina  ab&cotidere.  ri  e  r  g  ytu  - 
eari,  lu  Universum  ah  acciisattonc  dcsistcre/*  Gie  rergivctsa-’ 
tion  iimls  itzt  bald  als  Prae  vurtcation ,  l*dd  als  Cal  um  nie  bc  - 
ha tul eit  werden. 

O)  L,  4-  ß.  IX  de  pvaevÄ^ 
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§■  297. 

P  r  ä  v  a  r  i  c  a  t  i  o  n  im  uneicen (.liehen  Sinne  war 
dagegen  das  Verbrechen  derjenigen ,  welche,  zum 
Nachtheile  der  streitigen  Rechte  derjenigen  Perso¬ 
nen,  für  welche  sie  thatig  zu  seyn  verbunden  sind, 
die  Sache  der  Gegner,  mit  Verletzung  des  Zu¬ 
trauens  ihrer  Clienten,  unterstützen  (a). 

Dieses  Verbrechen  begehen  I.)  Alle,  welche 
in  Ansehung  streitiger  Rechte  für  bestimmte  Per¬ 
sonen  thatig  zu  seyn  verbunden  sind.  Die  P.  G. 
O.  (b)  spricht  zwar  nur  von  Pro  cu  r  at  o  ren  ,  es 
läfst  sich  aber  nicht  bezweifeln,  dafs  der  Gesetz¬ 
geber  hierunter  auch  Advocaten  verstanden  ha¬ 
be  (c)  und  dafs  seine  Verordnung  überhaupt  auf 
alle  diejenigen  ausgedehnt  werden  müsse,  welche, 
wenn  sie  auch  die  Kunstsprache  nicht  Proeuralo- 
ren  zu  nennen  pflegt,  doch  in  Ansehung  der  Be¬ 
treibung  fremder  Angelegenheiten  gleiche  Verbind¬ 
lichkeiten  haben.  II.)  Es  wird  begangen  durch 
jede  Täuschung  dos  Zutrauens  zum  Naehiheile  sei¬ 
ner  Partliie  und  zum  Vortheile  der  Gcgenparthie. 
Ob  negativ,  durch  Vernachlässigung  der  übernom¬ 
menen  Sache ,  oder  positiv,  durch  Unterstützung 
der  Sache  des  Gegners,  gewirkt  wurde,  ist  einer- 
ley,  wenn  nur  Täuschung  des  Zutrauens  vorhan¬ 
den  ist.  Eine  solche  ist  aber  keineswegs  blofs 
dann  anzunehmen,  wenn  anvertraute  factis che  Ver¬ 
hältnisse  dem  Gegner  entdeckt  werden,  sondern 
auch  alsdann,  wenn  dieser  durch  Rath  oder  Tliat 
in  Ansehung  der  blofs  juridischen  Verhältnisse 
unterstützt  wird.  Darum  bleibt  auch  derjenige 
unbedingt  Prävaricutor,  welcher,  nach  einmal 
ü  b  e  r  n  o  in  m  euer  Sa  c  h  e,  diese,  wenn  auch  aus 
Uebcrzeugung  von  ihrer  UnrecUihchkeit,  aufgiebt 
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und  nun  die  Behandlung  der  Sache  des  Gcgentheils 
übernimmt  (d). 

(a)  L.  1.  pr.  D.  de  praevaiicat,  „Qui  divertam  partem  adjuvat 
prodi  ta  causa  süa/1 

(b)  Art.  1J5, 

(0  Fe  »erb  ach*  Lehrb,  J.  p,  TI.  425, 

(d)  Füll  manu  Eiein.  jur.  er.  615.  I  e  y  »  e  r  ip,  554,  ui-  l4* 

5.  298. 

Die  P.  G.  O.  bestimmt  den  Prävaricaioren  die 
Strafe  des  Prangers  mit  Fustigaüon  und  Landes¬ 
verweisung,  oder  eine  andre,  nach  dem  Ermessen 
des  Richters,  zu  bestimmende  Strafe.  Da  die  vor¬ 
züglich  bestimmten  Strafen  itzt  beynahe  allgemein 
ausser  Uebung  sind,  so  ist  nur  der  letztere  Iheil 
des  Gesetzes  anwendbar.  Man  straft  daher  Prava- 
riea toren  mit  etwas  erhöhter  Strafe  der  Fälschun¬ 
gen  und  erkennt  zugleich  auf  die  Strafe  der  Arnts- 
verüntreuung ,  wenn  der  Prävaricator  in  der  l'üh- 
rung  fremder  Geschäfte  öffentliche  Amtspflichten 
erfüllen  rnufste. 

Diejenige  Parthie,  welche  zum  Prävaricircn  be¬ 
stimmte,  verliert  zur  Strafe  ihren  Procefs  (a),  eigent¬ 
liche  Ehesachen  und  Cri min al Sachen ,  Lev  wel¬ 
chen  es  auf  eine  öffentliche  Strafe  anköninu,  aus¬ 
genommen. 

(*)  X..  7.  D.  de  praevar.  L.  1.  C.  de  poena  jud,  <jwi  Jnale  i»dic, 

(Vii.  49.; 

111-  Gal  u  m  n  i  e. 

§.  2  9  9. 

Caiumniatoren  im  Allgemeinen  sind  dieje¬ 
nigen,  wtilche,  gegen  Vortheile ,  wissentlich  un- 
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gerechte  Processe  Andern  veranlassen,  oder  aus 
jenem  Motive  von  diesem  Vorhaben  abstehen  (a). 
Gegen  diese  gab  das  römische  Recht  eine  Privat- 
Pönal  klage  auf  das  Vierfache,  an  deren  Stelle 
heutzutage,  nach  der  Behauptung  Vieler,  eine  un¬ 
bestimmte  öffentliche  Strafe  treten  soll  (b). 

Insbesondere  heifsen  diejenigen  C  a  1  um  n i ato- 
ren,  “welche  andre  wisse  ml  ich,  ohne  Grund,  eines 
Verbrechens  anklagen  (c).  Die  römischen  Gesetze 
bedrohen  dieses  Verbrechen  mit  der  Strafe  der 
Talion  (d).  Die  P.  G.  O.  dagegen  behandelt  es 
als  strafbare  Injurie  (e),  ohne  zu  bestimmen,  ob 
die  öffentliche  Strafe  des  römischen  Rechts  zu¬ 
gleich  Statt  finden  solle ,  oder  nicht.  Bey  die¬ 
sem  Zweifel  (f)  kann  man  denn  diese  Strafe  um  so 
weniger  für  anwendbar  erklären,  als  theils  bey  uns 
nicht  gleiche  Gründe,  wie  bey  den  Römern,  vor¬ 
handen  sind ,  um  gegen  die  Racldus i  der  Accus  a- 
toren  durch  die  abschreckendsten  Drohungen  zu 
sichern,  theils  aber  auch  die  Ansicht  dieses  Ver¬ 
brechens,  als  einer  höchst  strafbaren  Verläum- 
dung,  der  Natur  der  Sache  vollkommen  entspre¬ 
chend  ist,  sobald  nicht,  durch  die  Bestechung  fal¬ 
scher  Zeugen,  oder  andere  Fälschungen  der  Be- 
weifse,  eine  höhere,  nach  den  Grundsätzen  dieses 
Kapitels  zu  bestimmende  Strafbarkeit  concur- 
rirt.  Eben  darum  ist  denn  auch  jetzt  das  Verbre¬ 
chen  fiilrteii'’!'  Denuncianten  (§..219.)  als  Calumnie 
zu  betrachten  und  zu-  behandeln. 

(a)  L,  l.  I>,  de  caliuniiiator*  (Ul  6,) 

(b)  Bie  Literatur  bey  Gl  u  c  k  Erüiuter.  der  Pamlectcn  43ü* 

(e)  L.  1,  §*  1,  ad  SClmn  TtirpilHau,  (XLVIIL  IG  )  alummarl 
estf&ka  erkniua  iuWttderei“  §,  X  ibid,  »Sed  non  utbjut-  cf  ul  »o» 

# 
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probat  ,  (j  n  oil  InUt'flit,  proll  um  calumuinvi  v  i  ei  et  it  i  ,  nain  fjus 
rei  iutjuiiiiiH  .uLiiiin  co^misix-uiis  coirt  miuitiir ,  ijni,  ico  nbso- 
luto,  de  accusn  iuris  incipit  consilto  tjuaerere,  qua  roenie  tlue- 
tu*  ad  accusalionem  processit,  et  *i  qutdem  jusitun  ejus  erro- 
rein  repererit,  abeuiv'it  cum,  b i  verc  in  cvidculi  caluiuuia  <uin 
deprebeadcrit,  legi  tim  am  poeuam  ei  irrogat,“ 

(<1)  L.  1.  $.  2.  h.  3.  D.  cod, 

(e)  Alt.  12. 

CO  Gegen  diese  Ansicht  ist  F  etter  bacb  Leint).  d.  p,  fi.  §>  d29, 
not.  c. 

IV.  Cpncussion. 


§.  300. 

Fälschungen,  "welche  durch  den  Vorwand,  oder 
den  Mifsbrauch  eines  zustehende n  RerJitcs,  eines 
bürgerlichen  Uebcrgewichies,  odqr  eines  aus  den 
engeren  Verhältnissen  der  Menschen  entspringen¬ 
den  Ansehens  zu  Stande  kommen  (a),  ho  Isen 
Concussioncn.  Ob  Geldvori heile,  oder  an¬ 
dere  (wie  bey  erp reisten  Verkäufen)  das  Verbre¬ 
chen  rnotivirten,  ist  für  den  Begriff  desselben  ohne 
Bedeutung.  Eben  so  eineiley  ist  es,  ob  Staatsbe¬ 
amten,  oder  Privatpersonen  dasselbe  begehen. 

Die  Strafe  ist  eine  unbestimmte,  mit  iiüeksichl 
auf  den  gestifteten  S  ei)  a  den  ,  auf  die  Sfral  barkeit 
des  Mifsbraucbs  der  Gewalt  an  sich  (wo  eine 
solche  angenommen  werden  kann),  und  auf  ihc 
Strafbarkeit  der  zu  der  Erpressung  gebrauchten 
Drohung  an  sich  (b)  zu  bestimmende.  Ge¬ 
wöhnlich  sind  cs  daher  die  Strafen  der  betrügeri¬ 
schen  Eigen LhumsbeeiiUrächligungen ,  oder  che  Stra¬ 
hn  betrügerischer  Verletzungen  der  Frey  heit  des 
Entschlusses  —  mithin  die  Strafen  der  Gewalttliä- 
ügkeiien  —  welche  hier  angewendet  und,  bey 
Mißbräuchen  der  Staatsdienste  zu  den  Zwecken  des 


t 
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Verbrechers ,  mit  den  Strafen  der  Anus  Verletzung 
verbunden  -werden  müssen. 

(a)  L.  11,  12.  C.  <te  Iiis,  qua»  vi  mctusqnc  camsa.  (EE.  20.)  „Si 
(j w\  ycI  c o  n  j  u  g  i  s  ,  vol  a  in  i  c  i  nomine  fibiitcuLcs-  prat-thun 
slbi  aeqniiunt.“  Venclitioncs  *  tlonatjuiics ,  transactioncs^  qlia<5 
per  poienliam  evLortae  sunt/1  L  1.  D.  de  couctisi* 
(XLVlt.  13.;  „Si  simulato  praesidis  jtisati  couenmo  inter- 
vemt/* 

(b)  Jj,,  2.  de  concuss.  „Sert  si  ideo  pecumam  quis  accepit,  quoti 
crimea  irmiaLua  sit,  polest  jivdicimn  publicum  esse  eLct 


Z  w  e  y  t  e  r  Hauptabschnitt, 

Von  d  ?r  n  gerne  \  u  g  c  f  ;i  lirlicheu  Verb  r  e  c  b  e  n, 

#  * 

Erstes  K  a  p  i  t  e  1- 
Von  den  gemeingefährlichen  Verbrechen  im  Allgemeinen . 


§.  3  0  1, 

Eine  jede  strafbare  Verletzung  wird  in  Anse¬ 
hung  der  Strafbarkeit  erhöht,  wenn  sie  nicht  blofs 
einzelne  Individuen,  sondern  ein  ganzes  Publicum 
zum  Gegenstände,  hat.  Diese  erhöhte  Strafbarkeit, 
tritt  nicht  nur  alsdann  ein,  wenn  die  liechte  eines 
ganzen  Publieums  der  unmittelbare  Gegenstand  der 
Verletzung  waren,  sondern  auch  alsdann,  wenn 
zwar  eigentlich  nur  die  'Rechte  einzelner  Individuen 
verletzt  werden  sollten,  dieses  aber  auf  eine  Art 
geschah,  dafs  zugleich  die  Rechte  eines  ganzen  Pu¬ 
blicum  s  dadurch  gefährdet  wurden,  obgleich  aller¬ 
dings  in  jenem  Falle  die  Erhöhung  der  Strafe  in 
dem  Grade  beträchtlicher,  als  in  diesem  Falle, 
seyn  mufs  (a).  Eben  so  mufs  die  Straferhöhung 
sowohl  alsdann,  wenn  ein  kleineres  Publicum  ge- 
iährdel  wurde,  als  auch  alsdann,  wenn  ein  große- 
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res  Publicum  Gegenstand  des  Verbrechens  war, 
eintreten,  t>bgleicU  in  dem  letzteren  Falle  allerdings 
in  höherem  Grade,  wenn  keine  bestimmte  gesetz¬ 
liche  Strafe  festgesetzt  ist.  Ob  das  Publicum  als  eine 
wahre  Personengemeinheit  betrachtet  werden  kön¬ 
ne  ,  oder  nicht,  ist  im  Allgemeinen  einerley.  In 
foeyden  Fällen  mufs  die  Erhöhung  der  Strafe  Statt 
finden,  welche  Art  von  Verletzung  auch  durch 
das  Verbrechen  begangen  seyn  möge.  Aur  bey  den 
Eigenihumsheeinträchligungen  unterscheiden  sich  die 
Verbrechen,  welche  das  Eigcnthura  eines  Publi¬ 
cum»  fährden,  von  den  Verbrechen,  welche  das 
Vermögen  einer  Persöncngemeinheil,  a  1  s  s  o  1  ch  e  r, 
beeinträchtigen,  indem  zwar  wohl  in  jenem,  kei¬ 
neswegs  aber  in  diesem  Italic  eine  Straferhöhung 
Statt  findet  (§.  8  3.)  (b),  ja  sogar  in  jenem  Falle 
die,  gegen  Einzelne  nicht  strafbare  e ulpose  Be¬ 
einträchtigung  —  wenigstens  aus  culpa  lata 
zum  Theiic  als  strafbar  erscheint. 

(a)  Denn  jrt  diesem  Falle  erscheint  die  Verletzung  des  Puhl  reu  ms 
mehr  als  eine  aus  naher  Culpa  entstandene,  wahrend  sic  in 
jenem  Falle  eine  ganz,  beääffljnt  clolosc  seyn  kann* 

(b)  Sehr  richtig  hat  die  Lehre  von  den  gemeinte  hihi  heben  ^  er- 
letinugen  abgesondert  behandelt  Klein  Grunds*  d,  p*  L*  *u 
dem  10*  Kap*  des  spec,  Tbeils* 


t  303. 

Im  Allgemeinen  haben  die  Gesetze  über  den 
Grad  der  erhöhten.  Strafe  der  gemeingefährlichen 
Verbrechen  nichts  bestimmt.  Die  Strafen,  ■welche 
auf  dasselbe  Verbrechen,  gegen  Einzelne  begangen, 
gesetzt  sind,  treten  daher,  bey  dem  Daseyn  einer 
gemeinen  Gefahr,  mit  einer  Schärfung  ein,  deren 
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Grad,  nach  den  verschiedenen  Rücksichten,  welche 
der  vorige  §.  entwickelte,  bestimmt  werden  mufs. 

Mit  Recht  hat  man  daher  die  Vergiftung 
der  Brunnen  und  Weiden  immer  als  in  er¬ 
höhtem  Grade  strafbare  Verbrechen  behandelt  und, 
je  nachdem  dadurch  Leben  oder  Gesundheit  der 
Menschen  gefährdet,  oder  nur  dein  Eigenthume  ge¬ 
schadet  werden  sollte,  mit  geschärfter  Strafe  der 
Vergiftungen  und  der  boshaften  Eigonthumsbeein- 
träebtigungen  bestraft  (a).  Eben  diese  Grundsätze 
müssen  auch  für  die  Bestrafung  des,  in  den  Ge¬ 
setzen  nicht  berührten  Verbrechens  der  -  boshaft 
v  er  an  1  a  f  s  t  e  n  U  e  b  e  r  s  c  h  we  m  m  ungen  gelten, 
welches,  je  nachdem  dadurch  blofs  dem  Eigen- 
thume,  oder  auch  der  Existenz  der  Menschen  Ge¬ 
fahr  oder  Schaden  bewirkt  wurde,  mit  erhöhter 
Strafe  der  boshaften  Ei  ge  n  t  liu  m  sbeein  tr  ächti  g  unge  n , 
oder  des  versuchten  und  vollbrachten  Mordes  be¬ 
straft  werden  mufs  (b). 

Mehrere  der  gemeingefährlichen  Verbrechen, 
haben  indessen  die  Gesetze  besonders  benannt  und 
mit  eigenthümlichen  Strafen  bedroht.  Dahin  ge¬ 
hören  l)  von  den  Gewalttätigkeiten  der  Land¬ 
fried  e  n  sb  r  u  c h  und  der  L  a n  d  z  w a n  g.  2)  Von 
Injurien  diejenigen,  welche  der  Religion  wegen 
geschehen ,  insbesondere  die  Blasphemie.  3 )  Vo n 
Beeinträchtigungen  der  Sicherheit  des  Eigenthums 
und  der  Personen  die  Brandstift  u  n  g.  4)  Ena- 
Üch  von  den  Fälschungen  die  Münzfälschung, 
der  Ban  quer  oute  und  die  Wein  verf  also  hung.1 
Diese  Verbrechen  erfordern  daher  noch  eine  be¬ 
sondere  Behandlung. 

(a)  Q  ui  storp  263*  Tittmauns  Gvinuliinieii.  §,  1 66, 

(b)  Fe  uer  b  ach-  §*  369, 
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Z  w  e  y  t  e  8  Kapitel. 

\  o  n  il  c  n  g  c  s  e  t  z  1 1  c  h  au  sgezeiclinet  c  n  g  e  m  e  i  n  g  c  fa  li  r« 
1  i  c  h  l'  u  Verb  r  e  c  li  er  u* 

Erster  Täte  1. 

^  on  den  gesetzlich  ausgrzfäehnetcn  gemeingefährlichen  Gewalt- 

t  Innigkeit  cd. 


I.  Landfriedensbruch. 

§.  303. 

Landfriedens!)  ruch  isf.  eine  von  ab¬ 
sichtlich  versa m  melier  b  e  w  a  ffn  etcr 
Mannschaft  begangene  blofse  Gcwalt- 
t. h  ä  t i  g  k  e i  t,  welche,  d en  g es e iz  1  i c h en  V  c  r- 
boten  (a)  aller  Privat  feh  den  e  n  t  g e  g c n- 
1  a  u  fe  n  d ,  nicht  einmal  den  ä  u  fs  e  re  n 
Schein  einer  rechtlichen  Gewaltübung 
an  sich  trägt. 

(0  Landfrieden  Max.  I,  v,  J.  1495.  Landfr.  v.  J.  152t.  u.  1548- 
li,  A.  v.  1594. 

§.  304. 

Zum  Begriffe  dieses  Verbrechens  gehören  I.)  h  c- 
gangene  Ge  wa  1  ttli  ä  ti  g  k  ei  te  n.  Ob  gegen  ein 
ganzes  Land,  gegen  eine  Gemeinheit,  oder  gegen 
Einzelne,  ist  im  Allgemeinen  gleichgültig,  indem 
der  Ücbcrfall  auch  einzelner  Individuen  mit  bewaff¬ 
neter  Mannschaft  immer  als  gemeine  Gefahr  dro¬ 
hend  erscheint.  Geschah  der  Ücbcrfall  nicht  zum 
Zwecke ,  Gewalt  zu  üben,  sondern  uni  bestimmte 
Verbrechen  zu  begehen,  (z.  B.  Mord,  Raub,)  so  ist 
kein  Landfriedensbrach  vorhanden.  11.)  Die  Ge- 
waluhäLigkeit  mufs  von  absichtlich  versam¬ 
melter,  b  c  W  a  f  f n  e  t  e  r  Mannschaft  verii  bt 
worden  seyn.  Bew  affn e  t  ist  jede  mit  Instrumen- 
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ten ,  welche  zu  Körperverletzungen  gebraucht  wer¬ 
den  können  (a),  versehene  Mannschaft.  Absicht¬ 
lich  versammelt  (b)  ist  die  Mannschaft,  wenn 
sic  entweder  von  einem  Dritten  zu  <j$m  Zwrecke 
der  Gcwaltthätigkeit  zusammengerottet  wurde,  oder 
sie  stell  selbst  mit  vorheriger  Ueberlegung  zu  die¬ 
sem  Zwecke  vereinigt  hat.  Zufällig  entstandene 
Vereinigungen  zu  Gewalulüuigkeitcn ,  bey  plötzlich 
entstandenem  Streite,  begründen  daher  einen  Land- 
fnedensbrueh  nicht.  Wie  viel  Individuen  der 
Begriff  einer  Mannschaft  erfordere,  ist  in  den 
Gesetzen  nicht  bestimmt,  der  Begriff  des  Verbre¬ 
chens  aber  schein!  hier  so  viele  Individuen  vor¬ 
auszusetzen,  d;tfs  man  es,  nach  der  Verschieden- 
heii  seiner  Gegenstände,  als  auf  gemeine  Gefahr 
berechnet  betrachten  kann.  III.)  'Es  mufs  die 
G  cwal  t  tb  ä  tigkei  t  den  Gesetzen  gegen 
die  P  r  1  v  a  1 1  e  h  d  c  n  entgegen  laufen.  Darum 
können  Gewaluhätigkeiten  der  Mitglieder  einer  Ge¬ 
meinde  gegen  andere  Mitglieder  derselben  Ge¬ 
meinde  nicht  als  Dandfriedensbrucli  erscheinen  (c). 
Endlich  I\ .)  mufs  die  Handlung  auch  nicht 
einmal  den  Schein  einer  rechtlichen  (jo- 
■\\  a j  t ü b  u n g  an  s  1  c 1 1  trage  n.  Gewalühätigkei- 
te.n  zui  \  ortheidigmig  des  Besitzes,  selbst  des  blofs 
putativen  (d),  sind  daher  eben  so  ■wenig  Lnndfric- 
(lensbiuch,  als  die,  selbst  zur  Unterstützung  un- 
i echtlicher  Ansprüche,  von  dem  Oberhcrrn  gegen 
Unterthancn  ausgeübte  Gewalt. 

00  „Mit  gewehrin-  Il.-md  und  g« wütiger  That  freventlich.“  R.  A. 
v.  J.  15^8.  im  Auf, 

(b)  „freventlich  -  g<‘ verlieh  —  wissentlich.“  R.  A.  v.  1495.  1. 1.  ff.  1, 

(c)  Psne r b a  c !i s  Lfehrb.  tl.  p.  R,  5,  405. 

CfG  r  '  werden  sdten  bey  Gr^üistmtigk eiten  wahre  Gmlfvic- 
!r'  begangen.  MageuUrst  ad  Ordiu.  CanuraL 


k 
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§.  305. 

Die  gesetzliche  Strafe  gegen  Reichsstände 
bestand  in  der  Reichsacht  (a).  Zugleich  be¬ 
stimmten  die  Gesetze  die  Strafe  von  2000  Mark 
löthigen  Goldes  (b).  Ob  aber  diese  Strafe,  nach 
den  Umständen,  an  die  Stelle  der  Reichsacht  tre¬ 
ten,  oder  Idols  Strafe  der  Begünstigung  der  Land¬ 
friedensbrecher  sevn  sollte,  war  bestritten.  Das 
erstere  läfst  sich  indessen  nicht  nur  aus  dem  Ge¬ 
setze  vertheidmen,  sondern  war  auch  in  der  Rechts- 
sprechung  angenommen. 

Gegen  andere  Personen  billigen  zwar  Reichs¬ 
gesetze  (c)  auch  die  Strafe  der  Reichsacht,  nach 
den  Bestimmungen  der  P.  G.  O.  (d)  dagegen  tri  fl  t 
sic  die  Strafe  des  Schwerts. 

O)  La  ml  fr.  v.  1 495.  lit.  3.  8.  v.  1543.  n.  3. 

(b)  R.  A.  v.  1548.  a.  3.  1 3. 

(c"J  Lanilfr,  v.  1521. 

(.1)  P.  G.  O.  o.  129. 

II.  Land  z  w  a  n  g. 

§.  3  0  6. 

Unter  L a nd zwingern  versteht  die  P.  G.  O.  (a) 
diejenigen,  welche  aus  einer  Gemeinde  böslich 
austreten,  sich  an  Orten,  wo  sie  der  obrigkeitli¬ 
chen  Aufsicht  entzogen  sind,  zu  verdächtigen  Leu¬ 
ten,  oder  anerkannten  Verbrechern  gesellen,  une 
von  da  aus  die  rechtlichen  Bürger  mit  Verletzun¬ 
gen  bedrohen.  Das  Geseiz  bestimmt  solchen  Law  - 
zwingern  die  Strafe  des  Schwertes,  welche  auch 
alsdann  ein  Ire  Len  soll,  weun  sie  gelbst  noch  keinen 
Schritt  zur  Ausführung  ihrer  Drohung  gethnn  hät¬ 
ten.  Das  Gesetz  unterscheidet  auch  nicht  unter  den 
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Von  dem  Landzwang. 

Verletzungen ,  welche  der  Inhalt  der  Drohung  wa¬ 
ren,  man  kann  indessen  doch  mit  Gcwifsheit  vor¬ 
aussetzen,  dafs  dasselbe  nur  an  Drohungen  peinli¬ 
cher  Verbrechen,  vorzüglich  aber  an  angedrohte 
Gewaltlbuügk eiten  gegen  Personen  und  Sachen  und 
angedrohte  Brandstiftungen,  gedacht  habe. 

(a)  art.  12(3. 

Zweyter  Titel. 

\  en  <lcn  Injurie»  in  Ansehung  der  Religion*  Insbesondere  von 
der  Blasphemie,  der  Beleidigung  der  kirchlichen  Diener  und  der 
Störung  des  Gottesdienstes. 

I*  R,  h  n  g  n  u  dt-  blasphemia  ilbnsque  poena  v  Jena e  1736* 

C*  C*  St  übel  rjuatenus  acliones  rehgioni  uon  convenientes  ex  prhicl- 
piis  juris  publiei  umvemlis  poeuis  crifninalihus  cocrcdi  possiut, 
Witieb.  1791* 

S-  3  0  7* 

Alle  Injurien,  welche  des  religiösen  Glaubens 
der  Menschen  wegen  zugefügt  werden,  haben  er¬ 
höhte  Strafbarkeit ,  weil,  wenn  sie  auch  nicht  ge¬ 
gen  die  ganze  kirchliche  Gesellschaft  unmittelbar 
begangen  werden,  sie  doch  immer  auch  die  andern 
Bekenner  desselben  Glaubens  mehr  oder  minder, 
mittelbar  treffen  und  daher  allerdings  als  gemeinge¬ 
fährlich  erscheinen.  Man  straft  dergleichen  Hand¬ 
lungen,  wenn  sie  die  Merkmale  einer  strafbaren 
Injurie  an  sich  tragen,  mit  etwas  erhöhter  Strafe 
der  gewöhnlichen  Injurien. 

Vorzüglich  haben  aber  die  Gesetze  unter  diesen 
Injurien  ausgezeichnet:  die  Blasphemie,  die  Belei¬ 
digung  der  kirchlichen  Diener  in  ihren  Amtsfunc- 
lionen  und  die  Störung  des  Gouesdieiistcs. 


3 -±t\  I.  Th.  2.B.  a.Abth.  2.  H.  Abs.  1.  Kap.  2.  Tit. 


§.  308. 

Blasphemie  ist  eine  Injurie  gegen  die 
Bekenner  eines  bestimmten  religiösen 
Glaubens  durch  Verachtung  oder  Herab¬ 
würdigung  der  Gegenstände  i  h  r  e  r  A  n  b  c- 
tung  und  religiösen  Verehrung. 

Die  Blasphemie  ist  ihrem  Begriffe  nach  Injurie. 
I.)  Es  inufs  daher  die  Handlung  wirklich  eine  \  er- 
achtung  oder  Herabwürdigung  der  Gegenstände 
der  Anbetung,  oder  Verehrung  einer  Kirche  ent¬ 
halten.  Ob  dieses  dadurch,  dafs  die  Gegenstände 
der  Verehrung  einer  Kirche,  durch  die  Ablaug- 
nung  der,  nach  dem  Glauben  der  Kirche,  noth- 
wendigen  Merkmale  derselben,  entheiligt,  oder  da¬ 
durch,  dafs  dieselben,  durch  Andiclitung  fremdar¬ 
tiger  Merkmale,  entwürdigt  werden  (a)  (blasphe- 
mia  derogativa  et  attrib  utiva),  oder  au( 
eine  andere  Weifse  geschehe,  ist  einerley,  eben  so 
ist  es  einerley,  ob  durch  Worte,  durch  bildliche 
Darstellungen,  oder  durch  Thathandl ungen  jene, 
Verachtung,  oder  Herabwürdigung  an  den  lag  ge¬ 
legt  werde,  einerley  endlich,  ob  die  Gottheit  selbst, 
so'  wie  die  Idee  derselben  sieh  in  dem  kirchlichen 
Begriffe  gestaltet  hat,  oder  ob  andere  Gegenstände 
der  religiösen  Verehrung  das  Mittel  zur  Bcleidi- 
gung  seyen  (blasphenua  inimediata  et  m  fi¬ 
el  i.  ata). 

'  i 

II.)  Es  mufs  die  Handlung  in  der  Absicht  vor¬ 
genommen  worden  scyn,  um  die  Bekenner  der 
herabgewürdigten  Religion  herabzuwürdigen.  Ernst¬ 
liche  Untersuchungen  über  die  Güte  religiöser 
Thesen  können  daher,  zu  welchen  Schlüssen  und 
Resultaten  auch  der  Fortgang  des  Gespräches  b in¬ 
leiten  möge,  eben  so  wenig  als  Blasphemie  be- 
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Von  der  Blasphemie  etc. 

trachtet  werden ,  als  die  öffentliche  Bekanntma¬ 
chung  historischer  und  kritischer  Untersuchungen 
über  einzelne  Thesen  (/..  B.  die  Gottheit  Christi), 
Sehr  wohl  aber  kann  eine  Blasphemie ,  wenn  die 
Absicht,  zu  beleidigen,  offenbar  ist,  auch  von 
Gliedern  einer  fremden  Kirche  gegen  Glieder  der 
christlichen  und  von  diesen  gegen  jene  begangen 
werden  (b). 

(a)  P-  G#  O.  a*  106-  MSo  cyuer  GoU  zumifsl  t  das  Gott  nii  Le- 
quem  ist,  oder  mit  seluen  Worten  Gott*  das  ihm  zus teilt, 
absdi  neide  l  f  der  AHmächtigkeii  Gottes,  seine  heilige  Muucr 
die  Jungfrau  Maria  schändet,'6 

(h)  Fauerbach  305, 


§.  309. 

In  Ansehung  der  Strafe  würden,  nach  allge¬ 
meinen  Ansichten,  zwar  die  Privat-  und  relativ- 
öffcniliehen  Injurienstvafen  bey  der  Blasphemie  als 
unschicklich  Wegfällen,  dagegen  würden  die  öf¬ 
fentlichen  Strafen  gewöhnlicher  Injurien,  nach  den 
verschiedenen  Verhältnissen  derselben,  allerdings 
zweck mäfsig,  jedoch  mit  einiger  Schärfung,  ange¬ 
wendet  werden  müssen.  Auch  würde  man  keinen 
Grund  haben,  die  unmittelbare  Blasphemie  als 
stets  strafbarer,  wie  die  mittelbare,  zu  betrach¬ 
ten  ,  indem  gewöhnlich  gerade  umgekehrt  unsin¬ 
nige  Aeufserungen  über  die  Gottheit  selbst,  als 
unglückliche  Ausbrüche  einer  verzweifelten  Stim¬ 
mung,  oder  einer  thörigten  Vermessenheit  eines 
sich  selbst  nicht  erkennenden  Gemüthcs,  leichter 
mit  Verachtung  übersehen  werden,  während  der 
Spott  über  andere  Gegenstände  der  religiösen  Ver¬ 
ehrung  in  der  Regel  empfindlicher  trifft  und  gröfse- 
res  Aergernifs  stiftet. 

Diefs  ist  indessen  nicht  der  G^ichispunct, 
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aus  welchem  die  Gesetze  die  Sache  betrachten. 
Die  römischen  Gesetze  nämlich  betrachten  die 
Blasphemie  als  Beleidigung  der  Majestät  der  Gott¬ 
heit,  deren  Versöhnung  die  härtesten  Strafen  ihrer 
Beleidiger  erfordere,  wenn  nicht  durch  Ilungers- 
noth  und  Pestilenz  die  unterlassene  Almdung  der 
Frevler  an  dem  ganzen  Lande  gestraft  werden  solle. 
Daher  bestimmen  sie  eine  Capital  strafe  (a).  Die 
deutschen  Gesetze  (b)  sind  zwar  in  Ansehung  der 
Strafe  etwas  milder,  doch  sind  ihre  Bestimmun¬ 
gen  offenbar  aus  dem  Gesicbtspunctc  der  römi¬ 
schen  Gesetze  zu  erklären.  Darum  sollen  i)  un¬ 
mittelbare  Blasphemieen,  zum  drittenmale  wieder¬ 
holt,  mit  Lehens-  oder  verstümmelnder  Strafe, 
2)  mittelbare  dagegen  an  Leib  oder  Gut  bestraft 
werden.  Darum  wird  3)  die  unterlassene  Denun- 
ciation  zum  Verbrechen  gemacht  (e),  auch  4)  den 
Landesherrn,  welche  die  Blasphemie  nicht  ernst¬ 
lich  strafen,  und  denjenigen,  welche  den  Verbre¬ 
cher  nach  begangener  Tliat  begünstigen,  Strafe  an- 
gedroht  (d). 

*  * 

Ob  gesetzliche  Bestimmungen,  welche  aus  einem 

solchen  Gesichtspuncte  flössen,  noch  heutzutage 
Anwendung  finden  können?  ist  eine  Frage,  welche 
wenigstens  in  denjenigen  Landen  verneint  werden 
muls,  tn  welchen  man  nicht  zweifeln  darf,  dafs 
reinere  und  ed lerere  Begriffe  über  das  Verhältnifs 
der  Gottheit  zu  den  Menschen  herrschend  gewor¬ 
den  sind.  Daher  ist  denn  die  Praxis,  welche  bey 
diesen  Freveln  der  allgemeinen  Ansicht  entspre¬ 
chende  Thesen  befolgt,  schon  eine  ziemlich  all¬ 
gemeine  (e),  und  wird  von  Tage  zu  Tage  an  Herr¬ 
schaft  gewinnen. 

(»)  Not.  77.  «,  i. 
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Von  der  Blasphemie  etc. 

{)))  It.  A.  1495.  H.  A,  v.  1500,  t.  33-  v.  i5l2.  t,  4.  R.  IJ.  O. 

v.  1530.  t.  1-7.  1\  0.  O.  >.  106.  It.  P.  O.  y.  1548.  u. 

1577.  t.  1. 

(c)  R.  1».  O.  y.  1548.  tii.  l.  ff.  4.  t.  1677.  1.  ff.  4-  5. 

(d)  H,  A.  *.  1530.  t.  i.  ff.  3.  4.  6.  R.  P.  O.  v.  1548.  t.  i.  ff.  5.  8, 

(c)  Hommel  obs.  245.  <>.  5.  19.  Pütt  mann  Elem.  j«r. 
crim.  ff.  107.  Meister  pr.  jur,  criin»  ff,  193.  St  eitler« 
Lebrb,  d.  Cr.  Rech  is.  ff.  325, 


§.  3  10. 

Die  Beleidigung  der  Kirchendiener, 
wahrend  ihrer  Ämtsiihung,  soll,  nach  den  römi¬ 
schen  Gesetzen  (a),  mit  körperlicher  Züchtigung 
und  Exil i um  Bestraft  werden.  Die  Härte  dieser 
Strafen  stimmt  uanz  mit  den  richtigen  Grund 
Sätzen  der  Bestrafung  öffentlicher  Injurien  gegen 
Angestellte ,  in  der  Ausübung  ihrer  Amtsfunctiori 
begriffene  Beamten  überein  (§.  22  6.),  nach  wel¬ 
chen,  wenigstens  hey  Real -Injurien,  eine  6,  8  bis 
l  0  jährige  Zuchthau  iss  träfe  als  die  nothwendige 
Strafe  dieses  Verbrechens  erscheint. 

(a)  Nov,  123,  c.  3l.  Noch  bürte i"  war  dis  L.  10,  C.  du  episr. 
clcric.  (1.  3.J 


%.  511. 

Die  ge  wal  tjthätige  Störung,  oder  Auf¬ 
hebung  des  Gottesdienstes  (sacrorum 
t  u  r  b  a  t i  o  )  hat  unhed ingt  Lebenss träfe  zur  Fol¬ 
ge  (a).  Die  Anwendung  dieser  Strafe  setzt  jedoch 
eine  Störung  des  christlichen  Gottes  d  ienstes 
und  die  Absicht,  den  Gottesdienst  illegaler  Weifse 
stören  zu  wollen,  voraus.  Ge  w  a  1 1 1  h  ä  tigke  ite  n , 
welche  zur  Schützung  vermeintlicher  Gerechtsame 
ausgeübt  wurden,  —  wozu  in  Kirchen ,  iy  welchen 
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verschiedene  lleligionsvcnvnmlf.cn  abwechselnd  Got¬ 
tesdienst  hallen,  mitunter  Veranlassungen  entste¬ 
hen,  können  nicht  nach  diesen  Gesetzen  bcur- 
theih  werden,  sondern  sind  als  gewaltsame  Selbst- 
hülfe  strafbar.  Störungen  des  Gottesdienstes  nicht 
christlicher  Gesellschaften  werden  mit  beträchtlich 
erhöhter  Strafe  der  Gewalttätigkeiten  bestraft. 

(a)  L.  10*  C.  de  epLsc,  ct  clcric,  (I.  3.)  Nov.  133.  c.  31, 

Drittel  Titel, 

Von  der  ßraudtsiifluug. 

J*  V*  Bc  cli  manu  de  incendio  doloso  ct  cutpoto,  Jenac  1659, 

Laut,  Ad  dr,  Ilambcrgcr  dis s,  U,  de  ioceudiis,  Jcuac  1712, 
I  (1»  opusc,  Frfti  et  Lij?$*  17)5,  ut  1,) 

C*  G»  Strecker  Diss,  de  iucendils,  Erf,  1737, 

C.  W *  Harz  de  eri/oiiic  iacendii,  LSpi,  1810, 

C*  Hofjickfr  über  das  Verbrechen  der  Brandstiftung  ini  neuen 
Ar eh.  d.  Cr,  R.  Bd,  V  .  nr,  4- 

$.  312. 

Nicht  jede  strafbare  Verletzung  durch  Feueran- 
Icgen  ist  das  Verbrechen,  welches,  unter  dem  Na¬ 
men  der  Brandstiftung,  in  der  P.  G.  O.  (a)  mit 
einer  eigenen  bestimmten  Strafe  bedroht  wird.  Im 
Allgemeinen  erscheint  vielmehr  das  Feueranlegen 
nur  als  ein  mögliches  Mittel,  wodurch  bestimmte 
Verbrechen  —  Eigen d i umsbeeinträchtigungen,  Inju¬ 
rien,  Körperverletzungen  und  Tödtungen  —  began¬ 
gen  werden  können,  und  es  treten  alsdann  die  Stra¬ 
fen  ein,  welche  die  Gesetze  auf  die  Verbrechen  ge¬ 
setzt.  haben,  zu  deren  Begehung  das  Anlegen  des 
Feuers  als  Milte} gewählt  wurde,  ohne  dafs  dabe\ 
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Von  der  Brandstiftung. 

in  irgend  'einer  Hinsicht  eine  Auszeichnung  Statt 
fände. 

Erzeugung  eines  Brandes  dagegen  mit 
gemeiner  Gefahr  für  Eigenthum  und  Le¬ 
ben  der  Menschen  ist  das  gesetzlich  ausge¬ 
zeichnete  Verbrechen,  welches  man  unter  der 
Brandstiftung  im  eigentlichen  Sinne  (in- 
cendium)  zu  verstehen  pflegt. 

(a)  arl.  125. 


§.  313. 

Das  Verbrechen  der  Brandstiftung  erfordert 
I.)  einen  v e  r  u  rs a  cli  t. e  n  B  r  a n  d.  So  lange  die 
Flamme  nocli  nicht  aufgelodert  ist,  kann  daher 
das  vollbrachte  Verbrechen  noch  nicht  ansenom- 
men  werden,  sondern  es  ist,  selbst  wenn  die  mate- 
i’i  allen  zur  Brandstiftung  schon  an  gezündet  waren, 
ja  selbst  wenn  das  Feuer  schon  die  anzuzündende 
Sache  ergriffen  hatte,  jedoch  nur  erst  glimmte,  ein 
blofser  Conat  des  Verbrechens  vorhanden  (a).  Dafs 
die  angezündctc  Sache  aber  wirklich,  ganz  oder 
zum  Thcile  verbrannt,  oder  ein  weiterer  Schaden 
erfolgt  sey,  wird  keineswegs  erfordert,  weil  die  ge¬ 
meine  Gefahr  dasjenige  ist,  was  die  Strafbarkeit 
dieses  Verbrechens  bestimmt  (b). 

II.)  G  c  m  eine  Gefahr  f ü  r  Leben  und  E  i- 
ge ntliura  der  Men s e h e n.  Der  Begriff  des 
Verbrechens  fallt  daher  weg,  l)  wenn  der  verur¬ 
sachte  Brand  nicht  für  die  Existenz  andrer  Menschen 
Gefahr  drohend  war.  Darum  müssen  entweder 
zum  Aufenthalte  der  Menschen,  zur  Zeit  der  began¬ 
genen  Thal,  dienende  Werke ,  (Haufser,  Schiffe) 
selbst,  oder  doch  andre  mit  diesen  in  Verbindung 
stehende  Sachen  (c)  angezündet  worden  seyn.  Wer 
daher  isolirte,  unbewohnte  Haufser,  oder  von 
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menschlichen  Wohnungen  cnlfernic  Wälder,  reife 
Saaten  u.  dgl.  an /.und  et ,  ist  nicht  Brands  lifter,  Sün¬ 
dern  bofslxaftcr  Eigenthumsbeeinträchtiger,  mit 
oder  ohne  gemeine  Gefaiir.  2)  Wenn  der  verur¬ 
sachte  Brand  nicht  für  das  Eigenthum  gemeine  Ge- 
lahr  drohend,  war  (d).  Wohl  kann  darum  selbst  die 
Anzündung  des  eigenen  Haufses  eine  Brandstiftung 
enthalten,  keineswegs  aber  wenn  dasselbe  so  von 
andern  Wohnungen  entfernt  lag,  dafs  für  diese  kein 
Brandschaden  zu  befürchten  war.  W  eder  die 
Absicht,  die  Bewohner  desselben  zu  tüdten,  noch 
die  Absicht,  durch  Täuschung  Andere  uni  die  ver¬ 
sicherte  Summe  zu  betrügen,  kann  hier  den  Begrill 
der  Brandstiftung  begründen,  sondern  cs  ist  in 
jenem  Falle  der  versuchte,  oder  vollendete  Mord, 
in  diesem  eine  durch  Fälschung  versuchte,  oder  be¬ 
wirkte  Eigenihuinsbeeinträchtigung  des  Publicums  (e) 
zu  bestrafen. 


(a)  Feuer  Lachs  Lchrb,  36 1. 

(b)  Bult  mer  ad  arL  325*  §*  3.  Kleins  Grnuds.  ch  p-  b. 

§<  49a 

(c)  L  9,  B-  de  iheend*  (XL  VH-  9,}  „Qui  aed  e.*  acervumn 
f  r  li  m  e  n  1 1  f  u‘x  t  a  do  m  um  p  o  t>  i  tu  in  combussei  ii 

igtii  necan  juhetur.“ 

(d)  Das  römische  Recht  erfordert  fcWaär  dieses  Requisit  nur  tM 
der  vollen  Strafe,  nicht  zu  dem  Begriffe  des  \ci  J<  <  c  ><  1JN 
L.  28.  $.  12*  D*  de  poenis,  {XLVItL  J9.)  „hi  ce  »  di»  r  m 

caplte  puriluntnr,  qui  iüceudcrint  iuli  a  Oppidum.  v,u  w  t  j 
casaih  et  viltam  aljquo  leolus,“  Die  P-  G*  Ot  dagegen  jIMC  / 
das,  v/as  Requisit  für  die  volle  Strafe  war,  v.u  ein  ein 
fcile  des  Begriffes  ,  indem  sie  unbedingt  dem  Brenner  du  ■  tl ® 
des  Feuers  droht,  und  dennoch  gewifs  nicht  härter»  rl  * 
römische  Gesetz,  strafen  wollte,  wie  selbst  £  e  u  e  i  aC  1 

§  365-  zugtebt.  Feuerbach  hatte  über  nicht  nöthig,  von 

seiner  früheren,  ganz  richtigen  Ansicht  (F  Aufl,  y  ■  fÖi»  u. 
a  b%ti  weich  t'U* 

Kleins  Aunalea  B*  III*  u<  2*  S*  66*  folg» 


Von  der  Brandstiftung. 
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8-  3  1 4. 

Auf  die  dolose  Brandstiftung  setzt  die  P.  O. 
O.  (u|  unbedingt  die  Strafe  des  Feuers.  Sie  un¬ 
terscheidet  keineswegs  zwischen  Mordbrand  und. 
Brand,  ob  man  gleich,  zu  ihrer  Zeit,  auf  diese 
Art  zu  unterscheiden  pflegte.  Dafs  sie  upter  den 
Brenn  e  r  n  nur  M  o  r  tl  b  r  e  n  n  e  r  gedacht  haben 
sollte,  ist  darum  unwahrscheinlich,  weil  sie  als¬ 
dann  den  Begriff  des  Mordbrenners,  welcher  sehr 
schwankend  war  (!>),  gewifs  naher  bestimmt  La¬ 
ben  würde,  und  darum  gewifs  unrichtig,  weil  säe 
keineswegs  die  in  Deutschland  gewöhnlichen  Stra¬ 
fen  des  Mordbrnnds,  sondern  die  römische  Strafe 
billigt,  folglich  auch  das  römische  liecht,  wel¬ 
ches  unter  Mordbrand  und  Brand  nicht  unterschei¬ 
det,  vor  Äugen  gehabt  hat  (e).  Indessen  soll 
dennoch  der  Gerichtsgebrauch  an  vielen  Orten  die 
gesetzliche  Disposition  auf  Brandstiftungen./  welche 
von  belohnten  Verbrechern,  oder  als  Mittel  zu  an¬ 
dern  Verbrechen  begangen  wurden ,  beschranken 
und  in  allen  andern  Fallen  nur  die  Strafe  des 
Schwerts  zulassen  (d). 

(a)  art.  125. 

W  W  a  I  c  h  $  Glossarium  voce  :  B  r  e  n  u  e  n 

(c)  Feuerbach  365* 

(tl)  Quistovp  §*  198.  und  die  das*  »njgef»  —  Man  vergU  abi'v 
11  erg. er  El,  jur,  crlm.  c*  if*  nrambr*  3-  §*  L^cyser 

4>^p4li  m.  .11,  13# 

S-  3 1 5 . 

Die  Brandstiftung  aus  culpa  lala  ist  gleichfalls 
strafbares  Verbrechen  (a) ,  doch  ist  .die  Strafe 
nicht  bestimmt.  Dagegen  soll  die  nachlässige 
Behandlung  des  Feuers  mit  Verweifsen  und  an- 


332  I.  Th.  2.  B.  2.  Abth.  2.  II.  Abs.  2.  Kap.  3.Tit. 

* 

dorn  Strafen  bis  zu  körperlicher  Züchtigung  geahn¬ 
det  werden  (b),  selbst  wenn  sie  keine  Brandstif¬ 
tung  veranlagt  hätte  (e).  Höher  wird  daher,  auch 
hey  erfolgtem  Brandschaden,  nicht  wohl  gestralt 
werden  können.  Gewöhnlich  bestimmen  die  Fo- 
lizcy Ordnungen  diesen  Punct  näher,  und  die  Strule 
ist  auf  'jeden  Fall  eine  polizeiliche. 

(a)  L,  11«  T)*  dn  Inceml*  nSi  fonulto  ineenclium  factum  t>it ,  ve- 
Um  iüdiget,  nWi  UUU  lata  sit  culpa,  ut  luxuriae  et  dülo  «U 
pruxima/* 

(b)  L-  3*  4,  D*  de  off-  prae/(  YtgU.  (1*  iS.) 

(c)  y*  A 1  m  en  d  nj  ge  d  über  das  culpose  Yerbrecheu.  S.  20G-  fufg- 

S-  316. 

Als  Schärfungsgrund  betrachtet  man,  überein¬ 
stimmend  mit  allgemeinen  Grundsätzen  (§■  30  1.), 
wenn  das  Feuer  so  angelegt  wurde,  dafs  nicht 
blofs  gemeine  Gefahr  entstehen  konnte,  sondern 
gemeiner  Schaden  entstehen  sollte,  z.  B.  wenn 
ein  Ort  an  mehreren  S tralsen  zugleich  angezüudci 
wurde  (a). 

(a)  3i  ö  h  m  e  r  ad  ai«  125.  10*  Kl  eins  Grunds, 

Tittmanos  Grundlinien  306. 

Vierter  Titel. 

V  o  0  den  gesetzlich  ansgezeieh  u  c  t  e  n  g  e  m  e  i  n  g  ü  ^  a  r 
liehen  F  ä  l  s  C  h  u  n  g  e  u. 

4 

I-  Münzfälschung. 

J.  R,  Engan  de  delictis  monetariis,  1750. 

Idem  de  falso  numario  et  solo  et  cum  usurpatlöiie  jutis  mo'.ie 

tan  di  couiuacto.  Je«,  1759. 

Fr.  Thomas  ins  de  delictis  et  poems  circa  rno  netto  bodler  n  - 
Lips,  17/  lß 
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Kl  c  1  n  (  c  1i  r  o  (1  von  MiinzvciWlir»  und,  allgemeinen  «ncl  posi¬ 
tiv  rechtlichen  GniuiUätieu.  Io  ücm  Archive  li.  IV.  t,  • 

u.  V. 


§.  317. 

s  1 

Damit  das,  zu  einem  allgemeinen  Tausoumiltel 
brauchbare  Material  —  bey  uns  das  Metall,  vor¬ 
züglich  das  edle  —  seiner  Bestimmung  vollkom¬ 
men  entsprechen  könne,  ist  es  nothwendig,  dafs 
es,  dem  verschiedenartigen  Werthe  der  einzutau¬ 
schenden  Waaren  gemafs,  in  gröfsere  und  klei¬ 
nere  Theile  auf  eine  solche  Art  vertheilt  werde, 
dafs  ein  allgemeines  unbedingtes  Zutrauen  auf  die 
Richtigkeit  der  geschehenen  Theilbestimniung  Statt 
finden  könne.  Dieses  ist  im  Allgemeinen  nur 
durch  die  Dazwischenkunft  der  Regierung  mög¬ 
lich,  welche,  wenn  sic  durch  das  Zeichen  der 
öffentlichen  Autorität  die  Gröfse  eines  jeden  Theil- 
chens  auf  demselben  verbürgt,  für  diesen  Act  ih¬ 
rer  Thätigkeit  dasselbe  allgemeine  Zutrauen  in  An¬ 
spruch  nehmen  kann,  durch  welches  sie  über¬ 
haupt  als  Regierung  besteht. 

Ein  zum  Zwecke,  als  allgemeines  Tauscbmiucl 
zu  dienen ,  mit  dem  seinen  Werth  bestimm  enden 
Zeichen  der  öffentlichen  Autorität  versehene  Me¬ 
talls  tück  heifst  Staatsmünze  (ä).  Sie  zu  ver¬ 
fertigen,  ist,  dem  Gesagten  zu  Folge,  nothwendig  ein 
ausschliefsendes  Recht  des  Staates  (Regal),  welches 
in  den  die  Münzverfassung  bestimmenden  Gesetzen 
(Münzverordnungen)  seine  Garantie  finden  mufs.  Wer 
den  durch  Strafe  verpönten  Bestimmungen  solcher 
Verordnungen  entgegen  handelt,  begeht  ein  Münz¬ 
verbrech  e  n .  Unter  diesen  ist  in  Deutschland  beson¬ 
ders  das  Verbrechen  der  Münzfälschung  (fal- 
sae  monetae)  ausgezeichnet,  welches  durch  jede, 
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in  Ansehung  der  Münzen  begangene  Fälschung 
vollbracht  wird. 

(a)  S  e  h  a  u  m  u  tuen  (Medaillen)  Aiml  der  Pmatmllknhr 
überlassene  Kuuuprodiieie ,  in  A  u&chimg  welcher  wohl  Fäl¬ 
schungen,  keincfswega  aber  ausgeiei  ebnet  «ladbare,  begangen 
w#  den  köDQcn* 

§.  318, 

Die  Münzfälschung  ist  eine  Art.  der  Fälschung 
überhaupt.  Sie  erfordert  daher,  wie  diese,  eine 
Rechtsverletzung,  zu  welcher  die  bewirkte  Täu¬ 
schung  als  .Mittel  gebraucht  wurde.  Diese  Ver¬ 
letzung  kann  hier  entweder  blofs  Verletzung  des 
Miinzregnls,  oder  blofs  Verletzung  des  Kigeiuhums 
des  Publicurns,  oder  endlich  Verletzung  in  beider 
Hinsicht  zugleich  seyn. 

Das  erste  war  ehemals  der  Fall,  wenn  Lap- 
desherrn ,  ohne  kaiserliche  Conccssion,  und  ist 
noch  itzt  der  Fall,  wenn  Privaten  Münzen  von 
achtem  S  e  h  r o  t  und  K  o  r  n  e  auspragen  (a ). 

Das  zweyte  ist  der  Fall,  wenn,  ohne  eigene 
Fälschung  der  Münze,  absichtlich  die  falsche 
Münze  statt  achter  aus  gegeben  wird. 

Das  dritte  endlich  war  ehemals  der  Fall, 
wenn  Landesherrn,  mit  oder  ohne  Münzrecht, 
und  ist  noch  itzt  der  Fall,  wenn  Privaten  schlechte 
Münzen,  den  für  die  Ausübung  des  .Münzrechts 
entscheidenden  Gesetzen  entgegen,  ausprägen,  oder 
Wenn  die  ächten  Münzen  durch  Ran  Rein,  Beschnei- 
den  u.  d.  gl.  verschlechtert  werden  (b). 

Das  Ausgeben  achter  verrufener  Münze  ge¬ 
hört  dagegen  nicht  zu  der  Münzfälschung. 

(a)  Ein  Fall  j  welcher  freilich  nicht  leicht  Vorkommen  wird* 

(L)  Der  Betrug  des  Publicurns  ist  offenbar  die  Hauptrücksirbt, 
welche  dieses  Verbrechen  als  vorzüglich  stralbar  darstellt,  denn 
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nur,  um  den  Betrug  des  Pubficu ms  x»  Terhiiten  ,  existirt  das 
"Mim 4 regal  des  Staates,  Darum  mußte  liier  von  diesem  Vor- 
Lrecbcii  gehandelt  werden, 

§.  319- 

Da  man  im  Allgemeinen  die  Fälschung  nur  alsdann, 
“wenn  die  durch  sic  bezweckte  Rechtsverletzung  wirk¬ 
lich  erfolgt  ist,  als  vollendet  ansieht,  so  nimmt  man 
auch  dasselbe  hcy  der  Münzfälschung  an  und  betrach¬ 
tet  sie  daher  nur  alsdann  als  vollendet,  wenn  die  fal¬ 
sche  Münze  schon  als  solche  gebraucht  worden 
ist,  ohne  jedoch  zu  unterscheiden,  ob  viel  oder  we¬ 
nig  ausgegeben  worden  sey  (a).  Den  Worten  der 
P.  G.  0.  nach  würde  zwar  das  Gegentheil  darum 
behauptet  werden  können ,  weil  sie  die  volle 
Strafe  demjenigen  droht,  welcher  falsche  Münze 
macht,  ohne  dabey  des  Aussehens  zu  erwäh- 
nen  (b) ,  da  cs  indessen  unwahrscheinlich  ist,  daüs 
das  Gesetz  hierdurch  wirklich  die  blofse  Ver¬ 
fertigung,  auch  ohne  Ausgeben,  als  der  vollen 
Strafe  unterworfen  habe  da rs teilen  wollen  und 
mit  besserem  Grunde  angenommen  werden  kann, 
dafs  dadurch  nur  diejenigen,  welche  die  falsche 
Münze  selbst  verfertigen,  von  denjenigen,  welche 
falsche  Münzen,  ohne  sie  zu  verfertigen,  nur  auf- 
wecliseln  und  wieder  ausgeben,  haben  unterschie¬ 
den  werden  sollen,  so  ist  cs  zu  billigen,  wenn 
man  im  Zweifel  auch  bey  diesem  Verbrechen  von 
der  allgemeinen  Regel  nicht  ab  weicht. 

(a)  Quistorp  ff.  161.  Meister  pr.  jur.  crim.  ff.  311,  Klei  li¬ 
scht  od  a.  a.  O,  ff.  3. 

(b)  Bey  den  "Worten  des  Gesetzes  bleibt  stoben  Fe  u  erb  ach 
Lehrt,  ff  17 7. 

§.  320. 

Die  Römer  strafen  die  Fälschung  silberner  Mün¬ 
zen  mit  Confiscation  und  Deportation  (a),  die 


3?G  I.  Tb.  2.  B.  2.  Abili.  3.  U.  Abs.  2.  Kap.  4.  Tit. 

Fälschung  goldener  mit  dem  Tode  (b)  und  später 
die  V  erfdlseher  der  Solidorum  mit  der  Feuer- 
stralc  (c).  Audi  die  Socicn  'wurden  mit  gleicher 
Strafe,  und  diejenigen,  in  deren  Häulsern  falsch 
gemünzt  wurde,  mit  der  Strafe  der  Confiscation 
ihrer  Häufser  belegt  (d). 

Die  P.  C.  O.  (c)  bestimmt  dagegen  I)  die 
beuevs  träfe  denjenigen,  welche  fälsche  Münzen  von 
unäcblem  Schri  w  upd  Korn  verfefvgeri  ,  oder  die¬ 
selben  aufwecliseln,  oder  sonst  zu  sicli  nehmen 
und  wieder,  zum  Betrüge  des  Publicums,  ausge- 
ben ,  wie  dieses  der  Gewohnheit  und  der  Salzung 

1  i  o 

der  Rechte  entspreche.  11.)  Die  Strafe  der  Con- 
fiscation  der  Häufser  denjenigen,  welche  dieselben 
zum  Falsch  münzen  wissentlich  hergeben.  III.)  Fine 
Strafe  an  Leih  und  Gut  denjenigen,  welche  Mün¬ 
zen  verschlechtern ,  oder  ohne  Münzfreyheit  prä¬ 
gen,  oder  Münzen  eines  Andern  umprägen,  oder 
um  schmelzen  und  geringere  Münze  daraus  verlern- 
geh.  IV.)  Einziehung  des  Münzrechtes  den  Miinz- 
bercehligtcn ,  mit  deren  Wissen  und  Millen  fäl¬ 
sche  Münze  geprägt  wird. 

Neuere  gesetzliche  Bestimmungen  lassen  eine 
Erhöhung  der  Strafe  der  Münzränftler  und  Besehnei- 
der,  bis  zur  Todesstrafe,  zu  (f).  Reichsständen 
dagegen,  welche  falsche  Münze  schlagen,  wurde 
eine  Strafe  von  5o  Mark  Goldes,  halb  dem  kai¬ 
serlichen  Fiscus,  halb  dem  Kreifse,  worin  sie  ge¬ 
sessen  waren,  verfallend,  angedroht  (g)  und  der 
Verlust  des  Münzrechts  sollte  zugleich  Suspension 
von  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstage  nach 
sich  ziehen  (h). 

(  )  L.  9.  D.  ad  Leg,  Com.  de  faJs,  (XLVJII.  JO.) 

(t)  L*  8,  ibid* 


Von  der  Münzfälschung. 
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(c)  L.  2,  C*  de  fala,  moueta,  (IX.  24.) 

(d)  L .  1.  i hul9 

(e)  art*  11! , 

CO  Müozordnnng  *.  1559-  ff.  161.  Mnn*cAc»  Fraac.  1.  t.  1759. 
ff.  5. 

(g)  ff.  31. 

(li)  W.  K,  o.  9.  ff.  6,  welche  Stelle  indessen  au  den  passihus  con¬ 
tra  diciis  gehört. 


§.  321. 

In  allen  Fällen,  wo  die  Gesetze  nur  eine  un¬ 
bestimmte  Strafe  an  Leib  und  Gut,  oder  an  Leih, 
Gut  und  Leben  bestimmen,  können  keine  andere 
Strafen,  als  die  Strafen  der  Fälschungen ,  eintre- 
len.  Man  straft  daher,  nach  der  Gröfse  des  schon 
gestifteten,  oder  bezweckten  Schadens  des  Publi- 
curns,  mit  der  Strafe  der  vollendeten  oder  ver¬ 
suchten  Eigen thumsbeeinträchtigung  durch  Betrug, 
jedoch  in  einem,  wegen  der  Gemcmgefährliclikeit 
dieses  Verbrechens ,  erhöhten  Grade.  Mit  dieser 
Strafe  verbindet  man  in  den  Fällen,  wo  die 
Münzfälschung  zugleich  als  Fälschung  in  Hinsicht 
des  Münzregals  erscheint,  die  hierdurch  verdiente 
Strafe,  welche  nicht  wohl  eine  geringere,  als  ein¬ 
jährige  Zuchthaufsstrafe ,  oder  eine  andere  von 
gleichem  Grade,  seyn  kann,  und  auf  diese  Strafe 
allein  würde  zu  erkennen  seyn,  wenn  eine  Münz¬ 
fälschung,  ohne  beabsichteten  Betrug  des  Publi- 
cums,  zu  bestrafen  wäre. 

Aber  auch  in  den  Fällen,  welche,  nach  dem 
Gesetze ,  mit  der  bestimmten  Strafe  des  Feuers  be¬ 
droht  sind,  wird  in  dem  Gerichtsgebrauche  von 
dieser  Strafe  fast  nie  Gebrauch  gemacht.  Dafs 
man  die  Disposition  des  Gesetzes  nur  von  Ver- 
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fälschungen  der  Reichsmünze  und  nur  von  dom 
aus  einer  Gemeinschaft  mit  den  Falschmünzern  zu 
erklärenden  Ausgeben  des.  falschen  Geldes  ver¬ 
stellt,  läfsl  sich  1 1 r i  Al  Gemeinen  verlheidigen.  Sind 
diese  Bedingungen  nicht  vorhanden,  so  kann  da¬ 
her  nur  die  Strafe  gcmcincef  ahrlichcr  Eigcnlliuins- 
bcemträehtigungen  eintreten  (a).  Ob  aber  die  Dis¬ 
position  nur  von  den  Verfälschern  der  Goldmün¬ 
zen  ,  und  solchen,  welche  nicht  Münzmeisior  sind, 
zu  verstehen  sey,  ist  zweifelhaft.  Das  letztere  ist 
unwahrscheinlich  (b) ,  das  erstere  kann  aus  der 
Berufung  des  Gesetzes  auf  das  römische  Recht 
einigermafsen  vertheidigt  werden.  Dadurch  ist  es 
indessen  dahin  gekommen ,  dafs  man  das  Gesetz 
allgemein  nur  bey  gestifteiern  bei  rächt  liehen  Scha- 
den ,  und,  da  für  das  Beträchtliche  die  Grenzbc- 
stimmung  selbst  schwankend  ist,  bey  nahe  gar 
nicht  anwcndel.  L:n  recht  ist  es  aber  offenbar, 
wenn  altere  Criminalistcn  in  den  fällen,  wo  sic 
das  Gesetz  onzuwenden  für  bedenklich  liiclien,  nun 
unbedingt,  die  Strafe  dgs  Schwerts  an  die  Stelle 
setzten,  indem  diese  Fälle,  wenn  sie  nicht  unter 
die  bestimmte  Strafe  des  Gesetzes  gehören,  offen¬ 
bar  zu  denjenigen  gerechnet  werden  müssen,  m 
welchen  eine,  nach  dem  Ermessen  des  Richters  zu 


bestimm  ende  Strafe  an  Leib  und  Gut  ein  tritt,  nut 
welcher  Ansicht  auch  die  neueste  Praxis  überein¬ 
stimmt  (c). 

Zu  bemerken  ist  übrigens  noch,  dafs  auch  bey 
diesem  Verbrechen  diejenigen,  welche  die  Anzeige 
unterlassen,  als  Begünstiger  gestraft  werden  sol¬ 
len  (d). 


(a)  Sehr  unrichtig  bestimmten  die  älteren  Ci’imiualisten  für  äiese 
Falle  die  Strafe  des  Schwere, 


(l>)  F  euerhacli  s  Lelirb,  179* 
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(c)  Meister  pi%  jur*  crlm,  §t  3l 4*  und  die  das*  angcf* 

(d)  Muuzverordijuijg  v,  1559-  §,  163  > 

§.  325. 

Das  Fälschen  in  Ansehung  des  eigentlichen  Pa¬ 
piergeldes  —  nicht  der  Staatsobligationen  —  ist 
ein  Verbrechen,  welches  in  jeder  Beziehung,  so¬ 
wohl  als  Betrug  des  Publicums,  als  auch  als  Fäl¬ 
schung  zum  Nachtbeile  der  Hohcitsrechte,  sowohl 
in  Ansehung  des  Zwecks,  als  auch  in  Ansehung 
des  Mittels  und  in  Ansehung  der  Gcmeingcfährlich- 
keii,  dem  Falschmünzen  gleich  steht,  ja  sogar  in  der 
letzten  Hinsicht,  wegen  der  besonders  nacktheili- 
gmi  \V  irkung  desselben  auf  den  Credit  des  Staates, 
sich  noch  über  dieses  erhebt  Der  Analogie  zu 
böige  kann  es  daher  durchaus  nicht  geringer,  als 
die  Münzfälschung,  bestraft  werden  (a)„ 

(a)  Ren  El.  jür.  cviin.t  L.  IV.  P.  UI.  u.  5.  $.  3.  Ktein- 

s  dir  od  n,  a,  O.  4.  Dagegen  Feuer  hach  Jj,  177. 

II.  Weinfälschung. 

I.  W  eher  Diss,  (le  crim,  adulteratornm  rini,  Gissae  1708. 

§■  323. 

In  Ansehung  derjenigen,  welche  den  Wein, 
zum  Nachtheile  des  Publicums,  verfälschen,  ver¬ 
ordnen  die  Gesetze  (a),  dafs  ihnen,  auch  wenn  sie 
noch  keinen  Schaden  gestiftet  hätten,  die  Fässer  zu 
zerschlagen,  der  Wein  zu  verschütten,  und  ausser¬ 
dem  für  jeden  Eimer  100  fl.  rhein.  Gcldbufse  anzu- 
setzön  sev  (b).  ■  Bey  gestiftetem  beträchtlichen  Sclia* 
den  sollen  aber,  neben  diesen,  auch  noch  andre 
willkührhchc  Strafen  eimreten  (c),  welche  nach 
den  Grundsätzen  von  der  Bestrafung  doloser  und 

22* 
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eulposer  Vergiftungen  unrl  doloscr  Eigcnthumsbe- 
einirachtigungcn  bestimmt  werden  müssen. 

fa)  Friburg.  eie  1797.  til.  72.  beseitigt  in  ilem  R.  I.  Ailglifti 
de  1500.  til.  33,  und  in  der  H.  P.  O.  v.  l5W.  tit.  XVI. 

(b)  Rec,  Friburg,  a,  a.  O.  a.  5. 

(c)  a  a.  O.  $.  3.  —  Ueber  die  Nachlässigkeit  in  der  Anwendung 
dieser  Gesetze  klagt  schon  Böhmer  ad  art,  tl3.  §*  1« 


III.  Banqucrout  c. 


§.  324. 

Der  Banqueroute  ist  der  entdeckte  Zustand 
der  Unzulänglichkeit  des  Vermögens  eines  Schuld¬ 
ners  zur  Befriedigung  der  Gläubiger.  So  wir  die 
Gesetze  dem,  durch  erweifsliciie  Unglucksfälle 
und  schuldlos  in  Verfall  seines  Vermögens  gcra“ 
thenen  Schuldner  ihr  Mitleid  nicht  versagen  ,  son 
dern  ihn  vielmehr  durch  eingeführte  singu  äic 
liechte  —  der  Stückzahl  ung*  der  Güterabticiun-,, 
der  Couipetenz  und  mitunter  auch  der  Moiato 
rien  —  unterstützen,  so  strafbar  betrachten  s*c 
dagegen  die  dolose,  ja  selbst  die,  durch  1  rJC  l[’ 
Verschwendung  und  unbesonnene  Unternehmungen 
he rbey geführte  culpose  Erzeugung  eines  so  <■  u  n 
Zustandes,  die  letzte  wenigstens  alsdann  gewi  s, 
wenn  sie  auch  nicht  ein  mahl  durch  schcmbai  zu 
entschuldigende  Irrthümer  gerechtfertigt  vver  cn 
kann.  Die  reichsgesetzlichen  (a)  Strafen  beste  n-n 
in  der  Strafe  der  Infamie,  der  Versagung  em<‘^ 
sichern  Geleites  und  der  für  verarmte  Schu  t  nei 
sonst  eingeführten  Rechtswohlthaten ,  und  in  txm 
Verluste  der  zu  gestandenen  Moratorien  um  11 
dulte.  An  die  Stelle  der  Infamie  würde  in  den 


Landen,  wo  man,  auf  diese  Strafe  zu  erkennen, 
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mit  Recht  Bedenken  tragt,  eine,  nach  der  Gröfse 
des  gestifteten  Schadens  zu  bestimmende  Gcläng- 
nifs-  oder  Zuclithaufsstrafe  treten  müssen  (b),  allein 
leider  sieht  man  da,  wo  nicht  landesgesetzüehe  Be¬ 
stimm  ungen  eigenthümliche  Verfahrensarien  vorge- 
schrieben  haben  (c),  eine  Anwendung  des  Geistes 
der  Reichsgesetze  nur  äusserst  selten,  vorzüglich  etwa 
noch  in  dem  Falle,  wenn  der  Banquerouteur,  durch 
Verheimlichung  eines  Theils  seines  Vermögens,  noch 
neue  Fälschungen  zu  seinem  Banqueroute  gesellt  hat. 

(a>  R.  P.  .0.  V.  1648.  tit,  22.  n.  V.  1577.  lit.  23.  $.  2.' 

(b)  Quistorps  GruodsiiizA*  etc.  442. 

(c)  Mau  stehe  darüber  Quistorps  Betrüge  n*  XFIL  P  ü  1 1- 
mann  de  cessiötte  bonorum  cüULumebosa.  Lips,  17Ö4-  in 
Opusc,  jur.  crirn,  o*  VI,  Kobe  de  pccuiria  mutuatUia  tulo 
eollocanda*  cap,  Ha 


Dritter  Hauptabschnitt. 
v  ou  den  Verbrechen  gegen  den  S  t  a » C, 

Erste  A  b  t  h  c  i  t  u  n  g. 

Voa  deu  gemeinen  Verbrechen  gegeu  eleu  Slatt. 

§.  325. 

Die  Verbrechen,  durch  welche  der  Staat  selbst 
unmittelbar  verletzt  wird ,  stehen  unter  allen  in 
Ansehung  der  Strafbarkeit  am  höchsten,  in  so 
lerne  man  nämlich  die  in  demselben  enthaltene 
Verletzung  gegen  dieselbe  Verletzung,  an  irgend 
einem  andern  Subjecte,  selbst  an  ganzen  Gemein¬ 
heiten  und  Corp  oratio  Uen  begangen,  betrachtet. 
Nur  bey  denjenigen  Verbrechen,  deren  Strafbar¬ 
keit  sich  nach  der  Gröfse  des,  von  dem  passiven 
Subjecte  verschiedenen  Objectes  der  Verletzung 
bestimmt,  wie  bey  den  Beeinträchtigungen  des  Vor- 
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mögens  und  der  nutzbaren  Rechte  des  Staates, 
leidet  diese  Regel  eine  Ausnahme  (§.  Ö3.),  ■weswe¬ 
gen  man  mit  Recht  den  Peculat  d.  h.  die  ge¬ 
winnsüchtige  Entwendung  des  öffentli¬ 
chen  Vermögens,  ohne  Verletzung  der 
Amtstreue,  heutzutage  (a)  nach  den  gewöhnli¬ 
chen  Principien  von  der  Bestrafung  der  Dieb¬ 
stähle  (b),  und  die  Jagd  -  und  andre  derglei¬ 
chen  Frevel  ganz  eben  so,  wie  dieselben  Fre¬ 
vel,  wenn  sie  zur  Verletzung  der  nutzbaren  Rechte 
Einzelner  begangen  wurden,  bestraft  (e). 

Die  mit  erhöhter  Strafe  zu  belegenden  Verbre¬ 
chen  gegen  den  Staat  theUen  sich  übrigens  in 
M  a  j  e  sta  ts  -  oder  ei  gen  1 1  i  c  he  S  t  a  a  ts  v  e  r  b  r  c- 
chen  (crimen  majestatis)  und  Regier«  ngs- 
vorb  rechen  (crimen  potestatis  publicae 
turbatae)  (d)  ein,  nachdem  entweder  die  mit 
der  höchsten  Würde»  (Majestät)  versehene  Per¬ 
sönlichkeit  des  Staates,  im  Allgemeinen,  oder 
diese  Persönlichkeit  nur  in  den  einzelnen  Acusse- 
rungen  ihrer  Thäligkeit  (die  einzelnen  Staatsgewal¬ 
ten)  als  Gegenstände  der  Verletzung  erscheinen  (c). 

(V)  ftey  fleit  fibmem  war  zwar  der  Peculat,  öffentliches  Yci^ 
Lrechvy  ?  von  dem  fuytü  verseil icrlcn ,  f I i ^  deutschen  Strafge¬ 
setze  aber,  welche  d;ejl  Dr^üshl  überhaupt  als  öffentliches 
Verbrechen  bestrafen  ,  unimclieüko  für  die  Anwendung  ihrer 
Strafbestimmungen  keineswegs  zwischen  Privat  -  und  öflent-. 
JicbeuA  Yermügcbu  JJie  Heiligkeit  des  GrU,  an  welchem 
stöhlen  wurde,  kann  Jedoch  allenlings  eine  Strafschärfung 
rechtlich  begrüudeu  arg.  i\  0.  ai;t,  174-  am  Ende*  Vcrgh 
$.  2Q0, 

(L)  Meiste**  p>\  jur*  crim*  $.  217-  Fauerbachs  Lehrbuch  d, 

p.  Ea  §*  334- 

arg*,  avt,  jf>9.  d.  P,  O,  O.  *  welcher  auch  keinen  Unterschied 
zwischen  öffentlichen  und  Privat Weihri-ü  macht,  Ehen  die-" 
Bes  gilt  übrigens  auch  von  den  Fälschungen  zum  Nactukcilc 

des  im  AUgemeiaen* 


Von  d.  Majestälsvermclii.  u.  d.  liochverralhe.  343 

(d)  J  a  c*  G  ot  b  o  f  re  (1  11  5  ad  L>  3,  Cod*  Theo  dos.  ad  L,  Com* 
de  8icar, 

(e)  M  eis  t  er  JE  298,  F  e  u  e  r  b  a  eh  im  ersten  Titel  des  ersten 
TI  teils  des  zweylen  Buchs,  dessen  sehr  nebligen  Ein  ibei  lau¬ 
gen  der  Staats  verbrechen  ich  gröbste  ulke  Ils  folge. 

Erstes  Kapitel. 

Von  den  Ma  jeeta  tsverbreciien. 

Bosse  über  Hocbv^mth  ,  beleidigte  Majestät  und  v#lmte  Ehrer¬ 
bietung  gegen  den  Landesherren  Gott.  l8ü2. 

Erster  Titel. 

Von  den  Verbrechen,  welche  die  Vernichtung  der  Majestät  bezwecken, 
iusb esu miere  von  dein  Ilochverratbe. 

H.  II.  Gun  dl  Ing  Singutaria  ad  Leg,  inajestatis  ct  de  sHentio 
in  hoc  crimlue,  Habe  1721, 

Eu  M^ncken  de  crim,  perdudlloms  ejusqne  poena.  Witteb, 

Kl  ein  sehr  cd  über  den  Begriff  und  die  Strafbarkeit  des  Hoch- 
verraths.  Im  Archive  B,  E  St,  E  m\  2. 

1  cuevbach  philos.  jmid,  Unters uclmng  über  das  Verbrechen  des 
Ilochverraths,  Er],  3  798. 

Ki  C.  C,  Grüncb  usch  de  crittimc  perduellionis  alque  imtjesta- 
tis  apud  priscos  Hora.  Gelb  1802, 

Tilsuer  de  perduelE  majesL  Lips,  1Ö14* 

H,  ^^l  Inter  das  Majestii  ts verbrechen ,  philos,  und  juvid.  «'klärt. 

Berl.  1815. 

V,  Ktimptz  über  den  Tliatbestnnd  in  dem  Versuch  des  Hocli- 
vermhs.  (Jahrbuch  der  Gesetzgeb.  in  Reehuwiss.  in  Pieusseu, 

Heft  32.  S,  2750 

lisch  er  vier  Abhandlungen ‘über  Gegenstände  der  Strafrechts  wies. 
Zürich  1822*  nr,  IÜ. 


§.  326. 

Eia  Staat  entstein  durch  die  Vereinigung  eines 
Inbegriffs  von  Menschen  für  den  Staatszweck  (pae- 
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tum  unionis)  unter  einem  Organe  des  Gcsanmu- 
willcns  [Oberint up te]  (pactum  ordinationis  et sub- 
jectioms).  Durch  die  näheren  Bestimmungen  über 
die  Darstellung  des  Staatsoberhaupts  (Constitu¬ 
tion  des  Staates),  welche,  als  Grundgesetze 
(leges  fundamentales),  theils  die  zur  Verwaltung 
der  höchsten  Gewalt  bestimmte  physische  oder 
moralisch^  Person  (die  S taatsfo rm),  tlicils  die 
Grundbedingungen  für  die  Art  der  Ausübung  die¬ 
ser  Gewalt  (die  R  e  g  ie  r u  n  g sf o  r  m)  festsetzen  (a), 
entstein  der  Staat  in  der  individuellen  Gestal¬ 
tung  seiner  Persönlichkeit. 

Wer  die  Bedingungen  für  die  Existenz  des  Staa¬ 
tes  überhaupt,  oder  für  die  Existenz  desselben  in 
seiner  individuellen  Gestaltung  angreift  (b),  begeht 
das  Verbrechen  der  Majcstälsve  mich  tung  und, 
wenn  er  diesem  Staate  für  seine  Person  unterworfen 
ist,  das  Verbrechendes  Hoch verra ths  (crimen 
perduellionis). 

(a)  Grus  L«bibuch  des  Natur  recht*.  §•  322.  4<;8-  409. 

(b)  Dieses  ist  der  aniinns  hostiiis  in  b.  11.  I)-  nfl  b.eg. 
Majeat.  fXLVHJ.  4.)  „Perduellionis  rens,  bostiii  a  n  i  m  o 
a  d  v  e  r  &  u  s  re  iq  publica  m  a  u  L  p  r  i n  c  i  P  e  111  a  °  * 111 
lua  etc;u 

§.  3S7. 

Das  Verbrechen  der  Majcstäts  Vernichtung  und 
des  Hocliverratlis  kann  daher  I.)  gerichtet  seyn  ge¬ 
gen  die  V  e r e in i g u ng  zum  Staate.  Dieses  ge¬ 
schieht  durch  jede  Handlung,  welche,  mittel¬ 
bar  (a)  oder  unmittelbar,  darauf  gerichtet  Ist, 
den  Staat  entweder  ganz  zu  vernichten  (z.  B.  den 
Feinden  zu  unterwerfen),  oder  die  Theile  desselben, 
sey  es1  durch  ein  bewirktes  Losreifsen,  oder  durch 
Unterwerfung  unter  die  Feinde,  zu  trennen.  In 
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so  ferne  diese  Handlungen  durch  Unterstützung 
der  Feinde  des  Staats  geschehen  ,  bezeichnet  man 
dieselben  mit  dem  Namen  des  Lan  d  es  verrat  hs. 

(a)  Wie  nahe  oder  entfernt  die  Handlung  mit  der  ge wi'msc litun 
Krrciclumg  des  Zweckes  verbunden  &vy  i  cüuehftidel  nichts,, 
Jede,  wenn  auch  verunglückt?  Unterstützung  fl*s  I cjmh’s  r  uoi 
dcmsrlboupm  der  Vernichtung  auch  nur  Vaics  Xheils  des 
Staates,  Iper  seiner  Bewohner  beförderlich  ’/ai  seyo ,  begrün¬ 
det  dieses  Verbrach  "U,  Wer  aber  dun  Feinde  in  einem  ?  van 
demselben  ocoupll'Un  Laudeslheife,  selbst  u nfezwnn^en ,  aber 
ohne  die  Absicht ,  zu  der  LosreiUimg  dieses ,  oder  eines  an¬ 
dern  Tbcilcs  bey  zu  tragen ,  Ut  dem  woldverstandt  neu  Interesse 
des  besetzten  Landestheils  dient.  Ist  nicht  Laiidvsvena Liier, 
sondern  kann  sieb  dadurch  nach  den  Umständen  selbst  Ver¬ 
dienste  erwerben.  Die  moralische  Würdigung  solcher  Hand¬ 
lungen  ist  dem  Crimmalrcebu-  fremd*  K  l  e  I  n  $  c  h  r  o  d  a,  a, 
O.  $m  & 

§.  320. 

Das  Verbrechen  der  Mäjestäts  Vernichtung.  und 
des  Höchvcrräths  kann  II.)  gerichtet  seyn  gegen 
das  durch" die  Constitution  bestimmte  in¬ 
dividuelle  Leben  des  Staats.  Dieses  kanu 
geschehen,  !)  durch  beabsichletc  widerrechtliche 
Aufhebung  der  bestimmten  Staatsform  im  Allge¬ 
meinen,  2)  durch  jede  Handlung,  welche  die, 
zu  Folge  der  bestimmten  Siaatsform,  mit  der  Ma¬ 
jestät  und  Inviolabilität  des  Staatsoberhauptes  ver¬ 
schone  Person  des  Regenten,  gerade  in  Hinsicht 
ihrer  Rcgentenqualität,  mit  Vernichtung  bedroht, 
oder  vernichtet.  Es  gehört  dahin  die  Entthro¬ 
nung,  die  Verstandesberaubung,  die  Entführung, 
die  Gcfangcnnchmung  und  endlich  die  physische 
Tödtung  der  Person  des  Regenten,  in  so  ferne  bey 
dieser  letzten  nicht  das  Daseyn  der  Gründe  zur 
rechtlichen  No  th  wehr  beweifst,  dafs  die  Handlung 
keineswegs  gegen  die  mit  der  physischen  Per¬ 
son  sonst  unzertrennlich  verbundene  Person  des 
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Regenten,  sondern  nur  gegen  das  physische 
I  n  cl  i  viduum  ge  ri  c  h te t  ge w esen  s ey ,  w eiet ie& 
sich  selbst  seiner  Rcgentenqualitäl  und  seiner  Ma¬ 
jestät  entkleidend,  als  Mensch  dem  Menschen  sich 
gegenübergeslelll  hatte  (a).  Moralische  oder  phy¬ 
sische  Vernichtung  der  Glieder  der  Regcntcnfami- 
lie,  selbst  des  Thronerben,  oder  Regierungs-Nach¬ 
folgers  (b),  der  Minister  (e) ,  oder  einzelner  Indi¬ 
viduen,  welche  integrirende  Theile  der  durch  die 
Staats  form  bestimmten  m  o  ra  1  i  s  c  li  e  n  Person  des 
Regenten  sind,  ist,  wenn  darin  nicht  eine  Vorbe- 
reilungshandlung  zur  Majesiäisvcrnicbuing  liegt, 
nur  Privat'Yerbrechen,  obgleich  höchst  qualilicir- 
tes.  3)  Durch  Aufhebung  der  constitulionell  be¬ 
stimmten  R  egi  c  rungsfo  rm,  scy  es  im  Allge¬ 
meinen,  oder  in  Ansehung  der  einzelnen  Grund- 
best] nun ungen  derselben.  Wenn  auc-ii  durch  sol¬ 
che  Handlungen  der  Regent  selbst  in  bezug  auf 
den  Staat,  dessen  Oberhaupt  er  ist,  nicht  Hoch- 
verräther  werden  kann ,  so  kann  doch  der  lieg  rill 
dieses  Verbrechens  sehr  wohl  auf  diejenigen  passen, 
welche  ihn  zu  dergleichen  Schritten  bestimmen,  (d) 
in  so  ferne  sic  nämlich  bey  ihren  Rathschlägen 
Amtslhätigkeit,  mit  Verantwortlichkeit,  üben. 

F  e  tm-  b  a  €  h  vom  Ilocbvf  rraihr*  S*  55.  T)  c  rs  c  I  b  v  i»  dem 
AuU-Ilobbes.  Jb  1.  Kap*  9,  Koch  iustiL  jur*  crim,  572,  b, 

(b)  ßijijmer  ad  an.  1 24.  C,  C,  C. 

(c)  DU  U  5.  C,  ad  Leg*  Jul.  Majest,  (IX,  8,)  scheint  hier  zwar 

,  allein  sie  muh*  von  dem  in  hochverratben- 
scher  Absicht  unternommenen  Minister  -  Morde  verstanden 
werden,  Böhmer  ad  Carpzov  q.  24,  o.  2,,  und  auch 
ohne  dieses  wurde  sie  nicht  mehr  entscheiden ,  d.i  das,  w-is  sjc 
von  den  Ministern  ?_u  sagen  scheint,  in  der  goldenen  Bulle  nur 
auf  die  K urf ü taten  ange  wendet  worden  ist, 

(d)  Löwe  ns  Lern  in  den  gelehrten  Betragen  zur  scllweriniscbeü 
Intelligenz  v,  J,  1776.  n 4  2  — 5, 
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$.  3  29. 

Der  Begriff  des  Hochverraihs  erfordert  aus¬ 
serdem  noch,  dafs  der  Verbrecher  für  seine 
Person  Unlerlhan  des  Staates  $ey,  gegen  dessen 
Existenz  und  Verfassung  er  handelt.  Der  blofse 
Po  re  ns  is  kann  daher  nur  da  als  Hochvcrrdther 
behandelt  'werden,  wo  der  cingefiihrte  volle 
Landsassiat  auch  für  ihn  die  Verbindlichkeiten 
des  persönlichen  Unter thanen  begründet  (a). 

(a)  Feuerbaclis  Lelirb  d,  p.  H.  §.  163. 

§.  330. 

In  so  ferne  der  Hoehverrath  und  überhaupt 
das  Verbrechen  der  Majestätsvernichtung  eine 
Staatsumwälzung  zum  Zwecke  hat,  liegt  es  schon 
in  dem  Geiste  desselben,  dafs  die  Strafe  nicht 
auf  den  Fall  der  ausgeführien  Absicht  gesetzt  seyn 
könne,  sondern  dafs  zur  Verwirkung  derselben  es 
genüge,  wenn  nur  die  feindselige  Absicht  in  Hand¬ 
lungen  ausgebrochen  soy ,  wohin  auch  die  Einla¬ 
dung  Andrer  zur  Verschwörung  gegen  den  Staat 
gehört.  Bcy  den  Handlungen  dagegen,  welche 
zur  Vernichtung  der  Person  des  Uberherrn,  als 
solchen,  unternommen  werden,  würde  man  zwar 
die  Vollführung  der  Absicht  zum  Begriffe  des  vol¬ 
lendeten  Verbrechens  erfordern  können,  wenn 
man  blofs  darauf  sehen  wollte,  dafs  hier  die 
Strafe  durch  die  Consummation  nicht  vereitelt 
•wird,  allein  weil  man  die  Verbrechen,  wrelche  an 
dem  mit  der  Majestät  Bekleideten  verübt  werden, 
nothwendig  eben  so  beurüieilen  mufs,  wie  die 
gegen  den  ganzen  Staat  selbst  unternommenen,  so 
inufsten  die  Gesetze  die  Hegel;  dafs  schon  der 
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erste  Ausbruch  der  feindseligen  Absiehr  in  iiufseni 
Handlungen  che  ganze  Strafe  nach  sich  ziehe,  auch 
auf  diese  Verbrechen  anwenden  (a). 

(0  G,  5.  C.  iid  Leg,  Jul,  Mojen.  G.  ß.  c.  2),  §.  3. 

§.  33  1. 

Da  der  Deutsche  früher  in  zweifacher  Hinsicht 
als  Staalsbürgcr  erscheinen  konnte,  so  gab  cs  in 
Deutschland  auch  in  zvreyfaeher  Hinsicht  Ilodi- 
verrath ,  R  ei  c  h  s  -  II  och  \  errath  und  L  a  n- 
d  C  s  -  II  o  ch  ver  ratlu 

Reich  s-  H  uc  h  vc  rra  ih  begierig  jeder  Deut- 
sclie  \.  an  dem  Reiche  selbst,  durch  Aufhebung 
seiner  Vereinigung,  oder  seiner  Constitution,  2)  an 
dem  Kaiser  durch  Vernichtungsattentate  und 
eben  so  3^  an  dem  römischen  Könige  (a)  und  des 
heil.  röm.  Reichs  Kurfürsten  (b). 

D a  ndes  ii  o  c  h  v e  r  r  a  t  h ,  von  dem  i tzt  ri u r 
noch  allein  die  Rede  sevn  kann,  wird  begangen 
1)  durch  Aufhebung  der  Vereinigung,  oder  der 
Constitution  des  Landes ,  in  welchem  der  Verbre¬ 
cher  Unterthan  ist,  und  2)  durch  Vernichtungsat- 
teniate  gegen  die  Person  des  Landesherrn, 

(fl)  Böhmer  ad  Corpznr  <[.  4l.  o.  4.  Giss.  Ziegler  de  jttr. 
majest.  L,  1.  c.  II.  §.  33. 

(b)  G.  ß,  c.  24.  5.  1.  Ata  nd  de  lege  majcslalis  ob  imperatore 
Carola  IV*  ad  eos  f  qui  in  S,  R,  I,  prixtcipum  Efectorum  vi- 
tam  conspiivuit ,  cxleDüa,  cjuscjue  umi  hodkrao  ad  A*  R*  e.  24* 

§*  1*  Lips,  1755* 


Die  Römer  straften,  schon  nach  den  ältesten 
Gesetzen,  welche  wir  von  ihnen  besitzen,  den 
Hochverralh  mit  einer  Capi talstrafe.  Unter  den 
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Kaisern  änderte  sich  die  Art  der  Sirafc  gewöhn¬ 
lich  mit  jeder  Veränderung  des  Kegemen,  bis  un 
tcr  den  Kaisern  A  r  c  a  d  i  u  s  und  II  o  n  o  r  i  u  s  das 
strenge  Gesetz,  gegeben  wurde,  welches  noch  bis 
itzt  nicht  durch  ein  milderes  aufgehoben  ist  (a). 
Nach  demselben  sollen  die  Hochyerrälher  am  Le¬ 
ben  gestraft  (b),  alle  ihre  Güter,  von  der  Zeit 
des  begangenen  Verbrechens  an ,  confiscirt ,  sie 
mit  der  gröfsten  Ehrlosigkeit  belegt  und  ihr  An¬ 
denken  auf  ewig  verdammt  und  vertilgt  werden. 
Den  leiblichen  Söhnen  der  Hochvcrräther  soll 
zwar,  aus  besonderer  Gnade,  das  Leben  ge¬ 
schenkt,  jedoch  ewige  Ehrlosigkeit  und  die 
drückendste  Armulh  ihre  Begleiter  seyn.  Ohne 
Hoffnung ,  weder  von  dem  Vater ,  noch  von  ir¬ 
gend  einem  Andern  zu  erben,  ohne  Hoffnung, 
zu  Ae m Lern  und  Würden  gelangen  zu  können,  soll 
ihnen  das  Leben  zu  einem  steten  Tode  gemacht, 
und  nur  auf  den  Tod  ihnen  Hoffnung  gelassen 
werden.  Die  Töchter  sollen  den  Pfltehitheil  aus 
dem  mütterlichen  Vermögen,  aber  nicht  mehr, 
erhalten.  Die  Weiber  der  Hochvernuhcr  sollen 
ihr  Heurathsgut  zurück  erhalten  und  die  Nutz- 
niefsung  dessen,  was  ihnen  von  den  Männern  ge¬ 
schenkt  worden  war,  welches  aber,  nach  vollen¬ 
deter  Nutzniefsung,  mit  Aus selil ufs  des  PfHchuheils 
für  die  Töchter ,  an  den  Fiscus  zurückfallen  soll. 
Die  G.  B.  (c)  bestätigt  die  schreckliche  Verord¬ 
nung  der  römischen  Kaiser  und  Karl  V.  in  d.  P. 
G,  O.  durch  Zumokweifsung  (d)  ebenfalls,  ja  die 
P.  G.  0.  schärft  noch  die  Hauptstrafe  des  Verrä- 
thers  und  bestimmt  dem  Manne  die  Strafe  des 
Vierthcilens,  dem  Weibe  die  des  Ertränkens  (e). 
Alle  Thcil nehmet',  selbst  diejenigen,  welche  nur 
um  die  Sache  wußten,  sollen  mit  der  Strafe  der 
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Hauptthäter  belegt  werden  (Q.  Nur  die  Theilneh- 
nier  sollen  von  Strafe  befrcyt  bleiben,  'welche  die 
Verschwörung,  noch  vor  dein  Ausbruche,  entdeck- 
ten.  Diesen  soll  sogar,  wenn  die  Entdeckung 
gleich  bey  dem  Entstehen  geschieht,  noch  Beloh¬ 
nung  m  Theil  werden  (g). 

(n)  L,  5*  C-  atl  Leg*  Jul*  maj, 

(b)  I)ic  augef,  L.  5*  setzt  «lie  Sfr.'»  fr  *1rs  SdiWPrta  y  Ls  t  fl  brr 

nicht  geivil^i  ob  <tul  alle  1  alle  des  Jlochverratba  be- 

stimmt  war. 

(c^  c*  24-  Boy  ei hp in  Hoclivtirailif  ßpßcn  das  Rp|cl»  werden  alle 
im  Bei  che  gelegenen  Gtiirr,  je  d  web  dk*  mittelbaren  tum  Ter¬ 
ritorial  fiscus  (W.  K,  a.  eiiigrzogco. 

(d)  z.  Bi  a#  218- 

(e)  an.  124* 

<f)  U  5*  all  cg*  G.  B,  c.  24i  §.  10* 

(g)  G.  B.  c,  24.  ff,  11.  L.  5.  C.  alleg. 

§'.  33  3. 

Der  Gerichtsgebrauch  soll  in  Ansehung  derje¬ 
nigen  ,  welche  bin fs  durch  unterlassene  Anzeige 
den  Hochverrath  begünstigt  haben,  die  Strafe  des 
Schwerts  an  die  Stelle  der  gesetzlichen  gesetzt 
haben  (a),  im  übrigen  kann  man  zwar  nicht  be¬ 
haupten,  dafs  der  Richter  nicht  an  das  'Gesetz 
gebunden  sey ,  allein  zur  Ehre  unserer  Gesetzge¬ 
ber  dient  die  Bemerkung,  dafs  kein  Fall  in  neue¬ 
ren  Zeiten  bekannt  ist,  wo  sic  nicht  ihr  Milde¬ 
rungs  recht  zu  dem  edlen  Zwecke  gebraucht  hät¬ 
ten,  die  Unschuld  von  einer  Strafe  zu  retten, 
welche  nur  sclavische  Furcht  für  not  big  halten 
konnte  und  der  Menschenfreund  liegt,  nicht  ohne 
Grund,  die  Hoffnung,  dafs  Schwedens  neuestes 
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Beyspicl  auch  in  Deutschland  als  Muster  werde 
betrachtet  werden. 

(a)  L  u  d  w  i  g  3  Erlauf,  der  gokliien  Bulle,  Tb,  2,  S*  4l3* 

$.  3  34. 

Gegen  diejenigen,  welche  nicht  für  ihre  Per¬ 
son  der  Staatsgewalt  unterworfen  sind,  kann  «war 
die  Strafe  des  Todes  erkannt  werden ,  wenn  sie 
sicli  des  Verbrechens  der  Majestätsvernichtung 
schuldig  machen,  die  übrigen  Strafen  aber  können 
gegen  sie  nicht  angewendet  werden,  weil  sic  nur 
dem  II  o  c  h  v  c  r  r  ä  l  h  e  r  angedroht  sind, 

§.  3  35. 

Eigene  Milderungsgründe  bey  dem  Hodhvcrra- 
the  giebl  es  nicht,  dagegen  aber  hat  man  ehe¬ 
mals  viele  Eigemliümlichkciten  der  Verfnkrensart 
bey  diesem  Verbrechen  behauptet,  welche  indes¬ 
sen  durch  keine  zureichende  Gründe  bewiesen 
werden  können.  Wenigstens,  zweifelt  man  itzt 
nicht  mehr  daran,  dafs  auch  die  Hochverräther 
durchaus  nach  den  Regeln  eines  rechtlichen  Ver¬ 
fahrens  zu  behandeln  seyen  und  keineswegs  un- 
verhört  und  unvertheid] gt  verdammt  werden  dür¬ 
fen  (a).  Wahr  ist  es  aber  allerdings,  dafs  die 
Gesetze  selbst  diejenigen,  welche  sich  für  Hoch- 
verräther  verwenden,  als  strafbar  (b)  betrachten 
und  daher  mag  es  wohl  kommen,  dafs  noch  heut¬ 
zutage  an  manchen  Orten  die  Defensoren  um  Ef- 
laubnifs ,  die  Vertheidigung  eines  des  Hochverraths 
Beschuldigten  zu  führen,  nachsuchen,  um  dadurch 
zugleich  öffentlich  an  den  Tag  zu  legen,  dafs  sie 
das  Verbrechen  verabscheuen,  wenn  sie  gleich  die 
Sache  des  Beschuldigten  zu  führen  unternehmen. 
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(a)  Ein  Wrzeiduiifj  der  mliolitetm  EigouthümlichkeiUn  lirfert 
0  n  ft  i*,  a  n  li  e  fl  e  n  de  J'is  t  qone  in  ci  iiuiuc  laesae  mnjmatU 
OCeummi  bwigulana,  Hraemae  1717, 

Cb)  L«  5*  ?*  C,  ml  Log,  Jul,  M-ijeit. 

*Z  w  e  y  t  e  r  Titel. 

Von  ihm  Ycr  brechen  der  beleidigten  M+ijcstät, 

Legier  ap.  569- 

Ha  brr  I  in  über  daa  drin  Herrn  v  o  n  I!  r  a  !>  r  r  k  nngosclinUlfgte 
Verbrechen  der  beleidigten  Majestät*  JJrftUincliW.  lÜÜO. 

Boise  über  Hochverrat!)  ,  beleidigte  Majestät  v  und  verletzte  Ehr¬ 
erbietung  gegen  den  Lamteahrrrn,  G ult*  i(5u2, 

IL  W.  E*  Henke  de  vera  criminis  bei*  ioaj,  aectind,  leg.  posit* 
’mdofe  ac  poena.  Helmfit.  lÖQß# 

J*  E-  F.  van  Biernad)k  de  crimine  f|nod  vulgo  laesae  maj* 
dieiütr.  Utrecht  1Ö07, 

§,  3  36* 

Die  Majestät  ist  die  eminenteste,  dem  Staats¬ 
oberhaupt ,  als  solchen,  geb filmende  Ehre.  Jede 
die  Zwangs  rechte  in  Ansehung  dieser  Ehre  absicht¬ 
lich  verletzende  Handlung  ist  das  Verbrechen 
der  beleidigten  Majestät  (crimen  laesae 
majestatis). 

§.  337. 

Das  Verbrechen  der  beleidigten  Majestät  stobt 
unter  dem  Begriffe  der  Injurien.  Was  daher 
zu  dem  Begriffe  der  Injurien,  als  strafbarer  Hand¬ 
lungen,  gehört,  gehör L  auch  zu  dem  Begriffe  die¬ 
ses  Verbrechens.  Es  wird  auf  dieselbe  Weifse  be¬ 
gangen  ,  wie  Injurien  überhaupt,  und  in  allen 
Fällen,  wo  der  Begriff  einer  Injurie  überhaupt  un¬ 
anwendbar  erscheint,  fällt  auch  der  Begriff’  dieses 
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Verbrechens  hinweg.  Es  unterscheidet  sich  dagegen 
von  andern  Injurien  durch  seinen  Gegenstand.  Dieser 
ist  nämlich  immer  und  einzi"  der  Regent,  als  sol- 
eher.  Injurien,  welche  die  erhabene  Person  des  Re¬ 
genten,  nicht  hi  so  ferne  sie  als  Regent,  sondern  in  so 
ferne  sic  nur  als  Mensch  erscheint,  treffen,  und  alle 
Injurien,  welche  Personen  der  Regenten- Familie  zu 
gefügt  werden,  sind  daher  keine  Majcstäts-,  sondern 
nur  Privat- Verbrechen,  welche  man,  weil  sie  unter 
den  durch  die  persönlichen  Verhältnisse  qualiRcir- 
ten  Injurien  am  höchsten  stehen,  mit  dem  Aus¬ 
drucke:  Verbrechen  der  beleidigten  Ehr¬ 
furcht  (crimen  )  ae  s  a  e  venera  tionis)  be¬ 
zeichnet. 


§.  33a. 

Das  Verbrechen  der  beleidigten  Majestät  kann 
daher  bestehen  I.)  in  Real -Injurien.  Jede 
thä dicke  Beleidigung  der  Person,  des  Regenten,  wel¬ 
che  nicht  aus  Gründen  der  Nothweh'r  gerechtfer¬ 
tigt  werden  kann  (§.  328,),  gehört  hierhin,  weil 
zwar  w ohi  in  den  II a ndlungen,  nie  aber  in 
dem  Körper  das  menschliche  Individuum  von 
dem  Individuum  des  Regenten  als  abgesondert 
betrachtet  werden  kann.  Eben  dahin  gehört  auch 
die  Arimafsung  von  Regenten  rech  len,  welche  au» 
der  Absicht,  die  Regierung  herabzuwürdigen ,  her- 
vorgieng  (a).  II.)  In  Verbal-  und  sy  m  b  o  1  i- 
sehen  Injurie  n.  Diese  können  enthalten  A)  I  n- 
j u  r i  e n  im  engem  Sinne,  1 )  wenn  einer  die 
imfsercn  Zeichen  des  Anerkenntnisses  der  höchsten 
Regen i.cnwürde  versagt,  oder  2)  durch  positive 
Handlungen  eine  Verachtung  gegen  den  Regenten 
zu  erkennen  giebt,  sey  es  durch  eine  materiell 
oder  formell  erklärte  Verachtung  und  Herab  würdi« 

23 
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gung  seiner  Regierung  überhaupt,  oder  einzelner 
Regierungshandl  ungen,  oder  durch  ein,  dem  nnth- 
■wendigen  unbedingien  Zutrauen  auf  die  Reinheit 
des  Willens  des  Regenten  widersprechendes  Linier- 
tersel lieben  unreiner  Motive  zu  den  einzelnen  Re- 
gierungsliandl ungen ,  oder  endlich  durch  jede, 
Mangel  an  Achtung  gegen  die  Person  des  Regen¬ 
ten  zu  erkennen  gebende  Aeusserung  in  Wor¬ 
ten  (h),  oder  sonstigem  Betragen  (e).  '  B)  Ver¬ 
leumd  ungen,  durch  die  unwahre  liehaupiung 
solcher  Regierungshandlungen,  welche  die  Regie¬ 
rung  bey  dem  inländischen  oder  auswärtigen  Ru- 
blicum  herabsetzen,  oder  solcher  Pri vadiandi un¬ 
gen  des  Regenten,  welche  den  notli wendigen  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  R egen i enehre  widersprechen 
und  daher  den  JLandesherm,  als  Regenten,  ent¬ 
ehren. 

(*)  Meister  pr.  <«<r  crim.  308.  Fenerbachs  T.thrb.  d.  p. 
H.  §.  173. 

(h)  Es  gehören  dahin  alle  beschimpfenden  Aeulierungen  über  die 
Person  des  Regenten  ,  wenn  sie  nur  nie J 1 1  einzig  auf,  Ver¬ 
hältnisse  deuten,  welche  nur  Verhältnisse  des  mit  der  fiepen— 
tenwürde  bekleideten  Menschen,  als  solchen,  seyn  kön¬ 
nen,  7.  11.  wenn  einer  den  Regenten  einen  Ilahnrey  nennt.  In 

diesem  Falle  ist  nur  das  Vci brechen  der  beleidigten  fc.hr furcht 
begangen. 

(e)  Dahin  gehört  jedoch  nicht  blofs  ein  solches  ungesittetes  Betra¬ 
gen,  welche*  auch  in  den  allgemeinen  Verhältnissen  der  Men¬ 
schen  als  Zeichen  der  positiven  Verachtung  gilt,  sondern,  dem 
Begriffe  der  eminentesten  bürgerlichen  Ehre  r.u  Folge,  auch  je<  e 
Acnfsernng  der  Gleichgültigkeit  gegen  die  erhabene  Wurde  res 
Regenten,  in  so  ferne  sie  nur  als  absichtliche  Aeufserung  '  u 
Gleichgültigkeit  betrachtet  werden  kann. 

§.  339. 

Fr  eve  Acufs  er  ungen  und  Unheil  e  über  die  Güte 
und  die  Fehler  der  Siaatsverfassung ,  der  Einrich¬ 
tungen  und  Handlungen  der  Regierung  und  na- 
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m entlieh  der  Gesetze  sind  dagegen  keineswegs  Ma- 
jcstätsbeleidigung ,  wenn  sie  nur  nicht  in  einer, 
Verachtung  und  Herabwürdigung  zum  /weck  ha¬ 
benden  Form  (z.  13,  durch  Pasquille),  oder  mit 
wahren  Injurien  verbunden  vorgetragen  werden, 
welches  vorzüglich  durch  ein  Bezweifeln  der  rei¬ 
nen  Absicht  der  Regierung  geschehen  kann.  Selbst 
die  öffentliche  Bekanntmachung  solcher  freyen  Or¬ 
theile  in  Druckschriften  kann  so  wenig  als  Ver¬ 
brechen  betrachtet  werden,  dafs  vielmehr  eine 
weise  R e gi e rung  ge r a de  in  ci n em  zweck  m ä fs i- 
grn  Schulze  der  freyen  Gedankenmmheilung  auch 
über  öffentliche  Gegenstände  das  sicherste  Mittel 
finden  mufs,  um  das  allgemeine  Zutrauen  auf  die 
Reinheit  ihres  Willens  zu  befestigen  und  dadurch 
ihrer  Majestät  die  holte  Bedeutung  zu  versichern, 
ohne  welche  die  bürgerlichen  Verfassungen  nie 
auf  eine  dem  Zufälle  trotzende  Dauer  rechnen 
können  (a). 

(a)  Srhüoc  Bemerkungen  hierüber  hat  von  Atmm  din^n  ia 
der  ol>*  n  ,  hey  der  Lehre  von  Injurien  Angezelgtuu  Schrift, 

340. 

Die  Strafe  des  Verbrechens  der  beleidigten  Ma¬ 
jestät  ist  nicht  gesetzlich  bestimmt.  Sic  mufs  da¬ 
her  nach  den  Grundsätzen  von  der  öffentlichen 
Strafe  der  Injurien,  jedoch  mit  einer  solchen  Er¬ 
höhung  ermessen  werden,  dafs  sic  immer  die  nach 
denselben  Grundsätzen  zu  bestimmende  Strafe  des 
Verbrechens  der  verletzten  Ehrfurcht  an  Grüfse  um 
einen  Grad  übersteigt.  Real -Injurien  durch  be¬ 
schimpfendes  Händeanlegen  an  die  geheiligte  Per¬ 
son  des  Regenten  müssen  dagegen,  der  Natur  der 
Sache  und  der  RecJbtsanalogie  nach,  die  Todes¬ 
strafe  zur  Folge  haben. 


Ü3  * 
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Majestätsbclridigunge»  durch  Schmähungen  des 
Regenten  können  nur,  nach  vorhergegangen  er  An¬ 
frage  bev  dem  Rege  ulen ,  untersucht  und  bestraft 
"werden  (a). 

(*)  I..  im.  C.  si  qtiU  imperatori  maledixerit.  (IX.  7.)  „Si  qitii 
moae^liae  ursdtis  et  pudom  ignani*  i  je  probe  pctnlflütifjuc  ma- 
ledi-cto  aamiita  nostr»  credtdefii  tacesiajda  ac  tfrimileittU  tur- 
buleuiufi  oblrccuior  leniporum  tJOstronim  fueiil,  eum  poenfie 
tio! u mit*  äu b jugafr ,  ti*kquc  durum  aliquid  t  neqti>*  itsperurn  vo- 
lumuv  auuliucic,  quoimun  ,  &i  itl  ex  b'viüil«;  procesieril,  con- 
tcnitteariufn  est  ,  &i  ex  iu-innia,  rniseralionc  ;*b 

>n  jui  la  —  rermtlniflum,  Unde  i  i\  l  g  r  i  •  omni  hu*  hoc 
*  d  f)  o  &  t  r ;«  m  6  c  i  e  u  t }  a  m  re  f  e  r  n  t  u  r ,  u  t  c  x  p  e  r  h  ö  u  l  * 
h  q  m  1  ii  ti  rn  d  i  c  t  a  [Vf  D^in  iib,  c  t ,  u  t  r  u  nt  p  r  aetei- 
ra  1 1 1  t  ü  n  e  x  q  u  i  r  i  tl  c  fa  e  a  n  t ,  c  e  u  s  c  a  m  u  s.11 

Z  weytei  Kapitel* 

V  o  n  d  e  n  V  e  r  h  r  e  c  Ii  c  \t  gegen  fiu  /  *■  Irte  Zweige  der 
StaaUgcwalh 

§.  341. 

Die  Verbrechen,  durch  welche  einzelne  Zwei¬ 
ge  der  Staatsgewalt,  nicht  in  IiuchvetTäLheriseher 
Absicht  und  nicht  uni  die  Majestät  zu  beleidigen, 
angegriffen  werden,  lassen  sich  zwar  gröfalentheils 
nach  den  Verschiedenheiten  der  Staatsgewalten  ein- 
theilen,  es  giebt  indessen  auch  mehrere,  welche 
nicht  ausschliefsend  gegen  die  eine,  oder  die  an¬ 
dere  Staatsgewalt  gerichtet  sind,  sondern  als  Mit¬ 
tel  zu  der  Verletzung  der  einen  eben  so  gut,  als 
zu  der  Verletzung  der  andern,  dienen  können. 

Dahin  gehören  vorzüglich  J)  d  i e  Bel e  i  d i- 
g u n g e n  der  Staats  beamten,  als  solcher, 
welche,,  in  so  ferne  sie  blofs  als  fhjuries  erschei¬ 
nen,  nach  den  darüber  im  §.  22  6.  aufgestellten 
Grundsätzen,  in  so  ferne  sie  aber  als  eigentliche 
Gewalt thätigk e i te n  betrachtet  werden  müssen,  mit 
denselben ,  nach  dem  Grundsätze  des  §.  2  31.  zu 
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erhöhenden  Strafen  zu  bestrafen  sind.  Die  Ver¬ 
letzungen  oder  der  Mifsb  rauch  der  Zei¬ 
chen  offen tl iehe r  A ucto rität.  Diese  Hand¬ 
lungen  können  bald  als  Injurien,  mitunter  sogar 
als  wahre  Ma jes lä isbeleidigungen ,  crsclieincn,  bald 
als  Mittel  zu  andern  Zwecken  unternommen  wer¬ 
den.  In  jenem  Falle  treten  die  Strafen  der  Ma~ 
jestatsbeleidigungen ,  oder,  wenn  dadurch  mir 
Mangel  an  Achtung  gegen  eine  bestimmte  Staats¬ 
behörde  an  den  Dag  gelegt  werden  sollte,  etwas 
geringere,  wiewohl  nach  denselben  Rücksichten  zu 
bestimmende  Strafen  ein.  In  diesem  Falle  dagegen, 
welcher  vorzüglich  häufig  bey  Fälschungen  eintritt, 
finden,  aufser  den  Strafen  des  durch  dieses  Mittel  etwa 
begangenen  Verbrechens,  willkührliche  Strafen  stau, 
welche  bev  den  straf  barsten  Handlungen  dieser  Art 
(bev  Missbrauchen  des  Staatssiögels  oder  andrer 
flu;  A  ucto  rität  des  ganzen  S  La  a  ts  rep  ras  en  ti  re  n  d  e  n 
Zeichen),  in  einjähriger  SBucht haufss träfe  (§.  32  3,), 
sonst  aber  iri  Gef.ingmfs  bis  zu  sechs  Wochen, 
oder  einem  gleichartigen  Strallbel,  bestehen  kön¬ 
nen.  3)  Im  e  Anmalsung  von  Hegalien.  In 
so  fe i ne  d Lese  Handlung,  nutzbare  Ilcgaite n  zum 
Gegenstände  hat,  treten  die  gewöhnlichen  Strafen 
der  \ ermogensbeeinträchtigungen  ein,  in  Ansehung 
welcher  die.  \  erbrechen  gegen  den  Staat  nicht  aus¬ 
gezeichnet  sind.  In  so  ferne  die  Anmafsung  in 

der  Absicht,  die  Majestät  zu  beleidigen ,  geschah, 
finden  ehe  Strafen  der  Majcsiätsbeleuhguiig  statt. 
In  den  übrigen  Fällen  tritt  eine  unbestimmte 
Strafe  ein,  welche,  ausser  der  nach  den  Grund¬ 
sätzen  von  der  Fälschung  zu  bestimmenden  Strafe 
des  dadurch  für  Einzelne,  oder  für  den  Staat  wi¬ 
derrechtlich  gestifteten  Schadens,  nach  der  Analo¬ 
gie  des  in  der  vorigen  Nummer  behandelten  Ver- 
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brechens,  bis  zu  einjährigem  Zuchlhaufse  bestimmt 
werden  kann  (a). 

Von  den  ,  gegen  einzelne  Gewalten  bestimmt 
gerichteten  Verbrechen  sind  übrigens  folgende  be¬ 
sonders  zu  bemerken.  1)  Von  \  erbrechen  gegen 
die  anordne  11  de  Gewalt  im  Staate  das  Verbre¬ 
chen  der  Amtserschleichung.  2)  Von  Ver¬ 
brechen  gegen  die  richterliche  Gewalt  a)  das 
Verbrechen  der  S  e  1  b  s  t li  ü  1 1 0  und  das  Duell 
b)  die  Befreiung  der  Gefangenen.  3)  \ on 
Verbrechen  gegen  die  ausübende  Gewalt,  die 
Widersetzlichkeit,  der  Aufruhr  u  n  d  d  e  r 
T  umul  t. 

(*)  Nach  diesen  Gruodsäumi  tniiwcQ  d alter  auch  di»  ttohefogten, 
nicht  gewaltsamen  Weiber  bf» traft  werdcu. 


Erster  Titel. 

Von  der  Amtsericbleicliung. 


G.  A,  Strut  de  orixniuc  aiubiius  ct  simouiae  (in  Di«,  crit» 

n.  XU.). 

•J.  U.  C  ü  h  mf  r  iu  Jur.  Ecclcs.  Protest.  I.  H.  L*  G  til.  3 


1,  C.  Pe  risch  comm.  de  siiaoniae  cvimine.  Halse  17J!>, 


1. 


G«ba!conis  cotnitit  S>  nu  a  torii  comm.  nd  !-•  Jn  ■ 
a  in  bim.  Lips.  1743»  <*p.  Felle  oberg  Jur.  aut.  1.  I. 

u,  VIII.) 


$.  342, 

Das  Verbrechen  der  Amtserschleichung 

(crimen  ambitus,  bey  geisilichcn  Aerniem  mno 

Art  der  Simonie)  (a)  besieht  in  d(:I  C1 
Setzung  der  Rechte  der  ,  ano  reinen  een 
Staatsgewalt,  welche,  bey  Besetzung  c  (-r 
Ae'mter,  durch  den  Gebrauch  unei  au  ’ 

\ c r  B  es  limmungsg  t  un  d  e  von  Seiten  c  c  s 
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Von  der  Amtserschleichung. 

Candidaten  oder  eines  Dritten,  oder 
durch  die  Berücksichtigung  unerlaub¬ 
ter  Bestimmungsgründe  von  Seiten  des 
E  r  t li e  V  lencle n  (b)  ,  begangen  wird. 

Unerlaubte  Besiiminungsgründe  von  Seiten  des 
(Kandidaten  oder  eines  Dritten  sind  nicht,  nur  alle 
Sorten  von  Bestechungen,  sondern  auch  Zwang, 
Cuncussion  und  andere  Fälschungen,  sey  es  zur 
betrügerischen  Erhebung  des  eigenen,  oder  zur  be¬ 
trügerischen  Herabsetzung  des  fremden  Verdienstes. 
Unerlaubte  Bestimm  ungsgründc  von  Seiten  des  Er- 
thei lenden  sind  alle,  durch  gegebene  oder  ver¬ 
sprochene  Vortheile  (e),  begründeten  eigennützi¬ 
gen  Motive.  Das  Verbrechen  Kann  daher  1)  von. 
dem  Candida ten  allein,  ü)  von  dem  Erlheilen¬ 
den  und  dem  Candidaten,  3)  von  dem  Erlheilen¬ 
den  und  einem  Dritten,  4)  von  einem  Dritten 
allein  begangen  werden. 

Von  Seilen  des  Eriheilenden  ist  das  Verbre¬ 
chen  vollendet,  wenn  er,  dem  begründeten  eigen¬ 
nützigen  Motive  zur  Folge,  wirklich  gehandelt  hat. 
Handelt  er,  des  begründeten  Molives  ungeachtet, 
nicht  für  denjenigen,  für  welchen  dieses  Motiv  in 
Bewegung  gesetzt  wurde,  so  ist  er  nicht  dieses 
Verbrechens,  sondern  der  eigennützigen  Vermö- 
gensbecinirächtigungen  Einzelner  dürch  Fälschung 
schuldig.  —  Von  Seiten  des  Candidaten  oder  Drit¬ 
ter  ist  das  Verbrechen  vollendet,  sobald  die  Hand¬ 
lung  geendigt  ist,  welche  zur  Anusübertragung  be¬ 
stimmen  soll  (d), 

(a)  G*  L.  B  öh  m  e  r  pr.  jur.  ean,  §*  874* 

(b)  Unter  E  rth  eilen  den  werden  hier  nlle  diejenigen  vrman- 
den  j  welche  tiurb  mir  tlurcli  ihre  ^■LiniJiie  Kcv  der  Bestimmung 
einer  Amtebesetzung  ccmcm -nren  y  «.der  *  durch  ihre  YerJdilt- 

7,u  dem  RrgnuciVj  Angelegenheiten  Anderer  f.u  emplelv^ 
len  im  Statute  sind* 


36o  I.  Th.  3. 13.  3.  Ablii.  3.  II.  Abs.  I.  Abtli.  ü  K.  i . T, 


(0  In  II (Irr  Afint'r  pli'bl  (t  dabrr  kettirtt  rrlnubtcn  cou- 
tra^tus  su  f  fragt!.  (Nov.  8.  u,  161.'  Weber  v,  d, 
uiUinl,  Verbind).  §,  67.  u.  6  S.  260.  (i,  I.,  Bilhmen 

auserlesene  llrclit.b.lle.  jt.  U.  Abtli.  1.  ilec.  47.  nr.  24. 

(*D  h.  tut.  D.  ad  I,r-,  Jul,  iml>,  (XLVIII.  14.)  l'vucrbnclit 
Lehrb.  d.  p.  ß.J.  1Ö3. 

§.  343. 

Der  'weltliche!  Ambitus  wurde  bey  den  Körnern 
mit  der  poena  quadrupli  und  Infamie  (a),  oder 
aucli  mit  Confiscotion,  Exil  und  körperlicher  Züchti¬ 
gung  bestraft  (b).  Diese  Strafen  sind  indessen,  wegen 
der  in  der  Theorie  herrschenden  Lngew ifshoii  über 
die  Bedingungen  zu  ihrer  Anwendung,  in  der  deut¬ 
schen  Rechtssprechung  nicht  in  Gebrauch  gekom¬ 
men,  sondern  man  straft  \ielmehr,  aufser  der 
Conliscation  cf c i-  Bcstecbungssumme ,  mit  Cassation 
der.  strafbaren  Diener  und  Gefängniisstrafen  bis  auf 
1  Jahr,  wenn  nicht  etwa  der  von  dem  Candida- 
len  gebrauchte  Zwang  eine  höhere,  nach  den 
Grundsätzen  von  Beleidigungen  der  Staats-Beamten 
zu  bestimmende  Strafe  no-th wendig  macht  (c).  Da» 
bey  an  sich  würdigen  Dienern,  weiche  sich  aui 
unerlaubtem  Wege  zu  ihren  Bedienungen  verhel¬ 
fen  haben,  von  der  Cassation  abstrahirt  werden 
könne,  dürfte  nur  alsdann  eine  Rechtfertigung  zu¬ 
lassen,  wenn,  durch  die  Schändlichkeit  eines  das 
Zutrauen  des  Regenten  müsl) rauchenden  Rathgc- 
bers,  es  in  einem  Lande  in  einer  bestimmten  Zeit¬ 
periode  dahin  gekommen  gewesen  wäre,  dafs  dci 
im  Allgemeinen  unerlaubte  Weg,  zu  Bedienungen 
zu  gelangen,  als  der  fa  c  tisch  einzig  mögliche 
hatte  betrachtet  werden  müssen.  Dafs,  wenn  die 
Bestechung  blofs  von  einem  Dritten  geschehen 
ist,  der  Diener  nicht  zu  strafen  sey ,  versteht  sieh 
von  selbst. 
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Der  geistliche  Ambitus  hat  Arnlscntsetziing  und 
Infamie  zur  Folge  (d).  Die  erslere  Strafe  billigt 
auch  das  canonisphe  Recht  (c).  Die  dieses  Ver¬ 
brechens  schuldige  Patronen  verlieren  ihr  Patro¬ 
natrecht.  Dritte  werden  mit  Gcliingnifs- oder  an¬ 
dern  verhajxni fs m a l'si ge n  Strafen,  wie  bey  dein 
weltlichen  Ämbitus,  bestraft. 

(b)  Nov.  8.  C.  7.  L.  6.  c.  ad  jeg.  Jul,  Repe  tu  nd,  (IX.  27.) 

(h)  Nov.  8,  c,  8,  J* 

(c)  Meister  pr*  jur#  cnm,  3l7,  Quistorp  2l4* 

(d)  Li  31*  C*  de  Episc*  cl  der,  (L.  3.) 

(c)  c  6,  X.  de  fciinon.  c.  2*  X*  de  coufcssis. 

Z  w  e  y  t  e  r  Titel. 

Von  der  uiierbmhUn  Sclh&lbiUfc  uud  dem  Duelle* 

J#  II.  Böhmer  *h:  |ioc:;isi  sibi  ipsi  jus  dlceutis  sine  iudlce,  Ha  hie 
j?27*  (in  Ex.  ad  Fand.  11.  23*) 

IL  Schovelt  pr.  de  persecutione  Juris  sul  extra  jadichtm  pro- 
pria  auctoritftte*  Eff*  1752* 

C  F.  Walch  pr*  rxbilmis  hisloriam  juris  civilis  de  viculicu  pri- 
vaia#  Jeuac  1768, 


§.  344* 

Die  Selbsthulfe  ist  irn  Allgemeinen  die 
eigenmächtige  Verfolgung  eines,  'wenig¬ 
stens  vermeintlich,  zus  teil  enden  Rech¬ 
tes.  Als  A  o  tb  wehr,  ($.  139.  140.)  und  eben 
darum  auch  zur  Erhaltung  des  Besitzes  (a) ,  ist  die¬ 
selbe  rcehunälsig,  in  allen  andern  Fällen  ist  sie 
entweder  als  Verletzung  der  Rechte  der  Einzelnen, 
oder  als  Usurpation  des  dem  Staate  aussoh  Reisend 
gebührenden  Rechts  der  .Gerichte  zu  betrachten. 

Sic  begreift  l)  die  .Privat rache,  d.  i,  die 
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eigen  mächtige  Züchtigung  des  Beleidigers.  Diese 
ist  immer  Verletzung  der  Hechte  der  Einzelnen 
und  darum,  als  solche,  strafbar,  in  so  ferne  sie 
nicht  in  blofsen,  nur  nach  erhobener  Klage  des 
Beleidigten  strafbaren  Injurien  (§.  22  y.)  besteht. 
J)ie  Rücksicht  auf  das  usurpirt©  Strafrecht  des 
Staates  kann  auch  hierbey  an  sieh  ■weder  als 
Grund  zu  einer  Verschärfung,  noch  als  Grund  zu 
einer  Milderung  der  Strafe  be trachtet  werden  (!>). 

s)  Die  Selbsthilfe  im  engem  Sinne, 
d.  i.  die  eigenmächtige  Ergreifung  der  wahren  oder 
vermeintlichen  Gegenstände  seiner  Rechte.  Diese 
ist  im  Allgemeinen,  wenigstens  nach  der  An¬ 
sicht  des  Handelnden,  keine  materielle  Ver¬ 
letzung  der  Rechte  des.  Einzelnen  und  daher  nur 
als  Usurpation  der  Rechte  des  Staates  strafbar. 
Sie  kann  aber  auch  zugleich,,  durch  das  für 
die  Zwecke  des.  Handelnden  gewählte  Mittel ,  als 
Verbrechen  gegen-  Einzelne  erscheinen.  Dieses  ist 
der  Fall,  wenn  zugleich  Gewalt  gegen  die  Person, 
oder  die  Sachen  des  Gegners  verübt  wurde.  Da¬ 
her  die  Eintheilung  der  Selbsthülfo  in  die  ein¬ 
fache  und  die  quali  ficir  le. 

(fl)  L.  1,  27.  D*  dr  vi  ct  vi  arrnata  (XLLIT.  ifi)  verbiindrn 

ftiil  der  näheren  Bestimmung  des  Begriilk  einer  Vertheidi- 
g  u  ng  des  Blitzes  !u  L*  3,  9*  und  L,  17+  ibid. 

(b)  Dem*  die  rachsüchtige  Beleidigung  des  Gegners  KHh  im  AI3- 
gemeiiteii  das  if+'du  des  Staats  y  die  früJn-iea  Beleidigungen 
desselben  nach.  Verdienst  yai  bestrafen nickt  auf  *  mithin  enl- 
bhft  die  Piivatrache  iinruer  wahre  Rechts  Verletzung  und  keioß 
wahre  Usurpation  der  Hechte  des  Staats  t 

Eä  soll  indessen  hierdurch  ^ben  so  wenig  ge  laug  net  werden  f  dafs 
ut  Hit  mituiiirc  br-y  so  lohen  Hitncl  hingen  aus  dem  gereizt  nt 
.Affrcte  ,  nurh  wohl  aus  dein  nicht  aflCcctirten  Wahne  t  daU 
Hne  solche  Beleidigung  des  Beleidigen»  Dicht  so  strafbar 
Mlldernngsgrtinde  »dien  ao  gut  abgeleitet  werden  können., 

umgekehrt  miLunter  d;is  ÄJoliv  der  Rn  rh  im >t  Hs  Hu.  Gl  und 
iu  vorzüglich  hohen  Ötnden  ci  Schemen  könne*  (§4  2iJ*) 
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§.  345. 

Die  Strafe  der  einfachen  Selbsthilfe  besteht, 
nach  dem  Deere  to  D.  Marei,  in  dem  Verluste  der 
Forderung,  des  Hechtes,  oder  der  Sache,  in  deren  Be¬ 
sitz  der  Strafbare  sich  durch  Eigenmacht  giSetzt  hatte, 
in  Fällen  dagegen,  wo  das  vermeintliche,  mit  Eigen- 
macht  durch  gesetzte  Hecht  wirklich  nicht  gegrün¬ 
det  war,  in  der  Erlegung  der  Aestimation  dessel¬ 
ben  zum  Vortheile  des  Gegners  (a).  Wo  diese 
Strafen  nicht  anwendbar  sind,  treten  andre  wnl- 
küh fliehe  Gefangnifs-  oder  Geldstrafen  an  ihre 
Stelle.  Die  qu-a lifcirle  Selbsthülfe  hat  noch 
außerdem  die  Strafe  der  Gewallt!  lätigkeiten  zui 
Folge. 

Dafs  jene  Verordnungen  nicht  mehr  -anwend¬ 
bar  seyen  (b),  hilst  sich  zwar  mit  theoretisch  ge¬ 
nügenden  Gründen  nicht  behaupten ,  indem  sic 
nicht  nur  an  sich  nicht  unzweckmäßig,  sondern 
auch  unsrer  Verfassung  nicht  widersprechend  und 
ausserdem  ausdrücklich  reichsgesetzHch  (c)  bestä¬ 
tigt  sind  (d),  man  kann  aber  wohl  behaupten, 
dafs  die  deutsche  Praxis  dieselben  im  Allgemeinen 
nicht  anerkannt  habe,  weil  sonst  der  Sp.olien.~Pro- 
cefs  nicht  so  bestimmt  seyn  könnte,  wie  er  in 
allen  Lehrbüchern  des  Proccsses  bestimmt  wird 
und  wie  er  in  den  Gerichten  wirklich  in  Uebung  ist. 

(a)  L*  ?3.  D,  uod  met,  caussa  (IV.  3.)  Tb-  7,  J>.  ad  Leg*  Tul* 
de  vi  prlv*  (XLVJUL  7,)  I-,  7.  10.  G  mule  vi.  (VIll,  4) 

(b.)  Dieses,  behauptet*  J*  ClaproLb  de  nou  usu  Dccmi  D* 
Marei  ei  pvivationis.  in.  via  tu  facLl  statu  ue  ad  L.  Io. 

D,  quod  iaet*  cius.  et  jL.  7,  C,  unde  vi.  Gotting*  1757*. 
a.  st, 

(c)  K*  G .  O*  1521,  u  32,  §.  3-  R,  A.  1532,  u  3,  §.  15V 

(d)  Koch  1 1.1*6,  iur.  cri iw,  fl.  242,  Seimig  Böhmer  de  poena  jnA 

sib-i  dicruüs  biue  judicc  (io  La,  II,  Jb(  Li  A*  E  i  a  t:  u - 
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Ji  a  i-  (1 1  de  poco»  LL.  rom.  adversus  vindictam  privatam  sau- 
5lU  i,J  fw,;s  «Wme  recepta,  Heimst.  17Ö7.  Meiste,- 
)»r.  tum ,  g.  325.  u.  a.  m. 

§.  346. 

Als  eine  ganz  cigcnthümliehe ,  ausgezeichnete 
Alt  der  Selbsthülfe  ist  der  Zw  ey.ka mp  f  (a)  zu 
betrachten.  Man  versteht  darunter  im  Allgemei¬ 
nen  einen  zwischen  zw ey  Personen  mit 
töd  tli  eben  Waffen  geführten  Kampf  zum 
Zwecke  zu  erhaltender,  oder  zu  gebender 
G e n ug t h u u n g  in  einer  söge n a n n i c n  E h- 
rcnsac-he,  d.  h.  um  durch  den  Beweifs,  dafs 
nian  selbst  seine  Existenz  für  seine  Ehre  aufzu¬ 
opfern  vermöge,  ein  bestimmtes  Publicum,  nach 
seinen  Vorurtbeilen,  zu  überzeugen,  dafs  es  nur 
cm  Vorurtheil  gewesen  seyn  würde,  wenn  es  aus 
der  erduldeten  Beleidigung  auf  mindere  Empfäng¬ 
lichkeit  des  Injuriirteri  für  Ehre  und  Schande 
mindere  Ehrwürdigkeit  desselben  hätte  schliefscn 
wollen. 

hn  Allgemeinen  kann  wenigstens  dem  Zwev- 
kantpfc ,  als  solchem,  keine  andere  Absicht  der 
Kämpfenden  zum  Grunde  gelegt  werden.  Er 
ist  darum,  r  hen  weil  die  Absicht  der  Kämpfenden 
eigentlich  nur  auf  den  Kampf,  nicht  auf  Ver¬ 
letzungen,  als  Folge  des  Kampfs,  noth  wendig 
gerichtet  ist,  der  Absicht  nach,  nicht  Privat- 
verbrechen,  sondern  ein,  Nichtachtung  der  rich¬ 
terlichen  Hülfe  fies  Staates  ausdrückendes  Staats¬ 
verbrechen  ,  welches  aber  leicht  culposc  wider¬ 
rechtliche  Verletzungen  der  Einzelnen  erzeugen 
kann. 

Sehr  wohl  kann  aber  der  Zweykampf  ein 
Mittel  zu  beabsich teten  Verletzungen  Einzelner  wer¬ 
den.  Dieses  ist  nicht  nur  dann  der  Fall ,  wenn 
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die  Injurie  in  der  Absicht,  um  den  Gegner  da¬ 
durch  zum  Zwcykninpfe  zu  n billigen,  begangen, 
sondern  auch  alsdann ,  wenn  der  Zweykampf  als 
Mittel  zur  Privat  rache,  mit  der  Bedingung  einer 
zu  bewirkenden  Tödtung,  oder  Verwundung,  ein¬ 
gegangen  worden  ist.  Alsdann  ist  er,  da  hier  die 
Einwilligung  des  Gegners  rechtlich  =  0  zu  be¬ 
trachten  ist,  ein  Verbrechen  gegen  den  Einzelnen 
darstellend  und  nach  diesem  Gesichts puncte  zu 
bestrafen. 

(a)  II.  K I  ii  g  t  i  $  t  i),  de  vfii-is  duelloriim  tfmUibus,  XJItraj,  1727, 
■'l,ln  MOt,  pi'iief.  II  i-  ii  ii  n  c  m  a  ti  n  i.  ILilae  1736,  W  i  e- 
*  ;iii(l  tle  du>:IIis  seciindiim  nvores  auikj.  Germ,  ot  jura  nuvis- 
**m*L  WHwb.  1782.  Meister  pracüftche  Bemerkungen.  ß.  If. 
n;  2:j-  M  «  i'  t.  A  s  e  b  <■  ii  b  r  v  nncr  über  das  Verbrechen  und 
die  .Strafe  des  Zweykatnp'fe.  ihfmb.  «i.  Wiitfib.  1804,  Mii- 
tevmaier  im  neuen  Arch.  des  Grim,  Hechts  13.  III.  uv,  j8 
Horsliivt  in  d eins.  Arfehive  ßd.  Ul.  St.  3.  n.  XIX.  Cuctri 
miiä  Über  das  Duell.  Wiirab,  1Ö21, 

§.  347. 

Unter  dem  Zwcykampfe  im  Allgemeinen  ist 
begriffen  I)  der  unvermuthete  bewaffnete  Anfall 
mit  der  Aufforderung,  sich  zu  verlheidigen  —  die 
Attaque.  2)  Der  bey  erfolgter  Beleidigung  so¬ 
gleich,  mit  beydferseitiger  Einwilligung,  erfolgte 
Zweykamp f  —  das  Rencontre.  3)  Der  vorlie r 
verabredete  Zweykampf  —  das  Duell  im  enge¬ 
ren  Sinne. 

§.  348. 

Die  Strafe  des  Duells  ist  nirgends  gesetzlich  be¬ 
stimmt.  Das  bestätigte  Reichsgu  Lachten  von  1668 
bestimmt  zwar  l)  wenn  eine  Tödtung  erfolgt  ist, 
für  den  Getö  dietcn  unehrliches  Begrabnifs,  für 
den  Todtschläger  die  Strafe  des  Schwerts,  2)  bey 
nicht  erfolgter  Tödtung  die  Strafe  der  Infamie* 
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TusdgaLion  und  noch  höhere,  nach  der  Verschie¬ 
denheit  der  Umstünde,  es  ist  aber  bekannt,  dafs 
dieser  Reichsseh jufs,  wegen  mangelnder  Promulga¬ 
tion,  nicht  als  gesetzliche  Quelle  betrachtet  "wer¬ 
den  kann.  Die  Strafe  muh  daher  nach  nllgcmei« 
neu  Grundsätzen  und  nach  der  Analogie  der  Ge¬ 
setze  bestimmt  werden.  Hiernach  ergeben  sieh 
1  ’o  1  ge  n  de.  G  r u  n  dsä  tze. 

I. )  Wenn  das  Duell  ohne  Tödtung,  oder  Ver¬ 
wundung  geendigt  worden  ist.  In  diesem  Falle 
kann  dasselbe  nur  als  eine  eminente  Art  strafba¬ 
rer  Selbsthülfe  mit  einer  ein  -  bis  zwcyjähri- 
gen  Fes  tun  gs-  oder  einer  andern  verhältnils- 
mäfsigen  Strafe  bestraft  werden,  jedoch  so,  dafs 
immer  die  Strafe  desjenigen,  welcher,  sey  es  durcli 
die  Prövocation  oder  durch  die  Injurien,  von 
welchen  er  die  Provo  cation  als  Folge  betrachten 
mufste,  den  Zweykampf  herhey  geführt  hat,  sicli 
über  die  Strafe  des  andern  Tlieiles  erhebt. 

II. )  Wenn  das  Duell  eine  Tudiung  oder  Ver¬ 
wundung  zur  Folge  gehabt  hat.  In  diesem  halle 
concurriren  in  der  R.egel  mit  der  Strafe  des 
Duelles  an  sich  (I.)  die  Strafen  einer  aus  naher 
Culpa  erfolgten  Tödtung  und  Verwundung  *  f^jer 
deren  nähere  Bestimmung  die  concrctcn  Umstände, 
welche  hier^allein  die  Vertu uthung  für  die  grofse 
oder  für  geringere  Culpa  richtig  leiten  können, 
Aufschlufs  ertheilen  müssen.  "Wenn  indessen  Aus¬ 
nahmsweise  das  Duell  in  der  bestimmten  Absicht» 


zu  lödten,  oder  zu  verwunden,  unternommen  w oi- 
den  ist,  so  treten  alsdann  einzig  die  Grundsätze  t 
von  der  Bestrafung  doloser  Tödtungen  und  hül¬ 
fe  rverletzungen  ein  (§.  344.). 

III.)  Wenn  das  Duell  noch  nicht  consumrmrt 
Worden  ist.  In  diesem  Falle  treten  ganz  die  nach 
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I.  zu  bestimmenden  Strafen  in  dem  Verhältnisse 
ein,  'welches  die  Verschiedenheit  der  Strafe  des 
Gonats  von  der  des  consuramirten  Verbrechens  im 
Allgemeinen  besihnmt. 

§.  349. 

Das  Rencontre  ist  von  dem  Duelle  im  en¬ 
geren  Sinne  in  der  Strafbarkeit  nicht  verschieden* 
doch  kann  bey  ihm  der  Milderungsgrund,  wel¬ 
cher  überhaupt  bey  im  AfFecte  unternommenen 
Handlungen  entscheidet,  gleichfalls  entscheidend 
sevn.  Die  Strafe  der  in  dem  Rencontre  verübten 
absichtlichen  Tödtung  ist  daher  die  Strafe  des 
Schwerts ,  die  Strafe  der  vorher  beabsichteten 
Tödtung  in  dem  Duelle  dagegen  die  Strafe  des 
Rads. 

Die  Attaque  ist  von  Seiten  des  Angreifenden 
ebenfalls  nach  den  entwickelten  Grundsätzen  zu 
bestrafen,  obgleich  sie  allerdings  vorzüglich  leicht 
mit.  Umständen  verknüpft  seyn  kann,  welche  eine 
strafbarere  Absicht  des  An  greifen  d  en ,  als  bey  den 
gewöhnlichen  Duellen  zum  Grunde  liegt,  zu  er¬ 
kennen  geben.  Der  Angegriffene  dagegen  kömmt 
durch  die  Attaque  immer  in  den  Zustand  der 
Not h wehr  und  ist  daher  straffrey,  wrenn  er  die 
Grenzen  derselben  nicht  überschreitet. 

§.  350. 

Die  Strafe  der  Gehülfen  (Kar  teil  träger)  Secun- 
danten  u,  dgl.)  mufs  nach  den  allgemeinen  Grund¬ 
sätzen  von  der  Strafbarkeit  der  Gehülfen  einge¬ 
richtet  werden.  Oefiers  erscheinen  aber  diese 
Personen  als  wahre  Lntellecluelle  Coauctoren  und 
sind  alsdann  auch  als  solche  zu  behandeln. 

Als  ein  'bey nahe  alle  Strafbarkeit  aufhebender 
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Milderungsgrund  mufs  betrachtet  •werden,  wenn 
der  Duellant  zu  einem  Stande  gehört  oder  auf 
einer  Stelle  stobt,  bey  welchen  die  Regierung, 
nacli  den  herrschenden  Resüerungsmaximcn ,  hoi- 
nen  Schutz  gegen  das  Vorurlheil,  welches  die 
Verweigerung  des  Duells  mit  Schande  belohnt,  ge¬ 
währen  will,  oder  sogar  selbst  politische  Naeh- 
theile  mittelbar  an  diese  Verweigerung  knüpft  (a). 

(a)  Kleina  Grund«,  tl.  p*  11,  §>  37>3,  Mrisier  pr*  jur*  niiu, 
329,  Feiurbachs  Lchrb,  d,  p  1 

Dritter  Titel* 
von  der  Befrcymig  der  Gefangenen. 

L  e  y  s  c  r  sp.  564, 

Bret  m  de  criniinp  violati  carenis*  Lips,  1798, 

J.  Ti  Werner.  Kami  die  Selbst  befr^yung:  einem  Gefangenen  wir 
Strafe  abgerechnet  werden' ?  (in  B  «  n  r  i  1 1  e  1  s  jttr.  Mag,  M-aunh* 
1805.  Bd.  L  St.  1.  «r.  40 

Berg  Beobachtungen  und  Bcchufalle.  ur,  2t. 

Har  leb  lisch  über  die  Sclbstbefräyung  tler  Gefangenen,  In  den 
Bey  trägen,  n,  IV. 

Jt  T*  Werner  Haudb,  des  pfjnl,  Rechts.  S*  278* 

§*  35  I  *  - 

Die  ßefreyung  der  Gefangenen,  sey  es  aus  dem 
Gefängnisse  oder  aus  sonstiger  Dctention,  kann 
’  1)  von  denjenigen,  welchen  die  Bewahrung  der¬ 
selben  Amtspflicht  war,  z,  B.  von  dem  Aufseher 
der  Gefangenen  (commenta riensis) ,  2)  von  drit¬ 

ten  Personen,  3)  von  den  Gefangenen  selbst  ge¬ 
schehen. 

§.  3  5  2. 

Die  gesetzliche  Strafe  derjenigen,  welche,  ge¬ 
gen  ihre  Amtspflicht,  absichtlich  die  ßefreyung 
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der  ihrer  Aufsicht  an  vertrauten  Gefangenen  bewir¬ 
ken  ,  ist  die  Strafe  des  Verbrechens ,  um  dessen 
willen  der  Gefangene  seiner  Freyheit  beraubt 
war  (a).  Es  versteht  sich  jedoch,  dafs  durch 
diese  Strafe  die  Strafen  derjenigen  Verbrechen 
nicht  ausgeschlossen  sind,  welche  entweder  durch 
die  gewühlten  Mittel  zur  Bcfreyung  begangen  wur¬ 
den  (z.  B.  Verletzung,  oder  Tödtung  der  Wache), 
oder  zu  welchen  die  Bcfreyung  Mittel  werden 
sollte  (z.  B.  Bcfreyung  eines  Hochverräthers  in 
hoch Verrii iberischer  Absi clit). 

Der  Gerichtsgebrauch  macht  indessen  von  der 
gesetzlichen  Strafe  keine  Anwendung  (b)  und  ge- 
wifs  beruht  die  stillschweigende  Billiguii| ,  welche 
dieser  Gebrauch  von  den  mehrstell  deutschen  Ge¬ 
setzgebern  erhalten  haben  mag ,  ln  der  sehr  rich¬ 
tigen  Ansicht  der  TJnzwcpkrnafsigkeit  einer  Strafe, 
Welche  ein  unmittelbares  Interesse  des  Staats  an 
der  Zufügung  einer  bestimmten  Strafe,  gleichviel, 
Wen  sie  treffe,  zu  erkennen  geben  könnte. 

Man  straft  daher  itzt  mit  einer  willkiilirlichen 
Strafe ,  neben  der  Strafe  der  Amtsverlctzung,  je-; 
doch,  selbst  Lcy  der  Bcfreyung  sehr  strafbarer 
Gefangenen ,  nicht  wohl  h#W,  als  mit  ein-  bis 
zw cy jähriger  Zuchthaufs-  oder  mit  andern  verhalt- 
n  i  fs m  a  fs  i  gen  S tra fen. 

(a)  L.  4-  C.  de  custod.  reoiV  (IX.  4.)  P,  G.  O,  a.  180. 

(I>)  Ko  clt.  Iiuti  jur*  crim.  $.636,  tind  die  CommcntaUiren* 

%  35  3* 

Die  gesetzliche  Strafe  Dritter,  Welche  Gefan¬ 
gene  ,  mit  Aufbrechung  der  Gefängnisse,  befreyen, 
besteht  in  körperlicher  Züchtigung,  Und  schwe¬ 
rer,  oder  leichter  Bergwerksaphe.it  von  verschiede- 

*4 
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ncr  Dauer,  je  nachdem  die  Befreyung  bey  Nacht 
oder  bey  Tag  geschehen  ist  (V).  Auch  diese  Strafe 
ist  indessen  in  Deutschland  eben  so  wenig,  wie 
überhaupt  die  römische  Verdammung  in  raetal- 
1  um,  in  Gebrauch  gekommen,  und  man  straft 
daher  auch  in  diesem  halle  nach  den  Tiegeln  des 
vorigen  §. ,  mit  Ausnahme  der  Strafe  der  Amtsver- 
lctzung.  Venn  die  zu  der  Befreyung  gewählten 
Mittel  an  sieh  strafbare  Verbreche«  enthalten, 
oder  die  Befreyung  in  der  Absicht  geschah,  um 
dadurch  neue  Verbrechen  zu  erzeugen,  oder  zu 
begünstigen,  so  concurriren  auch  hier  die  hier¬ 
durch  verwirkten  Strafen. 

(a}  L,  2.  D.  Je  dTracloi',  (TvLVlI.iO. 

§.  354. 

Audi  die  Sclbsibefrevung  der  Gefangenen  ist 
strafbar  (a).  Die  Strafe  besteht  in  Schärfung  der 
verdienten  Strafe,  oder  \crwandlung  demselben  in 
eine  höhere  (b).  Ob  bey  gewaltsamer  Mwediung 
der  Gefängnisse ,  oder  Complotten  der  Gefangenen 
zum  Zwecke  der  Befreyung  unbedingt  die  ltx.es- 
s träfe  eintreten  solle  (c),  ist  zweifelhaft  (d);  man 
kann  daher  auch  in  diesem  Falle  nur  eine  er¬ 
höhte  Verschärfung  der  Strafe  eintreten  lassen.  Aue  i 
die  Sclbstbcfrcytmg  der  Unschuldigen  ist  _ s1ra " 
har  (c)  und  muf’s  mit  körperlicher  Züchtigung, 
oder  geringen,  verhältnifsmäfsigen  Gefärignifsstrafcn 
geahndet  Werden, 

Die  Strafe  der  Verbrechen,  welche  durch  tas 
zur  Befreyung  gewählte  Mittel  begangen  wurden, 
concurrirt  auch  hier  mit  jenen  Strafen. 

Ca)  Getauscht  du tcIi  die  ziemlich  allgemein«»,  entgegen* teilende 
Meinung  der  Rech  kleiner  nubm  ich  h-ttht-r  das  Gcg^ntlyil  .1», 
ob  gleich  diese  Memrmg  sich  weder  nach  aJJge  meinen  Gr  mul- 
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«atzen  f  noch  nach  <l^n  Gesetzen  vmheitligeu  lafst-  Man 
Feuerbachs  Lein  b*  d,  p,  11  §.  197. 

(b)  L.  8.  $.  6.  7.  L.  28.  $.  14,  D.  de  poenis,  (XLVttl*  19.) 

CO  L.  1.  D.  de  effractor.  (XL VH.  18.) 

(d)  L.  13.  D,  de  cuitud.  reof,  (XI.V1II,  3.) 

(e)  Ij.  13.  D.  (Id  custod.  reor» 

Vierter  Titel, 

Von  der  Widersetzlichkeit  gegen  die  Obrigkeit,  der»  Aufruhr  und 

dem  Tumulte. 

f  C.  F,  Willi  sch  Diss*  iU  tumtiUu  ct  Yitcb,  179i  ^ 

Vvher  Aufruhr  und  aufrüliveristfhe  Sclmftfü,  BraimscW*  1793* 

J-  G*  Volk  man»  Dis  s*  de  sediliont*.  Ltps,  1797. 

J.  T.  Werner  Bandb.  (t  priul.  Bccli  tsi  S.  280. 

II  e  u  k  c  über  den  ib  ^nlT  des  Attfruhrs.  (im  heuen  Arch*  tl*  Oft 
Hechts.  J Ud.  II.  4+  S.  54  i.  u,  f.) 

4 t 

§.  3  5  5. 

Die  Nichtbefoiguhg  obrigkeitlicher  Befehle  und 
Anordnungen  ist  zwar  an  sich  unerlaubt  und  straf¬ 
bar,  jedoch  hat  dieselbe  hur  die  VerUi'iheiiuhg  in 
die  bürgerlichen  Strafen  zur  Folge ,  durch  Welche 
sie  entweder  sogleich  verpönt  war,  öder,  in  Gc- 
mäfshek  des  legalen  Executiohs  Verfahrens,  verpönt 
Wurde. 

Dagegen  ist  jeder  wirkliche,  öder  angedrohte 
Gebrauch  der  physischen  Kräfte  gegen  die  öffent¬ 
liche  Gewalt,  und  namentlich  zur  reellen  Be¬ 
hauptung  in  dein  Ungehorsam,  das  Verbrechen 
der  TV  iderse  ul  Ich  ke.i t ,  welches ,  wenn  es 
von  mehreren,  zu  diesem  Zwecke  Vereinigten  be=> 
gangen  wird,  das  Verbrechen  des  AufstahdeS 
(tumultus),  und  Wenn  dieser  Aufstand  durch 

%f\  * 
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die  Aufwiegelungen  Eines  oder  Einiger  bewirkt  wur¬ 
de  ,  das  Verbrechen  da  Aufruhrs  (  s  e d  i  t  i  o ) 
genannt  wird» 

5-  35  G. 

Der  Aufstand  und  Aufruhr  unterscheidet  sich 
in  dem  Gegenstände  und  dem  Zwecke  von  dem 
Verbrechen  des  Hochverrat  hs,  indem  bey  die¬ 
sem  die  Grundbedingungen  für  die  Existenz  des 
Staats,  oder  seines  Oberhauptes  der  Gegenständ 
sind  und  Vernichtung  derselben  als  Zweck  er¬ 
scheint,  bey  jenem  aber  nur  der  Staat  in  Anse¬ 
hung  einzelner  Handlungen  der  Gegenstand  und 
nur  die  Erzeugung,  oder  Verhinderung  dieser  Hand¬ 
lungen.  der  Zweck,  ist.  In  beyder  Hinsicht  unter¬ 
scheidet  er  sich  auch  von  dem  Verbrechen  des 
A u f  1  a u fs  (turba),  welches  n u r  Ei nzel ne  zu m 
Gegenstände  und  Gewallthätigkeiten  gegen  diese 
zum  Zwecke  hat. 

$■  357. 

Blofse  Injurien  gegen  die  Obrigkeit,  oder  die 
subalternen  Diener  derselben  begründen  indessen 
das  Verbrechen  der  Widersetzlichkeit  nicht,  wenn 
nicht  zugleich  thädiehcr  Widerstand  oder  Zwang 
gegen  die  Obrigkeit  angedroht,  oder  wirklich  aus¬ 
geübt  wurde.  Das  erster®  aber  genügt  zu  dei 
Consumination  des  Verbrechens.  Der  Aufstand 
und  Aufruhr  sind  daher  schon  alsdann  vollbracht, 
wenn  die  versammelte  Menge  nur  durch  d rollen¬ 
des  Gesell rey  (a),  oder  durch  verweigertes  Aus¬ 
einandergehen,  bey  geschehener  Aufforderung  hieizu 
von  Seiten  der  Obrigkeit,  ihre  auf  thiUlichen  Wi¬ 
derstand,  oder  Gewalt  gegen  die  öffentliche  Be¬ 
hörde  gerichtete  Absicht  zu  erkennen  giebt. 
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(a)  L.  2.  C,  da  sedilios,  (IS,  3ö.)  I'1  S  u  C  i- b  a  c  h  S  Lelirb,  cl.  j>, 

JR.  5,  203. 

§.  3  58. 

Dio  Strafe  aller  dieser  Verbrechen,  sowohl  der 
hlofscn  Widersetzlichkeit  Einzelner,  als  auch  des 
Aufstandes  und  des  Aufruhrs,  ist  in  den  Gesetzen 
nicht  bestimmt,  sondern  im  Allgemeinen  dem  Er¬ 
messen  des  Richters  überlassen  (a),  Es  sind  da¬ 
her  die  Strafen  der  Gewalttätigkeiten,  -welche 
hiermit  doppelter  Schärfung  diejenigen  treffen  müs¬ 
sen,  welcl i e  a n  d e r  W idcrsetzlichkeit  A n thei  1  ge- 
nornmen  und  nicht  blofs,  als  neugierige  Zuschauer, 
sich  an  die  Renitenten  an  geschlossen  haben.  Mit 
diesen  Strafen  concurnren  die  Strafen  derjenigen 
Beleidigungen ,  welche,  bey  der  wirklich  ausge¬ 
übten  Gewalt,  gegen  die  Staatsbehörden  oder  die 
einzelnen  Staatsbeamten  1  begangen  worden  sind. 
Riese  Strafen  können  jedoch  nur  diejenigen  tref¬ 
fen,  welche  an  jenen  Beleidigungen,  sey  cs  tät¬ 
lich,  oder  durch  Verschwörung,  An  thei  1  genom¬ 
men  haben,  und  nur  durch  diese  Sirafenconcur- 
renz  kann  es  dahin  kommen,  daf’s  gegen  Einzelne 
selbst  äuf  langwierige,  oder  ewige  Zuchlhaufs- 
ulrale,  ja  sogar  auf  Todesstrafe  erkannt  werden  mufs. 

Ausgezeichnet  ist  lfm  gegen  bey  dem  Aufruhr 
die  Strafe  der  eigentlichen  Aufrührer,  oder 
Rädels  f  ü h  re  r.  Diese  sollen,  wenn  sie  einen 
Aufruhr  des  Pöbels  veraiiiafst  haben,  wenig¬ 
stens  mit  der  Strafe  des  Staupenschlags  und  der 
Orts-  oder  Landesverweisung,  bey  gefährlichen 
und  in  ihren  Folgen  bedenklichen  Aufruf  mif- 
tungen  aber  mit  der  Todesstrafe  belegt  wer¬ 
den  (b).  An  die  Stelle  des  Staupenschlags  nebst 
Landesverweisung  mufs  heutzutage  eine  drey  -  bis 
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fUnfjährige  Zuchthaufss  träfe  treten  (§.  17  3.).  In 
allen  Fallen,  wo  der  Aufruhr  nicht  hey  dem  Pö¬ 
bel  veranlaßt  wurde,  wird  der  Rädelsführer,  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen,  mit  verschärfter  Strafe 
der  W idersetzlichkeit  bestraft  werden  müssen.  Ucbri- 
gens  versteht  cs  sich  von  selbst,  dafs  auch  die 
Rädelsführer ,  neben  diesen  Strafen,  noch  die  Stra¬ 
fen  derjenigen  Verbrechen  treffen ,  welche  sie  bey 
dem  Aufruhr  gegen  Einzelne,  sey  cs  als  physische 
Auctoren,  oder  als  intelleciuellc  Coauctoren,  be¬ 
gangen  haben. 

Ungerechte  Handlungen  der  Obrigkeit  können 
übrigens  eine  Milderune  der  Strafe  und  solche  ab- 
solute  Ueherschreitungen  der  Gewalt,  welche,  nach 
allgemein  bekannten  Gesetzen,  durchaus  nur  als 
strafbare  PrWa  thand  1  ungen  erscheinen,  selbst 
absolute  Straflosigkeit  einer,  in  den  Orenzen  der 
No ih wehr  bleibenden  Widersetzlichkeit  bewirken  (c). 

0)  L.  28.  §.  3.  L.  38.  $.  2.  13.  de  poenis,  (XLVIlf.  1%)  I.  2. 
C.  de  sediL,  (IX.  30.)  Cond.  [mp.  tl,  1731.  wrgeu  Absc.baf- 
fang  der  Jl^dwcrksmifsi^gucbei 

(b)  P.  O.  O,  a.  127, 

(c)  Leyser  sp,  590,  m,  9,  Meister  pr.  für,  crim,  5*  322* 
324.  L,  5,  C.  dt*  jure  fisch  ( X ,  JO  Nie  können  ah,i>r  ans. 
diesem  Grunde  WiderbetzlichkeUen  gegen  die  bewitfliifte  Macht 
entschuldigt  werden ,  welche,  wenn  sic  ,  der  Kcquisillon  ge- 
iniiis  7  ohne  Sacfuinteräuchnng  aulliitt^  stets  dilent  liehe  Pfiich- 

erfüllt, 

Zwejtc  A  h  l  h  e  i  I  n  u  g. 

den  bcsqndern  Verbrechen  gegen  den  Staat*  Verbreche^  der 
Staatsbeamten, 

%  3  5  9, 

Zu  den  besondern  Verbrechen  gegen  den  Staat  ge* 
hören  vorzüglich  die  Verbrechen  der  S laa ts- 
fee  amten,  Ulasi  römische  Recht  enthalt  zwar  auch 
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noch  bestimmte  Ver Ordnungen  über  d  i  e  Militär- 

Verbrechen^),  es  ist  indessen  unnöthig,  diese 
zu  behandeln,  da  jedes  deutsche  Militär  seine  be¬ 
sinn  m len  Kriegsartikel  hat,  und  daher  das  gemei¬ 
ne  liecht  liier  an  sieh  unpraktisch  geworden  ist. 

(a)  Voll  diesea  s,  Feucrbachs  Lebib.  tl.  p.  it,  Tli.  IV.  lit,  If. 

§,  3  60. 

Jede  Verletzung  der  Amtspflichten ,  sie  gesche¬ 
he  absichtlich,  oder  aus  Nachlässigkeit,  ist  straf¬ 
bare  Amtsverletzung.  Die  Amtspflicht  er¬ 
fordert  indessen  nicht  blofs  die  genaue  Belolgung 
der  aus  dem  Begriffe  des  Amtes  fhefsenden ,  oder 
besonders  ertl teilten  Instruction  für  die  eigentli¬ 
chen  Dienst  h  andlungen,  sondern  auch. ,  weil 
der  öffentliche  Dienst  nicht  ohne  eine  eminentere 
bürgerliche  Ehre  'bestehen  kann,  ein  solches  Be¬ 
tragen  in  dem  öffentlichen  und  Privatleben,  wcl- 
dies  nicht  mit  den  Voraussetzungen  Für  jene  emi¬ 
nentere  Ehre  in  einem  schneidenden  Contrastc 
steht.  Durch  Handlungen,  welche  einen  solchen 
ConirasL-  erzeugen,  wird  daher  eben  so  gut  das 
Verbrechender  Amtsverlclzung  begangen,  als  durch 
Verletzungen  der  Instruction ,  der  Hegel  nach  wer¬ 
den  aber  die  Ämtsvcrletzungen  der  ersteren  Art 
nur  als  eulposc  betrachtet  werden  können. 

Die  Strafen  der  wahrhaft  dolos  en  A  int  s  Ver¬ 
letzung  bestehen  in  Cassation  und,  bev  beei- 
cligten  Staatsdienern,  eigentlich  noch  daneben  in 
der  Strafe  des  Meineids.  Zum  grofsen  Naeluheile 
des  öffentlichen  Dienstes  nimmt  indessen  die  Praxis, 
vielleicht  der  mchrsten  Landen,  auf  die  letztere 
Strafe  gar  keine  Rücksicht ,  und  selbst  der  erste¬ 
ren  sucht  sie  öfters  so  lange,  bis  die  ärgerlichsten 
Auftritte  zu  befürchten  stehen,  auszuweiehen,  um, 
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zum  Kam  der  Unter  thanen  und  zur  Vernichtung 
des  Ansehens  der  Staatsbehörden  im  In-  und  Aus¬ 
lände,  eine  höchst  unzeitige  Milde  gegen,  grobe 
Verb  reeller  zu  beweifsen,  'welche  beynahe  unter 
allen  aul  eine  sulche  Milde  am  ‘wenigsten  An¬ 
spruch  haben  (u), 

Die  culpo.se  Amts  Verletzung  hat,  nach  ihren 
verschiedenen  Graden,  Ve nveifse,  Geldstrafen  und 
Suspension  zur  Folge ,  Cassation  aber  nur  als¬ 
dann,  ‘wenn  die  gelinderen  Strafen  schon  vergeb¬ 
lich  versucht  worden  sind,  oder  auf  Erhaltung  der 
Amtsehre  hey  dem  zu  strafenden  Subjeclc  keine 
Hoffnung  mehr  übrig  bleibt. 

Aufser  diesen  Strafen  sind  noch  diejenigen 
Strafen  Folgen  der  Am  Ls  Verletzung,  welche  durch 
die  Rechtsverletzungen  Einzelner  oder  des  Staats 
verdient  sind,  zu  welchen  die  Anusverletzung  Mit¬ 
tel,  oder  in  deren  Begehung  zugleich  Verletzung 
des  Amtes  enthalten  war. 

Gesetzlich  benannte  Verbrechen  dieser  Art  sind 
das  crimen  repetundarum  und  de  rcsiduis, 
von  welchen  noch  besonders  zu  handeln -ist. 

(ft)  M (ichtcn  doch  die  deutschen  Regierungen  recht  allgemein  und 
reuhl  (iru Mi cli  rbjsrhcii*  daf*  utiLer  aliftn  cv 1 1  ^ ^ j- 1 1 n g s v o 
£cf)Uigpn  kf  idci“  dringender  imd  keiner  gewisser  von  den  beif- 
lamsUrn  Folgen  nlln*  Art  für  den  Regen  len  und  Itir  d»s  L:md 
begleitet  s?y  t  als  der  einer  zu  qi  gaiibimideji  weisen,  über 
uncibiallch  strengen  Aufsicht  über  die  ofteut liehen  Diener! 

I.  Crimen  repetundarum  s.  barattariae, 

Bestechung, 

G.  Ij.  Menke  de  pniiiine  barattariae  «.repetundarum.  Vitch,  1729, 

E.  F,  Pfotcuhauer  de  cri m .  yepetuud,  Vitel).  1Ö01.J 

%  361, 

Pas  crimen  repetundarum  wird,  von  je¬ 
dem  Staatsbeamten  begangen,  welcher  sich,  sey  cs 
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mit  oder  ohne  Erpressung,  irgend  einen  Vonheil, 
in  Beziehung  auf  seine  Amts  Verbindlichkeit,  ge¬ 
währen  oder  versprechen  läjk,  auf  welchen  er 
nicht,  nach  der  Organisation  seines  Amtes,  An¬ 
sprüche  hat. 

Ob  die  Geschenke  dem  Siaatsdiener  selbst, 
oder,  mit  seinem  Wissen,  andern  zu  seiner  II  aufs- 
haltung  gehörenden  Personen,  ob  sie,  um  zu  der 
Erfüllung,  oder  um  zu  der  Verletzung  der  Amts¬ 
pflichten  zu  bestimmen,  ob  sie  vor  der  gewünsch¬ 
ten  Thätigkeit  des  Beamten,  oder  als  nachherige 
Bclolmung  (a)  gegeben  oder  versprochen  wurden, 
ist  eben  so  gleichgültig,  als  ihr  Werth,  oder  über¬ 
haupt  ihr  Inhalt  (b). 

JN ur  der  Siaatsdiener  kann  dieses  Verbrau¬ 
chen  begehen  (c) ,  und  auch-  bey  diesem  ist  cs 
nicht  vorhanden,  wenn  er  sich  durch  eigennützige 
Motive  für  oder  gegen  Handlungen  bestimmen 
liilst,  welche  mit  seinen  Amtsveibindilohkeiien  in 
keiner  Beziehung  stehen. 

(a)  L.  ult,  C.  ad  Leg.  Jul.  repetuud.  0X,  27.)  Vis.  Ahsch,  v, 
1713.  $.  Ö6.  5Jes  Sry  vqr  ,  oder  nach  erg aiig euer  Unlieb“ 

00  Aho  auch  durch  VieuiaHen  ^  Geschenke  wird  dieses  Verhre- 
chtoi  betätigen*  Die  I,,  3  3.  D-  de  ol\\  fVnesid,  (L  j3  )  wi¬ 
derspricht  hier  nicht*  Vergh  Koch  inst*  jhir*  crim*  634- 

Schob  Kleins  itierkwürd.  fteehtsäpvüche*  Th.  ill<  S,  151* 

(c)  Wicht  Curatoren  und  Tutoren,  oder  Öfficjaotcn  einer  Privatper¬ 
son*  Meisters  recht!*  Drkb  n*  Gutacht*  iu  peml.  FaUeu* 

Th*  V,  Dec,  133*  Fnievbacb  $*  479« 

%  3  62, 

Die  Strafen  dieses  Verbrechens  sind  im  Allge^ 
meinen  unbestimmt  (a).  Bcy  Justizsachen  drohen 
die  Gesetze,  ausser  der  allgemeinen  Strafe  der  do~ 
losen  Amtsverlelzung,  1)  wenn  von  gewöhnlichen, 
das  Vermögen  betreffenden  Sachen  die  Ilcde  i@t, 
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die  Strafe  des  Dreifachen  bcy  angenommenen,  und 
die  Strafe  des  Doppelten  bcy  versprochenen  Ge¬ 
schenken  (b),  Verlust  der  Klage,  oder  Excepdon 
dagegen  dem  Bestechenden  (c),  2)  wenn  von  Cri- 
minalsachen  die  Rede  ist,  die  Strafe  der  Confis- 
cation  und  des  Exils. 

Die  Strafen  des  Drcyfachen  und  Doppelten  sind 
irn  Allgemeinen  auch  rcie.hsgesetzi  ich  gebilligt  (d). 
In  allen  übrigen  Fallen  straft  man,  wegen  der  Ln- 
besiimmiheit  der  Gesetze ,  nach  den  allgemeinen 
Regeln  (<j.  360.),  und  eben  dieses  mufs ,  der  in 
den  deutschen  Gesetzen  enthaltenen  Bestätigung 
der  römischen  Strafe  der  Bestechung  in  Givilju- 
stizsaehen  ungeachtet,  auch  in  diesem  Falle  da 
Statt  finden,  wo  die  deutsche  Praxis  überhaupt 
keine  Anwendbarkeit  der  römischen  Strafen  auf 
das  dujdum,  uipiuru  u.  s.  w.  angenommen  hal(c). 

(0  r„  7.  Jj.  Z.  .-.(1  Li»g.  Jul.  r«p.  (XLVJII.  11.)  L.  1.  et  ult.  C. 
i-ii'icV«  (LXi  27.)  i\ov(  ö,  c.  8. 

(b;  Nov.  11 4, 

(c)  Vergl,  ff,  228.  not«  a, 

(a)  V.  A.  v.  1713.  ff.  46. 

Q  ui  storp  424.  Strub«  ns  R.  B.  Th.  IV.  u.  i5l* 
Meister  pi.  jur.  cmn.  3)6. 

If.  Crimen  de  r e s i d-ui s.  Unterschlagung 

ö  f f e  n  1 1  i  c  ii  e  r  O  e  1  d  e  r. 

W.  A.  Liultrkacli  de  residuo  (in  JJiss.  Acad.  V.  111,  u.  112.)* 
K I  e  I  ii  s  e  li  t-  o  <1  iibei'  die  Uütefgclilaguiig:  auyertrauten  SUaLsver- 

luügens,  (Arth.  ßd.  Hl,  £>t.  4.  nr.  5.) 

§.  363, 

Das  Verbrechen  der  Unterschlagung  öf¬ 
fentlicher  Gelder  (crimen  residui  s.  de 
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residuis,  Malversation)  begehen  Staatsbeam¬ 
ten,  ■welche  das  ihnen,  zu  Folge  ihres  Amtes, 
anvertrante  Vermögen  zu  Privat» wecken  widerrecht¬ 
lich  verwenden. 

Nur  Staatsbeamten  begehen  dieses  Verbrechen. 
Private  Hi cian  Len  des  Staatsbeamten  sind  daher  nur 
des  gewöhnlichen  Verbrechens  der  Unterschlagung 
und  Dritte,  welche  aus  öffentlichen  Gassen  ent¬ 
wenden,  des  mit  der  gewöhnlichen  Strafe  des 
Diebstahls  zu  bestrafen d e n  P e  c  u  1  a  (.  s  sch u I d i g  (a). 

Nur  an  dem  Vermögen,  welches  dem  Staatsbe¬ 
amten  ,  in  Gern a  f s h e i  t  seine s  A  m t e s ,  anver¬ 
traut  worden  ist,  wird  dieses  Verbrechen  began¬ 
gen,  cinerley  aber  ist  es,  ob  dieses  Vermögen 
wirklich  Eigenthum  des  Staats  sev,  oder  nicht. 
An  der  Privatcasse  des  Landesherrn  (b)  wird  daher 
dasselbe  eben  so  gut  begangen ,  als  an  Depositen¬ 
geldern  u.  d.  gl.  Auf  die  Administratoren  der 
Städte  und  ähnlicher  Gemeinheiten  ist  der  Begriff 
dieses  Verbrechens  analogisch  angewendet  wor¬ 
den  (c), 

Vollbracht  wird  das  Verbrechen  durch  jede 
Art  der  Verwendung  des  an  vertrauten  Vermögens 
zu  eigenem  Nutzen,  ohne  dafs  die  Absicht,  das 
anvertrante  Vermögen  dadurch  nicht  beeinträchti¬ 
gen  zu  wollen,  das  Dascyn  des  Verbrechens  auf¬ 
heb  en  könnte,  Verwendung  zu  andern,  als  den 
bestimmten,  öffentlichen  Zwecken  entfernt  dagegen 
den  Begriff  des  Verbrechens  und  enthält,  als  unor¬ 
dentliche  Verwaltung,  nur  gewöhnliche  Amtsver¬ 
letzung  (d). 

(a)  aj  nisters,  Erk.  ti.  Gut.  Ux  peinl.  Fällen,  Th,  U.  D  67. 
n.  18,  Leys  er  sp.  621  m.  3.  4.  5,  (1  e  Winkler  coroU. 
\ariojf*  jur*  evim*  m  5*  6.  7.  (in  Q|msc,  T4  1,  n, 
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(c)  L.  4,  $■  7,  aii  I.fo.  Jul  pcctil,  (XLVILt.  13.)  veib.  mit  L.  4ft, 
C.  <lu  t Jccii riot).  (X.  3l.)  Meuter  pr,  jur.  crifu.  $,  347. 

I1’  c  tt  e  r  b  a  c  Ii  «.  a,  O. 

(d)  L.  1.  4.  D.  tle  ailmiuisti-at,  rentm  ad  civit,"  peitjaeuliiiui, 

(L.  8.)  1 


§.  3  64. 

Die  Strafe  der  Römer  bestand  früher  (a),  aus¬ 
ser  der  Amtsentsetzung  und  Infamie,  noch  in  der 
Erlegung  des  dritten  Theils  des  schuldigen  Geldes, 
später  fand, eine  Capitalslrafe  Statt  (b).  Da  es  in¬ 
dessen  zweifelhaft  ist,  ob  darunter  Todesstrafe  ge¬ 
meint  sev,  so  wird  die  Strafe  heutzutage  als  eine 
unbestimmte  (e)  betrachtet.  Ausser  der  Strafe  der 
Amtsentsetzung  tnfTt  daher  itzt  doJo.se  Verbrecher 
dieser  Art  die  Strafe  der  gewöhnlichen  Unterschla¬ 
gung  mit  einiger  Schärfung ,  weil,  bey  aller  En¬ 
ge  wibbeit  über  die  eigentliche  Gröfse  der  Strafe 
des  neuesten  römischen  Hechtes,  doch  wenigstens 
das  ausser  Zweifel  ist,  dafs  die  Strafe  eine  in  der 
Gröfse  ausgezeichnete  seyn  sollte. 

Die  auf  feste  Gründe  gebaute  und  nur  durch 
ausserordentliche  Zufälle  zerstörte  Hoffnung  eines 
heabsiohtelen  Ersatzes  behandelt  man  als  einen 
Milderungsgrund ,  weil  man  alsdann  die  Anus  Ver¬ 
letzung  nur  als  culposc  betrachtet  (d).  Es  treten 
alsdann  nur  die  Strafen  der  c  ulposen  Amts  Ver¬ 
letzung  ein. 

o 
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Von  den  Polizev -Verbrechen. 

Zwo  y  t  c  Uivtcrabthc  i  I  n  n  g. 

Von  den  mittelbar  bargerJrchen,  oder  Polizey- Verbrecbcn  nnd 

Vergehen- 

§.  365. 

Un io r  Polizev- Verbrechen  werden  weder 
alle  diejenigen,  oder  biofs  diejenigen  verstanden, 
welche  mit  geringeren,  sogenannten  b  ü rg  e  r  lic  hen 
und  polizey  liehen  Strafen  bedroht  sind  und  in 
Ansehung  weicher  eben  darum  die  Untersuchung 
und  Besrafung  den  bürgerlichen  und  Polizcy- Ge¬ 
richten  übertragen  ist  (§.  15  3.),  noch  werden 

darunter  alle  diejenigen  Verbrechen  begriffen, 
welche  erst  mit  der  Errichtung  bestimmter  poli- 
zeyliclien  Ein rieJi langen  als  möglich  gedacht  wer¬ 
den  kö  n  nen ,  so  n de  rn  d e r  Begr  1  ff  d  e  rs clb  c  n  b  e- 
schränkt  sieb  auf  diejenigen  Handlungen,  weiche 
an  s i  c  1t  en tweder  gar  keine,  oder  doch  keine 
strafbare  Verletzung  der  ursprün  gl  teilen,  oder  er¬ 
worbenen  Rechte  der  Einzelnen,  des  Publicums, 
oder  des  Staats  enthalten ,  welche  aber  dennoch, 
sey  es  mit  p  o  1  i  z  c  y  1  i  c  1 1  e  r ,  oder  mit  p  e  i  n- 
1  ich  er  Strafe,  darum  gedroht  worden  sind,  weil 
man  die  Unterdrückung  derselben,  wegen,  ihres 
naehtheÜigen  Einflusses  auf  die  bürgerliche  Verbin¬ 
dung  und  dadurch  mittelbar  auf  die  Erhaltung  des 
Rechts zustandes ,  selbst  als  eine  nolh wendige  poli- 
zcy liehe  Einrichtung  betrachtet  hat. 

Die  mit  p  o  li  zey  1  i  ch  e  r  Strafe  zu  belegenden 
Verbrechen  sind  daher  nur  zum  Theil  Poiizey- 
Verbrechen,  ein  grofser  Theil  derselben  (z.  B. 
die  Eigenthumsbeeininichtigungcn  aus  Muth willen) 
sind  unmittelbar  bürgerliche.  Die  Poli- 
zev v erb  rechen  sind  dagegen  nur  ein  Theil  der- 
j enigen,  welche  mit  bestimmten  polizev liehen  Ein- 
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Achtungen  erst  möglich  'werden ,  indem  zu  die¬ 
sen  auch  alle  Verletzungen  polizey  lieber  Anstal¬ 
ten  und  selbst  die  Verletzungen  polizev  lieber  Be¬ 
hörden  geroebnet  werden  nuissen,  welche,  als 
Verletzungen  des  (dient lieben  Vermögens  und  der 
Staatsbehörden ,  offenbar  u n mittelbar  b  ii rg er¬ 
liche  Verbrechen  sind. 

§.  366. 

.  ^Von  den  Polizev verb roohon  können  liier  nur  die¬ 
jenigen  abgebandelt  werden,  welche  das  bisherige, 
in  polizeilicher  Uinsicbt  nätürlicber  Wcisfe  sehr 
mangelhafte  gemeine  Ileebt  als  solche  betrachtete. 
Diese  lassen  sich,  nach  den  Ha  u  ]i  (gegenständen 
dei  polizeilichen  Vorsorge  —  Erhaltung  und  Er¬ 
höhung  des  physischer i  un d  des  inte  I  lectuel- 
1  e n  gemeinen  VVohlslafides  —  cini.beil'en.  Einige 
Handlungen  sind  als  dem  physischen  gemeinen 
Wohlstände  gefährlich,  andere  als  den  inteilec- 
tüellen  gemeinen  Wohlstand  fährdend,  noch  an¬ 
dere  endlich,  als  in  heydcrlry  'Rücksicht nachthei- 
Hg  (wie  die  sogenannten  Fl  e  i  sch  es  V  erbr  e  ch  eß) 
in  die  Pieihe  der  Verbrechen  gesetzt  worden. 

Erstes  Kapitel. 

\  o  n  fl  e  n  <1  r  rii  g  p  m  p  i  i)  P  „  physischen  W  <j  t>  I  &  i  ä  u  fl  e  n  a  c  h- 
t  i  e  i  1  i  g  6  n  P  o  1  i  ze y  -  V  e  r  li  i-  e  e  Ii  c  n  u  u  il  Vergehe  n. 

§.  367. 

,  Pol  izey  verb  rech  cn ,  welche,  aus  Rück- 

siebt  auf  die  Erhaltung  und  Eihöhung  des  physi¬ 
schen  gemeinen  Wohlstandes,  durch  das  gemeine 
Beeilt,  erzeugt,  worden  sind,  gehören  1)  der  Zins- 
W  u c h e r ,  2)  der  D a r clana  r i a  I.  und  3)  d e r 

Aufkauf  der  Früchte  au  f  d etn  II a  1  m  o. 


Von  dem  Zinswucher. 


383 


I.  Zinswucher  (usuraria  pravitas), 

§.  368. 

Nicht  jedes  Bedingen  oder  Annehmen  unerlaub¬ 
ter  Zinsen  ( usurac  dlicitae)  ist  Verbrechen, 
sondern  nur  dasjenige ,  welches  eine  hebe  r- 
schreitung  der,  in  Ansehung  der  Quan¬ 
tität  b e s ti m m t cn  G r e n z en  desZinsmafses 
enthalt.  Dieses  Verbrechen  ist  daher  nur  dann 
vorhanden,  wenn  i)  bey  dem  Rentenkaufe  mehr 
als  5  (a),  bey  andern  Zinsen  aber  in  allen  Fällen, 
wo  die  Gesetze  nicht  selbst  Ausnahmen  zugelassen 
haben  (b),  mehr  als  6  (c)  Pro  einte  bedungen  (d) 
werden.  Das  An  nehmen  der  die  Gröfse  des  Ca- 
pitals  überschreitenden,  angeschwollenen  Zinsen 
und  selbst  das  Annehmen  der  verbotenen  Zinsen 
von  Zinsen  ist  nur  unerlaubt  und  erzeugt  nur  civil- 
reehiliehe  Folgen  IjM,  in  so  ferne  nicht  in  dem 
letzteren,  was  sehr  häufig  der  Fall  seyn  wird ,  zu¬ 
gleich  ei  n  Annchmcn  v  erstecht  bedungener, 
die  gesetzlich  erlaubte  Quantität  überschreitender 
Zinsen  enthalten  ist,  indem  überhaupt  selbst  nicht 
einmal  der  äufscre  Schein  eines  erlaubten  Ge¬ 
schäftes,  den  darin  verborgen  liegenden  Zinswucher 
der  verdienten  Strafe  zu  entziehen,  vermögen 
soll  (f> 

O)  R.  P.  O.  1530.  tlt.  26.  §.  7.  —  1548.  t.  17.  $.  7.  -  1577. 
t.  17,  $.  3. 

(b)  Heber  diese  Ausnahmen  vergl.  Thibauts  Pamlektensystem* 
260* 

£c)  von  Meier  ns  Gedanken  über  die  RechLniäfsigkeit  ctes  sechs¬ 
ten  Zinsthä'lers»  Ein  vorlrcflidier  Auszug’  dieser  Schrift  ist  in 
II  u  f  t>  1  n  n  d  s  Dry  tragen  Zur  Berichtigung  und  Erweiterung 
der  positiven  Rechts wissens cliaflen.  St.  i  n.  2,  Selbst  diejeni¬ 
gen  ,  welche  nur,  6  Pro  reute  %n  bedingen*  für  g.friueinrecht" 
lieh  erlaubt  halten*  geben  doch  zu,  dals  durch  das  Bedingen 
und  Annehm  eu  des  sechsten  Zinst  ha  lers  kein  Zinswucher  be¬ 
gangen  werde*  Q  u  i  s  t  o  r  j>  s  Bey  trage  n.  XXV* 
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(d)  Die  nirli rtleti  nehmen  nn,  daf*  das  Anno  h  ni  <*  n  der  li^clu n— 
g^nt'u  Zinsen  zu  dein  liegrifle  tles  cüüÄunumrtm  Verbrechens 
gehöre-  H  e  l  i  e  r  |>r,  jur,  ei  an,  2  H .  F  euerbacla 
Lehib*  d*  p#  ]{.  4  >8-  Sic  ht  rufen  sich  nnf  die  ß-  P.  0, 

de  15/ 7*  tit.  17#  },  ii,  n  1  fein  ich  flu  de  ju  «Jeu  Worten 

diese*  Gesetzes  „derjenige  (  *o  solch  wuctierlicbe  Co  nl  rack 
oder  Pariiten  hodühio  künftlglich  —  —  üben  werde*1  gerade 
das  Gegen  t  bei!. 

CO  Koch  inst,  für,  er  im .  620*  Meister  24L  t*  n<1  in  den 

prakit.  Bern.  Th,  j*  u.  2,  WealpböU  Cr.  K,  Au  in,  109* 

F  e  uerbac  fr  4.17. 

(f)  ß*  P,  O.  v.  J577.  t,  17.  1  —  8.  Ibeyacr  sp#  247, 

C.  F,  W  a  t  c  Ii  de  ustirarla  pniviLnte  $uh  patliata  Iransnclione, 
Jenae  1773.  Günthers  Versuch  einer  volUtän  Ugcn  Unter-* 
suebung  über  Wucher  und  Wuchej gesetzt,  Hamb#  1770# 
S#  40.  folg.  Hugo  über  Wucher  und  Wuck*rg<?aeE/.c.  Fit. 
Magaz.  Bd,  TL  11,  2-  nf  6#  v.  Berg  über  Wucher  und  W»— 
cberv erböte  iö  seinen  wissen  schall liehen  Versuchen  ih.  lf* 

S*  169, 

§.  3  6  9. 

Die  gesetzliche  Strafe  dieses  Verbrechens  be¬ 
steht  in  dem  Verluste  des  vierten  Theils  des  Ka¬ 
pitals,  welcher  zur  Ilälfte  der  ordentlichen  Obrig¬ 
keit  des  Gläubigers ,  zur  Hälfte  dem  Schuldner 
verfällt  (a).  Säumige,  oder  connivirende  Obrig¬ 
keiten  sollten  in  eine  Strafe  von  2,  3  his  4  Mark 
löthigen  Goldes  genommen  werden  (b).  Weitere 
Strafen,  welche  manche  -Rechts] ehre r  überhaupt 
als  mit  den.  r eich sgesetzli ehe n  cumulaliv  concur- 
virend  betrachten  (c),  lassen  sicli  nur  dann  recht¬ 
lich  vertheidigen ,  wenn  mit  dem  Verbrechen  des 
Zinswuchers  auch  noch  andere  strafbare  Handlun¬ 
gen,  z.  B.  Stellionat  u.  d.  gl.  concurriren  (d). 

(a)  R.  T5.  O,  v.  1577.  t,  17.  Ö.  In  so  ferne  mir  dii'se  Strafe 
ciutriLt,  gehört  du  her  auch  die  Untersuchung  und  B^ItraAtog 
zur  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit. 

(h)  Ebendas# 

► 

(c)  La  uterl)  ach  Colh  theon  pract#  L,  XKIL  t,  1*  30*  11  * 

andere# 


Von  dem  Dardanariate. 


m 


(d)  Ko  eh  ).  c.  $.  623.  Meister  I,  c.  242,  Fe«erb*ck 
I,  c  §.  439. 

II.  Dardanariat. 

Mich*  Crassiu  Diss*  de  propolio  jaste  proIiibUo,  Ed*  3tim* 
Tul),  1765* 

KJ  c- 1  u  s  c  h  f  o  cl  über  das  Verbrechen  des  Dardanariat»,  To  dem 
Archive  Bd,  III*  St*  1L  n*  4* 

§.  3  7  0. 

Das  Verbrechen  des  Dardanariats  wird  durch 
alle,  nicht  zur  Befriedigung  des  eigenen  Bedürfnis¬ 
ses  no'lh wendigen  Handlungen  begangen,  welche 
die  Bewirkung  eines  Mangels ,  oder  einer  Theu- 
rung  der  Lebensbedürfnisse  zum  Zwecke,  haben. 

Nur  Lebensbedürfnisse  sind  der  Gegenstand 
dieses  Verbrechens,  aber  auch  alle  Lebensbedürf¬ 
nisse,  welcher  Art  sie  seyen  —  Getraide  (cri¬ 
men  fraudatae  annonae),  Specerey,  Wein, 
Ochl  (a)  u.  s.  w.  Luxus  -  Bedürfnisse  und  unbe¬ 
wegliche  Güter  dagegen  sind  nie  Gegenstand  des¬ 
selben. 

Seltenheit  oder  Theurung  der  Lebensmittel  zu 
erzeugen,  mufs  die  Tendenz  der  zu  diesem  Ver¬ 
brechen  gehörenden  Handlungen  seyn.  Ob  dieses 
durch  Hemmung  der  Zufuhr,  durch  Aufkauf  (b), 
oder  durch  Zurückhaltung  eigener  entbehrlicher 
Früchte ,  zur  Zeit  eines  schon  existirenden  Man¬ 
gels  (c),  geschehe,  ist  einerley  (d).  Eineriey  auch, 
ob  Eigennutz,  oder  (wie  bey  der  Vernichtung 
der  aufgekauften  Waaren)  Rachlust  und  Bofsheit 
die  That  moiivirten.  Nur  der  durch  eigenes  Be- 
diirfnifs  nodiwendig  gemachte  Aufkauf,  selbst  wenn 
er  Theurung  verursacht,  kann  eben  so  wenig  Ver¬ 
brechen  seyn,  als  derjenige,  welcher  in  der  Ab- 
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sieht,  die  traurigen  Folgen  einer  bevorstehenden 
Theuruii"  zu  mindern  geschieht. 

C  O 

c*>  H.  A.  1512.  ff.  16.  1524.  ff.  27.  1529.  §.  34.  1530.  ff.  135. 
1548.  u.  1577.  tit,  18. 

<L)  L.  2.  a.1  L.  Jul.  de  aoMoua.  (XLVIII.  12.')  L.  C.  de  extraord. 
crim*  (XL VII,  iL)  tu  (I.  augef,  lieichsge&cUf« 

(c)  L,  6*  D,  de  extr,  crim,  KIcinscIirod  a*  a* 
ßciiwerlich  dürft«®  iotl essen  in  diesem  Falle  das  Verbrechen  als 
'vorhanden  «eyend  angenorameß  werden  können ,  wenn  der 
Besitzer  der  Früchte  nicht  obrigkeitlich  aufgcfordcrl  worden 
jstj  dem  Mangel,  durch  das  Lo&scbJagfeu  seiner  Fmchle,  ah- 
2ti  helfen. 

(d)  Die  Römer  rechnet en  auch  den  durch  falsches  Mals  bewirkten 
Lhearern  Vcitauf  zum  Dardauariate*  L,  6*  alleg.  Heu tzu tags 
imifs  aber  dieses  Verbrechen  als  Fälschung  bestraft  werten, 
P.  G.  CX  arU  UZ. 


§,  371. 


Die  römischen  Strafen  dieses  Verbrechens  be¬ 
stehen  in  dem  Verluste  des  Handelsrechts  und  an¬ 
dern  dem  Ermessen  der  Richter  überlassenen  Ahn¬ 
dungen.  Die  Reicbsgesetze  dagegen  ■wollen  den 
Vor-  und  Aufkauf  mit  Confiscalion  des  ganzen 
Vermögens  und  Relegation,  Obrigkeiten  aber,  ‘wei¬ 
che  den  Verbrechern  keinen  Einhalt  thun,  um  100 
Mark  löthigen  Goldes  gestraft  wissen.  Die  Ibnie 
dieser  Strafen  soll  abei'  dieselben  ausser  Gebrauch 
gebracht  haben  (a)  und  man  straft  vielmehr  nur 
mit  Gonfiscation  der  aufgekauften  Wnaren  (b)  unc, 

unterdrückt  worden  sind,  nut 


wenn  dieselben 


vi 


eiche  mit  der 


einer  Geld-  oder  Ge fiingnifss träfe . 

Confiscalion ,  die  hier  hatte  Statt  finden  sollen,  im 


Verhältnisse  steht. 


(a)  Koch  lust,  jur*  crim*  628*  n,  1, 

(b)  Q  u  Istorp  208*  n(  2. 


/• 


Von  d.  Auflaufe  der  Früchte  auf  dem  Halme.  387 


III.  A  u  f k  a  u  f  der  Früchte  auf 


dem  II  a  1  in  e. 


Heineccius  de  tcnililione  jllicita  fruetuum  in  berliis.  Il.ilae 

1738. 

§.  3  72, 


Früchte,  welche  noch  auf  dem  Ilalme  stehen, 
sollen  nur  alsdann  Gegenstand  eines  gültigen  Käwf- 
contracts  scyn,  wenn  der  bestimmte  Kaufpreifs  mit 
dem  Marktpreise  der  Früchte ,  zur  Zeit  des  Con- 
tractes ,  oder  mit  dem  Marktpreise  derselben,  14 
Tage  nach  der  Erndie,  übere'mkömmt.  Ist  dieses 
nicht,  so  soll  ein  solcher  Con  tmct  selbst  als  Ver¬ 
brechen  von  Seiten  des  Käufers  betrachtet  und 
mit  Confiscation  des  Ga pi Lais ,  zugleich  aber  noch 
mit  Ehren-  und  Geldstrafen  bestraft  werden  (a),. 
auch  wenn  cler  Beschädigte  keine  Klage  erheben 
sollte, 


£a)  R,  P,  (X  1§77.  tit.  19*  Es  sind  hier  wah)  s  ehe  ml  Ich  die  übri¬ 
gen  geset  All  eben  Strafen  des  Davdauarials  berüctaüclulgt*  Eben 
durum  aber  sind  diese  Zusatzs  trafen  nicht  im  Gebrauche* 


Z  \y  e  y  t  e  s  Kapitel- 

Y  o  n  d  e  n  cl  c  m  gemeinen  i  ntfrll  ec  t  aellen  W  o  bis  t  a  n  d  e 
n  a  e  h  t  h  e  i  li  g  e  n  P  o  1  i  z  e  y-  V  e  r  1>  r  e  c  h  e  n  ivn  d  Vergehe  n, 

§*  373* 

Manche  unsittliche  Handlungen  haben  die  Reichs- 
gesetze,  zumal  wenn  dadurch  öffentliches  Acrgcr- 
nifs  gestiftet  wird,  durch  Strafen  verpönt.  So  soll 
I )  dato  Fluchen  und  Sch w Ö ren  mit  willkührli- 
cher  Strafe  bestraft  werden  (a).  Es  wird  darunter 
der  Milsbrauch  der  eidlichen  Betreuerungen  bey 
gleichgültigen,  hierzu  gar  nicht  auffordernden  Ge¬ 
legenheiten  und  das  Selbstverfluchen  verstanden, 
welche  Handlungen  alsdann,  wenn  sie  nicht  in 
der  Verachtung  des  Publicums  ihre  natürliche 
Strafe  finden,  sondern  wirklich  öffentliches  Aer- 
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gornifs  stiften,  allerdings  ein  Einschreiten  der  Po- 
lizev  erfordern.  Verfluchen  Anderer  wird  als  In¬ 
jurie  betrachtet  und  behandelt. 

So  soll  2)  das  Betrinken  und  das  Betrun- 
k enm a  ch en  polizeilich  bestraft  werden  (b),  in  so 
ferne  nämlich  dadurch  öffentliches  Aergernifs  ge¬ 
stiftet  wird. 

3)  Sollen  M  üfs  igg  an  g  er,  welche  das 
Betteln  als  Gewerbe  treiben,  und  dieje¬ 
nigen,  welche  siel),  ohne  Mittel  zu  einer 
legalen  Existenz,  dem  Vngab  un den- Le¬ 
ben  ergeben,  gestraft  worden  (c).  Die  Strafen 
sind  willkührlich  und  müssen  um  so  harter  gegrif¬ 
fen  werden,  je  mehr  die  Handlungen  den  Charac- 
ter  wahrer  Be  trüge  reyen  erhalten.  Sic  sind  notli- 
w endig,  so  lange  die  Regierungen  nicht  ihre  Noth- 
wendigkeit,  durch  die  Anlegung  zweckmäfsiger 
Arbeilshaufser,  aufliebcn  können. 

(0  R.  P.  o.  1577.  t.  2. 

(b)  R.  P.  O.  1530.  u.  1577.  t.  8. 

(e)  R.  p.  o  1548.  u,  1577.  t.  8. 

§.  3  74. 

Ketzerey  und  Zaubere y  (haei^esis  et 
magia)  gehören  dagegen  im  Allgemeinen  nicht 
hierher,  so  wie  überhaupt  an  keine  Stelle  in  dem 
Criminal rechte  (a).  Die  Ketzerey  kann  zwar  Ver¬ 
brechen  werden,  wenn  sie  auf  eine,  h es on dem 
Verbindlichkeiten  entgegenlaufende  Weifse  (z.  B.  von 
dem  Volkslehrer  gegen  die  Bestimmungen  seiner 
Arntsinstruction)  vorgetragen ,  oder  auf  eine,  die 
Bekenner  einer  bestimmten  Religion  herab  würdi¬ 
gende,  wahrhaft  injuriirende  Art  geäufsert  wird, 
oder  wenn  sie  in  eine  Sec  teil  s  tiftung  (durch 


Von  dem  gern.  Wohlst.  nachih.  Polizey verbr.  3  89 

An  werben  von  Jüngern  aus  dem  grofsen  Publicum), 
und  dadurch  in  eine  Störung  der  öffentlichen  Ruhe 
nusartet,  wo  dann  in  dem  ersten  Fade  die  Grundsätze 
von  Bestrafung  der  Amtsvergehen  entscheidend,  in 
dem  zweyten  die  Grundsätze  von  Bestrafung  gemein¬ 
gefährlicher  Injurien  bestimmend,  und  in  dem  dritten 
kirchlich  polizey]  i  che  Malsregeln  gegen  den,  gewöhn¬ 
lich  zum  Hospitale  reifen  Schwärmer  nothwendig 
werden,  ausser  diesen  Fällen  aber  würde  eher  die 
Retzerverfo  1  g ung ,  als  die  K e t z e r e y ,  auf  den 
Namen  eines  Verbrechens  Ansprüche  haben  (b). 

Auch  die  Zaubercy ,  Geisterbeschwörung  und 
der  Art  Hexenkünste  können  zwar  und  wer¬ 
den  in  der  Regel  als  unsaubere  Be  t  r  ü g  c  rey  en 
erscheinen,  welche  nach  den  Grundsätzen  von 
der  Bestrafung  der  Fälschungen  und  mit  unter,  we¬ 
gen  des  Mifshntu'ehs  heiliger  Gegenstände  zu  ver¬ 
brecherischen  Absichten,  mit  besonders  erhöhter 
Strafe  bestraft  werden  müssen ,  sonst  aber  kann 
die  Natur  dieser  Handlungen  nicht  zu  Strafen, 
sondern  nur  zur  Warnung  und  Belehrung  der  Ge¬ 
blendeten  und  zur  Heilung  der  Kranken  und  Ver¬ 
rückten  auffordern. 

(a)  C  lir,  I  hotnasius  an  haeresis  sit  crimen?  Halae  1697. 

Idem  de  crimine  magiae.  1701, 

Idem  de  orig  me  et  progressn  processus  iuquisitoiü  contra  saffas. 
Halae  1712.  *  b 

K1.  G.  Ob,  Ivliigel  diss.  de  magia  e  criminum  seile  proscri— 
benda.  Viteb.  1789.  .  1 

0>)  Meister  pi.  jur,  «Vim,  $,  295.  —  Von  den  politischen 
Ketzern  gilt  dasselbe,  was  von  den  religiösen  gesagt  ist. 

Drittes  Kapitel. 

Von  fl  e  n  F  l  e  U  C  h  e  s  v  e  r  b  r  e  c  h  e  n* 

Job.  Ju.  Cella  von  Verbrechen  und  Strafe»  in  Unsuehtsfällen* 
Zwejbr licken  u.  Leipzig  1787. 
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c.  C*  Stilb  el  quatenus  actlones ,  qtiae  vulgo  tlelicLn  camis  <13— 
cuntnr,  c  prittcipiis  j m  p ublici  uni  versa  üs  siut  coercenUae  ? 
Witte  b,  1793* 

Ueber  das  Verbrechen  der  Uo  zucht  und  die  Straflosigkeit  desselben» 
München  l8l2, 

§.  37  5- 

Nur  die  Ehe  ist  cs,  welche,  nach  ihrer  wah¬ 
ren  und  inneren  Natur,  den  ihre  rischen  Act 
der  Befriedigung  des  Geschlechts tricbcs  auf  eine 
dem  Character  des  Menschen  entsprechende 
Weifse  veredelt.  Sowohl  in  Hinsicht  des  morali¬ 
schen,  als  auch  in  Hinsicht  des  physischen  gemei¬ 
nen  Wohls,  welche  bey  der  geistigen  und  körper¬ 
lichen  Verkrüppelung  der  Menschen,  als  den  ge¬ 
wöhnlichen  Folgen  der  Ausschweifung,  leiden 
müssen,  ist  cs  für  den  Staat  von  grofser  Wichtig¬ 
keit,  dafs  das  AnerkennUiifs  jener  Wahrheit  in 
seinem  Innern  nicht  verlobten  gehe.  Daher  das 
polizey liebe  Verbot  der  ausscrehcliehen  ßcfriedi- 
gung  jenes  NaiurLncbes ,  welches  den  Begriff  dei 
eigentlichen  F 1  e  i  s  c  h  e  s  v  e  r  b  r  e  c  h  e  n  (ucl ic ta 
carnis)  erzeugt  hat,  und  das  Verbot  alle i  hcföi- 
derung  und  Einladung  zur  ausscrehcliencip  "VVo  - 
lustbefriedigung,  welche  Handlungen,  ms  jn  ei 
Regel  polizeylicii  gefährlicher,  -wie  die  ausserche- 
liche  W'ollustbefrie'digung  selbst,  unter  dem  Ma¬ 
nien  der  u  n  c  i  g  e  n  1 1  i  c  h  e  n  1*  leise  h  c  s  v c  i  ->  *  e 
eben,  eine  nach  eigen  ihümJ  icben  Gi tmds atzen 
strafbare  Classc  von  Verbrechen  bilden. 

§.  376. 

Nur  diejenigen  Unzuchts  falle  aber,  welche  ein¬ 
zig  aus  polizcyli eben  Rücksichten  als  strafbar  er¬ 
scheinen,  gehören  unter  den  Begriff  der  Fleisches- 


Von  den  Fleisches  verbrechen. 


391 


verbrechen.  Unzucht ,  als  Zweck  einer  an  sich 
strafbaren  Rechtsverletzung,  wie  bej  der  Noth- 
z  u  c  li  t  und  der  E  n  t  f  ü  h  rung,  gehört  nicht 
hierhin. 

Zu  den.  un eigentlichen  Fleischesverbrechen  ge¬ 
hören  daher  nur  die  Kuppel  ey  und  die  Hu- 
r  e  n  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  c.  Zu  den  eigen  tlichen  Flei¬ 
schesverbrechen  dagegen  gehören  folgende  Arten : 
I.  Fleis  eh  es  ve  rb  rechen  durch  naturge* 
m  ä  fs  e  n  B  e  y  s  c  h  1  a  f.  Hierhin  gehören  1 )  als 
einfache  a)  die  Schwächung  (stuprurn), 
ß )  die  gemeine  Hurcrey  (fo  rn  ica  tio),  y)  der 
Concubinai;  2)  als  quäl  ifie ir  tfe  <x)  wegen 
Verletzung  der  ehelichen  Treue,  der  Eli e  b  r  u  c  h 
(adult  criu m ) ,  ß)  wegen  M ifsb rauch s  der  Ehe 
zur  Verletzung  der  ehelichen  Treue,  die  Biga¬ 
mie,  y)  wegen  einer,  der  Ehe  enigegens teilenden 
nahen  V erwand  tschaft,  die  Blutschande  ( i  n- 
cestus).  II.)  F  le  is  ches  ve  r  bre  che  n  durch 
widernatürliche  Unzucht,  oder  Sodomie. 

§.  377. 

Es  ist  übrigens  nicht  zu  läugnen ,  dafs  der  Ge- 
s i chtspun c t ,  unter  welchen  man  i fzt  allgemein 
die  Fleischesverbrechcn  stellt,  wenn  man  sie  als 
bloise  Polizev verbrechen  x  betrachtet,  keineswegs 
derjenige  ist,  aus  welchem  sie  von  den  Verfassern 
unsrer,  gerade  in  Ansehung  dieser  Handlungen  aus 
den  verschiedenartigsten  Ansichten  erklärbaren  Ge¬ 
setze  betrachtet  wurden  (a).  Es  ist  unstreitig  nur 
der  Geist  der  Zeit,  welcher,  in  einem  schneiden¬ 
den  Contraste  mit  demjenigen,  aus  welchem  sich 
die  in  manchen  unsrer  Gesetze  herrschenden  An¬ 
sichten  des  Grundes  und  ,der  Gröfsc  der  Straf¬ 
barkeit  dieser  Verbrechen  erzeugt  hatten,  die  Rechts- 
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sprechung  nöthigen  xnufste ,  sich  eines  eigen- 
thümli chen  Gesichtspunctes  für  die  Behandlungsart 
dieser  strafbaren  Handlungen  zu  bemächtigen.  Die¬ 
ser  Gesichtspunct  ist  cs,  'welchen  die  Theorie 
auflfafst,  wenn  sie  die  Fleischesverbrechen  als  Po- 
lizeyve  ihre  chen  darstellt,  und  aus  ‘welchem  sie, 
ganz  den  älteren  Grundsätzen  widersprechend,  itzt 
für  die  Behandlungsart  derselben  folgende  beyds 
Ha  up  t  thes  cn  ableitct: 

1 )  Nur  dann  können  die  F I ei  s  ch es  v er¬ 
brechen  als  Gegenstände  einer  Ü  ii  t er s u 
chung  und  Bestrafung  betrachtet  wer¬ 
den,  wenn  sie  entweder  an  sich  auf  and  re, 
als  die  Verbrecher  selbst,  nach  th  eilig 
wirkend  sind,  oder  wenn  sie,  durch  die 
Art,  wie  sie  begangen  -wurden,  oder 
durcli  die  Publicitäl,  welche  sic  erlangt 
haben,  als  Gegenstände  des  öffentlichen 
Ae  i’ ge  miss  es  erscheinen.  Verborgene  U  n- 
zuchtssünden  lafst  man  gerne  in  ihrer  "Verborgen¬ 
heit  begraben ,  um  nicht  durch  Untersuchungen 
selbst  polizeylich  nachthcilig  zu  wirken. 

2)  W enn  sie  Gegenstände  der  öffeut- 
lichen  Untersuchung  werden,  so  hefreyt 
man  die  Gerichte  von  den  schmutzigen 
Untersuchungen,  welche  erforderlich 
s  e  y  n  w  ü  r  d  e  n,  w  enn  man,  j  e  n  a  ch  d  e  m  von 
na  t  urge  m  äfs.er,  od  er  w i  d e  r n a  t ü r I  i ch e r 
Wollustbefriedigung  die  Rede  ist,  auf 
die  eigentliche  Vollendung  des  Un¬ 
zucht  sact  es  Rücksicht  nehmen  mülste. 
In  Hinsicht  der  polizeylichen  Schäd¬ 
lichkeit  dieser  Handlungen  ist  die  ei¬ 
gentliche  Vollendung  der  Unzucht  voll* 
kommen  gleichgültig  (b). 


Von  den  Fleischesy  erbrechen. 


393 


(a)  Cella  a*  a*  O,  5, 

(b)  Bö  lim  er  ad  Carpzov  q.  7  6*  o-  ß*  et  ad  art.  116*  3- 

Andere  erlauben  jedoch  noch  eine  Rücksicht  auf  diese  Umstän¬ 
de  ,  wenn  von  der  Anwendung  einer  Todesstrafe  die  Rede* 
seyn  soll,  Meister  pr.  jur*  crim,  243*  und  die  das.  Angeh 
3Nocti  andre  halten  die  auf  diese  Umstände  gerichtete  Unter¬ 
suchung  I  m  m  e  r  für  nothweudig*  Feuerbachs  Lehrb.  d* 

p.  1U  $*  451* 

Erster  Abschnitt* 

Von  den  eigentlichen  Fleisches  verbr  e  eben, 

Erster  Titel. 

Von  den  eigentlichen  Fleisches  verbrechen  durch  n  a  t  u  r  g  e  m  ä  Ts  e q 

B  e  y  &  c  h  1  a  f. 

Erster  Absatz* 

Von  den  einfachen  Fleisch  esv  erb  rechen  durch  naturgemäfsen 

Bcyscbiäh 


§.  378. 

Nicht  qualificirt  ist  die  naturgemäfse 
Befriedigung  des  G  e  s  cli  1  e  c  hts  tri  e  b  e  s 
alsdann ,  wenn  sie  durch  den  u  n  e  r  z  w u ngenen 
Bey  schlaf  eines  un  v  e  rhe  u  r  a  t  h  e  ten 
Mannes  mit  einem  unverheurathe- 
ten  Weibe,  deren  Ehe  kein  Verbot 
wegen  naher  Verwandtschaft 
entlegenst  and,  geschieht.  War  dieser 
Bey  schlaf  die  Folge  einer  Uebereinkunft,  "welche 
das  Weib  bestimmen  sollte,  sich  fortdauernd  die¬ 
sem  Manne,  zum  Zwecke  der  Befriedigung  des 
Geschlechts  triebes ,  aus^chliofsend ,  jedoch  ohne 
Ehe,  zu  widmen,  so  ist  es  Concubina't,  sonst 
aber,  je  nachdem  das  Weib  eine  eigentliche  Ge¬ 
rn  einhure  (a)  oder  eine  ehrbarere  Person  ist,  ge¬ 
meine  Hurerey  (fomicatio ) ,  oder  Schän¬ 
dung  (Schwächung,  stuprum), 


/ 
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(a)  Quac  p  a  1  a  m  se  prostituit  Msey  es  um  Lobu  oder  dmc  Lohn“ 
L.  43*  3*  de  rit,  mipt.  ;XXIIL  2.) 

I.  Sch  ä  n  düng  und  Fornication. 

$.  379. 

Die  Römer  straften  das  struprum  (a)  mit 
Einziehung  der  Hälfte  des  Vermögens ,  an  einer 
p  c rs  o na  h umil i o r  aber  mit  Lcibesstrafe  und 
Relegation  (b).  Rey  der  Fornication  wurde  nur 
die  Gemeinhure ,  welche  kein  Privilegium  haue, 
gestraft  (c). 

Das  ca  ironische  Recbt  betrachtet  die  kirchliche 
Strafe  der  Kirchenbufse  (d)  als  Folge  der  Schwä¬ 
chung.  Die  traurigen  Folgen  dieser  Strafe  haben 
sie  aber  fast  allgemein  wieder  der  Vergessenheit  ( 
übergeben  (e). 

Da  die  deutschen  Gesetze  nur  eine  unbe¬ 
stimmte  Strafe  festsetzen  (f)  und  die  Strafen  des 
römischen  Rechts  bey  uns,  wo  der  Concubi- 
nat  unerlaubt  ist,  nicht  passen,  so  können,  .der 
Natur  der  Sacbc  nach,  nur  geringe  polizey liehe 
Ahndungen  eintreten,  welche  nicht  wohl  über 
14  tägige  Frey  hei  tsbeschränkung,  oder  eine  ver- 
hältnifsmäfsige  Geldstrafe  (g)  steigen  dürfen.  Ge¬ 
rn  einhuren  müssen  indessen  nach  andern  Grund¬ 
sätzen  behandelt  werden,  indem  sie,  als  stete  hin- 
dernisse  der  Sitienpoiizey ,  wenn  auch  nicht,  wie 
ehemals,  verwiesen,  doch  nolhwendig  in  Arbeits¬ 
und  Besserungshaufserri  längere  Zeit  hindurch  an 
ein  ordentliches,  arbeitsames  Leben  gewöhnt  wei¬ 
den  müssen  (li). 

(a)  Dieses  hatte  hey  Reimern  immer  eine  Freygeborne  £lin* 

Gegensunde*  Von  der  weiten  Bedeutung  des  Stuprums  bey 
den  Römern  s,  L»  6.  Jr,  1*  ad  Li*  Jul*  adult*  coeicen 
(XL  VII L  5.) 
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Von  der  Schändung  und  Fornication. 

(b)  $.  4.  i.  tle  publ.  jiul,  (I  V.  18  ;  L.  22.  25.  C.  ad  L.  Jul.  de 

adult.  (IX.  9.)  Die  Infamie  war  ausserdem  die  bekannte 

Folge  des  jtitlicil  pm  blick 

(c)  L.  22.  C,  alleg.  L.  27.  D.  de  her.  pet.  (V.  3.) 

(<1)  c.  2,  X*  tle  atliiU.  c.  3.  X,  de  poco. 

(e)  Zur  Kritik  dieser  Strafe  vergk  Teige  in  Henkel  Archiv 

für  die  neuest»  Kirebejjg  esc  hieb  tp.  2tes  Quartal,  Da¬ 

gegen  G.  S.  Ritter  Kritik  der  TJrt  heile  über  Kirchenb(ifsef 
eheiidic  iind  uneheliche  Gfijoblcebtsverbindimgen  uacli  natui^- 
recliUiehen  Grundsätzen,  In  11  e  u  k  e’s  Euscbia*  St*  KR 

(§  E.  P,  O*  1533*  t.  p  1548.  %  25.  1577.  t,  26*  S,  jedoch 
Marc  zoll  über  die  bi'trgevUchc  IIUre|  S,  360—363* 

(g)  Diese  Geldstrafen  (Kuren  brückte)  geboren  in  der  Regel  zur 
niedern  Gendusbarkeiu  Pufeudorf  Obs,  jur*  nniv.  I.  I- 
obs*  46*  §•  2.  —  D;afs  von  der  Infamie,  als  böige  des  Stu- 
prumSj  keine  Frage  mehr  seyn  könne,  versteht  sieb  von 
selbst.  Puf  en  dor  f  k  ct  Th,  IL  o,  lö. 

(li)  Q  ui  storp  a*  n,  0,  $.475,  Mei  ster  pr.  ]ur«  crim,  §,  2dT. 

1  ei  mehreren  Landen  sind  ,  wie  es  im  Jahr  j 831  auch  in  dem 
Grolsherzogtbum  Kessen  geschehen  ist,  die  Formcationsstrafeu 
aufgehoben  worden.  Dagegen  werden  aber  polizeiliche  Mals- 
r  ege  hi  gegen  liederlich»  Dirnen  nur  dringender  noih  wendig, 

§.  380, 

Die  Strafen  der  Schwächung  müssen  erhöht 
werden,  l)  wenn  der  Mann  durch  Betrug  und 
Hinterlist  seine  That  vorbereitete.  2)  Wenn  ein 
zwar  nicht  widerstrebendes,  aber  doch  auch  nicht 
frey  willig  sieh  hingehendes  Mädchen  (§.  23  9,), 

oder  3)  ein  solches ,  gegen  welches  persönliche 
Verhältnisse  den  Stuprator  zu  besonderen  Rück¬ 
sichten  verpflichteten,  (a),  der  Gegenstand  war. 
In  allen  diesen  Fällen  mufs  die  Strafe  sehr  schwe¬ 
rer  Real- Injurien  eintreten,  in  so  ferne  nicht  in 
dem  letzteren  Falle  die  Geschwächte  selbst  als 
V e  r füh  re  rin  e  r s  chcin  t. 

Bey  der  Schwächung  sowohl,  als  auch  bey 
der  Fornication,  kann  übrigens  das  Verbrechen 
der  dolosen ,  oder  culposen  Vergiftung  con- 
curriren  (b). 


3y6  I.  Th.  2.  ß.  2.  Abth.  l,  Abschn.  1.  T.  I.  Abs. 


(0  L-  »a.  c.  qaia  cam,  cujus  tutor  fuerit,  cornipeilt  (IX,  10.}» 
Dn$  Gesetz  hüll  hier  crgetHllch  die  Strafe  des  raptus  für  a.n- 
weütJba  r* 

(h)  C  a  r  jn  o  v  q,  75*  u,  53.  F  c  u  er  b  a  c  h  s  Ldirb.  ch  p.  Hi 
§-  456,  1 

IL  Concubina  t. 

C  h  r,  Fliomasius  diss,  de  coacubiuatu*  Hslae  l7l3#  (I»  dessen 
Diss*  T.  III,  n,  100.) 

A  u  g*  de  Lcjser  de  eoncubinntu  iudividuo.  Sp,  ö85.  verbun¬ 
den  mit 

K  o  c  li  hist,  j*irf  crim*  303, 

§.  381. 

Der  römische  Concubinat  wa  r ,  her  nahe 
ganz  (a)  mit  dem  bey  uns  mitunter  parlicular- 
rechtlich  gebilligten  Institute  der  Ehe  zur  lin¬ 
ken  Hand  (niatrimonium  ad  Legem  Salicam  s. 
ad  morganaticam  [ disparagium  pacto  tale])  über¬ 
einkommend  ,  eine  erlaubte  und  for melle 
Vereinigung  nveycr  Personen  verschie¬ 
denen  Geschlechts,  aus  welcher  Ver¬ 
trags  mal' sig  nicht  alle  bürgerli¬ 
chen  Folgen  der  Elie  en  tspringen  sol¬ 
len  (  ohne  aff  e ct us  m  ar  italis)  (b). 

Da  bey  uns  aber  gemeinrechtlich  solche 
Verbindungen ,  sie  mögen  auf  temporäre  oder  auf 
feste  Dauer  (c)  eingegangen  seyn,  als  gesetzlich 
mil  sb  i  1  ]  i  gt  erschein  en  (d) ,  s  o  is  t  n  u  n  rri  e  h  r  je  de 
zu  fortgesetztem,  einfachen  Bey  schlafe 
e  i  n  g  e  g  a  n  ge  n  e  Verbindung,  welche  nicht 
durch  die  gesetzliche  F  o  r  m  der  E  li  e  1  e- 
galisirt  ist,  Concubinat,  ohne  dafs 
auf  das  Daseyn  (e),  oder  den  Mangel  des  affectus 
mantalis,  für  die  Anwendbarkeit  des  Begriffs,  ir¬ 
gend  etwas  ankäme. 

Alle  diese  Verbindungen  sind,  als  polizcyvn- 
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drig,  nicht  nur  zu  zerstören,  sondern  auch  zu  be¬ 
strafen,  Die  Strafe  kann  indessen  nur  eine  etwas 
verschärfte  Strafe  des  Stuprums  seyn  (f)  und  seihst 
zu  einer  »solchen  Verschärfung  dürfte  alsdann  kein 
Grund  vorhanden  seyn,  wenn  die  verbundenen 
Personen  sich  heurathen  und  dadurch  beweifsen, 
dafs  sie,  der  natürlichen  Ehe  nur  die  bürger¬ 
lich  nothwendige  Form  zu  crtheilen ,  unterlassen 
haben. 

(a)  Tn  Ansehung  der  Personen  ist  eio  Unterschied.  Koch 
I*  c,  §.  29 6. 

Ueber  den  rfpTrH  sehen  Begriff  s*  R  a  m  o  s  d  e  1  Maozano 
Sohedlasma  de  concubims,  In  Thes.  M  e  e  r  m  a  n  n  i  a  n  o 
T*  V-  G,  Z.  W  iuckler  de  genninb  concubinatus  ex  men  Le 
LL,  Rom.  coQceptu.  LIps,  1744; 

Ehemals  wurde  viel  auf  diesen  Unterschied  gebaut,  c,  5*  6* 

c,  xxxn;  q.  2 * 

(d)  c,  1.  de  coocnTuonriis  et  fornicatoribns  in  7m o.  R.  P,  O* 
1533«  t.  33.  1548.  t.  25*  1577,  t.  26,  Ueberhnupt  ist  über  die 
Verordnungen  dev  christlichen  Kirche  in  Ansehung  des  Concu- 
binats  zn  vergleichen  J,  H,  Bö  Inner  J*  E.  Pr*  T,  II*  L.  3* 
tit*  2,  $.  8,  folg. 

Ist  der  affeetus  mai  italis  vorhanden  ,  so  ist  der  Ooncuhinat  wahre 
n  a“t  iir  liehe,  oder  Gewissensehe  (  in  a  t  r  i  m  o  u  i  u  m 
co  i)  scienti  a  auch  heimliche  E  h  e ,  welche  sich  aber 
von  der  v  e  r  h  e  im  liclit.eu  unterscheidet  ), 

(f)  Meister  pr.  jur.  crim,  §.  25  K  Feuerbaeb  Lehrb,  d,  p* 

h;  ff;  460. 

Z  w  e  y  t  e  r  Absatz. 

Von  den  qualifici  vten  Fleisch  es  verbrechen  durch 
naturgemä-fsen  Beyschtaf, 

Erster  Ü  n  t  e  r  a  b  s  a  t  i, 

Von  dem  Ehebrüche* 

Chn  G-  Hoffmann  de  disseusu  jurium  in  puniendo  aetultern 
crimine,  Erfth  1727. 

y  G.  Ho  ff  mann  ad  Leg,  Jul,  de  adulter,  coerceuuis,  Krc,  Lipa. 
1752* 
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A,  Fh  Raviuuji  pr.  tl e  adtiheiio,  Vitelu  1755, 

Klei  n  s  c  h  r  o  il  ■'obs,  atl  Leg,  Jul.  de  adult*  coerceud,  Wireeb. 
1795,  hi  dessen  Abbaudlun^eu  aus  dem  peinl,  Rechte  und 
pcinl,  Processc,  Bel,  11,  u.  X 

E*  Henke  Fragmente  über  den  Ehebruch  in  den  Crimhiai- Ver¬ 
suchen,  Berlin  1Ö07,  n,  II. 

H.  L«  T  h  i  1  o  de  crimiue  adulterii  ejusque  poena.  Lips.  l8lth 

§.  382. 

Bcy  den  Juden  (a),  den  Römern  (b)  und  den 
allen  Deutschen  ‘wurde  nur  durch  den  Bejschlaf 
mit  der  Ehefrau  eines  Andern  E  h  e  b  r  u  c  h 
begangen,  weil  nur  dem  Manne  ein  jus  thori 
zucrkanni  wurde,  eine  Vorstcllungsarl,  welche  sich 
in  den  Gcletzgcb  ungen  aller  Völker  ,  bcy  welchen 
die  Frau  ursprünglich  als  absolut  dem  Manne  un¬ 
terworfen  erscheint,  wenigstens  in  den  früheren 
Perioden  findet  (c). 

Die  deutschen  Gesetze  haben  aber,  in  Ucber- 
einstimmung  mit  dem,  den  Erklärungen  einiger 
biblischen  Stellen  (d)  folgenden  eanonischcn  Rech¬ 
te  (e),  diese  Vorstcllungsarl  verlassen  (f) ,  und  uns 
ist  daher  jeder  a  u  ss  e  r  c  h  e  1  i  eh  e  B e  v s  c h  1  a  f 
m i t.  Verletzung  der  ehelichen  T reue  das 
Verb  rechen  d  e  s  E  h  e  b  r  u  c  h  s  (g). 

(a)  Lev.  XY1II.  22.  XX.  10.  Deut,  XXII,  22. 

(b)  L.  6,  1.  L.  34-  $.  J.  D.  L.  18.  C.  ad  L,  Jul.  de  adult, 

co etc.  (XLViil.  5.  i).  IX.  90 

(e)  Feucrbatlis  Crimmaljiirtsprudenz  des  Koran.  I«  d,  Eibl. 

f.  d.  p.  II.  Jtä.  II.  St,  1,  S.  384.  folg. 

(d)  3.  Coriulh.  VII.  2.  3.  4,  Hill),  XIX.  9. 

(e)  c.  3.  C.  XXXI  r.  q,  4.  c.  f5.  C,  XXXII.  q.  5. 

(f)  P.  G,  O,  art.  3  20.  „Item  dal»  cs  auch  gleieberweifs  inn  dvm 
fall,  dafs  eyu  eheweib  ieen  Maim,  oder  die  pcriou,  damit  de*’ 
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ehebnicb  volubracht  halt,  beklagen  will,  ge  Lallen  werden  sol1*Cf 
Mit  der  Ansicht  des  Einbruchs  f  als  eltt.cs  Po  Jlzey  Verbrechens, 
stimmt  diese  Ausdehnung  des  Begriffs  im  Allgemeinen  über¬ 
ein,  obgleich  freylieh  die  angeführten  Gesetze  durch  ganz 
andere  Ansichten  zu  dieser  Ausdehnung  m oliv ni  wurden. 

(g)  A  d  u  1  ter  1  u  m  in  dem  ■weitesten  Sinne  des  rom.  Hechts  um- 
fafst  auch  das  stop  rum*  L*  6*  §*  !•  ad  Leg*  Jul*  de  adult, 
Lt  101*  pr.  de  V*  S.  (L*  JÖ.) 

§*  38  3- 

Der  Begriff  des  Ehebruchs  setzt  voraus ,  dafs 
eine  rechtlich  gültige  Ehe  von  dem  einen,  oder 
von  den  beyden  ausserehelich  sich  Verbindenden 
entheiligt  werde.  Wo  daher  eine  gültige  Ehe  gar 
nicht  (a)  bestehen  konnte,  oder  noch  (b)  nicht 
bestand,  oder  nicht  mehr  (ff)  bestand,  kann 
auch  kein  Ehebruch  gedacht  werden  (d)  Wohl 
aber  pafst  bey  dem  ausserehelichcn  Beyschlafe  einer 
u  n  v  e  r  h  e  u  r  a t li  e  t  c  n  Person  mi t  einer  v  e  r  h  e  u- 
rat'heten  der  Begriff  des  Ehebruchs  auch  auf  die 
Handlung  der  erster en ,  weil  diese,  man  betrachte 
den  Ehebruch  als  Verletzung  der  Rechte  des  Ehe¬ 
gatten,  oder  als  Entheiligung  eines  Sacra  ments,  oder 
als  blofs  polizeiwidrige  Handlung,  immer  in  dem 
Verhältnisse  eines  wahren  Coauctors  erscheint  (e). 

(a)  Andrer  Meinung  ist  Matthäus  de  crim  L*  XLYIIT*  t*  3, 
c,  1.  n,  7*  wegen  des  in  L*  l3.  §t  1,  ad  Leg.  Jul*  de  adult. 
Caere.*  Vorkommen  den  Ausdrucks;  ut  o  r  injusta*  Man  sehe 
aber  Klei  uscliro  d  a*  a*  O,  $.  7. 

(b)  Nicht  also ,  wenn  nur  erst  Sponsallen  ein  gegangen  waren. 

Nach  römischem  Rechte  scheint  es  anders  gewesen  zu  seyn, 
L,  l3*  3*  u*  8*  ad  L*  Jul*  de  adult*  coerc.  Klein- 

schroff  legt  zwar  a,  a,  O.  1Ö+  diese  Stellen  anders  aus* 
man  sehe  aber  die  D  ibliothek  f,  ff,  peinl,  Recht,  B*  I,  St,  II, 
S,  220*  folg,  Viele  bezeichnen  aber  den  Bruch  der  Yevlobnifs- 
reue  mit  dem  Namen  des  quasi  -  ad  ulteri  i*  X?  iir  ff  in 

Ansicht  der  deutschen  Gesetze  pafst  aber  diese  Bestimmung  der 
ö mische u  auf  keinen  Fall  mehr. 

(e)  Nicht  also,  wenn  Ehescheidung  die  Ehe  wieder  getrennt  batte. 
P*  Lehr,  Stolz  de  poena  emicubitus  a  peisonis  per  divör- 
tiiim  solulis  commissi.  Lips  1736. 
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(d)  Die  Einwilligung  des  einen  Ehegatten  aber,  welche  selbst  Ver¬ 
brechen  (lenocininni)  ist  f  L,  2,  4-  5.  ad  Leg.  J ul.  de  ad 

coerc.,  und  eben  darum  keine  rechüidie  Wirkungen  hervor- 
bringt,  entfernt  den  Begriff  des  Ehebruchs  nicht, 

(e)  Das  Gegemheit  behauptet  Kleinscbrod  a.  a*  0,  §,  i4* 

rl  ittmann  Grundlinien  340*  Man  sehe  aber  die  Biblio¬ 
thek  a,  a.  O.  S*  251.  folg.  Feuer  ha  ch  374*  —  Auch 
die  im  vorigen  §,  u,  f*  angef.  GeseUesstellen, 

§.  3  84. 

Der  Ehebruch  ist  dolos  von  Seiten  desjeni¬ 
gen,  "welcher  wufste,  däfs  durch  den  Bey  schlaf 
die  Verbindlichkeit  zur  ehelichen  Treue,  sey  es 
auf  seiner  oder  auf  des  Andern  Seite,  verletzt  wur¬ 
de,  cu  1  pos  von  Seilen  desjenigen,  welcher  sich 
hierüber  in  einem  nicht  zu  entschuldigenden  Irr¬ 
thum  e  befand,  casuell  endlich  von  Seiten  desje¬ 
nigen  ,  welcher  über  diesen  Punct  auf  eine  zu 
entschuldigende  Weifse  irrte.  Der  eine  kann  daher 
sehr  wohl  nur  der  Schwächung,  oder  des  culpo- 
sen  Ehebruchs,  der  andre  dagegen  des  dolosen 
Ehebruchs  schuldig  sevn  u.  s.  w. 

Wurde  der  Ehebruch,  mit  Verletzung  der  auf 
beyden  Seiten  vorhanden  seyenden  Verbindlichkeit 

V  v  ,  rt  » 

zu  ehelicher  Treue,  begangen,  so  heust  er  ein 
gedoppelter,  (aduherium  duplicatum, 
Obe  rh  u re r e  y) ,  sonst  einfacher  (adulte- 
rium  simplex).  Der  objectiv  gedoppelte  Ehe¬ 
bruch  kann  subjecliv  nur  als  einfacher  dolos,  als 
gedoppelter  culpos,  oder  casuell,  auch  als  gedop¬ 
pelter  und  einfacher  culpos,  oder  casuell  seyn  u.  s  w. 

§.  385.  ■ 

Das  neuere  römische  Recht  (a)  bestimmt  den 
Ehebrechern  die  Strafe  des  Schwerts,  welche  J  u- 
stinian  in  Ansehung  des  Ehebrechers  bestätigt, 
in  Ansehung  der  Ehebrecherin  aber  in  Ruthen- 

O 
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Züchtigung  und  Verstofsung  in  ein  Kloster,  aus 
■welchem  sie  zurück zufor de rn  dem  Ehemanne  zwey 
Jahre  lang  freystehen  soll,  verwandelt  hat  (b).  Diese 
Strafen  bestätigt  die  P„  G.  0.  (c)  gleichfalls  und 
dehnt  sie  auch  auf  den  Ehebruch  eines  verheura- 
iheien  Mannes  mit  einem  unverheurathelen  Weibe 
aus  (d). 

Eine  Rechtfertigung  lassen  diese  Strafbestim¬ 
mungen  offenbar  nicht  zu,  weil  weder  die  An¬ 
sicht  des  Ehebruchs  ,  als  einer  Entweihung  eines 
Sacraments ,  für  das  Criminalrecht  pafst,  noch  die 
Ansicht  desselben,  als  einer  Verletzung  der  Ver-> 
tragsrechte,  von  der  Criminalgesetzgebung  aufge¬ 
nommen  zu  werden  verdient  (e).  Durch  allerley 
ersonnene  Milderungsgründe' (f)  suchte  man  daher 
immer  einen  Schutz  gegen  die  traurige  IN  oih Wen¬ 
digkeit  ,  auf  anerkannt  unzweckmäfsige  Strafen  zu 
erkennen,  -wirklich  hatten  aber  schon  ganz  ohne 
Verdienst  (g)  übersehene  Reichsgesetze  (h)  dem 
Bedürfnisse  der  Criminalisten  auf  die  wünschens- 
Wert  beste  Art  abgeholfen  und,  in  der  vollesten 
Uebereinsdmmung  mit  den  allgemeinen  Grund¬ 
sätzen  ,  dals  Ehebrüche  nur  bey  erregtem  Aufse¬ 
hen  in  dem  Publicum  (i)  und  alsdann  nur  mit 
Leibes-  oder  Geldstrafen  bestraft  werden  sollten, 

00  L.  30.  §,  1.  c.  Oll  L,  Jul.  de  odull.  —  Ueber  die  Strafe  der 
Lex  Jtsliä  Haupt  de  pöersa  adulterVi  ex  lege  Julia  de  coerc* 
adult*  Lips.  1798*  u*  K  1  e  in  s  c  li  v  o  d  a*  a*  O* 

(b)  Nov.  134.  c*  10* 

(c)  P.  G*  O*  a,  120*  Dafs  nicht  die  römische  Strafe  ,  sondern  die 
trüberen  deu Ischen  Govelin  hei  len  in  ch  P*  G«  Q,  Lcsuiügt 
seyeu  ,  ist  oj n  sehr  irriger,  ans  vielen  andern  Stellen  ,  ä.  ß- 

art,  lö4*  117,  Utb  126,  n*  s.  zu  widerlegender  Gedanke^ 
vergh  Koch  inst,  jnn  criiru  §*  3 i O,  Dafs  die  P*  G*  Ö,  das 
Weib  in  der  Strafe  dem  Manne  gleich  setze  (Böhmer  ad 
Carpzov  53*  o,  1  *  _)  ?  ist  ein  verzeihlicherer  Indium* 
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welcher  mir  die  richtige  Auflegung  des  Art.  1 25*  ( wovon 
nachher  bey  der  Lehre  der  Bigamie)  beseitigt  werden  kann* 


(d)  Auch  hier  widersprechen  einige  ,  aber  ohne  allen  Grund* 


(e)  So  wichtig  nämlich  dem  Staate  das  Institut  der  Ehe  immer¬ 
hin  seyn  iiiuf$  ,  so  darf  er  doch  die  Natur  desselben  nicht  so 
gehr  verkennen,  dafs  Cr  die  Aufrechthaltung  ehelicher  Treue 
von  der  aus  dem  bürgerlichen  Suafcodex  ausgehenden  Furcht 
erwarten,  oder  vergessen  konnte,  dafs  dem  in  dem  Beyschlafc 
mit  andern  sich  sinnlich  a  n  f  sc  r  n  tl  e  n  Ehebrüche  der 
\v  a  k  r  e  Ehebruch  —  E  b  t  z  i  e  h  u  n  g  der  L  i  c  h  e  ,  welche 
keine  Strafgesetze  erhalten  können  —  noth wendig  vorausgegaii“ 
gen  seyu  müsse.  Nur  in  poiizryticber  '  Hinsicht  bleibt  daher 
ciue  Strafbarkeit  des  Ehebruchs  übrig. 


(/)  Vorzüglich  rechnete  man  dahin  I.)  starke  Reitze  zur  Begehung 
des  Ehebruchs  —  ans  billiger  Nachsicht  gegen  die  Schwäche 
der  menschlichen  Natur*  Z.  E*  wenn  der  Ehegatte  schwäch¬ 
lich,  lange  abwesend  ,  impotent,  zu  alt  »ey >  wenn  der  ehe¬ 
brecherische  Galle  zur  Ehe  genölbigt,  oller  mifsfiandelt  war- 
den  sey  n*  d.  gl,  (Lcyser  'sp,  550.)  iE)  Verzeihung  11  lu* 
Vor  bitte  des  beleidigten  Ehegatten ,  welche  man  mitunter 
selbst,  auf  eine  sehr  lächerliche  Welfs c ,  veimutheie,  öder  er¬ 
dichtete,  £  li.  Gr  i  ebner  de  üiLercessione  conjugiun  in  delic¬ 
tis  carnis.  Viteh,  l7ll.)  Ueberh,  s,  Pütt  mann  de  causa 
nonnuUis  adultem  poenam  rui Ligantibus  spunis,  Läps*  1/7 ö* 
und  vorzugl,  F|uerb  a  ü  hs  Leiüb,  d*  p*  E>  Ö*  |ÖL,  we*~ 
ehern  diese  Lehre  sehr  viel  verdankt. 


(g)  Sehr  richtig  hat  dieses  Fcuerbaeli  a*  a*  O-  $#  379*  n.  fr 
bemerkt* 


(h) 


n.  p.  o,  V.  1548.  t.  25 V.  2.  1577.  tU,  26.  $.  2.  ,,nndn*cli- 
dem  zu1  Zeiten  Personen  chlic'hs  Stands  —  —  in  dffenth- 
clie  iu  Ehhruch  sitzen  —  —  so  gebieten  wir  hiermit  ernst¬ 
lich  ,  dafs  solche  b  f  1  r?  n  1 1  i  c  h  e  Ehbrüeh  —  ernstlich  a  11 
Jj  e  i  h  und  Gut,  na  di  Gestalt  mul  'Gelegenheit  der  Perso¬ 
nen  und  der  Verwirkung  gesUaEt  werden  solid4  Eine  aumic 
Erklärung  dieses  Riuchsgesetzes  nimmt  an  Sommer  rrch^ 
wissenscha  fl  liehe  AbhdJ,  6, 


(i)  Nach  der  P,  G.  Ö.  war  dieses  o /Teilbar  ni 
hüchstwahrsclieinlich  war  nicht  einmal  blofs 
Pro c <Ts  begründet.  vergl*  Bibliothek  f. 

s*  234- 


cht  der  Fall,  _  lind 

der  ftceusiitoriselis 
tl,  p,  [i*  a,  a,  0* 


§• 

Diesen  gesetzlichen 
Analogie  von  der  Strafe 


3  8  6. 

Bestimmungen  und  der 
der  Schwächung  gemäfs, 
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ttiufs  man  denn  behaupten,  dafs  heutzutags  die 
Strafe  des  einfachen  dolosen  Ehebruchs  nicht 
wohl  eine  vie wöchentliche  Gefängnifs-  oder  eine 
verhä  I  tnifsm ä fsi ge  Geldstrafe  überschreiten  könne. 
■Der  gedoppelte  Ehebruch  würde  dann  mit  verdop¬ 
pelter  Strafe,  der  einfache  culpose  Ehebruch  mit 
drev  wöchentlicher  Gefangnifssirafe  und  der,  als 
einfacher,  dolose  und  als  gedoppelter  culpose  Ehe¬ 
bruch  mit  5  —  6  wöchentlicher  Gefangnilssirgfe  zu 
belegen  seyn  (a). 

Die  in  dem  römischen  Rechte  bedingt  er¬ 
laubte  Tödtung  des  Ehebrechers  hat  die  P.  G/  0. 
nicht  bestätigt,  sondern  vielmehr,  durch  die  in 
dem  Art.  15  0.  enthaltene  Berufung  auf  eine  in 
dem  Art.  12  1.  fehlende,  aber  aus  der  Bambergen- 
sis  (b)  noth wendig  zu  ergänzende  Stelle,  die 
Rechtfertigung  solcher  Tödtungen  aus  gerechtem 
Schmerze  und  Noth  wehr  nur  für  möglich  er¬ 
klärt  (c). 

(a)  Meister  pr.  jnr,  crim.  25S,  Feuerbncli  Lelirb.  d.  p. 
K.  jj.  380,  Ob  das  Weib  nach  gemeinem  Rechte  härter  f  als 
der  Manu*  zu  bestrafen  scy  ? 

(b)  Art*  146. 

(c)  Mit  dieser  Ansicht  stimmen-  itzt  bey nahe  alle  Cnminalisterr 
überein,  doch  widerspricht  bestimmt  Feuerbach  a*  at  0# 

$,  383* 

Das  Peliicat  Ist  eine  Verbindung  eines  Weibes  mit  einem  Mann« 
zu  fortgesetztem  Ehebrüche,  Die  Strafe  desselben  ist  etwas 
verschärfte  Strafe  des  Ehebruchs, 

t 

Z  w  e  y  t  e  r  Unter  absa  t  z  * 

Von  der  Bigamie. 

Atigr.  Fr.  Sei»  ott  diss.  de  poi'na  btpgüiae  ortlinavi*.  Lina.  177J. 
Vergl  dazu  .1.  L.  Klub  e  vs  kleine  juvist.  Bibliothek.  3.  B. 

9,  St.  S.  4m 

J.  C  br.  Escbenbach  de  poena  bjgamiae,  Jtost.  1787. 
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Gönne  in  Schotts  jur,  Wochenbh  1,  B*  S4  513»  folg* 

Bibliothek  für  die  pcinl.  Rechtsgclehrsamkeit  und  Gesftzkuadc* 

1.  B,  1.  St.  ii,  3* 

P*  de  Koch  de  bigamla  ct  poena  blgamlae,  Groen*  l8ö3, 

§.  387- 

Wenn  die  Form  der  Ehe  mifsbraucht  wird, 
um  dem  Ehebrüche  den  Schein  eines  rechtlichen 
Beyschlafcs  zu  geben,  so  wird  das  Verbrechen  der 
Bigamie  begangen.  Da  die  Bigamie  immer  Ehe¬ 
bruch  ist,  so  folgt,  dafs  die  §§.  3  82  —  385.  auch 
hier  ihre  vollkommene  Anwendung  finden,  der  bey 
der  Bigamie  zum  Grunde  liegende  Ehebruch  be¬ 
kömmt  aber  zugleich  den  Schein  eines  ehelichen 
Beyschlafcs,  indem  von  den  Ehebrechern  die  form 
de r  .  Eh e ,  zur  Verdeckung  ihres  Verbrechens ,  m i fi>- 
braucht  und,  zur  Täuschung  des  Publicums,  eine 
neue,  äusserlich  gültige  Ehe,  mit  Beobachtung 
der  in  den  Ehcgcsctzen  bestimmten  E  örmlicii kei¬ 
len  ,  eingegangen  wird.  Eben  wegen  dieses,  mit 
der  Bigamie  nothwendig  verknüpften  Betrugs  des 
Publicums ,  welcher  der  Bigamie  ein  straf  baici  cs 
Ansehen,  als  dem  bl öfsen  Ehebrüche.,  giebt,  konnte 
der  Verfasser  der  P.  G.  0.  (a)  immerhin  sa¬ 
gen,  dafs  dergleichen  Ehebrecher  betrügl ichei 
weifs  verführen,  ohne  dafs  man  daraus  schlie  .sen 
kann,  die  P.  G.  O.  erfordere  zu  dem  Bega  c 
der  Bigamie  einen  Betrug  des  beleidigten  Ehegat¬ 
ten  (b),  oder  des  einsegnenden  Geistlichen  (c). 

(0  An  lZi. 

(b)  Yergl,  Bö  hin  er  a  d  Carpzo  v  cp  66.  0,  7. 

(c)  L  e  ja  e  r  fip.  583. 

Vergl.  für  m  «tue  Behauptung  <1  en  Art.  14  6*  der  Da  mb,  F.  G.  Ö. 
und  Kues  obs*  jur.  criiu*  sp.  1„  ob*.  3. 
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§.  383. 

Bey  allen  bis  itzt  in  Deutschland  anerkannten 
und  geduldeten  Religion sparthieen  ist  die  Bigamie 
Verbrechen,  und  man  kann  selbst  in  Ansehung 
der  Juden  keine  Ausnahme  behaupten  (V).  Wenn 
aber  in  einem  deutschen  Lande  einer  geduldeten 
Religionsparthie  verstauet  würde,  dafs  sie  nach 
ihren  eigenen  Ehegesetzen  und  Gewohnheiten  ge¬ 
richtet  werden  solle,  so  würde,  wenn  die  Ehcge- 
setze  dieser  Parthie  nicht  die  Monogamie  als  die 
einzig  erlaubte  Eheverbindung  darstellten,  freylieh 
der  Begriff  eines  Verbrechens  bey  einer  von  ihren 
Anhängern  ein  gegangenen  Bigamie  wegfallen. 

So  wie  übrigens  bey  dem  Ehebrüche  auch  die 
unverheurathete  Person  Ehebrecher  ist  (§.  3  8  3.), 
so  kann  auch  die  unverheurathete  Person  des  Ver¬ 
brechens  der  Bigamie  schuldig  werden,  denn  Bi¬ 
gamie  ist  nur  durc'h  Täuschung  des  Puhli- 
cums  unter  rechtlichem  Anscheine  be¬ 
gangener  Ehebruch,  und  es  kann  wohl  mit 
Grunde  nicht  bezweifelt  werden,  dafs  die.  unver¬ 
heurathete  Person,  ‘Selche  vrufsfe,  dafs  durch  ihre 
Handlung  eine  Ehe  gebrochen  wurde,  auch  in 
Ansehung  des,  in  der  Bigamie  liegenden  Betrugs 
des  Publicums,  gleiche  theilnehmende  Schuld  tra¬ 
ge  (coauctor  sey)  (b). 

{0  K  i  e  1  n  5  Grundsätze  etc.  -  5.  390, 

(b,j  Lii  whlerspreciieu  Böhmer  ad  Carpjo  v  I,  c*  o,  8*  und 
Kees  U  c.  obs.  T.  aber  irrig.  vergh  Koch  K  c,  §,  325, 
u*  2.  I’  e  u  c  r  ]>  a  c  U s  Lebvlj*  d.  p.  jj*.  386-  Sehr  tnconse- 
^UL.nt  verfahren  wenigstens  die  Yertheidigcr  der  entgegenge¬ 
setzten  Meinung,  wenn  sic  eine  Jbig'amhtm  dnpiieatam  auneimien, 

§-  389, 

Die  Römer  unterschieden ,  ob  in  der  Bigamie 
ein  adulterium,  nach  ihrem  Begriffe  dieses  Ver- 
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brechens,  oder  ein  blofscs  stuprum  enthalten  "war. 
Im  ersten  Falle  hatte  die  Strafe  des  Ehebruchs, 
im  zweyten  die  Strafe  der  Schändung  Statt.  Der 
Verfasser  der  Bambergensis  kannte  die  römischen 
Gesetze  nicht  ganz  und  glaubte,  dafs  das,  was  nur 
in  dem  letzteren  der  bemerkten  Fälle  galt,  allge¬ 
mein  geltend  gewesen,  mithin  die  Bigamie  nie  am 
Leben  gestraft  worden  .sey  (a).  Der  Verfasser  der 
P.  G.  Ö.  sah  sehr  wohl  ein,  dafs  die  Bigamie  nie 
ein  geringeres,  wohl  aber  eigentlich  ein  schwere¬ 
res  Verbrechen,  als  der  blofse  Ehebruch  sey  (b) 
und  fand  daher,  im  Vertrauen  darauf,  dafs  Schwar¬ 
zenberg  nicht  geirrt  habe  (c),  die  römischen  Ge¬ 
setze  sehr  inconsecjuent.  Diese  offenbare  Jnconse- 
quenz  zu  heben  glaubte  er  steh,  da  er  cm  Reicbs- 
gesetz  entwerfen  sollte,  berechtigt,  daher  vero rei¬ 
ne  le  er,  dafs  die  Bigamie  wenigstens  nicht  gerin¬ 
ger,  als  der  Ehebruch,  gestraft  werden  solle  (d) 
und  so  lieferte  er,  in  der  Uebcrzeugung,  eine 
nothwendige  Verbesserung  der  römischen  Gesetze 
vorgenommen  zu  haben,  weiter  nichts,  als  eine 
Bestätigung  des  von  diesen  immer  anerkannten 
Satzes,  dafs,  wenn  bey  der  Bigamie  der  Begriff 
des  Ehebruchs  vorhanden  sey  (welches  freylic.i 
nach  dem  zweyten  Satze  des  an.  120.  itzt  im¬ 
mer  der  Fall  ist),  dieselbe  auch  als  Ehebruch 
gestraft  werden  solle. 

f'a)  Bamberg,  art,  146* 

(b)  ArU  121.  „welche  übeUhat  daun  auch  ein  chcbriich  und 
dann  dasselbe  lasier  ist/4 

(cl  dieweil  die  Kaiserlichen  recht,  auiT  solch  ubcllbat  kun 

straff  am  Leben  setzeu/1 

£d}  „So  wollen  wir  doch  weicher  solche  Insters  Lelrughcher  w<i|-S 
jnk  wissen  und  wiHeit  vraaeh  gibt  und  vohibmigt  ,  tbls  <  ^ 
3 dt  -weniger  ah  die  du*  bruchigen  peinlich  gesü'alt  wenL-a 
Itsu*  vergh  F  eupibtvck  a*  a,  O.  387. 
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Von  der  Bigamie. 

§.  390. 

Die  Strafe ,  welche  die  neueren  Gesetze  (a) 
dem  Ehebrüche  bestimmen  (§.  3  8  5.  3  8  6.),  ist  da¬ 
her  auch  die  Strafe  der  Bigamie.  Immer  wird  je¬ 
doch  diese  Strafe  beträchtlich  geschärft,  weil  die 
neueren  Gesetze  selbst  die  Strafe  nach  den  Ent¬ 
ständen  verschiedenartig  bestimmt  haben  wollen 
und  gewifs  der  Mifsbrauch  der  Form  eines  dem 
Staate  so  wichtigen  Instituts  als  strafbar  erscheint. 

Ist  bey  der  Bigamie  der  eine  Tlieil  von  dem 
andern  betrügerisch  verleitet  worden,  so  treffen 
den  letzteren  auch  noch  die  Strafen  sehr  schwerer 
Real-Injurien  und  noch  weitere  Strafen,  wenn  er  den 
Unschuldigen  auch  am  Vermögen  beeinträchtigt  hat. 

(n)  Denn  immer  ist  nach  dem  Gesell  der  in  der  Bigamie  liegen¬ 
de  Ehebruch  der  Hauptgrund  der  bestimmten  Strafe,  oder 
vielmehr  der  einige.  Jede  Veränderung  der  Strafe  des  Ehe- 
Bruelis  imifsle  daher  eine  Veränderung:  der  Strafe  der  Bigamie 
zur  lolge  haben.  Es  Widers  i; riebt  jedoch  Feuerbach  a,  a, 

o,  $  Ä 

S>  391. 

Wenn  einer,  nach  gültig  eingegangenen  Ehe¬ 
verlöbnissen,  mit  einer  andern  Person  ebenfalls 
ein  äufserlich  gültiges  Ehevcrlöhnifs  schliefst  und 
alsdann  dieser  Person  bey  wohnt  (a),  so  bann  er, 
als  der  Bigamie  schuldig,  nicht  gestraft  werden, 
weil  nicht  nur  kein  Ehebruch  zum  Grunde  liegt, 
sondern  auch  die  blofsen  Eheverlöbnisse  dem  Bey- 
sc hülfe  noch  nicht  den  Schein  eines  rechtlichen 
geben  können.  Allein  die  Strafe  der  dadurch  be¬ 
gangenen  Schändung  kann  allerdings  geschärft  wer¬ 
den,  weil  auch  die  Verlöbnisse  ein  dem  Staate 
sehr  wichtiges  Institut  sind  und  ihre  Entwei¬ 
hung  daher  der  Siuenpolizey  nicht  gleichgültig 
seyn  kann. 

(a)  Mau  nennt  diese*  ciiruen  binprum  spoosaliorump 
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Dritter  Unterabsatz, 

Von  der  Blutschande#  | 

V  h,  J  a  c,  Heisler  obs,  sei.  de  incestu»  Halae  1780. 

Michaelis  Abb,  von  den  EZiegemzen  Mo$iss  welche  die  Heura¬ 
then  iu  die  nabe  Vcrw-andtsc'h%ft  untersagen-  Gütt.  1755.  — 
auch  Mosaisches  Recht  T*  Y<  §  *  265* 

C.  Chr.  Ilofacker  diss,  sisteos  historiam  et  raüoncm  juris  in 
cestum  prohibentis,  Tub*  I7ß7. 

392* 

Unsere  Ehegesetze  haben,  aus  leicht  erkennba¬ 
ren  Gründen,  für  nüthig  gefunden,  Ehen  zwischen 
nahen  Blutsverwandten  und  Verschwägerten  zu  ver¬ 
bieten,  Beyschlaf  mit  solchen  Personen,  welchen 
aus  diesem  Grunde  die  Ehe  verboten  ist,  heilst 
Blutschande  (inceslus).  Die  Blutschande  kann 
nicht  nur  durch  gemeine  Hurerev  oder  Schändung 
verübt  werden,  sondern  auch,  durch  die  gemifs- 
b rauch te  Form  der  Ehe,  den  Schein  eines  recht¬ 
lichen  Beyschlafs  erhalten,  sie  kann  aber  auch  bey 
dem  qualificirten  ausserehelichen  Bey  schlafe  ge¬ 
dacht  w'erdcn,  in  welchem  Falle  sie  diesen  norm 
mehr  qualificirt.  Ob  die  Blutsverwandtschaft  ei¬ 
nem  ehelichen  oder  unehelichen  Beyschiafe  ihren 
Ursprung  verdankte,  ist  ohne  Ein  fl  uls  auf  den  Be¬ 
griff  dieses  Verbrechens. 

§.  393. 

Die  Römer  unterscheiden  den  ineestum  juiis 
gentium  von  dem  incestu  juris  civilis.  Unter  oem 
ersteren  verstehen  sie  den  Beyschlaf  zwischen  na¬ 
türlich  verwandten  und  verschwägerten  Perso¬ 
nen,  welchen  die  Ehe  verboten  war  (a),  unter  dem 
letzteren  dagegen  den  Beyschlaf  zwischen  Personen,  ■ 
Welche  nu  r  in  b ü  r ge  rl i c h e n ,  d e r  El i e  e nt- 
gegens  lohenden  Ver  wand  tsoliafis  Verhältnissen  stau- 
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den  (b).  In  Deutschland  unterschied  man  dage¬ 
gen  bisher,  unter  dem  Namen  der  eigentlichen 
Blutschande  (incestus  Juris  civilis),  den  Bey- 
schlaf  gegen  die  in  den  Ehegesetzen  Mosis  verbotenen 
Grade  von  dem  Bcvschlafe  gegen  die  durch  andre 
bürgerliche  Gesetze  verbotenen,  entfernteren  Grade, 
Welchen  .maii  fleischliche  Vermischung  in 
verbotenem  Grade  (incestus  iuris  humani) 
nennt,  eine  Eintheilung,  welche  jedoch  billig  der 
Einthcilung  in  die  Blutschande  solcher  Verwand¬ 
tet,  welche  unbedingt  Dispensation  hätten  er¬ 
halten  können  und  solcher,  bey  welchen  dieses 
nicht  der  Fall  ist,  weichen  sollte. 

(a)  Die?;  ist  vortrefflich  bewiesen  von  Fenerbäch  n.  a,  0, 

§.  463*  vorzüglich  durch  Vcvglcric  Innig  der  1b.  6,  1.  de 

conti*  sine  causa  (XU,  7.)  mit  I*.  38*  2,  ad  Leg*  Jul*  de 

adult*  (XLVIIL  6,) 

(b)  z*  B.  durch  Adoptionen,  §*  1*  2.  I*  de  nupt*  CK  10*)  L*  12* 
§.  1,2.  Lf  14*  §,  ult.  de  rit.  nirpt.  (MUL  2.) 

§.  394- 

Die  neuesten  justinianisch-römischen  Gesetze  (a) 
bestimmen  auf  blutschänderische  Ehen  die  Strafe 
der  Güterconftscalion  und  bey  vornehmeren  Per- 
sonen  ex  d  i  um ,  bey  geringeren  körperliche  Züch¬ 
tigung,  doch  sind  die  Falle  nicht  genau  bestimmt, 
auf  welche  diese  Verordnungen  gehen.  Die  P.  G. 
Ü.  (b)  bezieht  sich  auf  die  römischen  Gesetze,  al¬ 
lein  man  kann  um  so  weniger  sagen ,  auf  welche, 
da  die  Bambergensis  die  älteren  römischen  Ge¬ 
setze,  nach  welchen  der  Incest,  in  gewissen^  r  al¬ 
len  ,  dem  'Ehebrüche  gleich  gestraft  wurde  (cj,  zu 
bestätigen  scheint  (d).  Daher  ist  es  denn  -gekom¬ 
men,  dafs  die  Strafe  des  Incests  immer  als  eine  un¬ 
bestimmte  betrachtet  werden  mufsie.  bür  aie  na- 
liere  Bestimmung  dieser  Sttafe  betjiicntet  man  itzt 
die  aus  dem  sächsischen  Rechte  entlehnten  Car p- 
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zo v sehen  Behauptungen  (c),  nach  -welchen  bey 
tler  Blutschande  in  grader  Linie  die  Strafe  des 
Schwerts,  sonst  aber  die  Strafe  der  Fustigation, 
Relegation  oder  temporärer  Freiheitsbeschränkung 
im  Zuchtliaufsc ,  oder  blofsen  Gcfängnifse  ein  Ire- 
ten  soll,  nicht  mehr  als  unbedingt  entscheidend  (f). 

3N:ach  den  allgemeinen  Ansichten  würden  hier 
folgende  Strafen  eintreLen  müssen: 

I. )  Bey  dem  Liccsle  in  grader  Linie  würde, 
ohne  Unterschied  zwischen  incestus  juris  gentium 
und  juris  civilis,  den  Vater  (g),  als  moralischen 
Mörder  und  verabscheuungswürdigen  Verletzer  der 
heiligsten  Flüchten,  die  Strafe  der  ewigen  Entfer¬ 
nung  aus  der  bürgerlichen  Gesellschaft  durch  Ver¬ 
dammung  ins  Zuchthaus,  die  Tochter  dagegen  nur 
eine  4 — G  jährige  Zuchthaufss träfe  treffen,  in  allen 
andern  Fällen  aber  eine  tl  —  10  jährige  Zucht¬ 
hau  fs  strafe  Statt  finden  müssen. 

II. )  Bey  dem  Inccslc  unter  leiblichen  Geschwi¬ 
stern  würde  3 — 4  jährige  Zuchthaufsstr'afe , 

III. )  bey  dem  Inccste  unter  entfernteren  Ver¬ 
wandten  dagegen,  welche,  nach  den  angenomme¬ 
nen  Principien,  durchaus  keine  Dispensation  hat¬ 
ten  erlangen  können ,  eine  1  —  2  jährige  Zucht- 
häufsstrafe  ein  treten. 

IV. )  In  allen  Fällen,  wo  Dispensation,  zwar 
möglicher  Weif#  (h),  aber  doch  nicht  mit  unbe¬ 
dingter  Gcwifsheit,  hätte,  erhalten  werden  können, 
würde  eine  2  —  fi  monatliche  Gefängnisstrafe , 

V. )  in  solchen  Fällen  endlich,  wo  Dispensation 
unbedingt  Statt  gefunden  haben  würde,  nur  eine 
geringe  Strafe  des  Beyschlafs,  wenn  dieser  als 
strafbar  erscheint,  zu  erkennen  seyu  (i). 

(aj  Nov.  12.  cap.  J. 

CG  P.  G.  0.  an.  117. 
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(c)  L*  38*  D*  ad  leg*  Jul*  de  adulter*  (XLYIII*  5*) 

(d)  Bamb*  H.  G*  O.  art*  142, 

(e)  Carpio  v  I.  c,  }>,  72. 

(f)  V fergl*  Koch  1,  c.  5,  337* 

(g)  Eben  dieses  gilt  natürlicher  WeLfse  auch  von  dem  Grofsvater, 

(h)  Dieses  gilt  daher  auch  für  die  Fälle,  wo  heutzutage  bey  Ter- 
schwiigenmgeji  iu  der  geraden  Linie  Dispensation  erlangt  wer¬ 
den  kann* 

(i)  Mit  diesen  Bestimmungen  kommen  die  bey  Meister  pr*  Jur* 

enin,  267,  und  Feuerbach  $.  465,  befindlichen  ziemlich 
überein. 


5-  335- 

Wenn  die  Blutschande  mit  Arten  des  qualifi- 
clrten  unehelichen  Bcyscldafs  concurrirt,  so  wird 
vei schärfte  Strafe  des  Verbrechens,  aus  dem  Ge¬ 
sichtspunkte,  aus  welchem  cs  am  sträflichsten  er¬ 
scheint,  betrachtet,  erkannt.  Wenn  der  blut¬ 
schänderische  Beyschlaf,  durch  eine  eingegangene 
förmliche  Ehe  der  Verwandten  oder  Verschwäger¬ 
ten,  den  Schein  eines  rechtlichen  Bcyschlafs  er¬ 
hält,  so  mufs  man  unterscheiden,  oh  die  Eheleute 
in  einem  so  nahen  Grade  der  Verwandtschaft  oder 
Schwägerschaft  standen,  dafs  sie  auf  eine  .Dispen¬ 
sation  hätten  rechnen  können,  oder  nicht.  In  dem 
ersten  Falle  ist  der  Mifsbrauch  der  Form  der  Ehe, 
um  einem  wahrhaft  verbotenen  Bey  schlafe  den 
Schein  eines  rechtlichen  zu  geben ,  ein  Grund  zur 
Schärfung  der  Strafe.  In  dem  letzteren  Falle  aber 
mufs  die  Strafe'  geringer  seyn,  als  wenn  die  Blut¬ 
schande  durch  einen  einfachen  ausserelielichen 
Bey  schlaf  verübt  wird,  denn  da  hier  der  Bey  schlaf 
eigentlich  gar  nicht  als  strafbar  erscheint,  so  haun 
nur  wegen  nicht  zuvor  eingeholter  Dispensation, 
eine  geringe  Ahndung  als  noth wendig  und  zuläs¬ 
sig  erscheinen, 
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§.  39G. 

Die  culposc  Blutschande  bann  nur  mit  sehr 
geringen  Gcfangnifs-  oder  Geldstrafen  bestraft  wer¬ 
den.  Unwissenheit  des  Rechts  wird  jedoch  bey 
den  in  indispensablen  G  raden  verwandten  Per¬ 
sonen  nur  alsdann  das  Verbrechen  als  culposes  er¬ 
scheinen  lassen»  wenn  sic  zu  der  Classe  derjeni¬ 
gen  gehören,  bey  welchen  ohnehin  nicht  wohl  Zu¬ 
rechnung  Stau  findet. 

Z  w  e  y  t  e  r  Titel, 

Unnatürliche  Fleisch  es  verbrechen. 

J#  Cli  r.  E  sehen  b  a  c  It  pr.  dubia  in  applicatione  art.  1 16.  C*  C#  C. 
ubvenimtia.  Kost,  1?Q?+ 

§.  397- 

Alle  Fleischcsverbrcchen ,  durch  welche  der 
Geschlechtstrieb  auf  eine  widerrnatürliche  Weifse 
befriedigt  wird,  bilden  das  Verbrechen  der  Sodo¬ 
mie.  Darunter  ist  begriffen  I)  die  widernatür¬ 
lich®  Befriedigung  der  Wollust  mit  einem  Vieh 
(sodomia  rationc  gencrJs),  2)  die  widernatürliche 
*W o  11  us tbefr ied igung  zw  i sch en  Mannspersonen  (so¬ 
domia  ratione  sexus,  praederastia,  Knabenschan- 
derey)  (a),  3)  die  Wollustbefricdigung  mit  einem 
Weibe  auf  widernatürliche  Art  (sodomia  ratione 
ordinis  naturae),  4)  die  v&rschiedenerley  Arten  der 
Selbsibeiieckung  (önania). 

(«)  Die  P,  G%  O.  &etzi  zwar  auch  im  Art,  116*  Weib  mit 
W  eib>  allein  da  hier  gewifs  weder  au  Trlbadcn,  noch  an  den 
TaU  einer  Ifetursdtenheil  gedacht  wurde,  so  mufs  inan  v?M 
an  nehmen ,  tlafs  der  Verb  der  P.  G>  Ö*  blois  durch  den  aU- 
ge  meinen  begriff  der  sodomia  ratione  sexus,  dafs  sie  in  einem 
B*y|$Jjlafe  zwischen  Personen  einerley  Geschlechts  bestehe, 
getauscht  worden  aey.  YernL  J.  J*  Cell  fl  von  Verbrechen 
und  Strafen  in  UuzuditsfflllcD,  43#  Dm  h  sehe  m;m  von 
Bsyspicleta  der  älteren  Praxis  II  e  r  t  diss,  salura  rer  um  ,  tjua  ad 
jus  speefifntj  singularium,  cap*  X. 
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§.  393. 

Die  gröfstentheils  radiqale  Verworfenheit,  wel¬ 
che  bey  Sab  jeden ,  die  sich  zu  solchen  Handlun¬ 
gen  bestimmen  können,  vorausgesetzt  werden  mufs, 
oder  nachfolgt,  das  Aufsehen,  welches  in  dem 
Pqblicüm  erregt  werden  'würde,  wenn  die  Sitten- 
polizey  solche  Entmenschungen  gleichgültig  be¬ 
trachten  wrollte  und  die  üblen  Folgen,  welche 
daraus  für  die  Sittlichkeit,  für  die  Ehen  und  für 
die  physische  und  moralische  Kraft  der  Nation 
entstehen  würden,  mufsten  nothwendig  eine  posi¬ 
tive  Strafbarkeit  wenigstens  der  bcyden  ersteren 
Arten  dieser,  sonst  nur  verächtlichen  Handlungen 
erzeugen.  Weil  man  aber  überhaupt  überzeugt 
ist,  dafs  man,  durch  übel  angewendeten  Eifer  ge¬ 
gen  verborgene  Unzuchtssünden,  leicht  das  Uebel 
durch  gerichtliche  Untersuchungen  und  Bestrafun¬ 
gen  selbst  stiften  könne,  welches  man,  wenn  sol¬ 
che  Laster  nicht  mit  dem  Schleyer  des  Geheim¬ 
nisses  bedeckt  sind,  mit  vollem  Rechte  durch 
zweckmäßige  Bestrafungen  zu  verhindern  suchen 
mufs ,  so  weicht  man  itzt  auch  bcy  dem  Verbre¬ 
chen  der  Sodomie  von  der  allgemeinen  Regel 
nicht  ab,  welche  der  §.  3  7  7.  für  alle  Fleisches- 
verbrcchen  aufstellt,  und  veranlagst  daher  nur  dann 
Officia! -Untersuchungen  gegen  Sodomiten,  wenn 
das  erregte  öffentliche  Aufsehen  dazu  nöthigt. 

§.  399. 

Auf  die  Selbstbefleckung  und  die  sodomia  ra- 
tione  ordinis  naturae  haben  die  Gesetze  keine 
Strafe  bestimmt.  Es  sind  deswegen  hier  dem  Rich¬ 
ter  die  Hände  nicht  gebunden  und  er  kann,  mit 
Hintansetzung  aller  Meinungen,  welcher  war  frey- 


4l4  I.  Th,  2.  B.  2.  Abth.  1.  Abschn.  2.  Tit. 

licli  in  Hinsicht  dieses  Verbrechens  manche  pos¬ 
sierliche  haben  (a),  -wenn  gestraft  "werden  mufs, 
auf  die  zweckmäßigste  Strafe  gegen  solche  Wol- 
lusts ünden,  nämlich  auf  körperliche  Züchtigung, 
oder  Ccfängnifs  mit  Arbeit  (höchstens  von  4 — 6 
Wochen)  erkennen. 

(a)  Vci-gl,  darüber  Koch  I.  c.  ?/lG.  not,  1. 


§.  400. 


Auf  die  bevden  ersteren  Arten  der  Sodomie 
setzt  die  P.  G.  O.  (n)  die  Strafe  des  Feuertodes. 
Es  bedarf  keiner  Erinnerung,  dafs  man  damals, 
als  diese  Strafe  gesetzt  werden  konnte,  das  zu 
bestrafende  Verbrechen  nicht  aus  dem  Gesichts- 
puncte  betrachtet  haben  könne,  aus  welchem 
man  cs  heutzutage  betrachtet,  und  cs  kann  da¬ 
her  die  Bemerkung,  dafs  die  gesetzliche  Strafe 
ausser  Gebrauch  (b)  sev,  unmöglich  auffallen  (§.  377.). 
Man  erkennt  daher  lieutzutags  nur  auf  eine  6  —  10 
jährige  Zuchthausstrafe,  ohne  ein  solches  Erkenn  t- 
nifs ,  wie  ehemals ,  durch  erdichtete  Milde- 
rungsgründc  zu  begründen  (c). 
fa)  P.  G.  O,  art.  tl6. 

(b)  Meister  pr.  jnr*  crim*  §*  27  t, 

£c)  FR*s  Gegeruheil  beb^upG  L  F*  F,  II  a  g  e  m e  i  &  t e  r  Sn  den 
J3  u  v  c  fl  a  r  tl  i  s  c  Ei  e  n  Epbr  riveriden  der  theoretischen  nml  prsc- 
lisebJjn  JRf du tsgcl clirsa rn  kei  £,  2,  Heft*  n.  2*  Auch  Feuer- 
b  a  c  li  Lehi  b.  fl*  p,  R.  469* 


Z  w  e  y  t  e  r  A  b  s  c  li  ui  t  t, 


§.  40  L 


Alle  nicht  gewaltsame  Hülfsleistungen  und  Be¬ 
günstigungen  der  gesetzwidrigen  Befriedigung  des 
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Geschlechts  triebs  begreift  man  im  Allgemeinen  un¬ 
ter  dem  Worte  Kuppe ley  (lenocinium).  In  ei¬ 
nem  specielleren  Sinne  aber  setzt  man  das  Wort 
Kuppeley  der  H  u  r  e  n  w  i  r  th  s  c  h  af  t  (lenoci¬ 
nium  vulgare)  entgegen  und  versteht  alsdann  unter 
der  letztem  das  gewer bmäfsige  Gelegenheits¬ 
machen  zur  Unzucht  (a).  Ob  das  Gelegenheits¬ 
machen  um  Gewinns tes  willen,  d.  h.  um  dadurch 
einen  Vortheil,  bestehe  er  auch,  worin  er  wolle, 
für  sich  zu  erreichen  (b),  oder  aus  andern  Grün¬ 
den  Statt  finde  (lenocinium  quaestuarium  et  non 
quaestuarium) ,  ob  es  in  p  o  s  i  t  i  v  e  n  Handlungen, 
oder  in  negativen  derjenigen,  welche  über  die 
Tugend  Anderer  zu  wachen  verbunden  sind,  be¬ 
stehe,  ist  einerley. 

(a)  Tn  mrmc heu  Staaten  glebt  es  Privilegien,  dieses  Gewerbe  zu 
treiben* 

(b)  P,  G  ö.  an,  122,  ,jumb  ■eynicherley  gcnlcfs  willen  wie  der 
aarneii  heU/* 

§.  402, 

Bey  diesen  Hülfsleis Lungen  ist  das  Besondere,  was 
bey  keiner  Küifslcistung  zu  irgend  einem  andern  Ver¬ 
brechen  angetrcüFcn  wird,  dafs  sie  in  der  Regel 
greisere  Strafbarkeit  an  den  Tag  legen,  als  die 
Thal  selbst,  zu  welcher  sie  Hülfsleistungen  sind, 
Ira  übrigen  aber  gilt  von  demselben,  was  von  den 
Hülfsleistungen  im  Allgemeinen  gilt,  und  nament¬ 
lich  unterscheiden  sie  sich  daher  durch  das  notli- 
wendige  Requisit  des  Dolus  (a)  von  bloisen  un- 
beabsichteten  Veranlassungen. 

ö 

(a)  L/  29,  4*  ad  Leg*  Jul,  de  adult,  c&ercemlp  (XliTItf,  52> 

Ait.  122,  d.  P,  G.  O.  „w  i  lli  glich/*  Art,  12d+  „böser 
b  -e  t  r  ü  g  t  i-c  h  e  r  VV  e  i  s,“ 

Schwerlich  durftet)  indessen  nachfolgende  Begünstigungen ,  selbst 
nicht  die  voü  dem  Ehemanns  erkaufte  Verzeih img  des  Eher 
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biuehs,  noch  itzt*  wie  in  dem  römischen  Rechte,  Arten 
der  Klippeloy  erachelaem  Ilomiuel  Eliaps*  o.  795,  Krefs 
ad  ai  t.  1C2*  7*  B  ü  Ij  m  e  r  ad  Carpzöv  7 1*  o,  4* 
Meister  pr,  jur,  crim.  28t>* 

40  3, 

Wenn  diejenigen,  welchen  die  sittliche  Bildung 
■und  das  Wohl  gewisser  Personen  liesonders  am 
Herzen  liegen  mulste,  diesen  selbst  zur  Unzucht 
aus  eigennützigen  Absichten  hehülhich  sind,  so 
wird  dadurch  das  Verbrechen  qualificirt  (a). 
Von  Ellern,  welche  ihre  Kinder,  und  Ehemän¬ 
nern,  welche  ihre  Weiber  aus  Eigennutz  der 
Wollust  Andrer  Preis  geben,  sagt  dieses  das  Ge- 
setz  namentlich.  Dasselbe  mufs  aber  auch  von 
andern  Personen  gelten,  hey  welchen  derselbe 
Grund  eintriit,  z.  li,  v,on  Pflege  eitern,  Vormün¬ 
dern,  Beichtvätern  u.  d.  gl.  (b). 

(a)  Art,  122.  d.  P.  G.  O. 

£b)  I-licr  widmprlcfit  Feuerbacli  Letirh.  tl.  p.  R.  §.  474.,  w^' 

clirr  übiigetis  srhr  richtig  btmcikl,  {laß  eigenmUzjgv  Motive 
als  ein  nnlh  wendiger  Ohara  cter  der  tj  n  a  1  i  l  i  c  i  r  t  G  u  Kupp*2“ 
lej  betrachtet  werden  mimen. 

§.  404. 

Vollziehung  der  Unzucht,  welche  durch  dieses 
Verbrechen  befördert  worden  sollte,  wird  zu  dem 
Begriffe  desselben  nicht  erfordert  (a)j  eben  so  we¬ 
nig  wirklicher  Genufs  des  Vortheils,  welchen  der 
Kuppler  und  llurenwirth  als  den  Lohn  seiner 
■  Thal  hoffte. 

00  Andrer  Me^nnbg  ist  Feuer bach  a,  a.  O,  §,  472. 

§.  40  5. 

Bey,  der  qualificirten  Verkuppelung  soll,  ausser 
der  Strafe  der  Ehrlofsigkeit,  auf  die  in  den  römi¬ 
schen  Gesetzen  bestimmten  Strafen  erkannt  wer- 
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den  (a).  Weil  man  aber  diese,  welche  unter 
dem  Ausdrucke  omnia  novissima  supplicia 
angekündigt  werden  (b),  nicht  genau  kennt,  so 
ist  im  Grunde  durch  das  Gesetz  die  Strafe  ganz 
dem  Ermessen  des  Richters  überlassen.  Einjäh¬ 
rige  Zuehiliaufsstrafc  dürfte  hier  wohl  die  gering¬ 
ste  Statt  findende  Strafe  scyn.  Verkuppelungen 
der  Eltern  aber  werden  wenigstens  mit  verdoppel¬ 
ter  Strafe  belegt  werden  müssen. 

(a)  P.  G.  O,  a,  122.  Yergl*  auch  Art*  14 7,  C.  G*  Bamb,  u*  R* 
P-  O.  1547*  t.  26*  §.  3, 

(b)  Nov*  .14*  1*  Wahrschein] ich  versteht  das  Gesetz  hierunter 

iiiicbt  T**(!csMrafY%  Meister  pr*  ju  r,  crioi.  5*  207.  JDafs 
man  dieses  ?ai  Carls  Zeiten  aUgeiuem  geglaubt  habe,  läfst 
fcteh  nicht  beweisen* 

S.  4o  G. 

Wenn  das  Verbrechen  nicht  qualificirt  ist,  so 
läfst  das  Gesetz  (a)  ebenfalls  dem  Ermessen  des 
Richters  einen  weiten  Spielraum ,  es  nennt  nur 
Stellung  an  den  Pranger,  Verweifsung,  Ohretaab- 
sclmeiden  u.  d.  gl.  als  Strafen,  welche  Statt  fin¬ 
den  könnten.  Wir  machen  daher  heutzutage, 
zumal  da  jene  gesetzlich  genannten  Strafen  grofs- 
tenlheiJs  abgescha fix  sind,  von  dem  ausdrücklich 
auigefbrderten  richterlichen  Ermessen  Gebrauch, 
und  strafen,  Bach  Verschiedenheit  der  Theil näh¬ 
me,  mit  Gefängnifsstrafe  Vota  %  Jahr  bis  höch¬ 
stens  auf  ein  Jahr,  oder  mit  andern  verhältnifs- 
inäfsigen  Strafen,  jedoch  immer  beträchtlich  schär¬ 
fer,  wenn  Wiederholung  und  vorzüglich,  wenn  ge- 
werbmäfsiges  (b)  Treiben  solcher  Beschäftigungen 
Verschärfung  erfordern. 

(aj  P.  G,  0,  a.  123* 

(h)  Th  diesem  Falle  nnifste  eine  eiojalirige  Znclitlianfsslrafe  Biuzu- 
treten  ($*  11 3.  n.  oj, 

2  7 
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Anhang  N 

mr 

«weyten  Abtheilung  deä  zweyten  Buchs. 

Von  bl  of  seii  Drohungen. 

§.  407. 

Dio  blofsen  Androhungen  künftiger  Verletzun¬ 
gen  verden  zwar  in  der  Hegel,  wenn  sie  näm¬ 
lich  in  mündlichen  Erklärungen  gegen  den  Be¬ 
drohten  selbst  bestehen,  nur  als  Injurien  be¬ 
trachtet  und  behandelt  werden  können,  sic  höh¬ 
nen  jedoch  auch,  unter  veränderten  Entständen, 
als  Aeufserungcn  eines  wirklich  geiahten  Ent¬ 
schlusses  zur  Begehung  der  angedrohten  Verletzun¬ 
gen  erscheinen  und  alsdann  sind  sie  offenbar  ein 
Verbrechen,  welches  keineswegs  nach  den  Grund¬ 
sätzen  von  Injurien  behandelt  werden  darf.  Aach 
der  P.  G.  O.  (a)  soll  in  diesen  Fällen  der  Dro¬ 
hende,  wenn  er  nicht,  bey  angedrohten  Verletzungen 
ersetzlicher  Güter,  durch  eine  gestellte  genügende 
Caution  alle  Besorgnisse  einer  Gefahr  entfernen 
kann,  ins  Gefängnifs  gebracht  werden.  Die  Dauei 
dieses  Gefängnisses  ist  nicht  bestimmt,  den  allge¬ 
meinen  Grundsätzen  zu  Folge  dar!  sie  aber  nicht 
gröfser  seyn,  als  die  Strafe,  mit  welcher  dei , 
schon  in  Thalhandlungen  sieh  darstellende,  ent¬ 
fernte  Conat  der  äh  ge  drohten  Verletzung  (n)  zu 
belegen  seyn  würde. 

(a)  P.  G.  O.  art.  17G 

(.b)  Mit  dieser  Strafe  des  entfernten  Versuchs  ist  auch  das 
nannte  A  n  f p  ftssen  oder  V  o  r  w  a  r  t  e  n  d-  h,  vv 

Andrer  auf  dtfenUichem  Wege  in  der  Absicht,  denselben  Ver¬ 
letzungen  ziv/M fügen,  und  die  W  e  g  e  I  fl  g  ^  r  ü  n  g  ,  '•  ' 

Erwarten  Andrer  auf  öffentlichem  Wege  wn  Ausfüliniog 
Kaub-  und  Mord  -  Planen,  zu  bestrafen,  denn  es  ist  manch- 
tig  j  wenn  Manche  glauben,  dafs  der  Art*  lld*  den  "Weg  ela  ge 
tern  unbedingt  die  Schwertsstrafe  androbe« 
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Zweiter  Theil. 

Theorie  des  Criminal  Prozesses. 


Erste  Abtheilung. 

F  r  a  e  1  im  i  na  r  I  eli  re  von  der  Cr  imi  n  a  lg  et*  ie  h  ti* 
b  a  r  k  e  i  6  und  den  C  r  i  tu  i  n  a  1  g  e  r  i  c  h  t  e  m 

Erstes  Kapitel. 

Volt  der  Criminalgerichtsbarkeit* 


J*  P,  Kreis  de  varils  jmlsdtcüoUis  crimmalt*  in  GetmanU  getfe-' 
iibiis*  Helröst*  1730, 

Fp  Es*  a  Pufendorf  de  jumdlctloue  germanica*  Lemg*  1740* 

G*  A*  Kteinsfchrod  vollständige  Elnh  m  die  Lehre  von  de* 
peinlichen  Gerichtsbarkeit  und  dem  peiuU  Gerichtsstände* 
Fr.  18 12* 

i  408, 

So  wie  in  der  höchsten  Staatsgewalt  überhaupt 
das  Recht  der  Gerichtsbarkeit  als  wesentli¬ 
cher  Bestandteil  enthalten  ist,  so  fafst  auch  die 
Criminal  gewalt  des  Staates  nothwendig  das  Recht 
der  Cr  i  m  i  n  a  1  ger  i  chtsb  a  rkei  t  in  sich.  Nur 
durch  den  Gegenstand  ist  diese  voil  deti  andern 
Zweigen  der  Gerichtsbarkeit  geschieden.  So  wie 
daher  die  Gerichtsbarkeit  im  Allgemeinen  nicht 

27  * 
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nur  clas  Recht,  die  Merkmale  eines  bestimmten 
Falles  aufzusuchen  und  über  die  Uebereinstim- 
mung  derselben  mit  den  Merkmalen  der  unter  be¬ 
stimmten  Rechts  regeln  begriffenen  FiilJe  mit  Staats- 
auctoritat  zu  urtheilen  (Recht  der  Untersu¬ 
chung  und  Entscheidung),  sondern  auch  das 
Recht,  den  diesem  Urtheile  entsprechenden  Zu¬ 
stand  herbeyzuführc n  (Recht  der  Execution), 
begreift,  eben  so  begreift  auch  die  Criminalge- 
richtsbarkeit  dieselben  Rcclite  bey  einer  Crimi- 
n  als  a  che. 

Criminalsache  im  Allgemeinen  ist  jeder 
Fall,  bey  welchem  die  Frage:  ob  und  in  wie  ferne 
bürgerliche  Strafbarkeit  eines  Individuums  vorhan¬ 
den  sey?  die  zu  entscheidende  ist.  In  allen  sol¬ 
chen  Fallen  ist  daher  die  Gerichtsbarkeit  C ri¬ 
min  a  1  gcrichtsbarkeu  in  dem  weitesten  S  i n- 
n  e.  So  wie  aber  die  Cnminalsachen  in  Deutsch¬ 
land  aus  guten  Gründen  in  die  höheren,  pein¬ 
lichen,  oder  eigentlichen  Crimin a  1  s achen 
(causa  c-riminalis  m a j  o  r )  und  die  n  i  e d e- 
ren,  b  ü  rg  e  r  1  i  ch  e  n  und  polizey  liehen 
Strafsachen  (causa  crimin  alis  minor) 
eingelheilt  werden  (§.  15  3.),  eben  so  theilt  sich 
auch  die  Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  in  die  hö¬ 
here,  peinliche,  oder  Crimin  a  lgeri  chts- 
barkeit  im  engem  und  eigentlichen  Sin¬ 
ne  und  in  die  niedere  ein,  von  welchen  diese, 
als  zu  der  bürgerlichen  und  polizeyhehen  Ge¬ 
richtsbarkeit  gehörig,  von  den  gewöhnlichen  bür¬ 
gerlichen  und  Polizeygcrichtcn,  jene  aber,  ver¬ 
möge  besonderer,  in  der  allgemeinen  Ver¬ 
leihung  der  Gerichtsbarkeit  nicht  begriffener  (a) 
Verstauung,  von  Gerichten  ausgeübt  wird,  welche 
von  dem  Gegenstände  ihrer  Thätigkejt.  den  Na- 
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men  der  peinlichen,  oder  Cr  iminalgerich¬ 
te  (b)  erhalten, 

(a)  Krefs,a,  a*  G.  oba.  5, 

(b)  Hier  und  da  sind  gleichbedeutende  Benemmngeu  *■  Zcutge- 
richte,  b  r  a  1  s  c  b,  li  oLe-F  ra  iscb,  M  a  1  e  f  i  %  g  e  r  i  c  h  t  e? 
U  n  g  e  r  i  c  h  t  e  t  H  a  l  s  g  e  r  i  c  Ii  t  e  u<  s,  w.  Gleiche  Beneu- 
imtvgen  hat  denn  auch  die  peinliche  Gerichtsbarkeit,  welche 
mitunter  auch  mit  dem  Namen  des  Blutbaiius  bezeichnet 
wird  r  —  ein  Ausdruck  ,  unter  welchem  man  jedoch  auch# 
wenn  er  im  Gegensätze  von  der  Gerichtsbarkeit  verkommt, 
nur  das  liecht  der  Execution  versteht, 

’V  an  der  dreifachen  Emtheilung  dejs  französischen  Rechts* 

§.  409, 

In  so  ferne  die  Cnminalgerichtsbarkeit ,  in  ih¬ 
rem  ursprünglichen  Zustande,  als  Theil  der  höch¬ 
sten  Staatsgewalt,  betrachtet  wird,  mufste  sie,  wie 
die  höchste  Staatsgewalt  in  Deutschland  überhaupt, 
in  die  Reichs c r im inalge ri chtsb arheit  und 
in  die  Landes c  r imi  nal ge  r  i chts barke  it  ein- 
getheilt  werden. 

Jene  war  ,  über  alle  Reichsunmittelbare ,  als 
solche,  und  in  Landfriedcnsbruchs-  und  Reichs-^ 
fiscalsachen  (a)  auch  über  Mittelbare  begründet,  ein 
privatives  Recht  des  deutschen  Kaisers  (b),  wel¬ 
cher  jedoch,  bey  der  Ausübung  mancher  Strafar¬ 
ten  gegen  Reichsstände ,  nämlich  der  Reichsacht  (c), 
der  Suspension  von  der  Regierung  (d)  und  über¬ 
haupt  aller  Strafen,  mit  welchen  die  Fortsetzung 
der  Regierung  nicht  bestehen  kann  (e),  an  die  Co- 
mitial -Einwilligung  rechtlich  (f)  gebunden  war. 

Diese  ist  in  den  einzelnen  deutschen  Landen, 
als  über  alle,  (ehemals  mit  Ausnahme  der  Reiclis- 
unmit lei  baren,)  welche,  sey  es  innerhalb,  oder 
ausserhalb  der  Grenzen  derselben,  Verbrechen  be- 
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gehen  (g),  begründet,  ein  Ausrufs  der  höchsten 
Landesgewalt,  welcher,  selbst  als  das  Reich  noch 
bestand,  ebenso,  wie  die  Landeshoheit  überhaupt, 
seitdem  sich  die  deutsche  Verfassung  in  dieser  Hin¬ 
sicht  ausgebildet  hatte,  keiner  Einschränkung  durch 
kaiserliche  Concessionen ,  Concurrenz  und  derglei¬ 
chen  unterworfen  war. 

Die  ursprüngliche  Gerichtsbarkeit  nvufs  in 
Deutschland  verfussungsmäfsig  in  den  einzelnen 
Sachen  von  den  angeordneten  Gerichten  —  wel¬ 
chen  mithin  abgeleitete  Gerichtsbarkeit zusteht  — 
verwaltet  werden.  Die  höchste  Staatsgewalt  übt  da¬ 
her  nur  die,  nicht  auf  die  Entscheidung  einer  ein- 
zeln.cn  Sache  Bezug  habenden,  in  der  Gerichtsbar¬ 
keit  enthaltenen  Rechte  (das  Recht  der  Aufsicht 
und  das  Recht  ,  die  Anordnungen  für  die  Ausübung 
der  Justiz  zu  treffen,)  unmittelbar  aus.  ln  den  ein¬ 
zelnen  Criminalsaehen  ist  aber  zwar  das  Recht  der 
höchsten  Bestätigung  der  Crimmalerkenninisse  her¬ 
gebracht  (h),  im  Uebrigen  aber  sind  die  Gerichte, 
sowohl  in  Ansehung  der  Verfahrensart,  als 
auch  in  Ansehung  der  Entscheidungen ,  von  allem 
Cabinetsein Russe  unabhängig  und  es  giebt  daher 
auch  in  Hinsicht  der  Crinainal j usti%  weder  C  abi- 
netsjus.  tiz,  noch  Cab i n e tsinsl anzen  (i)- 

K.  G,  O.  Th.  II.  t.  9-  et  20,  in  der  Rubrik.  C,  d.  K«  G.  O. 
Th*  XL  t,  10,  21*  Ldirb*  teutschen  Staats- 

rechts*  J).  l47, 

(b)  Goüüers  teutsches  Staatsrecbt*  §.  350n 

(c)  L  P,  O.  «,  VliL  §*  3  W*  K*  ait*  XX*  ®.  1—  L  K 
Carraehs  reiciisgruu<%eset?,ui;ifsigcr  Bericht  yon  liejchs-i 
acht*  Halle  1753^  Gönner  a*  a*  O*  §*  3ÖL 

(d)  W*  fC*  art*  1,  §,  3,  4* 

(c)  Go  an  er  ä*  O*  350,  Lelit  a*  p*  O*  145^  M  c  i- 
t  t  c  r  i  Ein!*  in  ptioL  Beefrtsg*  Th-  IJj^  S+  33L  folg* 
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(f)  Von  entgegcagesetzten  Beyspleten  aus  der  r eicbshofrät hH eben 
Praxis  s*  Ken  Ts  t.  Staatskanzley,  Th.  III*  SL  43l*  Püt* 
ters  hist,  Entwickelung,  Tb*  III,  S,  236, 

(g)  Leist  a,  a.  O,  §*  3  47* 

(h)  Leist  a.  a,  O,  i48* 

(i)  bJacli  neueren  Organisationen  ist  in  mehreren  deutschen  Lan^ 

den  auch  dieses  Herkommen  theilweiise,  oder,  die  Tadel- 
strafen  ausgenommen  T  ganz  aufgehoben  worden* 

S.  4lo. 

Die  abgeleitete  Cnminalgerichtsbarkeit  wird, 
so  'wie  überhaupt  die  Gerichtsbarkeit  in  Deutschland, 
entweder  vermöge  eines  übertragenen  Staats  am  ts 
(ad  m.  inist  ratoris' che  Gerichtsbarkeit), 
oder  vermöge  eines  —  sey  es  für  eine  Personenge¬ 
meinheit,  oder  für  Einzelne  —  begründeten  Pri¬ 
vat  r  e  c  h  t  s  (Real-  und  P  a  t  r  i  m  onialge- 
r  i  c  h  t  s  b  a  r  k  e.i  t).,  besessen  ,  in  welchem  letzte¬ 
ren  Falle  aber  der  Berechnete  an  die  von  der 

V 

höchsten  Staatsgewalt  getroffenen  Bestimmungen 
über  die  Ausübung  der  Griminalgerichtsbarkcit 
eben  so  sehr  gebunden ,  als  der  höchsten  Staats¬ 
aufsicht,  gleich  den  administrato rischen  Gerichten, 
unterworfen  ist,  so.  dafs  er,  in  so  ferne  er  nicht 
alle  für  das  Richteramt  erforderliche  Qualitäten  in 
sich  vereinigt  hat,  von  der  eigenen  Ausübung  sei¬ 
nes  Rechtes  ab  gehalten  und,  diese  Ausübung  durch 
fähige,  zu  solchen  Siaaisamtern  in  jeder  Hinsicht 
qua  Uff  eine  Personen  in  seinem  Namen  besorgen 
zu  lassen,  genothigt  'werden  kann. 

Die  11  e  i  c  h  s  c  r  i  m  i  n  ä  1  g.  e  r  i  c  h  t  s  b  a  r  k  e  i  t 
wurde  l )  als  adm  in  is  t ra  t  or  i  s  c h  e  in  der  R egel 
von  den  höchsten  Reichsgerichten,  ausnahmsweise 
durch  Commissionen  (a)  (auf  die  K reih ausschr ei¬ 
ben  den  Fürsten ,  oder  die  Ortsdir.ccto.rien)  verse- 
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hen.  2)  Aus  derselben  Abgeleitete  eigontbüm- 
lieb.  e  Rechte  der  Crimmaiceriehtsburkeit  kamen 

’  C? 

dagegen,  nach  begründeter  J^ndesbokri.t,  nur  noch 
bev  den  Reichsritiern  und  bey  denjenigen  vor, 
welche,  vor  begründeter  Landeshoheit,  das  Recht 
des.  Blutbanns  in  fremden-  Territorien  erworben 
batten,  eine  Berechtigung,  welche  jedoch,  als  eine 
Art  von  staatsrechtlicher  Dienstbarkeit,  keine  Aus¬ 
dehnung  mliefs  und  daher  gewöhnlich  auf  die 
sogenannten  4  hohen  Wände  oder  Rügen  — 
Mord,  Brand,  Nahm-  und  Notlizueht  —  als  die 
damaligen  peinlichen  Verbrechen  beschränkt 
War  (b). 

Die  L  a  n  d  e  s  c  r  i  m  i  n  a  )  ge  r  i  c  h  t  s  b  a  r  k  e  i  t 
wird  l )  als  ad  ministrat,  o  rische  von  den 
dazu  verfassungsmäßig  niedergesetzten  Gerichten, 
welches  gewöhnlich  die  oberen  Gerichte  (Regie¬ 
rungen,  Justizkanzleyen ,  Hofgericliic)  sind  (c)  ver¬ 
waltet.  2)  Als  eigen th ü  m  1  i  che,  itzt,  ohne 
Rücksicht  auf  den  geschichtlichen  Entsf.eliungs- 
grund,  nur  aus  der  ursprünglichen  Landescrüni- 
nalgerichtsbarkeit  rechtlich  abzuleitende  Crinmial- 
gerichtsbarkeit  erscheint  in  den  deutschen  Landen 
die  P  at  r  i  rn  o  n  i  a  1  c  r  i  m  i  n  a  1  g  c  r  i  c  h  t  s  I)  a  r  k  e  i  t 
mancher  landsäfsigen  Adiichcn  and  die  Reale  ri¬ 
min  alge  richtsbar  k  eit  manche r  Gemeinheiten, 
mancher  Landstädte  und  Academicen, 

00  Qönner  ji,  a.  Ot  §.  350- 

(b)  {Cocb  last.  jur.  crim.  659,  Meister  a,  a,  (X  S*  58X 
to\g. 

{<0  Häufig  sind  diesen  wieder  besondere  Gerichte  ,  unter  dem 

rnen  der  peinlichen  Gerichte  s  vorzüglich  zur  Instmit  nng  des 
Prozesses  j  untergeordnet*  C  r  I  m  \  n  aUo.m  miss)  friic  n  M11" 
nen  7, war  aus  Gründen  des  S tan ts wohl s  für  ganze  Cbsscu  von 
Verbrechen  s  für  eine  einzelne  Sache  aber  nur  aus  denselben 
Gründen  rechtlich  nieder  gesetzt  werden  l  aus  welche^  dieses 
anch  in  Ausebtnig  der  CiiininalgericlitsbArkeit  geschehet* 


i 
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Ycrgl.  Meine  Theorie  gevichtJ*  Verfahrens  in 

liiirgevl*  Itvchl^ueitä^keiuni*  §.  t37, 

§*  4'Ht 

Wenn  nur  die  CabineisjusUz  ausgeschlossen 
ist,  so  ist  es  übrigens  von  dem  frcyen  Willen  der 
höchsten  Gewalt  abhängig,  utiter  weichen  Bedin¬ 
gungen  die  aus  ihr  abgeleitete  Grmiinalgcrichtsbarkeit 
verliehen  werden  soll .  Die  abgeleitete  Ge¬ 
richtsbarkeit  kann  daher  I.)  bald  als  vollstän¬ 
dige  ( p  1  e  n  a ) ,  bald  als  u  n  v  o  1  hs  üi  n  d  i  g e  ( m  i- 
li  us  plena)  Vorkommen,  je  nachdem  in  dersel¬ 
ben  alle, 1  durch  ihre  Natur  bestimmten  Hechte 
(§.  40  8.)  enthalten  sind,  oder  eine  Vertheilung 
dieser  Rechte  unter  verschiedene  Subjecte  verfügt 
worden  ist  (a).  Sie  kann  II.)  sie  sey  vollständig 
oder  unvollständig,  bald  als  u  n  e  in  ge  s  c  h  r  an  k  Le, 
bald  als  e  i  n  g  e  s  e  h  rankte  (il  1  i  m  i  t  a  t  a  et  1  i- 
mitata)  erscheinen,  je  nachdem  sie  in  einem 
bestimmten  Districte  über  alle  Verbrechen,  über 
alle  Personen  und  in  Ansehung  aller  in  die¬ 
sem  Districte  befindlichen  Orte,  oder  in  einem 
Districte,  welcher  in  der  Regel  zur  Jurisdiction 
eines  Andern  gehört,  nur  an  einzelnen  Orten,  nur 
über  bestimmte  Verbrechen,  oder  nur  über  be¬ 
stimmte  Personen  zus teilt.  Bey spiele  der  be¬ 
schränkten  Criminaljunsdiction  liefern  l)  in  Anse¬ 
hung  einzelner  Verbrechen  die  [sogenannte  re- 
servirte  Gerichtsbarkeit,  2)  in  Ansehung  der 
Personen  die  p  r  i  v  i.  1  e  g i  r  t  e ,  z.  E.  die  militäri¬ 
sche,  academkche  u.  s.  w, ,  3)  in  Ansehung  ein¬ 

zelner  Orte  die  sogenannte  Zaun-  und  Pfahl¬ 
gerichtsbarkeit  ( jurisdictio  ci  r  c  u  m  s  e  p  t  a  ), 
von  welcher  die  Gerichtsbarkeit  über  die  durch 
solche  Bezirke  ziehenden  Lands  trafsen  manchmal 
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ausgenommen  und  mitunter  Andern  unter  dem 
Nomen  der  Strafsen -Gerichte  verliehen  wor¬ 
den  ist  (b). 

(0  Mal  bl  an  c  conspjpcuis  rei  jitdiciariac  Bom,  Germ,  §,  104* 
Meist  er  s  Ei  ul.  etc,  S.  589.  folg* 

Meister  ß,  a.  O,  S,  572*  folg.  Koch  inst.  jur.  crinn 
$-  667. 

§.  412, 

Alle  Vorihcile,  welche  aus  der  Ausübung  der 
Cnminalgerichtsbarkeit  entspringen,  gebühren  dem¬ 
jenigen,  auf  dessen  Namen  sie  ausgeübt  wird,  mit¬ 
hin  bey  der  administra torischen  Gerichtsbarkeit 
demjenigen,  welchem  die  ursprüngliche  Ge¬ 
richtsbarkeit  zusicht,  bey  der  Patrimonial-  und 
Real  -  Gerichtsbarkeit  dem  Gerichtsherrn,  in  so 
ferne  diese  Einkünfte  nicht  vermöge  des  juris 
fi  sei  gezogen  werden  (a).  Eben  so  liegen  aber 
auch  denjenigen,  weichen  die  Gerichtsbarkeit  ge¬ 
bührt,  diejenigen  Lasten  ob,  welche  mit  der 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  verknüpft  sind.  Sie 
haben  daher  die  nothwendigen  Besoldungen  für 
die  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  erforderlichen 
Diener,  so  wie  subsidiarisch  die  Procefekosten  zu 
bestreiten  und  sie  sind  berechtigt  und  verbunden, 
alle  die  Anstalten  zu  treffen ,  welche  zur  voll¬ 
ständigen  Ausübung  der  Cnminolgerichtsbarkeit  er¬ 
fordert  werden,  z.  B.  Gefängnisse  anzulegcn  u.  d. 
gl.  Das  Recht ,  Zuchthäufser,  Arbeits-  und  Bcs- 
serungshäufser  anzulegen,  bestreitet  man  jedoch 
denjenigen,  welche  nicht  das  Recht  der  höchsten 
Polizeygewalt  besitzen  (b) ,  obgleich  die  Gründe, 
welche  man  dafür  angiebt,  ohne  alles  Gewicht 
sind  (c). 

CO  Meister  a*  a.  0*  S.  5l8* 
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Von  dem  Criminalgerichte* 

(b)  Moser  von  tler  Landeshoheit  io  PoUzvysachon,  Cap» 

$*  17»  Meister  pr,  de  jure  orgas'tnla  iusUiiumtli  ex  juräs- 
dictione  crimtuali  haud  ilucote.  Geilt,  1784*  Derselbe  ia 
den  pvaet,  Bemerk.  Th.  L  S.  34, 

(e)  ln  der  neueren  Zeit  sind  jedoch  vielfach  die  Kosten  für  das 
Verfahren,  die  Vollziehung  der  Urtheile  und  die  Strafanstalten 
ancEi  bey  den  PaLrimonialgerichtcn  von  den  SiaaUcasseu  über¬ 
nommen  worden ,  um  die  nacht  heilige  n  Folgen  anomaler  S§|j^p 
JiÜUmsse  dem  Ganzen  minder  fühlbar  zu  machen. 

Von  dem  Beweise  der  CriminaljurisÜiclfou  *,  Meisters  EinT, 

S»  423.  —440. 


Zwe  ytes  Kapitel, 

Von  dem  C  r  i  m  i  «  a  I  g  er  i  c  h  i  e* 

§,  413. 

Die  Verwaltung  der  Gerichtsbarkeit  in  Straf¬ 
sachen  mufs,  nach  der  deutschen  Verfassung  (5.  409.), 
durch  angeordnete  Gerichte  geschehen.  Für 
die  Ausübung  der  niederen,  bürgerlichen  und  po¬ 
lizeilichen  Straf  ge  richisbarkcit ,  'welche  in  Deutsch¬ 
land  den  gewöhnlichen  Civil-  und  Polizey- Ge¬ 
richten  in  der  Regel  überlassen  wird,  ist  eine  be¬ 
sondere  Gerichts  -  Organisation  wreder  gesetzlich 
erforderlich,  noch  gewöhnlich  (a).  Die  Gerichte 
äussern  daher  in  solchen  Strafsachen  ihre  Thätig- 
keit  mit  vollem  Rechtsbestande  auf  die  nämliche 
Weifse,  auf  welche  sie  dieselbe  überhaupt,  nach 
ihrer  Verfassung,  in  den  ihrer  Behandlung  über¬ 
tragenen  Sachen  äussern  (b). 

Für  die  Ausübung  der  peinlichen,  oder 
eigentlichen  C  rirnin  al  ge  rieht  sba  rkei  t  da¬ 
gegen  ist  die  wesentliche  Gerichtsform  gesetz¬ 
lich  bestimmt.  Kein  Gericht  kann  nämlich  als 
Criminalgericht  irgend  eine,  für  die  Entscheidung 
zum  Grunde  zu  legende  Handlung  (c)  gültig  vor¬ 
nehmen,  wenn  es  nicht  mit  einem  gehörig  qu*- 
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Üfieirtcn  Richte  r,  einem  gehörig  qu  all  flehten 
A  ct  u  a r  i  us  und  gehörig  quali.fi einen  S  eh  ö  p  p  e  xi 
besetzt  ist  (d).  Jedoch  ist  durch  diese  gesetzliche 
Bestimmung  natürlicher  Weifse  die  Befugnifs  der 
obersten  Staatsgewalt,  die  Criminalgerichte  auf 
eine  andere  Weifse  zu  organisiren,  nicht  aufgeho¬ 
ben  worden  und  alle  von  einem,  nach  den  Lan- 
desort!  nun  gen  gehörig  organisirten ,  zur  Ausübung 
der  Criminalgeriehtsbarkeit  auctorisirten  Gerichte 
vorgenommenen  Handlungen  (e)  können  daher  in 
Ansehung  ihrer  Gültigkeit  nicht  angefochtcn  wer¬ 
den,  Dieses  mufste  auch  unter  der  Reichsverfas- 
sung  so  lange  angenommen  werden,  als  nicht, 
zu  folge  einer  Klage  der  Stände,  oder  andrer  Un¬ 
ter  thanen  über  Mifsbrauch  der  R eg i e r un gsr ec h te 
bey  der  Gcrichlsorganisalion ,  diese  Organisation 
seihst  von  den  höchsten  Reichsgerichten  als  eine 
illegale  anerkannt  worden  war. 


(*0  Do cli  glebt  es  hier  und  da*  als  Deberbleibset  der  alteren  Ce- 
riehtsYerfassung ,  noch  auf  eigene  Art  constituirte  Gericht® 
für  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  jn  poHicyJjtehen 
sonstigen  geringer  eu  Straf  Sachen  f  wie  die  II  u  ge-  Ha- 

d  e  r  -  1  n  z  1  e  h  t g  e  r  i  c  h  t  e  u,  d,  gl.  VfirgU  3.  F.  Ehe  r- 
hard  von  dem  ge&chworneu  Montage,  oder  den  Kiige'gcriclHcn 
an  der  Lahn.  Marb,  1768.  S.  J.  Kap  ff  de  judidU?  q"ae 
Biig  e  gt  ri  c  hie  voeautur,  Ttib*  1774*  Linck  de  judlciia 
mpubL  Wonnibergensis.  Alt,  1690.  En  ff  au  Elcm,  jur*  crijn* 
F,  II.  t*  3*  J.  39* 

C^O  lieber  die  Forderungen  des  gemeinen  Hechts  in  Ansehung 
dieser  Verfassung  a,  Meine  Theorie  des  gmelnl*  Verf, 

St  33.  nt  c* 

tc)  ßey  Handlungen,  welche  auf  die  Entscheidung  keinen  Einfluß 
haben ,  wie  die  verstattfite  Acteueinsicb  t  in  dem  Gerichte,  d:e 
blolsen  H'e-gUlratnrcn  u,  d*  gh  genügt  das  Daeeyn  derjenigen 
Personen,  welche  überhaupt  zuv  publica  fides  erfordert 

werden*  Ünistorp  5*  545*  F  ciierBa  c  h  s  Lehrbuch 
§,  508* 

(d)  P.  G.  O.  a,  1(  2*  3.  4,  5* 
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(e)  So  slml  in  X'Iclen  Lauflen  dies  Prall  m.t  itärlian  dl  nngeti  In  eigen L- 
lick  peinlichen  Sachen  an  die  gewöhnlichen  Untergerichte  ge¬ 
wiesen  und  in  keinem  Laude  kann  das  Recht  der  Polizey- Be¬ 
hörden,  den  Spuren  der  Verbrechen  nächruforscheu ,  Materia¬ 
lien  xur  Verfolgung  der  Verbrecher  zu  sammeln  und  gegen 
diese  Selbst  mit  demjenigen  vorzuschreitcti ,  was  dazu  gehört f 
um  sie  mit  Erfolg  an  die  Gerichte  abgeben  zu  könueo,  bezwei^- 
feiL  werden,  Meister  prt  jur.  crirn*  356- 


§.  4l4. 

Der  Richter  ist  die  Hauptperson  des  Ge¬ 
richts,  welche  alle  Handlungen  des  Gerichts  und 
die  Thaügkeil  der  übrigen  Gerichtspersonen  leitet. 
Der  A  c-  tu  a  ri  u s  ist  diejenige  Gerichtsperson , 
welche  die  Verpflichtung  hat,  alle  gerichtlichen 
Verhandlungen,  in  Gegenwart  des  Gerichts  (a), 
genau  zu  den  Acten  zu  verzeichnen  (b)  und,  un¬ 
ter  der  Directum  des  Richters,  die  Expedition  der 
Geschäfte  zu  besorgen,  oder  zu  leiten.  Die 
Schöppen  (o)  (seabini)  sind  gesetzlich  wahre 
Urtheil  e  r,  welche,  unter  dem  Vorsitze  des 
Richters ,  mit  diesem  an  dem  eigentlichen 
R  i ch tc  r  a  m  t e  wesentlichen  Antheil  haben.  Wenn 
in  den  peinlichen  Procefs  gehörende  Beschlüsse 
des  Gerichts  zu  fassen  sind ,  so  wird  die  Gegen¬ 
wart  von  4  —  8  Schöppen  erfordert  (d),  wenn 
aber  nur  gerichtliche  Handlungen,  den  gefassten 
Beschlüssen  gemäfs,  vorgenommen  werden  sollen, 
so  genügt  die  Gegenwart  z weyer  (e).  Die  jetzige 
Zeit  kennt  indessen  keine  Schöppen  (f)  mehr, 
welche  an  der  eigentlichen  Richterfunction  Än- 
theil  nähmen,  oder  Antheil  nehmen  könnten.  An 
die  Stelle  derselben  hat  man  daher  in  den  mehr- 
sten  Landen  ständige  Gerichtsbeisitzer  gesetzt, 
und  wenn  noch  heu tzu tags  Schöppen  Vorkommen, 
so  sind  sie,  neben  den  Gerichtsbeisitzern,  nur  der 
Formalität  wegen,  sonst  aber  zur  Erhöhung  des 
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öffentlichen  Glaubens  erforderlich.  Eben  darum 
aber  können  derselben  nie  mehr,  als  zwev,  erfor- 
dert  und  der  Mangel  ordentlicher  Gerichtsschöp- 
pen  kann  durch  die  Zuziehung  zweyer  un  b  es  eh  öl¬ 
ten  en  f  zu  classisehcn  Zeugen  brauchbaren,  verei¬ 
deten  Marmor  ersetzt  werden*  Allerdings  mtifs 
man  aber  hei ui u p ton ,  d a fs  gemein  rech 1 1  i c h  (g) 
ein,  mit  Besitzern  nicht  gehörig  besetztes  Gericht 
keine,  seyen  es  iiiterlocuionsche  oder  definitive, 
Urtheile  fallen  könne,  sondern  die  Acten  uoth- 
wendig  verschicken  müsse.,  und  dafs  selbst  keine 
von  einem  solchen  Gerichte  v erfassten  Protoeolle, 
als  mit  öffentlichem  Glauben  versehen ,  der  Ent¬ 
scheidung  zum  Grunde  gelegt  werden  können, 
wenn  nicht  bey  der  gerichtlichen  Handlung,  aus¬ 
ser  dem  Richter  und  dem  Aciuarius*  ^wey  Schip¬ 
pen,  oder  zwey  männliche  classisclie  Zeugen  ge¬ 
genwärtig  gewesen  sind  (*)* 

(a)  The  kann  f  wenn  nrclit  eine  solche  fible  Verfassung  be¬ 

stimmt  pärtieuiarrechülch  gebilligt  ist,  s  Actuaiiat  von  dem 
Richter,  odin-  pinejn  Schoppten  zugleich  geführt  weiden.  bbich 
gemeinem  flechte  kann  dieses  selbst  nicht  einmal  iii  Ci Vi Rachen 
geschehen,  c,  11,  X,  de  probat,  e*  2 &*  X.  de  tost. ,  und  be¬ 
stimmt  verordnet  der  Art*  fBu  d*  P*  G.  O.  „und  solch» 
z  u  in  wenigsten  J-vor  dem  Hiebt  er  und  zweyeni  des 
riebts  besche'hen  u  n  d  bernelte  Beschreibung  durch  den  ge- 
ricbtssch  jeiber  desselben  gerichts  ordentlich  gell  um  werden* 
Mit  B  b  li  in  o  r  ad  apt*  5*  eine  Ausnahme  bey  den  Pätrimö- 
luaJgerkdiLen  ntizuuehruen,  ist  kein  Grund  vorhanden.  Feuer¬ 
bachs  Leb*  b.  507*  In  Ermangelung;  eines  Actuaniis  in«!* 

ein  Notarius  Zugezogen,  oder  eine  andere  zu  dem  Geschälte 
qua  Oft  tute  Person  commUtirt  und  besonders  vereidet  werden* 
Meister  pr,  jur*  crim*  355* 

Cb)  P.  G*  O*  an*  181  —  3 90.. 

(c)  Von  den  Schoppen  haben  sehr  gelehrt  gehandelt  F*  Brum¬ 
mer  de  scablois  medii  aevi  et  recentioriLus*  In  Brumme- 
rianis  n.  II*  und  vorzüglich  Ern,  Bl  um  net  Scabiin  ju- 
di  clor  um  cviminaUum  ad  legejn  Caro  Imam  poeualem  descripti* 
tupa,  lyyy.  4* 
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(d)  P*  G-*  O*  a*  84.  12*  i3.  153*  196.  Oer  Art*  2 10,  fiteht  hier¬ 
mit  nicht  im  Widerspruche,  yergL  die  Bibliothek  L  d.  p. 
R,  Bt  IL  St.  I.  S.  495* 

(e)  P*  G,  O*  a*  46*  56*  r$l.  206.  lind  vorzügl.  a,  l8l. 

(fj  Die  noch  existirendeu  Schöppe  ns  tüfaje  sind  mit  den  Schoppen 
der  Cri  mi ua  1  geeichte  nicht  zu  verwechseln* 

(g)  Blümner  Cap.  II*  jj\  7.  und  die  not,  a.  an  geführte  Stelle  des 
art,  lül.  Laiidesgeseulich  ist  es  gewöhnlich  anders,  und 
Wird  au  cli  iu  dem  eigentlich  peinlichen  Processe  bey  den 
Verhörendes  Angeschnldigten  und  der  Zeugen  Tlem,  Richter 
und  Actuarius  allein  der  öffentliche  Glauben  zu  geschrieben* 

(*)  Von  der  Einneblung  der  Crimmajgerichte  iu  Ländern ,  wo 
man  das  Institut  der  Geschwornen  kennt,  mündlich* 

§.  415. 

Die  zu  einem  gehörig  besetzten  Crimina) be¬ 
richte  wesentlich  erforderlichen  Personen  müssen, 
wenn  das  Gericht  mit  Gültigkeit  soll  handeln 
können,  gehörig  qualificirt  seyn.  Hierzu 
wird  erfordert,  j)  dals  sie  vorher  vereidet  (a), 
S )  nicht  u  n  t  a  ii  i  g  un  d  3 1  nicht  wegen  Ver¬ 
dachts  von  einer  der  Parthieen*  oder  von  dem 
Angeschuldigten  verworfen  worden  seyen. 

Die  Gründe  der  Unfähigkeit  und  des  Verdachts 
smd  hier  dieselben,  welche  auch  den  Richtern 
und  Actuaricn  bey  Givilgerichten  als  solche  Mt  ge¬ 
gen  stenen  (n).  Schöppen  können  aber  heutzu- 
tags  (§.  4.14.)  nur  alsdann  als'  unfähig  be¬ 
trachtet  werden,  wenn  sie  m  keiner  Sache  als 
dass ische  Zeugen  betrachtet  werden  können,  wenn 
sie  keiner  der  3  Reichs rel fgi o neu  zügethan  sind, 
oder  wenn  die  zu  verhandelnde  Sache  unmittel¬ 
bar,  oder  mittelbar  als  ihre  eigene  erscheint. 

So  wie  bey  Givilgerichten,"  so  handeln  auch 
bey  Criminalgerichtcn  die  blofs  verdächtigen  Ge¬ 
richtspersonen  mit  voller  rechtlichen  Gültigkeit, 
wenn  die  vorhanden  seyenden  Verdachtsgründe 
nicht  zu  ihrer  Verwerfung  benutzt  werden  (c). 
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An  die  Stelle  unfähiger,  oder  wegen  Verdachts 
verworfener  Ccrichispersoncn  müssen,  wenn  da¬ 
durch  die  wesentlich  erforderliche  Besetzung;  des 
Gerichtes  leiden  sollte,  andere  fähige  und  unver¬ 
dächtige  auf  die  nämliche  Wcifse  gesetzt  werden, 
wie  dieses  hey  den  Civil  ge  rieh  len  geschehen  mufs  (d). 

Aus  der  vagen  Vorschrift  der  P,  G.  O.  (c)  über 
die,  hey  der  Besetzung  der  Cr  iminal  ge  richte  zu 
berücksichtigenden  Eigenschaften  der  Gcrichtspcr- 
sonen,  dafs  sie  nämlich  seyn  sollen  „  fr  om me, 
erfahrne  Personen,  so  tugend liehst  und 
best,  als  dieselben  nach  Gelegenheit  je¬ 
den  Orts  gehabt  und  zu  bekommen  seyn,“ 
läfst  sich  übrigens  in  den  deutschen  Staaten,  wenn 
keine  wahren  Unfähigkeils-  oder  Verdaelitsgründß 
vorhanden  sind,  keine  der  Gültigkeit  der  gericht¬ 
lichen  Handlungen  en tgegens lebende  Einrede  ab¬ 
leiten. 

Ca)  L,  14,  C.  de  Judiclis.  (Ul.  1  )  P.  G.  O.  art.  3.  4.  5.  Mei¬ 
sters  Ein),  S.  95.  Feuerbachs  Lehrb.  $.  5ü5 — 5u7. 

(b)  Meine  Theorie  des  Verfahrens  in  bürgerlichen  ItecJilsstreitig- 
keiten.  29—31. 

(c)  Ebendas,  §.  29. 

(d)  Ebendas,  §.  32. 

(e)  art,  1,  Der  SchwnbenspUgel  art,  J32,  erfordert  mw  peinli¬ 
chen  niciueramte  einen  weisen,  gerechten  und  6tai- 
kca  Mann, 

§.  416. 

Ausser  den  genannten,  zur  Gültigkeit  der 
gerichtlichen  Handlungen  wesentlich  erforderh“ 
chen  Personen  kommen  bey  einem  vollständig 
organisirten  Criminal  ge  richte  noch  folgende  nie¬ 
dere  Bedienten  vor:  l)  der  G  er  i  c  h  ts  d  i  en  er 
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Von  dem  Criraina)  ge  richte* 

(Pedell,  apparitor),  2)  der  Gefangenwär- 
ter  (commentariensis),  3)  der  Büttel 
(lictor),  4)  der  Scharfrichter  (carnifex) 
nebst  seinen  Unterbedienten  (Henker,  Sc  har  f- 
r  i c  h  t  e  r  s  k  n  e  c  h  t e )  (a) .  Der  S  chn  rfrichte  r  ve r- 
ri einet  die  Enthauptung  selbst,  ohne  jedoch  die 
Hand  an  den  Verurtheilten  zu  legen,  alle  übrigen 
Strafvollziehungen,  bey  welchen  ihm  Thädgkeit 
obliegt,  so  wie  den  Act  der  Tortur  ,  leitet  er  nur. 
Sein  Amt  begründet  daher  kein  politisches,  dem 
vollen  Genüsse  der  gemeinen  bürgerlichen  Ehre 
entgegenstehendes  Hindernils  (b),  die  Henker  aber 
haben  durch  ihr  Amt  Anrüchigkeit  (levis  no- 
tae  macula) ,  die  ihnen  und  denjenigen  ihrer  Kin¬ 
der,  welche  schon  das  väterliche  Gewerbe  getrie¬ 
ben  haben ,  den  Eintritt  in  Zünfte  und  Gilden, 
vor  Statt  gefundener  Legitimation,  verbietet  (c). 

(a)  Gewöhnlich  auch  zugleich  Schinder  und  A  b  3  e  c  k  e  r  ? 
so  wie  der  Scharfrichter  gewöhnlich  auch  Wssenmei- 
£  t  e  r  ist. 

(h)  Das  Indultum  papale  ^517  in  Pistorius  amoernt.  jur*  hi¬ 
st01'1  P.  7-?  welches  dem  ^Yormser  Scharf nch lei-  einmal  im 
Jahre  ,  jedoch  heimlich,  zürn  Abend  mahle  zu  geben  erlaubte, 
gierig  freyiicli  von  andern  Gru ud salzen  aus.  Man  sehe  aber 
A  l>t*  K  as  tu  e  r  diss,  de  carnihce  fama  non  labo raute,  hips, 
1745,  3.  F.  Pütt  de  levis  notae  macula,  Lips.  1784,  M.a- 

rez  oll  über  die  bürgerliche  Ehre.  $.  3B5,  u.  f. 

(c)  Couch  Imp,  de  173h  a,  4*  «.  <L  d,  30.  Apr,  1772, 

Drittes  Kapitel, 

Von  der  Zuständigkeit  der  Criminalgerichte*  , 

J#  A  Heufs  ^resp.  Hohl)  de  jurihus  atque  obligatio  albus  spe- 
cialhim  Germania«  rcrum  pnblicaruxn  inter  se  in  exerceuda 
jurisdictione  criminali  obviis,  Stuttg.  1787,  4* 

§.  417, 

Da  die  Criminalgerichtsbarkeit  unter  verschied  e- 
nerleyartigen  Bestimmungen  verliehen  wird  (§.  411.) 

28 
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und  bey  den  einzelnen  deutschen  Gerichten,  ehe¬ 
mals  freylich  die  höchsten  Reichsgerichte  ausge¬ 
nommen,  nothwendig  an  bestimmte  Localgrcnzen 
gebunden  seyn  mufs,  so  kann  für  die  Gültigkeit 
der  Verhandlungen  eines  Gerichtes  in  einer  be¬ 
stimmten  Sache  cs  weder  genügen ,  dafs  dasselbe 
auf  die  gehörige  Weifse  besetzt,  noch  dafs  ihm 
Cr  im  inalgericlusbarkeii  irn  Allgemeinen  verliehen 
sey,  sondern  es  mufs  sich  auch  nachzeigen  lassen, 
dafs  gerade  in  Hinsicht  der  bestimmten,  zur  Un-  ■ 
tcrsuchung  und  Entscheidung  aus^fc  setzten  Sache 
diejenigen  Voraussetzungen  vorhanden  seyen,  un¬ 
ter  welchen  dieselbe  unter  den  Inbegriff  def  an 
dieses  Gericht  gewiesenen  Sachen,  nach  den  Gren¬ 
zen  der  ihr  verliehenen  Gerichtsbarkeit ,  gehört. 
Das  Daseyn  dieser  Voraussetzungen  begründet  die 
Zuständigkeit  (Competenz)  des  Gerichtes 
und  die  Verbindlichkeit  der  Untcrthancn,  sich  der 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  desselben  zu  unter¬ 
werfen  (  den  Gerichtsstand). 

§.  413. 

Beydcn  höchsten  Reichsgerichten  war  zwar 
wirklich  R e i c h s c r i m in a  1  - G- e r  i c h  t  s b  a  r k e 1 1 
(§.  409.)  verliehen,  jedoch  nur  dem  Reichs¬ 
hof  r  a  t  h  c  unbeschränkte ,  dem  Reich  sca  m- 
merge  richte  dagegen  auf  Land-  und  Reli¬ 
gio  n  s  fr  i  e  d  c  n  s  b  r  u  c  h  s  -  R  e  i  c  hs  f  i  s  c  a  1  -  und 
S  t  r  a  fs  a  c  h  e  n  seiner  Mitglieder  beschrank¬ 
te,  —  ein  Verhaltnifs,  welches,  was  auch  die 
Theorie  dagegen  anführen  könnte  (a),  doch  in  der 
Praxis  unläuabar  anerkannt  war  und  dessen  Ent- 
stehen  sich  aus  der  Ansicht,  welche  man  in. 
Deutschland  immer  über  die  Verschiedenheit  zwi¬ 
schen  Criminal  -  und  Civilgerichtsbarkeifr  in  Bezug 
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auf  das  Staatsoberhaupt  hatte  und  aus  der  Eigen¬ 
schaft  des  Reichshofrathes ,  als  eines  höchsten 
Reichs  -Regierung®-  Collegiums,  welche  ihn 
als  das  schicklichste  Surrogat  für  das  aufser  Ge¬ 
brauch  gekommene  F  ü  r  s  t  e  n  g  e  r  i  c  h  t  darstellen 
mufste,  erklären  läf&ü- 

In  Strafsachen  der  Rcichsun mittelbaren ,  als 
solcher,  und  seiner  Mitglieder  war  daher  im 
Allgemeinen  nur  der  Rcichshofrath  (b),  in  Straf¬ 
sachen  seiner  Mitglieder  nur  das  Rcichscammer- 
jge  rieht  zus  t  ä  ndige  s  Gericht ,  in  Landes  -  und 
Religionsfriedensbruchssachen  aber  und  in  Reichs- 
fiscilsachen  hatten  beyde  Gerichte  gleiche  Zustän¬ 
digkeit,  deren  Collision,  wie  überall  bey  der 
Concurrenz  der  Gerichtsbarkeiten,  aufgehoben 
wurde. 

(a)  Sehr  gelehrt  mul  scharfsinnig  hat  hierüber  gehandelt  C.  A. 
T  1 1 1  to  a  n  n  über  die  Behauptung;  dafs  die  Untersuchung 
in  Strafsachen  der  R ciclisun mittelbaren  dem  ReSchshofrathe* 
nicht  Ucto  Cammeigeridue  zustehe.  Leipz*  i80J*  8, 

(h)  Sehr  unrichtig  stellt  man  gewöhnlich  den  Gerichtssund  der 
Unmittelbaren  als  einen  prmlegirten  dar,  wie  ich  seihst  es  frü¬ 
her  irrig  ge t hau  habe.  Gerade  als  ob  die  Relchscriminalge- 
i ichcshai keil  eine,  durch  Privilegien  begründete  Ausnahme  yon 
der  Laiidescnminalgerichtöharkeit  dag  es  teilt  hatte. 

§,  419. 

Die  C  ri  m  innige  rieh  tsbark  eit  in  den  deutschen 
Landen  wird  für  die  einzelnen  Sachen  möglicher 
Weifse  durch  drey  Voraussetzungen  rechtlich  be¬ 
gründet  :  1)  Dadurch,  d a fs  in  einem  be¬ 

stimmten  Juri  sdictions  -  Di  st  riete  das 
Verbrechen  begangen  wurde  (forum  delicti 
commissi).  Der  Grund  dieses,  nach  dem  römischen 
Rechte  einzig  zuständigen  (a)  Gerichtsstandes  ist 
darin  zu  suchen,  dais  es  für  den  Zweck  der  Cri- 

.28  * 
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minalgesetzgebung  zuträglich  erscheint,  wenn  da 
die  Auctorität  des  Gesetzes  sich  thatig  zeigt,  wo 
sich  der  Fall  seiner  Verletzung  ereignete.  Darum 
kann  auf  die  blofs  vorbereitenden  Handlungen  und 
auf  die  blofscn  Folgen  einer  geschehenen  Ver¬ 
letzung  für  die  Begründung  dieses  Gerichtsstandes 
nichts  ankommen,  wenn  jene  Vorbereitungen  und 
diese  Folgen  nicht  an  .sich  als  Uebertretungen  der 
Gesetze  erscheinen  (b).  Wohl  aber  kann  aus  die¬ 
sem  Grunde  die  Gerichtsbarkeit  mehrerer  Ge¬ 
richte  nicht  nur  alsdann  begründet  seyn,  wenn 
das  Verbrechen  auf  der  Grenze  zwischen  zwey  Ge¬ 
richtsbezirken  (c)  begangen  worden  ist,  sondern 
auch  alsdann,  wenn  dasselbe  in  verschiedenen  Be¬ 
zirken  so  verübt  wfurde,  dafs  sich  in  jedem  voll¬ 
ständige  Gesetzübe rtre Lungen  darätellen. 

2)  Dadurch,  dafs  der  ang eb  1  i che  Ver¬ 
brecher  in  einem  bestimmten  Dist riete 
domicilirt  ist  (forum  domicilii).  Dieser  Ge¬ 
richtsstand,  welcher  in  Criminalsachcn  deut¬ 
schen  Ursprungs  ist  (d),  erfordert  zu  seinem  Da- 
scyn  dasselbe,  was  in  Civilsachen  zur  Begründung 
des  fori  domicilii  erfordert  wird  (e),  und  eben  so, 
wie  in  Civilsachen ,  tritt  auch  hier  bey  denjeni¬ 
gen,  welche  kein  domicilium  haben,  das  forum 
originis  als  Surrogat  ein  (f). 

3)  Dadurch ,  d a fs  der  angebliche  Ver¬ 
brecher  sich  in  einem  bestimmten  Di¬ 
st  ric  te  auf  hält  (g)  (forum  deprehensionis),  ein 
Gerichtsstand ,  welcher  sich ,  zur  Zeit  der  sich 
bildenden  Landeshoheit,  aus  den  im  Grunde  un- 
rechtlichen  Verweigerungen  d_cr  Auslieferung  ver¬ 
folgter  Verbrecher  an  Andere  erzeugt  haben  mag, 
jedoch  aber  auch  durch  höhere  Ansichten,  we¬ 
nigstens  theilweifse,  gerechtfertigt  werden  kann  und 
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auf  jeden  Fall  gesetzlich  als  rechtlich  anerkannt 
ist  (h). 

(a)  L.  7.  5.  4.  5.  L.  22.  D.  fle  accusat.  (XLVIII.  2.)  L.  28. 
§.  15.  de  pocn.  (XLVIIL  19.)  L.  14.  C.  ad  Leg.  Jnt.  de 
adult*  (IX.  9.)  Nov,  69*  c,  1*  Ja  Hinsicht  des  Untersuchungs- 
techts  scheint  z war  das  forum  deprehensiottis  den  Eoinerö 
nicht  ganz  unbekannt  gewesen  zu  seyu*  L,  3*  13.  XX  de  oi F, 
Praes*  (I,  18.)  L.  1*  C,  nbi  de  crim*  agi  opört*  (UL  15,)  l 
die  INov.  l34-  c,  5,  bestätigt  aber  wieder  vollkommen  die  al¬ 
leinige  Zuständigkeit  des  fori  delicti  commissi, 

(b)  Meister  Eint,  S,  624*  folg*  Feuerbachs  Lehrb,  d*  p. 
Elf.  512, 

(c)  Meister  pr,  jur,  crim,  82,  Andre  halten  m  solchen  Fällen 
die  Constiuiirung  eines  gemeinschaftlichen  Gerichts  für  noth- 
wentUg,  Koch  inst,  juir*  crim.  $*  673,  folg*  Ueberhanpt 
siehe  über  den  Gerichtsstand  der  auf  der  Grenze  begangenen 
-Verbrechen  St  übel  de  foro  delicti  in  couJ&nio  cmUtura 

commissi.  Yiteb,  1793* 

(d)  Jns  prov,  Sax.  L*  HL  a,  25.  Ins  prov,  Alleman.  c*  74* 
*•9.  fieufs  a*  a.  O.  §.  VI, 

00  Meine  Theorie  des  Verf,  in  biügerl*  Rechtsstreitigkcitea, 

5*  37* 

(f)  Meine  Theorie  a,  a*  O. 

Cb)  Meisters  Ei nl*  S*  64 6,  Feuerbachs  Lehrb.  §*  513, 
Andre  ,  wie  Meister  pr.  ftir,  crim.  83*  K  1  e  i  u  s  c  h  r  o  d 
von  dem  Gerichtsstände  Wer  Oepveheusion  in  peiul,  Fällen,  in 
dem  Archive  Bd.  II.  St,  III*  n,  3M  betrachten  die  Ergrei¬ 
fung  selbst  als  den  wahren  Grund  der  Zuständigkeit,  da  in¬ 
dessen  die  Ergreifung  schon  eine  gerichtliche  Handlung  ist, 
deren  Rechtlichkeit  doch  ohne  ZwdfeKN^ch  den  Aufenthalt 
in  dem  Distvicte  bedingt  ist ,  so  scheint  die  erster«  Meinung 
den  Vorzug  zu  verdienen, 

00  A.  v*  1548,  a(  16*  tf*  !*  R*  A,  V*  1559*  §.  i6t  162,  H* 
P*  O.  v,  1577*  u  23,  §,  2* 

4^0,  ■ 

* 

Für  die  Collisionen  dieser  Gerichtsstände  ’  ent¬ 
scheiden  folgende  Regeln:  I)  Wenn  in  einem 
und  demselben  Lande  (a)  der  Gerichtsstand  des 


» 


43  8 


II.  Th. 


V 


I.  Abth.  3.  Kap. 

begangenen  Verbrechens  und  zugleich  einer,  oder 
mehrere  der  andern  Gerichtsstände  begründet  sind, 
so  gebührt  dem  ersteren  unbedingt  der  Vorzug, 
weil  alsdann  der  Anwendung  des  röm.  Hechts  nichts 
im  Wege  steht  (b).  II.)  Wenn  dagegen  der  Ge¬ 
richtsstand  des  begangenen  Verbrechens  mit  andern 
Gerichtsständen  in  einem  andern  Lande ,  oder 
diese  unter  sich,  wenn  auch  in  demselben  Lande, 
oder  endlich  mehrere  Gerichtsstände  derselben 
Art,  sey  es  in  demselben  Lande ,  oder  *in  ver¬ 
schiedenen  ,  collidiren ,  so  sind  ihre  Befugnisse 
gleich,  und  es  entscheidet  mithin  Prävention  (c), 
■welche  durch  die  eingehändigte  Ladung  des  An¬ 
geklagten  oder  Angescliuldiglen ,  als  solchen  (d), 
oder  durch  andre,  die  Stelle  der  Ladung  vertre¬ 
tende  Verfügungen  begründet  wird.  In  so  ferne 
ist  daher,  wenn  nicht  Prävention  schon  für  die 
ausschlicfsendc  Zuständigkeit  eines  andern  Richters 
entschieden  hat  (e),  der  Richter,  welcher  den 
Verbrecher  ergriffen  hat,  in  •'dc'T'  Regel  (f)  nicht 
verbunden,  denselben  auszuliefern  (g).  und  wenn 
dergleichen  Auslieferungen  dennoch  Statt  finden, 
so  kann  das  Recht,  nebst  der  Erstattung  der  Ko¬ 
sten  ,  Re  versa  len ,  welche  gleicher  gegenseitiger 
Gefälligkeiten  versichern,  zu  verlangen ,  nicht  be¬ 
zweifelt  werden  (h), 

(a)  Da  die  Patrimonialgericbte  ati  die  allgemeinen ,  über  die 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  verfüge ndea  Gesetze  gebunden 
sind  j  so  ist  kein  Grund  vorhanden ,  am  in  Ansehung  ihrer 
hier  eine  Ausnahme  luv  gegründet  zu  halten,  Böhmer  au 
an,  2,  3,  und  ad  Carpzov  <£,  Hü,  o*  9. 

(h)  Andrer  Meinung  ist  Feuerbach  a*  a*  O,  5.1  6, 

£c)  Ist  Prävention ,  wegen  des  Zusam mentrcjTens  der  Ilandlungcu 
der  coQcamveudeu  Gerichte  in  demselben  Zeitmo  mente  t  uijm- 
mö  glich ,  so  kann  nur  gütliche  XJcbereinktmft *  oder  das  Lüüs 
die  Collision  aulheben*  Meine  Theorie  etc,  §>  52, 
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(d)  Meisters  EmL  S,  655,  Putter  de  prävcntloae  atque  lode 
nata  praesctipiione  fori*  Marl),  1744*  c,  2*  3*  4*  Keufs  a* 
a,  O,  §*  28* 

(e)  Vorzüglich  Heu  Ts  a*  a,  O,  29,' 

(Q  Diese  Hegel  halte  indessen  schon  nach  gemeinem  Hechte  Aus¬ 
nahmen,  1)  in  Ansehung  der  Due&uWn,  welche  au  ^  judi- 
cuim  domicilii  oder  delicti  commissi  ausgeliefert  werden  soll¬ 
ten.  Com  miss,  Decret  d*  d.  22,  Sept,  1664,  2)  In  Anse¬ 

hung  holslich  ausgetretener  Uriterihaneti  ,  welche  an  ihre  Herr- 
schaft  ausgeli eiert  werden  sollen*  R.  A,  y,  1548,  t*  16,  $*  3* 
3)  In  Ansehung  der  zur  Reichsarmee  gehöre  öden  Soldaten* 
welche  in  Gegenwart  von  Officieren  ,  oder  binnen  drey  Meilen 
von  dem  Lager,  oder  dev  Station  des  nächsten  Militär- Com- 
3» andante n  ,  oder  auch  in  weiterer  Entfernung,  aber  bey  einer 
mittelst,  sein  i  hl  ic  her  Ordre  geschehenen  Verschickung,  Ver"* 
brechen  begierigen  ;  ja  welchen  Fallen  die  Auslieferung  an  das 
Militär  -  Commando  geschehen  sollte,  wogegen  sonst  nur  eine 
Einladung  des  nächsten  Militärehefs  zu  dem  Piocesse  noth- 
wendig  war,  B,  A.  v*  1641«  art.,.  47,  4}  In  Ansehung  der 

XJnterLhanen  derjenigen  Städte,  -Welche  die  Auslieferung,  zu 
Folge  älterer  kaiserlichen  Privilegien,  verlangen  konnten.  Der¬ 
gleichen  unbeschränkte  Privilegien  hatten  Winds  heim  y* 

1 365,  H  a  in  bürg  vom  1468,  Augsburg  v*  i486  f  M  e  m*- 
m  i  n  g  e  n  v,  1490,  beschränkte  dagegen  D  ü  n  k  e  1  s  b  u  h  1  v* 
1 398,  ß o  p  f  i  u g  c  a  v*  1401  ,  Frankfurt  am  M  a  y  n  y, 
1459*  S*  Heu  Ts  a,  a*  O.  §\  20 1 

(g)  Immer  aber  kann  die  Stellung  zu  einzelnen  gerichtlichen 
Handlungen ,  z,  B, ,  2ll  Confrondationen ,  zu  Folge  der  allge¬ 
meinen  Verbindlichkeit  der  deutschen  Gerichte  zu  gegenseiti¬ 
ger  Hechts  hülfe ,  verlangt  werden* 

00  wäre  sehr  zu  wünschen ,  dafs  die  deutschen  Bundesstaaten 
sich  vertragsmäßig  über  die  Fälle  ^  wo  Auslieferungen  nicht 
versagt  werden  dürften  und  angebö  teile  Auslieferungen  ange¬ 
nommen  werden  müßten,  vereinigen  möchten* 

§.  421, 

Wo  nun,  sey  es  wegen  des  Wohnorts  des 
Verbrechers,  oder  ‘wegen  des  Orts,  an  welchem 
das  Verbrechen  begangen  worden  ist,  oder  wegen 
der  Ergreifung,  die  Gerichtsbarkeit  in  dem  gege¬ 
benen  Falle  begründet  ist,  da  gebührt  die  Ausübung 
derselben  dem  Gerichte ,  welches  in  diesem  Di- 
stricte  zur  Ausübung  der  Cnnamalgerichtsbarkeit  im 
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Allgemeinen  niedergesetzt  ist  (forum  commu¬ 
ne),  "wenn  nicht  für  die  Ausübung  der  Criminal- 
gcrichtsbarkeit  in  Ansehung  bestimmter  Verbrechen 
(f  o  rum  p  ri  v il e g i a  l u m  rationc  causarum) 
oder  über  bestimmte  Verbrecher  (forum  privi- 
legiatum  ratione  p e  r s  o n  a rum.)  ein  beson¬ 
derer  Gerichtshof  organisiit  ist,  oder  doch  die 
Organisation  desselben,  zu  Folge  besonderer  Be¬ 
freyung  ,  verlangt  werden  kann.  Ist  dieses ,  so 
tritt  in  Ansehung  dieser  privilegirten  Sachen,  oder 
privilegirten  Personen  das  privilegirte  Gericht  an 
die  Stelle  des  gemeinen.  Unter  den  privilegirten 
Gerichten  ist  in  der  Regel  das  privilegirte  in  An¬ 
sehung  der  Sachen  selbst  gegen  privilegirte  in  An¬ 
sehung  der  Personen  ausschlielsend  zuständig. 

Das  Par ticulär recht  kennt  sehr  viele  Privile¬ 
gien  dieser  Art.  Aus  ihm  müssen  die  Privilegien 
der  landesherrlichen  Diener,  der  Honoratioren,  der 
Academiker  und  der  Soldaten  bey  gemeinen  Ver¬ 
brechen  erläutert  werden. 

Das  gemeine  Recht  kennt  nur  die  aus  der  Ex¬ 
territorialität  fhefsende  Befrevung  der  Gesand¬ 
ten  (a) ,  die  Befreyung  der  Soldaten  bey  militäri¬ 
schen  V erbrechen  (h)  und  die  Befreyung  der  Geist- 
lichen  (c),  welche  jedoch,  wenigstens  bey  den 
Protestanten,  mit  Recht  auf  die  eigenen  Verbre¬ 
chen,  bey  gemeinen  Verbrechen  aber  auf  die 
Voruntersuchung  beschränkt  wird  (d). 

(a)  Gr.  F.  v<  Martens  Ein!,  in  das  positive  enrop.  Völkerrecht. 
”  5.  Hnnput.  ff.  213.  folg. 

L.  2.  3.  pr,  D,  de  re  railit.  (XL IX.  16.)  Nov.  8.  c.  1-2. 

r  Ueberh,  *,  J,  0.  Or  eil  ich  de  eompetentia  jiidicis  ordinarit 
m  pu  tuen  dis  militiiru  de&tis.  Chane  1762.  C.  H*  A  yver  de 
fom  militis  delrnquentts*  Gütt-  1762- 

(c)  ^0*  X*  de  jutltc*  c,  2«  12.  JL^,  X,  de  for*  eornp. 
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(d)  J.  A*  He  Ilfeld  de  jnrisdictiöne  seculari  in  clericos  delin- 
quentes.  Jen,  1771.  Meisters  Eid),  S,  6ü5.  Böhmer  zu 

Carpzov  q#  HO.  o,  l3* 

(*)  ^OI1  Gerichtsstände  der  Stand  es  herm  in  Crimi  nalriSa  eben* 

Rhein  -  Bundes  -  Acte.  Art,  23, 

(**)  Von  dem  Gerichtsstände  der  Staatsdiener,  über  'welche  ,  we¬ 
nigstens  bey  Dienst- V erbrechen ,  die  Gerichte  der  Regel  nach 
keine  Jurisdiction  üben  können,  so  lange  sie  nicht  von  der 
oberen  aufsehenden  Behörde  vor  Gericht  gestellt  worden  sind. 


Zweyte  Abtlieilung. 

Theorie  des  Criminalprocesses  selbst. 

* 

Erster  Abschnitt, 

Theorie  des  C  r  i  m  i  n  a  1  p  r  o  c  e  s  s  e  s  im  Allgmein  eu. 

A,  Bauer  Grundsätze  des  Criminalprocesses.  Marb.  l805.  8- 

II,  B.  Bolley  theoret,  pract.  Anweilsung  zum  Verfahren,  in  Straf¬ 
sachen,  Stnttgard,  1809.  8, 

C.  C.  St iihel  das  Criminal verfahren  in  den  deutschen  Gerichten, 
5  Bände.  Leipz.  lgll.  folg.  8. 

C.  J.  Mittet  mal  er  Handbuch  des  peinl.  Proccsses,  2  Bde.  Hei¬ 
delberg  1810.  1811.  8. 

Chi,  Martin  Lehrbuch  des  deutschen  gemeinen  Criminal -Pro- 
cesses.  Gült.  1Ö12.  8. 

H,  W,  Henke  Darstellung  des  gerichtlichen  Verfahrens  in  Straf¬ 
sachen,  Zürch  l8l7.  8. 

3-  r  s  t  e  a  Kapitel. 

\  oq  dem  Begriffe,  den  Bestandteilen  nnd  den  Ein- 
theiluugen  des  C  r  i  in  i  u  a  i- P  r  o  c  e  ss  e  s, 

S*  422. 

Der  Inbegriff  derjenigen  Handlungen,  welche, 
nach  den  Gesetzen ,  für  die  Erreichung  des 
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Zweckes  der  Gerichte  bey  einer  Criminalsache  er- 
fo rdert  werden ,  bildet  den  Criminalproce f s. 

Der  Zweck  der  Gerichte  bey  einer  Criminal¬ 
sache  ist:  bey  der  Vorkommen  den  Frage,  ob  ein 
Individuum  durch  strafbare  Handlungen  die  Rechts¬ 
sicherheit  gefährdet  habe?  im  Namen  des  Staats 
entweder  die  Sicherung  des  rechtlichen  Zustandes, 
durch  Realisirung  der  bürgerlichen  Strafe  an  dem 
Schuldigen,  oder  die  Sicherung  des  nicht  Schul¬ 
digen  gegen  bürgerliche  Strafe  zu  bewirken.  Der 
Criminalprocefs  mufs  daher  den  Inbegriff  derjeni¬ 
gen  Handlungen  darstellen,  welche  für  die  Errei¬ 
chung  dieses  Zweckes  erfordert  werden. 

§.  423. 

Bey  jedem  gesetzlichen  Verfahren  lassen  sich 
die  Handlungen,  ohne  welche  sich  die  Erreichung 
seines  Zwecks,  entweder  überhaupt  oder  unter 
einer  bestimmten  Voraussetzung,  nicht  gedenken 
lafst,  von  den  Handlungen,  oder  von  der  Einrich¬ 
tung  der  Handlungen  unterscheiden,  welche  zwar 
die  Gesetze  vorschreiben,  ohne  deren  Dascyn  aber 
sich  docii  der  Zweck  des  Verfahrens  als  erreich¬ 
bar  darstellen  liclse.  Jene  bilden  die  absolut, 
oder  bedingt  wesentlichen  Thcile  des 
Verfahrens,  diese  dagegen  die  F  o  r  malitäten 
desselben  (a).  Nach  dieser  Ansicht  müssen  sich 
daher  auch  die  den  Criminalprocefs  bildenden 
Handlungen  emtlieilen  lassen. 

^0  Meine  Theorie  des  Verfahrens  in  Inirgerl,  Kechtsstreitig  keilen, 

$.  74.  75.  76, 

§.  424, 

Der  Zweck  der  Gerichte  bey  einer  Criminal¬ 
sache  (§.  422.)  kann  nicht  erreicht  werden ,  wenn 

I 
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nicht  zuvor  die  Frage  über  das  Daseyn  der  Straf¬ 
barkeit  eines  Individuums  im  Namen  des  Staates 
entschieden  ist.  Eine  richtige  Entscheidung 
dieser  Frage  ist  aber  nicht  möglich,  wenn  nicht 
vorher  g  e  p  r  ü  ft  (untersucht)  worden  ist ,  ob 
die  Voraussetzungen  zur  bürgerlichen  Strafbarkeit 
vo rhan den  seyen  (Gründe  der  Anschuldi¬ 
gung)  oder  nicht  (Gründe  der  Vertheidi- 
gung)?  Aufscr  dem  letzten  Zwecke  eines  jeden 
Griminalprocesses  erscheinen  daher  als  wesentliche 
Theile  desselben  l)  das  Erkenntnifs,  2)  die 
Untersuchung,  und  in  Ansehung  dieser  er¬ 
scheint  cs  als  wesentliche  Tendenz,  3)  dafs  sie 
mit  vollkommen  gleicher  Vollständig¬ 
keit  auf  die  Anschuldigung^-,  wie  auf 
die  Ve r th eidi g ung s  -  Gründe  gerichtet 

Die  Voraussetzungen  für  eine  bestimmte  Strafe 
sind  theils  solche,  welche  das  Daseyn  der  Straf¬ 
barkeit  eines  Subjectes  ü  b  er  ha  upt,  theils  solche, 
welche  die  Gröfse  dieser  Strafbarkeit  bestim¬ 
men.  Jene  bestehen  theils  aus  den  objectiven, 
theils  aus  ejen  s  u  b  j  e  c  t  i  v  e  n  Merkmalen  eines 
Verbrechens  im  Allgemeinen  (§.  17.  1Ö.),  diese 
aus  den  Bedingungen  für  die  Anwendung  der  or¬ 
dentlichen,  oder  einer  ausserordentlichen 
Strafe  (§.  9  9.  109,  folg,  verbunden  mit  120.).  Die 
Untersuchung  hat  daher  drey  wesentliche  Ge¬ 
genstände:  l)  Ist  wirklich  ein  Verbrechen 

Begangen  worden?  (Untersuchung  des 
corporis  dilicti.)  2)  Wer  hat  es  began¬ 
gen?  oder :  steht  es  in  einer  € a u s a  1  ver¬ 
bin  d  u n  g  zu  der  W  i  11  kü  h  r  des  Indivi¬ 
duums,  in  Ansehung  dessen  untersucht 
wird?  3)  Sind  in  Ansehung  desselben 
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Milderungs-  oder  Schärfungs  grün  de  vor¬ 
handen?  Von  diesen  Gegenständen  sind  die 
beyden  ersten ,  als  die  Möglichkeit  eines  jeden 
Crimmalerkenntnisses  bedingend ,  a  b  s  o  1  u  t ,  der 
letzte  dagegen,  als  bedingend  für  die  condem- 
nato rische  Sentenz,  ist  nur  bedingt  we¬ 
sentlich. 

§.  42  5. 

So  lange  es  an  einem  wesentlichen  Stücke  des 
Criminalprocesses  fehlt,  erscheint  derselbe  als  we¬ 
sentlich  unvollständig.  Diese  Un  Vollständig¬ 
keit  hat  zur  Folge ,  dafs  jede  Handlung  in  dem 
Processe ,  für  welche  das  fehlende  Stück  des  Pro- 
cesses  notli wendige  Voraussetzung  war,  als  nich¬ 
tig  betrachtet  und  daher,  mit  Aufhebung  dieser 
nichtigen  Handlung,  für  die  Vervollständigung  des 
Processes  gesorgt  werden  mufs. 

§.  42  6. 

In  Ansehung  der  Form  des  Verfahrens  theilt 
sich  der  Criminalprocefs  in  zw rey  Hauptformen 
ah,  iii  den  Anklage-  (accus  a  torischen) 
Procefs  und  den  Untersucliungs-  (inqui¬ 
sitorischen)  P  r  o  c  e  f  s,  Bey  jenem  stellt  sich 
ein  Individuum  (öffentlicher-  oder  Privat- 
Ankläger)  dem  An  geschuldigten  vor  Gericht 
gegenüber,  und  verlangt  von  dem  Richter  die  für 
den  Zweck  des  Gerichts  noth wendigen  Schritte  des 
Verfahrens.  Bey  diesem  ist  es  der  Richter  selbst, 
Welcher  diese  Schritte  von  Amts  wegen  ein¬ 
leitet  (a). 

Bey  de  Formen  sind  in  der  Regel  als  alter¬ 
nativ  Statt  findende,  jedoch  so,  dafs  im  Colli- 
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sionsfalle  die  Form  des  Anklageproccsses  als  die 
vorzüglichere  betrachtet  wird,  eingeführt.  Dafs 
in  Ansehung  der  gewöhnlichen  Injurienfälle  (§.  224.) 
und  der  Entwendungen ,  welche  von  dem  Erben 
gegen  den  Erblasser  und  dem  Ehegatten  gegen  den 
Ehegatten  begangen  werden  (§.  2  0  5.),  so  wie  in 
Ansehung  der  von  dem  Particularrechte  gekannten 
fiscali sehen  Straffälle  kein  Verfahren  von 
Amts  wegen  ein  tritt,  ist  keine  Ausnahme  von  die¬ 
ser  Regel,  sondern  eine  Folge  davon,  da  Cs  in  allen 
diesen  Fällen  die  Formen  des  Civii-Processes  ein- 
treten  sollen. 

Bcy  den  Polizevgerichten  wird  dagegen,  der 
Regel  nach,  nur  inquisitorisch  verfahren. 

(a)  Von  dein  Ursprünge  des,  den  Kornern  unbekannten  f  in  der 
P.  &*  0.#  6-  tl,  12*  13*  14*  21.4*  2h9*  aber  schau  als 

rechtlich  \ orausgesKzten  Uni.ersncbungsprQeesses  s.  G  h  r, 
Tito  masl  us  de  oiigine  proeessus  inquisitorn*  Halaö  1711* 
In  Vol.  ÜR  Biss*  n,  88*  Esc  heil  Lach  in  der  Fortsetzung 
zu  Meisters  volUümdlger  Eiuh  zur  pelnl*  Rechtsgel.  S,  26- 
foig*  Malbl  aiics  Geschichte  der  P,  G„  0*  $•  61*  folg* 


§.  427. 

Das  Part.icularrecht  mancher  Lande  kennt 
auch  noch  eine  aus  den  gedachten  beyden  ge¬ 
meinrech  ilicbcn  Procefsformen  gemischte  Form 
des  Verfahrens,  welche  in  den  wichtigeren  Crimi- 
nalfällen  an  die  Stelle  der  reinen  Untersuchungs¬ 
form  tritt.  Nach  im  Allgemeinen  vollendeter  Un¬ 
tersuchung  mufs  nämlich  in  solchen  Fällen,  da¬ 
mit  der  Richter  sich  von  der  Parthic  unterschei¬ 
de,  der  Fiscal  aufgefordert  werden,  welcher  sich 
alsdann,  als  öffentlicher  Ankläger,  dem  Angeschul¬ 
digten  enigcgenstclk,  worauf  das  Verfahren  in  der 
Form  des  Anklageproccsses  geendigt  wird.  Man 
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nennt  darum  diese  Verfahrens  form  den  ge¬ 
mischten  oder  f  1  s  ca  lisch  e  n  Procefs. 

In  andern  Landen  hat  man  cs  dagegen  für  vor¬ 
züglicher  gehalten,  den  nachtheiligen  Eindruck 
und  die  wahrhaft  üblen  Folgen,  welche  von  der 
Verbindung  des  entscheidenden  Pächteramtes  mit 
der  untersuchenden  Behörde  bey  einem  rein  in¬ 
quisitorischen  Proccsse  unzertrennlich  sind,  da¬ 
durch  zu  mildern  und  aufzuheben ,  dafs  man  die 
Inqulsitoriate  von  der  u  rill  eilenden  Behörde,  ganz 
oder  gröfstemheils ,  getrennt  hat  (a). 

Mit  dem  bezeichn eten  parlicularrechllichen  In¬ 
stitute  des  gemischten  oder  fiscal  is  dien 
Processcs  darf  aber  eine  andere ,  schon  nach  ge¬ 
meinem  Rechte  zulafsigc  ne  mischte  Verfahrens- 
art,  welche  den  Namen  des  Adhäsions-  oder 
Denunciations  -  Processcs  führt ,  nicht 
verwechselt  werden.  Diese  Verfahrensart  tritt 
nämlich  alsdann  ein,  wenn  der  Ankläger,  oder 
Denunciant  bey  dem  Criminal  verfahren  zugleich 
sein  Privat  inte  resse  verfolgt  und  die  Einleitung  der 
zur  Vorbereitung  eines  Erkenntnisses  über  diesen 
Punct  nolh wendigen  gerichtlichen  Schmie  ver¬ 
langt.  In  ihr  stellt  sich  daher  keine  Mischung 
der  Formen  des  Criminalproeesses ,  sondern  eine 
Mischung  des  Criminal-  und  Civil -Processes  dar 
und  cs  entscheiden  daher  auch,  bey  der  he" 
urtheilung  der  Gültigkeit  dieser  Verfahrensart ,  für 
den  eingemischten  Civilprocefs  ganz  die  von  den 
wesentlichen  Stücken  und  den  Formen  des  Civil“ 
processes  überhaupt  entscheidenden  Regeln. 

(a)  TJebfir  «1  *>n  Worth  des  Unterstell ungsproeessos  ?  verglichen  mtt 
<]em  Aiiklagepraccfji ,  sind  die  Ansichten  sehr  verschieden, 
unci  wahrscheinlich  durfte  an  oft  die  Wahrheit  in  der  MUH* 
liefen*  Man  s,  Kleinschrod  1a  dem  Archive  Ih  XL  6t*  4* 
n.  i. 


Von  dem  Begriffe,  etc,  des  Criminalproc.  447 
§.  453. 

In  Ansehung  der  Formen  der  einzelnen  Hand¬ 
lungen  des,  zu  einem  der  beyden  Hauplformen 
gehörenden  Verfahrens  zeigt  sich  unter  diesem 
selbst  wieder  ein  bedeutender  Unterschied.  Boy 
eigentlich  peinlichen  Fällen  haben  nämlich, 
die  Gesetze,  sowohl  in  Hinsicht  des  Erfordernisses 
bestimmter  einzelnen  Handlungen  selbst,  als  auch 
m  Hinsicht  der  Einrichtung  derselben  und  der 
für  dieselben  erforderlichen  Art  der  Gerichts  Be¬ 
setzung  ,  manches  Formelle  als  notliwendig  vor¬ 
geschrieben,  'welches  die  Erhöhung  des  gerichtli¬ 
chen  Glaubens  und  die  möglichste  Entfernung  al¬ 
ler  Ucbercilung  und  aller  Mi fs Verständnisse  be¬ 
zweckt.  Daher  die  Einthcilung  des  Cri m inalp ro>- 
cesses  in  den  fey  er  liehen  (solennen,  pcin- 
1  i c lien)  und  den  summarischen,  von  wel - 
ehe n  der  e rste re  das  Vc r fahren  der.  peinliche.** 
Gerichte,  der  letztere  dagegen  das  Verfahren, 
der  Civil-  und  P  o  li  z e  y  ge  richte ,  bey  der  Be  - 
handlung  der  an  sie  gewiesenen  Straffälle,  be¬ 
stimmt. 

§.  4  29. 

Die  Folgen  der  Vernachlässigung  noth wen¬ 
dig  er  Formalitäten  steilen  sich  in  dem  Criminal- 
proccsse  darum  anders,  als  in  dem  Civil processc, 
dar,  weil  jene  Verfahrensart  nicht,  wie  diese, 
durch  Uebereinkunft  bestimmt ,  mithin  auch  bey 
jener  von  einer  Heilung  der  Formfehler,  durch 
Verzichten  auf  die  aus  denselben  entspringenden 
Hechte  (a),  nicht  die  Bede  seyn  kann  (b). 

Die  entscheidenden  Regeln  sind  hier  diese: 

I.)  Wenn  eine  ganze,  formell  nothwendige 
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Handlung  (z.  B,  eine  Defensionss cJi r if t)  versäumt 
wird,  so  sind  die  folgenden  processualischen  Hand¬ 
lungen,  -welchen  jene  vorausgehen  sollte,  eben  so 
nichtig,  als  wenn  ein  für  diese  Handlungen  wesent¬ 
liches  Stück  des  Processes  (§.  42  5.)  versäumt  -wor¬ 
den  wäre. 

II.)  Wenn  dagegen  eine  bestimmte  Handlun 
formwidrig  vorgenommen  worden  ist,  so  ist  dies 
Handlung,  in  so  ferne  sie  als  formwidrig  erscheint, 
nichtig,  eine  Nichtigkeit  folgender  Handlungen  (z. 
.B.  des  Erkenntnisses)  kann  aber  nur  alsdann  behaup¬ 
tet  werden,  wenn  l)  entweder  die  Gesetze  das  Da— 
seyn  jener  Handlung  in  ihrer  bestimmten  Form  zur 
Bedingung  für  die  Gültigkeit  der  folgenden  Hand¬ 
lungen  erhoben  haben,  oder  2)  durch  die  Nichtig- 
beit  der  formwidrigen  Handlungen  zugleich  eine 
w esen  1 1  ich  e  Unvollständigkeit  entsteht  (§.  4 25.), 
welches,  da  die  Formen  des  Processes  in  der  Pegel 
nur  als  Gestaltungen  des  Wesentlichen  erscheinen, 
leicht  der  Fall  seyn  kann. 

(a)  Meine  Theorie  des  ger.  Vcrh  jj*  76, 
fh)  Ks  ]  e  j  n  s  Grundsätze  des  pcinl,  II-  §•  513, 

Z  weytes  Kapitel* 

Nähere  Betrachtung  der  Han  pitheile  des  Criminal- 
processes  im  Allgemeinen, 

Erster  Titel. 

Von  der  richterlichen  Untersuchung1  im  Allgemeinen, 

§,  430, 

* 

Her  erste,  das  Erkenn tnifs  bedingende  Theil 
des  Crirninalprocesses  ist  die  richterliche  Un¬ 
tersuchung  ($.  424.).  Diese  hat  zum  Zwecke, 


G>  CfQ 
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den  Hichter  in  den  Besitz  der  Erkenntnifsgründe 
für  das  Daseyn  oder  den  Mangel  der  Voraussetzun¬ 
gen  für  die  bürgerliche  Strafbarkeit  eines  Indivi¬ 
duums  zu  setzen.  Die  Erkenntnifsgründe  für  die 
Wahrheit  eines  bestimmten  Gegenstandes  heifsen 
Beweifse.  Die  TLatsachen,  woraus  diese  Gründe 
abgeleitet  werden,  sind  die  B  e  w  e  i  fs  m  itte  b  Die 
Handlung,  wodurch  die  Tliatsachen,  aus  welchen 
Beweifse  iliefsen,  zu  in  die  äufseren  Sinne  fallenden 
Erscheinungen  erhoben  werden,  ist  die  B  e  weifs¬ 
führ  ung,  Beweisführung  für  die  Schuld,  oder 
Unschuld  ist  daher  der  ganze  mögliche  Inhalt  der 
Untersuchung. 

§.  431. 

Der  Beweis  heilst  un k ü n s 1 1  i c h e r  (natür¬ 
licher),  wenn  es  die  Erkenntnifsgründe  für  die 
Wahrheit  des  zu  bc weifsenden  Satzes  (Beweis the- 
themas)  selbst  sind,  welche  aus  den  Beweismitteln 
unmittelbar  hevvo rgehen ,  er  heilst  künstliche  r, 
wenn  die  Beweismittel  unmittelbar  die  Erkennt- 
nifsgründe  für  die  Wahrheit  eines  andern  Gegenstan¬ 
des  enthalten,  in  welchem  aber  selbst  wieder  Er¬ 
kenn  tnisgri'mdc  für  die  Wahrheit  des  zu  beweifse  ir¬ 
den  Satzes  liegen,  welcher  also  für  diesen  selbst  wie¬ 
der  als  Beweismittel  erscheint. 

In  beyden  Fällen  heilst  der  Beweis  voll¬ 
ständiger,  wenn  a  us  d  en  Be  wei  fs  mitte  ln  si  eh 
alle  Erkenntnifsgründe  ergeben,  welche  die  Wahr¬ 
heit  des  Be weifssatzes  entweder  mit  No th Wendig¬ 
keit  bestimmen ,  oder  doch  als  die,  nach  den  Ge¬ 
setzen  genügenden  Merkmale  der  Wahrheit  erschei¬ 
nen  ,  unvollständiger  dagegen ,  wenn  sich  nur 
ein  Theil  jener  Erkenntnifsgründe  aus  den  Bc- 
weifs  mitte  ln  ergibt. 
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Da  bcy  dem  künstlichen  Beweifee  die  Wahr¬ 
heit  des  Be  weifesa  l/.cs  aus  einer  Thatsache ,  als 
Beweismittel,  erkannt  wird,  deren  Wahrheit  selbst 
wieder  aus  andern  ßcweifemilleln  erkannt  wurde, 
so  raufe  ein  vollständiger  künstlicher  Be  weife  auf 
folgenden  beyden  Voraussetzungen  beruhen:  l)  Es 
müssen  in  den  unmittelbar  gebrauchten  Be  weife- 
mittein  alle,  die  absolute,  oder  juridische  Gewife- 
heit  bestimmenden  Merkmale  für  die  Thatsache. 
liegen,  welche  selbst  als  Bowel femillcl  für  das 
Bewcifethema  dienen  soll.  2)  Es  mufe,  weil  die 
Gesetze  nur  für  das  unmittelbar  zu  Beweisende 
Kennzeichen  juridischer  Gewifelieit  festgesetzt  Jm- 
ben,  die  Verbindung  zwischen  der  bewiefeenen 
Thatsache  und  der  eigentlich  zu  bevveifeenden  eine 
noth wendige  seyn. 

§.  432. 

Der  unvollständige  Bc  weife  giebt  zwar  Erkenn  t- 
nifegründe  für  die  Wahrheit  eines  Bcwcifesatzes  an, 
ohne  jedoch  volle,  moralische,  oder  juridische, 
Gew ifeheit  zu  bewirken.  Sein  Resultat  ist  daher 
nur  Wahrscheinlichkeit  oder  V  e  r  mu- 
thung.  Eine  Thatsache,  welche  eine  Vermu- 
tJmng  für  den  Be  w o  i  fs  s  a  tz  begründet,  heilst  eine 
Anzeigung  (In d  i  c  i  u  m ).  Der  unvollständige 
Bcweifs  ist  daher  immer  Bcweifs  aus  Indicien. 
Ein  solcher  ist  vorhanden  I.)  als  natürlicher 
Bcweifs,  wenn  in  dem  unmittelbar  gebrauchten 
Beweifemitiel  nur  ein  Theil  der,  für  die  volle, 
moralische  oder  juridische,  Gewifelieit  erforderli¬ 
chen  Erkenntnifeg  runde  enthalten  ist,  II.)  als  k  uns  t- 
I  icher  Bcweifs,  i)  wenn  für  eine  mit  dem  Be- 
weifesa tze  in  unzertrennlicher  Verbindung  ste¬ 
hende  Thatsache  sich  nur  ein  Theil  der  für  die 


Von  den  Beweismitteln  u.  d.  Kraft  derselb.  451 

Gewisheit  erforderliclien  Erkenntnifsgründe  aus 
den  Beweismitteln  ergiebt,  2)  wenn  für  eine 
Thatsaclie  sich  zwar  alle  Erkenntnifsgründe  mora¬ 
lischer  oder  juridischer  Wahrheit  aus  den  Beweis¬ 
mitteln  entwickeln,  diese  Thatsaclie  selbst  aber 
mit  dem  Beweissatze  nicht  in  unzertrennlicher, 
sondern  nur  in  mehr,  oder  minder  innigen  Ver¬ 
bindung  steht,  3)  wenn  für  eine  Thatsaclie  dieser 
letzteren  Art  sich  nur  ein  Theil  der,  für  die  Er¬ 
kenntnis  ihrer  Wahrheit  noth wendigen  Gründe  aus 
den  Beweismitteln  ergiebt. 

§.  43  3. 

Da  nun  die  ganze  richterliche  Untersuchung 
sich  mit  Beweisführungen  beschäftigt,  so  lafst  sich 
die 'Theorie  derselben  vollständig  behandeln,  wenn 
man  l)  die  einzelnen  Beweismittel  selbst  und 
die  Kraft  derselben,  2)  die  Au  und  Weise,  wie 
der  Richter  diese  Beweismittel  gebraucht,  endlich 
3)  die  Resultate  dieser  Beweisführungen  und  die 
gesetzlichen  ^Stimmungen  über  dieselben  vollstän¬ 
dig  dar  stellt. 

Erster  Absatz* 

Von  den  Beweismitteln  und  der  Kraft  derselben* 

§.  434. 

Die  benannten  Beweismittel  sind  l)  Aussagen 
dritter  Personen  über  ihre  Erfahrungs-Erkenntnisse 
bestimmter  Tliatsachen  —  Zeugenaussagen. 
2)  Aussagen  des  Beschuldigten  selbst  über  die 
G  ege  ns  tan  de  der  Beschul  di g  u  n  g  —  Bekennt¬ 
nisse.  3)  Schriften,  welche  Erkenntnifsgründe 
für  die  Existenz  einer  Thal  Sache  enthalten  —  Ur¬ 
kunden.  Zu  diesen  benannten  Beweismitteln 
kommen  noch,  4)  als  im  Allgemeinen  unhenannte 

2  9  * 
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Beweifsmittcl,  alle  Thatsachen  hinzu,  welche  durch 
die  Art  ihrer  Verbindung  mit  einer  andern  That- 
sache  Erkenntnifsgründc  fiir  die  Existenz  dieser 
enthalten.  Nur  in  so  ferne  dieses  Beweifsmittcl 
Mofs  als  Quelle  unvollständigen  Beweifscs  erscheint, 
wtil  es  durch  den  Namen  eines  I ndiciums 
(§.  432.)  bezeichnet.  Beweifsmittcl,  deren  Kraft 
in  dem  Civilprocesse  von  der  Befugnifs  der  Par- 
thieen ,  über  das  Ihrige  nach  Belieben  zu  verfü¬ 
gen,  abhängt,  wie  die  Eidcszuschicbung,  haben  in 
dem  eigentlichen  C  rimmal verfahren  keine  Wirkung. 

Erster  Uut  erabaatz. 

Von  Zeugenaussagen* 

$.  43  5. 

Zeugen  sind  dritte  Personen,  welche 
dasjenige  a  u  s  s  a  g  c  n ,  was  sie  in  A  n  s  e  h  u  n  g 
einer  bestimmten  Thatsachc  durch  sinn¬ 
liche  Wahrnehmung  erkannt  haben. 

Ein  vollständiger  Beweils  irgend  einer,  für 
den  Zweck  des  Criminalprocesses  interessanten 
Thalsache  kann ,  nach  den  Gesetzen ,  aus  diesem 
Be  weifsmittel  nur  unter  folgenden  Bedingungen 
hervorgehen  : 

l)  Es  müssen  wenigstens  zwey  Zeugen  in  ihren 
Aussagen  über  diese  Tbatsache  vollkommen  über- 
einsiiinmen  (a) ,  •weil  bey  der  Aussage  eines  ein¬ 
zelnen,  wenn  auch  noch  so  glaubwürdigen  Men¬ 
schen  die  Besorgnifs  bleibt,  dafs  unwdlkühr liehe 
Sinnentäuschung  der  Grund  einer  unlauteren  Er¬ 
fahr  ungs  erkenn  tnifs  geworden  seyn  könne. 

Es  müssen  diese  zwey  Zeugen  im  Allgemeinen 
vollständig  glaubwürdig  (testes  c  1  assici  s. 
omni  e  x  c  e  p  t  i  o  ne  m  a  j  ore  s)  seyn.  So  wrie  in 
dem  Civilprocesse,  so  wird  auch  in  dem  Crinu- 
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nalprocesse  diese  volle  Glaubwürdigkeit  nicht  aus 
dem  Daseyn  bestimmter  positiver  Merkmale,  son¬ 
dern  aus  dem  Puchtdaseyn  aller  gesetzlich  aner¬ 
kannten  Sjharactere  der  absoluten  Un  glaub  Würdig¬ 
keit  (testes  in  habiles,  vel  absolute,  vel 
secundum  quid  talcs),  oder  der  Verdächtig¬ 
keit  (testes  suspecti),  gefolgert  (b).  Die  Grün¬ 
de  der  Un  glaub  Würdigkeit  und  des  Verdachts  sind 
hier  ganz  dieselben,  wie  in  deni.  Civilprocesse  (c), 
mit  der  einzigen  Ausnahme,  daß,  um  auf  den 
Zcugenbeweifs  eine  Verurthcilung  zu  peinlicher 
Strafe  gründen  zu  können,  nur  30 jährige  Zeugen 
als  ganz  classiscli  betrachtet  werden  (d). 

Auch  die  Wirkungen  der  Unfähigkeits  -  und 
V  crdachtsg runde  sind  im  Allgemeinen  in  dem  Gri¬ 
mma!  proeessc  dieselben,  wrie  in  dem  Civilprocesse. 
Der  unfähige  Zeuge  kann  gar  nicht  zum  Be- 
weifse  gebraucht  werden ,  und  der  verdächtige 
ist  eine  unsichere  Quelle  unvollständigen  Be- 
weifses,  aus  'welcher,  weder  in  Verbindung  mit 
der  übereinstimmenden  Aussage  eines  classischen, 
noch  in  Verbindung  mit  den  gleichen  Aussagen 
mehrerer  verdächtigen  Zeugen,  ein  juridisch  voll¬ 
ständiger  Zeugenbewreifs  abgeleitet  werden  kann. 
Dagegen  zeigt  sich  einiger  Unterschied  zwischen  dem 
Civil-  und  dem  C  rimin  M  -  Verfahren  in  folgenden 
beyden  Verhältnissen : 

a.)  Dafs  in  jenem  unfähige  Zeugen,  eben 
wegen  ihrer  absoluten  Unbrauchbarkeit  zum  Be- 
weifse,  gar  nicht  abgehört  'werden,  welches  dage¬ 
gen  in  dem  inquisitorischen  Criminali  erfah¬ 
ren  darum  allerdings  geschehen  kann ,  weil  eine, 
selbst  keine  Erke nntnifsgr linde  der  Wahrheit  ent¬ 
haltende  Thatsache  doch  die  Veranlassung  zu r 
Auffindung  solcher  Erkenn tnifsgründe  werden  kann 
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und  der  Richter,  keine  Veranlassung  dieser  Art  zu 
übersehen,  bey  dieser  Proccfsfonn  verbunden 
ist  (c). 

b.)  Dafs  in  jenem  die  V  c  r  da  eh  ts  gründe 
nur  als  mögliche  Gründe  zu  Einreden  gegen  die 
Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  erscheinen,  durch 
jede  Art  der  Verrichtung  auf  den  Gebrauch  dieser 
Einreden  aber  juridisch  zu  seyn  aufhören  (f),  in 
dem  Criminal  verfahren  dagegen  die  Verdachts¬ 
gründe  auch  dann  ihre  Wirkung  äufsern ,  wenn 
selbst  der  Angesclmldigte  sic  nicht  z-u  seinem  Vor¬ 
th  eile  gebrauchen  sollte  (g).  Eben  darum  mufs  auch 
das  Dasevn  der,  der  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen 
entgegenstehenden  Gründe  jederzeit  cm  Gegenstand 
besonderer  Prüfung  seyn  und  cs  genügt  nicht,  dafs 
man  nur  keine  dergleichen  kenne,  sondern  es 
mufs  als  Piesul tat  jener  Prüfung  erhellen,  dafs 
keine  vorhanden  seyen  (h). 

3.)  Es  mufs  die  Er  n s  tlichkeit  der  Aussagen 
keinem  Zweifel  ausgesclzt  seyn.  Darum  ist  cs  Be¬ 
dingung  für  den  vollständigen  Zcugcnbcweifs,  dafs 
die  Aussage  gerichtlich  und  von  beeidig- 
ten  (i)  Zeugen  geschehen  scy.  Endlich 

4)  Mufs  sieh  aus  den  Aussagen  der  Grund  der 
Wissenschaft  der  Zeugen  bestimmt  darstellen  und 
die  Aussagen  selbst  müssen  zwar  nicht  durch  an¬ 
dere  Umstände  ■  positi v  unterstützt  (  q  u  a  1 1  f  i  c. i  r  0 
■seyn,  wohl  aber  dürfen,  weder  durch  innere  Wi¬ 
dersprüche  ,  noch  durch  ihre  Disharmonie  mit  an¬ 
dern  aufgefundenen  positiven  Erkcnnmifsgrimdcn 
der  Wahrheit  (k),  Merkmale  der  TJn Wahrschein¬ 
lichkeit  erkennbar  werden. 

(a)  P.  G.  O.  a.  76.  „Item  so  eyn  miasetJial  »um  wenigsten  mit 
7/weyen  oder  dreien  glaufahaf  Ligen  gulen  '/iutgcu,  die  von  ein*'- 
wahren  wissen  sagen  *  hewie&cn  wirdfc*  darauf  sol i  —  —  nilt 
peinliche  u  rech  Leu  voI-Lufani  und  geurtheyU  werden,“ 
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(b)  P.  G.  Q,  a.  66*  „G  n  n  g  samt*  zeugen  semclt  die,  die  lin.be- 
femndet  und  sonst  mit  keyncr  rrchtmesslgen  nrsach  zu  ver- 
weiffpn  seyn/(  Di*1  positive  Glatd>  Würdigkeit  der  Zeugen, 
welche  Klein  Ephbi^priielie  $jgr  Kali hellen  Ju¬ 
risten  -Fuchhat  13:1  2.  n.  5.  SL  72.  730  vou  gesetzlichen 

Glaubwürdigkeit,  als  der  negativen,  unterscheidet,  ist  jmi- 
s  tisch  ohne  alle  Bedeutung,  ihr  Daseyu  kann  eben  so  wenig 
den  Mangel  der  negativen  Glaubwürdigkeit  ersetzen  ,  als  ihr 
ft  l  a  ngc  1  f  bev  vo  1 1  er  n  ega  li  von  Gl  a  uh  vv  urdi  g  kei  t  ,  ei  neu  Ir  - 
daditsgriuid  bilden.  S,  Bibliothek  f»  d.  peini*  11.  B*  1, 
St.  I,  S,  265, 

CO  S4  Meine  Theorie  des  gcrichtl.  Verf.  (J\  86*  Richtige  Folge¬ 
rungen  aus  den  all  ge  meinen  Bestiroramige«  müssen  daher  auch 
über  die  Frage  ;  ob  D  e  n  u  u  c  i  a  n  t  e  n  fähige  und  classische 
Zeugen  seyn  können?  enUrheiden.  M.  s.  darüber  Klein- 
t  dir o  d  de  delatorum  in  causa  crlminali  testimonio,  Wirceb* 
1789,  hl  dessen  Abb.  ans  dem  peinl,  li,  und  Proc,  B,  L 

«.  VI, 

(d)  L-  20,  D.  de  lest*  (XXII.  50  G,  St.  Wiesnnd  de  aetate 

ad  ] nran dum  in  causa  cviminali  idpnea,  Wltteb.  579h  (in 
Obs,  Jur,  crim.  sp.  IU)  Bö  lim  er  ad  arl,  66,  2*  tu  ad 

C  a  r  p  /  o  v  q,  1 14*  o,  6. 

(e)  Feuerbuchs  Lehrb*  d.  p*  Rt  §.  57  j, 

(0  kleine  Theorie  des  ger.  Verfahrens.  §.  86* 

V®51  überhaupt  der  in  dem  Civilprocesse  an  der  Spitze  stehen¬ 
de  Grundsatz,  dafs  die  znin  freyeo  Schalten  und  WallMii  über 
ihre  liechte  befugten  Pa  rL  Ideen  auch  über  die  Bedingungen 
zur  Anerkennung  dieser  Rechte  freye  Gewalt  haben  müssen,  in 
dem  Cri  omia]proeesse  ,  wo  es  nur  um  Auffindung  der  Wahr¬ 
heit  zu  Lltim  ist  ,  und  welches  selbst  über  den  Ein willigenden 
keim-  rin verdu  nie  Strafe  verhangen  soll  (Kle  in  s  Grunds*  d. 
P-  lu  543*)  j  keine  Gültigkeit  hat, 

(h)  P.  G.  O.  a*  63.  ,,Tterrv  unbekannte  Zeugen  sollen  au  ff  an- 
fechumg  des  gegenüieyfs  ult  zu  gelassen  werden,  es  würd  dann 
durch  den,  so  die  Zeugen  steht,  stattlich  iürbracht ,  dafs  Sie 
redlich  und  unverleumbl  wert  11* K* 

(i)  Ob  die  Beeidigung  vor  oder  nach  der  Aussage  geschehen  sey# 

ist  für  die  Beurlheilnug  der  Brauchbarkeit  einer  bestimmten 
Zeugenaussage  zum  Beweifso,  nach  positivem  Hechle,  gleich- 
gültig  ,  well  das  positive  Recht  hierüber  keine  Form  als  uoth- 
wendig  bestimmt  bat.  Wo  aber  das  Paiticularrecht  hierüber 
keine  feste  Bestimmung  getroffen  hat,  da  Ist  e^,  aus  psycliolo- 
g  1  soll  richtigen  Gründen,  gewifs  rathlich,  die  Vereidung 
den/  Verhöre  vorausgthen  zu  lassen. 
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(k)  Wenn  manche  bezweifeln,  dafs  blofse  Vmmithungm  zur 
Schwächung  eines  juridisch  vollständigen  Deweilses  sollten  ge¬ 
braucht  werden  können,  so  müssen  sic  wohl  an  die  ailgemd- 
ju einen  ,  jedem  Beweifssatze  entgegenstehenden  Rechts  ver- 
mutli ungen  gedacht  haben  ,  denn  von  den  Verinuth uugeo, 
welche  sich  aus  geführten  Beweisen  als  Resultate  entwickeln, 
kann  inan  es  gewlfs  nicht  ernstlich  bezweifeln,  wenn  map  nur 
an  die  Verna tubiing  denkt,  welch**  aus  einer  direct  widerspre- 
cheudeu  Aussage  eines  classlscheu  Zeugen  entsteht. 


§.  43G- 

Jede  Thatsache,  sic  diene  mittelbar,  oder  un¬ 
mittelbar  zu  dem  in  Criminalsaehen  zu  erfordern¬ 
den  Beweifse,  kann  in  so  weit  durch  Zeugen  cr- 
wiefsen  werden,  als  sie  ein  Gegenstand  der  äufse- 
ren  Sinnenerkcnntnifs  eines  jeden,  mit  den  gehö¬ 
rigen  Organen  versehenen  Menschen  hätte  werden 
können,  wenn  sich  derselbe  in  gleicher  Lage  mit 
den  Zeugen  befunden  hätte.  Tbaisacken  dagegen, 
welche,  ganz  oder  zum  Tlieilc,  nur  durch  die 
Sinne  derjenigen  richtig  erkannt  werden  können, 
welche  sich  für  eine  bestimmte  Art  sinnlicher 
Wahrnehmungen  besonders  ausgebildet  haben,  kön¬ 
nen  nur  durch  Zeugen  bewiesen  werden,  wenn 
bewiesen  ist,  d.ifs  die  Zeugen,  aufser  den  allge¬ 
meinen  Erfordernissen,  den  für  eine  richtige  Er¬ 
kenn  ln  ifs  dieser  Art  erforderlichen  Grad  der  be¬ 
sonderen  Ausbildung  des  Wahrnelnnungs  Vermö¬ 
gens  besitzen.  Solche  Thatsachcn  können  sogai 
alsdann  durch  schriftliche ,  auf  Amtspflichten  ab¬ 
gegebene  Zeugnisse  eines  einzelnen  Zeugen  . die¬ 
ser  Art  bewdefsen  werden,  wenn  der  Staat  diesen 
Zeugen  für  die  Ertheilung  solcher  Zeugnisse.  be¬ 
sonders  auctorisirt,  oder  diese  Ertheilung  zu  einem 
Theile  seiner  ausschliefsenden  Amts  -  Incumbenz 
gemacht  hat. 

Ein  jeder  Punct  endlich ,  welcher  kein  Gegen- 
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stand  der  äufscren  Sinneneikenntnifs  ist,  kann  gar 
nicht  durch  Zeugen  bewiefsen  werden. 

Aus  diesen  Grundsätzen  läßt  sich  nun  von 
selbst  abnehmen,  däfs  durch  Zeugen  allerdings 
auch  die  Existenz  eines  Verbrechens  überhaupt 
(corpus  delicti)  bewiefsen  werden  kann,  es  ergiebt 
sich  aber  auch  daraus,  in  wie  ferne  diese  Be¬ 
hauptung  als  gegründet  zu  betrachten  sey  (a). 

(a)  F  e  u  e  r  b  a  c  h  s  Lchrb,  d.  p*  Jb  §*  577*  S  t  ü  b  fei  vom 
Thaibcstandy  der  Verbrechen*  Th*  II*  Abschn.  li,  336# 
folg* 

Z  v  e  y  t  e  r  Unterabsatz* 

Von  den  Bekenntnissen, 

Biilimcr  ad  Carpzov  114.  o,  1  * 

j  G.  Il  e  i  n  e  c  e  i  u  s  diss.  de  religiooe  judicautltim  circa  reorurn 
Confessiones.  (Opusc*  Fx*  17,) 

O*  A-  Klein  schied  über  das  Ge|podmfs  als  Beweismittel  ia 
peinlichen  Fällen,  (in  dem  Archive  ßd*  l  V-  St*  4,  iu  3.) 

Bibliothek  für  die  peinl*  Rechtswissenschaft*  B*  X,  S*  3*  S*239* 
folg. 

Ch*  C.  St iibel  über  den  Tatbestand  der  Verbrechen,  die  TJr- 
lieber  derselben  und  die  zu  einem  verdammenden  Erkennt¬ 
nisse  erforderliche  GewiFslmt  des  ersteren*  Witte  mb.  J.8ö5t 
Tb*  II,  1*  Abschn*  Bit*  D.  b* 

Tittmann  über  Geständnifs  und  Widerruf  m  Strafsachen#  Halle 

i8  jo.  & 

§•  437. 

Die  eigenen  Erklärungen  des  Angeschuldigten 
über  die  für  das  Beweifsthema  in  seinem  Processe 
interessanten  Thatsachen  können  unstreitig  in  so 
weit  keine  Be weifskraft  in  Anspruch  nehmen ,  als 
sie,  sey  es  durch  Abläugnung  der  Anschuldi- 
gungspunote,  oder  durch  die  Aufstellung  besonde- 
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rer  Behauptungen  für  den  positiven  Behelfs  der 
Unschuld,  seinen  Voriheil  he/. wecken. 

In  so  Weit  dagegen  jene  Erklärungen  die  Wahr¬ 
heit  der  die  Anschuldigungen  bestimmenden  Puncie, 
ganz  oder  zum  Theile,  zugeben  —  in  welchem 
Falle  sie  mit  dem  Annen  der  Bekenntnisse 
bezeichnet  werden  —  haben  sie  zwar,  den  kla¬ 
ren  Bestimmungen  unsrer,  in  diesem  Puncto  ganz 
den  Forderungen  des  gemeinen  Mensel  lensinn  es 
entsprechenden  Gesetze  zur  Folge,  ohne  Zweifel 
Bewedskraft  (aj  ,  cs  ist  aber  auch  zugleich  gewiß, 
dafs  der  Grund ,  welcher  die  E i  n  r  ä  u  m  u n gen 
der  Parthiecn  in  dem  Civilproccsse  für  den  Bich- 
ter  als  eben  so  bedeutend,  wie  die  vollständig¬ 
sten  Beweifse ,  darstelll  |b),  in  dem  Criminalpro- 
cesse  wieder  Bedeutung  haben  könne  (c),  noch  in 
den  Gesetzen  berücksichtigt  werde  (d),  und  dafs 
diese  keineswegs  unbedingt  ein  jedes  Bekenntnis 
in  Criminalsachen,  sondern  nur  ein,  unter  be¬ 
stimmten  Voraussetzungen  Statt  gefundenes  als  be- 
weifsend  betrnebten  (e).  Die  näheren  Bestimmun¬ 
gen  dieser  Beweifskraft  zu  entwickeln,  ist  daher 
eine  wichtige  und  darum  eine  um  so  wichtigere 
Angelegenheit  der  Theorie ,  weil  die  Gesetze  selbst 
mein-  voraussgizen  und  andeuten,  als  bestimmt 
entwickeln. 

(a)  P.  G.  O.  an.  9.  22.  56.  60.  62.  L*  16.  C.  de  jioeu.  {X,  47.) 

C*  1.  2*  5*  löa  0,  i*  £[*  1  * 

(Ii)  MeUe  Theorie  chu  g-ericlHl.  Verf.  $.  8-*  a* 

(0  §,  435,  not.  £. 

(d )  SJSt  cosifessus  fuenl  reus  ?  d  odpc  de  e  o  p  v  o  n  u  «  c  i  n  r  e  L « 
hi  virjcula  publica  conücit  iidua  esL“  L,  Ö.  D,  de  custöd* 

exluh.  vn oi\  (XLVUK  3.) 

(c)  L,  1,  §*  17.  et  27*  de  qitaest.  (XL\  "  ■  ifV)  ^Divtis  Seve¬ 
rus  rescrlp&U  f  ccndfssiüuts  recrum  pro  exploiaiis  faciuonhus 
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Iial)CrS  non  oportere*  milla  [uobalio  rpligioiwm  coguascen- 
li*  iii&tvnnL.“  „SI  qtiis  n\liQ  irialj&MO  ftteatur,  n  c>  u  sem- 
p£v  ei  Ildes  haben da  f^L ,  nonnunquam  ctiim  riyjtu ,  *uit 

qua  aila  de  causa  in  sg  coufiteinur,1*  I3,  C*,  O,  avu  57, 

§.  43  8, 

Das ,  was  im  Allgemeinen  die  Beweifskraft  der 
Bekenntnisse  in  Criminal saclien  begründet  und  die 
Vermullmng ,  dafs  dieselben  nicht  in  Erdichtun¬ 
gen  bestehen,  rechtfertigt,  ist  die  psychologische 
Wahrheit,  dnfs  der  Erhaltungstrieb  und  der  Elir- 
trieb  in  der  Regel  für  den  Menschen  motivirend 
sind  und  daher  auch  in  der  Regel  gegen  Andich¬ 
tungen  von  Handlungen  bestimmend  seyn  müssen, 

welche ,  indem  sie  die  Achtung  Anderer  gegen  den 

Handelnden  mindern,  oder  aufheben,  und  ihn 
zugleich  empfindlichen  Uebeln  mit  Gewifsheit  aus¬ 
setzen,  in  ihren  Folgen  den  Forderungen  beyder 
Triebe  bestimmt  widerstreiten. 

Der  Gedanken,  dafs  hey  erdichteten  Bekennt¬ 
nissen  der  Mensch  durch  eigene  Thorheit  Uehel 
über  sich  verhängen  würde,  und  mithin  das11  be¬ 
kannte  :  V  o  1  e  n  t  i  non  fit  injuria  auf  ihn  an¬ 
gewendet  werden  könne,  darf  nun  zwar,  da  der 
Staat  sielt  nicht  dazu  mifsb  rauchen.  lassen  kann, 
unverdien  tc  Strafen  selbs  t  über  Ein  willigende 
zu  verhängen ,  keineswegs  bestimmen ,  jener  allge¬ 
meinen  Verinuth ung  in  den  einzelnen  Fällen  un¬ 
bedingt  zu  folgen,  man  mufs  vielmehr  allerdings 
lies  lim  m  te  Er  fo  r d er n is s e  d e r  Bekenntnisse  verlan¬ 
gen  ,  Welche  noch  besonders  zu  der  Erwartung 
berecb Ligen,  dafs  jene  Vermuthung  auch  in  dem 
besonderen  Falle  nicht  trügen  werde,  und  dafs 
auch  unsre  Gesetze  dergleichen,  in  dem  folgenden 
§.  näher  zu  entwickelnde  Erfordernisse  verlangen, 
setzt  eine  oberflächliche  Ansicht  derselben  aufser 
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Zweifel  (a),  'weiin  aber  tlic.se  Erfordernisse.,  keines- A 
wegs  aui  die  Ausschließung  aller  Möglichkeit 
einer  'läuseliung  berechnet  sind  und  die  Bekennt- 
rnsse  daher  nur  als  Mittel  zur  Bildung  eines  j  uri- 
discli  vollständigen  Beweifses  erscheinen,  so  ist 
es  gewifs  jener  Gedanken,  welcher  dem  Geständ¬ 
nisse  unter  allen  blofs  juridisch  vollständigen  Bc- 
weifsen  die  oberste  Stelle  verbürgt,  welcher  das 
Streben  der  inquirirenden  Hielt  (er,  sich  vorzüglich 
dieses  Beweifsmii.tels  zu  versichern,  erzeugt  und 
welcher  dem  erkennenden  Richter,  wenn  er  auf 
dieses  Bewoifs mittel  verurtheiit ,  eine  Beruhigung 
gewährt,  welche  andere  Beweismittel  nicht  wohl 
zu  gewähren  vennügen. 

t 

(•■>}  P,  G.  O.  a.  5'i.  56.  L,  1,  ().  27.  de  quaest, 

§.  431. 

Die  Theorie,  welche  sich  über  die  Beweis¬ 
kraft  der  Bekenntnisse,  in  CJebc  rein  Stimmung  mit 
den  Gesetzen,  aufstellen  liifst,  ist  diese: 

I.)  I m  Allgem c i n e n  genügt  cs  zu  einem 
vollständig  beweisenden  Bekenntnisse,  wenn  l)  in 
concreto  das  Daseyn  desselben  sich  aus  Zwecken, 
für  welche  eine  unwahre  Anerkennung  der  An¬ 
schuldigungen  als  taugliches  Mittel  erscheint,  nicht 
mit  Grund  erklären  läßt,  und  3)  nichts  von*  dem¬ 
jenigen  fehlt,  woran  sich,  wenn  es  als  Erdich¬ 
tung  fü r  u  n  b  e k  a  n  n  t  e  Zwec k e  haue  Mittel  seyn 
sollen,  die  Verdächtigkeit  desselben  leicht  hätte 
äufseriieh  erkennbar  machen  können. 

In  Hinsicht  des  ersten  Bundes  entwickeln 
sich  folgende  Requisite  eines  vollgültigen  Bekennt¬ 
nisses  :  a)  Es  mufs  vor  de m  zuständig e n, 
die  Untersuchung  führenden  Richter  a b- 
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gelegt  seyn.  Jedes  andere  (a  ufs  e  rge  rieh  k- 
li che)  Bekenntnlfs  wird,  weil  der  Bekennende 
sich  die  Strafe  nicht  als  Folge  desselben  denken 
mufstc,  nicht  durch  den  allgemeinen  Grund,  wel¬ 
cher  die  hohe  Vermuihung  für  die  Wahrhaftigkeit 
abgelegter  Bekenntnisse  begründet  (§.  43  8.),  ver¬ 
bürgt,  es  kann  daher  dasselbe  im  Allgemeinen 
eben  so  gut  als  Erdichtung  für  mögliche,  beliebi¬ 
ge  Zwecke  begriffen  werden  und  eben  darum  er¬ 
kennen  auch  die  Gesetze  es  nur  als  Vermuthungs- 
grund  an  (a) ,  dessen  Stärke  davon  abhängt ,  ob 
sich  ein  Zweck,  für  welchen  es  als  Erdichtung 
Mittel  seyn  konnte ,  mehr  oder  minder  glaublich 
darstellen  läfst,  und  welcher,  bey  erwiesenem  Da- 
seyn  eines  solchen  bestimmten  Zweckes,  alle  Kraft 
verliert  (b).  —  ß)  Es  mufs  ohne  Zwang  ab¬ 
gelegt  seyn  (c) ,  weil  sonst  die  Erdichtung 
als  taugliches  Mittel  zur  Beseitigung  des  Zwangs, 
als  eines  gegenwärtigen  Uebels,  erscheint  (d). 
7)  Es  müssen  sich  bey  der  Untersu chung, 
weder  aus  der  Gemüthslage  des  Beken¬ 
nenden,  noch  aus  sonstigen  Verhältnis¬ 
sen  desselben,  Gründe  ergeben,  aus  w ei¬ 
ch,  en  entweder  auf  ein  Un  t  e  rdrü  c  kts  eyn 
d  er  1  h  ä  t  i  g  k  e  i  t  des  Er  halt  u  n  g  s-  und  Ehr¬ 
triebs  bey  ihm  geschlossen,  oder  ange¬ 
nommen  werden  könnte,  dafs  für  ihn 
die  zu  erwartende  Strafe  nicht  alsUebel 
zu  betrachten  s e y. 

I11  Hinsicht  des  zweyten  Puncts  entwickelt 
sich,  da  sich  ein  Bekenntnifs  entweder  durch  in- 
n  e  r  e  U n  w  a  h  r  s  c  h  e  in  1  i  c h  k e  i  t  (Mangel  der 
Harmonie  zwischen  den  angegebenen  Umständen 
unter  sich) ,  oder  durch  ä  u  f  s  e  r  e  U  nw  ah  r- 
s  ch  einli  c  hkeit  ( Mangel  der  Harmonie  zwi- 
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scheu  den  angegebenen  Umstünden  und  den  auf 
andere  Art  bew  iefsenen )  der  Erdichtung  verdäch¬ 
tig  darstellen  bann,  als  nothwendiges  Requisit 
eines  vollm’iltigen  KrkemUnisses :  dafs  cs  auf 
eine  Art  abgelegt  s c y ,  b  c y  •welcher  es 
sich,  w e n n  e s  Erdichtung  w a r e ,  durc h 
Mangel  der  inneren  oder  der  äu  (seren 
"Wahrscheinlichkeit,  als  v  e  r  d  ach  tig  'h :i l- 
t e  darstellen  k ö n n e n.  &)  Das  vollgül tSge  Be¬ 
kenn  tnifs  darf  daher  nicht  in  einer  hlofsen  allge¬ 
meinen  Bejahung  bestehen,  sondern  cs  mufs 
vollständig  bestimm  t  d.  h.  alle  specicl- 
len  Umstände  der  T  hat  Sache  enthaltend 
s  ey  n  u  n  d  diese  Umstände  müssen  n  i  c  Ji  t 
n  u r  i  n  s  i c  h  v  o  1 1  s  tä  n  d  i g  zusam  mcnli a n- 
gen,  sondern  auch  mit  den  Resultaten 
and  r c  r  li  e  w  e  i  fs  m  i  1 1  c  1  ü  b  e  re  i  n s  t  i  m  men  (e). 
ß)  Der  Grund,  warum  sich  das  Bekennt- 
nifs  in  seinen  näheren  Bestimmungen  we¬ 
der  als  innerlich,  noch  als  äufseiTich 
unwahrscheinlich  darstellen  konnte,  muis 
nicht  darin  ge fund cn  w erden,  dafs  dem 
Bekennenden  diese  n ä h eren  Bcsting in u n- 

g c n  zuv o r  b eh a n n t  ge m acht  (s.ugg c ri r t) 

worden  sind  (f),  denn  ist  dieses,  so  kann  auch 
in  dem  bestimmtesten  Bekenntnisse  keine  gröfsere 
Brauchbarkeit,  als  in  dem  unbestimmtesten  J a> 
enthalten  seyn  (g). 

(a)  P,  0,  Of  art,  32* 

(b)  ibitL  verb,  „ungenytter  ding 

(c)  Der  Beweib;  hiervon  liegt  in  drn  tesoudern  iteqmsitcu  ,  ‘welche 
die  Gesetze  bay  Tomn’dbckettuliiittu'ii  verlangen, 

(d)  Eine  änfserit,  ancli  in  manchen  andern  Hinsichten  nunlnviii  ^ 
tilg«  C lim iitalg&ehiti&e  y  als  neuester  I>e!%  m  der  m  de  JA  V- 
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fltifgmelUcn  Wahrheit,  ist  fl]ü  Untersuch  uugssache  wegen  tler 
S  1 1  r  a  d  7 '  v  v  Jir<mcfsi  Wumg  in  S  \\  <f  p  r  e  n  Isen,  Wovon  bey 
v  o  ii  Arnim  in  den  Bruchstücken  über  Verbrechen  umi 
Strafen  Ü,  44-  folg,  und  in  dom  Archive  des  Crifninal- 
rechts  B*  V,  IJ.  IV»  n.  4.  Nachrichten  geliefert  sind,  welche 
jeder  lucjuisstor  als  eine  reiche  Quelle  für  die  Schöpfung; 
frudubarer  A  rnUuiaxinieu  beliamUln  sollte* 

> 

(e)  P,  G#  0*  art*  48#  und  folgn  vor»#  art*  51* 

(f)  F-  G*  0,  art,  56* 

(g)  Dafs  das  Gestiimlnlfs  deutlich,  nicht  zweideutig  und  (wie  man 
sich  ansdruckt)  auf  Schrauben  gestellt  seyn  müsse,  ist  zwar 
vollständig  wahr,  weil  inan  irr  Ansehung  des  Zweydeutigeu 
zwlrfelhalt  seyu  fmifs,  ob  denn  auch  wirklich  etwas  eittgestau- 
den  sey  9  ich  möchte  aber  dieses  nicht  als  eitie  nothwendige 
E  i  g  e  n  s  c  h  a  ft  der  Bekenntnisse  darsteüen  }  weil  es  mir 
scheint,  als  ob  die  Gewissheit  des  Daseyns  eines  Dinges,  nur 
vermiuebt,  einer  Ym iiudigti ng  gegen  die  Logik,  den  notluven- 
digeu  Eigensdiafum  des  daseyendm  IJ  Inges  &u  gezählt  werden 
könne, 

§.  440. 

Im  Allgemeinen  bleibt  daher  ein  Bekennt¬ 
nis  vollkommen  beweisend,  wenn  ihm  nur  .  in 
dem  gegebenen  Falle  nichts  entgegensteht,  was 
es  verdächtig  machen  könnte;  Eine  directe,  aus 
dem  Gebrauche  andrer  Beweifs mittet  fliefsende  Be¬ 
stätigung  seiner  Aecluheit,  oder  ein  directer  Be¬ 
weib;  ,  dafs  bey  dem  Zutrauen  auf  seine  Aechtheit 
keine  Täuschung  möglich  sey,  ist  keineswegs  er¬ 
forderlich  (a).  Fehlt  es  an  einem  Requisite  des 
vorigen  §.,  so  ist  das  Bekenn  tnifs  nicht  vollstän¬ 
dig  be  wei (send.  G  a  in  u  n  b  e  w  e  i  f  s  e  n  d  wird  es 
aber  in  diesem  Falle  nur  alsdann,  wenn  sich  seine 
tin Wahrhaftigkeit  bestimmt-  beweifsen  läfst,  sonst 
bleibt  es,  wenn  das  fehlende  Requisit  nicht  nachge¬ 
holt  und  dadurch  das  Bekenn  mm;  zu  einem  vollgül¬ 
tigen  erhoben  werden  kann  (wie  bey  dem,  aus 
einer  allgemeinen  Bejahung  bestehenden  Bekennt¬ 
nisse),  eine  Quelle  unvollständigen  Beweifses,  des- 
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sen  Stärke  sich  nach  dem  Verhältnisse  bestimmt, 
in  welchem  die  aus  dem  fehlenden  Requisite  sich 
ergebenden  Verdachtsgründc  sich  als  Gründe  einer 
mehr  oder  minder  gleichen  Möglichkeit  der  L'n- 
wahrhaftigkeit  des  Bekenntnisses  darstellen. 


(a)  S  t  ii  b  e  1  iib**r  den  Tli^tbf stand  der  Verbreche!)  §•  21  5  -23, 

wo  die  sebeiu  baren  Gegeogründe  aus  I..  1.  $•  17.  '*■  27.  Jj. 
de  qtiarht,  und  P.  G.  O.  n.  54.  "  60.  li  eßViid  widerlegt  sind, 
Vei'gl.  aneü  de  iiöliiuer  ad  art.  6U.  C,  C*  C.  2, 


§.  441. 


II.)  Wenn  nun  dem  Bekenntnisse  eines  oder 
das  andere  der  im  §.  439.  aufgestellten  Erforder¬ 
nisse  mangelt,  dann  wird  Ausnahmsweise,  zul 
Vervollständigung  des  an  sich  ungenügenden  Be¬ 
kenntnisses,  erfordert  (a),  dafs  es  positiv  duic  1 
andere  Beweifse  unterstützt  (b)  werde,  welches 
entweder  durch  concurrirende  Beweifse  dci  An 
schuld igungsp miete,  oder  dadurch  gesehenen  hin«, 
dafs  der  Bekennende  Umstände  angiebt, 
Wahrheit  sich  aufserdem  bestätigt,  oder  m  Anse 
hung  welcher  sich,  unter  der  Voraussetzung  f  (-i 
Unwahrheit  seines  Bekenntnisses,  nicht  wohl  be¬ 
greifen  Heise,  wie  er  eine  solche  Wissenschaft  1  ei_ 
selben  hätte  erlangen  können  (c). 


(O 


Die  Gesetze  reden  zwar  mir  von  eiern  erzwungen*  11 
kcmiiimsc  (L*  1.  §.  17.  de  qnaest.  1\  C.  O.  a,  W J , 

Verfügung  ntäfs  aber  analogisch  bey  allen  Dekeiini nassen 
ten  7  welche  aus  irgend  einem  andern  Grunde  in  llinsic  r 
rer  Wakrbtafügkeit  verdächtig  weiden. 


De- 
ih  re 
grh 

ib- 


( b )  Mau  nennt  solche,  ddreh  andere  Beweifse  umerstume \  c  - 
tijsse  auch  wohl  q  u  a  li  lic  ift  e,  obgleich  &ewü  in  10  1  11 
dieser  Befceicbmmjr  cVie  m'lt  «hier  gewissen  bliuschnuikimg 
gleiteten  Geständnisse  verstanden  werden. 


(z)  P,  G*  O.  a<  60,  „imd  iu  denselben  bekenntet  thatt  halb  $olc  i« 
warb eyt  befunden  wirdt  f  die  kein  unschuldiger  also 
und  wissen  kuueU“  Bey  ei mm  mit  deu  Requisiten  dcs§. 
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versehenen  Bekenntnisse  ist  eine  solche  Verbürgung  des  Be¬ 
kenntnisses  zwar  immer  sehr  erwünscht ,  aber  keineswegs  noth- 
wendig,  P,  G.  O.  a,  54.  St  übel  a,  a,  O, 

§.  442. 

Die  in  dem  §.  43  9.  entwickelte  Theorie  über 
die  Beweiskraft  der  Bekenntnisse  setzt  indessen, 
nach  §.  43 8.,  voraus,  dafs  der  Zweifel:  ob  der 
An  geschuldigte  in  seinen  Erklärungen  die  Wahr¬ 
heit  sagen  wolle,  der  einzige  sey,  welcher  der 
vollen  Zutrauens  Würdigkeit  des  Bekenntnisses  ent¬ 
gegengesetzt  werden  könne. 

Die  behauptete  volle  Beweiskraft  des  Bekennt¬ 
nisses,  bey  dem  Daseyn  der  im  §.  43  9,  aufgestell¬ 
ten  Requisite ,  kann  daher  alsdann  nicht  angenom¬ 
men  werden ,  wenn  es  als  zweifelhaft  betrachtet 
werden  könnte,  ob  der  Angeschuldigte,  auch  bey 
dem  befsten,  Willen,  nichts  zu  erdichten,  nicht 
wider  Willen  die  Unwahrheit  sage.  Ein  solcher 
Zweifel  tritt  .  nun  l)  in  Ansehung  derjenigen 
Puncte  des  Bekenntnisses  ein,  bey  -welchen  der  < 
bekennende  einzig  als  Beobachter  erscheint  und 
durch  welche  er  sieh  demnach  weder  über  das, 
was  er  gehandelt  hat,  noch  über  Bemerkungen, 
auf  deren  Richtigkeit  seine  Handlung  berechnet 
war  und  für  deren  Richtigkeit  er  daher  in  dem 
weiteren  Fortgange  der  Handlung  neue  Bestäti¬ 
gung  finden  mufste,  äufserc.  In  Ansehung  solcher 
Puncte  steht  seinen  Aussagen  derselbe,  aus  der 
Möglichkeit  einer  u  n  will  kühr  lieh  en  Sinnen¬ 
täuschung  abgeleitete  Zweifel  entgegen,  welcher 
die  Aussage  eines  vollständig  glaubwürdigen 
Zeugen  als  Quelle  eines  vollständigen  Beweifses 
zu  betrachten  verbietet  und  es  wird  daher  hier, 
wie  bey  der  Zeugenaussage ,  die  Concurrenz  an¬ 
derer  .Beweisgründe  zur  Bildung  eines  vollstän¬ 
digen  Beweilises  erfordert  -werden  müssen  (a). 

30 
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2)  Selbst  in  Ansehung  der  Handlung  des  Be¬ 
kennenden  und  derjenigen  Bemerkungen  desselben, 
welche  mit  der  c ingestandenen  Handlung  in  eine!' 
unzertrennlichen  Verbindung  stellen,  tritt  alsdann 
ein  gleicher  Zweifel,  ob  der  Bekennende  nicht 
unw i  1  lk ülirli cJi  die  Unwahrheit  sage,  ein, 
wenn  er  sich,  entweder  zu  der  Zeit,  wo  sich 
der  Vorfall  ereignete,  oder  zu  der  Zen ,  wo  er 
eas  Bckcnntnifs  ablegtc,  in  einem  Zustande  be¬ 
händ,  in  welchem,  nach  psychologischen  Grün- 
den,  cs  als  leicliL  möglich  betrachtet,  werden 
könnte,  dafs  das  Gedächtnifs ,  selbst  von  den  eig¬ 
nen  Handlungen,  ein  unrichtiges  Bild  habe  em¬ 
pfingen,  oder  dafs  das  richtig  empfangene  Bild 
bi-\  der  Rcproduction  durch  Phantasie  tausch  ung 
iiabc  verfälscht  werden  können  (b).  Ist  das  letz¬ 
tere,  so  mufs  die  Glaubwürdigkeit  des  Gesuhie- 
iiisscs,  durch  Wiederholung  in  einem  Zustande 
mehr  nüchterner  Besonnenheit,  licrgestellt  wei¬ 
den.  Stellt  dagegen  der  Glaubw  ürdigkeit  dessel¬ 
ben  im  Wege ,  dafs  sich  der  Bekennende  zu  der 
Zeit,  wo  sich  der  Vorfall  ereignete,  in  einem 
Zustande,  wie  der  bezeichne te ,  befand,  so  kann 
nur  durch  die  Concurrcnz  anderer  Bewcifsc,  wel¬ 
che  die  Aechtheit  des  Bekannten  positiv  verbür¬ 
gen  ,  ein  vollständiger  Bcwcifs  aus  demselben  ent¬ 
wickelt  werden, 

Hs  versteht  sieh  übrigens  von  selbst,  dafs,  da 
n ur  Thatsac h e n  Gegenstand  des  B eweifses  sind, 
das  Bekenntnifs  auch  nur  in  Ansehung  dieser 
Beweismittel  seyn  könne,  und  dafs  daher  ü  r- 
i  heile  des  Angescliuldigien  über  bestimmte  Facten 
und  Folgerungen  aus  denselben,  überall,  wo  nicht 
die  subjcctiven  Ansichten  des  An  geschuldigten  selbst 
für  das  ßcweüslhema  interessante  Thälsachcii  sind, 
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nur  m  so  weit  Werth  liabcn  können,  als  sie  in 
ilircn  Voraussetzungen  begründet  erscheinen. 

(a)  St.üUel  a.  a.  0*  5*  327*  Ist  liier  aji derer  Meinung,  Die  von 
demselben  g.pT>rancUtfn  Girmröe  beweifsen  aber,  lUIk  er  meine 
Bebau ptnng  nicht  aus  dem  wahren  GesicfiLspuucLß  betrachtet. 
Es  ist  keineswegs  die  Möglichkeit  einer  wilikiihrlichen  Erflteh- 
mng  >  sondern  die  Möglichkeit  einer  ,n  n  w  I  1 1  k  ii  h  r  l  i  r  h  e  ii 
Tiiitsohimg  des  Licke  mu  nden  selbst  ,  ivelcbejjnir  die  Bekennt¬ 
nisse,  in  Anselnmg  der  in  dem  §m  bevxjdimTcn  Puncle  T  als 
zweifelhaft  dsvstdlL  Mit  mir  scheint  übereiözusiiinmen 
F  euer  h  a  c  h  a.  a,  O,  584 . 

( b)  K  1  c  i  n  ,s  c  h  v  o  d  a,  a*  0  §  *  '11. 

§.  443*  1 

Ist  dem  Geständnisse  eine  Behauptung  oder 
Einschränkung  bevgefiigt,  ■welche,  die  Tendenz  hat, 
che  nachlheillgen  Folgerungen  aus  demselben,  ganz 
oder  zum  Tlioile ,  aufzuheben  (confessio  quält  fi- 
cata)  (a),  so  wird  zwar  dadurch  an  der  Beweis¬ 
kraft  des  Geständnisses  in  Ansehung  der  Punete, 
auf  wrelche  es  sich  bezieht,  nichts  geändert,  wohl 
aber  kann  alsdann  die  beygefügte,  dem  Angcsehul- 
digten  vorthcilhaftc  Behauptung  oder  Einschrän¬ 
kung  mitunter,  selbst  ohne  allen  Beweifs  des  An- 
gesehuldigten,  ihren  Zweck  erreichen.  Es  kömmt 
nämlich  alsdann  darauf  an,  ob  in  der  heygelfig- 
ten  Behauptung  oder  Einschränkung  im  Grunde 
eine  Abläugnung  solcher  Punete  Hege,  ohne  deren 
bewiesenes  Daseyn  die  Anschuldigung  als  gar 
nicht,  oder  doch  als  nicht  vollständig  gegründet 
erscheinen  würde,  oder  ob  die  hevgcfügic  Be¬ 
hauptung  ein  Berufen  auf  solche  Thatsaehen  ent¬ 
halte,  ohne  deren  enviefsenes  Daseyn  die  Anschul¬ 
digung,  als  vollkommen  gegründet  betrachtet  wei¬ 
den  lnüfste  (z.  B.  §.  142.  u.  147.).  In  dem  er¬ 
sten  Falle  ist  die  Anschuldigung,  in  so-  weit  ihr 
jene  Abläugnung  entgcgenstelit,  nicht  eher  begrün- 
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det,  bis  der  Beweifs  der  Unrichtigkeit  der  Ab- 
läugnung  erbracht  ist,  in  dem  zweyten  Falle  da¬ 
gegen  mufs  zwar,  weil  die  Untersuchung  mit  glei¬ 
cher  Vollständigkeit  das  Daseyn  der  Verthcidi- 
gungsgründc,  wie  das  Daseyn  der  Anschuldigungs¬ 
gründe,  /.u  prüfen  hat,  die  Aufsuchung  der  Er¬ 
kenn  tnifsgrün de  für  die  Wahrheit  der  beygefügten 
Behauptung  Gegenstand  der  Untersuchung  werden, 
die  Anschuldigung  bleibt  aber  begründet,  wenn 
diese  Erkennlnifsgi  finde  dem  Richter  nicht  gege¬ 
ben,  oder  von  ihm  aufgefunden  werden,  wenn 
sich  auch  keine  Erkcnnüiifsgründe  für  die  Unrich¬ 
tigkeit  der  Behauptung  auflinden  lassen  sollten. 

(<t)  Gönners  Handbuch  des  Proccsses  ( 2te  Aullagc)  ß*  ü. 

Abli.  XLIil, 

§.  444. 

Unter  den  bisher  entwickelten  Bestimmungen 
und  insbesondere  der,  im  §.  442.  n.  J.  bezeich- 
neten  Beschränkung  (a)  ist  übrigens  die  Beweis¬ 
kraft  der  Bekenntnisse  keineswegs  auf  den  Beweifs 
des.Thäters  beschränkt,  sondern  vielmehr  in  Hin¬ 
sicht  eines  jeden  Anschuidigungspunctes  dieselbe. 
Selbst  die  Existenz  des  Verbrechens  (corpus  de¬ 
licti)  kann  daher  durch  Bekenntnisse  vollständig 
erwiefsen  werden  (b)  und  es  ist  kein  genügender 
Grund  vorhanden,  dieses  nur  bey  delictis  facti 
transeuntis,  oder  doch  bey  delictis  facti 
permanent is  nur  dann  anzunelimen,  wenn  sie 
nicht  Capital  seyen,  oder  wenn  der  Verbrecher 
die  Spuren  selbst  vernichtet  habe,  oder  wenn  es 
m  andern  Erkenn  tnifsgrün  den  gebreche  (c).  In¬ 
dessen  ist  in  Hinsicht  dieses  letzten  Puneies  so 
viel  gewifs,  dafs,  so  lange  noch  andre  Erkennt- 
nifsquellen  sich  darbieten ,  die  Benutzung  dersel- 
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ben,  wegen  der  im  §.  439.  n.  2.  aufgeslellten 
■Rücksicht,  zur  Vollständigkeit  der  Untersuchung 
gehöre  (d). 

(a)  Von  der  WichtiÄeit  der  Berücksichtigung  dieser  Beschränkung 
liefert  die  angeführte  Stelle  der  Bibliothek  des  Crim,  R, 
ein  Beispiel* 

(b)  Befriedigend  bewiefsen  von  Stube!  a,  a.  0,  314  —  336, 

Ueber  diese  verschiedenen  Meinungen  siehe  vorzüglich  Hoju- 
mel;  An  et  quatemis  certitudo  corporis  delicti  in  processu 
ciiminali  necessaria  sit?  Bien  er  delibata  <jüaedam  de“  cor¬ 
pore  delicti  capita,  Llps,  l80h 

* 

(d)  Eben  dieses  ivilrde  aber  gerade  so  in  Ansehung  jedes  andern 
Pun des  ?  welcher  Gegenstand  des  Beweises  ist,  behauptet 
werden  müssen, 

&  445, 

Nur  entgegenstehende  Bewoifse  können  die 
Kraft  vollständiger  Beweifse  auf  heben,  oder  schwa¬ 
chen.  Ein  bloßer ,  durch  keine  Gründe  unter¬ 
stützter  W  iderruf  kann  daher  gegen  ein  voll¬ 
gültig  be weifsendes  Bekenn tnifs.  durchaus  nichts 
wirken  (a),  weil  die  Erklärungen  des  Angeschul¬ 
digten,  in  so  weit  sie  seihen  Vortheil  bezwecken, 
nicht  als  Quellen  des  Beweifses  Betrachtet  werden 
können  (§.  43  7.),  Der  Widerruf  hebt  dagegen 
alle  Beweifskraft  des  Geständnisses  auf,  wenn  ent¬ 
weder  l)  die  in  ihm  enthaltenen  entgegengesetz¬ 
ten  Behauptungen  vollständig  erwiefsen  sind,  oder 
2)  ein  Grund,  warum  der  Angeschuldigte,  sich 
durch  Erdichtung  als  Verbrecher  darstellen  wollen, 
befriedigend  nachgewiefsen  ist,  oder  endlich  3)  nebst 
.der  Aufhebung  eines  Erfordernisses  für  vollgültige 
Bekenntnisse  zugleich  solche,  wenn  gleich  unvoll¬ 
ständige  Beweifse  für  die  entgegengesetzten  Behaup¬ 
tungen  heygebracht  sind,  dafs  diese  als  gleich 
wahrscheinlich ,  wie  der  Inhalt  des  in  Ansehung 
der  Beweifskraft  geschwächten  Bekenntnisses  er- 
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scheinen.  Wird  der  Widerruf  nur  durch  Gründe 
unterstützt,  welche,  ohne  Be  Wells  der  Unwahrheit 
des  Geständnisses ,  doch  das  Daseyn  eines  der 
Erfordernisse  für  seine  volle  Beweiskraft  aui  he¬ 
ben,  —  scy  cs  durch  Naehzeigung  nicht  ganz  un¬ 
wahrscheinlicher  Zwecke,  für  welche  das,  Ce- 
sländnifs,  als  Erdichtung,  Mittel  seyn  konnte, 
oder  durch  Naehzeigung  einzelner,  mit  dem  Ge¬ 
ständnisse  in  Disharmonie  stehender  Urusiände  u. 
s.  w.  — ,  so  sinkt  das  Geständnils  zu  einer  Quelle 
unvollständigen,  nur  mehr  uder  minder  starke 
Vermuthungen  begründenden  Beweifscs  herab  (1)). 

Ein  dem  Widerrufe  angehängtes  verändertes 
Bekenntnifs  kann,  diesen  Grundsätzen  zur  folge, 
nur  dann  gegen  das  erste  als  vollständig  be¬ 
weisend  betrachtet  werden,  wenn,  bey  der  Auf¬ 
hebung  der  Gründe  für  die  volle  Bcweifskraft  die¬ 
ses,  für  die  Erfordernisse  eines  vollgültigen  Be¬ 
kenntnisses  begründet  sind  (c)  und  ihm  da  hu 
gtröfsere  Wahrscheinlichkeit,  als  dein  ■widerrufenen» 


zugeschricben  werden  mufs. 

CO  P,  G.  o.  ai't.  57. 

Cb)  Kletus  Annalen  0,  XVL  n.  1.  Desselben  Grunil*.  <>•  P* 
II.  §.  105.  Klein  sehr  0(1  a,  a.  O.  §.  lö.  liUanau»» 
Grundlinien.  §*  4ö5. 

£c)  Klei  ns  c  h  r  o  d  a#  a,  O  * 

Dritter  U  nt  e  r  a  bs  a  U, 

Von  cScii  Urkunde». 

Reinhard  Je  eo}  q.nori  circa  probatioriem  delicti  pei  docum 
jus  tu  ra  esl,  Eid*  1732. 

Kl e  1  n s  c  hr  0  d  über  den  Be weifs  durch  Urkunden  in  peinlic 
Fallen,  (in  dem  Archive  B,  V,  St,  1L  n,  j.) 

§.  446* 

Urkunden  können  für  die  Theilc  des  Bc- 
weilsgegenstandes  in  Grimuialsa chen  dem  hichiti 
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'  Von  den  Urkunden. 

nur  in  so  ferne  Erkenntnisgründe  der  Wahrheit 
durbictcn ,  als  entweder  ihr  Daseyn  selbst  ein 
Theil  dieses  Be  Weifsgegenstandes  ist,  sie  also  selbst 
als  Mittel  zur  Begehung  des  Verbrechens  erschei¬ 
nen,  oder  in  ihren  Erklärungen  ihrer  Verfertiger 
über  Thaisaehen ,  es  seyen  die  zu  beweifsenclcn 
selbst ,  oder  andere  damit  in  Verbindung  stehende, 
entl  lallen  sind,  In  diesem  Balle  sind  es  daher,  je 
nachdem  die  darin  enthaltenen,  Erklärungen  von 
dem  Angesehuldigien ,  oder  von  Dritten  herrüh- 
ren ,  entweder  B  c  k  c  n  n  t  n  is  s  e  oder  Zeug¬ 
nisse,  und  hier  wieder  entweder  ö  f f e  n  1 1  i  c  h  e 
oder  Privat-  Zeugnisse,  welche  als  der  In¬ 
halt  der  Urkunde  erscheinen. 

Nach  dieser  Verschiedenheit  des  möglichen 
Inhalts  der  Urkunden  bestimmt  sich  sehr  leicht 
die  Verschiedenheit  ihrer  Beweiskraft.  Enthalten 
»ie  nämlich  das  Mittel  zur  Begehung  des  Verbre¬ 
chens  selbst,  so  gewährt  ihr  Besitz  dem  Richter 
die  ücbci'zcugung  von  dem  Daseyn  derjenigen 
Bestand. ibeile  des  Verbrechens,  welche  durch  die¬ 
ses  Mittel  bedingt  sind.  Enthalten  sie  dagegen 
Bekenntnisse  und  Zeugnisse,  so  bestimmt  sich  ihre 
Beweiskraft  nach  den  Grundsätzen,  welche  über 
die  Beweiskraft  der  Bekenntnisse  und  der  öffent¬ 
lichen,  oder  Privatzeugnisse  entscheiden.  Als  öf¬ 
fentliche,  mit  allen  Requisiten  eines  vollgültigen 
öffentlichen  Instrumentes  versehene  Zeugnisse  be¬ 
weisen  sie  das  Bezeugte  vollständig,  in  so  ferne 
sic  dagegen  aussergeriehtliche  Bekenntnisse,  oder 
u hbcscl  l  wo  reu  e  ,  ■  a  ussc  rgcrieUtlichc  Privatzeugnisse 
eithälien,  sind  sie  keine  Quelle  vollständigen  Be¬ 
weises,  sondern  begründen  nur  Vcrmuiliungcn, 
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§.  447. 

In  so  ferne  die  Urkunden  Bekenntnisse  oder 
Zeugnisse  enthalten,  ist  das  Daseyn  des  aus  die¬ 
sem  Inhalte  sich  entwickelnden  Beweifses  immer 
bedingt  durch  die  Gewifsheit  des  Thatumstandes, 
dafs  die  Urkunde  wirklich  das  Product  desjenigen 
sey ,  als  dessen  Product  sic  sich  ankiindigl,  oder 
anzukündigen  scheint.  Dafs  diese  Voraussetzung 
gegründet  sey,  wird  bey  öffentlichen  Urkunden, 
wenn  keine  Gründe  für  das  Gegentheil  vorhanden 
sind,  ohne  Beweifs  angenommen,  bey  Privat-Ur- 
kunden  dagegen  ist  es  selbst  Gegenstand  eines 
positiv  zu  erbringenden  Beweifses,  welcher  wie 
jeder  Beweifs  und  gerade  so,  wie  in  dem  Civil- 
processc  (a),  geführt  werden  kann,  nur  mit  der 
einzigen  Beschränkung,  dafs  der  Diffcssionseid 
nicht  Statt  findet  (h)  und  die.  Kraft  der  Recogni- 
tionen  des  Angeschuldigten  ganz  nach  den  Grund¬ 
sätzen  über  die  Beweifskraft  der  Bekenntnisse  in 
Criminals  acben  beurtheilt  werden  inufs. 

In  so  ferne  die  Urkunden  als  ein  zur  Bege¬ 
hung  des  Verbrechens  gebrauchtes  Mittel  erschei¬ 
nen  ,  ist  zwar  die  Ueberzeugung  des  Richters  von 
dem  Daseyn  der  darin  enthaltenen  Bestand theile 
des  Verbrechens  durch  keinen  weiteren  Beweifs, 
dafs  ein  bestimmtes  Individuum  der  Verfasser  der 
Urkunde  sey,  bedingt,  wohl  aber  ist  die  Erbrin¬ 
gung  dieses  Beweifses  in  so  ferne  erforderlich,  als 
dadurch  ein  weiterer  Theil  des  Beweifsgegonstan- 
des  in  Criminalsachcn  bewiefsen,  nämlich  die  fra¬ 
ge  :  wer  der  Thater  des  Verbrechens  sey  ?  beant¬ 
wortet  werden  kann. 

(*)  Meine  Theorie  des  gcr.  Verf.  §.  89, 

(b)  Wohl  aber  kann  am  Ende  auf  den  Reiuignngpeid  in  Ansehung 
der  ganzen  Anschuldigung  ,  nach  den  darüber  unten  weiter  r.u 
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Von  den  Anzeigen. 

entwickelnden  Grundsätzen  ,  erkannt  werden  ,  imd  iu  diesem 
Iieinigunggeide  kann  mittelbar  der  Diffessionseid  enthal¬ 
ten  seyn. 

Vierter  Untere  beatz. 

Von  den  mit  den  Bcweifs  gegen  ständen  verbundenen  Tbatsachen ,  als 
Beweismittel u ,  insbesondere  von  den  Anzeigen, 

J.  L,  E.  Pütt  mann  diss,  de  lubrico  indiciornm,  Lips.  1795,  (in 
Opusc.  jur.  crim.  p.  221,) 

J,  C.  Woltär  Diss.,  quae  scmiologiae  erimiualis  capita  quaedam 
summa  träotat.  Halae.  1790. 

H.  E.  von  Gl  obig  Versuch  einer  Theorie  der  Wahrscheinlich¬ 
keit,  liege  nsb.  1806,  8. 

Feu  erb  acbs  Lehrbuch  des  peinl.  Rechts.  §,  544  —  565. 

S  t  ü  b  e  I  über  den  Thatbestand  u.  s,  w.  (J.  243,  folg, 

448. 

Da  keine  Thatsache,  keine  Begebenheit  iso- 
Hrt  da  steht,  sondern  eine  an  die  andere  durch, 
das  Band,  welches  die  Ursache  mit  der  Folge  ver¬ 
knüpft,  gereiht  ist,  so  ist  es  natürlich,  dafs  die  Gewiss¬ 
heit  der  Existenz  einer  bestimmten  Thatsaehe  zu¬ 
gleich  Grande  für  die  Annahme  der  Existenz  einer 
andern,  mit  ihr  verbundenen,  enthalten,  mithin  ein 
Beweismittel  für  diese  seyn  könne.  Es  können  da¬ 
her  auch  für  die  Gegenstände  des.  Bcweifses  in 
Criminalsacheu  —  das  Daseyn  eines  Verbrechens 
überhaupt,  ^  das  Daseyn  der  Schuld  eines  bestimm¬ 
ten  Individiuums  und  das  Daseyn  von  Schärfungs¬ 
und  Milderungsgründen  und  in.  Hinsicht  aller  die¬ 
ser  Puncte  sowohl  für  die  Anschuldigung,  als 
auch  für  die  Vertheidigung  —  Beweisgründe  aus 
der  aufgefundenen  Wahrheit  andrer  Thatsachen, 
welche  damit  in  Verbindung  stehen,  abgeleitet 
werden. 
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Solche,  mit  den  Gegenständen  des  Beweises 
im  Crimmalproces^e  verbundene  Thatsaclien,  aus 
deren  Existenz  Gründe  für  die  Bestimmung  der 
richterlichen  Geberzeugung  in  Ansehung  jener 
flielscn,  können  in  Hinsicht  ihrer  Verbindung 
nur  von  dreyfaehcr  Art  seyn :  l)  Thatsaclien, 
welche  selbst  als  der  Grund,  oder  die  Veranlas¬ 
sung  des  zu  Beweisenden  erscheinen ,  oder  er¬ 
scheinen  können.  2)  Thatsaehcn ,  welche  als 
Wirkungen  oder  Folgen  des  zu  Beweibenden  er- 
scheinen,  oder  erscheinen  können.  3)  Thatsa- 
chen  endlich,  welche  Wirkungen  einer  Ursache 
sind,  welche  auch  als  Ursa  eite  des  zu  Beweisen¬ 
den  erscheint,  oder  erscheinen  kann. 

Ist  die  Verbindung  zwischen  der  aufgefundenen 
Thalsache,  oder  den  aufgefundenen  i  haisachen, 
und  derjenigen,  welche  als  unmittelbarer  Gegen¬ 
stand  des  Beweises  m  Gnminalsacbeii  erscheint, 
eine  not h wendige,  —  wenn  z,  B.  das  huseyn 
der  aufgefundenen  Thatsache  nur  als  folge  der 
Thatsäclie ,  dafs  ein  bestimmtes  Individuum  uas 
Verbrechen  begangen  habe ,  oder  n  u  r  aus  einer 
Ursache ,  von  welcher  auch  die  Iliatsachc,  tuds 
ein  bestimmtes  Individuum  das  Verbrechen  began¬ 
gen  habe,  als  unzertrennliche  Folge  erscheint,  er¬ 
klärt  werden  kann  —  so  ist  der  Beweib,  welcuer 
aus  jener  oder  jenen  Thatsaclien  für  diese  f heust, 
unter  clcr  Voraussetzung  ein  vollständiger,  dais 
jene,  wenn  auch  nur  juridisch,  vollständig  ei- 

wieisen  seyen  (§.  431.). 

Ist  dagegen  diese  Verbindung  keine  nötlrw  en¬ 
dige  ,  oder  ist  die  mit  der  zu  beweisenden  not¬ 
wendig  verbundene  Thatsache  selbst  nicht,  voll¬ 
ständig  er wi eigen,  so  ist  der  Beweils,  weiche r  stell  . 
dem  llichtc r  daraus  darbic,lci ,  nur  ein  unvollslnndi- 
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ger,  die  aufgefundene  Thatsache  mithin  für  die 
Gegenstände  des  Beweifses  nur  eine  Quelle  von 
Vermuthungen  und  mithin  (§.  432.)  zu  den  In  di¬ 
elen  gehörig,  deren  Theorie  noch  einer  weitern 
Erörterung  bedarf. 

§.  449. 

Als  die  Quellen  eines  jeden  unvollständigen 
Beweifses  tlieilen  sieh  die  Indicien  I.)  nach  der 
verschiedenen  Natur  dieses  Beweifses,  in  solche, 
aus  welch  eh  ein  unvollständiger  natürlicher 
Beweils  fielst,  und  solche,  aus  welchen  ein  un¬ 
vollständiger  k  ü  nstli  c  h  e  r  Iäeweifs  entspringt, 
ein  (§.  432,).  H.)  Nach  der  Verschiedenheit  des 

Gegenstandes  clcs  Beweifses  lassen  sic  die  Einthei- 
lung  in  Indicien  des  Tha  ibestandes  (indi- 
eia  corporis  delicti),  Indicien  in  Ansehung 
des  T h a t c r s  .find i cid  aucto ris)  u,n d  Indicien 
i  n  Ansehung  der,  die  Gr  ö f s e  der  Straf- 
b  arkeit  best  i  m  m c n d  e  n  Um  s  t a  n  d  e  (indicia 
qualitativ  et  quantitaiis  delicti)  zu.  In  jeder  die¬ 
ser  Hinsichten  können  die  Indicien  entweder  Quel¬ 
len  des  unvollständigen  Beweifses  für  die  Anschul- 
d i gu  n  g ,  oder  für  die  V  e  r 1  h  e i  cl  i  g  u  n g  seyn, 
wobey  jedoch  wohl  zu  bemerken  ist  ,  dafs ,  da 
Indicien ,  ihrem  Begriffe  nach ,  Quellen  des  B  e- 
weifses  sind,  welcher  der  allgemeinen  rechtli¬ 
chen  Vermulhung  (a) ,  die  man  für  das  Gegen- 
thcil  des  Beweifssatzcs  als  vorhanden  seyend  we¬ 
nigstens  an  nimmt  (b),  entgegengesetzt  und  zur 
Aufhebung  dieser  Vermulhung  bestimmt  ist,  man 
nie  die  b  i  o  f  s  juristische  Annahuie  des  Ge¬ 
gen  theils  eines  zu  bewegenden  Satzes  bis  zu  erbrach¬ 
tem  vollen  Bewcifsü,  und  also  auch  nicht  den  Um¬ 
stand,  dafs  man,  bey  erbrachtem  unvollständigen  Be- 
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weifse,  diese  Annahme  noch  nicht  ganz  aufgeben 
kann,  als  die  "Wirkung  von  Xndicien  betrachten 
darf. 


(a)  Meine  Theorie  des  gericlitl,  Verf,  §.  8l  a, 

W  W  i na nämlich  Behauptungen  zu  beweifsen  sucht,  welche 
eigen tlicli  keines  üeweifses  bedürfen ,  sondern  selbst  durch  die 
rechtliche  VvrmuLhtnig  unterstützt  sind,  wie  b cv  der  Gegenbc- 
weilsfübniiig,  so  ist  die  leoilettz  dieses  Versuchs  dahin  ge- 
lieud ,  selbst  diejenigen  von  der  Wahrheit  des  übernoin menen 
BeweifssaUe®  zu  überzeugen,  welche  vor  der  Hand  das  Gegeu- 
tluül  ohne  B.e  wer  fs  Ihr  wahr  haken  könnten«  Der  Gegen* 
beweib  ist  dalirr  auch  iiirlu  eher  vollständig,  als  bis  dre  voll¬ 
ständigen  Gründe  zur  Erkemitniis  der  Wahrheit  seines  Gegen- 
SU)i des  geliefert,  also  die  für  das  Ge  ge  ul  heil  angenommene 
KechlsverrotUfumg ,  selbst  wenn  eine  solche  vorhanden  wiiie, 
gänzlich  niedergeschlagen  worden  ist,  ob  es  gleich  dieser 
Vollständigkeit  des  Gegenbeweises  für  den  Zweck  des  Gc- 
genbeweifrfiihrcrs  in  der  Regel  nicht  bedarf,  weil  uiilii rü— 
eher  Weifst?  auch  in  Crimiualsachen  der  Grundsatz  entscheidend 
ist,  dals  ,  Ley  mangelodein  Bewelfse,  für  den  Gegenbeweis- 
I obrer  zu  sprechen  sey,  auch  wenn  dieser  durch  seine  Gege  li¬ 
fo  ewcilsführung  gar  keinen  Beweifs  erbracht  haben  sollte, 

§.  450, 

III,)  Nach  der  Verschiedenheit  der  Verbindung 
der,  als  Indicium  erscheinenden  Thatsache  mit 
dem  Be weifssatze  sind  die  Indicien  (nach  §.  448.) 
von  dreyerley  Art:  i)  Solche,  von  welchen  die 
zu  bc weifsende  Thatsache  als  Folge  betrachtet 
Werden  kann  (a)  (  a  n  t  e  c  e  d  i  r  e  n  d  e  Indicien). 
S)  Solche,  welche  als  die  Folgen  der  zu  be¬ 
weisenden  Thalsachen  erscheinen  können  (b)  (sub- 
seejuente  I n di c i  c n ).  3)  Solche ,  welche  als 
Folgen  einer  Ursache  erscheinen ,  welche  man 
auch  als  Ursache  der  zu  beweifsenden  Thatsache 
betrachten  kann (c)  (con currente  Indicien)  (d). 
Alle  Indicien  lassen  sich  hiernach  erschöpfend 
classificiren',  alle  möglichen  einzelnen  Indicien 
aufzuzahlen,  ist  aber  durchaus  unmöglich,  (e)  und 
unnütz. 
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(a)  Dahin  gehört  z.  B*  Neigung  zu  Verbrechen  einer  bestimmten 
Avt*  das  bey  einem  Individuum  Statt  gefundene  Daseyn  sol¬ 
cher  Motive  zu  dem  begangenen  Verbrechen*  welche  wohl 
die  Besiegung  der  entgegen  gesetzten  Motive  zur  Folge  haben 
konnten,  z.  B,  einer  Leidenschaft,  deren  Forderungen  durch 
die  Begehung  des  Verbrechens  befriedigt,  eines  besondern  Vor— 
theils ,  welchen  dein  Individuum  diese  Begebung  gewähren 
imilste,  die  vorherige  Erklärung  des  Willens,  das  entstandene 
\  erbrechen  begehen  zu  wollen,  das  Vornehmen  solcher  Hand¬ 
lungen  ,  welche  als  Vorhereitungshandlimgen  zu  dem  Verbre¬ 
chen  erscheinen  u.  d(  gh 

ta)  Dahin  gehört  z*  B,  der  Besitz  von  Sachen,  welcher,  entweder 
nach  der  Art,  wie  er  nusgeiibt  wird,  oder  nach  der  Beschaf¬ 
fenheit  der  Sachen  selbst*  oder  nach  der  sonstigen  Lage  des 
Besitzenden ,  auf  illegale  Erwerhsgi  Ünde  überhaupt,  oder 
au  1  ein  bestun  i  n  te  s  V  r  v  b  re  eben  ,  a  1  s  E  r  w  erbsg  r  u  n  d ,  s  chl  i  e  fse  n 
ii. st,.  Merkmale  an  der  Person  eines  Individuums,  oder  den 
machen  desselben,  welche  Wirkungen  eines  Verbrechens  zu 
seyn  scheinen,  Handlungen  des  Apgeschnlrligteu  ,  oder  Dritter, 
von  welchen  das  Bewufstseyo  des  begangenen  Verbrechens  die 
Ursache  zu  seyn  scheint,  wie  anfsergeikhtliche  Geständnisse, 
Mgreij  u  der  £  lucht,  versuchte  Verlimdeniogen  der  gericlidi- 
ch"  ntersnehung,  Anssagen  von  Zeugen ,  welche  keinen  vollen 
ievvei  s  wirken,  Aussagen  der  Mitschuldigen,  des  Beleidigten  u,  s*w* 

(c)  Dahin  gehört  z.  B*  wenn  Sachen  eines  bestimmten  Individuums 
an  dem  Orte,  wo  das  Verbrechen  begangen  worden,  aufge- 
unt  t  n  werden s  wenn  tlandhingeü  eines  solchen  Individuums 
er w leisen  smd,  welche  als  Folgen  seines  Entschlusses  zur  Be¬ 
gebung  des  Verbrechens,  von  welchem  die  Rede  ist,  zu  be¬ 
trachten  sind  u.  d*  gl, 

{(1)  Mit  den  angegebenen  Benennungen  bezeichnet  die  einzelnen 
Olasseu  der  Indicieu  seht'  zwecknitifsig  Feuerbach  a,  a.  O. 

(e)  P.  G.  O.  art,  24.  „Uerti  aus  den  nachfolgenden  avtikel«  von 
aig  woti  soll  Ui  feilen ,  so  darin  nicht  benannt  sein,  gleich¬ 
em«  genommen  werden.  Wann  nit  möglich  ist,  alle  argkwö- 
nige  und  verdächtige  feile  und  umbstende  zu  beschreiben.“ 

"  §•  451  a. 

IV.)  In  Ansehung  der  Beweifskraft ,  welche  in 
einem  Indicium  enthalten  ist,  tlieilt  man  sie  in 
nalie  (redliche,  genügsame  Anzeigungen, 
indicia  proxima)  und  entfernte  (indicia 
remota)  ein,  von  weichen  jene,  wie  man  sich, 
nach  der  Analogie  von  der  Aussage  eines  classi- 
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sehen  Zeugen,  in  der  Sprache  der  Piae likfr  auszu- 
d r ü cken  pflegt ,  ei n en  wenigstens  halb  e n  B  c- 
weifs,  oder  besser  eine  dringende  Vernni- 
th un g,  diese  dagegen  einen  w e n i ger  als  hal¬ 
ben  Be  weifs,  oder  eine  minder  dringende 
V e  rm  u  ih  un  g  begründen. 

Dringend  ist  die  V ermuthung  alsdann,  wenn 
die  Verbindung  des  Judiciums  mit  dem  zu  be¬ 
weisenden  Satze  als  die  dem  gewöhnlichen 
Laufe  der  Dinge  entsprechende  erscheint,  mithin 
in  dein  Indizium  alles  gegeben  seyn  würde,  um 
das  Dascyn  der  zu  beweifsenden  Sache  als  notli- 
wendig  zu  erkennen,  wenn  sich  nicht  durch  das 
mögliche,  aber  durch  nichts  erkennbar  gemachte 
Daseyn  besonderer  Verhältnisse  auch  eine  andere 
Causa] Verbindung  gedenken  licfsc.  Emo  minder 
dringende  V  ermuthung  dagegen  ist  vorhanden, 
wenn  das  Judicium  zwar  eine  Causa! Verbindung 
mit  dem  Beweifssatzc  andeutet,  aber  entweder  in 
demselben  allein  noch  nicJit  alles  liegt,  um  sieh 
diese  Ca usal Verbindung  selbst  als  indieirt,  obgleich 
minder  wahrscheinlich  erselieint. 

Dafs  die  Thatsachc ,  welche  als  In  d  i  eiu  ni  wir¬ 
ken  soll,  gewiß»  existire,  ist  bey  der  angegebenen 
Bestimmung  der  Wirkungen  .der  Judicien  not.h wen¬ 
dige  Voraussetzung.  In  dieser  Hinsicht  mm  un¬ 
terscheiden  sich  die  Judicien,  welche  einen  un¬ 
vollständigen  natürlichen  'Bc  weife  wirken,  sein' 
von  denjenigen ,  aus  welchen  ein  unvollständiger 
künstlicher  Bcweifs  entspringt.  Bey  jenen  kann 
von  der  Gewifsheit  dos  Dascyns  der  Thatsachc, 
aus  welcher  sich  die  Erkenntnifsgründe  für  den 
Beweifssatz  unmittelbar  entwickelten,  nicht  weiter 
die  Rede  scyn,  wohl  aber  bey  diesen  (a).  Das 
Entstehen  einer  dringenden  Vermüihung  bey  kirnst- 
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liehen  Beweifsfüh rangen  setzt  daher  voraus,  dafs 
entweder  die  mit  dem  Beweifssatze  in  der  vorhin 
bezeichne  len  Verbindung  stehende  Thatsaehc  selbst, 
wenigstens  juridisch ,  vollständig  crwielsen  sev, 
oder  d  als,  wc  n  11  für  die  Tlia  ts  a  ehe ,  aus  wel  eh  er 
auf  den  RcvvcUssalz  geschlossen  werden  soll,  nur 
eine  dringende  Vermuihung  begründet  worden  ist, 
alsdann  die  Verbindung  zwischen  ihr  und.  dem  Be- 
w e i fssaizc  al s  eine  unser t rennli c h c  erschei¬ 
ne,  weil  natürlicher  'Weihe  eine  jede  Thalsache 
in  demselben  Grade  erw leisen  ist,  in  welchem 
eine  mit  ihr  unzertrennlich  verbundene  sich  als 
erwiefsen  darstellt.  Von  selbst  ergiebt  sich  hier¬ 
aus,  was  zürn  Entstehen  einer  dringenden  Vernm- 
thung  alsdann  erfordert  werde ,  wenn  der  künst¬ 
liche  Reweiis  durch  cornbinirte  Schlüsse  ersetzt 
werden  soll. 

(a)  P,  G.  O,  att*  23-  „Item  eyu  iede  gmigsame  an/.<?yg"tmg;  —  — 
sali  mit  zweyeo  guten  zeugen  be Avisen  werden  cLe.  —  Aber 
sa  die  haüpt&äch  der  misse tliat  mit  ryiiehi  guten  zeugen  be- 
wlseu  wüvcU,  die  selb,  als  eyn  halb  beweisungj  rmteht  eyn 
gu  n  gss  m  an  zt  y  g  u  n g.‘ 1 

§,  45 1  b. 

D  a  fs  du  rch  d  ie  C  om.hr  na  d  on  mc  h  re  re  i'  e  n  t- 
fc  r n ten  In'dicien*  eine  d  r  Inge  n  d  c  Vermutlrung, 
oben  so  gut,  wie  durch  ein  nahes-  lndieium, 
bewirkt  werden  könne ,  ist  keinem  Zweifel  un¬ 
terworfen  (a).  Dieses  ist  so  oft  der  Fall,  als  ent¬ 
weder  aus  mehreren  v  o  1 1  s  t  an  d  i  g  eewi  eisen  on 
Thatsachcn,  von  welchen  jede1  an  sieh  nur  ein 
entferntes  lndieium  gewesen  seyn  würde,  sieh  in 
der  Verbindung  ein  solcher  inniger  Causalzusam- 
mcnlrang  mit  dem  Beweifssatze,  wie  der  in  §,  45  I 
beschriebene,  entwickelt,  oder  wenn  sich  aus 
mehreren  solchen,  selbst  nur  durch  dringende 
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Vermuthungen  erwiesenen  Thatsachen  ein  abso¬ 
lut  n  o  thw  en  di  ge  r  Schluß  auf  den  Beweifssätz 
ergiebt.  Nie  aber  kann,  auch  aus  noch  so  vielen 
combinirtcn  Thatsachen,  für  welche  selbst  nur 
dringende  Vermuthungen  begründet  sind,  sieh  eine 
dringende  Vermutliung  für  den  Beweifssätz  ent- 
wickeln ,  so  lange  die  Verbindung  dieser  Thaisa¬ 
chen  mit  dem  Bewcifssalzc  keine  schlechthin  notli- 
wendige  ist,  so  innig  auch  diese  Verbindung  übri¬ 
gens  erscheinen  möge,  und  eben  so  wenig  kann 
dieses  durch  die  ComBination  auch  noch  so  vie¬ 
ler  Thatsachen,  für  welche,  oder  für  deren  eine 
nur  eine  entfernte  Vermutliung  begründet  ist,  statt 
finden,  selbst  wenn  die  Verbindung  dieser  That- 
sachen  mit  dem  Bewcifssalzc,  unter  der  Voraus¬ 
setzung  der  Wahrheit  der  ersteren,  eine  schlecht¬ 
hin  nothwendige  seyn  sollte. 

Dafs  aus  der  Combination  mehrerer  Umstünde, 
welche  an  sich  nur  Vermuthungen  bewirkt  haben 
würden,  auch  ein  vollständiger  künstlicher  ße- 
weifs  entstehen  könne,  ist  alsdann  keinem  Zwei¬ 
fel  unterworfen,  wenn  sich  aus  dieser  Combina- 
li  o  n  ci  n  n  o  l  h  w  c  n  d  ige  r  Zu  sa m m  entlang  zwi¬ 
schen  den  coinMiiirtcn  Umständen  und  dem  ße- 
weifssatze  ergiebt  (§.  44 8.),  Ob  nach  den  römi¬ 
schen  Gesetzen,  welche  aus  indiciis  indubi- 
tatis  etluce  clarioribus  einen  vollständigen 
Beweifs  ableiten  (b),  nie  aber  bey  mangelndem 
vollen  Eeweifse  Strafe  erkannt  haben  wollen  (c), 
ein  vollständiger  Beweifs  aus  Indicien,  auch  ohne 
schlechthin  n  o  t  h  w  e  n  d  i  g  e n  Zusammenhang  der¬ 
selben  njii  dem  BewcifssaLze,  für  rechtlich  mög¬ 
lich  zu  halten  sey,  ist  zweifelhaft  (d),  eben  wegen 
dieses  Zweifels  aber,  welchen  die  nur  eine  Bestä¬ 
tigung  des  römischen  .  Rechts  enthaltenden  deut- 
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sehen  Gesetze  (e)  keineswegs  aufhehen  ,  ist  es  be¬ 
denklich  ,  den  Richter  in  diesem  Puncte  den  G  e~ 
schwornen  gleich  zu  stellen,  zumal  da  eine 
Gesetzgebung,  welche  Merkmale  des  juridischen 
Bewcifscs  aufstellt,  keineswegs  von  einer  solchen 
Gleichstellung  auszugehen  scheint  (f).  ' 

(a)  P,  G*  Ot  art,  27* 

(b)  L*  25.  C.  de  probat*  (XV.  19*">  , 

(c)  D*  5*  D-  de  poen*  fXLVIII.  19.)  „Sed  nec  de  söspieio- 
nibus  cUbcre  aliqueru  damuari,  Divus  Trajanns  Assiduo  Se- 
vero  rescrjpsit ,  satius  emm  esse  ,  i  mp  u  n  i  t  ti  m  reUuqui 
facialis  nocenlis,  tjuaui  inuocentem  damnari,“ 

(d)  Das  Gegemheil  behauptet  S  t  ü  b  e  1  a,  a.  O,  §.  25 6* 

(e)  P*  G,  O*  a,  22.  „dafs  niemant  an  ff  eyriieberley  anzeygung, 
argkwons  warzeichen  ,  oder  verdacht  entlieh  zu  peinlicher  Straff 
soll  vrruilbejdt  werden,  sondern  allein  peinlich  mag  mau  darauf 
fragen  ,  so  die  amcyguug  (als  hernach  fanden  wird  et.) 
gnugsam  ist,  dann  soll  jemandt  entlieh  zu  peinlicher  straff 
verurllieylt  werden,  das  inufs  aus  eygen  bekennen,  oder  bc- 
weisuug  beschdieu  und  oit  au  ff  Vermutung  oder  aßzeygung,“ 
Id  als  dieser  Artikel  wirklich  nichts  anderes,  als  eine  Wieder¬ 
holung  der  L,  5.  D.  de  poerns  —  wie  diese  auch  in  dem  Ge¬ 
gensätze  gegen  die  L,  25.  Cb  de  prohat*  zu  verstehen  sey  — * 
enthalte,  ist  noch  itzt  meine  Meinung,  wie  ehemals  (vergL 
die  Bibliothek  B*  I,  St*  1,  S,  l67*  folg*)»  und  die  ent- 
gegeugesetzten  Ansichten  Feuerbachs  im  Lehrb*  d*  peinl, 
B.  §,  56 7,  und  Stühe  1s  a.  a,  O*  §*  257,  können  mich  zu 
keiner  'Abänderung  bestimmen*  Es  wären  weder  Grunde  da, 
welche  den  Gesetzgeber  zu  einer  Abänderung  der  römischen 
Grundsätze  bewegen  mnfsten,  noch  lassen  die  Worte  des  Ge¬ 
setzes  und  der  ganze  Sprachgebrauch  der  Carolina,  welche  die 
Anzeigung  stets  der  BeweijCsuog  eh  h*  dem  vollständigen  Be- 
weifse  entgegen  stell  t ,  eine  solche  Abänderung  erkennen*  Mit 
mir  stimmen  überein  Eisenhart  im  Archive  des  Crim. 
Hechts  B*  Uh  St,  1*  iS*  9ü#  Kleins  Grunds*  d*  p.  E,  115* 
in  der  Pfote* 

(Q  Im  Civil  verfahren  Jäfst  sich  das  Gegenlhed  behaupten* 

§*  453, 

V.)  In  Ansehung  des  Umfangs  ihrer  Brauch¬ 
barkeit,  .theilen  sich  die  Indicien  in  gemeine 
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und  besondere  ein,  je  nachdem  sic  entweder 
für  alle  oder  doch  für  mehrere  Arten  von  \ er¬ 
brechen  ,  oder  nur  für  einzelne  bestimmte  Verbre¬ 
chen  Anzeigen  seyn  können.  Nach  dieser  Eimhei- 
iung  hat  die  P.  G.  O.  ein  Beyspielverzcichnifs 
von  nahen  und  entfernten  Anzeigen  aufgcstelit, 
bey  ■welchem,  eben  weil  cs  nur  13ey spiel verzeich- 
nils  seyn  soll,  nie  zu  vergessen  ist,  l)  dafs  das¬ 
selbe  nach  richtigen  Analogiccn  vervollständigt  (fl) 
worden  dürfe,  und  2)  dafs  durch  die  geringste 
Veränderung  der  Umstände  die  BewcilskraU  der  in 
den  gesetzlichen  Bey  spie  lm  enthaltenen  Anzeigen 
verändert  werden  müsse  (b). 

(a)  P,  G,  O,  au.  2-1. 

(b)  nie  P.  G.  O.  an.  28.  schärft  1a her  selbst  dem  H'cbter  die 
sorg  fällige  Ijeiirlheifung  der  ßrauclibatkclt  ihrer  ßeysjiit’ie  111 
<l«eu  concrelen  Falten  eia. 


I.)  Gemeine  Anzeigen. 

§.  453. 

Als  gemeine,  nahe  Anzeigen  führt  die  P- 
G.  O.  folgende  auf:  l)  Das  Finden  einer  Sache, 
von  welcher  der  Angeschuldigte  der  letzte  er- 
weifslichc  Besitzer  gewesen ,  an  dem  Orte,  wo  das 
Verbrechen  begangen  worden  ist  (a).  2)  Die  Aus¬ 
sage  eines  classisclien  Zeugen  (b).  3)  Dm  freyc, 

auf  keine  Suggestion  gegründete,  bestimmte  und 
erschöpfende  Aussage  eines  Mitschuldigen,  ßdls 
der  Angeschuldigte  in  solchem  Rufe  steht,  dafs 
man  dergleichen  Handlungen  von  ihm  nicht  be¬ 
fremdend  finden  kann  und  der  Mitschuldige  vor¬ 
her  in  keinen  feindschaftlichen  Verhältnissen  zu  ihm 
gestanden  hat  (c).  4)  Ein  ausser  gerichtliches,  sonst 

mit  allen  Requisiten  eines  vollgültigen  versehenes 
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* 

Gesländnlfs  (d).  5)  Die  von  dem  Angeschuldigten 

vorher  geschehene  Androhung  eines  Verbrechens, 
welches  bald  darauf  begangen  worden  ist,  wenn 
anders  dergleichen  Handlungen  nicht  ganz  den 
Erwartungen,  zu  welchen  der  bisherige  Huf  des 
Angcschuldigten  berechtigte,  widersprechen  (e). 

00  P*  G,  G,  art,  29, 

(b)  P,  G.  O.  art,  30. 

(cj  P,  G  O.  art,  31*  Ist  das  let&le  Requisit  nicht  vorhanden, 
so  verdient  die  Aussage  des  Mitschuldigen  £at'  Minen  Glau- 
Len  ^  wenn  nicht  die  vuu  ihm  tu  gegebenen  Umstande  auf  an¬ 
dere  Art  durch  Beweise  uuicrsUUzt  werdqn* 

00  I\  G.  O  a,  32, 

(e)  P,  G.  0.  a-  32, 


§.  454. 

Gemeine ,  e n tf e r  a  t e  Anzeigen  sind  nach 
der  P.  G.  O.  folgende:  I)  wenn  der  Angeschul- 
digie  in  einem,  nicht  von  feindselig  gesinnten, 
oder  leichtfertigen  Leuten  herrührenden  bösen  Rufe 
solcher  Art  steht,  dafs  man  auch  das  Begehen  des 
angcschuldigten  Verbrechens  von  ihnr  hätte  erwar¬ 
ten  können,  oder  wenn  das  bisherige  Begehen 
gleichartiger  Verbrechen  seine  Neigung  zu  Gesetz¬ 
widrigkeiten  dieser  Art  an  den  Tag  legt  (a).  S)  Wenn 
der  An  geschuldigte  an  Orten  gefunden  wurde,  wo 
man  das  Begehen  einer  solchen  Thal,  wfie  die  an- 
goschuldigte ,  leicht  erwarten  konnte.  3)  Wenn 
der  Angeschuldigte  in  Gestalt,  Kleidung,  Waffen, 
Pferde  u.  d.  gl.  demjenigen,  welchen  man  als  den 
Th  ater  erkannt  hat,  gleich  zu  stehen  scheint  (b). 
4)  Wohnung  bey,  oder  Umgang  mit  Personen, 
■welche  Verbrechen  der  Art,  wie  das  angeschul- 
digte,  zu  begehen  pflegen,  5)  Feindschaft  des  Ange- 
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schuldigten  gegen  den  Verletzten,  oder  ein  sonsti¬ 
ges  besonderes  Interesse,  ‘welches  er  an  der  Bege¬ 
hung  des  Verbrechens  haben  Konnte,  fi)  Wenn  der 
an  sich  nicht  unglaubwürdige  Beschädigte  seine 
Anzeige  mittelst  Eides  oder  durch  den  Tod  be¬ 
kräftigt.  7)  Wenn  der  Angcschuldigtc  sich  ent¬ 
fernt,  ohne  dafs  ein  Grund  erhellte,  aus  welchem 
diese  Entfernung  wenigstens  eben  so  gut,  wie  aus 
der  Einwirkung  des  bösen  Gewissens,  erklärt  wer¬ 
den  könnte  (c). 

(a)  An  sicli  ist  indessen  diese  Vfirmtuliung  unbedeutend,  sie  ge¬ 
winnt  aber  au  Stärke  iu  der  Verbindung  mit  an  dem* 

(b)  Wenn  man  Gleichheit  in  ausserge  wohn  liehen  AuÄZcicbnuDgcn 
findet,  so  kann  diese  Anzeige  selbst  eine  nahe  werden* 

(c)  Alle  diese  Anzeigen  behandelt  der  Art*  25.  cl*  P,  G,  Öt 

in  dem  Art*  26*  behandelte  achte  keine  gemeine,  son¬ 
dern  eine  besondre  Anzeige, 

1.1.)  Besondere  Anzeigen  einzelner  Ver¬ 
brechen. 


§.  45  5. 


A)  Des  Diebstahls  und  andrer  mit 
b  e  n  verwandten  Verbreche», 
art,  SS.  59.  40.  43. 


d  e  m  8  e  1- 
I*.  G-  0. 


I)  Wenn  einer  die  entwendeten  Sachen  nacli 
der  Entwendung  besitzt,  oder  doch  erweifsl  ich  be¬ 
sessen.  hat  (mag  er  sie  in  diesem  Falle  verkauft, 
oder  sonst  auf  irgend  eine  Art  veräulsert  haben), 
und  keinen  wahrscheinlichen,  rechtmäfsigcn  Grund 
seines  Besitzes  angeben  kann ,  so  entsteht  daraus 
ein  dringender  Verdacht  gegen  ihn,  dafs  er  an  dm 
geschehenen  Entwendung  Anihcii  habe.  Behaup¬ 
tet  er,  die  Sachen  von  den  Dieben  selbst  erhalten 
zu  haben,  so  ist  ein  Eingeständnis  seiner  Theil- 
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nähme,  keineswegs  aber  eine  nahe  Anzeige  vor¬ 
handen,  dafs  er  die  That  selbst  verübt  habe. 

s)  Wenn  einer  bekannte  Diebe,  Piäuber  u.  s,  w. 
beherbergt,  die  entwendeten  Güter  aufhebt, 'oder 
veraufscrt  und  überhaupt  mit  dergleichen  Leuten 
auf  eine  Weifse  umgeht,  welche  sich  beynahe 
nicht  anders,  als  durch  ein  Antheilnelimen  an' 
ihrem  niedrigen  Gewerbe,  erklären  läfst,  so  liegt 
hierin  eine  nahe  Anzeige  seines  Amheils  an  Dieb¬ 
stählen,  eben  so  wie 

3)  in  dem  Umstande,  dafs  man,  wenn  ein 
Diebstahl  durch  Einbruch  geschehen  ist,  einen 
Menschen,  zu  welchem  man  sich  dergleichen  Tha- 
ten  versehen  kann,  an  dem  Orte,  wo  der  Dieb¬ 
stahl  vorgefallen  ist,  mit  Instrumenten ,  welche 
zum  Einbrüche  tauglich  sind ,  hat  umherwandeln 
sehen.  Eine  entferntere  Anzeige  dagegen  entsteht 

4)  gegen  diejenigen,  welche  bisher  in  Armuih 
lebten  und  nun  plötzlich  als  Wohlhabende  er¬ 
scheinen,  vorzüglich  aber  gegen  Landstreicherund 
andere  unvermögende  Müfsiggänger, 

§■  45  6. 

B)  Des  To  (Uschlags  and  Mordes.  F.  G.  O. 
art,  33.  3  t. 

0  Eine  nahe  Anzeige  des  Mords,  oder  Todt- 
schlags  überhaupt  findet  der  Art.  3  3.  darin,  dafs 
der  Verdächtige  zu  der  Zeit,  wo  das  Verbre¬ 
chen  vorgefallen  ist,  mit  blutigen  Kleidern  oder 
Waffen,  auf  eine  verdächtige  Art,  angetroffen,  wor¬ 
den  ist,  ohne  dals  er  einen  andern  wahrschein¬ 
lichen  Grund  dieser  Erscheinung  anzu geben  vermag. 

2)  Eine  dringende  Vermuthung,  dafs  einer  der 
Thater  eines  vorgefallenen  Raubmordes  seyyent- 
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stcbt  daraus«  dafs  man  bey  ihm  Sachen,  welche 
der  Ermordete  erweifslich  bey  sich  hatte,  findet, 
oder  ihm  doch  bewiefsen  werden  kann,  dafs  er 
dergleichen  Sachen,  nach  der  Ermordung,  beses¬ 
sen  habe,  ohne  dafs  er  im  Stande  wäre,  einen 
Piechtsgrund  seiner  Erwerbung  nur  im  geringsten 
Wahrscheinlich  zu  machen. 

3)  Wenn  man,  bey  einer  in  einem  Auflaufe 
bey  gebrachten  tödtlichen  Wunde,  den  Thäter  nicht 
kennt,  so  ist  die  Vcrmuthung  gegen  denjenigen, 
von  welchem  erwiefsen  ist,  dafs  er  bey  dem  Auf¬ 
laufe  gewesen,  dafs  er  mit  dem  Geiöd  teten  in 
Streit  gcrathen  sey  und  die  Waffen  gegen  densel¬ 
ben  gezogen  habe,  und  diese  Vcrmuthung  wird 
dringend,  wenn  zugleich  erwiefsen  wird,  dafs  man 
die  Waffen  des  Angeschuldigtcn  gleich  nachher 
mit  Blut  befleckt  gesehen  habe  und  die  Beschaffen¬ 
heit  der  Wunde  der  Vcrmuthung,  dafs  sie  mit 
dieser  Waffe  zugefügt  worden  sey,  nicht  wider¬ 
spricht  (a). 

(a)  Oefters  kann  Liev  auch  ein  vollständiger  künstlicher  Beweifs 
au  Stande  gebracht  werden,  z,  ß.  wenn,  bey  den  angeführ¬ 
ten  Umständen ,  es  vollständig  erwiefsen  wäre ,  dafs  kei¬ 
ner  der  übrigen,  welche  bey  dem  Aullattfe  gegenwärtig  gewe¬ 
sen  sind,  ein  Stofsgewcbr  gehabt  habe,  und  die  tödtliche 
Wunde  eine  Stofa wunde  ist. 


§.  45  7. 

C)  Der  Ve  r  gi  f  t  un  g.  F.  G.  O.  art.  37. 

Eine  nahe  Anzeige  dieses  Verbrechens  entsteht, 
wenn  erwiefsen  ist,  dafs  ein  Mensch  vergiftet  wor¬ 
den  sey,  und  ein  Andrer,  welcher  mit  dem  Ver¬ 
gifteten  in  Uneinigkeit  gelebt,  oder  von  dem  Tode 
desselben  Vortheil  zu  erwarten  haL,  oder  sonst 
berüchtigt  ist,  überführt  wird,  Gift  gekauft ,  oder 
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zubereitet  zu  haben,  ohne  im  Stande  zu  seyn, 
"wahrscheinliche  andere  Zwecke  für  den.  Gebrauch 
dieses  Gifts  anzugehen.  Ja  der  Umstand,  dafs  je¬ 
mand  der  Giftzubereitung  überführt  'wird ,  ohne 
einen  Zweck  dieser  Handlung  wahrscheinlich  ma¬ 
chen  zu  können,  würde,  (wiewohl  hiervon  die 
P.  G.  Ö.  nichts  sagt)  auch  ohne  die  Concurrenz 
eines  der  drey  angeführten  Umstände,  eine  drin¬ 
gende  Vermuthung  wirken,  wenn  man  die¬ 
selbe  Art  Gift  in  dem  Körper  des  Vergifteten 
vorgefunden  hatte.  Dieses  letztere  setzt  auch 
die  P.  G.  O.  voraus,  wenn  sie  in  dem  Um¬ 
stande  „so  einer  Gift  kauft,  und  das  vor  der 
„oberkeit  in  laugnen  stünd ,  und  doch  des  kaufs 
„überwiesen  wird“  (und,  was  sich  von  selbst  ver¬ 
steht,  keinen  wahrscheinlichen  Grund  zur  Entfer¬ 
nung  des  Verdachts  angeben  kann)  „eine  nahe 
„Anzeige  findet“  (a). 

(a)  So  erklärt  diese  Stelle  auch  Kleiu  Grundsätze  des  peitil. 

Reclils,-  §,  317.  .  . 

§.  45  3. 

D)  Des  Kind  ermords,  P.  G.  O.  art,  35. 

36.  131. 

Wenn  der  Thatbestand  dieses  Verbrechens  noch 
nicht  ausgemittelt  ist,  so  kann  Öfters  der  Tlieil 
desselben,  dafs  eine  gewisse  Frau  ein  Kind 
gebohren  habe,  durch  Besichtigung  derselben 
Crwiefsen ,  oder  doch ,  durch  das  Auffinden  der 
gewöhnlichen  Spuren  der  Schwangerschaft  an  ih¬ 
rem  Körper,  höchst  wahrscheinlich  gemacht  wer¬ 
den.  Eine  dringende  Vermuthung  der  absichtli¬ 
chen  Tödtung  des  Kindes  dagegen  entsteht  aus 
der  Verheimlichung  der  Schwangerschaft, 
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■  der  liül  Hosen  Gebährung  und  der  Verber¬ 
gung  der  erfolgten  Geburt,  -wenn  nämlich 
nichts  zur  Entfernung  des  aus  diesen  Umständen 
entstehenden  Verdachts  angeführt  "Werden  kann, 
2.  B.  dafs  die  Mutter  von  der  Geburt  übereilt  wor¬ 
den  scy ,  oder  sic  überredende  Gründe  geliaht 
habe,  sich  nicht  für  schwanger  zu  halten. 

§.  459. 

£)  Der  Brandstiftung.  P*  G.  O.  art.  41. 

Eine  dringende  Vermuthung  in  Ansehung  die¬ 
ses  Verbrechens  entsteht  gegen  diejenigen,  welche 
man,  kurz  vor  dem  Brande,  heimlich,  oder  sonst 
auf  bedenkliche  Art,  mit  Materialien,  welche  zum 
Feueranlegen  vorzüglich  geschickt  sind,  hat  um¬ 
geh  eri  sehen ,  jedoch  nur  alsdann ,  wenn  sic  sich 
bisher  so  aufgeführt  haben,  dafs  man  auch  der¬ 
gleichen  Timten  von  ihnen  erwarten  konnte, 
und  sie  nicht  im  Stande  sind,  einen  andern  wahr¬ 
scheinlichen  Grund  ihrer  Zubereitungen  anzu¬ 
geben. 

§.  460. 

J?)  Dar  Verrät  Iierey*  F*  G*  O*  a*  42* 

Von  diesem  Verbrechen  findet  die  P.  G.  0. 
a.  a.  O.  eine  nahe  Anzeige  in  dem  Umstande, 
dafs  ein  Mensch,  welchem  man  ein  solches  Ver¬ 
brechen  überhaupt  Zutrauen  könnte ,  mit  den  Per¬ 
sonen,  mit  welchen  er  die  Verrätherey  begangen 
zu  haben  verdächtig  ist,  in  einer  heimlichen  und 
bedenklichen  Unterredung  angetroffen  worden  ist, 
ob  er  dieselben  gleich  öffentlich  für  seine  Feinde 
erklärt  und  sich  stellt,  als  ob  er  die  Nachstellun¬ 
gen  derselben  zu  fürchten  habe  (a). 


Von  der  richterlichen  Aufnahme  des  Beweises.  48  9 

(a)  Die  P.  G.  O.  redet  auch  viel  von  den  Anzeigen  der  Magie, 
Ich  ii!>ergoIie  aber  diese,  weil  wir  Magie,  in  dem  Sinne  der 
P *  G*  O,  ,  nicht  mehr  kennen. 

%  w  eyter  A  b  s  a  t 
Von  der  richterlichen  Aufnahme  des  Beweilses* 

5-  46  L 

Alle  hisiorische  Gfwifsheit  mufs  zuletzt  durch 
den  aufseren  Sinn  verbürgt  werden,  alle  die  hi¬ 
storische  Ucberzcugung  bestimmenden  Gründe  müs¬ 
sen  zuletzt  auf  einer  Thatsache  beruhen ,  welche, 
als  Erscheinung  von  dem  aufseren  Sinne  auf- 
gefafst,  dem  die  Zukunft  und  die  Vergangenheit 
mit  der  Gegenwart  nach  dem  Causalitätsgeselze 
verknüpfenden  Geiste  einen  nicht  täuschenden 
Blick  in  die '  Reihe  der  Begehen  hei  Len  erlaubt. 

Auch  die  Geberzeugung  des  Richters  von  der 
Beschaffenheit  der  factischen  Verhältnisse,  auf  wel¬ 
che  er  die  Gesetze  anwenden  soll,  kann  nur  auf 
die  angegebene  Weifse  bestimmt  werden.  Alles 
Streben  des  Richters,  sich  Be  weifse  von  Facten  zu 
sammeln  (Beweisaufnahme),  kann  daher  kei¬ 
ne  andre  Richtung  haben,  als  mit  dem  aufseren 
Sinne  diejenigen  Erscheinungen  aufzufassen, 
in  welchen  der  die  Gegenwart  an  die  Vergangen¬ 
heit  knüpfende  Verstand  die  Erkenn tnifsgründe  für 
die  zu  beweifsende,  in  der  Vergangenheit  Regende 
Begebenheit  finden  kann  (die  Bewrei fs mi tte  1 ), 
Für  die  Realisirung  dieses  Strebens  zeigt  sich  in 
Ansehung  derjenigen  Beweismittel,  welche  in 'Aus¬ 
sagen  bestehen  (Bekenntnisse  und  Zeugnisse)  (a), 
als  notlrwendiges  Mittel,  das  Verhör  des  Aussa¬ 
genden,  bey  allen  andern  Beweismitteln  geschieht 
jenes  Auflassen  durch  den  Act  der  Besichti¬ 
gung  oder  Beaugenscheinigung.  DieTheo.- 
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rie  (3er  Beweisaufnahme  wird  daher  im  Allgemei¬ 
nen  durch  die  Theorie  der  Augenscheine  und  die 
Theorie  der  Verhöre  erschöpft,  von  welchen  Leh¬ 
ren  sodann  die  näheren  Bestimmungen  in  Bczie- 


hung  auf  die  einzelnen  Bewcifsgegenslande  noch 


besonders  nacheezeiet  werden  müssen 

ö  D 


(a)  3  u  so  ferne  sic  nicht  in  Urkunden  enlliuHcn  sind  (J.  4lfr 
U.  486.). 


§.  462. 

Da  indessen  die  Bcwcifsfuh rung 


keineswegs 


darauf  beschränkt 


Ceberzeucung 


scyn  kann,  cnc  L,-c,uerz.e-ugu«jj 
eines  einzelnen  Individuums  von  Richter  zu  be¬ 
stimmen  ,  sondern  durch  sic  die  Beweisgründe 
noihw endig  auf  eine  solche  Art  gesammelt  wer¬ 
den  müssen,  dafs  aus  denselben  auch  für  jedes 
andere  TnfhvrfliinTv»  (  wr>l<?lir»e  nnrh  .  in  dicsei 


Individuum  (welches  auch,  in 
oder  einer  folgenden  Instanz,  das  richtende  seyn 
möge)  dieselbe  Ucbcrzeugung  hervorgehen  könne, 
die  Ucbcrzeugung  des  einen  Individuums  aber  noth- 
vrendig  durch  dieselben  Voraussetzungen  (§■  461.)* 
wie  die  des  andern ,  bedingt  erscheint ,  so  folgt» 
dafs  eine  noth wendige  Sorge  des  die  Beweise  auf- 
nehmenden  Richters  dahin  gehen  müsse,  in  sol¬ 
chen  Fällen,  wro  die  ihm  den  Beweis  vermitteln¬ 
de  Erscheinung  nicht  eine  beharrende  und  da¬ 
her  für  die  äufsere  Sinnencrkenntnifs  andrer  Rich¬ 
ter  erhaltbare  ist,  für  das  Daseyn  des  Beweismit¬ 
tels  ,  welches  sich  seinen  Sinnen  dargestellt  hatte, 
selbst  ein  genügendes,  als  beharrende  Erscheinung 
zu  betrachtendes  Beweismittel  zu  begründen.  Die 
Verfertigung  einer  genügenden,  öffentlichen,  eine 
vollständig  genaue  Nachricht  von  dem  Acte  der 


genaue  Nachricht  von  dem  Acte 
Beweisaufnahme  enthaltenden  Urkunde  (Proto- 
coll)  (§.  44G.)  erscheint  hierzu  als  das  allein 
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taugliche  Mittel.  Iss  ist  daher  nothwendige  Be¬ 
stimmung  der  Thatigkeit  des  Pächters  bey  den  Be¬ 
weisaufnahmen,  für  die  Verfertigung  solcher  Ur¬ 
kunden  ,  deren  Inbegriff  die  U n  te r  s  u  c  h  ung s  a c- 
len  bildet,  zu  sorgen.  Die  näheren  Regeln,  wel¬ 
che  hierbey  den  Richter  leiten  müssen,  ergeben 
sich  ihm  tlieils  aus  der  Berücksichtigung  dessen, 
was  die  Gesetze  als  Bedingungen  für  den  öffent¬ 
lichen  Glauben  rieh  teil  ich  er  Urkunden  festsetzen, 
theiis  aus  der  Befücksiehtisung  der  Beschaffenheit 
dessen,  was  aus  diesen  Urkunden  vollständig  er¬ 
kannt  werden  soll.  Durch  jenes  wird  die  Form, 
durch  dieses  die  Materie  der  Protokolle  bestimmt. 

Erster  II  n  t  e  r  a  b  $  a  t  z* 

Von  der  Be  weifen  (nähme  im  Allgemeinen* 

I.)  Von  den  Besichtigungen  (Augenscheinen). 

Kleinschrod  über  den  Beweifs  dnreb  Augenschein  und  Kunst¬ 
verständige.  In  dem  Archive  des  Cnminalrechts  B,  V, 
St.  UL,  n.  1.  «ad  B,  VI.  St.  L  a.  1. 

§.  46  3. 

Die  Besichtigung  (Augenschein,  in- 
spcctio  ocularis)  ist  diejenige  Handlung  des 
Pächters,  wodurch  er,  als  solcher,  sich  von 
dem  Daseyn  irgend  einer  Thatsache ,  ausser  den 
Aussagen  des  An  ge  schuldigten  und  der  Zeugen, 
durch  seine  äufseren  Sinne  zu  überzeugen  sucht, 
und  über  die  Merkmale  des  aufgefundenen  eine 
vollständige,  getreue  und  bestimmte  Nachricht  zu 
den  Acten  bringt. 

Die  allgemeinen  Regeln,  welche  die  Einrich¬ 
tung  dieser  Handlung  bestimmen,  sind  folgende: 

i)  Der  Pächter  mufs  bey  derselben  als  sol¬ 
cher  thätig  seyn.  a)  Es  müssen  daher  die  sinn- 
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lieh  erkennbaren  Thatsaehen  entweder  ilim,  als 
dem  Richter,  clargcstcllt  werden ,  oder  er  mufs 
dieselben,  scy  cs  auf  Aufforderung,  oder  aus  eige¬ 
ner  Bewegung,  als  Richter  haben  aufsuchen  wol¬ 
len.  Was  er  daher  da  erkannte,  wo  er  nur  als 
Privatmann  thatig  sevn  konnte  oder  wollte ,  kann 
von  ihm ,  weil  er  sich  dabey  nicht  in  Amtsthä- 
ligkeit  befand,  auch  nur  als  von  einem  Privai- 
manne  bezeugt  und  den  darüber  von  ihm  gefer¬ 
tigten  Nachrichten  kann  im  Grunde  keine  größere 
Be  weifskraft,  als  den  Privaterzeugnissen,  zu  geschrie¬ 
ben  werden  (a).  ß)  Der  Richter  kann  bey  diesem 
Acte  nur  unter  denselben  Bedingungen  handeln, 
unter  welchen  er  überhaupt,  als  Richter  zu  han¬ 
deln,  nach  den  Gesetzen,  befugt  ist.  Es  mufs  da- 
her  aa)  da,s  Gericht  gehörig  besetzt  seyn  und 
ßß)  die  Handlung  binnen  den  Grenzen  seines  Ge¬ 
richtszwangs  vorgenommen  werden.  Fallt  die 
Handlung  ausser  diese  Grenzen,  so  mufs  die  Ver¬ 
nehmung  derselben  durch  Requisition  des  'in  dem 
fremden  Juris.dictionsdxstrictc  competentcn  Gerichts 
bewirkt  werden  (b). 

(s)  Wenn  daher  der  Hichtcr  weifs,  tlafs  der  künftig«  Beweist 
durch  seine  Aussagen  t  ab  eines  Zeugen,  vorzüglich  erbracht 
werden  müsae ,  so  i st  es  gewagt,  wenn  er  die  Untmuchahjgf 
auf  den  Glauben  hin,  dsfa  der  Schuldige  sielt  nicht  nii 
Lcrstehcn  werde,  Htm  den  Vorgang  abxufaugne.u  ,  beginnt* 
Es  ist  gewifs  weit  ralbsamer,  wenn  er  in  dieser  Sache T 
wo  er  dereinst  als  Zeuge  auffcreteu  mufs  f  das  Verfah¬ 
ren  eines  zuständigen ,  oder  durch  Commission  zuständig  ge 
machten  Gerichts,  durch  pillchtniübige  Denuuciatiönen ,  voran- 
labt, 

(b)  Oh  und'  in  wie  ferne  Augenscheine  in  CrjmmaTsachen  gülüg 
von  dem  gewöhnlichen  C  iviJricbter  vorgenommen  werden  kou- 
next  ,  hl  eine  Frage,  welche  nur  ans  dem  Umfange  der  in 
einem  jeden  Lande  den  einzelnen  Gerichten  verliehenen  Ge¬ 
richtsbarkeit  beantwortet  weiden  kann,  Vergl,  4 A3,  insbeson¬ 
dere  noU  e. 
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§.  464. 

S)  Der  Richter  mufs  die  Handlung  selbst  so 
einrichten ,  dafs  ihr  Zweck,  die  für  den  Beweifs 
interessanten  Thatsachen  vollständig  und  richtig  zu 
erkennen,  erreicht  wird,  a)  Da,  wo  die  zu  er¬ 
kennenden  Thatsachen  verschwinden,  oder  doch 
ihre  Merkmale  verändert  werden  können ,  mufs 
er  daher  die  Handlung  sogleich  vornehmen, 
oder  in  dem  letzteren  Falle,  wenn  er  die  Hand¬ 
lung  nicht  wohl  sogleich  vornehmen  konnte,  die 
noth wendigen  Mafs regeln  ergreifen,  um  möglichen 
Veränderungen  der  Merkmale  vorzubeugen  (z.  B. 
durch  veranstaltete  Bewachung  des  Gegenstands 
oder  des  Orts),  ß)  Bey  der  Besichtigung  selbst 
mufs  er  mit  der  höchsten  Genauigkeit  und  Auf¬ 
merksamkeit  verfahren,  um  sich  selbst  vor  Sin- 
nentäuschuns;  und  vor  einseitigen  Ansichten  zu 
bewahren.  Die  näheren  Regeln  hierüber  mufs 
die  Natur  der  gegebenen  Fälle  darbieten. 

§.  465. 

3)  Das  über  den  Besieh ligungsact  abzuhaltende 
Protocoll  mufs,  wenn  die  aufgefundenen  Thatsa¬ 
chen  nicht  selbst  den  Acten  bcygelegt  werden 
können ,  so  eingerichtet  werden ,  dafs ,  unter  der 
Voraussetzung  der  vollen  juridischen  Glaubwürdig¬ 
keit  der  darin  enthaltenen  Nachrichten,  jeder 
Dritte,  ohne  einen  Schlufs,  oder  ein  Unheil  des 
untersuchenden  Richters  für  wahr  halten  zu  müs¬ 
sen,  zu  derselben  Erkenntnifs  der  Merkmale  der 
Thatsache  geführt  'werden  mufs,  welche  der  un¬ 
tersuchende  Richter  aus  seiner  Anschauung  der¬ 
selben  schöpfte.  Wo  daher  diese  Merkmale  durch 
Worte  nicht  vollständig  deutlich  darges teilt  werden 
können,  ist  es  noth  wendig,  durch  Zeichnungen  u.  dgl. 
der  Möglichkeit  unrichtiger  Erkenntnifs  vorzubeugen. 
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II öchsic  Vollständigkeit  mufs  übrigens  key  der 
Verfertigung  dieser  Proiocolle  Hauptaugenmerk 
des  Richters  sc)  n.  Selbst  das,  dafs  itzt  noch 
kein  Zusammenhang  eines  bestimmten  Merkmals 
mit  den  Bevfeifsgegens landen  erkennbar  ist,  darf 
ihn  nicht  unbedingt  bestimmen,  dieses  Merkmal 
unberücksichtigt  zu  lassen,  'weil  in  der  Folge  erst 
sich  entdeckende  ThaLsach.cn  leicht  einen  Zusam¬ 
menhang  darstellen  können,  ■welchen  man  früher 

O  7 

öfters  nicht  zu  ahnden  vermogte. 


§.  46  6. 

In  so  ferne  die  sinnlichen  Merkmale  eines  be¬ 
stimm  ten  Gegenstandes  nur  von  denjenigen  rich¬ 


tig  erkannt  werden  können, 


welche  ihr  An¬ 
schauungsvermögen  in  Beziehung  auf  solche  Ge¬ 
genstände  besonders  ausgcbildct  haben  (§■  43  6.), 
ferne  kann  der  Augenschein  des  Richters 

Bcweifsauf- 


so 


einzig  durch  Zeugnisse  solcher  Per- 

Ausbildung 


n  d  i  g  e  ), 


in 

keineswegs  als  taugliches  Mittel  zur 
nähme  erscheinen.  Das  Dasein  solcher  Merkmale 
kann  vielmehr 

sonen ,  welche  die  erforderte  Art  von 
erw i e fsenerrna fse n  besitzen  (Sa c  h  v  c  rs  tä 
dargethan  'werden,  llat  der  Staat  solche  Personen, 
nach  vorheriger  Prüfung,  auf  die  gewissenhafte 
Anwendung  ihrer  Kenntnisse  nn  Allgemeinen  ver¬ 
pflichtet,  so  bedarf  cs  alsdann  zu  jenem  Be- 
weifse  nicht  einmal  besonders  bcschworner,  ge¬ 
richtlicher  Aussagen  derselben,  sondern  ihre  auf 
Amtspflicht  ausgestellten,  schriftlichen  Bezeugun¬ 
gen  haben  denselben  Glauben,  welchen  sonst  ge¬ 
richtliche  Aussagen  beeidigter  Zeugen  in  Anspruch 
nehmen  können.  Gröfserer  Glauben  kann  abei 
denselben  nicht  zugeschrieben  werden,  und  es 
kann  daher  aus  dem  Zeugnisse  eines  einzelnen 
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Sachverständigen  in  der  Regel  kein  voller  Beweifs 
entstehen  (a) ,  wenn  ihm  nicht  die  Gesetzgebung, 
ausdrücklich  oder  stillschweigend,  vollen  Glauben 
zugeschriehen  hat,  welches  letztere  alsdann,  wenn 
nach  den  bestehenden  Einrichtungen ,  solche  Be¬ 
zeugungen  einen  Gegenstand  der  alleinigen  Arnis- 
thätigkeit  des  Sachverständigen  bilden,  nicht  be¬ 
zweifelt  werden  kann. 

In  so  ferne  nun  bey  einem  vorzuneh inenden 
Augenscheine  bestimmte  Merkmale  des  Gegenstan¬ 
des  nur  von  Sachverständigen  richtig  erkannt  wer¬ 
den  können,  ist  es  Pflicht  des  Richters,  derglei¬ 
chen  Personen  in  einer  solchen  Anzahl,  als  zu 
einem  vollen  Beweifse  erfordert  wird ,  zuzuziehen, 
damit  es  ihm  über  jene  Merkmale  nicht  an  Zeug¬ 
nissen  fehle.  Das  Daseyn  des  Richters  kann  aber 
diesen  Zeugnissen  selbst  weder  Kraft  geben ,  noch 
nehmen,  und  cs  kann  daher  nicht  bezweifelt  wer¬ 
den,  dafs  nicht  nur  die  iNichtigkeit  der  richterli¬ 
chen  Handluna  keinen  Einflufs  auf  die  Beweifs- 
kraft  der  Zeugnisse  der  Sachverständigen  über  ihre 
bey  dieser  Gelegenheit  gemachten  Bemerkungen 
haben  könne  (b),  sondern  dafs  auch  die,  ohne 
Beyseyn  des  Richters,  vorgenommenen  Besichti¬ 
gungen  der  Sachverständigen  und  die  darüber  von 
denselben  ausgestellten  Zeugnisse  immer  eben  so 
sehr  beweisend  bleiben  müssen  (c),  als  die  letz¬ 
teren  es  unstreitig  in  Ansehung  vergangener  Be¬ 
gebenheiten  scyn  würden,  bey  deren  Wahrneh¬ 
mung  eine  Concurrenz  des  Richters  gar  nicht 
hätte  Statt  finden  können. 

Dafs  Sachverständige,  in  so  ferne  sie  sich  über 
wahrgenommene  Begebenheit en  äufsern ,  selbst 
wenn  die  Gesetzgebung  die  Aeufserung  eines  Ein¬ 
zelnen  für  vollständig  beweifs end  erklärt  hätte, 
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nur  als  Zeugen  betrachtet  werden  können  und 
dafs  daher  dasjenige,  was  die  Zeugen  als  verdäch¬ 
tig  darstcllt,  auch  die  Zeugnisse  solcher  Sachver¬ 
ständigen  verdächtig  mache  (d),  ist  keinem  ge¬ 
gründeten  Zweifel  unterworfen.  In  so  ferne  dage¬ 
gen  Sachverständige  bey  Augenscheinen,  zur  Wahr¬ 
nehmung  der  Erscheinungen,  concurrircn, 
könnten  sic  zwar  allerdings  als  Gehülfen  des 
II i chte rs  betrachtet  werden,  zumal  wenn  sie 
bey  der  Besichtigung  wahre  Amtstätigkeit  üben, 
es  läfst  sich  indessen  doch  kein  Grund  der  Not h- 
wendigkeit  ft'ü'  eine  solche  veränderte  Ansicht 
angeben,  und  cs  ist  daher  um  so  weniger  räth- 
lich,  von  einer  solchen  auszugehen  (c),  als  sie 
unsern  Gesetzen  fremd  ist  (f),  und  der  Umstand,  dafs 
bey  vorhandenen  Verdachtsgründen  gegen  die  Per¬ 
sonen  bestimmter  Sachverständigen,  man  an  deren 
Stelle  andere  wählt,  sich,  auch  wenn  man  die 
Sachverständigen  als  Zeugen  betrachtet,  sehr  gut 
aus  der  nölhigen  Vorsorge  des  Richters  für  mög¬ 
lichst  vollständige  Beweisführungen  erklären  läfst. 

(a)  Kl  eins  ehr  od  a.  a.  O,  B.  VI.  St.  i,  $,  19.  St  übel  über 
den  T  halbes  Land,  §,  353. 

( L)  Q  u  is  torp  6ö3* 

(e)  St  Übel  a.  3l,  O.  §.  346  -  350, 

(d)  Nur  rnufs  alsdann  der,  aus  bestimmten  Motiven  zu  unlauteren 
Zeugnissen  sich  ableitemle  Verdachtsgriind  schon  zu  der  Zeltf 
wo  tlas  Zeügmfs  abgelegt  wurde,  vorhanden  gewesen  seyu. 
Feindschaft  des  Kunst  versa  ndigeu  gegen  den  Angeschuldigten 
kann  die  Zeugnisse  jenes  über  Merkmale  des  Th  albest  an- 
des  alsdann  nicht  verdächtig  machen ,  wenn  zu  der  Zeit  f  wo 
man  den  Thalbestand  untersuchte  ?  der  Ang&cZiuIdigU  noch 
nicht  des  Verbrechens  verdächtig  gehalten  wurde. 

Ganz  anders  bey  Gutachten  der  Kunstverständigen  aus  gegeben 
neu  Thatsachen. 

CO  V.  G,  O.  art,  147. 
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II.)  Von  den  Verhöre  n, 

A)  Zougeuvörh  Sre. 

§.  467. 

Die  Zeugenverhore  haben  zum  Zwecke, 
eine  Aussage  des  Zeugen  zu  bewirken,  über  deren 
Beweiskraft  vollständig  geurtheilt  werden  kann. 
Die  Einrichtung  derselben  bestimmt  sieh  daher 
leicht  aus  der  Berücksichtigung  der  Punete,  welche 
für  die  Bc  wo!  Cs  kraft  der  Zeugenaussagen  entschei¬ 
dend  sind  (§.  43  5,).  Sorgfältige  Nachforschung 
nach  denjenigen  Verhältnissen,  aus  welchen  Grün¬ 
de  der  Unglaubwürdigkeit,  oder  des  Verdachts 
gegen  den  Zeugen  abgeleitet  werden  können,  und 
das  Bestreben,  vollständig  bestimmte  Ae ufser ungen 
des  Zeugen  zu  veranlassen  und  jedem  Zweifel  über 
die  Gründe  seiner  Wissenschaft  zu  begegnen,  müs¬ 
sen  demnach  die  gerichtlichen  Verhöre  characte- 
ristren.  Auch  wird  die  Rücksicht,  dafs  die  Zeu¬ 
genaussagen  durch  den  Widerspruch  gegen  die 
Resultate  andrer  Beweismittel  sich  als  verdächtig 
d;u 'stellen  können,  für  den  Richter  bestimmend 
seyn  müssen,  dafs  er  nicht,  durch  das  Vorsagen 
dieser  Resultate,  die  Zeugen -Aussagen  des  bedeu¬ 
tenden  Gewichts  beraube ,  welches  ihnen  aus  der 
freyen  Harmonie  mit  jenen  Resultaten  hervorge¬ 
hen  mufs. 

Die  über  den  Verhöract  abzuhaltenden  Proto- 
colle  müssen  da,  wo  auf  die  schriftliche  Unter¬ 
suchung  allein  gerichtet  wird,  die  eigenen  Worte 
des  Zeugen  darstellen,  damit  jeder  andere  Richter 
die  Merkmale  dieses  Beweismittels  gerade  so  auf¬ 
fassen  könne,  wie  sie  das  Gehör  des  die  Unter¬ 
suchung  leitenden  Richters  aufgefafst  hatte  und 
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damit  jeder  unabsichtlichen  Verfälschung  des  Gedan¬ 
kens  des  Zeugen  vorgebeugt  werde.  Die  Beobach¬ 
tung  dieser  Regel  ist  wenigstens  im  höchsten  Gra¬ 
de  rätldich,  wenn  gleich,  bey  unterlassener 
Beobachtung  derselben,  man  anniramt,  dafs  der 
in  dem  Protocoilc  ausgedrückte  Gedanke  des  Zeu- 
gen  so  kmge  als  der  wirklich  angegebene  betrach¬ 
tet  werden  müsse,  bis  gezeigt  werden  könne,  dafs 
aus  den  von  den  Zeugen  gebrauchten  W  orten  sich 
ein  andrer  Gedanken  entwickeln  lasse. 

E )  Verhöre  mit  dem  Angeic  huldigten, 

§.  463. 

Die  Verhöre  mit  dem  Angeschuldigten  haben 
zum  Zwecke,  seine  Aussagen  über  die  Gegenstän¬ 
de  der  Untersuchung  vollständig  zur  Kenninifs  dp 
Richters  zu  bringen,  insbesondere  aber,  wenn  in 
diesen  Aussagen  Bekenntnisse  enthalten  scyn  könn¬ 
ten,  diese  auf  eine  solche  Art  zu  veranlassen,  dals 
über  das  Dascyn  der  höchst  möglichen  Beweis¬ 
kraft  derselben  kein  Zweifel  Statt  finden  könne. 

In  Ansehung  des  bezeichne  ten  Hauptzwecks 
der  Verhöre  müssen  sich  demnach  l)  Regeln  auf- 
stellcn  lassen,  durch  deren  Beobachtung  der  Rich¬ 
ter  den  Angesehuldigten  zu  Beken missen  besinn- 
men  kann,  wenn  er,  dergleichen  abzulegen,  mi 
Stande  scyn  sollte,  cs  müssen  sich  aber  auch 
2)  Regeln  ergehen,  durch  deren  Beobachtung  das 
Beken ntnifs  in  seiner  höchstmöglichen  Beweiskraft 
entwickelt  und  jeder  Zweifel,  welcher  dieser  Be- 
wc'ifskraft  etwa  entgegenstehen  könnte,  entfernt 
wird. 

Nur  die  letzteren  Regeln  sind  in  den  Gesetzen 
behandelt,  und  aus  der  Nichtbeobachtung  dcrsel- 
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hen  entwickeln  sich  wesentliche  Unvollständigkei¬ 
ten,  oder  Formfehler  der  Verhöre,  welche  den 
Pächter  verantwortlich  machen  können. 

§.  46  9.  ' 

Fiese  Regeln,  welche,  wenn  die  Bekenntnisse 
in  ihrer  höchst  möglichen  Beweiskraft  sich  dar¬ 
stellen  sollen ,  beobachtet  werden  müssen,  können 
nur  aus  den  oben,  nach  den  Gesetzen  entwickel¬ 
ten  Erfordernissen  eines  volhstandig  beweifsenden 
Bekenntnisses  (§.  43.9.)  abgeleitet  werden.  Es  er¬ 
geben  sich  hieraus  folgende: 

l)  Vor  allen  Dingen  mufs  der  Richter  alle 
verfänglichen  (captiösen)  Fragen  (a)  ver¬ 
meiden  d.  h.  solche,  welche  einen  doppelten  Sinh 
zu  lassen  und,  indem  sie  nur  in  dem  einen  mög¬ 
lichen  Sinne  auf  den  Anschuldigungspunct  gerich¬ 
tet  sind,  es  zweifelhaft  lassen,  ob  in  einer  allge¬ 
meinen,  bejahenden  Antwort  ein  Bekenntnifs  zu 
finden  Key.  Die  Folge  der  Vernachlässigung  die¬ 
ser  Regel  ist,  dafs  das  scheinbar  in  einer  all¬ 
gemeinen  Antwort  auf  eine  captiöse  Frage  enthal¬ 
tene  Bekenntnifs,  in  so  ferne  nämlich  dasselbe 
blofs  ans  dieser  Antwort  erkannt  werden  soll,  und 
m  so  ferne  keine  beygefügte ,  auch  nur  ein) ge r- 
mafsen  nähere  Bestimmung  einen  Aufschlufs  über 
den  wahren  Sinn  giebt,  welchen  der  Antwortende 
mit  seiner  Antwort  verband,  zum  Beweuse  durch¬ 
aus  nicht  gebraucht  werden  kann. 

(a)  Mit  verfänglichen  Fragen  nuif*  man  nicht  das  Bestre« 
ben  d^s  Ri  dum,  den  Aag’fi&chuTdigtcii  zu  fangen,  wie  inaa 
ejcIi  nuszu drücken  pflegt,  verwechseln.  Dieses  Bestreben  ist 
Pflicht  des  Richters,  weuu  man  aii-niUcli  sich  darunter  nur 
die  kl  u  g  e  Auswahl  der  ertaubte  a  Mittel  gedenkt,  um  den 
Ange  schuldigten,  wenn  er  sollte  gestellt n  kdmao u  ,  zum  Be« 
iujantmssc  zu  bestimmen, 
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§.  470. 

S)  Der  Richter  darf  sich  keinen  Zwang,  wel¬ 
cher  Art  er  auch  sey  (a),  /.uv  Erpressung  eines 
Bekenntnisses  erlauben  (b).  Handelt  der  Richter 
dieser  Regel  entgegen,  so  wird  das  von  dem  An- 
gcschuldigten  abgelegte  Bekennlnifs  in  Ansehung 
seiner  Beweiskraft  zweifelhaft,  und  kann  daher, 
wenn  es  nicht,  auf’  die  im  §.  440.  angegebene 
Weifse,  sev  es  souleich  oder  bey  wiederholten 
Verhören,  durch  concurrlrendc  Beweise  unter¬ 
stützt  wird,  nicht  als  vollgültig  beweibend  ge¬ 
braucht  werden. 

Mit  diesem  verbotenen  Zwange  bey  den  4 Ver¬ 
hören  darf  jedoch  das  Recht  des  Richters,  die  ab¬ 
sichtliche  Verweigerung  einer  Antwort  aul  die 
Fragen  und  die  Logen  des  Angcschuldigten,  ;]ls 
wahre  Verletzungen  allgemeiner  bürgerlichen  Ver¬ 
bind  lieh  keilen  und  der  schuldigen  Achtung  g^g011 
die  Gerichte  dos  Staats,  zu  bestrafen,  nicht  ver¬ 
wechselt  werden.  Dieses  Recht  des  Richters  ht 
unstreitig  begründet,  jedoch  mufs  a)  cs  gewdls 
seyn,  dafs  der  Verhörte  physisch  möglicher  Weihe 
antworten  konnte,  oder  dafs  er  absichtlich  gelo¬ 
gen  habe.  Dieses  letztere  kann  aber  nur  alsdann 
behauptet  werden,  wenn  der  Verhörte  Behauptun¬ 
gen  aufstellt,  welche  entweder  seinen  eigenen 
früheren  Behauptungen,  oder  der  vollständig  er- 
wiefsenen  Beschaffenheit  der  Sache  widersprechen 
und  die  Entschuldigung,  dafs  er  sich  bey  der  oü- 
heren  Angabe  geirrt  habe,  als  afleclirt  erscheint, 
oder  wenn  er  über  Umstände  keine  Auskunft  ge¬ 
ben  zu  können  behauptet,  von  welchen  er  doch, 
unter  Voraussetzung  andrer,  von  ihm  selbst  zuge¬ 
gebenen  Umstände,  nothwendig  Wissenschaft  Ra¬ 


ft 


Von  den  Verhören* 


SOI 


Ben  müfsle  (c).  ß)  Der  Richter  mufs  bey  dieser 
Bestrafung  die  Zwangsmittel,  welche  er  gebraucht, 
nur  als  Strafe  der  Halsstarrigkeit  und  der  Lüge 
in  Anwendung  bringen ,  keineswegs  aber  den  Wil¬ 
len,  dadurch,  ein  Bekenntnis  der  Schuld  zu  er¬ 
pressen  ,  an  den  Tag  legen  (tl).  y)  Die  Strafe  selbst 
endlich  kann  nur  in  mir  Ligen  körperlichen  Züch¬ 
tigungen  ,  oder  härterem  Gefängnisse  bestehen, 
ausgenommen  ,  wenn  der  A  «geschuldigte  alle  Ant¬ 
worten,  oder  die  Auskunft,  welche  er  über  einen 
Gegenstand  der  Untersuchung  ganz  unstreitig  zu 
erlheilen  vermag,  beharrlich  verweigert,  in  wel¬ 
chem  Falle  bis  zu  den  stärksten  Züchtigungen 
fortgeschritten  und,  wenn  auch  diese  fruchtlos 
sind,  die  Strafe  des  harten  Gefängnisses,  bis  zu 
der  Grenze  der  von  dem  Schuldigen  verdienten 
Strafe,  oder  bis  zur  TJeberwiudung  der  Halsstar¬ 
rigkeit,  fortgesetzt  werden  darf  (e). 

(a)  K  Gvp  .erl  S  che  ZücbtS^imgrn  sind  In  er  lucht  mehr  verwerflich, 
Schmäkrung  der  Kost,  oder  hartem  Gcfäuguifa  irgend 
einer  Art* 

0>);  Ausgenommen  ist  freyheh  der  Fall,  wenn  durch  ein  Ifrtheii 
der  Geb eil  dev  f  orlu.r  für  noth wendig  erklärt  wird*  Die¬ 
ses  mufs  ahe r,  wie  innen  weiter  entwickelt  wird,  durch  ein 
förmliches  Ürtbcii  —  aho  als  Resultat  der  Untersuchung  — 
bestimmt  werden  und  immer  erkennen  die  Gesetze  auch 
hey  diesem  ,  für  vecljtmäfsig  erklärten  Zwange  seine  nachtbeili- 
geu  böigen  für  die  Glaubwürdigkeit  der  Bekenntnisse  bestimmt 
fia.  P,  G,  O.  aru  6ü, 

(c)  7.,  Ib  er  gesteht  das  Verbrechen  ein  und  will  durchans  über 

die  nolhwendigen  Folgen  desselben  —  wohin  er  2.  B,  die  ge¬ 
stohlenen  Sachen  gebracht  habe  —  keinen  Aufschlufs  geben* 
er  gesteht  ein  \  erbrechen  ein  ,  \Oit  welchem  cs  physisch  un¬ 
möglich  ist,  dafs  er  es  allein  begangen  haben  könne  und  will 
über  seine  Mitschuldigen  schlechterdings  keine  Auskunft 
geben, 

(d)  in  den  wenigen  Fällen,  wo  es  absolut  uoth  wendig  ist,  dafs 
die  verweigerte  Antwort  ein  Bekenn tnifs  [seyn  müsse  ,  wie  % 
dem  ersten  Falle  der  vorigen  Note,  fällt  ireyiich  die  Absicht 
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bcy  der  Strafe  dtv  hm  tuackrgrn  Verweigerung  der  Antwort 
n\\l  der  Absicht,  eiu  liekeiiuiuiii  zu  erpressen,  zusammen. 

(0  Wurde  gi-wiL  In-  jüdiJich  ifytj ,  nicht  nur  die  Grenze  ge¬ 
setzlich  zu  b^Linirneu  t  l>.«  zu  vvekher  lüu  der  einzelne  Jn- 
stractloosricbter  so* die  Straft  n  f  tV r  &kh  tu  kennen  dürfe,  son¬ 
dern  auch  zu  v ci  Sauge ti  ?  ilals  der  Zufügmig  dieser  Strafen 
immer  ein  zu  erulfiieudea  UiÜied  mit  Gründen  vorausgehtu 
in  u-.se* 

Korperlirhe  Züchtigungen  sollten,  n)s  Strafmittel  fiir  diese 
Fülle,  einzig  nur  gegen  \  agabiuicTi-n  und  solcher  Art  Leute 
welche  gcwUsei  jnakrn  aufker  dem  G*  ai*U£  stehen,  gebraucht 
werden.  K$  ist  höchst  traurig,  wenn  man  denkt,  dah  em 
bisher  rccli  Ü  teil  er  ßuigcr,  in  Hinsicht  »|if  körperliche  Mif*’- 
luiiHÜtiug,  der  Discrcliou  eiucs  cinzelura  Menschen  Preifs 
Len  werde. 


5-  47U 

3)  Der  Richter  darf  sich  keine  Suggestion 
(Bekanntmachung  der  fac tischen  (a)  Umstän¬ 
de  (b),  welche  der  Gegenstand  der  Aussage  scyn 
sollen,)  sey  cs  in  Fragen  oder  in  andern  Hand¬ 
lungen,  erlauben,  weiche  dem  Angeschuldigtcn 
Mittel  werden  könnte,  ein  für  unbekannte  Zwecke 
erdichtetes  Bekenntnifs  als  äufscriich  wahrschein¬ 
lich  darzustellen. 

Pvicht  jede  Suggestion  ist  als  ein  Fehler  des 
richterlichen  Verhörs  zu  betrachten.  Erlaubt  sind 
vielmehr  a)  Suggestionen  von  N  c  b  c  nu  ms  lan¬ 
den,  welche,  wenn  sie  den  Angeschuldigten  zum 
Bekenntnisse  bestimmen  sollten,  der  Beweiskraft 
des,  bcy  der  Ireyen  Aussage  der  Haupt  umstände, 
in  seinen  wesentlichen  Theilcn  keinem  Ver¬ 
dachte  unterliegenden  Bekenntnisses  nicht  im  We¬ 
ge  stehen,  ß)  Suggestionen  von  Ha  uj)  tum  stän¬ 
den,  wenn  dieselben  entweder  vollständig  er- 
wiefsen  sind  (c),  oder,  nach  dem  noth wendigen 
Hergange  der  Sache,  der  Richter  mit  Gewifsheit 
annelimen  kann ,  dafs  der  zum  Bekenntnisse  be- 
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stimmte  An  geschuldigte  noch  andre ,  zur  Aufrecht- 
Haltung  der  Glaub  Würdigkeit  des  Bekenntnisses  ge¬ 
nügende  Haupt  umstände  müsse  an  geben  können. 
Auch  diese  Suggestionen  wird  zwar  der  vorsichti¬ 
ge  Richter  so  lange,  als  möglich  ist,  vermeiden, 
weil  es  nie  zu  vollständige  Beweise  geben  kann, 
wenn  aber  der  Versuch,  auf  anderm  Wege  zu  dem 
Ziele  zu  gelangen,  mifsglückt ,  so  wird  es  selbst 
Pflicht,  durch  vorsichtige  Suggestionen  der  ange¬ 
gebenen  Art  dem  Angesehuldigten  den  Wahn,  als 
ob  das  Gericht  noch  nicht  mit  der  näheren.  Be¬ 
schaffenheit  der  Sache  bekannt  sey ,  zu  benehmen 
und  dadurch  ihn  zum  Bekenntnisse  zu  bestimmen. 

Unerlaubt  dagegen  sind  a)  wenn  von  den  zu 
veranlassenden  ,  Bekenntnissen  die  Rede  ist,  alle 
Suggestionen  nicht  erwiefsener  H  a  u  pt  umstände, 
sobald  der  Richter  nicht  mit  Gewißheit  sagen 
kann,  dals  der  Angesehuldigte  noch  andre  Haupt¬ 
uni  stände  müsse  an  geh  eil  können,  ß)  "wenn  von 
.  Aussagen  des  Angesehuldigten  gegen  Dritte  die 
Rede  ist,  die  Suggestion  des  Namens  der  Dritten 
sowohl,  als  auch  die  Suggestion  derjenigen  nähe¬ 
ren  Umstände,  durch  deren  freye  Aussage  dem 
sonst  unglaubwürdigen  Zeugnisse  eines  Mitschul¬ 
digen  allein  Glaubwürdigkeit  gegeben  werden  kann 
(§.  45  3.).  Der  Gebrauch  solcher  unerlaubten 
Suggestionen  macht,  dafs  darauf  abgelegte  Bekennt¬ 
nisse,  wenn  sie  nicht  zufällig,  durch  beygefügte 
Angaben  nicht  suggerirter,  ihre  Glaubwürdigkeit 
hinlänglich  verbürgender  Umstände,  aufrecht  er¬ 
halten  werden  (d),  nicht  als  vollständig  be¬ 
weisend  einem  Uriheile  zum  Grunde  gelegt  wer¬ 
den  können,  darauf  erfolgte  Angaben  gegen  Mit¬ 
schuldige  aber  nie  eine  nahe  Anzeige  gegen  dies© 
zu  begründen  vermögen. 
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Da  übrigens  die  Suggestionen  einzig  darum 
verboten  sind  ,  'weil  sie  Air  die  13 e  weifs kraft  der 
Aussagen  und  Bekenntnisse  naelitheilig  wir¬ 
ken  kürmen  ,  so  versieht  es  sieh  \on  selbst,  dafs 
von  verbotenen  Suggestionen  in  Ansehung  der 
Ve r  t  Ii c i d igungsgr ü nde  nich L  geredet  w erden 
könne,  weil  in  Ansehung  dieser  auch  die  nicht 
suggerirten  Behauptungen  des  An  geschuldigten 
keine  Beweiskraft  haben-  Es  ist  aber  eben  so 
gewifs,  dafs  cs  in  Ansehung  der  Verlheidigungs- 
gründc  noch  hey  weitem  weniger  Gründe  für  den 
verständigen  Richter  geben  könne ,  Suggestionen 
zu  machen,  als  in  Ansehung  der  Anschuldigung 
puncle  (c). 

(aj  Nie  kann  das  Verbot  der  Suggestionen ,  *  nach  seinem  Grunde 
auf  rädere  P  miete ,  als  auf  um  e  uzGuiu  ßcstiniinniigc«  des 
äußeren  Factums  bezogen  werden,  J3as  anf  die  l*  rage :  uh 
er  feey  dieser  Hand  hing  dir  Absicht  zu  Lori  E  eh  gehabt  ba.be/ 

.  erfolgte  J  si  !  ist  datier  bewdJscuri  7  wenn  gleich  ein,  die  Frage 
p  o  stellender  lUcbler  seine  1  inj  ui  dtorsta  feilte  fieyiieb  nicht  ver¬ 
herrlicht. 

(b)  Nur  die  Umstand  r  der  Missiiluit  sind  der  mögliche  Gegen¬ 
stand  der  Suggestionen  (vcrgk  IG  O.  Ö,  art,  5(% )*  JJie  t  rage, 
ob  er  das  Verbrechen  begangen  habe  ?  int  daher  als  Sugge¬ 
stion  nicht  verhole«,  obgleich  der  verständige  IticbU'.r  sic  so 
lange  vermeiden  wird,  bis  .er  sbdifc  ,  dafs  du-  aljgcnudum 
Fragen  nach  dein  Aufenthaltsorte  des  Beschuldigten  v,ur  /eit 
des  begangenen  Verbrechens  und  n*ich  seinen  Bcs.c  haltig  nngtfti 
nicht  zum  Ziele  führen, 

£c)  P,  G.  O,  a.  56,  ,,der  einer  misset  hat,  die  TWrifeHIg 

(d)  Um  solche  Umstände  noch  von  dem  Au  geschuldigten  zu  ei - 
fahren,  kann  eine  Wiederholung  des  Verhörs  rathsam  svyn, 
keineswegs  aber  vermag  diese  an  sich  die  Unzulänglichkeit 
tiues  auf  Suggestionen  gegründeten  Bekenntnisses  au fzu heben* 

(c)  Hiervon  sagt  der  art.  47-  d.  P.  G.  O.  keineswegs  das  Gegen- 
thell.  Was  dieser  Art,  zur  Pflicht  macht,  ist  keine  5ug“ 
gesilou. 

Von  Suggestionen  überhaupt  siehe; 

J*  Chr,  Koch:  In  wie  fern  dem  durch  die  Marter,  oder  Be- 
tlyautmj  derselben  erpreßten  und  nachher  vom  iuquisiten 
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raiificiTton  Bulcfnntiiift  zu  sjlaubeu  sey?  'cm.  GirfVn?  1754.  (in 
Sieben  kees  Magazin.  TI»,  )i.  S,  326,  folg'. )  G.  A.  Klein- 
schrori  in  den  Abb.  aiu  dein  peinl.  Rechte  und  Piocesse» 
i).  1.  n.  2. 

§.  472. 

4)  Endlich  muft  der  Richter  sich  nie  mit  all¬ 
gemeinen  Bekenntnissen  und  Aussagen  begnügen, 
sondern  den  Gründen  derselben  sorgfältig  nach¬ 
forschen  und  alle  näheren  Umstände  durch.  zweck- 
gemäfse  Fragen,  möglichst  ohne  Suggestionen, 
auszumiueln  suchen.  Die  Fragen  selbst,  -wodurch 
er  alle  vorausgegangenen,  begleitenden  und  nach¬ 
folgenden  Umstände  eines  bestimmten  Verbrechens 
auszu mittein.  im  Stande  ist,  können  im  Allgemei¬ 
nen  nicht  erörtert  -werden.  Einige  Anleitung  zur 
Einrichtung  derselben,  nach  Verschiedenheit  der 
einzelnen  Verbrechen,  giebt  indessen  die  P.  G.  O. 
an.  4.8  —  54. 

Die  in  den  Antworten  auf  diese  Fragen  ange¬ 
gebenen  einzelnen  Umstände  müssen  sodann  von 
dem  Richter  als  Gegenstände  weiterer  Untersu¬ 
chung  betrachtet  werden,  wenn  sich  ihm  noch 
andre  Beweismittel  darbieten,  aus  welchen  Er¬ 
ke  mitnifsgrün  de  der  Wahrheit  derselben  abgeleitet 
werden  können  (a). 

Ist  das  Verhör  in  der  angegebenen  Rücksicht 
unvollständig,  so  wird  eine  Wiederholung,  dessel¬ 
ben  ,  zur  Aufhebung  dieser  Unvollständigfeit,  noth- 
wendig  und  eben  so  müssen  die  unterlassenen 
weiteren  Prüfungen  der  Wahrheit  der  angegebenen 
Umstände  noch  nachgeholt  werden.  Wenn  aber 
dieses  nicht  mehr  möglich  ist,  so  verliert  das  Be- 
kenntnifs  nur  dann  etwas'  von  seiner  Be  Weifskraft, 
wenn  diese  nicht  schon  durch  die  übrigen  ange- 
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gehencn  und  wahr  befundenen  Umstände  hinläng¬ 
lich  begründet  ist  (b). 

CO  P.  G.  ü.  a.  51.  55. 

D-iU  der  Richter  Unkenntnisse  und  Aussagen  nteht  durch  Ver- 
eprecli ungeii  vwwhbwu  dürfe,  versieht  sich  darum  yon  selbst, 
wGI  er  sich  und  mIu  Amt  durch  die  hintci Ihuce  Erregung 
von  IIoHutingfMi  *  deren  Erfüllung  nicht  in  seiner  Macht  äiel\i, 
rrriieds  ig^ii  wurde,  IDf?  abrj  dergleichen  \rertff>recbmjgenJ 
™ tdehe  die  G lau b w ii rd \g k <■  i L  1 1 er  A 11  bangen  gegen  Dritte  frt'J - 
ü^b  aufbeben  ?  auch  der  GJaubwüi digkeSt  der  ßekeöjitujsjie  im 
Wege  stehen  ,  Lcfs L  Aich  keineswegs  hcJbnnpLeti, 


§.  474. 


Ganz  andrer  Natur,  als  die  bisher  cntwickcl- 
ten  Regeln,  sind  diejenigen,  "Welche  der  Richter 
beobachten  mufs,  wchri  er  den  Angeschuldigten 
zur  Ablegung  eines  Bekenntnisses  bestimmen  will. 
Diese,  als  Regeln  für  die  Behandlung  eines  Men¬ 
schen,  für  einen  Zweck,  für  dessen  Gegenlheil  in 
der  Regel  sein  Willen  gestimmt  ist,  können  nur 
aus  richtiger  Kennmifs  des  Menschen  im  Allge¬ 
meinen  und  des  bestimmten  Menschen,  mit  "wei¬ 
chem  der  Richter  zu  iliun  hat,  abgeleitet  "werden. 
Eben  darum  aber  sind  sie  zum  Thcile  gar  keiner 
allgemeinen  Exposition  fähig  und  selbst  das  We¬ 
nige,  was  sich  darüber  im  Allgemeinen  sagen  läfst, 
ist  bey  jedem  einzelnen  Falle  gewöhnlich  nur  mit 
Modificationen  zu  gebrauchen. 


Die  Ilaupltendenz  des  Richters  mufs  immer 
dahin  gerichtet  seyn,  den  Angcschuldigten,  bey 
seinen  Abweichungen  von  der  Wahrheit,  auf  eine 
solche  Weilse  in  Inoonsequenzcn  zu  verwickeln, 
dafs,  wenn  ihn  das  schmerzliche  Gefühl  dieser 
ihm  klar  vor  Augen  gelegten  Inconsequenzen  er¬ 
greift,  ihm  nur  das  treue  Bekenntnifs  der  Wahr¬ 
heit  als  das  einzig  mögliche  Mittel ,  um  als  ver- 
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ständiges  Wesen  da  stehen  zu  können,  erscheint. 
Am  leichtesten  “wird  dieses  gelingen,  ■wenn  sich 
der  Angesclmldigie  einen  vollständigen  Lügenplan 
ausgedacht  haben  sollte.  Selten  wird  dieser  bis 
zu  den  kleinsten  Beziehungen  hin  zur  vollen  Har¬ 
monie  mit  sich  selbst  und  den  a  ulseren  Umstän¬ 
den  ausgearbeitet  erscheinen  und,  selbst  wenn 
dieses  wäre,  wird  selten  dem  Lügenden  das 
Gedächtnifs  in  der  Folge  vollständige  Treue  be¬ 
weisen.  Der  Richter  wird  daher  leicht  zum  Ziele 
kommen,  wenn  er  zuerst  unbefangen  den  ganzen 
Lügenplan  aufnimmt  und  dann,  durch  klare  Nach- 
zeigung  der  Unwahrheit  solcher  Puncte ,  auf  wel¬ 
chen  derselbe  wesentlich  ruht,  das  ganze  Gebäu¬ 
de  zertrümmert,  oder  wenn  er,  bey  einem  durch¬ 
aus  consequcnt  angelegten  Plane,  erst  nach  eini¬ 
ger  Zeit  unvermuiliet  eine  Frage  nach  einem 
Puncte,  in  Ansehung  dessen  vollständige  Treue 
des  Gedächtnisses  am  wenigsten  zu  erwarten  ist, 
ohne  Erinnerung  an  die  früheren  Aussagen,  wie¬ 
derholt.  Schwerer  ist  alsdann  zum  Ziele  zu  ge¬ 
langen,  wenn  der  An  geschuldigte  nur  läugnet, 
ohne  durch  Unwahrheiten  seine  Unschuld  cr- 
weifsen  zu  wollen.  Indessen  wird  doch  auch  hier 
der  verständige  Richter,  durch  zweckgemäfse  Fra¬ 
gen  nach  dem  Orte ,  wo  sich  der  Angeschuldigte 
zur  Zeit  des  begangenen  Verbrechens  befunden  hat, 
und  nach  seinen  Beschäftigungen  zu  dieser  Zeit, 
öfters  im  Stande  seyn,  ihn  zu  Lügen  und  Wider¬ 
sprüchen  zu  nölhigen,  ist  aber  dieses  nicht,  so 
bleibt  ihm  freylich  nichts  übrig,  als  auf  den  An¬ 
geschuldigten  ,  durch  eine  vorsichtige  Erweckung 
der  Ueberzeugung ,  dafs  er  schon  mehr,  als  er  es 
vielleicht  glaube,  verrathen  sey,  oder,  auf  irgend 
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eine  andre  Art,  überraschend  (a),  oder  erschüt¬ 
ternd  einzuv.  irken. 

Das  ganze  Betragen  des  Dichters  übrigens  muß 
das  eines  von  Härte  und  Weichlichkeit  gleich  -weit 
entfernten  Mannes  seyn,  der,  nur  sein  Amt  und 
seine  Fflwhun  berücksichtige  ad,  nicht  die  Unter¬ 
suchung  als  blofses  Mittel  für  die  Verherrlichung 
seines  Com&nauonsvormüg'ms  betrachtet  und  da¬ 
her  auch  nicht  durch  Aenfserungpn  der  Freude 
die  Bestätigung  seiner  Hypothese,  oder  durch 
Acufserungen  des  Verdrusses  die  Widerlegung  der¬ 
selben  bezeichnet  (b). 

(n)  Hirn.«  sind  auch  die  C  o  it  f  r  o  n  d  .it  i  o  n  e  u  ein  mögliehei 
Mittet ,  von  .weichen  im  d  ritten  Absätze  weiter  gehandelt 
wird, 

(h)  XJ^IierlMnpt  ß.  KleSnsclirml  Äher  die  Eeditr,  PfSiehte«  und 
KlitglieitsP-ür-Irt  des  Mkhurs  hty  peinlielteii  VerliurtR  und  der 
Ki'forgt'Itnng  (|cjt  Vv  <iill  li#‘lL  üi  pJ‘  i n  1 1  cltf*  ij  1  rilhdi,  Jn  fif'fli  A  F" 
c  h  i  v  e  de«» '  C  rin  liual  rech  Ls.  ü.  I*  bt**  1*  n-  t.  M*  2*  n,  11. 

'  §.  474, 

Auch  in  den  Protoeollen  über  diese  Verhöre 
müssen  da,  wo  auf  schrill  liebes  Verfahren  gerich¬ 
tet  wird,  die  eigenen  Ausdrücke  des  Verhörten, 
nicht  blofs  der  angenommene  Sinn  derselben, 
aufgezeichnet  werden  (§.  467.}.  Ehen  so  vollstän¬ 
dig  müssen  auch  die  Fragen  bemerkt  werden,  und 
es  genügt  keineswegs  die  allgemeine  Bemerkung: 
auf  Befragen  antwortete  Iuquisit  u.  s.  w. ,  weil 
diese  dem  Leser  kein  Unheil  darüber  er¬ 
laubt:  ob  die  nothwendigen  Regeln  für  die  Ver¬ 
höre  bey  der  nur  an  gedeuteten  Frage  beobachtet 
und  mithin  die  in  den  Antworten  etwa  liegenden 
Bekenntnisse  als  genügend  zu  betrachten  seyen, 


Ton  den  Verhören, 
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oder  nicht?  Außer  den  Fragen  und  Antworten 
mufs  auch  noch  alles,  wras  sich  in  dein  Betragen 
des  Verhörten  Auffallendes  äußert,  bemerkt  wer¬ 
den  (§.  46  5.). 

Versteht  der  Angeschuldigte  die  Sprache  des 
Richters  nicht,  so  müssen  zu  den  Verhören  zwey 
beeidigte  Dollmctscher  zugezogen,  und  Fragen  und 
Antworten  in  bey  den  Sprachen  niedergeschrieben 
werden.,  Tauben  werden  die  Fragen  schriftlich 
vorgdegt,  und  Stumme  beantworten  sic  schrift¬ 
lich.  Ist  dieses  nicht  möglich,  so  kann,  wie  bey 
Taubstummen ,  nur  von  der  Zeichensprache  Ge¬ 
brauch  gemacht  werden ,  welche  indessen  fast 
nie  (a)  eine  so  genaue  Beschreibung  in  dem  Pro¬ 
tokolle  zühifsi,  dafs  nicht  dem  künftigen  Leser 
häufig  Uriheile  des  untersuchenden  Richters  über 
die  Bedeutung  der  Zeichen  aufgedrungen ,  oder 
demselben  nur  unvollständige  Abrisse  des  lebendi¬ 
gen  Spiels  der  Miene  und  Gehährde  gegeben  wer¬ 
den  sollten.  Eben  darum  wird  cs  immer  bedenk¬ 
lich  scyn,  aus  den  Erklärungen  in  .dieser  Sprache 
einen  vollständigen  Be  weiß  bey  solchen  Straffällen 
abzulciten,  bey  welchen  ein  unersetzlicher  Verlust 
sich  als  Folge  der  ausgeübten  Strafe  darstellt, 
und  man  wird  cs  daher  billigen  müssen,  wenn 
man  bey  solchen  Leuten  auf  die  durch  Zeichen 
zu  erkennen  gegebenen  Bekenntnisse  allein  nicht 
die  Todesstrafe  erkennt,  sondern  an  die  Stelle  der 
Todesstrafe  die  Strafe  des  ewigen  Gefängnisses  .cin- 
treten  läfst, 

(a)  Können  die  Stimntien  zwar  nicht  schreiben,  ober  doch  lesen, 
so  läfs-t  sieh  fnrylieh  volle  Gewifsimt  durch  das  einfache  Ge— 
mdmu^ungs/.dehrn  des  uiedergeschidebenen  Inhalts  der  durch 
ZddiCü  ge'aniWrlen  Antworten  erhalten* 
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Z'weytcr  UnlcrabBatit 

Ton  tfrr  Beweisaufnahme  ln  Bezieh un^  auf  <lle  e  l  tuet  neu  B^weifa- 
gcgeu&iaude  uutl  dvu  nolliweutligcti  Bedingungen  für  dieselbe a. 

§.  475. 

Die  Gegenstände  der  richterlichen  Prüfung  bey 
einer  Ciiminalsache  sind,  nach  den  obigen  Ent¬ 
wickelungen,  l)  das  Daseyn  eines  bestimmten  Ver¬ 
brechens  überhaupt  (der  T  ha  tb  es  ta  n  d  ,  co  r- 
pus  delicti),  5)  das  Verhältnifs  eines  bestimm¬ 
ten  Subjectes  zu  diesem  Verbrechen,  bev  welchem 
denn  das  Daseyn  eines  solchen  Verhältnisses 
überhaupt  (die  Strafbarkeit  im  A  l’l  g  c  m  c  i- 
nen),  ß)  die  näheren  Bestimmungen  dieses  Ver¬ 
hältnisses  (die  Gröfse  der  Strafbarkeit)  in 
Betrachtung  kommen  müssen. 

Ö  > 

S-  476. 

Der  Thal  bestand  der  Verbrechen  erscheint  mit¬ 
unter,  ganz  oder  zum  Thcile ,  als  möglicher  Ge¬ 
genstand  einer  besonderen,  von  der  Nachforschung 
nach  dem  Verhältnisse  eines  bestimmten  Subjectes 
zu  den  Verbrechen  ganz  verschiedenen  Beweisauf¬ 
nahme.  Dieses  ist  der  Fall,  wenn  das  Verbrechen 
sinnlich  erkennbare  Spuren  zurück  gelassen  hat. 

In  diesem  Falle  ist  es  Pflicht  des  Richters,  durch 
vorzunehmende  Augenscheine  sich  von  dem  Da¬ 
seyn  dieser  Beweismittel  sogleich  zu  überzeugen 
und  die  Rücksicht,  dafs  möglicher  oder  sogar 
Wahrscheinlicher  Weifse  che  Form  des  Anklage- 
Proccsscs  in  der  Folge  nothwendig  werden  kön-  4 
ne,  darf  ihn  von  der  Erfüllung  der  Pflicht,  diese  , 
Beweismittel  zugleich  von  Amts  wegen  aufzunch- 
men,  keineswegs  hefreyen  (a). 

Die  allgemeinen  Grundsätze  über  die  richter- 


V.  d.  Beweifsaufn.  in  Bez.  auf  Beweifsgegenst.  5  1 1 

liehe  Thätigkcit  bey  dieser  Handlung  sind  oben 
vollständig  erörtert  (§.  463  — 467.),  ihre  Bezie¬ 
hung  auf  die  einzelnen  Fälle,  bey  welchen  sie 
vorzüglich  zur  Anwendung  kommen,  bedarf  aber 
hier  noch  einer  näheren  Betrachtung. 

CO  Ueber  den  Tatbestand  der  Verbrechen  siebe  ! 


^on  Just  i  historische  und  juristische  Schriften*  B*  I. 
Abth*  1IL  o.  IV.  s.  350*  folg.  F*  A.  Hömmcl:  an  et 

qtiatemis  cevtiludp  delicti  in  processu  criminail  necessana  stt  % 
Lhps.  1737,  Diener  delibata  quaedam  de  corpore  delicti  ca~ 
püa,  Idps.  löOf  *  Vorzüglich  aber  das  schon  angeführte  trtiü* 
Dche  Weih;  St  übel  über  den  Tlillbesl^ml  der  Verbrechen, 
WUteub*  1Ö06. 


S-  47  7- 

Unter  die  Verbrechen,  bey  welchen  häufig  eine 
besondere  Beweisaufnahme  in  Ansehung  des  That- 
bcstandes  vorkömrat,  gehört  vorzüglich  das,  in 
der  Hegel  Spuren  zurücklassende  Verbrechen  der 
Tod  tune.  Der  Augenschein  heust  Hier  die  Lei- 
c lienschau,  welche  sich  nicht  blofs  auf  eine 
Besichtigung  der  aufs  er  cn  widernatürlichen  Ver¬ 
änderungen  an  dem  Körper  des  Getödtcten  be¬ 
schränken  darf,  sondern ,  zur  Möglichkeit  einer 
vollständigen  Beurtheilung  (a),  sich  auch  auf  die 
inneren  Thcile  des  Körpers  erstrecken  und  iii 
so  ferne  von  einer  legalen  Section  (h)  beglei¬ 
tet  und  durch  dieselbe  vorbereitet  werden  mufs. 

Da  bey  dieser  Handlung  die  sinnlichen  Merk¬ 
male  des  Körpers,  aus  welchen  auf  den  Grund  des 
erfolgten  Todes  geschlossen  werden  soll ,  nur  von 
Aerzlen,  oder  Wundärzten  richtig  erkannt  w'erden 
können,  so  mufs  der  Richter  solche  Personen  in 
der  gehörigen  Anzahl  (c)  zuziehen  (§.  466.),  und 
sie,  wenn  sie  nicht  schon  hierauf  einen  Amts- 
eid  abgelegt  haben  (d),  als  gelehrte  Zeugen  beson- 
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ders  verpflichten.  Ohne  diese  Zuziehung  kann 
die  richterliche  Besichtigung  in  Ansehung  derjeni¬ 
gen  Puncte,  bey  welchen  die  richtige  Erkenn  tnifs 
medicinischc  Kenntnisse  voraussetzt»  nichts  be~ 
veifsen ,  wohl  aber  bleiben  che  Angaben  der 
Aerztc  beweisend,  wenn  sie,  auch  ohne  Beyseyn 
des  Richters,  die  Besichtigung  vorgenommen  ha¬ 
ben  (c). 

Das  über  diesen  Act  zu  führende  Prolocoll 
läfsL  zwar  der  Richter  durch  den  Acluarius  füh¬ 
ren,  er  ist  aber  verbunden,  die  eigenen  Ausdrücke 
der  Secanten  zu  gebrauelien  (§■  4£>7-)»  und  eben 
darum  kann  er  diese  auch  ganz  füglich  den  Re- 
fund  selbst  zum  Protocolle  dictircn  lassen.  Die 
in  dem*  Seelionsprotocolle  beschriebenen  JMeikniale 
des  Leichnams  müssen,  wenn  clas  Prolocoll  rich¬ 
tig  geführt  ist  (f),  als  die  wahren  Merkmale  des¬ 
selben  betrachtet  werden  und  wenn  selbst  che. Se¬ 
eaalen  in  ihrem  nachher  igen  Befundscheine 
mit  Gutachten  (visum  repertum)  (g)  andre  Merk¬ 
male  angeben,  so  mufs  diese  veränderte  Angabe 
als  die  Wirkung  eines  Irrthums  betrachtet  wei¬ 
den,  es  wäre  denn,  dafs  die  Seeanten  selbst  iure 
Angabe  zum  Seeuonsprotocolle  für  unrichtig  ci- 
klärren  und  dadurch  ihrer  Glaubwürdigkeit  scha¬ 
deten  (h). 

(s)  Wenigstf-os  wird  Dicht  it'iclit  der  Fnli  verkomm«)  können,  wo 
die  Besichtigung  der  Immen  TI i eile  ganz  gleichgültig 
Seilet  bey  äußerlich  sogleich  ala  absolut  tödilieh  blch  drn*D- 
lenden  Verl etzuagen  wird  n:ir  die  Besiebtvgnng  t\*r  m- 

Deren  Thede  votko  Auftfchluf»  darüber  gehen  können,  ob  tUM 
Verletzungen  dem  noch  khmdert  Menschen  ÄUgtfügt  wonh  >G 
n n d  daher  a 1s  de r  Gr □  u d  de s  Torfen  desse l h en  zu  I>t  1 1  ^ c  1  Li- u 
ft eye n, 

(b)  J.  S.  F,  Bö  Inn  m’  diis.  dejeghima  endaveris  oeeiüi  secüone. 

Hake  1747.  et  in  ad  Carpzov  p#  2 6»  o,  3  I  .  A. 

II  o  lii  m  e  1  Di  $5.  de  JethaliiaLG  \  vdnrnun  et  msjucLiönc 
veris  poat  oceisun)  ho  mixte  in,  Lipft*  i /4F -■* 
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(c)  Ueber  diese  Zahl  entscheidet  einzig  der  allgemeine ,  oben 
($.  466.)  aufgestellte  Grundsatz*  Aus  dem  Art,  1 49*  der  P, 
G*  O.,  welch  ev  von  S  ect  jod  eil  gar  nicht  redet  (8  t  ü  b  e  l 
fi*  a,  O*  346*)  >  und  welcher  eben  darum  die  Zuziehung 
vou  Kunstverständigen  nur  als  räthlich  darstellt,  lafst  sieh 
,  hierüber  gar  nichts  bestimmen.  Gewöhnlich  nimmt  man  den 
Stadt  -  oder  Land  -PLysicus  und  den  Stadt-  oder  Land -Chi¬ 
rurg  us  ,  man  kann  aber  auch  blofs  Aerzte  zuziehen,  keineswegs 
aber  blofs  Chirurgen  ,  wenigstens  nicht  blofs  unsre  gewöhnli¬ 
che  Chirurgen  T  mit  welchen  Doctores  Chlrürgi»  und  die 
Ober-  und  Staabs -Chirurgen  bey  dem  Militär  nicht  verwech¬ 
selt  werden  dürfen,  Den  Arzt,  welcher  den  Verstorbenen  be¬ 
handelt  bat  5  zuzuziehen  ,  ist  allerdings  rathlich  ,  jedoch  nur  in 
Verbindung  mit  einem  andern*  Heisler  diss*  de  medico 
v u  hier a  curanlc  a  secÜQne  cadayem  non  e&cludendo*  IIdmst* 
1749. 

f 

(dj  Ob  der  Promotion  seid  von  einer  beson  eiern  Verpflichtung  Le- 
freye  ?  ist  zweifelhaft.  In  den  Landen,  wo  man  dem  Promo-* 
virten  nicht  einmal  die  Erlaubuifs  zur  Praxis  zugesteht,  kau u 
dieser  Lid  unstreitig  nicht  genügen*  Immer  aber  ist  cs  räth-* 
lieb,  durch  die  besoudre  Verpflichtung  jeden  Zweifel  za  ent¬ 
fernen,  Zweifelhaft  ist  es  auch ,  ob  der  Amtseid  eines  Arztes 
in  andern  Landen  voö  der  b «sondern  Verpflichtung  befreye* 
Viele  lang  neu  dieses  ' (  B  ö  h  m  e  r  atl  Carpzov  1*  e*  p.  55*), 
ich  würde  indessen,  da  hier  nicht  von  Geridi  Ls  handlangen, 
welche  mit  Staatsauetorität  freylich  nur  in  einem  bestimmten 
JDistricte  vorgenommen  werden  können ?  die  Rede  ist,  der  an¬ 
dern  Meinung  den  Vorzug  geben* 

(e)  Viele  behaupten  zwar  das  Gegen tb eil.  Hommel  a,  n*  O* 

§*26.  Klein  schrod  im  Archive  B*  V.  St*  3,  ii.  1*  2. 

Leu  erb  ach  Lelirb*  tL  peinl*  fl*  §)  604.  Es  widersprich 
aber  diese  Behauptung  nicht  nur  den  allgemeinen  Grundsätzen 
(§*  466.)  ,  soudern  auch  uusern  positiven  Gesetzen,  dem i  in 
dem  Art*  l49vist,  wie  überhaupt  in  der  P,  G.  O, ,  gar  nicht 
von  Sectioncu  ,  sondern  von  richterlichen  Augenscheinen  bey 
einem  in  einem  Tumulte  v  orge  falle  ne  q  TödtschUsge  die  Bede, 
in  welchem  Falle  allerdings  gar  manche  Gegenstände  die  rich¬ 
terliche  Besichtigung  iiolh wendig  machen,  in  dem  Art,  1 47, 
dagegen  wird  dem  btofsen  geleinten  Zeugnisse  seine  gebüh¬ 
rende  Beweiskraft  tmzweydeutig  zuerkaunU  S tu  bei  a,  a.  O* 
B  o  h  m  er  1*  c*  Meiste  r  s  reehtl.  Erkennt,  und  Gutachten 
iu  peiul.  Fällen,  l)cc*  107.  u.  20* 

(Q  Ist  dieses  nicht  der  Fall  ,  so  müssen  die  Secantea,  Wenn  sie 
nicht  den  Inhalt  des  Sectionsprotocolls  in  einem  Be  filmischem? 
wiederholt  haben,  noch  einmal,  als  gelehrte  Zeugen,  über  den 
Befund  zum  Protocolle  depomreu, 

(gl  Der  eigentliche  Zweck  dieses,  von  den  Aeizüm  naoMirr  noch 
bcioplSra  einzumchemlen  MedicmalguUchteus  ist:  durch  wie- 
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aenscliafitlclie  Gründe  unterstützte  Folgern ngeu  ans  den,  bey 
der  Leichenschau  erkannten  Merkmalen  des  L-ciclmains  ab^u- 
leiten.  Bey  dieser  B  eurl  Ji  *  i  1  a  n  g  der  Merkmale  erscheinen 
die  Acrzte  nicht,  mehr  als  Zeugen  ,  sondern  mIs  Geh ulfen  i  « 
Richters  —  als  Richter  des  FacUims.  Von  dieser  Function  der 
Kmistveistämligen  kann  erst  weiter  nuten  ausführlicher  geredet 
werden,  und  es  genügt  hier  die  Bemerkung,  dafs,  eben  vci 
hey  dem  viso  reperio  B  e  g  u  t  a  c  h  t  u  n  g  der  eigen tliclie  Zweck 
ist,  die  'Wiederholung  des  Befundes  als  ausser  wesen  Ui  ehe 
Stimmung  desselben  zu  betrachten  sey ,  woraus  sich  denn  ^ 
Schlufsbcmeikung  des  §*  vou  selbst  rechtfertigt. 


(h)  Ganz 


Gntacluens,  Wenn  die  Acrzie  auch  ■voi-läufiff  Irt Iieile 
dem  Befunde  zum  SecUonsprolocoTlc  tlieiiu  lialien  sollte»,  so 


gebt  hier  immer  ihr  nach  höriges ,  rcuiicucr  erwog 
t  he  i  1  vor* 


onrtu  “p - r>  &  . 

ausÄumULelu  sey.  Königsberg  und  Leipzig  lul» 

§.  478. 

Ein  andres ,  eine  besondere  Untersuchung  über 

t  t  -  t  rnr  .  ‘  1 «  rtac- 


den  Thatbcsland ,  oder  doch  einzelne  Tkeile  des¬ 
selben,  zulassendes  Verbrechen  ist  das  c  es 
Diebstahls.  Bey  diesem  Verbrechen  können 
nicht  selten  die  gestohlnen  Sachen  .selbst.  au  ge¬ 
funden  werden.  Gewöhnlich  wird  hier  du.,  zur 
Möglichkeit  dieses  AuiTindcns  von  dem  Richter 
vorzunehmende  Besichtigung  in  der  borm  cine/ 
Hau  f ss  u  c  h  u  n  g  (perscrutatio  do mes li ca)  erscb ei¬ 
nen  ,  welche  in  der  Regel  eme  generelle  m 
auf  olle  Ilaufser  eines  bestimmten  Dislricts  gGiic-1 
tele  seyn  mufs,  weil  entweder  der  Richter  r  as 
bestimmte  Kaufs,  wo  er,  die  Sachen  aufzuhndüj, 
erwarten  dürfte,  nicht  kennt,  oder,  wenn  er  auo J 
hierüber  bestimmtere  Muthmafsungen  haben  sollte, 
doch  eine  specielle  Haufssuehung,  als  eine  be~ 
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stimmten  Verdacht  gegen  den  Besitzer  dieses 
Haufses  öffentlich  ankündigende  Handlung,  ohne 
das  Daseyn  aller,  die  Rechtlichheil  einer  Untersu¬ 
chung  gegen,  bestimmte  Personen  bedingenden 
Verdachtsgründe,  nicht  verfügt  werden  darf  (a). 

Bey  gefährlichen  Diebstählen  lassen  sich  öfters 
Spuren  des  Einsteigens ,  des  Einbrechens,  oder 
des  Gebrauchs  der  Waffen  durch  Besichtigungen 
auffinden  und  wenn  dieses  auch  nicht  der  Fall 
wäre,  so  würden  dennoch  Besichtigungen  der  Orte, 
wo  der  gefährliche  Diebstahl  angeblich  begangen 
Worden  ist,  darum  noth  wendig  seyn,  weil  die  ge¬ 
naueren  Merkmale  dieses  Orts  für  die  Annahme 
des  Daseyns  wahrer  Gefährlichkeit  der  Handlung 
des  Diebes  sehr  entscheidend  seyn  können. 

ISie  kann  aber  die  Gröfse  des  Diebstahls  durch 
blofse  Besichtigungen  des  Richters  ausgemittelt  wer¬ 
den,  sondern  es  wird  hierzu  die  Beyziehung  von 
Sachverständigen  erfordert,  welche  über  die  be 
sichtigten,  den  Werth  bestimmenden  Merkmale 
der  gesiohlnen  Sachen  ihr  Gutachten  abgeben 
(die  Sachen  taxiren). 

(Ö  Dabey  steht  es  aber  dem  Bichter  Immer  frey,  tlea  Aipmg  de* 
generellen  Haufssuchuiag  da  zu  machen,  wo  ihm  dieses'  am 
klügsten  zu  seyn  scheint. 

$.  47  9, 

Hochverrat].!  (a) ,  Fälschungen ,  insbesondere 
Münzfälschungen,  Brandstiftungen  und  zum  Theile 
die  Fleisches  verbrechen  (b)  liefern  übrigens  noch 
B eyspiele  zu  den  Verbrechen,  bey  welchen  abge¬ 
sonderte  Beweifsäufnahmcn  in  Ansehung  des  Tiiat- 
bestandes  möglich  sind.  Es  ist  indessen  in  Anse¬ 
hung  der  hierbey  vorzunehmenden  Besichtigungen, 
welche  auch  hier  mitunter  in  der  Form  einer 
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Haufssucliung  erscheinen,  durchaus  keine  nnlier e 
Bestimmung  der  oben  entwickelten  allgemeinen 
Theorie  (§.  463  — 467.)  zu  bemerken. 

/a)  Hier  ist  indessen  gewöhnlich  die  Untersuchung  des  Tlintbestan- 
drs  mit  der  Untersuchung  gegen  e‘‘i  bestimmtes  In  dh'dtuira 
verbunden  nud  daher  die  Hanfiisiicbung  —  die  gewöhnliche 
Porm  des  Augenscheins  bey  diesem  Y  erbrechen  '  *u  tu  e 
gcl  eine  s  p  e  c  i  c  1 1  e. 

ftA  Besichtigungen  angeblich  schwangerer  Personen  gehören  aber 
'  eigentlich  nicht  hierher,  weil  diese,  als  zugleich  Beweiiami  - 
tel  gegen  die  schwangere  Person,  als  Vorbrechenn ,  i 

heim'  abgesonderte  Hewei/saufnalime  in  Ansehung  des  1,tl  jC 
Standes  ent  halten  und  eben  darum  die  Rechtlichkeit  <  erst,  >cn 
durch  das  Dasejn  der  Gründe  zur  Untersuchung  gegen  «b 
bestimmtes  Individuum  bedingt  ist. 

§.  '  4 30. 

So  gewifs  cs  aber  auch,  nach  den  hishengen 
Erörterungen,  ist,  dafs  der  Richter,  wclchci  c  te 
besonderen  Beweifsa  u fn a h m cn  in  Ansehung  t  es 
Thatbestandes ,  wo  dergleichen  möglich  sind,  un 
terläfst,  seine  Amtspflichten  auf  eine  straibaie 
Weif  sc  vernachlässige  und  so  unläugbar  cs  isl,  v  a  s 
durch  diese  Vernachlässigungen  Unvollständig vei 
ten  der  Beweifse  in  Ansehung  einzelner  1  heile  t  cs 
Thatbestandes  die  Folge  seyn  können  und  me  it 
selten  seyn  werden,  so  läfst  sich  doch  keines 
wegs  behaupten,  dafs  eine  solche  Lnvollsunt iD 
keit  die  absolut  noihwendige  Folge  dieser  Vei 
nach! ässigungen  seyn  müsse  und  daher  bey  ei 
brechen,  welche  Spuren,  hinterlasscn  haben,  nur 
durch  die  Besichtigung  dieser  Spuren  ein  ver¬ 
ständiger  Beweüf»  bewirkt  werden  könne.  f 
mufs  vielmehr  behauptet  werden,  dafs,  wenn  c,e 
Spuren  eines  bestimmten  Verbrechens,  sey  es  auc  i 
durch  die,  Schuld  des  Richters ,  aufgehört  haben, 
Erscheinungen  zu  seyn,  doch  dieselben  Be- 
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weifsmittel,  welche  bey  einem  Verbrechen,  das 
sogleich  ganz  zu  den  Begebenheiten  gehörte, 
vollen  Bewölk ,  nach  den  Gesetzen ,  zu  geben 
vermögen,  auch  in  Ansehung  jenes,  nun  gleich¬ 
falls  ganz  in  die  "Reihe  der  Begebenheiten  ver¬ 
schwundenen  Verbrechens  nicht  weniger  voll¬ 
ständigen  Beweifs  zu  wirken  im  Stande  seyn  müs¬ 
sen  (a).  Nach  dieser  Ansicht  ist  denn  auch  schon 
oben  der  Umfang  der  Beweifskraft  der  einzelnen 
'Beweifs  mittel  beschrieben  worden.  Keineswegs 
aber  lafst  sich  behaupten,  dafs  für  den  Beweifs 
irgend  eines  zu,  dem  Thatbestande  gehörenden 
Puncies  ein  Beweifsmittel  Wirksamkeit  haben  kön¬ 
ne,  welchem  die  Gesetze  sonst  in  Criminalsacheti 
keine  Beweifskraft  gestatten,  und  eben  darum  mufs 
die  gewöhnliche  Behauptung,  dafs  die  Gröfse 
des  "Diebstahls,  in  Ermangelung  andrer  Bcweifse, 
durch  den  in  Hinsicht  der  angeführten  Gründe 
nicht  verwerflich  erscheinenden  Sch  ätzungseid 
des  "sonst  nicht  unglaubwürdigen  Bestohlnen,  auf 
eine  für  Strafe rkenntnisSe  genügende  Weifse,  be- 
wiefsen  werden  könne,  als  theoretisch  unrichtig  ver¬ 
worfen  werden  (h),  so  sehr  sie  auch,  durch  das  An¬ 
sehen  ihrer  Gewährsmänner,  sieh  bisher  bey na he 
allgemein  für  die  Praxis  empfohlen  haue.  Es 
mufs  vielmehr,  wenn  die  Sachen  selbst  nicht  mehr 
taxirt  werden  können,  nur  derjenige  Werth  in  dem 
Straferkenn tnisse  zum  Grunde  gelegt  werden,  wel¬ 
chen  dieselben,  nach  dem,  was  sich  über  ihre 
Beschaffenheit  beweifsen  läfst,  dem  Uriheile  Sach¬ 
verständiger  gennifs,  gewifs  gehabt  haben  und  jeder 
Zweifel,  welcher  über  einzelne  Bestimmungen  der 
Güte  derselben  übrig  bleibt,  mufs  daher  zur  Folge 
haben ,  dafs  man  in  diesem  Zweifel  nicht  den, 
alsdann  gleichfalls  zweifelhaften  höheren,  sondern 
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nur  den  unzweifelhaften  geringeren  Werth,  bey 
der  Beurtbeilung  zum  Grunde  legen  darf. 

(a)  Vollständig  bat  dieses  S  t  üb  e  1  n,  a.  0,  Th.  If*  Abscbn,  2* 
frewie&en* 

£b)  a h  E  c  k  a  r  d  t  pr,  exhibens  cautioncs  circa  perficicutiani  ccrli- 
Ludiuem  corporis  delicti  in  furto  magno,  ^  Jenac  1  /ciT 
F €  ti  e  r  h  a  c Ii  s  Letnh»  d.  pcinl,  Hechts*  343*  S  t  ü  b  cf 

Ä.  a*  O.  $.  350*  Die  Ge^eue,  auf  welche  mau  sich  für  <ii* 
entgegen  gesclxtc  Behauptung  beruft  (E.  Lb  C.nmle  vb  [\  1 1 1  hj 
cap*  ult*  X.  de  bis,  qitrfe  vi  mKusqtie  caussa  etc,  und  aru 
200*  ch  P.  D.  O.)  ,  sprechen  nur  von  dern  ,  zum  Erkenntnisse 
über  die  C  i  v  LI  Ansprüche  des  Bestohhieß  aus  dm  obligaLio- 
nibus  ex  delicto  erforderlichen  Beweibci 

§*  4  81* 

In  solchen  Fällen  nun,  ivo  sich  che  Erkennt- 
nifsgründe  für  (bis  Daseyn  des  Thatbcstandes,  oder 
einzelner  TJ  teile  desselben  von  den  hrkenntnifs- 
gründen  für  das  Verhäl tnifs  bestimmter  Individuen 
zu  dein  Verbrechen  nicht  als  geschieden  darstel¬ 
len  ,  sind  es  dieselben  Schrille,  durch  welche  te 
Beweifse  in  Ansehung  bey  der  Gegenstände  au  ge¬ 
nommen  werden.  Auch  für  diese  combiniite  Be- 
w e ifs a ufnahm e  sind  Augenscheine,  und  voszüg  ic  i 
II aufssuch ungen,  öfters  zweckraäfsige  Mittel,  tuici 
welche  sich  der  Richter  in  den  Besitz  beweisen 
der  Urkunden  setzen  und  vorzüglich  das  Daseyn 
mancher  Tliatsachcn,  welche  als  Anzeigen  t  icncn, 
erkennen  kann,  die  gewöhnlicheren  Mittel  suK 
aber  allerdings  die  Verhöre  der  Zeugen  unc  ganz 
vorzüglich  die  der  angeschuldigtcn  Imhvic  uen 
selbst,  welche  letzteren  in  jedem  Criininaljn ocesse 
darum  unentbehrlich  erscheinen,  weil  tlieils,  aut  i 
bey  aufgefundeneii  vollständigen  Beweifsen,  c  ei 
Richter  doch  die  Bekenntnisse  des  Angeseliuldigtcn 
zu  erhalten  suchen  mufs,  thcils  die  notlnvenc  igc 
Richtung  der  Untersuchung  auf  vollständige  ln- 
struirung  der  Vertheidigung  es  schlechterdings  ci- 
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fordert,  die  An  geschuldigten  über  dasjenige,  was  sie 
für  sich  anzuführen  im  Stande  seyn  sollten,  zu  hören. 

Die  allgemeinen  Hegeln  für  die  Einrichtung 
dieser  Handlungen  sind  in  dem  vorhergehenden 
Unterabsatze  genügend  entwickelt,  es  bedarf  aber 
nun  noch  einer  näheren  Entwickelung  der  Mittel, 
welche  die  Möglichkeit  einer  Beweisaufnahme 
durch  sie  bedingen. 

483. 

Das  Mittel ,  durch  welches  die  Z e ug en  v e  r- 
liöre  vorbereitet  werden  müssen,  ist  hier  dassel¬ 
be,  wie  in  dem  Civilprocesse,  —  gehörige  La¬ 
dungen  der  Zeugen  nämlich,  welche  auch  hier, 
wie  in  dem  Civilprocesse,  an  die  nicht  in 
dem  Gerichtszwange  des  untersuchenden  'Richters 
ansässigen  Zeugen  als  s  u  b  s  i  d  i  a  rische  L  a  d  u  n 
gen  ergehen.  In  dem  Puncte  findet  jedoch  hier- 
hey  eine  wichtige  Verschiedenheit  zwischen  dem 
Civil-  und  dem  Criminalproccsse  Statt,  dafs  in 
jenem  die  einem  fremden  Richter  unterworfenen 
Zeugen  in  der  Regel  vor  ihren  eigenen  Richter 
geladen  und  von  diesem  über  die  zugeschickten 
Artikel  und  ,].■  ragstückc,  der  geschehenen  Requisi¬ 
tion  gemäß ,  ab  gehört  werden,  in  diesem  dagegen, 
wenn  mclit  die  ailzuweite  Entfernung  der  Zeugen 
von  dem  Orte  des  untersuchenden  Richters,  oder 
die  zu  große  Kostspieligkeit  bey  minder  wichtigen 
Sachen,  oder  endlich  ungünstige  politische  Rela¬ 
tionen  des  einen  Gerichtes  zu  dem  andern  entge- 
genstehen,  der  Richter,  unter  welchem  die  Zeu¬ 
gen  stehen,  ersucht  wird ,  dieselben  vor  den  un¬ 
tersuchenden  Richter  zu  laden  (n)  ,  weil  hier  die 
volle  Zweckmäßigkeit  der  Zeugenverböre  genaue 
Kenntmis  des  ganzen  Inhalts  der  Untersuchung®- 
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acten  voraus  setzt  und  diese  dem  requ  innen  Richter 
in  den  Requisiiionsscli reiben  nur  mit  grofsei;  Mühe, 
und  doch  öfters  nur  unvollständig,  gegeben  wer¬ 
den  kann. 

Dafs  Zeugen,  welche,  ihrer  staatsbürgerlichen 
Verbindlichkeit  (b)  entgegen,  das  Zeugnifs  verwei¬ 
gern,  durch  Zwangsmittel  (Geldstrafen  oder  Ge- 
fängnifs)  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeit  ange¬ 
halten  werden  können,  ist  keinem  Zweifel  unler- 
W oi- fen  (c),  ja  man  behauptete  sogar,  dafs  da,  wo 
die  Tortur  überhaupt  noch  Statt  fand,  auch  von 
dieser  gegen  halsstarrige  Zeugen  alsdann  habe  Ge¬ 
brauch  gern a elit  werden  können,  wenn  es  ganz  ge- 
wifs  gewesen  sev,  dafs  sie  über  Haup  tumstände  bey 
Capitalve rbrecb.cn  Auskunft  zu  gehen  im  Stande  ge¬ 
wesen  seyen  (d).  Immer  mufs  aber  der  Gebrauch 
der  Zwangsmittel,  wenn  er  mehr  zum  Zwecke 
hat,  als  biofs  das  Erscheinen  des  in  den  angesetz¬ 
ten  Terminen  ausbleibenden  Zeugen  zu  bewirken, 
nach  theiii  gen  Einflufs  auf  die  Glaubwürdigkeit  der 
gegen  den  Angeschuldigtcn  abgelegten  Zeugenaus¬ 
sagen  haben  und  darum  müssen  häufig  diese  Zwangs¬ 
mittel  mehr  als  Strafen  des  halsstarrigen  Zeugen 
betrachtet  werden,  als  dafs  man  davon  bedeutende 
Vortheile  für  die  Beweisführung  erwarten  könnte, 

(a)  Quistorp  Grunds,  des  peiuL  Rechts*  70L 

(b)  Betreut  sind  Beichtvater ,  Kinder  und  Eltern  3  Mann  und  \Veil> 
gegeneinander  f  der  Vasall  gegen  den  Lehnsherrn  T  in  Anse-* 
Innig  welcher  Personen,  nur  die  erste  reu  ausgenommen  T  es 
jedoch  zweifelhaft  ist,  ob  sie  nicht  wenigstens  alsdann,  wemi 
nuf  andre  Art  der  JJeweifs  nMit  geführt  werden  kann,  zum 
Zeugnilsablegcn  verbunden  seyen,  , 

(c)  Q  ni  storp  a,  h.  (X  §.  7ö2r 

£d)  Quistorp  a,  O.  Die  römischen  *  mir  von  Sclaven  spre¬ 
chenden  Gesetze  können  hier  eigentlich  nichts  beweisen,  und 
die  deutschen  Gesetze  red*n  nicht  von  der  Tortur  der  Zeuge«* 
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§.  433. 

Auch  für  hie  Verhöre  mit  dem  Angesch.ukhg- 
ten  bedarf  es,  wenn  der  Procefs.  gegen  ihn  recht¬ 
lich  (y)  eröffnet  worden  ist,  vorbereitender  Hand¬ 
lungen,  durch  welche  der  Richter  sein  Erscheinen 
vor  Gericht  zu  den  Verhören  bewirkt.  Privat- 
Ladungen  sind  hierzu,  so  lange  sich  der  Ange- 
sehuldigte  nicl.it  dem  Gerichtszwange  des  Uleib- 
ters  durch  die  Flucht  entzogen  hat,  das  gesetz¬ 
liche  Mittel.  Im  Allgemeinen  sind  diese  Ladun¬ 
gen  sogar  das  einzig  zulässige  Mittel  iur  diesen 
Zweck,  und  es  ist  nicht  erlaubt,  mit  demselben 
noch  andre,  dem  An  geschuldigten  beschwerliche 
Mittel  zu  verbinden,  so  lange  nicht  der  Gebrauch 
derselben,  zur  Sicherung  des  Zweckes  der  Unter¬ 
suchung,  als  iiotlrwendig  erscheint.  Dieses  ist 
aber  der  Fall,  sobald  Gründe  zu  der  Besorg»  sfs 
vorhanden  sind dafs  entweder  die  hlofse  Ladung 
ihren  unmittelbaren  Zweck,  das  Erscheinen  des' 
Geladenen  zu  bewirken,  verfehlen,  oder  dafs  doch 
der  weitere  Zweck  derselben,  eine  möglichst  voll¬ 
ständige  Beweisaufnahme  einzuleiten,  nicht  werde 
erreicht  werden  und  in  diesem  Falle  erscheint  da¬ 
tier  das  Recht  des  Richters,  die  nothwendigen 
Mittel  zur  Entfernung  dieser  Besorgnisse  zu  ergrei¬ 
fen,  als  unmittelbarer  Ausflufs  seines  Rechts  zur 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  selbst. 

(a)  Was  daher  den  Anfang  des  Processes  gegen  ein  bestimmtes 
Individuum  rechtlich  bedingt;,  bedingt  auch  die  Rechtlichkeit 
der  Ladung  sowohl ,  als  der  weiteren  mit  ihr  zu  verbinden- 
den  ,  pder  an  ihre  Stelle  tretendem  Mitte!*  Von  diesen  lie-f 
dingungen  wird  bey  den  einzelnen  Verfahrens! armen  die  Rede 
soy»,  indem  die  Bedingungen  für  die  Einleitung;  einer  jeden 
der  bey den  Verfahrenst  armen  natürlicher  VWifse  die  Befragun¬ 
gen  für  die  Einleitung 'des  Cri  min  al verfall  re  us  überhaupt  dar- 
stellen* 
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§.  484. 

I.)  Gründe  zu  Besorgnissen ,  dafs  die  Ladung 
ihren  unmittelbaren  Zweck  nicht  erreichen  werde, 
sind  alsdann  vorhanden,  wenn  der  Vorzuladende, 
wie  man  sich  ausdruckt ,  der  Flucht  verdäch¬ 
tig  ist.  Dieses  mufs  alsdann  angenommen  wer¬ 
den,  wenn  das  auf  den  Fall,  dafs  der  Angeschul¬ 
digte  der  Verb  reeller  wäre,  natürliche  Interesse 
desselben,  sich  der  Ausübung  der  Strafe  zu  ent¬ 
ziehen,  gröfscr  erscheint,  als  das  erkennbare  In¬ 
teresse,  welches  ihn  an  den  District  bindet,  in 
welchem  er  sich  der  Ausübung  der  verdienten 
Strafe  unbedingt  würde  unterwerfen  müssen.  Für 
diese  Annahme  können  Erkenntniisgründe  l)  in 
der  persönlichen  Lage  der '  Angesdiuldigten  liegen. 
Jeder  ist  daher  der  Flucht  verdächtig,  welcher, 
bey  dem  Entweichen  aus  dem  bezeichne  ton  IL- 
stricte,  keinen  besondern  Nachtheil  zu  befürchten 
hat,  also  entweder  auf  Emolumente  seines  bürger¬ 
lichen  S  tan  des  ve  r  zi  ch  te  n  ,  no  cli  Güter,  de  re®  \  °r- 
lust  die  Folge  des  Entweichens  seyn  könnte,  zu¬ 
rücklassen  mufs  (a).  Es  können  aber  auch  2)  Er* 
kenntnifsgr finde  für  jenes  Verliällnifs  in  der  Natur 
des  Verbrechens  liegen,  dessen  ein  bestimmtes  In¬ 
dividuum  beschuldigt  ist.  Dieses  ist  der  ball,  so¬ 
bald  die  Strafe  dieses  Verbrechens  als  ein  gröbe¬ 
rer  Naehiheil  betrachtet  werden  mufs,  als  der 
Verlust,  welcher  dem  Angeschuldigten  in  Anse¬ 
hung  der  Vorthcile  seines  Jn  irgend  eben  Standes, 
oder  m  Ansehung  der  Güter,  welche  er  zurück¬ 
lassen  müiste,  aus  dem  Entweichen  entstehen 
könnte  (b).  Ist  das  eine,  oder  das  andere  der 
Fall,  so  mufs  mit  der  Ladung  eine  das  Entwei¬ 
chen  n  o  thwend  ig  m  a  dien  de  Verhaft  u  n  g  d  es 
Angeschuldigten  verbunden  werden ,  welcher  nur 
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durch  die  Bestellung  einer  genügenden ,  die  vor¬ 
handen  seyen  den  Besorgnisse  auf  hebenden  S  i- 
c  herbei  tsiei  s  tung  entgangen  werden  bann. 
Dafs  hierzu  nicht  eine  i  u  r  a t  o  r  i  s  eh  e  C  a  u  t  i  o  n , 

f  . 

wohl  aber  eine  G a  u  t  i  o  n  durch  die  Beste  1- 
lung  solche  r  Pfänder,  deren  Verlust  em¬ 
pfindlicher,  als  das  Unterwerfen  unter  die  Sirafe, 
seyii  würde,  genüge,  ist  in  die  Augen  fallend. 
Zweifelhafter  scheint  es  dagegen,  ob  eine  Cau- 
tion  durch  Bürgen  diesen  Zweck  erreichen 
könne.  Dafs  bey  schwereren  peinlichen  Verbre¬ 
chen,  bey  welchen  sich  auch  nicht  einmal  eine 
genügende  Camion  durch  Pfänder  gedenken  licfse, 
dieselbe  unstatthaft  sey,  ist  anerkannt,  aber  auch 
bey  geringeren  Verbrechen  sollte  man  eigentlich 
dasselbe  annchmen,  wenn  man  nicht  den  Gedan¬ 
ken  erwecken  will ,  dafs  cs  dem  Staate  ziemlich 
einerley  sey,  wer  gestraft  w'erde ,  wenn  er  nur 
strafen  könne.  Da  indessen  unsere  Gesetze  die 
Cautionen  durch  Bürgen  im  Allgemeinen  für  zu¬ 
lässig  erklären,  jedoch  so,  dais  sie  die  nähere 
Bestimmung  über  diese  Zulässigkeit  ganz  dem  rieh 
terlichen  Ermessen  überlassen  (c),  so  können  sol¬ 
che  Cautionen  zwar  nicht  für  ganz  verwerflich 
erklärt  werden,  cs  wird  aber  die  angegebene  Rück¬ 
sicht  immer  für  den  Richter  bestimmend  seyn 
dürfen,  ihre  Zulässigkeit  auf  geringe,  nur  mit 
Geldstrafen  zu  ahndenden  Verbrechen,  oder  doch 
auf  die  Falle,  wo  die  Verhältnisse:  des  Bürgen  ge- 
wisserrnafsen  günstige  Vermuthungen  für  die  Un¬ 
schuld  des  Angeschuldigten  erwecken ,  oder  wo 
die  Verhältnisse  des  Angeschuldigten  zu  'dem  Bür¬ 
gen  für  jenen  bedeutendere  Nachtheile  aus  der 
Täuschung  des  Zutrauens  des  Burgen ,  als  aus  dem 
Erdulden  der  Strafe,  erwarten  lassen,  zu  beschränken. 
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(a)  Auf  lU'ichlham  allein  kann  üs  demoaeh  nicht  ankommen* 

(b)  Aeurfert  fneh  diesig  Vevhäitwls  wahrend  der  Untirsuehtmg*  au 
xnufs  abdaub  die  Haft  frogteicU  aufgehoben  werden ,  a,  b* 
wenn  es  bey  einem  Capital  verbrechen  wahrend  der  X>  nt  ersu¬ 
ch  nng  gewifs  wird  7  da  Fa  nur  eine  $v  geringe  aufseronlejitliehe 
Strafe  eintreien  werde  ?  um  welcher  willen  ?  wenn  sie  die  or¬ 
dentliche  Strafe  des  Verbrechens  gewesen  wäre,  gleich  An¬ 
fangs  keine  Verhaftung  dieses  Angeschuldigten  halte  Statt 
finden  können.  Ans  gleichen  Gründen  uitiis  öfters  später  ejiio 
CaiUipu  *  welche  Anfangs  unzulässig  schien,  ab  zulässig  be¬ 
trachtet  werden* 

(c)  Lt*  1,  D*  de  custud,  reor*  (XLVltl,  30 


«.  485* 

II.)  Gründe  zu  Besorgnissen,  dafs,  bey  blofsen 
Ladungen  der  Zweck  der  Verhöre  werde  verfehlt 
"werden,  sind  bey  Verbrechen  vorhanden,  welche 
von  mehreren  Verbundenen  begangen  worden  sind, 
indem  hier  die  Befürchtung  begründe^  werden 
kann,  dafs  die  Theilnehmer  sich,  zur  Täuschung 
des  Richters  durch  consequcnte  Lügenplane,  wel- 
cbe  in  der  Harmonie  der  Aussagen  Schein  gewin¬ 
nen  könnten ,  vereinigen,  möchten.  In  solchen 
Fallen  erscheint  gleichfalls  eine  Beschränkung  dei 
Frey  heit  der  Angesehuldigten ,  welche  die  T>  I  Ög- 
lichkeit  ihrer  Besprechung  auf  hebt  (a),  als  noth- 
wendiges  Mittel  zur  Entfernung  der  vorhanden 
seyenden  Besorgnisse  und  es  folgt  daher,  dals 
aus  diesem  Grunde  eine  solche  Freyheitsbcschrän- 
kung  auch  in  Fällen bey  welchen  aus  den  im 
vorhergehenden  §.  entwickelten  Gründen  eine 
Mafsregcl  dieser  Art  nicht  gerechtfertigt  erschei¬ 
nen  würde,  verfügt  werden  dürfe  und  dafs  eine 
aus  diesem  Grunde  verfügte  Froyheitsbeschränkung, 
es  sey  in  Fällen ,  bey  welchen  sich  diese  Mafs re¬ 
ge!  auch  aus  den  Gründen  des  vorhergehenden  §- 
rechtfertigen  lielse ,  oder  in  andern,  zwar  durch 
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keine  Sicherheitsleistungen,  wohl  aber  durch  die 
Ablegung  vollgültiger  Bekenntnisse  ihres  rechtli¬ 
chen  Grundes  beraubt  werde,  und  daher  nicht 
aus  jenem,  wohl  aber  aus  diesem  Grunde  wieder 
aufgehoben  werden  müsse.  Da  indessen  nie  ein 
Mittel  für  den  Zweck  der  Untersuchung  gerecht¬ 
fertigt  werden  kann,  welches  nachtheiliger  für  den 
Angeschuldigten ,  als  die  Strafe  selbst,  wirken 
könnte,  so  'mufs  der  Gebrauch  des  angegebenen 
Mittels  der  Freiheitsbeschränkung ,  um  Verabre¬ 
dungen  der  Mitschuldigen  zu  verhüten,  auf  dieje¬ 
nigen  Straffälle  beschränkt  werden  (b),  bey  welchen 
sich  der  aus  diesem  Grunde  verfügte  Arrest  nach¬ 
her  selbst  auf  die  verdiente  Strafe ,  als  ein  I  heil 
derselben,  anrechnen  läfst,  bey  geringeren  Verbre¬ 
chen  dagegen-  wird  er  nur  alsdann  rechtlich  zu¬ 
lässig  erscheinen,  wenn  es  sich  zeigt,  dafs  die 
Mitschuldigen  sich  wirklich  zur  läuschung  des 
Richters  verabredet  haben,  wo  alsdann  die,  nun 
als  Strafe  gerechtfertigte  Beschränkung  der  Frei¬ 
heit  der  An  geschuldigten  sich  dem  Richter  zu¬ 
gleich  als  Mittel  zur  leichteren  Zerstörung  des  er¬ 
sonnenen  Lügenplans  darstellt. 

(a)  P.  G,  O,  a.  II,  „und  wann  auch  der  gefangen  mehr,  dann 
ejucr  ist ,  soll  man  sie  ,  s.ovil  ge  fengk  Hoher  behaltmils  halb 
sein  mag,  von  eymmder  thcyleu  ,  damit  sie  sich  on ewarh alTti- 
ger  sage  mit  eynander  uit  vereynig-eu  ,  oder  wie  sie  jre  thatt 
besehenen  wollen  und  er  reden  mögen/* 

(b)  Der  angeführte  Artikel  redet  daher  auch  blofa  von  peinli¬ 
chen  Verbrechen* 

§.  .48  6. 

Aus  dem  Zwecke  der,  aus  den  Gründen  der 
bevden  vorhergehenden  §§.  ,  zu  verfügenden  krey- 
heiisbe  Schränkungen,  —  Aufhebung  der  Möglich¬ 
keit  der  Flucht  oder  der  Besprechung  mit  An- 
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dern,  —  müssen  die  näheren  Bestimmungen  für 
die  Art  dieser  Beschränkungen  sich  ergeben.  Die 
allgemeine  Kegel  ist  hier  die:  Der  Richter 
mufs  unter  den  möglichen  Mitteln  für 
diese  Zwecke  dasjenige  wählen,  welches 
für  den  Angeschuldigten,  nach  allen 
V e rli ältnissen  s e i n c r  L a g e ,  das  am  w e- 
n i g s t e n  e m p f i n d  1  i c h e  ist.  Nach  d ieser  Re¬ 
gel  mufs  er  beurthexlen,  ob  die  Einlegung  einer 
Wache  in  das  Kaufs  des  An  geschuldigten  genüge, 
oder  ob  seine  Verwahrung  in  einem  öffentlichen 
Gefängnisse  noth wendig  sey,  und  wenn  das  letz¬ 
tere  der  Fall  wäre,  so  mufs  zwar,  wenn  der  An- 
gesehuldigte  wegen  Verdachts  der  Flucht  gefangen 
gehalten  werden  mufs,  dafür  gesorgt  werden,  dafs 
er  keine,  als  Mittel  zum  Durchbrechen  oder  be¬ 
stechen  taugliche  Sachen  behalte,  oder  sich  ver¬ 
schaffen  könne,  aber  cs  ist  grausam,  wenn  man 
ihm  mit  dem.  Zwecke  seiner  Verhaftung  nicht 
streitende  Bequemlichkeiten  und  Beschäftigungen 
versagt,  wenn  man  Orte,  in  welchem  der  Aufent¬ 
halt  in  noch  mancher  anderen  Hinsicht,  als  durch 
die  Beschränkung  der  Freiheit.,  empfindliche  Strafe 
wird,  ja  oft  seheufslichcrc  Kerker,  als  man  selbst 
für  die  Sträflinge  bestimmt,  zu  Verwahrungsorten 
der  V  e  r  d  ä  c h  t  i  g e  n  wählt ,  wenn  man  endlich 
den  Gebrauch' der  Ketten  in  den  Gefängnissen  (a) 
nach  der  Gröfse  des  angcsclmldigtcn  Verbrechens 
und  nicht  blofs  nach  der  b eso n dern  Beschaffenheit 
eines  nur  auf  diese  Art  fcstzul iahenden  Angeschul¬ 
digten  bestimmt  (b)*,  und  man  findet  einen  wahr¬ 
lich,  auffallenden  Contrast ,  wenn  man  das  wirk¬ 
liche,  durch  alle  diese  Grausamkeiten  ausgezeich¬ 
nete  Verfahren  in  manchen  deutschen  Staaten  mit  den 
wahrhaft  humanen  Bestimmungen  eines  Gesetzes  (c) 
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vergleicht,  in  welchem  man  so  liäufig  nur  den 
Abdruck  der  Rohheit  und  die  Barbarey  seines  Zeit¬ 
alters  finden  zu  können  glaubte. 

(a)  Möchten  doch,  die  deutschen  Richter  nicht  so  oft  .  durch  den 
Mangel  wohl  ver wahrter  mul  gehörig  bewachter  Gefäugnisse, 
ge-uöihigf  werden  ,  zu  diesem  Mittel  ihre  Zuflucht  zu  itebmen ! 

(t)  Tn  manchen  Landen  scheint  man  che  BeybehaHnng  dieser 
Gvansamkej ten  als  ein  erwünschtes  Surrogat  für  die  anfgeho— 
bene  Tortur  zu  betrachten, 

(c)  P,  G*  O,  a.  11*  „und  ist  dabey  sonderlich  zu  merken,  dafs  die 
gefengk-BuXs  zu  behaltutig,  und  nit  zu  schwerer  geverhclier  pei¬ 
nig  urig  der  gefangen  sollen  gemacht  und  zugmeht  seyu/1 
Humane  Bestimmungen  enthält  aueb  die  L*  1,  U  d£  custod* 

reoiv  CIX,  40 

§.  48  7. 

Erscheint  der  Angeschuldigte  auf  die ,  ihm 
eingehändigte  Ladung  (§.  48  3.)  nicht,  oder  hält  er 
sich,  um  die  Einhändigung  unmöglich  zu  machen, 
verborgen ,  so  ist  in  allen  Strafsachen ,  welche 
nicht  ganz  nach  der  Regel  des  Civilprocesses  und 
also  auch  in  dem  Civil-  Coniumalialprocesse  be¬ 
handelt  werden  müssen,  der  Richter  berechtigt, 
ihn  durch  Gewalt  (actio  realis)  zum  Erschei¬ 
nen  zu  nölhigen.  Der  Richter  ist  daher,  zur  Mög¬ 
lichkeit  der  Ausübung  dieses  Rechts,  auch  be¬ 
rechtigt,  den  Angeschuldigten,  welcher  sich  der 
Einhändigung  entzieht,  in  seinem  Geriehtsdistricte(a), 
durch  Subalternen  des  Gerichts  und  den  dazu  etwa 
nöthigen  Gehülfen  (Mannschaft),  aufsuchen  zu  las¬ 
sen,  welche  Handlung  denn,  ihrem  Zwecke  nach, 
nicht  blofs  in  einem  Verfolgen  auf  den  Strafsen 
und  in  dem  freyen  Felde  bestehen  kann ,  (Nac  h- 
e i  1  e,  A m t s f o  1  g e,  scquela  p r a e f c c t o r i a)  (b), 
sondern  sich  auch  gewöhnlich  auf  ein  Nachsuchen 
in  den  Wohnungen  (Iiaufss  ucRung)  (c)  a us~ 
dehnen  mufs  (d). 
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läesotitlere  puklicistisclit*  Rotationen  zu  den  TJaclibarn  begrün¬ 
den  mitunter  eine  weitere  Ausdehnung  dieses  Hechle  Land- 
friede  njbrecker  mul  Räuber  erlaubten  jedoch  auch  die  Reichs'- 
geselze  aufser  dem  Gerichlsdislncte  zu  verfolgen  ;  doch  mufs- 
ten  sie  sogleich  au  die  Gerichte  des  Orts,  wo  man  sie  fand* 
abgegeben  werden,  R,  A,  1559*  22,  26,  / 

(1>)  C  h  r.  W  il  cl  v  o  g  e  1  de  persecutione  dclioquentium«  Jenae  1700. 
M.  G  Müller  de  iure  [aclnorosos  set|üela  praefectoria  perse- 
quendu  Alu  1740* 

(c)  Sehr  richtig  haben  Meister  pr*  jur.  crlm,  §,  444,  und  Titt- 
m  a  n  n  in  den  Grundlinien  der  Stra  frech  Ls  wlss,  §.  424#  dies» 
Ha ufjisnehn ngen  unter  den  Gcsicbtspnnct  begleitender 
Handlungen  der  Amts  folge  gestellt.  Da  diese  HauJisuchtiügeii 
nur  als  vorhereitemle  Mittel  zur  ciutio  real!»,  weiche  den 
GmchtsdieDCrn  obliegt ,  erscheinen  ,  so  ej  giebt  sich,  dafs  bey 
denselben  die  Gegenwart  des  Richters  nicht,  wie  bey  den 
Ha  u  fssuchu  nge  n,  welche  als  Be  weifsauf  nah  men  Vorkommen,  er¬ 
forderlich  scy. 

(d)  Die  näheren  VerhäUnisse  der  einzelnen  Falle  müssen  dem 
Richter  besiiminen,  welche  Mittrl  zur  Erreichung  des  beab¬ 
sichtigten  Zwecks,  der  IC  high  eit  gerruilV,  die  vorzüglichste  Be¬ 
rücksichtigung  erfordern,  ob  die  Verfolgung  auf  den  Strafen, 
oder  die  Haufssiidjimgeu  mehr  ver -sprechen  und  auf  welchen 
Strafsen,  Orten  und  in  welchen  Wohnungen  mit  besonderer 
Sorgfalt  naebzusnehen  sey, 

§.  488, 

Hat  sich  nun  aber  der  Angeschuldigte  aus  den 
Grenzen  des  Gerichtszwanges  des  zur  Untersuchung 
berechtigten  Richters.,  scy  es  vor  oder  nach  ange- 
fangerter  Uniersuchung ,  entfernt,  so  kömmt  es 
darauf  an,  ob  dieses  Entfernen  als  eine  Flucht, 
zur  Vereitlung  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit, 
betrachtet  werden  könne,  oder  ob  es  aus  andern 
Gründen  zu  erklären  scy. 

Ist  jenes,' so  ist.  der  Pachter  befugt,  andre 
Pächter  sogleich  um  die  Bewirkung  der  Real -La¬ 
dung  des  Angesohuldigten  (Ergreifung  desselben 
und  Auslieferung)  zu  ersuchen,  welches,  wenn 
der  Ort,  wohin  sich  der  Entflohene  begeben  hat, 
bekannt  ist,  durch  gewöhnliche,  an  den  Richter 


\ 
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dieses  Orts  gerichtete  Requisitionsschreiben,  wenn 
dagegen  der  Aufenthaltsort  des  Entflohenen  unbe¬ 
kannt  ist,  durch  offene,  an  bestimmte  Richter 
nicht  gerichtete  Requisitionsschreiben  (Steck- 
briefe,  litterae  ar r estat o riae  patentes) 
geschieht.  Kann  durch  diese  Handlung  der  beab- 
sichtete  Zweck  nicht  erreicht  werden,  so  bleibt 
als  letztes  Mittel  für  die  Falle ,  in  welchen  ein 
Criminal- Contumacial  -  Verfahren  eingeleitet  wer¬ 
den  darf,  die  Öffentliche  Ladung  (Edictal- 
Ladung)  des  Entflohenen  übrig. 

Ist  dagegen  dieses,,  so  kann,  wenn  der 
Aufenthaltsort  des  Angeschuldigten  bekannt  ist, 
der  Richter  dieses  Orts  zwar  um  die  subsidiarische 
Ladung  desselben  und  wenn  diese  Ladung  nicht 
befolgt  wird,  oder,  wenn  Rechtsgründe  zur  Verhaf¬ 
tung  vorhanden  sind ,  selbst  um  die  subsidiarische 
Real- Ladung,  oder  um  Verhaftung  und  Ausliefe¬ 
rung  ersucht  werden,  die  Erlassung  von  Steck¬ 
briefen  aber  findet,  wegen  ihres  nachtheiligen 
Einflusses  auf  die  Ehre  des  Verdächtigen,  in  die¬ 
sem  Falle  nicht  Statt  und  es  bleibt  daher,  wenn 
man  den  Aufenthaltsort  des  Angeschuldigten  nicht 
kennt,  nur  der  Gebrauch  der  öffentlichen  Ladun¬ 
gen  übrig,  wenn  man  nicht  den  Gegenstand  für  zu 
unbedeutend  halt,  um  ein  für  den  guten  Namen 
des  zu  Ladenden  immer  einigermafsen  nachtheiliges 
Verfahren  eintreien  zu  lassen. 

CO  Gewöhnlich,  unterscheidet  man ,  um  zu  bestimmen  ,  in  wel¬ 
chen  Fallen  der  Gebrauch  der  Steckbriefe’  erlaubt  ist,  zwischen 
p  e  i  ii  I  i  c  h  e  11  und  geringeren  Verbrechen*  Nun  ist  zwar 
nicht  zu  hiugucn  ,  dafs  dieser  Unterschied  öfters,  auch  nach 
ihm  in  dem  §>  angegebenen  Gesichtspuncte  >  pich  als  zutref¬ 
fend  darstellen  werde,  weil  allerdings  *  je  weiter  sich  der  Ge¬ 
genstand  der  Beschuldigung  von  der  Peinlichkeit  entfernt,  uax 
so  weniger  anz.uu  ein  neu  ist,  dafs  sich  der  Verdächtige,  bey 
einer  schleunigen  Entfernung,  gerade  dieses  Verdachts  und  der 
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aus  diesem  Grunde  be vorstehenden  Untersuchung  wegen  ent¬ 
fernt  habe  f  ni  dessen  4st  dieses  Zu  treffen  ,  genauer  betrachtet, 
doch  nur  zufällig  und  es  knrrn  nicht  bezweifelt  werden  >  dafs 
derjenige,  welcher,  auch  b^y  nicht  peinlichen  Fällen,  sich 
nach  der  an  gefangenen  Untersuchung,  oder  wohl  gar,  nachdem 
ihm  eine  körperliche  Strafe  zuerkannt  worden  ist,  also  nun 
mit  dem  bestimmten  Bewufstseyn  ,  dafs  er  sieb  dadurch  der 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  entziehe ,  entfernt^  mit  Steck¬ 
briefen  verfolgt  werden  dürfe* 

§.  4  89, 

Die  an  einen  bestimmten  Richter  gerichteten 
Requisitionsschrcibon  (a)  und  die  Steckb liefe  (b) 
haben,  als  Ersuchungsschreiben,  die  mebrsten 
Merkmale  gemeinschaftlich.  Boy  de  enthalten  eine 
genaue  Angabe  der  Person  des  Angeschuldigten, 
der  Gründe  für  die  Zuständigkeit  des  requiriren- 
den  Richters,  der  Handlungen,  um  welche  der  re- 
quinrte  Richter  ersucht  wird,  und  der  Gründe, 
um  ‘welcher  willen  dieses  geschieht.  Der  Schlafs 
beyder  besteht  aus  den  herkömmlichen  Rcversalen, 
Welche  die  Zusicherung  der  Kostenerstattung  und 
gleicher  Gegengcfälligkeiten  in  gleichen  Fällen, 
enthalten.  Beyde  sind  ein  gleich  wichtiger  Ge¬ 
genstand  für  die  Berücksichtigung  des,  zur  mög¬ 
lichsten  Beförderung  der  Rechtssicherheit  Deutsch¬ 
lands  verbundenen  deutschen  Richters  (c)  und  ob¬ 
gleich,  wenn  keine  ausschlicfsendc  Zuständigkeit, 
sey  es  durch  Prävention  oder  aus  andern  Grün¬ 
den,  für  den  requirirenden  Richter  begründet 
War,  es  der  Wahl  des  requirirten  überlassen 
bleibt,  ob  er  seine  Verbindlichkeit,  durch  die  Erfül¬ 
lung  der  Picquisiiion ,  oder  durch  die  Eröffnung 
einer  Untersuchung  in  eigenem  Namen ,  als  Rich¬ 
ter  der  Ergreifung,  erfüllen  wolle,  so  ist  doch 
auf  der  andern  Seite  gewifs,  dafs,  wenn  der  re- 
quirirte  Pächter  das  erstere  wählt,  für  den  requi- 
rir enden  Richter  hierdurch,  als  durch  eine  in  sei- 
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nem  Namen  vorgenommene  Real -Ladung,  Präven- 
tion,  aber  auch  zugleich  die  Verbindlichkeit ,  den 
ergriffenen  An  geschuldigten,  gegen  Erstattung  der 
Kosten,  anzunehmen  ,  begründet  werde. 

Unterschieden  sind  dagegen  die  Steckbriefe 
von  den  gewöhnlichen  Requisitionssebreiben  l)  we¬ 
sentlich  dadurch ,  dnfs  diese  als  Briefe  an  den 
reqmrirten  Richter  addressirt,  jene  dagegen,  ihrer 
Bestimmung  gemafs,  auf  irgend  eine  zweck  gern  äfse 
Art  (durch  Circuliren  bey  den  Gerichten,  oder 
duich  das  Einrücken  in  öffentliche  Blätter),  zur 
öffentlichen  Kenntmfs  gebracht  werden  müssen  j 
s)  aufs  e  rwe  se  nt  lieh  dadurch,  dafs,  wenn  in 
diesen  die  Verdachtsgründe  gewöhnlich  genau  an¬ 
gegeben  werden ,  um  die  Ueberzeugung  des  requi- 
nrten  Richters  von  der  Rechtlichkeit  der  verlang¬ 
ten  Gefangennehmung  zu  bestimmen ,  jene  dage¬ 
gen,  um  Suggestionen  zu  verhüten,  in  der  Regel 
nur  eine  allgemeine  Versicherung,  dafs  der  Ange¬ 
schuldigte  sehr  verdächtig  sey,  fithalten. 


Ca)  C  h  r,  Jac.  de  Zw 
iisu  romanorum  et 
1756. 


Serie  In  de  lltterls  requisitomlibns  ex 
Germanorum  anttq.  ct  receut,  Gott* 


(b)  Kleinsckrot!  de  litteris,  qtine  fngUivi  cumsdam  perseciuio~ 
fiem  petimt  ac  remissionem  patentibus.  Wirceb,  1795,  In 

e  a  sc  u  AbhautÜ,  aus  dem  peiul*  Rechte  uod  Processe*  T,  II* 

n, 

(c)  Es  wird  erlaubt  scyn ,  diese  Verbindlichkeit,  welche  keinem 
rem  egiiiudeten  publizistischen  Verhältnisse  widerstreitet,  als 
noch  ferner  bestehend,  au  betrachten. 

§.  461. 

Die  Edle tal- Ladungen  sind,  weil  Ladungen 
ohne  Androhung  eines  Präjudizes  für  den  Unge¬ 
horsamen  überhaupt  als  unnütze,  der  Würde  des 
Geiichts  nicht  angemessene  Handlungen  erschei- 

34  * 
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nen,  nur  in  denjenigen  Fällen  anwendbar,  in  wel¬ 
chen  ein  Contumacial- Verfahren  in  Criminalsachen 
Statt  finden  kann.  In  welchen  Fällen  aber  ein 
solches  Verfahren  Statt  finden  könne,  ist  selbst 
nicht  bestimmt  entschieden.  Ehemals  hielt  man 
dasselbe  in  Deutschland  fast  allgemein  für  unbe¬ 
dingt  zulässig,  indem  man  selbst  in  den  höchsten 
peinlichen  Fällen,  durch  den  sogenannten  Bann¬ 
oder  Achts-Pro  cefs  (a),  den  öffentlich  vorge¬ 
ladenen  Ungehorsamen  endlich  für  geständig  und 
überführt  erklärte,  und  nun  mit  der  Verdammung 
desselben  in  die  Acht  die  Confiscädon  seiner  Gü¬ 
ter  verband.  Die  P.  G.  0.  (b)  hat  dieses  Ver¬ 
fahren  nicht  aufgehoben,  sondern  nur  durch  die 
Verordnung,  dafs  der,  nach  der  Verdammung  auf 
fingirtes  Eingeständrnfs ,  Zurückkehrende  noch  mit 
seiner  Verthei digung  zugelassen  werden  solle,  mo- 
dificirt.  In  dieser  Modiiicauon  ntufs  man  eine 
vortreffliche  Verbindung  der  heyden  Grundsätze, 
dafs  auf  der  einen  Seite  die  Flucht  kein  Mittel 
werden  dürfe,  der  verdienten  Strafe  zu  entgehen 
und  sich  seine  Rechte  in  dem  Staate,  gegen  "Viel¬ 
ehen  man  seine  Verbindlichkeiten  verletzt,  zu  ei- 
halten,  auf  der  andern  Seite  aber  auch  der^  Staat 
nie,  Unschuldige  zu  bestrafen,  wollen  dürfe,  ei¬ 
kenn  en,  Unter  diesen  Bestimmungen  nun,  abc1-1 
auch  nur  unter  diesen  Bestimmungen,  1  äfs t  sio 
die  Rechtlichkeit  eines  Contumacial- Verfah¬ 
rens  in  Criminalsachen  vertheidigen.  In  manchen 
Landen  wird  daher,  auch  nachdem  der  AchtspiO- 
cefs  allgemein  in  Vergessenheit  gerathen  ist,  dn 
Contumacial  -  Pro ccfs ,  durch  die  Erlassung  von 
Edictai  -  Ladungen  mit  dem  Präjudize ,  dafs  dei 
Nichterscheinen  de  für  geständig  und  überführt  wei¬ 
de  erklärt  werden,  in  allen  Criminalsachen,  bey 
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welchen  es  nur  nicht  ganz  an  Gegenständen  für 
eine  mögliche  Realisirung  der  Folgen  des  ange- 
drohten  Präjudizes  gebricht,  eingeleitet  und  in  dem 
Contumacial  -  Erkenntnisse  die  körperliche  Strafe 
in  eine  Vermögensstrafe  verwandelt,  an  die  Stelle 
absoluter  Sicherheitsstrafen  aber  die  Confiscation 
der  Güter  gesetzt,  ohne  dafs  dadurch  die  Zuläs¬ 
sigkeit  der  Vertheidigung  des  in  der  Folge  etwa 
-zurückkehrenden  Verurtheilten  ausgeschlossen  wür¬ 
de,  In  vielen  Landen  dagegen  hat  man nach 
Aufhebung  des  Achtsprocesses ,  die  Rücksicht, 
dtifs  es  unbillig  sey ,  die  von  dem  Entflohenen 
verdienten  Leibes-  und  Lebensstrafen  durch  Ver¬ 
mögenseinziehungen  mittelbar  in  eine  Strafe  der 
zui  ückgelassenen  unschuldigen  Familie  zu  verwan¬ 
deln,  als  hinlänglich  bestimmend  betrachtet,  um 
die  Zulässigkeit  des  Contumacial  -  Verfahrens  in 
Cri min al Sachen  auf  die  geringeren  Fälle  zu  be¬ 
schranken,  in  welchen  entweder  nur  auf  eine 
Geldstrafe,  oder  doch  nur  auf  geringere  körper-  ' 
liehe  Strafen,  welche  auch  bey Anwesenden  leich- 
tci  in  Geldstrafen  verwandelt  werden  könnten,  zu 
erkennen  ist  (c), 

(a)  Von  diesem  siehe  G.  Keyser  pras.  crim.  P.  II,  Anweisung 

zum  Achtspvoeesse.  Alte, .b.  1710,  Ben,  Carpzovspeänli- 

chp  ruqmsu.ons  -  und  Achtsprocels.  Leipz,  1733.  Esters 
l1'“”':1-  ^  UVnCU  vou  geschickter  Abfassung  der  Ortheile. 

(b)  Art.  155* 

(c)  Meister  pr.  jar.  crim.  $,  451,  453,  Uebnbaupt  über  das 
ConUimacinl  -  Verfall  reu  s,  JS...1  e  i  n  sc  h  r  o  <1  io  dem  Archive 
B.  1.  St.  UI.  u.  19. 

§.  4 9  I . 

Mit  den  bisher  dargestellten  richterlichen  Hand¬ 
lungen  gegen  fluchtige  Verdächtige  ist  noch  eine 
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andere,  welche  öfters  mehr  Wirkung,  als  diese 
Insgesammt,  verspricht,  zu  verbinden.  Dieses  ist 
die  Besch  lagnehmung  der  Güter  des 
Flüchtigen  (a)  (annotatio  bonorum),  eine 
Handlung,  welche  in  solchen  Fällen,  bey  wel¬ 
chen  die  dem  Entflohenen  bevorstehende  Strafe 
keine  peinliche  Leibes-  oder  Lebensstrafe  ist,  nur 
die  Sicherung  der  Exeeution  des  künftigen  Con- 
tumacial- Erkenntnisses  bezweckt,  in  solchen  Fäl¬ 
len  dagegen,  bey  welchen  die  dem  Entflohenen  be¬ 
vorstehende  Strafe  eine  peinliche  Leibes-  oder  Le¬ 
hensstrafe  ist,  entweder  einzig  darauf  berechnet 
ist,  den  Entflohenen,  durch  die  Entziehung  der 
Mittel  zum  Lebensunterhalte,  zur  Rückkehr  zu 
nöthigen,  oder  doch,  ■wenn  auch  in  diesen  Fäl¬ 
len  ein  Contumacial  -  Procefs  Statt  finden  sollte, 
mit  dem  Zwecke  der  Sicherung  der  künftigen  Exe- 
cution  den  der  Nöthigung  des  Entflohenen  zur 
Rückkehr  verbindet. 

Ist  einzig  Sicherung  der  Exeeution  des  künfti¬ 
gen  Unheils  der  Zweck  der  Beschlagnchmung,  so 
mufs  aus  der  Gröfsc  der  Verbindlichkeiten,  über 
welche  in  jenem  Urtheile  zu  erkennen  ist,  beur- 
theilt  werden,  ob  sich  der  Beschlag  auf  das  ganze 
Vermögen  erstrecken,  oder  auf  einen  Theil  dessel¬ 
ben  beschränken  müsse  und  der  Beschlag  mufs  in 
diesem  Falle,  wenn  hinlängliche  Caution  gestellt 
wird,  aufgehoben  werden. 

Ist  dagegen  Nöthigung  des  Entflohenen  zur 
Rückkehr  Zweck  der  Besch! agnehmung,  so  mufs 
stets  von  dem  förmlich  besetzten  Gerichte,  in 
Gegenwart  von  zwey  oder  drey  Verwandten  des 
Entflohenen,  ein  Inventarium  über  das  sämnit- 
liche  zurückgelassene  Vermögen  verfertigt  und 
alsdann  eine  Administration  desselben ,  bey  wei- 
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eher  vorzüglich  auf  die  nächsten  Verwandten  (nur 
die  hinterlassene  Ehefrau  und  Kinder  des  Entflo¬ 
henen  ausgenommen),  Rücksicht  zu  nehmen  ist, 
angeordnet  werden.  Die  Administratoren  müssen 
dabey  nicht  nur  hinlängliche  Sicherheit  stellen, 
sondern  auch  noch  insbesondere  eidlich  geloben, 
dafs  sie  den  Flüchtigen,  bis  zur  ausgemachten 
Sache,  auf  keine  Weilse  aus  dein  Vermögen  un¬ 
terstützen  wollen.  Die  zurückgebliebene  Ehe¬ 
frau  und  die  Kinder  des  Entflohenen  haben  dage¬ 
gen  das  Recht,  von  den  Administratoren  die  noth- 
wendigen  Alimente  zu  fordern,  bis  entweder  das 
Vermögen  durch  das  Contumaeialerkenninifs  der 
Confiscadon  unterworfen,  oder,  wro  ein  solches 
Contumacial verfahren  nicht  Statt  findet,  dasselbe, 
nach  geendigtem  Processe  über  den  Zurückgekehrten, 
oder  nach  erfolgtem  Tode  des  Entflohenen,  zur 
freyen  Disposition  dem  Angeschuldigten  selbst  oder 
seinen  Erben  zurückgegeben  ward  (b). 

£a)  K 1  e  i nsch r o  d  de  amiotatioue  tononira  delinqueatis,  Wirceb, 
1791.  In  dessen  Abhamll.  Th.  II,  n.  7. 

(b)  P.  G-.  O.  art.  206.  . 

§.  492. 

Nicht  selten  geschieht  es  indessen,  dafs  ein 
Verdächtiger,  nicht  um  sich  der  Untersuchung 
selbst  zu  entziehen,  sondern  nur  aus  Furcht  vor 
der  mit  derselben  verknüpften  Freyhcitsbeschrän- 
kung,  entweicht  und  alsdann  den  Regenten,  oder 
den  Richter,  unter  dem  Versprechen,  jeder  rich¬ 
terlichen  Ladung  Folge  leisten  zu  -wollen,  bittet, 
ihm  die  Zusicherung,  dafs  er  wegen  des  auf  ihm 
ruhenden  Verdachts  nicht  verhaftet  werden  solle, 
(sicher  Geleit,  salvus  conductus)  (a),  zu 
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erthcilen  und  es  mufs  daher  die  Frage  entstehen, 
oh,  unter  welchen  Bedingungen  und  mit  welchen 
Wirkungen  der  Richter  (b),  einem  solchen  Ge¬ 
suche  zu  entsprechen,  befugt,  oder  verbunden  sey? 

Dafs  der  Richter  alsdann  zu  der  Gewährung 
des  Gesuchs  als  wahrhaft  verbunden  betrachtet 
werden  müsse,  wenn  der  abwesende  Verdächtige 
in  seiner  Ausführung  das  Daseyn  rechtlicher  Grün¬ 
de  zur  Verhaftnehraung  auf  hebt  (c) ,  ist  keinem 
Zweifel  unterworfen.  Zweifelhaft  ist  es  dagegen, 
in  wie  ferne  in  andern  Fällen  der  Richter  als  be¬ 
fugt  zur  Erlheilung  sicherer  Geleite  zu  betrach¬ 
ten  sey.  Der  gewöhnlichen  Meinung,  dafs  er  hierzu 
in  allen  Criminalfällen,  die  Befugnifs  habe,  wenn 
er  sich  von  keinem  der  bisher  entwickelten  Mittel, 
des  Entflohenen  habhaft  zu  werden,  Wirksamkeit 
versprechen  könne  (d),  steht  die  richtige  Bemer¬ 
kung  entgegen,  dafs  die  Untersuchung  nie  als 
Zweck  an  sich  und  daher,  wenn  die  sonstigen 
Bedingungen  für  die  Erreichung  ihres  Zweckes 
nicht  vorhanden  sind,  auch  nicht  als  etwas  für 
den  Staat  vorzüglich  wühschenswcrthes  zu  betrach¬ 
ten  sey  und  dafs  der  Staat  sich  herab  würdige, 
wenn  er,  durch  Verträge  mit  Menschen,  welche 
in  der  Folge ,  vielleicht  wahrscheinlicher  Weifse, 
als  Verbrecher  erscheinen,  von  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  nothwendige  Verfahrensart 
gegen  Verdächtige  abweicht  und  dadurch  den  Ge¬ 
horsam  des ,  den  Gesetzen  unbedingt  sich  unter¬ 
werfenden  Bürgers  selbst  als  Thorheit  characten- 
sirt.  Wenigstens  sollte  doch  diese  Rücksicht  den 
Richter  bestimmen,  das  sichere  Geleit  in  solchen 
Fallen  nur  alsdann  zu  erth eilen,  wenn  der  Ent¬ 
flohene  sich  auf  zu  erwei (sende  Gründe  für  seme 
Unschuld ,  oder  doch  zur  Minderung  des  vorhan- 


V.  d.  Beweifsaufn.  in  Bez.  auf  Beweifsgegenst.  53  7 

* 

den  seyenden  Verdachts  beruft,  und  selbst  alsdann 
sollte  er  dasselbe  nie  anders,  als  unter  der  Bedin¬ 
gung,  dafs  die  Beweifse  für  die  angegebenen  Grün¬ 
de  bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  erbracht  würden 
und  sich  keine  neuen  Gründe  für  die  Schuld  er¬ 
gaben,  bewilligen  (e). 

(a)  K  l  e  i  n  s  c  Ix  ro  d  Versuch  einer  vollständigen  Theorie  der 
Lehre  vom  sichern  Geleite.  In  den  Abhandlungen  Th*  II* 
ö  -  9, 

(h)  Die  politischen  Gründe ,  welche  etwa  den  Hegenten  be¬ 
stimmen  dürften ,  können  hier  keine  Erörterung  finden. 

(c)  Sey  es  mm  durch  Stellung  einer  genügenden  Gaulion  hey  Ver¬ 
brechen  ?  wo  eine  solche  von  der  Verbaftnehmung  befreyen 
kann  (Jü  484.)  *  oder  durch  den  Beweifs  von  solchen  Milde- 
rungsgi  ün den  hey  einem  höheren  Verbrechen  ,  welche  die  an- 
gebotene  Caution  nun  auch  hier  als  genügend  därstellen,  oder 
endlich  durch  den  Beweifs  solcher  Gründe  für  die  Unschuld, 
dais  der  übrig  bleibende  Verdacht  nicht  mehr  als  hinlänglich 
zum  Anfänge  eines  Crimmalprocesscs  betrachtet  werden  kann. 
In  diesem  letzten  Falle  wird  jedoch  vorausgesetzt  ,  dafs  sich 
der  Verdächtige  vor  dem  Anfänge  des  Processcs  entfernt  habe 
imd  nie  kann  alsdann  das  sichere  Geleit  anders*  als  unter  der 
Bedingung,  wenn  sich  nicht  in  der  Folge  neue  und  stärkere 
Vertlaehtsgründe  ergeben  sollten,  ertheik  werden, 

(d)  Wenn  man  es  indessen  mit  der  Bedingung  einer  zu  stel¬ 
lenden  genügenden  Caution  durch  Bürgen  oder  Pfänder, 
welche  die  gewöhnliche  Meinung  als  Bedingung  für  die  'Er- 
t bei  hing  eines  sichern  Geleits  anerkennt,  ganz  ernstlich  nimmt, 
so  dürfte  diese  Meinung  nicht  so  sehr  von  der  in  dem  {•  vor- 
getragenen  Theorie  ab  weichen. 

Cd)  Dafs  der  Art.  156.  der  P.  G,  Ö,  ,  welcher  Von  Geleiten  in 
dem  Sinne,  wie  dieselben  itzt  Vorkommen,  gar  nicht  redet 
(vergl,  art,  76,),  dieser  Theorie  entgegenstehe,  läßt  sich  nicht 
behaupten. 


§*  493. 

In  Ansehung  der  Wirkung  theilt  man  das  si¬ 
chere  Geleit  in  das  allgemeine  ( s  a  .1  v u $  e  o  n- 
ductus  generalis)  und  das  besondere  (s a  1- 
vusconductus  specialis)  ein.  Unter  jenem 
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versteht  man  das  auf  den  Gerichtstag  (a)  beschränkte, 
"Welches  man  darum  so  nannte,  weil  man  in  einem 
nur  in  allgemeinen  Ausdrücken  ertheiltcn  sichern 
Geleite,  kein  weiteres  Versprechen,  als  den  Ge¬ 
leiteten  zur  Ausführung  seiner  Unschuld  frey  vor 
Gericht  erscheinen  zu  lassen,  zu  finden  glaubte, 
Dafs  ein  solches  sicheres  Geleit  wirklich  Vorkom¬ 
men  könne,  wenn  z.  13.  der  Entflohene  anführt, 
dafs,  wenn  man  ihm  erlauben  wolle,  ohne  Furcht 
Vor  Verhaftung  in  dem  Gerichte  zu  erscheinen,  er 
sogleich  Beweifse  seiner  Unschuld  vorlegen  wolle, 
ja  dafs  in  einem  solchen  Falle  das  sichere  Ge¬ 
leit  nur  auf  eine  so  beschränkte  VVeifse  criheilt 
werden  könne  (vergl.  den  vorigen  §.  am  Ende), 
ist  ohne  Zweifel,  wenn  man  dagegen  glaubt,  dafs 
das  auf  allgemeine  lütte  um  Ertheilung  eines  si¬ 
chern  Geleites  während  der  Untersuchung  in  all¬ 
gemeinen  Ausdrücken  erlheilte  sichere  Geleit  nur 
lur  die  Gerichtstage  Sicherheit  gegen  die  Yerhaf- 
lung  gewähre,  so  läfst  sich  dafür,  wie  überhaupt 
für  die  Ertheilung  eines  so  bestimmten  sichern 
Geleites,  kein  Rechtsgrund  an  führen.  Eine  solche 
Ertheilung  kann  vielmehr,  da  die  Frey  hext  des 
Verdächtigen  gar  nicht  an  sich,  sondern  nur 
in  so  ferne  sie  die  Erreichung  des  Zwecks  der 
Untersuchung  ungewifs  macht,  dem  Interesse  des 
Staats  widerstreitet,  durchaus  nicht  verlheidigt  wer¬ 
den  und  es  mufs  daher  der  Richter,  wenn  sonst 
hinlängliche  Grunde  zur  Ertheilung  eines  unbe¬ 
dingten  sichern  Geleites  vorhanden  sind  (§.  492.), 
dasselbe  allerdings  für  die  ganze  Untersuchung  er- 
theilcn. 

Nie  kann  aber  der  Richter  gegen  die  Strafe 
selbst,  oder  gegen  gerichtliche  Handlungen,  zu 
deren  Vornehmung  es  unerlafsliche  Bedingung  ist, 
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dafs  das  Gericht  den  Angeschuldigten  in  seiner 
Gewalt  habe  (wie  die  Tortur),  geleiten.  Selbst 
das  unbedingteste  sichere  Geleit  erlöscht  daher, 
sobald  auf  Strafe,  oder  auf  die  Tortur  erkannt 
wird  und  eben  dieses  nfiifs  alsdann  behauptet 
werden,  wenn  der  Angeschuldigte  zum  unbe¬ 
dingten  Geständnisse  gebracht  wird,  wreil  der¬ 
selbe  rechtlich  nur,  zur  Ausführung  seiner  Un¬ 
schuld  sicher  geleitet  2u  werden,  verlangen  und 
daher  selbst  in  den  weitesten  Ausdrücken  den 
rechtlich  unmöglichen  Willen  des  Richters,  den 
nach  eigenem  Bekenntnisse  Schuldigen  zu  geleiten, 
nie  finden  kann. 

Dafs  der  Geleitete  durch  jede  wahre  Contu- 
maz  die  Wirkungen  des  sicheren  Geleites  selbst  für 
sich  vernichte,  bedarf  kaum  einer  Bemerkung. 

(0  Zu  diesem  wird  die  ganze  Zeit  gerechnet,  welche  dazu  erfor- 
den  wird  *  nn\  sich  in  das  Gericht  zu  begeben,  in  demselben 
zu  1  tändeln  und  die  Crrcuzen  des  Gerichts  dis  tri  cts  wieder  z\\ 
'verlassen* 


Dritter  Absatz, 

Von  den  BeweifsergwmingsmiUelu  t  als  durch  die  Resultate  der  Be~ 
weifsfuhr  uug  bestimmte  weitere  Be  weifsbau  dlun  gen* 

S-  4  94* 

Die  Beweisaufnahme  giebt  dem  Richter  durch 
die  aufgefundenen  Beweismittel  entweder  voll¬ 
ständigen,  oder  unvollständigen  Beweis  der  Schuld. 
In  dem  ersteren  Falle  hat  die  Untersuchung,  wenn 
alles,  was  für  die  vollständige  Beurtheilung  der 
Beweiskraft  der  einzelnen  Beweismittel  bey  der 
B’eweifsaufnahme  berücksichtigt  werden  mufs,  diese 
Berücksichtigung  gefunden  hat,  ihr  Ziel  erreicht, 
und  kann  daher  für  geschlossen  erklärt  werden. 
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In  dem  letzteren  Falle  dagegen  giebt  cs  noch  ge¬ 
setzlich  gebilligte  Mittel,  durch  deren  an  bestimmte 
Voraussetzungen  gebundenen  Gebrauch  der  Rich- 
ter,  entweder  mit  Nothwcndigkeit ,  oder  doch 
möglicher  Weifse,  sich  in  den  Besitz  vollständi¬ 
ger  Beweifse  zu  setzen  vermag.  Diese  Mittel  sind 
1)  die  Confrontalionen,  2)  die  Tortur  und  3)  der 
Reinigungseid. 

I.)  Confrontalionen. 

§.  495. 

Die  Confront a tion  ist  diejenige  gerichtli¬ 
che  Handlung,  durch  welche  zwey,  in  ihren  Aus¬ 
sagen  über  bestimmte  Gegenstände  nicht  überein¬ 
stimmende  Personen  sich  einander  unter  die  Au¬ 
gen  gestellt  werden,  um  sich  über  die  Verschie¬ 
denheit  ihrer  Aussagen  und  die  Gründe  derselben 
gegenseitig  zu  erklären.  Diese  Handlung  kann 
Statt  finden  l)  zwischen  Zeugen  unter  sich,  2)  zwi¬ 
schen  Zeugen  und  dem  Angeschuldigten  und 
3)  zwischen  Mitschuldigen  unter  sich.  In  allen 
diesen  Fällen  ist  der  Zweck  der  Handlung  dersel¬ 
be  ,  nämlich  Vervollständigung  der  Bc¬ 
weifse,  es  entstehe  diese  nun  dadurch,  dafs  die 
nur  scheinbaren  Verschiedenheiten  sich  bey  den 
näheren  Erklärungen  in  vol ie  U Übereinstimmung 
um  wandeln,  oder  dadurch,  dafs  der  überraschende 
Eindruck  der  Handlung  auf  den  Lügenden  diesen 
zur  Anerkennung  der  Unwahrheit  seiner  Aussage 
bestimmt  und  dafs  hierdurch  entweder  die  bishe¬ 
rige  Colhsion  der  Beweifse  (wie  bey  lügenden 
Zeugfen)  au  i  geh  oben  wird,  oder  (wie  bey  lügenden 
Angeschuldigten)  selbst  neue  Beweifse  sich  der 
richterlichen  Beweisaufnahme  darbieten.  Wegen 
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dieser  möglichen  Zweckmafsigkeit  der  Handlang 
ist  der  Richter,  wenn  gleich  die  Gesetze  keine 
Bestimmungen  darüber  enthalten ,  doch  unstreitig 
berechtigt,  von  ihr  Gebrauch  zu  machen,  keines¬ 
wegs  aber  kann  ihn,  bey  dem  Mangel  gesetzlicher 
Bestimmungen,  der  fehlerhafte  Gebrauch,  welchen 
vielleicht  bisher  manche  Richter  davon  gemacht 
haben,  verbinden,  auch  in  solchen  Fällen  zu 
Confrontationen  zu  schreiten,  wo  gegründete  Be¬ 
denklichkeiten  entgegenstehen  und  wo  überwie- 
gend  naeMheilige  Folgen  sich  als  das  ■wahrschein¬ 
liche  Resultat  der  Handlung  befürchten  lassen.  In 
dieser  Hinsicht  bedarf  es  daher  näherer,  das  Er¬ 
messen  des  Richters  leitender  Regeln  (a). 

(a)  Heber  diese  Regeln  s.  Kl  ei  lisch  ro  d  äissy  de  restringendo 
confrootationuin  in  eaussis  crimlualibus  as»*,  Wirceb,  17Ü8* 
In  dessen  Abhandlvmgeu*  Th,  L  u*  III, 

§.  496* 

l)  Die  Konfrontationen  der  Zeugen  unter  sich 
scheint  den  geringsten  Bedenklichkeiten  unterwor¬ 
fen  zu  seyn  und  wirklich  wird  durch  sie  nicht 
selten  der  Zweck,  die  Verschiedenheiten  in  den 
Aussagen  zu  vereinigen,  oder,  durch  die  bewirkte 
Zurücknahme  der  einen  Aussage  ,  die  Bew ei fs kraft 
der  andern  über  jeden  Zweifel  zu  erheben,  er¬ 
reicht.  Es  giebt  indessen  auch  noch  ein  andres 
Mittel  für  die  Erreichung  desselben  Zweckes,  die 
vorsichtige  Bekanntmachung  oder  Vorlesung  der 
abweichenden  Zeugenaussage  nämlich ,  welche  auf 
eine  Art  geschieht,  dafs  das  Daseyn  dieser  Ver¬ 
schiedenheit  der  Aussagen  nicht  bezweifelt  werden 
kann.  Da  nun  für  den  feiner  Fühlenden  es  allere 
dings  höchst  empfindlich  seyn  mufs,  sich  öffent¬ 
lich  der  Unwahrheit  seiner  Angabe  bezüchtigen  zu 
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lassen,  und  da  nothwendig  das  Empfindliche  eines 
solchen  Acls  sicli  um  so  mehr  vergrößern  mufs,  je 
ungebildeter  und  roher  der  entgegen  gestellte  Zeu¬ 
ge  ist,  so  dürlte  cs  da  um  so  gewisser  als  Pflicht 
des  Richters  betrachtet  werden  müssen,  bey  Zeu¬ 
gen  gebildeteren  Standes,  und  ganz  besonders,  wenn 
diese  mit  Zeugen  eines  niedrigeren  Standes  zusam¬ 
men  kommen ,  das  letztere  Mittel  dem  ersteren 
vorzuzichen ,  als  nicht  nur  unstreitig  die  positive 
"Verbindlichkeit,  als  Zeuge  auftreten  zu  müssen, 
so  wenig,  als  möglich,  zu  einer  drückenden  Last 
für  die  Zeugen  gemacht  werden  darf,  sondern 
auch  bey  Personen  des  gebildeten  Standes  selten 
ein  genügender  Grund  vorhanden  seyn  dürfte,  aus 
welchem  sieh  das  letztere  Mittel  als  minder  zweck¬ 
mäßig,  wie  das  erstere,  danellcn  könnte. 

§.  497. 

2.)  Noch  gröfseren  Bedenklichkeiten  ist  die 
Confrontation  des  Zeugen  mit  dem  Angeschuldig¬ 
ten  unterworfen.  Verwerflich  erscheint  diese 
ee)  wegen  des  Standes  des  Zeugen  in  noch  hö¬ 
herem  Grade,  als  die  Confrontation  der  Zeugen 
unter  sich  aus  diesem  Grunde  verwerflich  er¬ 
scheint  (a).  Verwerflich  kann  dieselbe  aber  auch 
ß)  in  Hinsicht  des  Angeschuldigten  erschei¬ 
nen,  der,  in  so  ferne  er  die  Anschuldigung  ab- 
laugnet,  als  möglicher  Weifse  Unschuldiger,  nicht 
ohne  Grund  auf  möglichste  Schonung  seiner  Em¬ 
pfindungen  Ansprüche  macht  und  daher  auch,  wenn 
es  nur  einigermaßen  möglich  ist,  mit  einer  Hand¬ 
lung  verschont  zu  werden  verlangen  kann,  welche 
insbesondere,  wenn  der  Zeuge  geringeren  Standes 
ist,  als  äußerst  empfindlich  betrachtet  werden 
muß.  Mit  Recht  hat  man  daher  auch  immer  an- 
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genommen,  dafs  diese  Confrontation  das  Daseyn 
einer  dringenden  Vermulhung  gegen  den  Ange¬ 
schuldigten  voraussetze.  Selbst  in  diesem  Falle 
aber  y)  tritt  endlich  noch  eine  neue  Bedenklich¬ 
keit  gegen  diese  Handlung  aus  der  Rücksicht  ein, 
dals  schädliche  Suggestionen  leicht  durch  sie  be¬ 
gründet  werden  können,  und  diese  Rücksicht 
mufs  allerdings  bestimmen,  den  Gebrauch  dersel¬ 
ben  auf  die  Fälle,  wo  entweder  schon  voller  Be- 
weifs  gegen  den  Ange  sc  huldigten  vorhanden  ist, 
oder  doch  aus  den  Aussagen  des  entgegen  zu 
stellenden  Zeugen  keine  unbedingt  schädlichen 
Suggestionen  zu  erwarten  sind,  zu  beschränken. 
Sind  diese  Bedingungen  nicht  vorhanden,  so  wird 
man  wenigstens  in  denjenigen  Fällen,  wo  man 
dem  Angeschuldigten,  bev  einer  vorsichtigen  Be¬ 
kanntmachung  der  Zeugenaussagen,  die  Ueberzeu- 
gung  von  der  Realität  dieser  Aussagen  bestimmt 
zu  erwecken  vermag,  sich  auf  diese  Bekanntma¬ 
chung  beschränken  und  immer  wird  man  auch 
da ,  wo  man’  sich  zur  Confrontation  für  berech¬ 
tigt  hält,  diese  Bekanntmachung,  als  das  leichtere 
Mittel  für  denselben  Zweck,  vorausgehen  lassen. 

Man  verwechsle  aber  nicht  Confrontationen  mit  Rccognl  ticmen 
des  An  geschuldigten  durch  die  Zeugen*  Diese  sind  immer 
unbedenklich  und  nöthwemlig, 

§.  498. 

3)  Die  in  dem  vorigen  §.  lit.  /3)  und  y)  ent¬ 
wickelten  Gründe  müssen  auch  die  Confrontation 
des  Verbrechers  mit  dem  laugnenden,  angebli¬ 
chen  Mitschuldigen  mitunter  als  bedenklich  dar¬ 
stellen.  Man  wird  daher  auch  hier  mit  derselben 
Vorsicht,  wie  bey  Verschiedenheiten  zwischen  den 
Aussagen  der  Zeugen  und  des  Angeschuldigten, 
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vorschreiten  und  auf  jeden  Fall  immer  erst  den 
Versuch  mit  vorsichtiger  Bekanntmachung  der 
Aussagen  der  Mitschuldigen  um  so  mehr  voraus¬ 
gehen  lassen,  als  die  Confrontation  der  Mitschul¬ 
digen  unter  sich  möglicher  Weifse  auch  schädliche 
Collusionen  herbey  fuhren  kann  und  daher  nur  als 
letzter  Versuch  gerechtfertigt  werden  kann. 

§.  499. 

In  Ansehung  der  zWeekmäfsigen  Einrichtung 
des  Confronlaliönsactcs  sind  übrigens  folgende  He¬ 
geln  bestimmend:  I)  Es  werden  nie  mehr  als 
zvrey  Personen  auf  einmal  gegen  einander  gestellt. 
2)  Vor  dem  Acic  werden  clic  Angeschuidigten 
nochmals  vernommen  (a),  die  Zeugen  aber  an  ih¬ 
ren  Zeugencid  erinnert.  3)  Sodann  werden  die  zu 
C onfron tiren den  beyde  vor  das  Gericht  gestellt) 
worauf  denn,  der  Richter  durch  zweck  ge mafse  Fra¬ 
gen  (b)  die  Erklärung  des  einen  und  darauf  die 
Gegenerklärung  des  andern  über  das  selbst  Ange¬ 
hörte  verlangt.  4)  Alles  wird  von  dem  Gerichts- 
Schreiber,  wie  bey  den  Verhören,  genau  proto- 
collirt,  gewöhnlich  die  Erklärungen  des  einen  der 
Gonfrontirten  auf  der  einen  und  die  des  andern 
auf  der  andern  Columne  des  gebrochenen  Bogens. 
6)  Der  Act  endigt  sich,  wenn  sein  Zweck  erreicht, 
oder  die  Ueberzeugung,  dafs  derselbe  nicht  werde 
erreicht  werden,  für  den  Richter  begründet  ist  (c). 

(a)  Keineswegs  aber  werden  die  früheren  Aussagen  vorgeleseflj 
welches  nie  geschehen  darf, 

(b)  Hierdurch  kann  auch  schädlichen  Suggestionen  noch  so  ziem¬ 
lich  vorgebeugt  werden, 

(c)  Manche  glauben»  «  fänden  von  jeder  Seite  zwey  Erklärungen 
StalU  Eine  sonderbare  Anwendung  des  mit  der  Buplik 
schließenden  Civilverfahreua  auf  den  Crirainalpiocdk 
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ij.)  T  o  r  t  u  r. 

§.  5  00. 

Die  Tortur  (Marter,  peinliche  Frage) 
ist  eine  gerichtliche  Handlung,  welche  den  An- 
gcschuldigf.cn  T  durch  die'  Erregung  körperlicher 
Schmerzen,  zur  Ablegung  von  Bekenntnissen  oder 
Aussagen  über  Mitschuldige  bestimmen  soll.  In 
der  Anwendung  auf  solche  Personen,  welche  mög¬ 
licher  Weifse  als  unschuldig  betrachtet  werden 
können,  erscheint  sie  als  ein  dem  allgemeinen 
Rechte  widersprechendes  (a),  aber  durch  die  ge¬ 
meinen  positiven  Gesetze  sanedonirtes  Institut, 
welches  die  Pariiculargesetzgcbung ,  man  darf  itzt 
Wohl  sagen,  aller  deutschen  Lande  wieder  aufge¬ 
hoben  hat  (b).  In  Ansehung  solcher  Personen  da¬ 
gegen,  von  welchen  es  vollständig  gewifs  ist,  dafs 
sie  Bekenntnisse  oder  Aussagen  gegen  Mitschuldige 
abzulegen  im  Stande  seyn  müssen,  fällt  das  oben 
(§.  47  0.)  entwickelte  Recht,  die  Widersetzlichkeit 
zu  strafen,  in  der  Anwendung  vollständig  mit  dem 
Zwecke  der  Tortur  zusammen ,  und  es  kann  da¬ 
her  in  diesem  Falle  nicht  an  der  Rechtlich¬ 
keit  derselben ,  sondern  nur  etwa  an  der  Räth- 
lichkeit  des  Gebrauchs  der  gewöhnlichen  Tortu¬ 
ral  -Instrumente  gezweifclt  werden. 

(a)  Die  LiitjErÄr  über  die  Rechtlichkeit  der  Tortur  s*  bey  G  m  e- 
Jin  Grundsätze  der  Gesetzgebung  über  Verbrechen  find  Stra¬ 
fen*  S,  397*  Vor  gl*  auch  Casars  4te  Aumeik*  zu  Yalaze's 
Entwurf  eines  Strafcodex* 

(b)  Leider  vergessen  indessen  die  Richter  in  manchen  Landen*  in 
welchen  die  Gesetze  die  Tortur  abgeschabt  haben  ,  dafs  der 
BegrHf  derselben  nicht  auf  die  iustni mente  eingeschränkt  sey, 
welcher  mau  sich  gewöhnlich  für  ihren  Zweck  bedient  bat* 
An  die  Stelle  der  Dan  iivschra  üben  tritt  bwy  ihnen  der  Stock* 
oder  ein  jedes  mensc  bliche  Geduld  empörender  K&iker,  und 
das  Regiment  dieser  Mai  lern  ist  wirklich  fürchterlicher  und 

3  5 


% 


S46  II.  Tb.  2.  AbiL.  I.  Abs.  2.  K.  I.  T.  i.  Ab». 


lieber,  da*  der  T)au  rasch  rauben  t  w*iS  min  her 
»iebt  einmal  die  VorauiketzuD-rrj  bei tkkiiehngea  zu  müssen 
gU*ubt ,  welche  f*ic  Grütze  für  deo  Gebrauch  dieser  Mittel  mit 
i'j  groJber  Vorsicht  frrtfge&eUt  h-iben. 


5  01, 


Wo  die  Tortur  in  Trüberen  Zeiten  Statt  fand, 
da  mulkie,  nach  den  Gesetzen,  I.)  von  einem 
Verbrechen  die  Hede  scyn,  welches  Todes-  oder 
ewige  Gefängnis irrtfe  nach  sich  zieht  (a),  II.;  we¬ 
nigstens  eine  dringende  Vermulhung  gegen  den 
An  geschuldigten  streiten  (b; ,  und  der  Thatbestand, 
so  weit  es  möglich  ist,  ausgemittelt  seyn  (c), 
III.)  nicht  die  individuelle  Beschaffenheit  des  An- 
gesoh  uldigl.cn  die  Anwendung  der  Tortur  verbie¬ 
ten  (d) ,  und  IV.)  durch  ein  richterliches  Erkenn  t- 
nlTs,  welches  sowohl  die  Grade  der  Marter  ;e), 
als  au  di  die  Tortural- Tragen  (f)  anzugeben  halte, 
darauf  erkannt  worden  seyn. 


(a)  P.  G.  O  art.  8,  und  in.  B  .m  e  r  de  modo  tovturac  sremt- 
dtim  I rges  habende.  Lips.  1772.  cap,  7,  Ml.  Sehr  viele  he 
haiipten  indessen  nach  arl.  22.  der  P.  O.  0,  dafs  bey  jedem 
peinlichen  Verbrechen  die  Tortur  aulrissig  sey,  \.C,S  • 
Böhm  e  r  ad  art.  3.  und  Meister  |»r,  jur.  crim.  §,  42j. 

(b)  Dieses  beweifsen  beynahe  alle  Artikel,  weiche  von  naben  An¬ 
zeigen  reden.  •Diejenigen,  welche  hierüber  den  Gesetzen  einen 
Voi  wurf  machen  und  sich  lieber  des  Ausdrucks;  cs  rniisse  na  *« 
au  Gewifhljeii  grenzende  Wahrscheinlichkeit  vorhanden 
bedicueii,  beweifse  it  hierdurch,  dals  sic  den  wahren  Ch.ua>- 
ter  der  nahen  Au  zeigen  nicht  kennen.  . 


(0  P.  G,  O.  art,  6* 

(d)  Dahin  gehören  solche  Menschen,  welche  wegen  Gcistcsverw.r- 
rtiiig  kein  gültiges  ßidt  eniitotfs  »biegen  können ,  uui  ®°‘ '  , 
welchen,  wegen  körperlicher  Sch  wache ,  die  ioitui  <  en 
bereiten  könnte.  P.  G  O  art..-  5%  Hier  kam  es  i'>d«s* 
auf  die  Umstand«  an,  ob  die  Tortur  ganz,  oder  nur  <he  " 
bereu  Grade  derselben  für  uuanWendbar  zu  hauen  ",1t  ; 

oder  ob  btols  Aufschiebung  des  Actes  der  Tortur  nothig  wur 
de.  Auf  Stand  und  Wurde  kam  ,  wo  nicht  Partien  largeset« 
d«s  Gegen tkeil  geboten  ,  nichts  an ,  denn  nie  wurden  rnil  de* 
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Tortur  tlcr  Römer  die  römischen  Grundsätze  von  ihrem  Ge¬ 
brauche  aufgeuommen* 

(e)  Ehemals  batte  man  3  Grade,  welche  in  den  'Üriheileii  unter 
den  Ausdrucken  :  gelinder  o  d  e  r  m  e  n  $  c  h  H  c  h  e  r  (!) 
W  e  i  fs  e  y  ziemlicher  m  a  f  s  e  n  und  m  i  t  der  Schärfe 
angeführt  wurden.  Weil  man  indessen  darüber  immer  sehr  ver¬ 
schiedene  Ansichten  halle ,  welche  Martennstrumente  zu  dem 
einen ,  und  welche  zu  den  andern  Graden  zu  rechnen  seyen  % 
so  nannte  man  in  neuerer  Zeit  die  an  zu  wendenden  Instru¬ 
mente  selbst  in  dem  Ufthelle,  und  bemerkte  dabey  die  Dauer 
ihres  Gebrauchs*  Die  Instrumente,  welche,  nachdem  man  die 
u  11  menschlichsten  der  verdienten  Vergessenheit  übergeben  hatte^ 
vorkamen,  sind  a)  die  Daumschrauben,  b)  die  spanischen 
Stiefel  (Beinschrauben),  c)  die  Leine  (Schnüre),  d)  die  Lei¬ 
ter  mit  oder  ohne  gespicktem  Hasen,  e)  das  mecklenburgische 
und  das  bambergische  Instrument*  Wo  noch  andre  Inslrti- 
mente,  oder  eine  besondere  Classification  derselben  üblich 
war,  da  jnufste  eine  BesoJimbung  derselben  zu  den  Acten  ge¬ 
legt  werden,  wenn  diese  au  Auswärtige  verschickt  werden 
sollten.  Eine  Stunde  war  die  höchste  Dauer  der  Tortur* 

(f)  Die  iji  dem  XJrthcile  bestimmten  Fragen  waren  aber  nur  in 
Hinsicht  ihres  Inhalts  für  den  Richter  verbindend,  weswegen 
auch  gewöhnlich  in  der  TorUiralsentenz ,  durch  eine  heyge- 
ftigte  allgemeine  ClauscI,  dem  Richter  fr  eye  Hand  gegeben 
wurde. 


§.  502* 

Wenn  die  Tortur  "wirk Heh  angewendet  werden 
Rollte,  so  wurde  dem  Vemriheihcn  das  Er  kenn  t- 
nifs  bis  zu  der  Stelle,  welche  die  Grade  der  Tor¬ 
tur  bestimmte,  eröffnet,  und  er  alsdann  über  die 
in  dem  U'rtheiie  bestimmten  Fragen  vernommen. 
War  dieses  ohne  Wirkung,  so  wurde,  nach  eini¬ 
gen  Tagen  Bedenkzeit,  dieses  Verhör  wiederholt, 
wenn  aber  auch  dieses  nichts  half,  so  wurde  der 
Angeschuldigie  in  die  Marterkammer  geführt  und 
daselbst  dem  Scharfrichter ,  welchem  das  Urtheil 
ganz  zum  Durchlesen  naitgetheik  wurde,  überge¬ 
ben.  Von  diesem  wurde  nun,  in  Gegenwart  des 
C  rimin  algerichts ,  nach  nochmaliger  Ermahnung, 
der  Toriuract  selbst  in  der  Art.  vorgenommen, 

35  * 
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dafs,  nach  zuvor  vergeblich  versuchter  Bedrohung 
mit  den  vorgezeigten  Instrumenten,  diese,  auf  die 
durch  ihre  Natur  bestimmte  Wcifse,  wirklich  ge¬ 
braucht  wurden  (ä).  Sobald  der  l'orquirte  sich 
zu  dem  Geständnisse  bereit  erklärte,  mutete  der 
ganze  Marlcrapparat  entfernt,  (b),  und  alsdann, 
nach  einem  zur  Erholung  vergönnten  Zwischen¬ 
räume,  das  Verhör  votgenommen  werden.  Hey 
erneuertem  Läugm  n  in  diesem  Verhöre  w  urde  so¬ 
gleich  mit  der  Tortur  f’o  rtge  fa  h  ren. 

(a)  Dev  Richter  mu  fiste  mit  (ler  grofblen  Sorgfalt  iiher  Jen 

Act  wachet»,  damit  der  Imjmsll  uielit  der  WÜlküUr  d#a  Schar f- 
ricliters  iibgrl  Aasen  war* 


(h)  V .  G,  O,  ;»«  55*  Ali  r#  Kästner  Je  tortura  remiuenda,  v 
deliuquetift  co rillte  ri  Ltps,  173!?« 

§.  '"03* 

Wenn  der  Torquirle.  dte  Tortur,  ohne  zu  ge¬ 
stehen,  frbersland ,  so  war  aller  Verdacht  gegen 
Ihn  erloschen,  und  er  mutete  als  er  wie tecn  un¬ 
schuldig  betrachtet  werden  (a).  Wenn  der  toi- 
quirte  dagegen  durch  die  Tortur  zum  Geständnisse 
gebracht  wurde,  so  mutete,  nach  den  Gesetzen (b), 
mit  der  groteten  Vorsicht  darauf  gesehen  werden, 
dafs  der  Zweifel,  welcher  dem  Bekenntnisse:  aus 
dem  Gebrauche  des  Zwanges  entgegenstand  (c),  nicht 
durch  fehlerhafte  Einrichtung  der  Verhöre  in  and  re i 
Hinsicht  vergröfsert,  sondern  vielmehr  die  Glaub¬ 
haftigkeit  des  Bekenntnisses  möglichst  aufser  Zwei¬ 
fel  gesetzt  wurde.  Darum  mutete  sich  der  Riclnei 
hier  vorzüglich  aller  Suggestionen  enthalten  unt. 
außerdem  sollte  der  Torquinte  jedesmal,.  ^  nach 
Verlauf  einiger  Tage,  wenn  sich  der  Eindruck, 
welchen  die  Tortur  auf  ihn  gemacht  halte,  etwas 
verloren  hatte  fd) ,  nochmals  an  der  ordentlichen 
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Gedchtsstellc  (e)  vernommen  und  um  die  Ratifica¬ 
tion  seines  Bekenn misses  "gefragt  werden,  welche 
Ratification  gewöhnlich  die  Urgiclit  (f)  genannt 
wurde.  Widerrief  der  Tor  quirle  sein  Bekenn  t- 
nifs  in  diesem  wiederholten  Verhöre,  so  wurde  er 
zu  dem  Beweifse  der  Gründe  dieses  Widerrufs  zu- 
gelassen,  wenn  es  aber  an  Gründen  oder  Beweifsen 
für  den  Widerruf  fehlte,  die  Tortur  wieder¬ 
holt  (g> 

(a}  F*  G,  O,  art.  61,  Ganz  neue  vollständige  Beweifse  imifsten 
aber  auch  noch  nachher  zugelassen  werden  (Böhmer  ad 
Carpxov  q.  12 5*  o*  4  }3  und  eben  darum  m  niste  denn  auch 
ein  nachbcn|'e$ ,  freiwilliges  Rekeontmfs,  wenn  dasselbe  alte 
Charactere  voller  Glaubwürdigkeit  an  sich  trug  ,  zur  'V  erdam¬ 
mung  genügen,  J,  71*  lli  v  i  n  u  s  diss,  de  effeclu  torUrrae  su- 
p  Gratis  formen  (is  spoute  facta  e.  F*  G*  Z  o!lcr  pW  an  öb 
spontan  eü  in  ddinquenlis  post  tormenia  super  ata  eoufessloueui 
poena  ordiuaria  locum  Uabeut?  Lips,  l7ö9a 

(b)  P.  G*  O*  art.  56* 

(c)  Vergl*  §.  439*  u.  470, 

(d)  P*  G.  O.  art,  56,  „zum  wenigsten  über  den  andern  oder 
m  e h r  Ta  ge  d e r  Mar  ter  tL  F  *  A  *  II  o  m  m  e  1  de  r ati  o  n e  cou f  es  - 
si oms  per  tormen  u  exortae,  LLps*  1739* 

(e)  Ich  nehme  dieses  als  die  Regel  an,  denn  die  P*  G.  O.  will 
nur  so  viel  sagen,  da  Cs  er  an  einem  Orte  verhört  werden  solle, 
wo  ihn  ei clit  der  Anblick  der  Marter appa rate  von  neuem 
schrecken  könne, 

(f)  Diese  Benennung  ist  eigentlich  unrichtig,  denn  TJrgieht 
keifst  in  der  P.  G,  0„,  so  wie  vor  und  nach  ihren  Zeiten, 
nichts  anders,  als  ein  ernstliches  Geständnils,  Ycrgl.  Walch 
glossanum  voce  XJ r  g  i  c  h  t* 

(g)  P.  G,  O,  a*  57*  Konnte  der  Torquirte  zu  keinem  bestimm¬ 
ten  Bekenntnisse  gebracht  werden ,  so  fand  keine  aufseror- 
den bliche  Strafe  Statt,  wie  viele  glauben ,  sondern  dre  Sache 
blieb  in  der  Lage,  in  welcher  sic  sich  vor  dem  Gebrauche 
der  Tortur  befand* 

§.  504. 

Als  eine  Erfindung  der  Schriftsteller  fand  man 
bisher  auch  die  blolse  Be  dräu  u  ng  (Terrilion), 
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als  eine  Art  von  Bevreifserganzungsm  Ittel ,  in  den 
Lehrbüchern  aufgeführt.  Man  glaubte,  in  Fallen, 
wo  nicht  von  Lebensstrafe  die  Rede  sey,  oder  nicht 
hinlängliche  Anzeigen  zur  Tortur  vorhanden  seven, 
sich  doch  wenigstens  berechtigt,  den  Angesdni Rüg¬ 
ten,  unter  dem  Scheine  als  solle  er  die  Tortur  leiden, 
durch  die  Vorzeigung  der  Marterinstrumente  (territio 
verbal is),  oder  durch  die  wirkliche  Anlegung  dersel- 
sclbcn  (territio  realis)  zu  schrecken.  Die  Gesetze 
Wülsten  aber  von  einem  solchen  Mittel  schlech¬ 
terdings  nichts,  und  es  war  daher  ein  sehr  ver¬ 
werfliches  Unternehmen,  wenn  man  eine  mit  allen 
Gefahren  der  wirklichen  Tortur  verbundene  Hand¬ 
lung  da  vornehmen  wollte,  wo  die  Gesetze  weis¬ 
lich  ihren  Gebrauch  verboten  hatten  (a). 

(a)  Vergt.  Mall)l«uk.s  Geschichte  der  peinlichen  Genclitsocd- 
Karls  Y.  S,  1 07»  und  168* 

XII)  Reinigungseid. 

§,  505. 

Der  Reinigungseid  ist  die  von  dem  Ange- 
sehu  Idigien  abgelegte  eidliche  Versicherung  seiner 
Unschuld.  Er  ist  Wahiheitserforschungsnaittelj 
indem  man  die  Furcht  vor  den  Folgen  des  Mein¬ 
eids  als  wirksam  in  dem  Gewissen  des  Schwören¬ 
den  (als  tortura  spiritualis)  betrachtet  und 
eben  darum  ist  er  auch,  Rcweihergänzungsmittel, 
indem  er  entweder  Bekenntnisse  herbey führt,  oder, 
als  Reinigung  von  dem  Verdachte,  einen  juridi¬ 
schen  Beweils  der  Unschuld  verschafft.  Sein  für  1 
die  Gesetzgebung  wohl  nur  unter  sehr  ‘  grofsen 
Einschränkungen  zu  rechtfertigender  Gebrauch  ist 
dem  Willen  unsrer  Gesetze  (a)  entsprechend ,  «s 
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fehlt  aber  an  genauen  gesetzlichen  Bestimmun¬ 
gen  über  die  dazu  erforderlichen  Bedingungen. 
Dafs  bey  Verbrechen,  'welche  keine  absolute  Si¬ 
che  rheitss träfe  zur  Folge  haben,  bey  dem  Daseyn 
eines  Verdachtes,  welcher  bey  Capitalverbrechen 
den  Gebrauch  der  Tortur  gerechtfertigt  haben 
Würde,  der  Rcinigungseid  Stau  finde,  und  dafs  in 
diesem  Falle  die  Abschwör ung  des  Eides  vollen 
juridischen  Beweifs  der  Unschuld,  die  Verweige¬ 
rung  desselben  aber  vollen  juridischen  Beweiis  der 
Schuld  wirke,  ist  der  gemeinen  Meinung  entspre¬ 
chend,  Wenn  aber  Manche  auch  bey  solchen 
Verbrechen,  bey  welchen  dringender  Verdacht  die 
Tortur  hatte  rechtfertigen  können,  den  Reinigungs¬ 
eid  alsdann  Statt  finden  lassen  wollen,  wenn  der 
Verdacht  zwar  nicht  für  ein  Erkenntnifs  auf  die 
Tortur  genügend,  jedoch  auch  nicht  als  ganz  hin¬ 
fällig  erscheine,  und  wenn  man  w'erter  behauptet, 
dafs  in  diesen  Fällen  zwar  die  Absehwörung  des 
Eides  vollen  Bctvcifs  der  ünscnuld  gebe,  die  Ver¬ 
weigerung  desselben  aber  nur  den  Verdacht  zui 
Möglichkeit  eines  Erkenntnisses  auf  die  dortur  ver¬ 
stärke,  so  widersprechen  hier  viele  nicht  ohne 
Grund.  In  der  neueren  Rechtssprechung  konnte 
auch  diese  Meinung  um  so  weniger  Eingang  .  fin¬ 
den,  je  unverkennbarer  die  jetzige  Tendenz  dicsei 
Rechtssprechung  dahin  geht,  den  Gebrauch  es 
Reinigungseides  auf  diejenigen  Straft  alle.  zu  ,  e- 
schränken,  bey  welchen  die  Greise  der  zu  er¬ 
wartenden  Strafe  nicht  zu  auffallend  jcc  e  Ho 
nung  auf  eine  'Wirksamkanikeit  dieses  Mittels  ver¬ 
nichtet. 


/,V  £V«  4  7.  8.  9,  10.  11.  13.  15.  de  purgaU.  csnou,  K,  A.  ▼. 
V  j  kt  4  <5,  6.  J.  H,  Böhmer  de  usa  jtirsaieiiti  puvga- 

torii  in  enusis  cnmin,  ia  Exei’c,  ad  Paud,  T.  111,  Es,  tb. 


■ 
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2  w  e  y  t  e  f.  Titel, 

Von  der  wesentlichen  Tendenz  der  Untersuchung 
für  die  Ausmittclung  der  V  e  r  t  h  c  t  d  t.  g  u  u  gs  g  v  iiu  ci  fl  d  cs 
AngeschuldigLen, 

§.  5  06, 

Die  Verth e  1  d  i g  un g  des Ängeschuldigien "wird 
durch  diejenigen  Verhältnisse  bestimmt,  welche 
ihn  gegen  eine  ihm  nach  (.heilige  Annahme  (sey 
diese  nun  Annahme  der  Strafbarkeit  selbst,  oder 
einer  bestimmten  Gröfse  der  Strafbarkeit,  oder  der 
für  einen  bestimmten  nachtheil igen  Schritt  des 
Verfahrens  nothwcndigen  Voraussetzungen)  rechtlich 
zu  schützen  vermögen.  Diese  Verhältnisse  sind  theils 
solche,  welche,  durch  eine  Rech  isvormu  Übung  (a) 
unterstützt,  bis  zu  dem  erbrachten  Beweifse  ihrer 
Abwesenheit,  als  vorhanden  seyend  angenommen 
werden  müssen,  theils  solche,  deren  Daseyn,  ah 
der  Re c h is v er n i u th ung  entgegeiif-tehend,  nur  zu 
Folge  eines  darüber  erbrachten  Ueweifses  angenom¬ 
men  werden  kann  (b)  (eigentliche  Excep¬ 
tio  ne  n). 

Ist  das  erstere,  so  findet  zwar  der  An  geschul¬ 
digte  auch  bey  absoluter  Unthatigkcit  so  lange 
Schutz ,  als  nicht  die  vollständigen  Beweifse  Ihr 
ein  entgegengesetztes  Verhältnifs  erbracht  werden 
können ,  da  indessen  die  Rechts vermuthung  nicht 
mit  dem  ihr  entgegengesetzten  Beweifse  coilidirt, 
sondern  mit  der  Erbringung  dieses  Ueweifses  ver¬ 
schwindet,  so  hangt,  wenn  dieses  eintrilt,  die 
Vcrihcidigung  des  Ängescliuldigten  von  der  Nach- 
zeigung  der  Existenz  solcher  Thatsachcn  ab,  wel¬ 
che  positive  Erkenn  tnilsgründe  für  das  Daseyn  des 
durch  die  Rechtsvcrmutliung  unterstützten  Verhält¬ 
nisses  darbieten  (eigentliche  G  egeu  b  c  weifse), 
tmd  welche,  indem  sic  mit  den  positiven  Er- 


Von  der  Vertheid.  des  Angeschuldlgien,  5  5  3 

kenntnifs gründen  für  das  Daseyn  des  entgegenge¬ 
setzten  Verhältnisses  (Beweifsen)  in  dircetem  Wi- 
derspruclie  stehen  und  daher  die  Beweifskraft  die¬ 
ser  in  der  Collision  Aufheben  oder  schwachen, 
die  Wirksamkeit  der  für  den  Angeschuldigtcn  strei¬ 
tenden  Rechtsvermuthung  fortdauernd  aufrecht  zu 
erhalten  vermögen. 

Ist  dagegen  das  letztere,  so  würde,  da  die  Be¬ 
weise  der  Einreden  in  keiner  eigentlichen  Col¬ 
lision  mit  den  Beweifsen  derjenigen  Annahmen 
stehen,  welchen  die  Einreden  enlgegenges teilt  sind,  . 
das  Gewähren  des  verlangten  Schutzes  eigentlich, 
wie  in  dem  Civil  verfuhren  (c) ,  von  dem  erbi  ach¬ 
ten  vollständigen  Be  werfse  der  Einreden  ab- 
hängen  (§.  449.  n>  b.),  wenn  nicht  die  Rücksicht, 
dafs  der  Staat  die  gewifs  verdiente  Strafe  über 
den  Schuldigen  zu  verhängen  wollen  dürfe ,  eine 
greisere  Begünstigung  der  Bcweilsc  der  Emieuen 
des  Angeschuldigtcn  im  Criminai  verfahren  hätte 
erzeugen  müssen.  Unsre  Gesetze  erlauben  aahei, 
die  Vertheidigung  auch  schon  dann  als  genügend 
zu  betrachten,  wenn  nur  dringende  Venn  u  ihn  n- 
gen  für  die  Wahrheit  .  der  Einreden  des  Ange¬ 
schuldigten  begründet  worden  seyen  (d),  und  selbst 
in  solchen  Fällen,  wo  die  Einreden  nicht  einmal 
dringend  wahrscheinlich  gemacht  werden  können, 
Wird  die  innere  Wahrscheinlichkeit  derselben,  zu¬ 
mal  wenn  zugleich  die  Gründe  des  Mangels  äulse- 
rer  Bewcifse  erhellen,  als  genügend  betrachtet  wei¬ 
den  müssen,  um  sie  entweder  unbedingt,  ode.i 
doch,  nach  abgesebwomem  Eide  (e),  iu  .Fäden, 
bev  welchen  eine  Eidesub  Leistung  ini  Ciinunalvei  — 
fahren  als  «Bissig  buchtet  wird  Ot  505.),  In  der 
Rechtssprechung  zu  berücksichtigen  (f). 

(a)  Meine  Theorie  des  ßcr,  Veit.  jf.  8t  a. 
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(b)  Dahin  gehören  z.  R,  die  Einreden  gegen  die  Beweiskraft  der 
Zeugen,  ihh  Berufen  auf  das  Daseyn  der  nicht  zvi  vermu- 
i  h  e  ii  4,1  e  n  Vei  häJtnisse ,  welche  den  Begriff  einer  Redl  tovfe^- 
Iclztmg  aussclitie  fsen  ($)  l4'2.)f  die  Zu  re  che  ob  ark  eit  der  began¬ 
genen  Handlung  aulheben,  oder  verringerte  Strafbarkeit  dar- 
6  teilen. 

(c)  Meine  Theorie  d,  ger,  Verf.  §,  205, 

(d)  Arg,  Art  Z2,  d.  P,  G,  Or,  welcher  mir,  auf  dringende  Anzei¬ 
gen  peinlich  %  u  verdammen  verbietet, 

k 

(e)  Möge  man  nun  diesen  Eid  als  siippletorinm  in  Ansehung  dca 
Beweifses  der  Kmrcrirn  (vrrgl  {l  112.),  oder  als  pmgatoriiim 
in  Ansehung  der  Anschuldigung  betrachten,  in  Ansehung  der 
prac tischen  Folgen  kann  dieses  wohl  kt  ine  Verschiedenheit  zur 
Folge  haben.  Der  in  dem  $.  entwickelten  Theorie  scheint  je¬ 
doch  die  Ansicht  eines  solchen  Eides,  als  eines  Erfuilmtgs- 
cides,  entsprechende!*  zu  seyo, 

(f)  Kleins  Grunds,  d,  p,  R,  10K 

§,  507, 

Das  Recht  des  Angescliuldigten,  seine  Vcrlhei- 
digung  vollständig  zu  führen ,  mithin  sowohl  di- 
recte  GegenbewcUse,  als  auch  ßeweifse  seiner  Ein¬ 
laden  dem  Richter  zu  erbringen,  würde  ohnehin 
keinem  Zweifel  unterworfen  seyn  können,  unser 
Crimina  Verfahren  kennt  aber  mehr,  als  dieses 
Recht  des  Angescliuldigten,  indem  cs,  mit  Rück¬ 
sicht  auf  die  Wahrheit,  dafs  der  Staat  selbst  über 
Ein  willigende  keine  unverdiente  Naclnheile  ver¬ 
hangen  will,  die  vollständige  Aufsuchung  aller 
Veriheidigungsgn'inde,  mithin  sowohl  der  Gegcn- 
beweifse,  als  auch  der  Einreden  und  ihrer  J?e- 
Weifse  zu  einer  wesentliche n  Tendenz  der  rich¬ 
terlichen  Untersuchung  erhebt.  Jede  irgend  einen 
IN  ach  di  eil  über  den  An  geschuldigten  verhängende 
richterliche  Verfügung  erscheint  daher  als  nich¬ 
tig,  sobald  ein  in  irgend  einer  Hinsicht  lür  die 
Venheidigung  des  Angeschuldigten  möglicher  Weife« 
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interessanter  Punct  in  der  rieh tcrls ciien  Untersu¬ 
chung  keine  Berücksichtigung  gefunden  hat,  1111 
es  niufs  alsdann,  mit  Aufhebung  der,  noch  zui 
Zeit  nichtigen  Verfügung-,  auf  die  wesentlich  er¬ 
forderliche  Vervollständigung  der  Untersuchung 
in  der  gedachten  Hinsicht  erkannt  weiden  (a) 
(§.  425.). 


M  Mit  ÄficlisUSbl  auf  diese  Wahrheit  ist  fcjwtr  °*e“  '5‘® 

Lehre  von  den  viclaei-üchen  Pflichten  t>ey  der  Pru-un, 
weifsmittei  imd  da-  ßcveifsanfuahine  behandelt  \voi  en. 


§.  508.  N 

Unter  der  förmlichen  Defension  vci steht 
man  dagegen  eine  geordnete  Ausführung  (De  iuc 
tion)  der  Vertheidigungsgründc  des  Angese  huldigten, 
welche  gewöhnlich  in  dessen'  Kamen  'ton  einem 
Reclitsversländigcn  (Defensor)  ausgearbcltct  Wt  - 
Die  Ausführung  der  Veriheidigungsgrüncle  Stüca 
die  Annahme  der  Strafbarkeit  überhaupt,  o  ei 
eines  bestimmten  Grades  der  Strafbarkeit  (de  en- 
sio  pro  avertenda  vel  miliganda  poena)  nennt  man 
die  II a  üp  t  defensio  n  (defensio  principa 
I fs ) ,  und  setzt  dieser  die  Ausführung  der  Ver- 
thcidigungsgründe  gegen  irgend  eine  ancicic , 
den  Angesehuldigten  nachtheilige  Anna  une  a 
Ke b  endefensi o n e n  (defension es  piaep<*ia 
toriae)  entgegen.  Dieser  letzteren  lassen  sic .  so 
viele  gedenken,  als  für  den  ArigeÄiulc  igum  e 
schwerende  Schritte  in  dem  Verfahren  voi  voramen 

können  (a),  .  , 

Alle  diese  förmliche  Defpsionen  sind,  weoer 
der  Katar  der  Sache,  noch  den  Gesetzen  nach, 
w  e  s  e  n  1 1  i  0  h  c  rfo  r der li  ch ,  si  e  e  rschei  ne  n  j  ed  o  c  h 
als  rechtlich  zulässige  Mittel  der  im  Allgemeinen 
zu  begünstigenden  und  von  unsern  Gesetzen  mit 
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Recht  begünstigten  Verth  eidigung.  Jeder  bat  da¬ 
her  das  Recht,  dergleichen  Defensiomen  einzurei¬ 
chen  ,  ein  Recht,  die  Aufschiebung  nachtheiliger 
Schritte  binnen  einem  für  die  Einreichung  der 

ö 

Defension  anzusetzenden  Termin  zu  verlangen,  kann 
aber,  nach  den  Gesetzen  (b),  nur  in  Ansehung  der 
nach  geschlossenem  Verfahren  zulässigen  Defension 
(also  für  die  llaupldcfension  und  ehemals  für  die 
De  fe  ns  io  pro  a verton  da  torlura)  behauptet  werden. 
Eine  humane  Praxis  nimmt  jedoch  in  Ansehung 
dar  Dcfensiuiien  mit  Recht  noch  folgende,  gesetz¬ 
lich  zwar  nicfiL  bestätigte,  aber  auch  nicht  gesetz¬ 
lich  xnifebilligte  Grundsätze  an:  l)  Dafs  bey  je¬ 

der  naclithciligen  Handlung  dio  von  dem  Ange- 
«eh  uldigf.cn  verl  a  n  gte  Frist  zur  Einreichung  einer 
Defension  so  oft  zu  gestalten  sey,  als  diese  Ver¬ 
stattung  niein.  der  Erreichung  des  Zwecks  der  Ln- 
tersucliung  Hindernisse  entgegens teilen  würde  (c). 
2)  Dafs  in  allen  peinlichen  Fällen ,  nach 
g e e nd i g t e m  V c  r f a  1  ir c n  ,  eine  Frist  zur  Ein¬ 
reichung,  einer  förmlichen  Defension,  auch  ohne 
ausdrückliches  Verlangen,  zu  gestatten,  3)  bey 
Capital  verbreche  n  aber  die  Einreichung  einer 
solchen  Defension  nach  geendigtem  Verfuhren  selbst 
alsdann  zu  bewirken  sey,  wenn  auch  der  Ange- 
ßclmldigte  auf  eine  solche  Einreichung  förmlich 
Verzicht  leisten  sollte  (d).  Die  Kichtbeobachtung 
der  bey  de  u  letzten  Grundsätze  mufs  denn  notii- 
wendig  eine  wesentliche  Un Vollständigkeit  des  Ver¬ 
fahrens  bewirken. 

(n)  Detail  ei  o  pro  a  verton  da  Niqui-äiüöiie  (gouerali,  special! },  pn> 
a verte uck  torlura  ,  pro  avcrtcuda  corifrouläliOLic  >  pro  avertt-ndo 
ca i coro  etc* 

(b)  Arg.  art,  88.  90.  tmd  47. 

(c)  Meister  pr*  jtir»  crirn*  387. 
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(<1^)  Koch  hist.  iar.  crifft,  §.  899-  K  refs^ad  artf  §7*  C*  C,  C* 
Quistorp  in  den  Beiträgen,  nw  XLh 

§.  509. 

Jeder  hat  das  Hecht,  sich  einen  rechtlichen 
Beistand  für  die  Ausarbeitung  der  förmlichen  De- 
fensionen  mit  freyer  VY illkuhr  zu  'wählen  (a). 
Kanu  er  keinen,  sey  cs  wegen  Ärmuth,  oder  aus 
andern  Gründen,  wählen,  so  mufs  ihm,  auf  Ver¬ 
langen,  und  in  dem  letzen  Falle  des  vorigen  §. 
sogar,  wenn  er  nicht  verlangen  sollte,  ein  Defen¬ 
sor  von  Amts  wegen  und,  wenn  er  denselben  nicht 
bezahlen  könnte ,  sogar  auf  des  Gerichts  Kosten, 
beygegeben  werden  (b). 

Der  Defensor  hat  das  Recht,  zur  Inslruirung 
seiner  Arbeit,  Einsicht  der  Acten  zu  verlangen 
und  diese  mufs  überall  gewährt  werden,  wo  sie 
der  Stand  der  Untersuchung  nicht  als  möglicher 
Weifse  mit  Gefahren,  für  die  Erreichung  des  Uh- 
lersuchungszwceks  verknüpft  erscheinen  läfst.  Der 
Angescijukligte  hat,  wenn  er  seine  Befension  selbst 
ausarbeiten  will,  dieses-  Recht  nur  in  Ansehung 
der,  nach  geendigtem  Verfahren  zu  verstauenden 
Dimensionen.  Auch  kann  das  Recht  des  Defensors, 
eine  Unterredung  mit  dem  Angesc huldigten  zu  ver¬ 
langen,  nicht  bezweifelt  werden ,  und  es  lassen 
sich  keine  genügende  Gründe  angehen ,  "warum 
diese  Unterredung,  nach  gänzlich  t geendigtem  Ver¬ 
fahren,  nicht  auch  ohne  das  Beyseyn  einer  Ge 
richtsperson  sollte  *y erstattet  'werden  können  (c). 

(a)  P,  G,  O.  art.  33. 

(b)  P,  G.  O,  art,  47.  nml  154. 

(c)  Mei-st-crs  voUstaod,  BiuK  iu  fl.  p.  R.  S.  253.  folg.  Klei  n- 
sehr. öd  i.a  drin  ArcliÄve  des  Crimiiiali-oclits.  R.  Ü,  St.  Um 

9,  B  i  e  de  r  m  a  n  n  ui  dem  Ä  r  c  h  i  v  e  Bf  XL  St,  UL  m  7, 
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§.  5  10. 


I)ic  Defensionschrift  bittet  nicht  um  Gnade, 
sondern  fordert  Hecht.  Sie  gehört  daher  nicht 
741  den  S  u  p  1 1  k  e  n ,  sondern  zu  den  D  e  d  u  ct i  0- 
nen,  und  mufs  ganz  nach  den  Regeln,  'welche 
für  die  Abfassung  dieser  Schriften  entscheidend 
sind  (a),  gearbeitet  werden.  Die  Ausführung, 
da fs  die  n  ö r  1 1  i ge n  Vo müsse  1  zutigcn  f  i i  r  d  ie  Recht¬ 
lichkeit  einer  bestimmten  nachtheihgen  Verfügung, 
entweder  an  sich,  oder  wegen  der  Collision  der 
Gegenbeweisen  mit  den  ßeweifsen ,  nicht  darge- 
than  seven,  oder  dafs,  wenn  auch  dieses 
doch  in  dem  gegenwärtigen,  halle  die  rechtliche 
jN'othwetidigkcit  einer  Ausnahme  hinlänglich  be¬ 
gründet  erscheine,  mufs  demnach  durch  eine  bün¬ 
dige,  getreue  und  vollständige  Darstellung  des 
faclischen  Verhältnisses  vorbereitet  werden,  von 
dessen  Subsumtion  unter  die  Grundsä tze  d cs  Rechts 
itzt  die  Hede  ist,  aus  dessen  richtiger  Subsunu.011 
unter  diese  Grundsätze  jene  Ausführung  einzig  h'-' 
stehen  kann,  und  durch  dessen  Subsumtion  sie  t 
endlich,  als  mul i wendiges  Resultat  der  Ausfüh¬ 
rung^  das  rechtliche  Gesuch  des  Angcsehuldigten, 
als  der  Zweck  der  ganzen  Arbeit,  entwickeln  mui». 


Wahrheit  muH,  wie  hey  ollen  rechtlichen  Dß- 
ductionen,  den  historischen,  Gründlichkeit  den 
a us f ühr encl en  Theil ,  geläuterter  Gesell m a ck  eie 
ganze  Darstellung  auszeichnen.  Diese  brfbrdermsse 
wird  man  gewifs  auch  hey  den  deutschen  Deicn- 
sionsschriften  immer  weniger  vermissen,  je  weite 
Fortschritte  das,  bisher  von  der  Mehrheit  der  Ju¬ 
risten  so  sehr  vernachlässigte  Studium  der  Psycho¬ 
logie,  der  Philosophie  ■  und  des  Crinmia!  rechts  hoy 
dem  juristischen  Publikum  machen  und  jo  mein 
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dieses  e  insehen  lernen  wird,  dafs  ästhetische  Bil¬ 
dung  von  der  juristischen  keineswegs  getrennt  seyn 
dürfe  (b). 

(a)  Meine  Theorie  lies  ger,  Ycrf*  §.  Il5,  folg, 

£b)  Anleitung  zur  Verfassung  der  Deffeiisions&ciitifteii  haben,  mit 
mehr  <Jder  minder  glücklichem  Erfolge,  zu  geben  versucht 
K  i  r  c  ti  hof  von  deu  Advocaien  uuti  ihren  Pflichten,  beson¬ 
ders  in  peinlichen  Fällen,  J*  C  h.  ICoch  Anleitung  zu  De  — 
feirsiombchriftco.  Giefsga  17/9,  Alex.  O  ck  h  a  vt  Anweisung 
zu  VerLhehligungsschi  iften*  Leipz,  17Ö0*  Versuch  einer  nahem 
Anweisung  zur  gründlichen  Abfassung  von  Vertheldigungs-* 
Schriften  für  peinlich  Angeschuldigte.  Dresden  und  Lei pz,  1 /bt?* 
A.  Ct  Walters  cm  Wort  über  Defensiouea,  llamb.  1  bÖ J. 

An  die  Stelle  der  Defemions  s  e  h  r  i  i  t  tritt  in  dem  münd¬ 
lichen  Verfahren  die  förmliche  mündliche  Vertheidiguug ,  Hir 
welche  übrigens  dieselben  Regeln  entscheidend  sind* 

Dritter  Titel, 

V  ö  n  d  cn  Eike  n  ntnissen  ,  de  r  E  r  ö  f  f  n  tt  n  g  u  u  d  V  o  1 D 
Streckung  der  Sentenzen  und  den  Rechtsmitteln 
gegen  d  iesel  f>  e  n, 

§-  Bll* 

Der  letzte  Bestandthell  des  C riminal Verfahrens 
sind  die  richterlichen  Verfügungen,  welche,- je 
nachdem,  sie  die  Frage:  Ob  und  wie  ferne  der 
der  Angeschuldigte  strafbar  sey?  nach  geendigtem 
Verfahren  entscheiden,  oder  nur  die  Einleitung 
der  einzelnen ,  diese  Entscheidung  vorbereitenden 
Theiie  des  Verfahrens  bestimmen ,  in  endliche 
Sentenzen  (senten tia  definitiv a)  und  Zwi- 
sclicnve  rfügungen  ( i  n  terlo  cutio  ne  s)  ein- 
getheilt  werden.-  Die  Zwischenverfügungen  sind 
den  endlichen  Sentenzen  gleich,  wenn  sie,  wie 
ehemals  die  Erkenntnisse  auf  die  Tortur  und  itzt 
noch  die  Erkenntnisse  auf  Eidesableistung  (a),  eine 
Handlung  einleiten,  welche  den  Inhalt  der  künhi- 
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gen  endliclLen  Sentenz  schon  mit  Nothwcndigkcit 


bestimmt.  Sie  sind  alsdann  Zwischensentenzen 
(scntentiac  intcrlocutoriae,  i n t e r  1  o c u- 
tiones  mixtac),  alle  übrigen  Zwisclienverfü- 
gungen  dagegen  1)  1  o  l's  e  Deere  t  e  ( i  n  tc  rlo  cu- 
tiones  merac,  resoluta  sensu  speo.)  (b). 

Die  bisher  entwickelten  Bedingungen  einer  voll¬ 
ständigen  Untersuchung  bestimmen  von  selbst  die 


Voraussetzungen  und  den  nun 


oder  no in¬ 


wendigen  Inhalt  der  Zwischen  Verfügungen,  nur  in 
Ansehung  der  endlichen  Sentenzen  bedarf  cs  da- 

ö  a 

her  in  dieser  Hinsicht  noch  einer  näheren  Lnt- 
wiekelung. 


(a)  Gewöhnlich  wird  diilirr 
fleüftbteislUlIg:  ,  üOiiltMrli 


sogar  y  unter  ehr 
null  ich  ge*  f rocke«. 


ihr  Eh 
\  ou  der  näheren 


Bedingung 


Bestiitniumü  dieser  Forint- 1  mdsulÜeh  ' 


Cb)  I»  <1  rm  Civil proevue  mitssrn  diese  Hegrifie  gen 7.  eirdevs  g1-'* 
stell l  werden,  JJ er  Grund  der  Verschiedenheit  liegt  in  dein 
Umstand* ,  dufc  in  dem  Crim'.nalvfidaiiren  nur  in  Ansclnmg 
der  emtlichfi]  V  <1  fiigungen  tuÜK  lieber  Wcifise  toi»  ftuer  Hechts- 


kroll  geredet  werden  kami. 


5  1 2. 


Die  allgemeine 
che  Sentenzen 


U  nters u  eh  u  ng 


Voraussetzung 
vollständig 


425, 


u 


für  alle  cndH- 

geendigte 

5  07.) 


Die 


vollständig  auizusuchcfl, 


ja  L : 

fo  (* 

Merkmale  des  Fa  e  tu  ms 
ist  das  Geschäft  des  u  n  t  c  r  s  u  c  li  e  n  d  <■  n  Richters, 
über  die  vonständig  gesammelten  Merkmale  zu  re- 
ftectiren,  hierdurch  die  not !i wendige  Vorstellung 
von  der  Beschaffenheit  des  ganzen  laotischen  Ver¬ 
hältnisses  zu  bestimmen  und  alsdann,  durch  Sub¬ 
sumtion  dieses  Verhältnisses  unter  die  Grundsätze 
des  Rechts,  die  rechtlichen  Folgen  desselben  fest- 
zusetzen ,  ist  das  Geschäft  des  v  r  1 1 1  e i. 1  e  n  d  e  n 
Richters.  So  comnlicirt  auch  die  richterlichen 
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Uriheile  Seyn  mögen,  —  und  wirklich  ist  jedes 
Unheil  da,  wo  man  gesetzliche  Bestimmungen 
über  den  Beyveifs  hat  (b),  notli wendig  ein  com- 
plicirtes  (c)  —  so  sind  es  doch  immer  nur  die 
bczeichneten  beyden  Functionen  —  Entwerfung 
der  richtigen  Vorstellung  des  Factums  und  Subsum¬ 
tion  desselben  unter  die  Grundsätze  des  Rechts,  — 
welche  jeden  Th  eil  des  Unheils,  so  wie  dasselbe 
im  Ganzen  bestimmen.  Die  letztere  dieser  Func¬ 
tionen  ist  die  acht  juristische  (durch  juristischen 
Sachverstand  bedingte),  sie  ist  daher  die  wesent¬ 
liche  Function  des  urtheilenden  Richters,  wel¬ 
che  nur  ihm  überlassen  scyn  kann.  Die  erste  re 
dagegen  ist  in  keiner  Beziehung  juristisch,  sondern 
ist  entweder  nur  durch  gemeinen  gesunden  Men¬ 
schenverstand,  oder  durch  hesondern,  nicht  juri¬ 
stischen  Sachverstand  bedingt  (d).  Ist  jenes,  so 
ist  kein  Grund  einer  wahren  Nothwendigkeit  vor¬ 
handen,  sie  von  den  Functionen  des  Richters  über 
das  Recht,  bey  welchem  ja  wohl  die  für  sie  noih- 
wendige  Voraussetzung  nicht  fehlen  darf,  zu  tren¬ 
nen  (e).,  Ist  dieses  dagegen,  so  mufs  sie  ge¬ 
trennt  und  denjenigen  übertragen  werden,  bey 
Welchen  der  Staat  die  für  sie  erforderliche  Vor¬ 
aussetzung  anerkennt. 

Daher  die  Verbindlichkeit  des  Richters,  in  sol¬ 
chen  Fallen,  bey  welchen  die  richtige  Vorstellung 
des  Factums  aus  den  gegebenen  Merkmalen  nur 
durch  besOndern  Sachverstand  vermittelt  wird,  Sach¬ 
verständige  zu  diesem  TJrlheile  über  die  facti- 
schen  Merkmale  zuzuziehen.  Daher  aber  auch  die 
Nothwendigkeit,  die  zugezogenen  Sachverständigen, 
selbst  auch  alsdann,  wenn  sic  zugleich  für  die  Erken¬ 
nung  der  Merkmale  des  Factums  als  Zeugen  zugezogen 
worden  wären  (<j.  ^6  6.),  in  dieser  Function  kcincs- 

3  6 
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■wegs  als  Zeugen ,  sondern  einzig  als  Geholfen  des 
Richters  —  als  Richter  des  Factums  —  zu  be¬ 
trachten. 

(aj  Daher  sind  endliche  Sentenzen  unter  der  Bedingung  einer  zu 
vervollständigenden  L nt'-midMirig *  z.  B,  mit  Nachlassung  einer 
iJefeusion  y  nicht  zu  billigen,  h  C.  Koch  Just,  jnr.  crim, 
§*  899.  schob  und  Bibliothek  für  das  peml,  Ecchi.  B.  IK 
St.  II.  5.  2 m,  folg. 

Qjj  Die  richtige  Vorstellung  des  Gngcslandmen ,  des  von  Z engen 
bekundeten  Factum*  n kennt  der  gemeine  Verstand ,  die  rich¬ 
tige  Vorstellung  d- >  juristisch  walken  Facturus  nur  der  je¬ 
ne*  Factum  unter  die  liecbtsregelti  von  der  Beweiskraft  der 
Bekenntnisse  und  der  Zengenaueiageü  subsunüreude  j url&tlscbc 
Verstaue!. 

(c)  Gontiers  Handbuch  des  Froeesm.  Fh  II I-  S,  433*  434# 

(d)  Z«  B,  die  richtige  Vorstellung  Von  drr  TüdtlieUkeit  der  nach 
ihren  Merkmalen  vollständig  erkannten  Wunde,  die  richtige 
Vorstellung  von  dem  gemeinen  Werthc  besinn mtcr  Sacnea. 

(e)  Wenn  aber  auch  kein  Grund  der  Notwendigkeit  einer  solchen 
Trennung  vorhanden  i £> L ,  so  können  doch  sehr  starke  Grinde 
für  die  Ealhliclikeil  derselben  sprechen.  Solche  Gründe  Mud 
cs,  welche  in  manchen  Staaten  das  Institut  der  Geschwor 
»en  (Jury)  kerbeygefdbrt  haben. 

nichtigere  TJrthßjle  über  Schuld  und  Unschuld  w‘r(^ 
man  zw^r  im  Allgemeinen  durch  die  Geschwornen  nicht  er 
halten  t  ob  man  gleich  da  ,  wo  die  Juristen  über  diesen  l  mjCt 
anders,  als  andere  gebildete  Männer,  urtheilen,  geneigt  spa 
mochte,  das  Urtheü  der  Letzteren  vor&imeh* n  ,  weil  dem  rj 
geschuldigten  bey  seiner  Handlung  wobt  nur  dieses,  und  npnt 
das  <1  er  Juristen  ,  vors cJiwelmi  konnte.  Dagegen  kann  das  In¬ 
stitut  der  Gesell  warnen  t  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten 
Bildung  der  Nation,  grofsc  politische  Vortheile  gewähren.  jS 
begründet  in  der  Meinung  des  Volks  größeres  Zutrauen  z11 
der  HecliUSpreehurig  r  es  erhebt  die  Liebe  des  Volks  ztv  einer 
Begimmg ,  welche  ihm,  durch  die  Zimehiing  zu  der  Justiz, 
erthejliiog,  ihr  Vertrauen  und  ihr  ehrendes  UrtheU  über  ^,ne 
Mündigkeit  bekundet,  es  befestigt  in  dern  Volke  dm  Ächtung 
vor  dem  GcsMze  und  das.  Interesse  an  dem  Gern  ei  n  wesen  »  ** 
belebt  h>y  dem  Bürger  das  Gefühl  des  eigenen  Werth  es  um 
<*:*  wirkt  voiihellliaft  auf  die  öffentliche  Sitte,  weil  da,  wo  es 
nicht  gleichgültig  ist,  zu  den  Notablen  zu  gehören  ,  auch  ein 
JuLCrcsse  entstehen  mufa,  sich  dieses  Namens  würdig  dami- 
stdlen. 
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Diese  politische  Seite  hatte  ich  früher  laicht  fco  äufgeFafst, 
ii  nä  es  ist  mir  daher  eine  wichtige  Angelegenheit,  meine  frü¬ 
here  Meinung  m  dieser  Hinsicht  zu  berichtig en* 

Gegen  die  Geschwornen  hat  y*  Feuerbach  geschrieben, 
die  Gründe  f  ü  r  dieselben  sind  meisterhaft  iti  dem  Gutachten 
der  Königin  Pmifs.  Irnmediat* Justiz ~ Commissi oa  für  die 
lihein-  Provinzen  entwickelt* 

§.  513. 

Aus  der  cntwl ekelten  Ansicht  ergeben  sich 
folgende ,  das  rechtliche  Verhältnifs  urtheilen- 
der  Sachverständigen  bestimmende  Regeln: 

l)  Sie  ■werden,  da  in  dem  Criminalverfahren 
keine  Compromisse  Statt  finden,  im  Namen  des 
Staates  von  dem  Richter  zur  Mittheilung  ihres 
Unheils  aufgc Fordert.  Der  Richter  mufs  hierzu, 
wenn  der  Staat  diese  Urtheile  nicht  zu  einem  Ge¬ 
genstände  der  Amisihätigkeit  bestimmter  vereide¬ 
ter  Sachverständigen  gemacht  hat,  solche  Perso¬ 
nen  wählen,  welche  als  Sachverständige  anerkannt 
sind  und  die  Gewählten  mufs  er,  durch  eine  be¬ 
sondere  Verpflichtung',  zu  dem  ihnen  übertragenen 
Geschäfte  qualificiren. 

ä)  Wo  keine  entgegengesetzte  gesetzliche  Be¬ 
stimmung  vorhanden  ist,  kann  man  es  nicht  als 
nothwendig  betrachten,  dafs  der  Richter  meh¬ 
rere  Sachverständige  wähle,  obgleich  dieses  darum 
in  der  Regel  geschehen  wird,  weil  gewöhnlich  in 
den  Fällen,  in  welchen  Kunstgu tackten  erfor¬ 
dert  werden,  auch  Besichtigungen  durch 
Kunstverständige  nothwendig  sind  und  alsdann 
kein  Grund  vorhanden  ist,  diese  beyden  Aufträge 
zu  trennen. 

3)  Die  gewählten  Sachverständigen  geben  das 
ihnen  aufgetragene  Unheil  entweder  mit  den 
Gründen  zu  Protocoll ,  oder  sie  thmlen  es  in  der 
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Form  eines  vollständigen  schriftlichen  Gutachtens 
mit  (a)  und  in  diesem  Acte  handeln  sie  in  keiner 
Hinsicht  als  Zeugen,  sondern  einzig  als  von  dem 
Staate  bestimmte  Geholfen  des  Richters.  Hieraus 
Riefst : 

a)  Das  in  dein  Gutachten  der  Sachverständi¬ 
gen  enthaltene  Unheil  hat  ganz  auf  dieselbe  Kraft 
Anspruch*  welche  das  Unheil  des  Richters  ü‘)pI 
das  Recht  in  Anspruch  nimmt  und  es  ist  cinei 
Abänderung  durch  den  Richter,  welcher  hier  Sach¬ 
verständige  an  seine  Stelle  treten  zu  lassen  gesetz¬ 
lich  genötbigt  war,  keineswegs  unterworfen. 

ß)  Dagegen  mufs  es  wegen  Unrichtigkeit  eben 
so  gut,  wie  das  Rcchtsurtkcil  des  Richters,  'ü11 
dem  Angeschuldigten  ‘angegriffen  werden  können 
und  über  den  Grund,  oder  Ungrund  dieser  An  grille 
hat  alsdann  nicht  der  Richter,  sondern  cs  haben 
darum  wiederum  nur  Sachverständige  (b)  zu  ent¬ 
scheiden,  Hierin  liegt  der  Grund,  warum  man  m 
u  n  s  e  f  m  V erfa h r c n  dieses  G u tn cl s  tc n  ge w i ssc r- 
mafsen  als  einen  Gegenstand  der  Untersuchung  be¬ 
handelt  und  dasselbe,  vor  der  Ansetzung  des  de1'" 
mins  zur  Hauptdefension ,  zu  den  Acten:  bringt. 
Der  Zweck  hiervon  ist  kein  andrer,  als  um  dem 
Angesc  huldig  len  gleich  itzt  die  Möglichkeit  des 
Vortrags  seiner  Angriffe  gegen  diesen  fa  mischen 
Tlieil  des  Urtheils  zu  verschaffen,  damit,  dünn 
die  Unterwerfung  dieser  Angriffe  unter  ein  neues 
entscheidendes  Kunstgutachten,  die  factische  \oi- 
aussetzung  für  das  Unheil  des  Richters  bestimmt 
und  dieses  daher  selbst  gegen  Angriffe  über,  von 
dem  Richter  nicht  verschuldete  Fehler  gesichelt 
werde  (c). 

y)  Eben  so  wenig  kann  das  Recht  des  An  ge¬ 
schuldigten,  die  Sachverständigen,  welche  das  Gut- 
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a eilten  gefertigt  liaben,  als  verdächtig  anzugrei¬ 
fen  (d),  bezweifelt  werden  und  wenn  dieses  mit 
Grund  geschieht,  so  sind  alsdann  diese  Sachver¬ 
ständigen,  in  so  ferne  sie  geurtheilt  haben  (e), 
als  recusiri  zu  betrachten  und  es  mufs,  ohne  dafs 


ihr  Ertheil  nur  die  geringste  Berücksichtigung  fin¬ 
den  könnte,  sogleich  ein  anderes  Gutachten  von 
neu  zu  wählenden  Sachverständigen  eingefordert 
werden. 


d)  Endlich  entscheidet  unter  den  Sachverstän¬ 
digen  selbst,  wenn  sie  verschiedener  Meinung  seyn 
sollten  und  nicht,  wie  hey  Taxatoren,  die  in  der 
Mitte  liegende  Meinung  als  die  wahre  ergriffen 
werden  kann,  die  Majorität  alsdann,  wenn  sie  ein 
Collegium  bilden,  sonst  müssen  die  verschiedenen 
Meinungen  derselben  der  Beuvthcilung  eines  Colle¬ 
giums  von  Sachverständigen  unterworfen  werden. 
Wenn  aber  dieses  nicht  möglich  wäre,  oder  wenn 
die  Angriffe  des  Angeschuldigten  gegen  das  Kunst¬ 
gutachten  des  Collegiums  von  einem  andern  Col¬ 
legium  von  Sachverständigen  nicht  geradezu  für 
ungegi findet  erklärt  werden  sollten,  dann  darf 
der  Richter  nur  das,  worin  die  Sachverständigen 
üb  ere  ins  tim  men,  keineswegs  aber  die  dem  Ange¬ 
schuldigten  nacht-heiligere ,  zweifelhafte  Ansicht 
seinem  Urtheile  zum  Grunde  legen, 

(a)  Von  den  ärztlichen  Gutachten  insbesondere  s,  über  die 
Glaubwürdigkeit  der  M  e  d  1  c  i  u  a  1  b  en  chte  in 
peinliche  n  E  e  c  h  t  s  h  a  n  d  e  3  n#  Berlin  1780, 


(b)  Mau  uirmiU  alsdann  ,  wenn  es  möglich  Ist ,,  ein  Collegium  von 
Sach  verständigen  f  oder  man  wählt  Mehrere  zur  gemeinschaft¬ 
lichen  Begutachtung, 


(c)  INic  können  aber  diese  Angriffe  des  Urtheils  auch  die  ICraft 
der  Au  ssa  gen  hemmen,  welche  die  Knnstveisländigu  ,  als 
zu  der  Besichtigung  zugezogeuc  Z  e  ti  g  e  n  ?  abgelegt  haben. 
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(d)  In  to  fern#  nämlich  der  Gnmrt,  aua  welchem  $\e  ah  Yertläcli- 
iig  dargcitelit  werden  f  schon  zu  der  Zeit ,  wo  sie  uribeilten, 
ah  Motiv  zur  Fällung  eines  parthejischen  Urtheih  wirken 
komiU% 

fa)  Ihre  Zeugenaussagen  dagegen  werden  durch  solche  Verdachts-* 
gründe  nur  minder  glaubwürdig x  YCrUehren  aber  keiueswega 
?ÜCS  Gewicht. 

$.  514, 

In  Ansehung  ihres  Inhalts  sind  dio  endli¬ 
chen  Sentenzen,  entweder  verdammende  oder 
1  o s s p  r e  cli  e n d e ,  je  nachdem  sie  entweder  eine 
Strafe  für  den  Angeschuldigten  bestimmen,  oder 
die  rechtliche  Unzulässigkeit  einer  Bestrafung 
erklären.  Die  letzteren  sind  entweder  von  der 
Anschuldigung  selbst  lossprechend  (sententiae 
absolutoriae  a  tota  causa),  oder  nur 
Yor  der  Hand  Yon  dem  weiteren  Fortgange  der 
Untersuchung  über  die  Anschuldigung  befreyend 
(sententiae  absolutoriae  ab  in s ta nt ia  (a)< 
Für  die  verdammende  Sentenz  ist  vollständi¬ 
ger  Beweifs  der  Schuld  dio  nothw endige  Voraus¬ 
setzung,  Die  gänzlich  lossprechende  ist  durch  den 
Mangel  aller  Beweifse  der  Schuld  bedingt,  und 
tritt  daher  nicht  nur  alsdann  ein,  wenn  die  Un¬ 
schuld,  sey  es  durch  vollständigen  Gegenbeweis» 
oder  durch  vollständigen  Beweifs  der  Einreden, 
vollständig  bewiesen  ist,  sondern  auch  alsdann, 
wenn,  ohne  vollständigen  Ecw'eifs  der  Unschuld, 
nur  aller  Beweifs  durch  colHcUrcnden  Gegenbe- 
weifs  als  vernichtet  zu  betrachten  ist.  Die.  von 
der  Instanz  lo.ssp  rech  ende  Sentenz  endlich  ist  die 
Folge  des  Zweifels  über  die  Schuld,  Sie  tritt  daher 
nicht  nur  alsdann  ein*  wenn,  sey  es  hey  man¬ 
gelndem  Gegenbeweifse,  oder  nach  Abzug  des  Ge* 
genbeweifses  von  dem  Beweifse,  noch  Indicien  ge- 
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gen  eien  Angeschuldigten  übrig  bleiben ,  sondern 
auch  alsdann,  wenn,  bey  vollständigem  Beweifse, 
nur  unvollständige,  jedoch  nicht  ganz  unbedeu¬ 
tende  Beweise  der  Einreden  vorhanden  sind 
(§.  50  6.)  (b),  und  ihre  Wirkung  ist',  dafs,  bey 
der  Auffindung  neuer  Verdachtsgründe,  der  Pro- 
cch  wieder,  als  fortgesetzter,  betrieben  werden 
kaan, 

(3)  K.l,ei  nsclirad  über  die  Lossprechung  von  der  Instanz*  Jo. 
den  Ah  hau  dl  Linken  aus  dem  peiol .  Rechte  und  Pröcesse*  Tb*I, 
n,  7,  —  Die  Absolution  von  der  Instanz  liegt  auch  in  dem 
RloFsen  Entlassen  des  Augeschuldigten  nach  geendigtem  Ver¬ 
fahren.  Dieses  kann  nur  dann  Vorkommen  7  wenn  die  Be- 
frey  ung  von  dem  Verfahren  yor  der  Special  Untersuchung  Statt 
findet, 

(b.)  Dals  die  Lossprechung  von  der  Instanz  die  gänzliche  Beendi¬ 
gung  der  "Untersuchung  voraussetzs ,  folgt  aua  dem  im  $*512. 
Qesagieuc 

§.  5  15, 

Man  hat  zwar  in  neueren  Zeiten,  und  vorzüg¬ 
lich  seitdem  die  Abschaffung  der  Tortur  die  voll¬ 
ständigen  Be  weifsführ  ungen  gegen  läugnende  Inquisi- 
ten  seltener  machen  mufste,  sich  alle  Mühe  gegeben, 
um  die  Zulässigkeit  einer  a  u  f s  e  r  o  r d  e n  tl  i  c h  e  n, 
unvollständigen  Strafe,  bey  unvollständigen,  jedoch 
zu  einem  Erkenntnisse  auf  Tortur  genügenden  Be¬ 
weisen  der  Schuld,  zu  rechtfertigen  (a)  und  wirk¬ 
lich  hat.  sich  diese  Meinung  einige  Zeit  lang  der 
Rechtssprechung  und  sogar  noch  neueren  Particu- 
largesetzgeb ungen  (b)  empfohlen.  Itzt  aber  scheint 
man  wieder  ziemlich  allgemein  anzuerkennen,  dafs 
eine  Meinung  keine  Rechtfertigung  zulasse,  welche 
den  Verdacht  als  Verbrechen  behandelt  (c) 
und  entweder  den  Unschuldigen  mit  unverdienten, 
oder  den  Schuldigen  mit  nicht  genügenden  Uebeln, 
auf  eine  sehr  inconsequente  Weise,  belastet.  Es 
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3.  Tu. 


yp. 

kann  daher  in  solchen  Fällen  nur  Absolution  von 
der  Instanz  und  keine  andere  Sieherhcitsmnfsregel, 
als  eine  Aufforderung  der  Polizey  zu  besonders 
tliatiger  Aufsicht  über  den  Freygclassencn,  Statt 
finden.  In  solchen  Fällen  aber,  wo,  ohne  das 
Paseyn  aufscrordentlieher,  nicht  zu  verniulhenler 
Umstände,  der  Anijeschuldigte  als  der  Verbrecher 
betrachtet  werden  miifsie  und  dieser  nun  zu  sei¬ 
ner  Entschuldigung  dergleichen  Umstände  angiebt, 
welche  sielt  nachher  erwiefsen  als  unbegründet 
dars teilen  (d),  würde  es  sielt  allerdings,  als  die 
natürliche  Folge  der  eigenen  Schuld  des  Ange- 
schuldigten,  rechtfertigen  lassen',  wenn  man  ihn 
auf  so  lange,  als  der,  im  Falle  der  Schuld,  ver¬ 
dienten  Strafe  entspräche,  seiner  Frey  heit  beraubte, 
unter  dem  Vorbehalte,  diese  Mafsregel  alsbald  auf¬ 
zuheben  ,  wenn  er  an  die  Stelle  seiner  erdichteten 
Entschuldigung  eine  andre,  Jiewiefsene  oder  we¬ 
nigstens  innerlich  oder  äu (seitlich  wahrscheinliche, 
zu  setzen  vermögend  seyn  sollte. 


£a)  Qnistorp  rechtliches  Erachten ,  wie,  in  Ermangelung  eines 
vollständigen  Beweifscs,  gegen  Angrschuldigte  verfahren 

sej  ?  Rost,  1774,  K  i  e  i  n  s  ch  ro  d  über  die  W  ir  klingen  des 
imvollstandlgim  ßevytülses  in  peiuk  Sachen,  Tn  dessen  Ab- 
hamU.  IR  J.  ti(  1,  (Kleiuiclirod  verwirft,  zför  die  aufser- 
ordentlichen  Strafen ,  Indem  er  aber  Freyheksheselirärtiungeii 
als  Sichmi-ug-smittel  zuläfst»  verwirft  er  dieselben  mir  dem 
Namen,  nicht  der  Thal  nach).  Vorzüglich  haben  auf  die 
Praxis  gewirkt  die  Entscheidungen  der  Göttinger  Juristen  —  Fa- 
cuJlat  hey  Meister  in  den  pract,  Bemerkungen,  B.  I* 
S.  1  —  3ü.  n  4  S.  2l3*  folg«  Man  sehe  auch  Kleins  Anna¬ 
len.  B.  XHL  S,  217,  —  Dagegen  aber  sehe  Ilo  Ixschuber 
ab  Ilarr  lach  de  poeua  exlraprdioaria  deflcien  le  plena  crimi- 
i>3s  probatione  neJHjquam  decernenda,  Alt,  J  799*  b  e  u  ev- 
haehs  Revision,  lj.  I,  S,  64  und  die  über  die  von  Klein 
und  Klei  ti  s  e  h  r  o  d  aufges  teilte  Preisfrage  über  das  Verfall 
ren  gegen  büchst  Verdächtige  .eiiigegaiigiWii  und  in  dem  A  v- 
c  lii  vo  n  bgtidjt  ick  teil  Preifsschrifleu  von  E  i  S  e  n  b  a  r  d  t ,  a  — 
chartae  und  andern.  Auch  Klein  hi  den  Annalen» 

E«  XXIIK  iu 
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(!>)  Das  YIIFle  13adische  Organisalionsedlr-t  bestimmt  LÜchstens  die 
JläÜle  4er  orden llicbcn  Strafe  für  solche  Verdächtigt* 

(c)  Ein  Verfahren  t  welches  4er,  das  römische  Recht  bestätigende 
Art*  22,  d,  P,  G,  O.  so  energisch  verbietet* 

(d)  Z,  B  wenn  der  Ritzer  der  gewifs  gestohlnen  Sachen  eine 
Erwerbart  angpbt ,  deren  Unwahrheit  erwtefscLi  wird  f  wenn 
der,  welcher  ein  sonst  höchst  wahrscheinliches ,  aber  anfser- 
geriebilkhes  %k^jntuirs  darüber*  abgelegt  hat,  dafs  er  ein  be¬ 
stimmtes  Verbrechen  begangen  habe,  einen  £weck  angiebt* 
für  welchen  ihm  dieses  Bekemitnifs  als  Erdichtung  Mittel  seyu 
fipUte,  und  die  Unwahr  beit  dieser  Behauptung  erwiefsen  wird 

U*  s*  Wt 

5  16* 

In  solchen  Fällen,  wo  das  Gericht  nicht  auf 
die  gehörige  Weifse  besetzt  ist  (§.  414.),  um  selbst 
das  Unheil  fällen  zu  können,  müssen  die  Acten 
an  ein  Sprachcollegium  versendet  werden ,  und 
der  Angeschuldigte,  welcher  (a)  zu  dem  Inrotula- 
lionslcmnne  zu  laden  ist,  erhält  durch  diese  Ver¬ 
sendung  ein  Recht ,  dafs  das  von  dem  Spruch  Col¬ 
legium,  ein  gegangene  Unheil  unverändert  publicirt 
und  als  das  geltende  Unheil  anerkannt  werde  (b), 
Ehen  dieses  ist,  wenn  auch  das  Gericht  selbst  zu 
richten  fähig  gewesen  wäre,  alsdann  der  Fall, 
Wenn  der  Angeschuldigte  in  Landen,  wo  dieses 
nicht  verboten  ist,  um  Acten  Versendung  gebeten, 
oder  das  Gericht  aus  besondern  Gründen,  sich 
des  eigenen  Urtheils  zu  enthalten  und  ein  Unheil 
von  Auswärtigen  einzuholen ,  beschlossen  hat,  in 
welchen  b erden  Fällen  der  Acten  Versendung  gleich¬ 
falls  ein  Irirolulationstennin  vorausgehen  und  die 
Inrotulation  in  Bcyseyn  des  Angcschulaigten  oder 
seines  Dcfen/ors  geschehen  mufs.  Anders  ist  es, 
werm  das  Gericht,  nur  zu  seiner  Information,  ein 
G machten  v o n  einer  Fa cul tä t ,  b egeh r t ,  in  wel¬ 
chem  Falle  weder  ein  Inrotulalionstermin  der  Ver- 
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Sendung  vorausgehen  mufs,  noch  das  eingegangene 
Gutachten  als  absolut  verbindend  betrachtet  wer¬ 
den  kann  (c). 

(a)  Wenn  er  einen  Defensor  hat  >  so  ist  cs  dieser^  welcher  zu  dem 
Termine  geladen  wird. 

(tQ  Es  mufsien  sich  denn  unterdessen  neue  ßewcifse  anfgefunden 
bähen,  wo  leibe  frey lieb  eine  wahre  Heui  thnlung  nothwendig 
machen.  C  h  rB  T  h  o  m  a  s  i  »  s  de  jtidicc  sentenüam  m  causis 
cruniualibus  ab  actis  tcrnnvciiLc*  llahie  I7ü9. 

(c)  Freylieh  sollte  indessen  dieser  Fall,  dn  im  die  Gerichte  in  den 
deutsiJien  L.mdcn  jnit  li'mläfiglich  erfahnicn  Pcrsöiieo,  welche 
demnach  keiner  Information  bedarf ea,  besetzt  svy\i  sollen, 
eigentlich  nicht  Vorkommen,  Die  häufigen  Anweisungen  der 
P*  G.  O,  an  die  Gerichte ,  sich  von  Rechts  verständigen  beleh¬ 
ren  zu  lassen,  sind  unstreitig  für  Gerichte,  welche  selbst  mit 
gehörig  rechtserlabi  neu  Personen  besetzt  siud  ,  uuverbiadlicb. 

§,  517, 

Da  die ,  zur  Fällung  peinlicher  Uriheile  qua- 
hQcirten  Gerichte  ein  Collegium  bilden  müssen, 
so  mufs  auch  hier,  bey  dem  schriftlichen  Verfah¬ 
ren,  das  Uriheil  des  Collegiums  durch  die  Rela¬ 
tion  eines  seiner  Mitglieder  vorbereitet  werden. 

Eine  solche  Relation  besteht  nun  zwar,  wie 
eine  Civil-Relation ,  aus  einem  historischen  und 
einem  dogmatischen  Tiiciie  und  die  für  die  Deut¬ 
lichkeit  so  wichtige  Separationsmethode  mufs  un¬ 
streitig  bey  jener  eben  so  gut,  wie  bey  dieser, 
angewendet  werden,  in  Hinsicht  des  Zwecks  der 
einzelnen  Abtheilungen,  des  historischen  Theils 
aber,  und  mithin  auch  in  Hinsicht  der  Regeln  für 
die  Ausarbeitung  derselben,  finden  bedeutende 
Verschiedenheiten  zwischen  diesen  bey  den  Arten 
von  Relationen  Statt,  Mit  Rücksicht  auf  diese 
Verschiedenheiten  lassen  sich  folgende  Hauptregeln 
für  die  Verfassung  der  End -Relationen  (a)  in  Cri- 
minalfalien  aufstellen : 
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1)  Statt  dafs  Civil -Relationen  mit  einer  Dar- 
stell ung  der  unbestrittenen  Thatsachen  —  als 
der  Species  facti  —  anfangen,  müssen  die  Crimi- 
nal  -  Relationen  nur  mit  einer  Erzählung  der  Um¬ 
stände  ,  welche  das  Verfahren  veranlagst  haben, 
beginnen,  alle  durch  die  Re weifsführungen  er¬ 
kannte  Umstände  aber,  wenn  sie  auch  noch  so 
vollständig  durch  Bcwcifse  und  Bekenntnisse  dar- 
geihan  wären,  müssen  in  dem  Auszuge  des  Acten- 
Inhalts  vorge tragen  werden,  weil  in  dem  Crimi- 
nal verfahren  jeder  Umstand  nur  dann  dem  Urtheile 
zum  Grunde  gelegt  werden  kann,  wenn  das  Col¬ 
legium  ihn  für  hewiefsen  anerkennen  mufs. 

s)  Auf  die  Darstellung  der  Veranlassung  zu 
der  Untersuchung  folgt  unmittelbar  eine  Darstel¬ 
lung  der  Form  derselben  ira  Allgemeinen,  in  wel¬ 
cher  die  Handlungen,  welche  das  Gericht  einge¬ 
leilet  hat,  (ohne  alle  Berücksichtigung  des  Mate¬ 
riellen  und  der  Resultate  derselben)  und  die  Art, 
wie  das  Gericht  bey  denselben  besetzt  gewesen 
ist,  angegeben  werden.  Dieser  für  die  Beur- 
theilung  der  Frage:  ob  der  Mangel  der  Gültigkeit 
des  Verfahrens  nicht  jede  Prüfung  des  Inhalts  der 
Acten  verbiete?  praejudiciellen  und  daher  nie  zu 
übergehenden  Darstellung  folgt  alsdann  sogleich 
da$  Gutachten  des  Referenten  über  diese  Frage. 

3)  Wenn  die  Ungültigkeit  des  Processes  einer 
Bcuvtheilung  des  Materialen  nicht  im  Wege  steht, 
so  folgt  nun  eine  Darstellung  des  Inhaltes  der 
Acten.  Bev  solchen  Verbrechen,  bey  welchen  das 
Das.eyn  der  Rechtsverletzung  unabhängig  von  dem¬ 
jenigen  erkannt  werden  kann,  was  in  den  Acten 
gegen  das  angeschuldigte  Individuum  vorliegt,  wer¬ 
den  nun  zuerst  die  in  den  Acten  enthaltenen  Be- 
weifse  über  das  corpus  delicti  vorgetragen  und 
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mit  einem  Gutachten  über  die  Frage:  ob  das  Cor- 
pus  delicti  als  hewiefscn  zu  betrachten  sey?  (b)  be¬ 
gleitet,  alsdann  werden  die  Beweifse  gegen  das 
angeschuldigte  Individuum  vorgetragen  und  das 
Gutachten  über  die  Frage:  ob  dasselbe  als  er- 
wiefsencr  Verbrecher  zu  betrach  teil  sey  ?  an  gehängt. 
Hierdurch  wird  die  Bestimmung  der  Strafe,  wel¬ 
che  der  Verbrecher,  wenn  keine  Milderungs-  oder 
S eJb ä rf u n gsg r i i nd e  vorhanden  seyn  Sollten,  verdient 
haben  würde,  vorbereitet,  worauf  denn  eine  .Dar¬ 
stellung  dessen,  was  die  Acten  über  das  Daseyn 
solcher  Gründe  enthalten,  und  das  Gutachten 
über  die  Berücksichtigung,  welche  diese  Gründe 
verdienen,  die  ganze  Arbeit  beselilicfsen,  Bey  sol¬ 
chen  V erbrechen ,  welche  k ei n e  a bgeso n derte  Lr- 
kennuiifs  des  corporis  delicti  zulassen,  müssen  die 
heyden  ersleren  Abschnitte  in  einen  verbunden  und 
etwa  nur  in  dem  Guta eilten  die  Fragen:  ob  das 
Verbrechen  bedangen  worden  sey?  und:  ob  das  an- 
geschuldigte  Individuum  cs  begangen  habet  geson¬ 
dert  werden. 

4)  Der  Actcnextract  über  die  angegebenen,  ab- 
zusondernden  Gegenstände  mufs  noth wendig  zu 
einem  geordneten  Ganzen  verarbeitet  werden.  Ein 
Auszug  nach  der  Ordnung  der  Acten,  in  welchem 
zuerst  die  sämmtlichcn  Aussagen  des  Angeschul¬ 
digten,  dann  die  Aussagen  des  ersten  Zeugen, 
hierauf  die  des  zweyten  und  so  weiter  die  der 
übrigen  nach  der  Reihe  vorgciragen  werden,  ist 
nicht  vermögend ,  dem  Zuhörer  oder  Leser  auf 
der  Stelle  eine  deutliche  Vorstellung  von  den  Ge¬ 
genständen,  welche  seiner  Beuriheilung  unterwor¬ 
fen  werden  sollen,  zu  verschaffen,  wohl  aber  wird 
dieser  Zweck  erreicht  werden ,  wenn  bev  der  Er¬ 
zählung  der  Aussagen  des  Einen  (sey  es  des  Zcu- 
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gen,  oder  des  Angesclmldigten)  sogleich  bey  je¬ 
dem  einzelnen  Puncte  alles,  was  sich  über 
diesen  Punci  aus  den  übrigen  Beweismitteln  er¬ 
geben  hat,  zusammengcstellt  und  so  von  einem 
Umstande  immer  zu  dem  andern  übergegangen 
wird  (e). 

(a)  Die  RegtiJii  für  üie  Zwisch^oiektiouen  lassen  sich  hiernach 
ielnliC  aufstelhri  ,  wcnti  mau  nur  den  besonderen  Zweck  der* 
selben  fest  u  dem  Auge  behält. 

(h)  Tu  Ansehung:  der  Hegeln  Tut  die  Ausarbeitung  dieser  Gutach¬ 
ten  J laben  die  Griminai  -  Rektionen  durchaus  mdils  dgenthuru- 
lieh  es, 

£c)  Wenn  über  mehrere  Th^ilnehmer  zu  referi ren  ist,  so  mufs  we¬ 
nigstens  die  Darstellung  der  ßcweifse  für  die  Strafbarkeit  und 
eile  Benrthrilung  dieser  Strafbarkeit  in  Ansehung  eines  jeden 
abgesondert  vor  ge  tragen  werden. 

§,  518. 

Die  blofsen  Deere  te  werden  nicht  förmlich  er¬ 
öffnet,  sondern  durch  Insinuation,  öder  mündlich 
dem  Angeschuldigten  bekannt  gemacht.  Dieser  hat 
das  Recht,  dagegen  dem  Richter  Vorstellungen  zu 
machen,  auch  bey  dem  höheren  Richter  Beschwer¬ 
den  über  das  illegale  Verfahren  des  untern  Rich¬ 
ters,  welche  durch  keinen  bestimmten  Zeitablauf 
ausgeschlossen  werden,  zu  führen,  von  einer 
Rech ls kraft  derselben  und  von  eigentlichen  suspen¬ 
siven  Rechtsmitteln  gegen  dieselben  kann  aber  die 
Frage  nicht  seyn. 

Die  Sentenzen  dagegen  müssen  in  einem  be¬ 
stimmten  Termine,  zu  welchem  auch  der  Defensor 
des  Angeschuldigten  zu  laden  ist,  förmlich  eröffnet 
werden  (a),  ob  und  in  wie  ferne  sie  aber  in 
Rechtskraft  übergehen,  und  ob  und  in  wie  ferne 
Rechtsmittel  gegen  sie  Statt  linden,  ist,  bey  der 
nicht  vollständigen  Anwendbarkeit  des,  nur  den  accu- 
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sa torischen  Procefs  kennenden  römischen  Hechts  (b) 
auf  unser  in  der  Grundansicht  verschiedenes  Ver¬ 
fahren,  nicht  ohne  Zweifel. 

hdne  richtige  Theorie  dürfte  hier  wohl  aller¬ 
dings  die  lössprechenden,  Sentenzen  von  den  ver¬ 
dammenden  unterscheiden  müssen.  Bey  jenen  bann 
I )  in  dem  accusato  r i s eben  Processc  dem  An¬ 
kläger  das  Hecht,  hinnen  10  Tagen  von  der  Sen¬ 
tenz  zu  appclüren,  nicht  bezweifelt  werden  und 
die  Sentenz  geht  daher,  wenn  dieses  nicht  ge¬ 
schieht,  mit  dem  Abläufe  dieses  Termins  gegen 
den  Accusator  in  Rechtskraft  über  (c).  2)  In 

dem  inquisitorischen  Processc  dagegen  findet,  da 
der  lossprechcnde  Richter  und  der  die  Rechte  des 
Staats  gegen  den  Verdächtigen  verfolgende  Thed 
eine  und  dieselbe  Person  sind,  eine  Appellation 
gegen  die  Sentenz  nicht  Statt  und  es  tritt  daher 
dieselbe  sogleich  in  ihre  volle  Kraft  ein.  Sic  mufs 
daher  sogleich  vollstreckt  werden  und  die  gänz¬ 
lich  lossprechende  dient  nun,  indem  sie  die  An¬ 
schuldigung  selbst  für  erwiefsen  u n  gegründet  er- 
klart,  dem  Angeschuldigten  als  Document  seiner 
Unschuld,  welches  ihm  gegen  jede  angemuthete 
Verantwortung  über  die  Gründe  dieser  Anschuldi¬ 
gung  als  Schutzmittel  (exceptio  rei  judientae)  dient. 
Man  behauptet  dagegen  das  Recht,  auf  neu  aufge¬ 
fundene  Bewcifse  eine  neue  Untersuchung  zu  be¬ 
gründen  ,  welches  denn  die  rechtliche  Möglichkeit 
zur  Folgf  haben  würde,  dafs  das  lossprechende 
Unheil  durch  das  hlofs  auf  diese  neue  Bcweifs- 
führungen  gegründete  Unheil  aufgehoben  werden 
könne,  (also  gewisser tnafsen  restitutio  in  integrum 
contra  rem  judicatam  ob  instrumenta  noviter  re- 
perta  crthei.lt  werde),  und  dieses  Recht  würde 
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denn  auch  in  dem  aceu$ato  rischen  Proeesse  dem  Ac- 
cusator  nicht  abgesprochen  werden  können  (d). 

Bey  condcmnalo  rischen  Sentenzen  ist  zwar  das 
Recht  des  Verurthciken,  ein  Rechtsmittel  zu  er¬ 
greifen  und  dadurch  die  Vollstreckung  der  Sentenz; 
zu  hemmen,  aufser  Zweifel,  ob  aber  dieses  Rechts¬ 
mittel  in  der  Appellation  an  den  höheren  Rich¬ 
ter,  oder  in  der  Revision  mit  Actenverscndung 
(remedium  ultevioris  defensionis)  bestehe  und  ob 
für  die  Erklärung  über  den  Gebrauch  dieser 
Rechtsmittel  die  10 tägige  Frist  als  Nothfrist  laufe, 
ist  äufserst  bestritten.  In  Ansehung  der  ersteren 
Frage  ist  die  gewöhn  liehe  Entscheidung,  welche 
die  Appellation  als  das  in  dem  accusa torischen 
Proeesse,  die  Revision  dagegen  als  das  in  dem 
inquisitorischen  Proeesse  Statt  findende  Rechtsmit¬ 
tel  betrachtet  (e),  nicht  zu  rechtfertigen,  sondern 
man  niufs  vielmehr,  da  auch  früher  an  die  höch¬ 
sten  Reichsgerichte  keine  Berufung  in  peinlichen 
Sachen  zulässig  war  (f),  darauf  sehen,  ob  ein  hö¬ 
heres,  mit  Criminaljurisdiction  versehenes 
Landesgericht  vorhanden  ist,  oder  nicht,  wo  dann 
in  jenem  Falle  die  Appellation,  in  diesem  die  Re¬ 
vision  als  das  zulässige  Rechtsmittel  zu  betrach¬ 
ten  ist. 

In  Ansehung  der  letzteren  Frage  dagegen  kann 
man  zwar  nicht  behaupten,  dafs  erst  nach  zehn 
Tagen  die  Sentenz  die  Kraft  erhalte,  welche  die 
Execuiion  derselben  rechtlich  möglich  mache, 
sondern  es  Riefst  vielmehr  aus  der  Bestimmung 
unsrer  Gesetze,  Welche  nur  die  zum  Tode  verur- 
th eilende  Sentenz  erst  drey  Tage  nach  der  Publi¬ 
ca  lion  zur  Vollstreckung  gebracht  haben  wollen  (g), 
dafs  bey  andern  Sentenzen  einer  alsbaldigen  Voll¬ 
streckung,  wenn  sieh  der  Veruriheiite  nicht  so- 
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gleich  für  de  n  Gebrauch  eines  zulässigen  Rechts¬ 
mittels  erklärt,  nichts  itn  Wege  stelle,  auf  der  an¬ 
dern  Seite  mufs  man  aber  auch  behaupten,  dafs, 
Trenn  die  Sentenz  nach  dem  Ab  laufe  von  10  Ta¬ 
gen  noch  nicht  vollstreckt  worden  sev,  der  Ge¬ 
brauch  der  sonst  zulässigen  Rechtsmittel  dem  Ver- 
urth eilten  noch  immer  eben  so  gewifs  frey  sic¬ 
he  (h),  als  ihm,  auch  nach  der  Vollstreckung,  das 
Recht,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  in 
so  weit  dieselbe  möglich  ist,  zu  vci langen,  zuge¬ 
schrieben  werden  müsse  (i). 

Aufser  den  entwickelten  Rechtsmitteln  gegen 
die  aus  dem  Inhalte  der  Sentenzen  her  vergeh  enden 
Beschwerden  ist  übrigens  noch  das  Recht,  die  Sen¬ 
tenzen,  sie  seyen  lossprechende  oder  verdammen¬ 
de  ,  wegen  Mangels  der  noili wendigen  \  o rausse- 
tiungen,  als  nichtig  anzugreifen  (k) ,  unstreitig  be¬ 
gründet,  und  in  appcllablcn  Landen  konnten  diese 
Nichtigkeitsbeschwerden  eben  so,  wie  die  Be¬ 
schwerden  über  verzögerte  oder  verweigerte  Justiz, 
auch  bey  den  höchsten  Reichsgerichten  angebracht 
werden. 

(a)  Von  dieser  ErSffmiug  ist  die  fntiniatlon  verschieden  ^  wel¬ 
che  mau  bey  znrn  Tode  verui  UieiJemien  Sen  Unzen  der  Publi¬ 
ca  Lion  vorh erg  eben  Jähst*  Gr  finde,  welche  die  Publica  Lion 
einer  Strafseritcuz  lebensgefährlich  machen  könnet*  ?  beiechti- 
gen  zu  einigem  Aufschübe, 

(b)  L.  6.  16.  de  appelint.  (XUS.  I.)  L.  29.  C.  ibrd.  (VII,  62.) 
Dafs  in  Ansehung  d.et*  Falle,  welche  ganz  in  den  Formen  des 
Ci vi Iproce^ses  behandelt  werden  i  auch  die  HeclHsiniuel  getade 
wie  in  dem  CiviijjLoecsse  Statt  finden  ?  verstellt  sich  vou 
selbst, 

(c)  In  Ansehung  des  Accnsätors  nämlich  kann  die  volle  An¬ 
wendbarkeil  des  Wim.  Hechts  darum  behauptet  werden,  weil 
der  Grund ,  Welcher  in  Ansehung  des  Cö  u  dem  ni  Vien  die  m 
der  Versäumung  der  Fristen  liegende  Verzieh  Lang"  unwirksam 
macht,  —  dafs  nämlich  der  Staat  auch  den  Ein  willigenden 
nicht  ohne  JHotli  strafen  will  * —  bey  jenen*  nicht  (rin tritt. 
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(ct)  Ja  man  wird  auch  das  Recht  des  Staates  *  auf  tiene  Fteweifre 
den  inquisitorischen  Procefs  alsdaim  auzufaugen  T  wenn  der 
Aeeusator  nicht  wieder  auf  tritt  f  nicht  bestreiLeu  können* 

CO  Dieses  war*  nach  dem  Ausgange  des  heftigen  Streits  zwischen 
C  arpiov  und  O  l  d  e  k  o  p  ,  die  gewöhnliche  Meinung,  Da¬ 
gegen  s,  Feuer  bachs  Lehrh.  d#  p.  R,  ff*  6i5* 

(0  R-  A.  de  1530*  ff.  95.  K.  G.  O*  1555,  P.  II.  tit*  23,  §.  5* 
(Cune*  IE«  31«  ff*  14*) 

(g)  P.  G*  Q,  a*  79*  Ein  Macht  spruch  des  Regenten  soll  erst 
nach  30  Tagen  voUsireckt  werden*  L,  20*  C.  de  poen*  Rich¬ 
ter  de  poeua  ah  irato  principe  extra  ordiuem  irnperau  in  diem 
tncesimam  diifferead^.  Lips,  1782. 

00  Meister  pn  jur*  erjm*  ff*  437* 

(i)  Uehei  hatipt  siehe  S  t  ü  hei  de  opmionö  yulgarj ,  sententias  ab- 
so  In  Lori  as  id  processu  inqu-isiumo,  sirnulac  cum  reo  com  miini- 
catae  sint  r  io  rem  jmlicatain  u-atisire  ?  e  jurisprudenfcia  crimi- 
nah  eliininanda,  WitLeb,  1798,,  welcher  alle  Rechtskraft  laugnet* 
Dagegen  Klei  ns  chro  d  über  die  Rechtskraft  peinlicher  TTr- 
t heile  in  dem  Archive*  E.  II*  St*  Uh  n*  2*  Auch  vgl«  E  <E 
Schräder  de  remediis  contra  sententlas  et  de  re  judicala  in 
ca us is  criminallbus,  G,  M.  Weber  über  App eüa Linnen  i u 
peiul,  Fällen* 

00  H.  G  r  ö  0  i  n  g  de  eo,  quod  jus  tum  est  circa  nullitates  judicÜ 
cilmiunlisi  Gült,  1795, 

§.  5 13* 

In  Ansehung  der  Vollstreckung  condemnatori*- 
scher  Sentenzen  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  es  dem 
Richter  obliege,  darüber  zu  wachen,  dafs  der  zu 
Strafende  nicht  mit  härteren  Leiden  belastet  werde, 
als  das  Unheil  über  ihn  verhängt  haben  will  und 
dafs  bey  öffentlichen  StrafeXe cutionen  nicht  die 
nothwendigen  Anstalten  für  die  Erhaltung  der 
Ruhe  und  Ordnung  bey  dem  Zusammenlaufen  des 
Volks  fehlen. 

Nur  in  Ansehung  der  Capitalsenteüzen  geschieht 
die  Vollstreckung  noch  gewöhnlich  mit  gewissen 
altmodischen  Feyerlichk eiten.  Nachdem  nämlich 
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dom  Vcrurth eilten  nach  der  Eröffnung  der  Sentenz 
■wenigstens  drey  Tage  Zeit  gelassen  worden  sind, 
uni  seine  Angelegenheiten,  in  öconomischer  und 
moralischer  Hinsicht,  zu  besorgen  (n),  wird  an. 
dem  llinrichtungstage  erst  noch  ein  sogenanntes 
hoeb.noth.pcin] ichcs  Halsger ic  h  t  mit  allen 
Gebräuchen  des  Mittelalters  gehegt  (b),  in  wel¬ 
chem  vor  dem  Publicum  der  ganze  peinliche  Pro- 
cefs  kurz  wiederholt,  die  Anklage  verlesen,  der 
Angeklagte  darüber  vernommen,  das  Unheil  vor- 
gelesen  und  dann  der  Stab  gebrochen  und  dem 
Verurteilten  vor  die  Füfse  geworfen  wird  (c), 
worauf  der  Zug  zur  Richistätie  beginnt  und  die 
Hinrichtung  selbst  auf  die  herkömmliche  Art  vor 
sich  geht  (d). 

"Widerruft  der  auf  seine  Bekenntnisse  \ciur- 
theilte  bev  dem  hochnothpcinlichen  Iialsgerichtc, 
so  mufs  der  Ilinrichtuögsaet  aul geschoben  nnc, 
nacli  verstatteter  neuen  Defension,  ein  neues  Ur- 
-theil  gesprochen  werden,  welches  denn,  als  nun¬ 
mehr  auf  Ueberführung  gegründet,  ohne  weitcics 
vollsireckt  wird ,  wenn  auch  der  Verurtbeilte  bey 
dem  gehegten  neuen  ho chnothpe in  liehen  Ifalsge- 
richte,  ohne  neue  fac tische  Vertheidigungsgründc 
vorzutragen,  bey  dem  Läugncn  verharren  sollte  (c)- 

(a)  Der  Yerurt  heilte  wird  za  diesem  Zwecke  in  ein  besseres  Zjrn 
rucr  gebracht  ,  seinen  Angeb&Kgen  und  den 

freyer  Zutritt  v  erstattet,  auch  wird  demselben  der  e 
mifs  besserer  Speifsen  gestattet,  der  Genu  Ts  geistiger  Getrau-  e 
jedoch  nur  in  dem  Grade  t  dafs  daraus  keine  Detrunkeu  J 

entsteht*  P*  G,  O,  a*  79. 

(b)  Geber  diese  So!  en  nt  taten  s.  C a  r  p  z  o  v  Q.  1  36.  C*  F-  ^  h 
de  ritibns  judiciorum  ciiminak  in  C.  C,  C.  art*  3(H>.  abiogJ 
lis*  Jerme  1784.  Ausführlich  ft  Beschreibung  der  Regung  * 
hoch nothp ein  Elchen  HalsgcridiU,  Heilbr*  und  Leipz.  1798. 

(e)  C.  A*  Beek  de  solenn!  fractionis  bacnll  nUi  exequends 
upplicii  capitalta  s#ntcntia.  Jen»  175j* 
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(d)  Ucbef  die  Hinrlcbtuugssolcmii  täten  überhaupt  rergl.  Heil  In¬ 
dex  et  dcfensor  p.  459““  486. 

(e)  C.  F.  Walch  de  revöcatione  cotifessioois  c.ipite  daruuati  ia 
die  ejus  snpplicio  destipato.  Jon»  1783. 

§,  530. 

Noch  ist  hier  unU  da  bc y  der  Vollstreckung 
der  Sentenzen  ein,  auch  in  der  P.  G,  O.  nicht 
inifsbüligter  Gebrauch  in  Hebung,  zu  Folge  des¬ 
sen  die  Ableistung  der  Urphede  (a)  verlangt 
wird.  Die  Urphede  ist  nämlich  eine  eidliche  Ver¬ 
sicherung,  welche  man  denjenigen,  welche,  sey 
cs  nach  erduldeter  Strafe,  oder  zu  Folge  einer  aJb- 
solu  torischen  Sentenz  nach  geendigtem  förmlichen 
peinlichen  Processe  (b),  aus  dem  Gefängnisse  ent¬ 
lassen,  und  denjenigen,  welche  der  öffentlichen 
Landesverweisung  unterworfen  werden ,  darüber 
ab  fordert,  dafs  sie  in  dem  ersten  Falle  an  Nie¬ 
mand  Rache  nehmen,  in  dem  zWeyten  Falle  aber 
vor  geendigter  Strafzeit  nicht  zurückkehren  wollen.» 
Die  Verweigerung  der  Ableistung  dieses  Eides  hat 
Fortsetzung  der  gefänglichen  Haft  (c),  der  Bruch 
der  Urphede  aber,  wenn  zugleich  ein  Capital  ver¬ 
brechen  begangen  wurde,  die  Todesstrafe,  sonst 
die  Strafe  des  Meineids  (d)  zur  Folge. 

ln  vielen  Landen  ist  indessen  die  Urphede 
darum  mit  Recht  ausser  Gebrauch  gekommen , 
weil  es  theils  eine  Beleidigung  für  rechtliche  Bür¬ 
ger  ist,  sie  ohne  Eidesableistung  künftiger  illegalen 
Handlungen  für  verdächtig  zu  halten,  theils  cs 
gegen  die  Würde  des  Staats  läuft,  in  dem 
eidlichen  Angelöbnisse  von  Verbrechern 
Sicherheit  zu  suchen  (c), 

(a)  Ucb^r  den  tlrsprm>g  die  sei  Worts  s,  BUhmet  atl  art*  108* 
1*  W^lc  ü  iti  gbsaaiio  voce  ;  Urphede,  GuaAHny 
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diatrip«  ex  jure  feud.  attpte  publ,  de  feudo  •rexilli.  Haine  175!). 
p.  150, 

(b)  Meister  pr*  jur.  er  Im*  442* 

(c)  v.  ßülow's  und  Hag  e  mann  s  pract.  Erorter.  Th*  1*  n,  49* 
Sonst  Her*  man  auch  wohl  eine  Ableistung  der  Urphede 
durch  den  Scharfrichter  oder  Buttel  in  die  Seele  des  Wei¬ 
gernden  Zllt 

(d)  P.  G.  O*  art*  108* 

(e)  Worte  des  köuigl*  preulsisclien  Rcscripts,  welchem  die  TJrphede 
aufhebt,  bey  Klein  in  den  Annalen,  R.  XV.  5+  359* 

Drittes  Kapitel* 

Von  den  Gründen,  welche  die  Zulässigkeit  des  C  ri¬ 
min  a  1  p  r  o  e  e  e  s  e  s  ansschliefsen* 

§*  621  * 

Die  Gründe ,  welche ,  der  Natur  der  Sache 
oder  den  Gesetzen  nach,  den  Anfang  oder  den 
Fortgang  des  Criminaljprocesscs  unmöglich  ma¬ 
chen,  sind  folgende:  I)  Eine  über  dieselben 

Gründe  der  Anschuldigung  erhaltene  gänzlich  ab- 
solutorische  Sentenz  (§.  518.).  S)  Die  Flucht  des 
Angeschuldigten  in  solchen  Fällen,  in  welchen  ein 
Contumaciäl- Verfahren.  als  rechtlich  unstatthaft 
erscheint  (§.  49  0.).  3)  Der  Tod  des  Angcscliul- 

digten  (§.  15  0.).  4)  Die  Verjährung.  5)  Aboli¬ 

tionen.  Nur  die  bevden  letzten  dieser  Gründe  er¬ 
fordern  hier  noch  eine  bestimmtere  Entwickelung. 

I.)  Verjährun  g; 

J*  R*  E  n  g  a  u  von  der  Verjährung  in  peinlichen  Fallen*  Jena 
1749,  (6te  Au. fl*) 

Von  J  u  s  t  i  in  den  hist*  und  jur,  Schriften*  R*  I.  p.  423*  folg* 

EtF.  Hall  a  eher  principia  jurls  romnni  de  praescripllone  crimi- 
nnYit  junctia  cogitatia  nounulUi  de  abroga  turne  ejus  madenda* 

Erl*  1788* 
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Von  der  Verjährung. 

£  t  fi  I)  e  l  utrom  clelletorum.  poeaae  praesertpüoüö  ta  toiiaulur, 
nee  ne?  Viteb.  1793, 

C,  IE  Grundier  syst.  Entwickelung  der  Lehra  von  der  Verfall“ 
mng  der  peinlichen  Strn/eu,  Halle  1796* 

€,  X),  Erhard  de  origme  praeseriptioms  criminum,  Llps*  l803* 

Tbibaut  über  Besitz  und  Verjährung,  §>  62«  53* 

§;  522. 

Auch  die  Klagen  auf  Strafe,  sowohl  die  öf¬ 
fentlichen  (accusaüones),  als  auch  die  Privat-Pü- 
nalklagen,  waren  bey  den  Römern  der  erlöschen¬ 
den  Verjährung,  wie  alle  Klagen,  unterworfen 
und  mit  diesem  Erlöschen  hörte  zugleich  die  durch 
diese  Klagen  mit  Nolhwendigkeit  bedingte  Mög¬ 
lichkeit  des  Processes  auf. 

Da  man  bey  dem  inquisitorischen  Processe  den 
Richter  als  an  die  Stelle  des  Klägers  tretend  be¬ 
trachtete  ,  •  so  hat  man  auch  die  rechtliche  Mög¬ 
lichkeit  dieser  Verfahrensari  für  abhängig;  von 
dem  noch  fortdauernden  Laufe  des.  Zeitraumes  ge¬ 
halten,  welcher,  wenn  in  dieser  Sache  der  accu- 
sa  torische  Procefs  hätte  veranlafst  'werden  sollen, 
für  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Anklage  ent¬ 
scheidend  gewesen  seyn  würde. 

Die  Theorie  der  Verjährung  mufs  daher  ganz 
nach  den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  be¬ 
handelt  werden  und  es  ist  nicht  erlaubt,  dieselbe 
durch  eine  Berücksichtigung  der  Gründe,  wfelche 
die  Einführung  der  Verjährung  einer  Gesetzge¬ 
bung  empfehlen  könnten  (a),  zu  modi'ficiren, 

£n)  Yna  diesem  Gründen  mündlich!  , 

§•  5  2?.. 

Der  Zeitraum,  mit  dessen  Ablauf  das  Recht  zur 
Klage  durch  Verjährung  aufgehoben  wird,  ist 
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I.)  bcy  Klagen  auf  öffentliche  Strafe  in  der  Regel 
auf  20  Jahre  bestimmt,  welche  von  dem  Mo¬ 
mente  der  letzten,  zu  einem  bestimmten  Verbre¬ 
chen,  seinem  wesentlichen  begriffe  nach,  gehören¬ 
den  Handlung  (a)  an  bis  zu  dem  letzten  Momente 
dieses  Zeitraums  (b)  laufen.  Ausgenommen  sind 

1)  die  Klagen  auf  die  Strafen  der  Fleischesverbre¬ 
chen,  in  so  ferne  sic  durch  die  lex  Julia  de 
adulter iis  coercendis  bestimmt  wurden  (c), 

2)  die  Klagen  auf  Confiscation  von  Sachen  wegen 
defraudirten  Zolles  (d),  welche  beyde  schon  mit 
dem  Ablaufe  von  5  Jahren  verjährt  werden  (e), 

3)  die  Klage  aus  dem  parricidio  (f),  welche 
erst  in  30  Jahren  verjährt  wird,  4)  die  Klage  we¬ 
gen  der  Unterschiebung  eines  Kinds,  wel¬ 
che  so  lauge,  als  das  untergeschobene  Kind,  als 
solches,  existirt,  gar  keiner  Verjährung  unterwor¬ 
fen  ist  (g).  II.)  Die  Klagen  auf  Privates  trafen  dauern 
in  der  Regel  3  0  Jahre,  Ausgenommen  sind  die 
praelorischen  Pönalklagen,  welche  in  der  Regel  (h) 
nur  l  Jahr  dauern.  So  dauert  denn  auch  die  In¬ 
jurienklage,  in  so  ferne  sie  aus  dem  praetorisclien 
Edicte  entspringt  (wegen  Verbal -Injurien),  nur 
1  Jahr,  in  so  ferne  sie  aber  aus  der  lex  Cornelia 
begründet  wird  (wegen  Real-Injuricn  und  Pasquil¬ 
len),  3  0  Jahre  und  die  Klage  auf  peinliche  Strafe 
der  Injurien  2  0  Jahre  (i). 

(a)  Bey  wiederholten  Verbrechen  wirft,  daher  tlio  Klage  wegen 
eines  jeden  als  einer  besondeni  Verjährung  unterworfen 
trachtet, 

(b)  Das  Gcvgemheif  nimmt  P  ii  1 1  m  a  n  n  Eh  jur*  ciim,  §•  1051. 

an,  Diese  j  von  mir  selbst  ehemals  verdifiidigte  Meinung  Vfi 
dersprieht  aber  den  allgemeinen  Grundsätzen,  welche  von  ei 
erlöschenden  Verjährung  gelten*  c  u  e  r  b  a  c  h  s  Dehrb,  «  PJ 
&  66* 

(e)  L.  29,  §,  6,  ad  Deg,  Jul.  de  adult,  caercendia.  (XL  VI II*  5,) 
Kiago  wegsa  WotliÄUcht  und  Entführung  dauert  eUherj 


wie  Oberhaupt  die  Klage  wegen  Cewalttbätigkeltcn ,  -20  Jahre, 
Dafs  die  Blutschande  ,  mit  Ehebruch  verbunden,  uicht  in  5 
Jahren  verjährt  werde,  ist  die  klare  Verordnung  der  Gesetze* 
Lp  39,  ff.  5.  ad  Leg,  Jul*  de  adult,  coercead. :  „Praeseriptione 
quinque  atmovum  crimen  iucesli  conivmctum  ad-uUerio  non  ex— 
chiditur,<(  D afs  nun  aber  dieses  Verbrechen  der  20jährigen 
Verjährung  unterworfen  sey,  ist  freylich  nicht  verordnet  f  man 
wird  es  aber,  eben  weil  nichts  besonders  verordnet  ist,  anneh^ 
men  müssen  (T  h  i  b  a  u  t  a,  a.  O.  ff*  52,  P  e  ti  e  rh  a  c  h  a. 
a*  ü.  ff.  65,),  obgleich  der  Gnmd  dieser  singulären  Verord¬ 
nung  unbekannt  und  die  Sache  darum  sehr  bestritten  ist* 
Vergl,  Heils  ler  von  der  Verjährung  der  Blutschande  und  der 
Übrigen  fleischlichen  Vermischuugeu  im  verbotenen  Grade, 
Halle  1778.  und  ohs.  sei,  de  iucestu*  Halae  1780,  Böhmer 
öd  G  a  r  p  z*  Q,  74*  o,  4* 

(d)  L,  2*  C,  de  veet,  et  comm*  (VI,  6l,) 

(e)  Der  Peeulat  und  die  Klage  gegen  den  Eiben,  welcher  gegen 

das  SC#  Silauiauum  gehandelt,  hat,  waren  auch  der  5jährigen 
Verjährung  unterworfen,  das  SC,  Silan,  ist  aber  impracLlsch, 
und  die  Strafe  des  Peculats  ist  bey  uns  die  des  Diebstahls  und 
daher  auch  derselben  Verjährung,  wie  diese  r  unterworfen, 

(f)  L,  10,  D,  ad  L,  Pomp,  de  parric.  (XLYIIL  9,)  „namqne 
eos ,  qui  pardeidu  poena  teuer!  possimt ,  sem  per  accusare 
permlttUur,^  lieber  die  neblige  Erklärung  dieser  Stelle 

T  hib  a  ui  a,  a.  0*  $,  52, 

(g)  L,  19.  ff.  1.  ad  L.  Gern,  de  Ms*  (XL VIII*  10,)  „AecusÄtio 

supposili  partus  imlla  tempovis  praesedptioue  depelhtur*** 
Pütt  mann  Et*  jur,  crim,  ff%.  1053,  Eben  dieses  galt  aus 
demselben  Grunde  bey  der  Apostasie, 

(h)  Die  Ausnahmen  siehe  bey  Th i baut  a.  a4  O*  53« 

(i)  T  h  1  b  a  ii  t  a*  ar  O*  Die  S e  b  e  r s  c  h  e  Meinung  (von  In¬ 
jurien  und  Schmähschriften  Abib*  2,  ff.  l8») >  nach  welcher 
die  Klage  wegen  Injurien  immer  in  einem  Jahve  verjährt  seyn 
SoU,  läfst  sich  aus  der  Steile,  welche  sie  erweifsen  soll  (L.  5* 
C-  de  inj  uv*  [IX.  35.]),  nicht  hinlänglich  rechtfertigen.  Zwei¬ 
felhaft  ist  es  nun  aber,  nach  welchen  Grundsätzen  die  dem— 
sehen }  relativ  offen  chdhen  Injui  icnsti  afeu  zu  behandeln  seyen? 
Vielleicht  dürfte  man  diese  am  besten  nach  dev  JNatur  der 
Strafen  bestimmen,  mit  welchen  sie  cumiikliv  coucurrireu* 

§.  524* 

Die  Verjährung  'wird  unterbrochen ,  -wenn  der 
An  geschuldigte ,  vor  dein  Ab  laufe  derselben,  zur 
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Verantwortung  über  die  Anschuldigung  (a)  von  dem 
zuständigen  Richter  gehörig  geladen  wird.  Wenn 
der  Procefs  liegen  bleibt,  so  wird  die  Klage  der 
Verjährung  von  dem  letzten  gerichtlichen  Acte  an 
Wieder  von  neuem  unterworfen,  welches  jedoch 
in  dem  Falle,  wenn  das  Entfliehen  des  An  geschul¬ 
digten  die  Fortsetzung  des  Processcs  hinderte,  be¬ 
stritten  werden  kann  (b). 

Uebrigens  vernichtet  die  Verjährung  nur  das 
Recht,  auf  die  Strafe  zu  klagen,  alle  übrigen  pri¬ 
vatrechtlichen  Folgen  der  Rechtsverletzung  bleiben 
unverändert  und  daher  namentlich  die  Klage  auf 
Entschädigung  ihrer  ei  gen  thü  milchen  Verjährung 
unterworfen  (c), 

(a)  Also  1  m  accuantorlschen  Processe  durch  die  Ladung  auf  das 
Libell,  in  dem  inquisitorischen  durch  die  erste  Ladung  des 
Verdächtigen,  als  solchen,  2,11  dem  Verhöre. 

(b)  Das  Gegen theil  behauptet  Feuerbach  af  a,  (X  67.  Man 
kann  dieser  Behauptung  aber  manche  Gründe  aus  der  Gesetz-» 
gebungspolitik  und  aus  der  bestehenden  Gesetzgebung  das  ent- 
gegenstellen  7  dafs  die  F,  G,  O,  dem  in  contumaciam  Verarm 
tbeilten,  ohne  Uoimcheidiing  der  Zeit,  nach  rechtliche*  Ge^ 
lxär  gestattet  wissen  will* 

(c)  Feuerbach  a.  a#  0.  63* 

II.)  Abolition. 

Eng  au  de  abolitiane,  Jena*  1754 

J,  Th.  Scger  de  öbolitione  veteri  et  hodiema*  Lip*.  1778* 

PüURiaan  ia  Advers*  L*  1-  et  15* 

%  525 * 

Die  Abolition  ist  eine  von  der  höchsten 
Staatsgewalt  erlheilte  Dispensation,  durch  welche 
die  Einleitung,  oder  Fortsetzung  des  legalen  Ver¬ 
fahrens  in  Critninalsachen  verboten  wird  (§.  101.). 


I 


Von  der  Abolition. 
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Sie  möge  nun  in  Ansehung  eines  einzelnen  Ver¬ 
brechens  ,  oder  in,  Ansehung  aller  Verbrechen  einer 
bestimmten  Art  (abolitio  specialis  et  generalis  ra- 
tione  objecti),  und  in  bey den  Fallen  entweder  für 
alle  Thcilnehmer,  oder  nur  für  einzelne  dersel¬ 
ben  (abolitio  generalis  (a)  et  specialis  ratione  per- 
sonarum),  unentgeltlich  oder  gegen  die  Uebernah- 
me  bestimmter  Verbindlichkeiten,  er th eilt  worden 
seyn,  so  ist  in  allen  diesen  Fällen  ihre  Wirkung 
immer  dieselbe  — .  Aufhebung  der  rechtlichen 
Möglichkeit  des  Anfangs,  oder  der  Fortsetzung  des 
Cr  iminal  Verfahrens,  ohne  Veränderung  der  Civil  An¬ 
sprüche,  welche  Einzelnen  aus  dem  Daseyn  einer 
Rechts  Verletzung  begründet  seyn  können  (b). 

Zweifelhaft  ist  es  aber,  ob  und  in  wie  ferne 
ertheilte  Abolitionen  auch  für  auswärtige  Gerichte 
die  rechtliche  Möglichkeit  eines  Verfahrens  ver¬ 
nichten.  Abolitionen,  welche  die  Staatsgewalt  den 
eigenen  XJnterlhanen ,  welche  binnen  den  Grenzen 
des  Staates  Verbrechen  begangen  haben  sollen,  er- 
theih,  kann  diese  'Wirkung  wohl  unbedenklicher 
zugeschrieben  werden,  bey  andern  Abolitionen 
aber  und  insbesondere  bey  solchen ,  welche  in 
dem  Lande,  wo  nur  der  Gerichtsstand  der  Ergrei¬ 
fung  begründet  ist,  ertheilt  werden,  kann  man 
dieses  wohl  nicht  so  unbedingt  behaupten,  ob 
gleich  die  Gerichte  allerdings  in  solchen  Fällen 
wohl  thun  werden ,  vor  der  Verwerfung  der  auf 
die  Abolition  gegründeten  Einrede,  bey  der  höch¬ 
sten  Staatsbehörde  anzufragen  (c). 

(a)  Ainnestieen,  Genera?  -  Pardons* 

(b)  Böhmer  ad  Car  p  Q*  150*  Oj  3* 

(c)  B  ahm c r  l. 


ÜU6  II.  Tb.  2,  Abth.  2.  Abs.  1.  Kap. 

Z  w  e  y  t  e  r  A  i>  a-c  h  n  i  t  t. 

Theorie  der  Uanplformen  des  Crimiuilpreceaate, 

Erstes  Kapitel. 

Th^ovie  des  Aokla^e -Proccsses. 

§.  526. 

Der  Anklageprocers,  bcy  welchem  der  klagen¬ 
de  Tbeil  den  Namen  des  Anklägers  (Accusa- 
tors)  führt,  ist  auf  die  peinlichen  Sachen  be¬ 
schränkt.  Da,  "wo  in  nicht  peinlichen  Fällen  ein 
Verfahren  nur  auf  erhobene  Klage  möglich  ist,  und 
folge  weise  in  allen  sogenannten  fiscalischen 
StraÜallen  findet  ganz  das  gewöhnliche  Civil- Ver¬ 
fahren  Statt,  so  dafs  seihst  die  Mitlhcdung  des 
Libells  an  den  Beklagten  und  eine  schrifüicbc 
Vernehmlassung  desselben  in  der  Regel  als  zuläs¬ 
sig  erscheinen  (a). 

(a)  II  a  b  e  r  1  i  D  tiber  das  dom  Fronherrn  von  Brabeck  ange- 
scliutdigLe  Verbrechen  der  beleidigten  Majestät.  Biaonschw, 
1800,  S,  89.  folgt  Meister  jir,  jur,  crim,  fl*  459* 

5*  527* 

Der  peinliche  Anklage- Pro cefs  wird  rechtlich 
durch  das  Auftreten  eines  Accusators  veranlafst. 
Wer  nicht  in  diesem  Auftreten  eine  noth  wendige 
Aeufscrung  seiner  Amtsthätigkeit  übt  (öffentli¬ 
cher  Ankläger)  (a),  kann  zu  demselben  mellt 
genöthigt  (b),  eben  so  wenig  aber  auch  der  frey- 
willig  Auftretende  davon  ausgeschlossen  werden. 
Durcli  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  sind 
jedoch  ausgeschlossen.  Weiber  (c),  Minderjähri¬ 
ge  (d),  Calumniatoren,  falsche  Zeugen,  Ehrlose  (e), 
Todfeinde  (f),  Eltern,  Kinder  und  Geschwister  ge- 
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gen  sich  (g)  und  Vasallen  gegen  ihre  Lehns¬ 
herrn  (h),  ausgenommen  wenn  von  dem  Hochver- 
rathe,  oder  von  Verbrechen  die  Rede  ist,  welche 
gegen  sie  selbst,  oder  die  Ihrigen  begangen  wur¬ 
den  (i). 

(a)  Das  gemeine  Recht  kennt  dergleichen  nicht, 

(b)  L,  un.  C.  nt  nemo  invitus  ageve  vel  accusar#  Cog,  (HI,  7.) 

(c)  L.  1,  C,  8.  D,  de  accusat.  (XLYI1I.  2.) 

(d)  L.  8.  alieg,  L,  15.  §.  6.  ad  L.  Jul.  de  adult,  soerc, 

(XLYIII,  5.)  jimet,  L,  4.  ü*  de  au  clor,  praest,  (V.  59.) 

(e)  L.  8.  alleg,  L.  15.  C.  de  bis,  qui  accusare  oon  posaunt, 
(IX.  1.) 

(f)  C.  7.  n.  19.  X.  de  accusat. 

(g)  L.  18.  C.  de  his,  qui  acctisare  non  possuut, 

(h)  II,  Feud.  33.  1, 

(i)  L.  1,  2.  11.  pr.  §.  1.  D.  de  accus,  L.  14.  C.  de  bla,  qui  ac- 

casare  ßon  possuut* 

¥■ 

§.  52  8, 

Der  Accusator  veranlafst  den  peinlichen  An- 
klageprocels  durch  den  gerichtlichen  Vortrag  der 
Accusation  und  zwar  gewöhnlich  durch  die  Ueber- 
gabe  eines  förmlichen  Ankiagelib ells.  Dieser 
Vortrag  enthält,  wie  der  einer  jeden  Klage,  eine 
processualische  und  eine  Sachbitte,  welche  bejde 
in  Bezug  auf  den  gegebenen  Fall  als  rechtlich  be¬ 
gründet  dargestellt  werden  müssen.  Die  processua- 
Hsche  Bitte  fordert  in  solchen  Fällen,  wo  der 
Tliäthestand  eine  besondere  Untersuchung  zuläfst 
und  diese  nicht  schon  von  Amtswegen  vorgenom¬ 
men  worden  ist  (§.  47  6.),  vor  allen  Dingen  die 
Einleitung  der  in  dieser  Hinsicht  noiliw endigen 
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Schritte,  sodann  die  Gefangennchmung  des  An¬ 
geklagten  in  den  Fällen,  wo  dieses  für  den  Zweck 
des  \ erfahr ons  sieb  als  nothwendig  darstellt  (§.  484.), 
und  epdlicli  die  Vernehmung  des  Angeklagten 
über  den  Lihell  und  die  weitere  Fortsetzung  des 
legalen  Verfahrens,  welches  letztere  gewöhnlich  in 
allgemeinen  Ausdrücken  gebeten  wird  und  keiner 
besondern  factischen,  oder  rechtlichen  Ausfüh¬ 
rung  bedarf,  wenn  auch  eine  solche  in  Ansehung 
der  beyden  ersteren  Gesuche  als  nothwendig  er¬ 
scheinen  sollte.  Die  Saelibitie,  welche  gleichfalls 
in  allgemeinere  Ausdrücke  gefafst  zugelassen  wird(a), 
mufs  durch  eine  vollständige  Darstellung  der  straf¬ 
baren  Handlung  und  durch  eine  Erörterung  der 
Gründe  vorbereitet  werden,  durch  welche,  wenn 
sie  erwiefsen  werden ,  wozu  sich  der  Accusator 
erbietet  (b),  entweder  ein  vollständiger  Bcweifs 
gegen  das  an  geklagte  Individuum,  als  Thäter,  er¬ 
bracht,  oder  doch  eine  dringende  Ye rin u ihung 
gegen  dasselbe  begründet  wird  (c).  Enthält  das 
Libell  nur  entfernte  Anzeigen  gegen  den  Thäter, 
so  mufs  cs,  wenn  auch  der  Ankläger  die  Einlei¬ 
tung  des  Proeesses  auf  seine  Gelähr  verlangen,  ja 
sich,  während  des  Proeesses,  der  gefänglichen 
Haft  selbst  unterwerfen  wollte,  doch,  als  zur  Be¬ 
gründung  eines  peinlichen  Proeesses  ungenü¬ 
gend  (d),  noch  zur  Zeit  verworfen  werden  (c). 

Dafs  das  Libell  in  Artikels  form  ab  gefafst  werde, 
ist  zwar  früher  üblich  gewesen,  für  nothwendig 
kann  es  aber  nicht  gehalten  werden. 

(a)  Meister  pr*  jur,  cri-m»  §.  57* 

QO  Es  versteht  sich  5  dafs-  dem  Aecnantor*  in  Hinsicht  dev 

dereinst  ob] ie^eüdm  Bewejj&lasi»  das.  Hecht,  um  .gleich  baldig« 
Aufttehiming  von  Beweifseu  7.um  ewigen  Gedäclithisse  in  dem 
Libelle,  ja  selbst  noch  vor  der  Ueberg&bc  dcMelbe«,  m  bitten* 
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nicht  bezweifelt  werden  könne  ,  und  daß  der  Richter  Terbtm- 
den  s^y,  dieser  Bitte,  wenn  sie  als  begründet  erscheint  ( s» 
Meine  Theorie  des  ger*  Verl;  jjk  3  zu  willfahret**  Die¬ 

ses  Recht  steht  aber,  wie  stell  von  selbst  versteht ,  auch  dom 
Verdächtigen  in  Ansehung  seines  künftige u  Defensionalbe*- 
weifscs  zu* 

(c)  Dem  Libelle  müssen  daher  sorgfältige  Nach  forsch  umgen  des 
Accnsriton»  nach  dm  Reweißmitteiu  und  nach  der  ganzen  Lage 
der  »Sache  v orh ergeh t?u  und  cs  kann  nicht  bezweifelt  werden, 
dafs  er  in  dieser  Hinsicht,  vor  der  Uebergabe  des  Libells,  vor¬ 
her^!  Lende  Gesuche  an  den  Richter  übergeben  und  diesen  zur 
Li  noch  mutig  von  Augenscheinen  und  überhaupt  zu  Reweifsauf- 
nahmen,  welche  nicht  gegen  ein  b  es  tim  ui  t  e  $  I  n  d  1- 
v  i  d  u  u  in  g  e  r  i  eh  t  ■«  i  sind,  auffordern  könne*  Die  Pflicht 
dos  Richters,  diesen  Gesuchen  zu  Willfahren,  kann  bey  uns, 
welche  die  zum  Theile  großen  Vorrechte  der  römischen  A c- 
cusa Loren  in  Ansehung  der  fnstruining  ihrer  Anklage  nicht 
kennen  ,  wohl  aber  den  Richter  sogar  von  Amts  wegen  zu  die¬ 
sen  Schritten  für  verbunden  halten,  nicht  leicht  gegründeten 
Zwei f cd n  aufgesetzt  scyu* 

(d)  P.  G*  O,  art*  11*  „So  soll  derselbig  anklager  die  übeltbat, 
und  der  selben  redlichen  argkwou  und  verdacht  die  peinlich 
straff  auf  jm  tragen  zuvorderst  ansagen ,  un  angesehen  ob  der 
ankteger  den  äuge  klagten  auf  sein  recht  gef  eng  kl  ich  einzulegen, 
oder  sich  bey  den  beklagten  zu  setzen,  begeren  und  erbieten 
Würde,“  Die  traurigen  Folgen  des  eigentlichen  Crimmalpro- 
cesses  für  Ruhe,  Sicherheit  und  Ehre  des  Angeklagten  machen 
diese  weise  gesetzliche  Bestimmung  noth wendig* 

(e)  Wohl  aber  mufs  auch  in  diesem  Falle  der  Richter  Immer  die 
noth wendigen  Untersuchung en  iu  Ansehung  des  Thatbestands, 
welche  nicht  gegen  das  aagektagte  Individuum  gerichtet  sind, 
vornehmen* 

559. 

Ist  das  Libell  In  der  Sache  auf  die  angegebene 
Weifse  begründet  und  findet  der  Richter  seine  Zu¬ 
ständigkeit  und  die  Qualifieatioh  des  Anklägers, 
als  solchen,  ohne  Zweifel,  so  mufs  er,  wenn  die 
Gefimgennehmung  des  Angeklagten  als  rechtlich 
nothwendig  erscheint,  nun  vor  allen  Dingen  diese 
verfügen  (a) ,  sodann  aber,  vor  der  Einleitung  des 
eigentlichen  Processes,  zuerst  von  dem  Ankläger 
eine  Sicherheitsleistung  verlangen,  dafs  J)  wenn  er 
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den  Proccfs  nicht  verfolgen,  oder  2)  wenn  er  den 
vollständigen  Bcwcifs,  oder  doch  den  ßeweifs  der 
angeführten  dringenden  VcmmtliiTng  nicht  führen, 
oder  3)  wenn  der  Angeklagte  Etnschuldigungsgnm- 
de ,  welche  ihn  von  peinlicher  Strafe  zu  befreyen 
vermögten ,  bewreifscn  würde,  er  alsdann  der  Ko¬ 
sten,  der  Schaden  und  der  Ehrkränkung  wegen 
dem  Angeklagten  vollständigen  Ersatz  leisten  wer¬ 
de.  (b),  über  welchen  Ersatz  der  Angeklagte  den 
Ankläger  dereinst  entweder  vor  dem  bürgt' fliehen, 
oder  auch  vor  dein  peinlichen  Richter  belangen 
und  eine  Einleitung  seiner  iesfalisigen  Klage  in 
den  summarischen  Civil  proccfs  verlangen  kann  (c). 

Diese  Cautioncn  müssen  in  der  llegel  durch 
Bürgen  oder  Pfänder  gestellt  werden,  wenn  aber 
dieses  nicht  möglich  ist,  so  genügt  es,  wenn  der 
Ankläger  selbst,  oder,  wenn  er  höheren  Standes 
als  der  Angeklagte  wäre,  für  ihn  ein  andrer  glei¬ 
chen  Standes  mit  dem  Angeklagten,  sich  gleicher 
gefänglicher  Haft,  wdc  der  Angeklagte,  bis  zu  ge¬ 
führtem  Beweifsc,  unterwerfen  (d).  — 

(a)  P,  G,  (X  Art*  1JU 

(b)  P.-  Ot  O-  art,  12,  13»  Ist  die  Anschuldigung  erwiefsrn  uutl 
der  Angeklagte  hat  keine  Entschuldigirngsgruiide  au'siiifüH'r««» 
so  hören  fliese  Canti onen  auf,  und  es  kann  mir,  des*  Interes¬ 
ses  des  Staats  wegen,  rinc  Cautiou  wegen  Festsetzung  des 
Processea  J>is  zu  Ende  verlangt  werden*  Pf  G,  O,  aii*  %5* 

£c)  P*  G«  Q<  an,  12*  Kathfich  ist  es3  bey  diesen  gesetzlichen 
Bestimmungen,  trenn  der-  Ankläger  s/chou  in  dem  Auklagelh 
belle  Für  die  Berichtigung  dieser  SicherJieiEsleEtmigeii  sorgt, 

(d)  P.  G,  O,  art*  14-  D  aJs ,  wenn  der  Ankläger  gar  keine  &>'*- 
tio»  leistet,  das  Recht  des  Richters  »ui'  das  inquisitorische 
V  er  Uhren  nicht  leide,  versteht  sich  von  seihst, 

§.  5  3  0. 

Sind  die  Caudoneii  berichtigt,  auch  die  etwa 
noch  noihwendigen  pracliminären  Be  weifsauf nah- 
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men  in  Ansehung  des  Thatbestandes  (§.  53  8.)’ vor¬ 
genommen.  worden ,  so  leitet  der  Richter  den 
förmlichen  Criminal -Procefs  gegen  den  Angeklag¬ 
ten  selbst  ein. 

Die  Folge  dieses  Ycrsetzens  des  Angeklagten  in 
den  Anklage -Stand  ist,  dafs  derselbe,  bis  zur 
ausgemachten  Sache,  als  ein  unbescholtener ,  recht¬ 
licher  Bürger  nicht  gelten  kann,  und  dafs  daher 
diejenigen  Rechte  desselben,  für  welche  der  un¬ 
bescholtene  Ruf  des  rechtlichen  Bürgers  bestimmte 
Voraussetzung  ist,  •/..  11  die  liechte  desselben  auf 
die  Verwaltung  von  Staatsämtern  und  den  Genufs 
der  Emolumente  derselben,  einstweilen  suspen- 
dirt  (a)  werden  müssen  (b). 

Die  Einleitung  des  Verfahrens  selbst  geschieht 
durch  die  Ladung  des  Angeklagten  zur  mündlichen 
Verantwortung  über  die  Anklage,  welche  ihm  aber 
nicht  in  Abschrift  mitgethei.lt  werden  darf  (c). 

Der  Angeklagte  hat  hier  das  Recht,  vor  einer 
Beantwortung  der  Anklagepuncte,  forideclinatori- 
sche  und  andere  dilatorische  Einreden  (z.  B.  der 
Inhabilität  des  Anklägers,  der  noch  nicht,  oder 
nicht  genügend  geleisteten  nothwendigen  Cautio- 
nen,  des  nicht  begründeten  Libells)  vorzuschützen  (d), 
nach  deren  Beseitigung  oder  Verwerfung  er  erst 
verbunden  ist,  sich  über  die  Anklage  selbst  zu  er¬ 
klären. 

Diese  Erklärung  wird  ihm  in  einem  förmlichen 
Verhöre  abgefordert.  Bey  diesem  hat  der  Rieh  > 
ter  zwar  den  Inhalt  der  Anklage  vollständig  zu  be¬ 
rücksichtigen  und  er  darf  über  keine,  darin  nicht 
enthaltenen  Änschuldigungspuncte  eine  Verantwor¬ 
tung  verlangen,  die  Form  des  Verhörs  aber 
ist  ganz  seinem,  nach  den  allgemeinen  Regeln 
(§.  46.8  — 474.)  zu  bestimmenden  Ermessen  über- 
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lassen.  Wenn  aueb  die  Klage  selbst  in  Artikel 
gefafst  wäre,  so  kann  dieses  den  Richter  doch 
nicht  verbinden,  diese  Artikel  unbedingt  in  seine 
Fragen  aulzunehmen  und  er  würde,  Lev  einer  sol¬ 
chen  unbedingten  Befolgung,  sich  gegen  gegrün¬ 
dete  Vorwürfe  alsdann  nicht  zu  rechtfertigen  ver¬ 
mögen,  wenn  dadurch  wahre,  durch  allgemeine 
Gesetze  verbotene  Fehler  (c)  bev  dem  Verhöre  be¬ 
gangen  worden  wären. 

Gesteht  der  Angeklagte  die  Anklagepuncte  ein, 
so  bleibt  ihm  das  Recht,  die  Gründe,  welche 
ihn  rechtlich  entschuldigen  können  (p er em torische 
Einreden)  vorzutragen.  Der  Richter  hat  aber  auch 
in  dem  Anklagcprocesse  die  Verbindlichkeit,  in 
dem  Verhöre  von  Amtswegen  nach  dem  Dasevn 
dieser  Gründe  zu  forschen  und  dadurch  das  Ver¬ 
fahren  gegen  den  sonst  möglichen  Vorwurf  einer 
wesentlichen  Unvollständigkeit  zu  sichern  (f). 

(a)  Mit  der  tosspreclieuclrn  Senteur,  erhält  demnach,  dem  Begriffe 
einer  Suspension  zu  Folge,  der  Angeklagte  den  Genufs  dieser 
Hechte  so  wieder,  als  ob  er  wie  einen  Augenblick  in  Ansehung 
derselben  gelitten  hatte« 

(b)  Dr*  K*  Fi  Hagem  ei  sters  Erörterungen  über  General  *  und 
Speciaiiuqmsitiou,  Berlin  1804*  S*  Ü7. 

(c)  Weil  sonst  die  schädlichsten  {Suggestionen  unvermeidlich  sind, 

(d)  Auch  vor  der  Einleitung  des  Processes  wird  das  Hecht  des 
Angeklagten,  diese  Einreden,  als  Yertheidigungsmiltei  gegen 
die  Erkennung  des  Processes,  dem  Kleiner  vorstn  tragen  , '  nicht 
zu  hezweiieln  scyn* 

(c)  wie  Suggestionen  arL  56,  d,  P,  G.  Ö,  ,  unterlassene  Nachfor¬ 
schung  nach  den  specieHeu  Umständen  ait¥  40*^52*^ 

(O  P*  G,  O.  art.  47* 

5/  531* 

Nach  diesem  Verhöre  liegt  es  dem  Ankläger 
ob,  die  abgeläugneten  fac tischen  Umstände,  auf 
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welche  die  Anklage  gestützt  ist,  vorbehaltlich  des, 
auch  von  Amtswegen  zu  berücksichtigenden  Gegen¬ 
beweises  (a)  des  Angeklagten,  zu  beweisen,  so 
wie  umgekehrt  der  Beweis  der  Einreden  bey  zu¬ 
gegebener  Klage  eigentlich  dem  Angeklagten,  vor¬ 
behaltlich  des  Gegenbeweises  des  Anklägers,  ob¬ 
liegt,  wiewohl  auch  dieser  Beweis  der  Einreden 
gleichfalls  von  Amtswegen  Berücksichtigung  finden 
mufs  (a). 

In  Ansehung  der  zu  gegebenen  Puncte  braucht 
zwar  der  Ankläger  keine  Bevreise  zu  führen  (b), 
Wohl  aber  wird,  der  Richter  es  als  Pflicht  betrach¬ 
ten  müssen ,  auch  in  Ansehung  dieser  Puncte  die 
Beweismittel ,  welche  der  Ankläger  hätte  gebrau¬ 
chen  können,  von  Amtswegen  zu  benutzen  (c), 
um  die  höchstmögliche  Bestätigung  der  Bekennt¬ 
nisse  zu  erhalten  und  die  möglichen  Widersprüche 
der  Beweismittel  nicht  zu  übersehen  (d). 

In  Ansehung  der  Beweisführungen  sind  keine 
per  eint  o  rischen  Termine  für  den  Gebrauch  der 
Beweismittel  praejudicirend  (e).  Auch  kann  bey 
Zeugenbeweisen  der  Angeklagte  die  Mittheilung 
der  Artikel  zur  Entwerfung  voä  Prags  Lücken  nicht 
als  rechtlich  noth wendig  verlangen.  Wenn  der 
Angeklagte  einen  Defensor  hat,  so  ist  diese  Mit- 
theilung  zwar  gewöhnlich  und  kann  auch  in  die¬ 
sem  Falle  unbedenklich  geschehen,  ihm  selbst 
aber  mufs  dieselbe,  wegen  der  Gefahr  schädlicher 
Suggestionen,  in  der  Regel  versagt  werden,  wel¬ 
ches  um  so  weniger  irgend  einigem  Bedenken  un¬ 
terworfen  scyn  kann,  als  dem  Beklagten,  dereinst 
die  Mängel  des  richterlichen  Zeugen  Verhörs  darzu¬ 
stellen  und  die  nochmalige  Abhörung  der  Zeugen 
über  die  Puncte ,  welche  noch  eine  Berücksichti- 
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gung  gefordert  hätten,  zu  verlangen,  unbenommen 
bleibt. 

Nach  den  geführten  Beweifsen  darf  der  An¬ 
kläger  eine  Dcduction  über  den  geführten  Beweifs 
(Salvations  -  und  rcspcctive  Impugnationsschrifi) 
einreichen.  Der  Angeklagte  hat  dagegen  das  Recht  (f), 
eine  förmliche  Dcfensionsschrift  zu  übergeben, 
worauf  denn  auf  die  Beweifscrgänzungsmittel,  oder 
gleich  endlich,  nach  den  in  dem  allgemei¬ 
nen  Theile  entwickelten  Grundsätzen,  gesprochen 
wird  (g). 

(a)  arg*  art«  47.  d,  P#  G,  O. 

Cb)  P*  G*  O*  ärtt#62. 

(c)  arg*  art*  54.  d.  P.  G.  0* 

(d)  Die  Kosten  für  diese  Beweisaufnahmen  hat  daher  auch  der 
Ankläger  nicht  vorzulegen,  da  sie  blofs  wegen  des  Interesses 
des  Staates,  sich  auf  das  Möglichste  gegen  die  Zufügung  u n- 
verdienter  Strafen  sicher  zu  steilen  ,  verursacht  werden* 

(e)  Quistorps  Grundsätze  des  p*  B,  805* 

(f)  Unter  den  oben,  bey  der  Lehre  von  der  Defcnfiion  angegebenen 
Bedingungen  kann  die  Einreichung  einer  solchen  Defensions- 
schrift  mitunter  auch  als  wesentlich  erforderlich  erscheinen* 

(g)  Von  der  Form  des  Verfahrens,  wenn  mündlich  und  öffentlich 
gehandelt  wird,  insbesondere  von  dem  Verfahren  vor  Ge- 
schwornen. 


Z  \y  e  y  t  e  s  Kapitel. 

T  h  e  o  r  i  e  des  inquisitorischen  Processes. 

J»  Brunnemann  tr,  de  inquisitionia  processu*  Golberg  1732* 
Ed*  u ov. 

Chr,  Jac,  Heil  judex  et  defensor,  Lips.  1717. 

Chr,  Gottb*  Hübner  principia  processus  inquUitorü  etc.  Lips« 

1799* 


Theorie  des  inquisitorischen  Processes.  695 


§.  5  32. 

Der  feyerliche  Inquisitionsprocefs  ist  als  eine, 
in  Ermangelung  eines  gegen  den  Verdächtigen  auf¬ 
tretenden  Anklägers,  an  die  Stelle  des  feyerlichen 
Anklageprocesscs  tretende  Verfahrensart  eingeführt 
worden,  bey  welcher  man  den  Richter  selbst  als 
Ankläger  betrachtete  und  ihn  für  verbunden  hielt, 
über  die  von  ihm  als  Ankläger  abgefafste  An¬ 
klage  als  Richter  das  Verfahren  nach  den  be¬ 
kannten  Formen  des  Anklageprocesses  einzuiei- 
ten  (a). 

(a)  P.  G#  04  avt,  188*  ,,0h  aber  die  Klag  von  Amtswegeti  her- 
kome  und  nit  von  sonderlichen  auklegern  geschehe,  wie  dann 
die  klag  au  die  Richter  kommen  7  auch  was  der  beklagt  dazu 
aolwurt :  und  Was  fürther  jo  allen  Stücken  Dach  laut  dieser 
unserer  ordniiug  d'els halb  gehandelt  würde  f  soll  wie  oben  ifn 
an  de  rin  Fall  des  aokhigers  halben  gemeldt  ist  ^  beschrieben 
werden/4  So  hat  man  daher  von  der  ersten  ausführlichen  Dar- 
Stellung“  des  Impuls!  llous processes  (in  dem  speculo  iuris  des 
Du  raut])  an,  bis  auf  die  neueren  Zelten,  immer  diese  Ver- 
fahveusart  betrachtet >  wie  Hafeme  ister  in  den  Erörterun¬ 
gen  über  General  -  und  Special  -  Inquisition ,  —  dessen  treff¬ 
lichen  Bemerkungen  ich  meine  jetzige  richtigere  Ansicht  der 
peinlichen  Yerfahrensformen  und  die  berichtigte  Darstellung  der 
Theoriederselben  einzig  verdanke — sehr  richtig  ausgefühit  hat, 

5  33. 

Da  dev  feyerliche  Inquisitionsprocefs  ganz  an 
die  Stelle  des  feyerlichen  Anklageprocesses  tritt 
und  sich  von  diesem  nur  dadurch  unterscheidet, 
dafs  bey  ihm  die  Anklage  nicht  von  einem  be¬ 
sonderen  Ankläger  übergeben  wird,  so  ist  die 
noth  wendige  Folge,  dafs  durch  seine  Einleitung 
der  Verdächtige  (Inquisit)  eben  so  gut,  wie 
durch  die  Einleitung  des  förmlichen  Anklagepro¬ 
cesses,  in  den  Anklage-Stand  gesetzt  werde  (§.  5  3  0.), 
dafs  aber  auch  eben  darum  die  Einleitung  dessel¬ 
ben  durch  dieselben  Voraussetzungen  bedingt  seyn 

'  38  * 
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müsse,  welche  die  Einleitung  des  förmlichen  Ab- 
klageprocesses  bedingen  (§.  52  8.  52  9.). 

So  wie  demnach  bey  dem  Anklagcprocesse  der 
Accusator  die  Einleitung  des  förmlichen  Processes 
durch  Nachforschungen  nach  den  Bcweifsmitieln 
und  nach  der  ganzen  Lage  der  Sache  fö.  528.  n.  c.) 
und  durch  die  dem  Richter  verschaffte  Ucberzeu- 
gung  von  dem  Daseyn  der  rechtlichen  Voraus¬ 
setzungen  für  diese  Einleitung  vorbereiten 
mufs,  so  müssen  noth wendig  auch  der  Einleitung 
des  förmlichen  Inquisitionsprocesscs  dergleichen 
Nachforschungen  des  Richters,  zur  Bestimmung 
seiner  eigenen  Ucberzeugung  von  dem  Daseyn  der 
Voraussetzungen  für  diese  Einleitung,  vorherge¬ 
hen.  Dadurch  zerfällt  denn  das  vollständige  pein¬ 
liche  Unters  uchungs verfahren  noth  wendig  in  zwey 
Theile  —  in  den  eigentlichen  oder  fey erlichen 
Inquisilionsproccfs,  welcher  den  Namen  der  Spe¬ 
cial  -  Inquisition  f ülirt ,  und  in  den  vorberei¬ 
tenden  Untersuchungsprocefs ,  welcher  im  Gegen¬ 
sätze  mit  dem  Namen  der  General-  I  nquisi- 
sition  bezeichnet  wird. 

Da  die  Voraussetzungen  für  den  förmlichen 
Anklagcprocefs  da  rinn  bestehen,  dafs  der  Anklä¬ 
ger  Thalsachen,  welche  wenigstens  eine  d ringende 
Vennulhung  gegen  den  Angeklagten',  als  Thäter, 
begründen,  anführen  und  eventuell  zu  dem  voll¬ 
ständigen  Beweifse  derselben  bereit  seyn  mufs,  so 
würde  man  sonach  die  General-Untersuchung  nä¬ 
her  als  denjenigen  Theil  der  Untersuchung  bezeich¬ 
nen  können,. in  welchem  sich  der  Richter 
eine  Ken  n  t n if s  der  T h a t s  a c h e n ,  welche 
Wenigstens  eine  dri  n  gen  de  Vermuthung 
gegen  ein  Individuum,  als  Thäter  eines, 
bestimmten  Verbrechens,  begründen, 
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und  eine  Kenntnifs  der  für  den  vollstän¬ 
digen  Bewcifs  dieser  That Sachen,  erfor¬ 
derlichen  Falls,  zu  gebrauchenden  Be- 
wcifsmittel  zu  verschaffen  suche.  Es 
kömmt  indessen  hier  eine  Betrachtung  hinzu,  wel¬ 
che  zu  einer  weiteren  Ausdehnung  des  Inhalts  und 
des  Begriffs  der  General -Inquisition  nöthigt.  Da 
nämlich  durch  die  angegebenen  Voraussetzungen 
nur  die  Gefangennehmung  des  Angeklagten  unbe¬ 
dingt,  die  Einleitung  des  eigentlichen  Processes 
selbst  aber  nur  unter  der  weiteren  Bedingung  der 
von  dem  Ankläger  .zu  bestellenden  Sicherheitslei¬ 
stungen  (§.  529.),  also  immer  auf  die  Gefahr  des 
Anklägers ,  als  rechtlich  begründet  erscheint ,  so 
mufs ,  wenn  der  Richter  nicht  auf  seine  Gefahr 
handeln  will  (a),  welches  ihm  nicht  zugemuthet 
werden  kann,  die  Einleitung  des  förmlichen  Un- 
tersuchüngsprocesses  auch  noch  durch  die  Ueber- 
zeugung  des  Richters  bedingt  seyn,  dafs  keiner  der 
Fälle  einireten  werde,  für  welche  die  Cautionen 
des  Anklägers  dem  Angeklagten  Sicherheit,  wegen 
vollständiger  Entschädigung  und  Genugthuung,  ver¬ 
schaffen  sollen.  Die  Generalinquishion  mufs  da¬ 
her  auch  diese  Uebcrzcugung  dem  Richter  ver¬ 
schaffen,  und  daher  auch  noch  darauf  gerichtet 
seyn,  dem  Richter  Gewifsheit  zu  geben, 
dafs  nicht  nur  wenigstens  eine  dringen¬ 
de  Vermuthung  gegen  den  Verdächtigen 
vollständig  werde  bewiefsen  werden  - 
können,  sondern  dafs  auch  diesem  keine 
Ems  c  huldig  ungs  gründe  zur  Seite  stän¬ 
den,  welche  ihn  von  einer  peinlichen 
Strafe  zu  befreyen  vermögten, 

Da  nun  hierzu  nicht  nur  eine  Uebersicht  des 
ganzen  materiellen  Reweifses,  sondern  auch  eine 
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vorläufige  Vernehmung  des  Verdächtigen  selbst, 
wenigstens  wegen  seiner  möglichen.  EntscliulcK- 
gungsgründe,  erfordert  wird,  so  erklärt  es  sieb, 
warum  che  Gcncralinquisilion ,  so  wie  .sie  uns  der 
wirkliche  Gerichisgeb rauch  darstellt,  sehr  häu¬ 
fig  in  einer  materiell-  ganz  vollständigen  Un¬ 
tersuchung  besteht  und  warum  alsdann  (b)  die 
Specialinquisition  nur  eine  formellere  Wiederho¬ 
lung  der  Beweisaufnahmen  und  eine  Verarbeitung 
des  gesammelten  Stoffs  zur  höchsten  Brauchbar¬ 
keit  (c)  darstellt  (d). 

(a)  Ei'k.eiint  daher  der  Richter  die  Specialinquisition,  ohne  sieh 
wegen  der  Puuct«  ,  iü  Ansehung  welcher  der  Ankläger  Sicher¬ 
heit  leisten  mufs,  Sicherheit  verschafft  zu  haben,  ^  muU  ca 
betrachtet  werden,  als  oh  er  seihst  die  von  dem  Ankläger  zw 
s  leistenden  Cautiouen  übernöm  rnen  habe  und  die  Enlsuliätli- 
guogs  -  und  GcuugLhuungsklngc  des  luquisiton  mufs  alsdann, 
Eey  einem  für  Um  günstigen  Ausgange  des  Proeesses , 
den  Richter  eben  so  gut  als  begründet  betrachtet  werden  ,  als 
sie  cs  gegen  den  Ankläger  gewesen  eeyn  würde* 

(h)  Denn  nothweudig  ist  dieses,  nach  der  Darstellung  des 

keineswegs  in  allen  Fällen,  wie  die  weitere  Entwickelung  uäch- 
zeigea  wird, 

(c)  Immer  fiat  aber  auch  selbst  in  diesem  Falle  —  und  als  Hofcc 
Wiederholung  betrachtet  —  die  Specialinquisition  den  Hutzen 
einer  Form  ,  welche  jedes  m  dg  liehe  Mi  Ts  verstau  du  Hs  beseitigt, 
jede  Uebereäiung  und  Oberflächlichkeit  hey  der  Beinah  ei  hing, 
entfernt  und  zu  einer,  der  Wichtigkeit  peinlich  er  Sachen  ganz 
angemessenen  Bedächtigkeit  nötldgt*  In  dem  Verfahren  du 
überrheiinschea  Laude,  wo  die  Sache  erst,  nach  einer  vollru- 
deten  Jmauriält  volptäpiigeu  Instruction ,  zum  öffentlichen 
fey erlichen  Verhandeln  vor  den  Asslseu  —  Hof  kommt,  zei^t 
sich  die  Notb wendigkeit ,  die  Instruction  von  dem  eigentlichen 
Verfahren  zu  sondern  ,  recht  in  die  Augen  fallend.  Der  fdee 
nach  ist  aber  unsre  E  Unheil uug  der  Untersuchung  in  die  ge¬ 
nerelle  und  spccielle  ganz  dasselbe.  Die  General  -  I  nquistliou 
bt  die  vorausgehende  Instruction,  die  Special  -  Inquisition  da  ¬ 
gegen  der  eigentliche  Prücefs  vor  dem  fey erlich  besetzten  Ge- 
richtshofe.  Darum  wird  die  Nachwelt  nicht  begreifen  können, 
wie  es  möglich  war  ,  dafs  in  einzelnen  Landen  die  Special- 
Inquisition  abgeschabt  und  folglich  die  Yerurtlmluüg 
Tode  ,  o  h  ne  eigentlichen  P  r  o  c  e  f  s  ,  legalisirt  werden 

konnte,  S*  D  e  u  lache  M  o  n  ä  t  s  s  c  h  r  i  f  t,  3  a  h  r  g,  1794* 
M  a  II,  Mo  v  * 
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(d)  TJeLer  die  grofse  Verseilte  de  nlielt  in  der  Bestimmung  der  Be¬ 
griffe  v  au  General-  und  Special  -  Inquisition  siehe  vorzüglich 
H  e  ttelbla  dt  diss,  de  seoteutia  comdemoatoria  sine  praevia 
luqmsitloiic  speeialL  Ilalae  1774»  E  s  chenbacbs  ausfübrr 
üiihe  Ahhandhmg  von  der  ©euer al Inquisition  —  als  Fortsetzung 
der  Meister  sehen  vollständigen  Einleitung  u*  £•  w*  Ib*  I* 
Klein,  K  I  e  i  n  s  c  h  r  o  d  und  Sie  wert  über  den  Unter¬ 
schied  der  General-  und  Special  -  Inquisition  in  dem  Archive* 
B.  L  St,  lt  n.  3*  B#  III*  St,  I.  m  2.  B,  V.  St,  II,  n,  4*  Bey- 
nahe jedes  der  neueren  Gompendien,  z,  B*  von  Meister, 
Feuerbach,  Tittmana  u,  s.  w,  enthält  eine  eigen thüra- 
liehe  Bestimmung  dieser  Begriffe,  Die  bejste  Schrift  ist  die 
schon  angeführte  Ha.g  e  m  e  1s  te  r s  c  h  e  :  Erörterungen  über 
General  -  und  Special  -  Inquisition,  Berlin  l8ö4*  Hach  meiner 
E  n  t  w  i  ekel  mig  ist  %  war  der  U  m  f a  n  g  d  er  G  en  er  a  1  -  I  o  q  u  isi  ti  an 
bedeutend  grofser ,  als  nach  der  Hage  m  eisters  cli  en,  in¬ 
dessen  ist  meine  EnUvickehiDg  seihst  nur  eine  richtige  Folge¬ 
rung  aus  den  richtigen  Pnncipien,  aus  welchen?  wie  II  a  ge¬ 
rn  eiste r  bewiefsen  hat,  diese  ganze  Lehre  abgeleitet  werden 
nui  fs,  und  ich  glaube  daher,  für  meine  Theorie  den  mir  sehr 
wichtigen  Beyfall  dieses  Gelehrten  erwarten  zu  dürfen,. 

§.'  634. 

L)  Die  Generalinquisition. 

Der  erste  Zweck  der  Generalinquisition  ist: 
dem  Richter  Kenntnlfs  der  Thatsachen  und  ihrer 
Beweifse  zu  verschaffen,  aus  welchen  wenigstens 
ein  dringender  Verdacht  gegen  ein  bestimmtes  In¬ 
dividuum,  als  Thater  eines  Verbrechens,  begrün¬ 
det  werden  kann.  So  lange  der  Richter  noch 
für  diesen  Zweck  arbeitet,  darf  er  weder  zu  einer 
Gefangennehmung  des  gedachten  Individuums,  noch 
zu  irgend  einem  Schritte,  durch  welchen  dasselbe 
als  der  Verdächtige  dargestellt  wird,  schreiten. 
Dagegen  sind  ihm  alle  Handlungen  erlaubt,  wel¬ 
che  ihm  Aufklärung  gewahren  können,  ohne  rin 
bestimmtes  Individuum  als  verdächtig  darzustcllen 
und  es  ist  durchaus  unnöthig ,  von  den  rechtli¬ 
chen  Veranlassungsgründen  solcher  zur  t Gencral- 
inquisition  gehörenden  Handlungen  zu  reden,  da 
in  Ansehung  ihrer  alle,  selbst  die  unbedeutendsten 
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Gründe,  selbst  die  unverbürgtesten  Gerüchte,  als 
rechtlich  genügende  Veranlassungsgründe  betrach¬ 
tet  werden  können. 

Unbedenklich  kann  daher  der  Richter  in  sol¬ 
chen  Fällen,  wo  sich  eine  abgesonderte  Untersu¬ 
chung  des  Thatbestandes  denken  läfst,  diese  vor¬ 
nehmen,  auch  kann  er  diejenigen,  von  welchen 
er  interessante  Angaben  erwarten  zu  dürfen  glaubt, 
und  unter  diesen  selbst  denjenigen,  welcher  ihm 
verdächtig  scheint,  als  Zeugen  vernehmen,  er 
mufs  aber  sowohl  bey  jenen  Nachforschungen 
nach  dem  Thatbestande  jede  Auszeichnung  eines 
bestimmten  Individuums  (z.  B.  durch  specielle 
Haussuchungen  u.  d.  gl.)  vermeiden,  als  auch  bey 
diesen  Vernehmungen  der  Zeugen  sich  aller  Nen¬ 
nung  oder  Bezeichnung  eines  bestimmten  Indivi¬ 
duums  enthalten  (a)  und  überhaupt  dürfen  die 
Zeugen,  in  so  ferne  sie  nur  für  diesen  ersten 
Zweck  der  Generalinquisition  vernommen  werden 
sollen,  nur  summarisch  und  unvereidet,  jedoch 
unter  der  Bedeutung,  dafs  sie  in  der  Folge  zur 
Beschwörung  ihrer  Aussagen  aufgefordert  werden 
könnten,  vernommen  werden  (b). 

(a)  Dafs ,  wenn  sieh  der  scheinbar  Verdächtige  in  seinem  Verhöre 
als  dringend  Verdächtiger  darstellt,  alsdann  das  Verhör  so¬ 
gleich  die  Wendung  nehmen  könne,  welche  die  Verhöre  des 
Verdächtigen  in  der  Generalincjuisitlon,  in  so  ferne  sie  für  ih¬ 
ren  zwey  teo  Zweck  geführt  wird,  erlauben,  ist  indessen 
ohne  Zweifel. 

(b)  Diese  Rücksicht  ist  um  so  wichtiger,  da  der  unter  deo  Zeu¬ 
gen  vielleicht  abzuhörende  Verdächtige  gar  nicht  vereidet  wer*« 
den  dürfte,  und  dieser  mithin  sogleich  als  Verdächtiger  aus¬ 
gezeichnet  werden  würde,  wenn  mau  bey  ihm  allem  die  'Ver¬ 
eidung  unter! asseu  wollte. 

§,  635, 

Sobald  nun  aber  der  Richter  wenigstens  eine 
uahe  Anzeige  gegen  ein  bestimmtes  Individuum, 


601 


Von  der  Generalinquisition, 

als  Thater  eines  peinlichen  Verbrechens ,  erfahren 
und  die  Mittel  zu  dem  Beweifse  derselben  kennen 
gelernt  hat,  so  hat  er  das  Recht,  die  Gefangen¬ 
nehm  ung  des  Verdächtigen  in  den  Fällen ,  wo 
diese  für  den  Zweck  der  Untersuchung  als  noth- 
urendig  erscheint,  sogleich  zu  verfügen  (a)  und 
alsdann  zu  den  Schritten,  welche  für  den  zwei¬ 
ten  Zweck  der  Generalinquisition  erforderlich 
sind,  übe rzugeh e n. 

Kur  in  solchen  Fällen,  wo  der  Richter  gleich 
Anfangs  die  Kenntnifs'  der  nothwendigen  Voraus¬ 
setzungen  für  diese  Gefangennehmung  und  für 
diese  Vornehm ung  der  für  den  zvveyten  Zweck 
der  Generalinquisition  erforderlichen  Schritte  er¬ 
hält  und  wo  mithin  für  den  ersten  Zweck  der 
Generalinquisition  keine  weitere  Handlungen  er¬ 
fordert  werden  können,  darf  daher  die  Untersu- 
chung  gleich  mit  der  Gefangennehmung  des.  Ange¬ 
schuldigten  begonnen  und  auf  die,  nun  weiter  zu 
erörternde  Art  fortgesetzt  werden.  Eine  solche 
genügende  Kenntnifs  erhält  nun  der  Richter  zwar 
wohl  möglicher  Weifse  durch  die  eigene  Anzeige 
des  Thäters  (b) ,  oder  durch  vollständig  glaubwür¬ 
dige  Denunciationen  Dritter  (c),  keineswegs  aber 
durch  allgemeine  Gerüchte  (d)  eine  behauptete 
Noioritäi  (e),  oder  durch  die  behauptete  Ergrei¬ 
fung  des.  Verbrechers  auf  der  That  (f). 

(a)  arg.  P*  G.  Ö,  art*  31.  Vgl.  529* 

(b)  Wffl]  sich  iian^lich  nlpb t  sogleich  Gründe  ergeben  f  welche 
das  Bekenn  tiiSlk  als  unbrauchbar  zum  Beweifse  damelleii, 

B.  wenn  der  Bekennende  nicht  deu  vollen  Gebrauch  seines 
Verstandes  halte, 

(c)  Die  Deimnciation  mufe  aber  alsdann  1)  von  einem  Menschen 
herrühren ,  welcher  ohne  Zweifel  als  eiasslscher  Zeuge  in 
dieser  Sache  erscheinen  konnte ,  und  sie  niufa  2)  die  Be¬ 
hauptung  des  Demmcianteu  ,  dafs  er  selbst,  r  durch  eigene 
WaUräehmuug ,  den  Dcuuuciaten  als  Thater  des  Verbrechens 
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tikamu  habe,  pnlhaiteu.  J$t  dieses  nicht,  so  sind  vorerst  noch 
richterliche  ILititll  urigen  für  den  ersten  Zweck  der  Generali a- 
(juhüuoü  MQitih::ürigltrh  nothwemlig*  Isi  nämlich  a)  der  Dc- 
naaciaut  nicht  ohne  Zweifel  elastischer  Zeuge,  so  müssen 
'"rat  noch  Nachforschungen  über  seine  VcrhäUntatf  und  seine 
Glaubwürdigkeit  Statt  finden*  Ist  er  b)  aufker  Zweifel  unclas- 
tUch  zm  B*  der  ftliudmhlige.  der  Beschädigte  u*  s*  w*,  so 
muls  dr-r  Richter  aufser  dieser  bloßen  Demmciation  noch  än¬ 
dert*  }  dieselbe  unter  stutzenden  Beweifse  anfitu  linden  suchen* 
ehe  er  das  Diseya  einer  nahen  Anzeige  »imehmen  und  nach 
dieser  Au  nähme  weiter  handeln  kann*  Hat  endlich  0  ^er 
]  Jemine  ia  nt  nur  Umstünde  angegeben,  welche,  wenn  sie 
Bewielsen  waren,  selbst  nur  eine  nahe  Anzeige  begrün ( en 
wiirdt'ii,  so  sind  für  den  ersten  Zweck  der  Generali rttpußition 
noch  llandluagen  juölbig,  welche  dem  Richter  die  Kenntiiils 
andrer,  für  den  voM.^tündigen  Beweif»  dieser  Um  Stande  erfor- 
derbe  Eie  n  Be  weUkmiud  verschallen*  Hieraus  ergeht  »cfa  denn 
aucJi,  tU*l &  llemmciationen  von  Personen,  welche  unbekannt 
bleiben  wollen  und  welchen  der  Richter  di*  Verschwörung 
ihres  Namens  verspricht,  durchaus  nur  y,ur  A  etamUssun^,  \on 
Handlungen ,  welche  für  den  ersten  Zweck  der  Gcueralmcjm- 
aitiou  bmehMi  sind,  w°  «ber,  *ll«t  nicht  in  Verbindung 
mit  andern  Beweiften,  zur  rechtlichen  \cran  nssmi-,  wei  “CI 
Schritte  gebraucht  werden  können  und  daraus  ergirbt  sieh 
denn  weiter,  dafs  der  Richter,  wenn  er  eine  weitere  Untersu¬ 
chung  ei, .leiten  will ,  dem  Hen.inei.nUn  nur  alsdann  die  1  o  ■ 
ach  weignug  seines  Namens  zusiobern  könne,,  wenn  er  j«  3-> 
nnncimiou  für  die  rechtliche  Begründung  seiner  Schutte  gar 
nicht  bedarf- 

(d)  Hier  mufa  immer  erst  für  den  ersten  Zweck  der  Genmlinqui- 

1  sition  aiisgeinittelt  werden,  auf  welchen  Gründen  <I,e  Gerüchte 

beruhen ,  und  nur  diese  au  (gefundenen  Grunde  können  ,  i 
sie  dazu  geeignet  sind,  weitere  Schritte  rechtlich  veranlassen. 

(e)  Auch  hier  bedarf  es  zuerst  einer  Untersuchung  über  d« 
seyr,  und  die  Gründe  für  die  behauptet*  No  tone  tut,  wel  - 
an  sich  nichts  aetenmikig  Erkennbares  ist* 

ff)  Auch  hier  kömmt  es  darauf  an  ,  wer  den  Thäter  auf  der  That 
ergriffe»  /,»  haben  behauptet.  Diejenigen  ,  weit.  u. 
ha,,,, len.  Sind  Deu.mcianten ,  und  es  rrnifs  daher  d,e  Frage, 
welche  Schritte  durch  dergleichen  Behauptungen  1 cc hth  ^  ^ 

ant.nlst  werden  können?  ganz  nach  dens*  >en  jt  niu  w  j^gjt 
antwortet  werden,  nach  welchen  die  rcchthcbe  BrauchUi 
der  Denn  ncia  Lion  eil  zu  beurtheüen  ist» 

%.  5  3  6. 

Die  für  den  zweyten  Zweck  der  General  -  In¬ 
quisition  vorxunchmcnden  Handlungen  sollen  dem 
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Richter ,  welcher  den  förmlichen  Procefs  auf  eige¬ 
ne  Gefahr  zu  eröffnen  Bedenken  tragt,  die  Ge¬ 
wi  f sli eit  verschaffen,  dafs  die  Anschuldigung 
auch  gegen  den  leugnenden  vollständig,  oder  we¬ 
nigstens  dringend  wahrscheinlich  bewiefsen  und 
durch  keine  erweifslielien,  dem  Angeschuldigten 
zur  Seite  stehenden  Entschuldigungs  -  oder  doch 
von  peinlicher  Strafe  befrey enden  Milderungs-Grün¬ 
de,  ganz  oder  g-rölstentheils ,  werde  aufgehoben 
werden. 

Diese  Gewifsheii  kann  nur  durch  die  Kennt¬ 
nis  der  Resultate,  welche  die  Beweifse  und  Ge¬ 
gen  be weißte  gewähren  und  durch  die  Kcnntnifs 
der  Einreden,  welche  dem  Angeschuldigten,  so¬ 
wohl  in  der  Sache,  als  auch  gegen  die  Beweis¬ 
mittel,  zustehen  könnten  und  der  möglichen  Be¬ 
weismittel  für  diese  Einreden  begründet  wer¬ 
den.  Es  wird  daher  itzt  nicht  nur  nöthig',  die 
Beweise  und  Gegenbeweise  selbst  im  Zusammen¬ 
hänge  aufzunehmen,  sondern  auch  über  die  mög¬ 
lichen  Entschuldigungs-  und  Milderangs  -  Gründe 
und  die  Beweise  derselben  den  Angeschuldigien 
zu  vernehmen  ( s u m m arisches  Verhör).  Da 
bey  dieser  Vernehmung  der  An  geschuldigte  be¬ 
stimmt  als  Verdächtiger  (In  cul  p  a  t)  angegangen 
und  zur  Angabe  seiner  Vertheidigungsgründe  auf¬ 
gefordert  wird(n),  da  schon  die  vo rausgegangene 
Gefangennehmung  ihn  öffentlich  als  den  Verdäch¬ 
tige  n  angekündigt  hat,  so  dürfen  zwar  nun  auch 
alle  übrigen  richterlichen  Handlungen  den  Cha- 
racter  speciell  auf  die  Prüfung  der  Verdachtsgrün- 
de  gegen  das  bestimmte  angeschuldigte  Individuum 
gerichteter  Handlungen  annehmen,  die  bürgerlichen 
Nachthclle  aus  der  öffentlich  anerkannten  Verdäch¬ 
tigkeit  (§.  5  30.)  aber  dürfen  nie  wahrend  dieses 
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Verfahrens,  welches  doch  nur  auf  eine  Nachfor¬ 
schung  nach  dem  wirklichen  Daseyn  dieser  öffent¬ 
lichen  Verdächtigkeit  ge ri einet  ist,  über  den  An- 
geschuldigten  verhängt,  sondern  müssen  der  Ein¬ 
leitung  des  förmlichen  Verfahrens  Vorbehalten 
werden. 

(a)  Eben  daher  mtifs  man  d^nn  auch  die  Ladung  zu  diesem 
Verhöre,  oder  die  Gefaiigennebmiiug ,  welche  der  Ladung 
Wirksamkeit  versichern  soll  t  als  die  Haudlungeu  betrachten, 
durch  welche  in  dem  iDquisiüonsprpcease  schon  die  Pracvcn- 
tiou  begründet  wird, 

§.  5  3  7, 

Das  summarische  Verhör  würde  eigentlich,  sei¬ 
nem  Zwecke  nach,  sich  nicht  daraufzu,  erstrecken 
haben,  die  Bekenntnisse  des  Inculpatcn  über  die 
Puncte,  in  Ansehung  welcher  der  Richter  schon 
des  Bewcifscs  sicher  ist,  zu  veranlassen,  da  in¬ 
dessen  der  Inculpat,  so  lange  er  nicht  gestellt, 
sich  über  die  Entschuldigung?-  und  Milderungs- 
gründc  nicht  erklären  wird,  und  da,  wenn  ei 
läugnet,  doch  diese  Puncte  in  so  ferne  eine  Eröi- 
terung  fordern,  als  man  wissen  mufs,  welche  Ein¬ 
reden  gegen  die  zu  gebrauchenden  Beweismittel 
und  welche  Mittel  zum  Gegenbeweise  dem  Incul- 
paten  zur  Seite  stehen,  so  ist  es  natürlich,  dafs 
das  summarische  Verhör  in  der  Regel  ein  voll¬ 
ständiges,  nach  den  allgemeinen  Regeln  (§.  46  8. 
folg.)  einzurielitendes  Verhör  darstellen  werde, ^  in 
welchem  der  RicJtter  zuerst  d  u  r  ch  a  11  gern  e  ine 
Fragen  den  Inculpatcn  zum  Geständnisse  zu  biin- 
gen  sucht  und  dann  genau  nach  den  Entschuld i- 
gungs-  und  Milderungsgründen  forscht,  wenn  da- 
gegen  der  Inculpat  zu  keinem  Geständnisse  zu 
bringen  ist  (a) ,  die  einzelnen  bewiesenen  Puncte, 
in  so  weit  dieses,  ohne  schädliche  Suggestionen 
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zu  begehen,  geschehen  kann,  durchgeht  und  in 
Ansehung  ihrer  sowohl  die  Mittel,  welche  zum 
Beweise  brauchbar  sind,  als  auch  die  Einreden, 
welche  dem  Inc ulpaten  gegen  die  Beweismittel 
zustehen  könnten,  kennen  zu  lernen  sucht  (b). 

(a)  Das  summarische  Verhör  kann  so  oft  wiederholt  werden  ,  als 
es  dem  Richter,  sey  es  um  das  Bekenn  Ln  ifs  zu  bewirken,  oder 
um  wegen  neuer  Pmvcte  Aufklärung  zu  erhalten  >  pothwcmlig 
scheint, 

(b)  Eine  Ausnahme  kann  alsdann  Statt  finden,  wenn,  wie  dieses 
z,  B,  bey  Amtsverbrechen  Öfters  <\ev  Fall  ist,  die  einzelnen 
Facteu,  aus  welchen  das  Daseyia  des  Verbrechens  sich  als 
Schlafs  erg  lebt,  gar  nicht  abgeJangnet  werden  können,  weil 
z.  B.  diese  Faden  die  öffentlichen  Acten  des  Staatsdieners 
selbst  sind«  In  solchen  Fällen  bedarf  es  mitunter,,  vor  der  Er¬ 
kennung  tles  förmlichen  Processes  ,  gar  keines  eigentlichen  Vcr- 

<7  körs ,  indem  %t  B*  die  VerantwortLingsberichte,  welche  clerti 
Staats  di  euer  über  seine  einzelnen  Handlungen  abgefordert 
wurden ,  die  Stelle  des  summarischen  Verhörs  ersetzen 
können. 

Von  dem  summarischen  Verhöre  überhaupt  s*  C,  Tr*  F  i- 
seher  von  der  summarischen  Vernehmung  im  peinl,  Processe, 
Leipz,  1789. 

§.  538, 

Die  Bcweifse  und  Gegenbeweifse  müssen  in  die¬ 
sem  Th  ei  Je  der  Gen  erahn  quisition  in  dem  Um¬ 
fange  aufgenommen  werden,  dafs  der  Richter  die 
Gewifsheit  vollständig  erhält,  welche  ihm,  nach 
dem  Zwecke  dieser  Untersuchung,  durch  sie  ver¬ 
schafft  werden  soll.  Dafs  gerade  alle  Zeugen  ab¬ 
gehört  werden  müfsten,  ist  daher  alsdann  nicht 
nothwendig,  wenn  der  Richter  schon  solche  Be- 
weifse  aufgefunden  hat,  dafs  er  mit  Gewifsheit  be¬ 
haupten  kann,  es  werde,  was  auch  ein  einzelner 
Zeuge  etwa  noch  sagen  könnte,  doch  ein  voll¬ 
ständiger,  durch  keine  Einrede  zu  schwächender, 
oder  aufzuhebender  BevveUs  gegen  den  Inc  ulpaten 
geführt  werden  können. 
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Die  Zeugen  würden  m  der  Generalinquisition 
eigentlich  nicht  vereidet  werden  dürfen  ,  sondern 
diese  Handlung,  als  zu  der  förmlichen  Be¬ 
weisführung  gehörend,  in  die  Special  inquisition 
zu  verweifsen  scyn.  Wenn  indessen  der  Inculpät 
schon  in  dem  summarischen  Verhöre  eingestan¬ 
den  haben  sollte,  so  weicht  man  von  dieser  Ke¬ 
gel  darum  mit  Recht  ah,  weil,  da  alsdann  das  in 
der  Speeiallnquisition  wiederholte  Bckennlnifs  zur 
VcrurlheiluMg  genügt,  es  einer  förmlichen  Führung 
des  Beweifses  durch  andre  Beweifsmittel  nicht  be¬ 
darf  und  diese  wirklich  nicht,  um  das  Unheil 
darauf  zu  gründen,  sondern  nur  um  zu  sehen,  ob 
dem  zur  Vcrurtheilung  genügenden  Bekenntnisse 
nichts  entgegenstehe,  gebraucht  werden  müssen. 
Wenn  dagegen  diejenigen  Zeugen,  auf  deren  Aus¬ 
sagen  das  Ürtheil  gebaut  werden  soll,  in  der  Ge¬ 
neral-Inquisition  vereidet  worden  wären,  so  wür¬ 
den  dieselben  in  der1  Special -Inquisition,  als 
dem  eigentlichen  P  r  o  e  es  s  c,  nothw endig  noch 
einmal  vereidet  werden  müssen  (a)  und  die  in  der 
General -Inquisition  gemachten  Aussagen  derselben 
würden  nur  in  dem  einzigen  Falle  dem  Urtheile 
zum  Grund  gelegt  werden  dürfen,  wenn  cs  nicht 
möglich  gewesen  wäre,  sie  in  der  Special -In¬ 
quisition  zu  vernehmen. • 

Auch  Gonfron tationen  können  in  diesem  Theile 
der  Ceneralinquisition  und  müssen  in  demselben 
alsdann  Statt  finden,  wenn  Collisionen  der  Be-1 
weifsc  der  Gewifsheit  im  Wege  stehen,  welche 
dieses  Verfahren  dem  Richter  gewahren  soll.  Con- 
froüta tionen  um  Läugnende  zu  Geständnissen  zu 
bestimmen,  werden  dagegen  nicht  selten  in 
die  Speeialmquisiüon  verwiegen,  es  läfst  sich 
aber  weder  behaupten,  dals  der  Angeschuldigte 
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dieses  zu  verlangen  ein  Recht  habe,  noch  auch,  dafs 
dieses  Verfahren’,  •welches  eine  materielle  Unvoll- 
siiindigkcit  der  generellen  Untersuchung  zuriickläfst, 
unbedingt  als  das  bessere  betrachtet  werden  könne. 

(a)  Andrer  Meinung  sind  Böhmer  ad  art.  70.  §.  3,  QuUtorp 
Grunds,  d.  p,  II,  §(  700, 

&  539. 

Wenn  nun  die  Untersuchung  ergiebt,  dafs, 
nach  den  Verhältnissen  aller  Beweise  und  Gegen¬ 
beweise  ,  von  welchen  sich  der  Pachter  eine 
Kenntnifs  zu  verschallen  vermag,  gegen  den  läug- 
nenden  Inculpaten  kein  vollständiger  Beweifs  der 
Anschuldigung  werde  geführt  und  auch  nicht  ein¬ 
mal  eine  dringende  Verniuthung  werde  erbracht 
werden  können,  so  darf  der  förmliche  Procefe 
gar  nicht  emgel eitet,  sondern  es  mufs  der  Incul- 
pat,  als  ein  solcher,  gegen  welchen  noch  zur 
Zeit  kein  förmliches  peinliches  Verfahren  Statt  fin¬ 
den  könne,  (mithin  als  von  der  Instanz  Absolvir- 
ter)  entlassen  werden.  Eine  von  der  ganzen  Sache 
befreyende  Sentenz  aber  kann  der  Inculpat  nur  als¬ 
dann  verlangen,  wenn  die  General  Untersuchung 
eine  vollständige  Aufvvicgung  der  Beweise  durch 
die  Gegenbeweise  davs teilt,  in  welchem  Falle  aber 
nothwendig  alle  Zeugen,  welche  etwa  noch  nicht 
vereidet  worden  wären,  vorher  förmlich  vereidet 
Werden  müssen. 

Ueberzeugt  die  Generaluntersuchung  den  Rich¬ 
ter  zwar  von  dem  Daseyn  eines  vollständigen  Be¬ 
weises,  oder  doch  einer  dringenden  Vermu¬ 
thung  für  die  Anschuldigung,  aber  auch  zugleich 
von  dem  Daseyn  genügender  Beweise  von  Ent¬ 
schuldigungsgründen,  oder  doch  von  solchen  Milde¬ 
rungsgründen,  welche  den  Inculpaten  von  pein- 
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lieber  Strafe  zu  befreyen  vermögen,  so  darf  gleich¬ 
falls  die  Specialinquisition  nicht  verfügt,  sondern 
es  mufs  itzt  sogleich,  nach  vollständiger  Aufnali- 
nie  dieser  Bewcifsc,  ahsoluto  risch  oder  condem- 
natorisch  erkannt  werden. 

Gicht  aber  endlich  die  Gerieraluntersuchung 
dem  Richter  Gewißheit,  dafs,  so  weit  sich  Auf¬ 
klärung  über  die  Sache  möglicher  Weifsc  erlangen 
läfst,  die  Anschuldigung  vollständig,  oder  drin¬ 
gend  wahrscheinlich,  keine  En tschuldigungsgr linde, 
oder  von  peinlicher  Strafe  befreyenden  IVJdderungs- 
gründe  aber  vorhanden  oder  zu  erweifsen  seyen, 
so  mufs  nun  die  Specialinquisition  mit  den  von 
dem  förmlichen  peinlichen  Verfahren  unzertrenn¬ 
lichen  Nach  (heilen  für  den  Angeschuldigten  (§■  5  30.) 
erkannt  werden. 

§.  540. 

II.)  Die  Specialinquisi  tio  n. 

Ehe  der  Angeschuldigte  (nun  Inquisit)  sich 
auf  die  Anschuldigungsgmnde  selbst  in  dem  Spe- 
cialverhöre  erklärt,  mufs  er  auch  bey  diesem 
förmlichen  Verfahren ,  wie  in  dem  Anklagcprocefs 
(§.  5  3  0.),  das  Recht  haben,  die  Gründe,  welche 
ihm  von  diesem  Verfahren  rechtlich  Befreiung  ge¬ 
währen  müfsten,  vorzutragen  und  über  diese  Ein¬ 
reden  ein  Erkcnntnifs  zu  verlangen.  Auch  darf  er 
unstreitig,  vor  der  Einleitung  dieses  Verfahrens, 
diese  Gründe  (in  einer  defensio  pro  avertenda  in- 
quisitione  spcciali)  vortragen,  dals  er  aber  das 
Recht  habe,  vor  erkannter  Specialinquisition  die 
Suspension  dieser  Verfügung,  binnen  einer  für  die 
Einreichung  einer  solchen  Defensio  n  anzuberau¬ 
menden  Frist,  zu  verlangen,  kann  nicht  unbedingt, 
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sondern  nur  in  so  ferne  behauptet  werden,  als 
aus  einem  längeren  Aufcn Limite  der  Sache  keine 
Nachtheile  bevorstehen. 

Wird  die  Verfügung  der  Specialinquisition 
nicht  wieder  cingezocen ,  so  seht  nun  das  form- 
liehe  Verfahren  ganz  auf  dieselbe  Art  weiter , .  wie 
in  dem  förmlichen  Anklageprocesse  geschieht,  nur 
da (s  dasjenige,  was  bey  diesem  von  dem  Ankläger 
gesch i ein,  bey  jenem  von  dem  Richter  zu  besor¬ 
gen  ist. 

§.  541. 

Das  erste  Geschäft  des  Richters  ist  daher,  aus 
den  Acten  der  General  Inquisition  alle  Anschuldi- 
gungspuncte,  welche  der  Gegenstand  der  Untersu¬ 
chung  sind ,  mit  eben  der  Vollständigkeit  auszu¬ 
heben,  wie  das  Anklagelibell  die  Anklagepuncte 
aufstellen  mul, 

Diese  ausgehobenen  Puncte  müssen  aus- 
schliefsend  und  in  ihrem  ganzen  Umfange  der 
Gegenstand  seyn,  über  welchen  in  dem  Special¬ 
verhöre  die  Erklärungen  des  Inquisiten  verlangt 
werden  (§.  5  3  0.),  dafs  aber  diese  Puncte  gerade 
in  der  Form  von  Fragen,  oder  in  der  Form  arti- 
culirter  Fragen  ausgehoben  werden,  ist  eben  so 
wenig  erforderlich,  als  die  Abfassung  des  Aiikla- 
gchbeils  noth  wendig  in  Artikelsform  geschehen 
rnufs,  und  selbst  wenn  der  Richter  diese  Form 
gewählt  hatte,  so  ist  dadurch  doch  sein  Ermessen 
bey  der  Einrichtung  des  Special  verhörs  eben  so 
wenig  gebunden,  als  es  durch  den  einge reichten 
articulirten  Anklagelibell  gebunden  wird  (§.  5  30.). 

Gesteht  der  Inquisit  in  dem  Special  verhöre  die 
Aitschuldigungspuncte  unumwunden  ein,  ohne 
Einreden  vorzü tragen^  sö  bedarf  es  keiner  weite- 
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ren  förmlichen  Beweifsführurig  (§.  5  38.),  sondern 
cs  wird  sogleich,  »ach  cingegangener  iiauptdefen- 
sion,  endlich  gesprochen. 

Laugnet  dagegen  der  Inquisit,  oder  schützt  er 
Einreden  vor,  so  kömmt  es  nun  zu  den  förmli¬ 
chen  Beweisführungen  der  Anschuldigung,  oder 
der  Einreden,  "worauf,  nach  übergebener  Dcfen- 
sion ,  wie  in  dem  Ankiageprocesse,  auf  ßeweifs- 
ergänz ungsniittel ,  oder  gleich  endlich  gesprochen 
wird  (§.  5  31.}, 

§.  542. 

In  dem  summarischen  Untersuchung  verfall- 
ren  bey  bürgerlichen  und  pol  izeyli  eben  SiraflalJen 
(§.  5  32.)  gieht  es  keine  zu oy  verschiedenen  Tlicile 
des  Verfahrens.  Es  sind  daher  die  von  der  Ge¬ 
neral  Inquisition,  als  dem  nicht  solennen  Verfahren, 
vorgetragenen  Grundsätze,  welche  für  den  sum¬ 
marischen  Untersuch ungsprocefs ,  jedoch  mit  dem 
Unterschiede ,  entscheidend  sind,  dafs  bey  diesem, 
eben  weil  kein  förmliches  Verfahren  nachfolgt, 
alle  Beweisaufnahmen  sogleich  in  der  Form  Statt 
linden  müssen,  welche  sie,  wenn  die  Beweise  in 
der  Rechtssprechung  Berücksichtigung  finden  sol¬ 
len,  noth wendig  haben  müssen.  Selbst  der  für 
das  Verfahren  des  Richters  in  der  Generalinquisi- 
tion  geltende  Grundsatz,  dafs,  vor  dem  Daseyn. 
eines  dringenden  "Verdachts,  der  Richter  den  An- 
geschuldigien  weder  in  den  Verhören  mit  ihm 
selbst  als  Verdächtigen  zur  Verantwortung  ziehen,  , 
noch  auch  durch  andre  Handlungen  ihn  öffentlich 
als  Verdächtigen  darstellen  dürfe,  wird  auch  in 
dem  summarischen  Inquisition»  verfahäsen  Berück¬ 
sichtigung  finden  müssen,  weil,  wenn  auch  der 
Öffentliche  Verdacht  peinlicher  Strafwürdigkeit 
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allerdings  naelitheiLigere  Folgen  für  die  bürger¬ 
liche  Ehre  des  Verdächtigen  nach  sieh  zieht,  als 
der  Verdacht  in  Ansehung  minder  bedeutender 
Gesetzwidrigkeiten,  doch  gar  kein  Grund  nachge¬ 
zeigt  werden  kann,  warum  der  Richter  die  in  je¬ 
nem  Grundsätze  zur  V erbindlichkeit  erhobene  bil¬ 
lige  Rücksicht  auf  möglichste  Schonung  des  guten 
Samens  seiner  Gerichtsuntergebenen  in  dem  sum¬ 
marischen  Verfahren  Lin  tan  setzen  solle. 


Drittes  Kapitel* 

Theorie  der  gemischten  V  er  f  a  h  v  e  n  s  f  o  r  me  u» 

§.  543* 

Die  Theorie  des  gemischten  f i s  c  a  1  i  s  c h c  n 
Proccsses  (§.427.)  läfst  sich  aus  dem  bisher  Vor- 
getragenen  durch  wenige  Worte  mit  Bestimmtheit 
entwickeln.  Nachdem  nämlich  der  Richter  die  ganze 
General  Inquisition  vollendet  hat,  erkennt  er,  statt 
die  Special  Inquisition  zu  verfügen,  in  den  nämli¬ 
chen  Fällen,  in  welchen  diese  hätte  verfügt  wer¬ 
den  dürfen  und  sollen,  den  förmlichen  pein¬ 
lichen  Procefs  mit  Aufforderung  des  Fiscals, 
als  öffentlicher  Ankläger  aulzutreten.  '  Dieser  ent¬ 
wirft  nun  aus  den  Generalinquisitionsacten  einen 
förmlichen  Anklagelibell ,  worauf  das  Verfahren 
ganz  in  den  Formen  des  Anklageprocesses  weiter 
geleitet  wird,  nur  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dafs 
die  gewöhnlichen,  von  dem  Ankläger  zu  leisten¬ 
den  Cautionen  von  dem  Fiscale  darum  nieh  ge¬ 
fordert  werden  können,  weil  die  vollendete  Ge- 
neralinquisiiion  schon  den  Grund,  welcher  die 
Stellung  derselben  rechtlich  nolhwendig  macht, 
aufgehoben  haben  muh. 
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§.  544. 

Der  Ad  häsions  pr  o  c  efs  (a)  wird  rechtlich 
veranlafst,  wenn  der  durch  ein  Verbrechen  Be¬ 
schädigte,  er  trete  nun  gegen  den  angeblichen 
Verbrecher  als  Ankläger,  oder  als  OcnunciniH  auf, 
hütet ,  liev  dem  cinzulcitenden  accusa torischen  oder 
inquisitorischen  Processe  zugleich  aut  die  für  sei¬ 
ne  Civil; msprtiche  aus  der  \  crlelzung  erheblichen 
Thnlsachen  Rücksicht  zu  nehmen  und  über  die¬ 
selben  rechtlich  zu  erkennen. 

Die  Folge  einer  solchen,  gesetzlich  zulässi¬ 
gen  (b)  Adhäsion  ist,  dafs  der  Richter  den  An¬ 
geklagten  oder  Angeschuldigten  auch  über  die, 
diesen  Civilanspnichen  zum  Grunde  liegenden 
Faden  vernehmen  mufs,  wobey  denn  dieses  das 
Recht  hat,  aller  in  dem  Civil  processe  zulässigen 
Einreden  sich  zu  bedienen  ,  dafs  sodann  dei  hu- 
ler,  nachdem  er  die  Erklärung  des  Angeklagte-1 
oder  Angescli uldigten  dem  Adhärenten  initgeihei  t 
und  die  weiteren  Erklärungen  desselben  übei  lC 
etwa  vorgeschiitzten  Einreden  veranlagst  bat,  cui 
Beweifs  der  abgeläugneien  Klagcpuncte  dem  Au¬ 
ll  ärenten,  der  abgeläugneten  Einreden  aber,  in  so 
ferne  sie  eines  Beweifses  bedürfen,  dem  Angeklag¬ 
ten  oder  An  beschul  di  uten  nuflegen,  und,  nach  ge- 
führten  Beweifsen,  über  die  eingeklagten  Civuan- 
sprüefee  des  Adhärenten  in  dem  Urteile  zugleich 
erkennen  mufs.  Bey  den  Beweifs  führ  urigen  haben 
beyde  Tlieile  zwar  das  Recht,  den  für  das  Cnmi- 
na'l verfahren  aufzunehmenden  Anschuldigungs- und 
Defensional-  Beweifsen  blots  zu  adhäriren,  sie  sind 
aber  auch  befugt,  sich  eigentümlicher  Beweits- 
mittel  zu  bedienen,  zumal  da  in  Ansehung  dieser 
Civilansp räche  nicht  nur  die  Zulässigkeit,  sondern 
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auch  die  Bewcifsk raft  der  einzelnen  Beweifs mittel 
einzig  nach  den  Grundsätzen  des  Civil proeesses  be- 
urtheilt  werden  mufs.  Auch  in  Ansehung  der 
durch  dieses,  Cmlverfnliren  veranlafsten  besonde¬ 
ren  Kosten  müssen  ganz  die  Grundsätze  des  Ci- 
vilrechls  entscheidend  seyn  (c). 

Hat  der  Verletzte  dem  Cnrninrdprocesse  nicht 
adhärirt,  so  mufs  z'war  der  Richter,  wenn  die 
Verbindlichkeit  des  Verbrechers  zur  "Wiedererstat¬ 
tung  oder  Ersatz  vollständig  klar  erhellt,  auch  von 
Amts  wegen  über  diese  Verbindlichkeit  sprechen  (d), 
wenn  aber  über  diesen  Punct  noch  nicht  volle 
Aufklärung  vorhanden  ist,  so  kann  der  Richter 
nur  die  Ausführung  der  Civilanspruche  bey  dem 
gewöhnlichen  bürgerlichen  Richter  dem  Verletzten 
Vorbehalten, 

(a)  Wie  fischen  b  a  c  h  von  den  ElMheil  u.ngpii  des  Oimhial-Pro- 
cesst  s  §m  7,  diese  VeWaÜftfeiisart  sehr  neblig  bene  mit,  Gewöhn¬ 
lich  bezeichnet  man  dieselbe  aucK  durch  die  des 

D  tä  nu  n'c  i  a  t  i  o  n  s  p  r  ö  ce  ss  e  s  >  weil  ,  da  dev  ArAlägeprocefs 
bey  uns  seiten  vot kömmt,  es  gewöhnlich  die  Deuuncbmlea 
sind  ?  welche  sich  der  Adhäsion  bedienen* 

(h)  P.  G.  0.  ait»  201.  207*  208- 

(c}  Ueberbaiipt  siehe  H.  ß  eck?  r  de  tertia  specie  processus, 
mix  Li  ae.  s.  clenuuciatorii  ejuscjna  indole  et  dilFerentla  a  pro- 
cessu  tarn  civil» ,  quanv  crniiiuall,  Bost,  1760-  Klein- 
schrod  theoiia  processns  sic  dicti  denunclatorii  s,  potuis 
adhaesioms  in  causis  crimlnalibas  obvementis,  ‘Wirceb*  1707. 

(d)  P,  G,  O,  art.  198, 

«VVW 

A  n  h  a  n  g. 

V  o  n  clen  Crim  inalkoste  n» 

J,  H.  Böhmer  de  expensis  crimianlibus*  Ha!ae  I7l6* 

Fp  J.  Heisler  de  expensis  crirnioaUbus  in  processu  inquisit- 
Halae  1769, 

T  oh,  Car  rach  von  der  Schuldigkeit ,  die  Kosten  einer  Inqui¬ 
sition  tw  tragen.  Halle  177^,  (In  Plitts  BepevtorLo^  Th*  I. 
S.  128  —  1^8*) 
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J*  C  b  r,  Eicheubacb  de  expeasla  crimmfllibo*  stricte  *ie  dicüs. 
Rost*  178 U 

J,  F.  G,  Emmerich  über  die  Procefakosteuj  derea  liraUUiiug 
und  Compensatlou*  Gäu,  17Ü2,  Tb*  II, 

5.  545. 

Cr  Im  inalkosten  sind  diejenigen  Kosten, 
■welche  die  Ausübung  der  Criminal  Justiz  noth wen¬ 
dig  macht.  Es  gehören  dahin  l)  die  Criminal- 
p  r  o  ce  fs  k  o  s  te  n ,  welche  durch  die  einzelnen 
Theile  des  Verfahrens  veranlaßt  werden,  2)  die 
Kosten  für  die  Ernährung  (Atzung),  Kleidung  und 
Heilung  des  gefangenen  Angeschuldigten ,  3)  die 

Kosten,  welche  die  Anlegung  und  Erhaltung  der 
Ausübung  der  Criminaljustiz  im  Allgemeinen  nolh- 
wendigen  Institute  erfordern. 

§.  546. 

Die  Criminal  procefskosten  muß  I.)  in  dem  An- 
klageprocessc  der  Ankläger  in  so  weit  vorsehi es¬ 
sen,  als  sie  nicht  durch  die  Defensionalbc weiße 
und  die  Defensionsschrift,  oder  durch  die  blofse 
A m tsp flichlen  des  R ich ters  (§ .  5  31.)  veranlafstwor- 
den  sind.  Kann  der  Kläger  seine  Anschuldigung 
nicht  wenigstens  dringend  wahrscheinlich  bc weißen, 
oder  bc  weißt  in  diesem  Falle  der  Angeklagte  Kn t- 
schuldigungsgründe ,  welche  ihn  von  peinlicher 
Strafe  befreyen ,  so  inufs  der  Ankläger  in  alle  Ko¬ 
sten  vcrurtheilt  werden,  mithin  nicht  nur  die  vor- 
geschossenen  tragen,  sondern  auch  dem  Angeklag¬ 
ten  alle  artige  wendete  Kosten  erstatten  (§.  529.). 
Wird  dagegen  der  Angeklagte  vcrurtheilt,  so  muß 
er  alle  Kosten  tragen  und  erstatten.  Hat  endlich 
der  Ankläger  zwar  eine  dringende  Verm uthung 
für  die  Anschuldigung  begründet,  der  Angeklagte 
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inufs  aber  dennoch ,  ohne  eine  von  peinlicher 
Strafe  bcf'reycndc  Entschuldigung  bewiefsen  zu  ha¬ 
ben,  befreyt  werden,  so  werden  die  Kosten  c  o  m- 
pensirt  (a)  und  der  Ankläger  trägt  mithin  die 
von  ihm  vor  geschossenen,  so  wie  der  Angeklagte 
die  auf  seine  Veriheidigung  verwendeten  (b). 

II.)  In  dem  I  n  q  u  i s  i  l  i  o  n  s  p  r  o  c  e  s  s  e  fallen 
l)  die  Kosten  der  für  den  ersten  Zweck  der 
Generalinquisilion  nothwendigen  gerichtlichenHand- 
lungen  immer  der  Gerichtsherrschaft  zur  Last,  'wenn 
das  Verfahren  nicht  weiter  fortgesetzt  werden  kann. 
Eben  dieses  gilt  2)  von  den  Kosten  der  Geralin- 
quisiiion,  in  so  ferne  sie  für  ihren  zweylen  Zweck 
geführt  wird,  wenn  der  Angeschuldigte  weder 
sogleich  wegen  bürgerlich  strafbarer  Handlungen 
veruriheilt,  noch  auch  die  Specialinquisition  er¬ 
kannt  werden  darf  (c).  3)  Ist  aber  die  Spccialin- 

quisition  erkannt  worden ,  so  fallen  nun  dem  ver- 
urtheiheu  Inquisiten  alle,  sowohl  durch  die  ganze 
Generalinquisilion,  als  auch  durch  die  Specialin¬ 
quisition  verursachten  Kosten  zur  Last,  wird  aber 
der  Inquisit  nach  geendigter  Specialinquisition  ab- 
solvirt,  so  werden  die  Kosten  compensirt,  und 
der  Inquisit  mufs  daher  seine  Verth eidigungsko- 
sten  allein  tragen  (d),  in  so  ferne  nicht  der  Um¬ 
stand,  dafs  der  Richter  die  Specialinquisition  ohne 
das  Daseyii  der  rechtlichen  Voraussetzungen,  mit¬ 
hin  auf  seine  Gefahr  (§.  5  3  3.  n.  a.),  erkannt  hat, 
diesen  zur  Kostenerstattung  verbindet  (e). 

Dafs  das  Gericht  sowohl,  als  der  Ankläger  und 
der  An  aesch  ul  diele  ihren  Re  greis  an  dritte  Perso- 
nen  (z.  B,  Zeugen  oder  Denuncianten,  welche 
durch  falsche  Angaben  den  Ankläger,  oder  den 
Richter  zur  Veranlassung  des  Verfahrens  bestimm¬ 
ten),  nehmen  können,  versteht  sich  von  selbst. 
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(0  P-  Gr.  0,  au,  6t. 

(b)  Im  Falle  ilr*  t'nvermögeni  dr»  Angeklagten  muf»  diese  das 
Gericht  übernehmen,  ait,  §7*  15).  2l9.  d.  P.  G.  0  wenn  die 
Au  verwandten  des  Angeklagten  Aich  nicht  zur  VorschieTsiing 
dei sei beit  versterben  wollen. 

(c)  Hat  jedoch  «Irr  AugfschnMißte  l)t fcnsiaii«*!? ' lir’i ft j- u  einreirhrn 
lassen  ,  so  kann  er  die  KoiU-n  für  diese  X wi^hciidihusiimn], 
als  uirlit  nolliwertdige,  sondern  ganz,  fiev willige ,  tuclit  ei'&ctxt 
verlangen* 

(d)  f)ie  Wahrheit  aller  dieser  Sülz.*1  wird  durch  die  Analogie  der 
graeuliciien  Bestimm  nagen.  über  die  Kosten  in  dem  Anklage- 
processe  verbürgt* 

In  dem  s  u  m  in  d  r  i  s  C  b  r  ti  Processi»  wird,  nach  den  ent¬ 
wickelten  Grundsätzen,  der  Angescbtifdigte  in  nlle  Konten  ut** 
mtbeilt,  wenn  er  in  der  Sache  selbst  verariheilt  wird  1  sonst 
tragt  derselbe,  «über  den  freywillig  vrritraachlcn ,  keine  Ko¬ 
sten,  cs  TTiyfite  denn  eine  dringende  Vrrrnutbiing  gegen  ihn 
erwiefsen  worden  seyn  ,  ohne  dafs  er  dagegen  rechtliche  Einre¬ 
den  zu  er  weißen  im  Stande  gewesen  wäre,  in  Welchem  Falle 
die  Kosten  vergleich  ring  rin  tritt  ,  und  der  Aug  esc  huldigte  mit¬ 
hin  alle  Oefewsicmskosten  tragen  mtiCs* 

(e)  Eine  solche  Verbindlichkeit  dr$  Rjchtm,  die  Kosten  zu  über- 
nehmen  und  allen  verursachten  Schaden  zu  nutzen ,  kann 
auch  alsdann  eintreteii,  wenn  er  zn  den  für  den  zwnyteu  Zweck 
der  GcneralmquisHion  berechneten  Haudlnugrn  ,  ohne  das  \)a~ 
seyn  der  rechtlichen  Vera  u  lass»  ngsgriinde  Jur  dieselben,  über- 
gegangeo  ist.  arg.  art,  6l-  d,  P.  G*  0. 

Viele  —  beynahe  Alle  —  glauben,  da/s  bey  dem  Euter*-* 
suchimgflprocesse  der  AngcichaldigU*  immer  in  die  Kosten  zji 
venirlbeilen  sey  ,  wenn  er  durch  Handlungen,  welche,  ihrer 
Katur  nach,  ihn  verdächtig  machen  müssen,  die  Veranlassung 
des  Proce&aes  geworden  s*y  und  daß,  bey  zitiülltg  entstande¬ 
ne  m  gegründeten  Verdachte,  eine  Compensatio*»  der  Kosten 
cinlreten  müsse.  Ich  habe  mich  aber  grnöihigt  geneben,  diese 
Meinung  zu  verlassen ,  weil  sic  der  uolh  wendigen  Analogie 
von  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  AoklÄgeprpcels 
widerspricht  und  es  allerdings  auch  der  Natur  der  Sache  ge- 
rnäis  ist,  dafs  der  Staat,  wenn  er  sich  selbst  zn  unterrichten 
sudit,  um  die  Holle  des  Anklägers  mit  Wirkung  spielen  zn 
können,  die  Kosten  für  diese  Instruction  alsdann,  wenn  eie 
ungenügend  ausgefallen  ist,  eben  so  gut  tragen  müsse,  Wie 
sie  ln  diesem  Falle  der  Ankläger  zu  tragen  hat, 

| 

§■  547. 

Die  Koston  für  Ernährung,  Kleidung  und  Hei¬ 
lung  der  gefangenen  Angeklagten  oder  An  gesell  ul- 
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digt.cn  müssen  diese  natürlicher  -Weifst*  seihst  tra¬ 
gen,  obgleich  dieselben  der  Staat,  und  bey  dem 
Änklageproccsse  der  Ankläger  die  Atzungskosten  (u) 
einstweilen  vorlegen  muh,  wenn  der  Angeschul- 
digte  oder  Angeklagte  selbst  zu  der  Bestreitung 
derselben  unvermögend  wäre.  In  so  ferne  dage¬ 
gen  der  Angeklagte  oder  An  geschuldigte  Schadens¬ 
ersatz  verlangen  kann,  ist  er  auch  berechtigt,  diese 
Kosten  von  dem  Ankläger,  oder  dem  Pächter  zu 
verlangen ,  wenn  sic  als  durch  die  Gefangenschaft 
veranlafste  Schäden  betrachtet  werden  können.  Zu 
dem  Schadensersätze  wegen  veranlafster  Gefangen¬ 
schaft  ist  nun  aber  der  Ankläger  in  allen  den 
Fallen  verbunden,  auf  welche  die  von  demselben 
zu  leistenden  Cautionen  gehen  (§.  529.},  der  Rich¬ 
ter  kann  dagegen  bey  dem  Untersuch ungs verfahren 
nur  alsdann  hierzu  für  verbunden  geachtet  wer¬ 
den,  wenn  er  die  Gefangenschaft  ohne  das  Da- 
seyn  der  rechtlichen  Gründe  für  ihre  Erkennung 
verfügt,  oder  sic  durch  eine  ohne  rechtlichen 
Grund  erkannte  Special  in  tjuisiuon ,  un  rechtlicher 
Weihe  verlängert  hat, 

(n)  P,  G.  0.  art#  2ü4. 

§.  54  fl. 

Die  Kosten  für  die  Anlegung  und  Unterhai- 

O  O 

tung  der  für  die  Ausübung  der  Criminaljustiz  im 
Allgemeinen  erforderlichen  Anstalten  endlich  rnufs 
ohne  Zweifel  derjenige  tragen,  welchem  die  Vortheile 
aus  der  auageübten  Justiz  gebühren  (§.4 12.). 
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An  klage  proc  e  f  &  §♦  4  26, 
526—531, 

Anmafsunir  von  Standes- 
n 

und  Ilang8|jfiu*og3tiveii 
290.  von  Regalien  541. 

Anno  n  a  e  fraudatae 
crimen  370, 

Annotat.fo  bono  r  u  m  s. 
B  e  s  c  h  1  a  g  n  e  h  m  u  n  g  d. 
Güter, 

Anzeige  s.  I  u  d  i  c  i  e  n* 

A  p  p  e  1 1  a  t  i  oii  51 8* 

A  r  1>  e  i  t  8  s  t  r  a  f  e  n  157* 
öffentliche  162, 

A  rti  kel  528, 

A  r  t  i  c  u  1  i  r  t  e  *  Verhör 
511* 
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wodurch  diese  im  Allge¬ 
meinen  erschöpft  werde? 
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B  e  w  e i  f  s  f  ü  h  r  u  n  g  430. 
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541* 

Beweismittel  430*434* 
461* 

Beysitzer  der  Criminäl- 
geeichte  414, 

Bigamie  387*  folg,  crimen 
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r* 
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c. 
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0 a 1  u  m n i e  299. 

(.*  ;*  r  c  c  v  i  a  v  f  i*  ractio  ?. 
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G  n  n  f  i  f>  n  §9  he  S  i  c  h  e  r- 
fi  e  M  5  1  e  i  s  t  u  n  £. 

G  t  I  a  1 1  o  n  s.  1*  a  (I  u  n  g. 

( '  o  m  m  i  s  s  i o  n  e  u  in  Crimi- 
nal-acjien  410.  n,  c* 

O  o  n  c  u  b  i  n  a  t  SSI* 
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s  t  v  1  o  K  u  n  z* 

*  o 
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!U  ' 
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D  e  n  u  ii  c  i  a  n  t  2 1 9* 

D  e  n  u  n  c  i  a  1 1  o  n  ,  in  wie 
ferne  sie  den  Cfmiinalpro- 
etr is  v e  r a  nl  a  sse  ?  535, 

D  i  n  u  n  ci  a  t  i  o  n  &  p  r  o  e  e  f  s 
514. 

D  *■  p  o  r  t  a  1 1  o  n  73,  1  ß  1 . 

D  e  p  r  a  e  t!  a  t  i  o  n  236, 

D  i  e  h  t  s  1j  a  ii  <1  e  202, 

I)  i  eb  s  t  a  h 1  176,  folg-  fur¬ 
tum  usus  176,  n,  a,  182, 
bev  Tag  -  und  Nachtzeit 
IM*  manifestum, nec  mauif, 
ebend,  aus  Noth  136, 
grofser,  kleiner  186,  gern, 
gefährh  187  —  192.  Kir¬ 
chen  -  u.  weit!.  193,  Stra¬ 
fen  des  weltl. 194.  clesKir- 
chendiebstaMs  199,  200, 
Milderur  gs  -  und  Schür- 
fangsgr.  20 1  — 20  5 ,  Haufs- 
diebstühl  202*  von  dem 
nächsten  Erben  gegen  den 
Erblass.  20  5,  von  dem 
Ehegatten  gegen  den  Ehe¬ 
gatten,  ebend* 

Dienst  v  erbreche  n  360. 
folg, 

D  i  f  f  a  m  a  n  t  2 1 9, 

D  i  r  c  c  t  a  r  i  a  t  18  3 * 

D  o  c  n  m  e  n  t  e  s.  U  r  k  u  n  d* 
Doll  m  e  t  s  c  h  e  r  474, 
Dolus,  lieg  eil  f  46.  be¬ 
stimmt.  u,  n  ubes!  immt.  52, 
in  direct  er,  ebend,  V^nuu- 
tlmng  des  bösen  Vorsatzes 
55,  l4E 

D  r  oliung  k  ü  u  ft  iger  Vt  r- 
Ictzivngen  407, 

TJixc  !  1  "  317,  Strafe  348. 


E, 

E  d  ictalladung  §.  488. 
folg,  wann  dieselbe  an¬ 
wendbar  sey  ?  490, 

Elle  375,  zur  linken  Hand 
581,  Gewissensehe,  ebend, 
not,  e, 

E  li  e  bruc  h  382,  quasiadult. 
383,  not,  b*  gedoppelter, 
e i nfa eher  584,  er z \vu n ge- 
ner  238. 

Eh  re  212.  allgemeine  Men- 
sch  euch  re  und  bürgerliche 
313,  gemeine  b ü rgerl i ehe 
und  besondere  bürgerliche 

ebend.  Regenten  -  und 

■ 

Raugsehre  ebend, 
Ehrenerklärung  227. 
Elireiutrafen  158*  ent¬ 
ehrende  ebend, f  das  Ehr¬ 
gefühl  angreifende  159. 

E  li  r  I  ö  s  e,  ob  an  denselben 
e i n  V e r b rechen  b ega n ge u 
wer d en  kö n ne  ?  20,21*  Ob 
insbesomb  Injurien  V  222. 
E  i  d  e  s  h  r  uch  s,  M e i n e i  d. 
E  i  g  e  n  t  h  u  m  s  b  e  e  i  n- 
t  r  li  c  h  t  i  g  u  n  g  176.  aus 
Rachsucht  pvnd  kalter  Bos¬ 
heit  211.  aus  jugendlichem 

Deich: sinne  und  Muth wil¬ 
len  ebend,»  aus  Zorn 
ebend. »  ans  Gewinnsucht, 

a)  von  körperlichen  Sa¬ 
chen  s*  D  i  e  h  s  t  a  h  1  » 

b)  von  Gerechtsamen  208# 

c)  von  unbeweglichen  Sa¬ 
chen  s,  Invasion,  d)  der 
Ven  ragsrechte  209, 

E  n  t  f  ü  h  v  u  ii  g  24  3,  ob  ge¬ 
waltsame  Wegführung  der 
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Braut,  oder  des  eimvilli- 
genden  Mädc  hens  gegi  u 
den  Willen  des,  am  nich¬ 
tigen  Gründen  der  IJeti- 
ralh  widersprechenden  Va¬ 
ters,  Entführung  sey  V  24 1* 
Strafe  245.  folg, 

h  n  t  h  a  ti  p  t  u  ng  15  5. 

E  u  t  s  c  h  3  d  i  g  u  n  q  ,  i n  wie 

p 

ferne  dieselbe  in  dem  Cri- 
limialprocesse  verlangt  wer¬ 
den  Könne?  544. 

Ent  w  e  n  düng  s.  D  i  e  b- 
s  t  a  li  1. 

Erbrechen  der  Gefäng¬ 
nisse  35 1  —  554, 

Er  1  a  üb  ti  i  fs  ,  in  wie  ferne 
diese  den  Begriff  von  Ver¬ 
brechen  ausicJiliefoe  ?  26, 

141* 

Ersäufen  156. 

Ex  p  os  i  t  i  o  in  f  a  ix  t,  s. 

K  i  nd  t  r  a  u  s  s  e  t  a.  u  n  g, 

R 

FS  I s  ch  u  n  g  §*  288.  im  eng. 
Sinne,  ebend,  Strafe  292, 
durch  Verfertigung  falscher 
Stege],  Ren  tz  im  büch  er  in 
Urkunden,  falschen  Maises 
iv.  Gewichts,  durch  Ver¬ 
ändere  d+  Grenzzeichen  29  3 . 

F  e  1  d  f  r  ü  c  h  t  e  ,  Diebstahl 
an  denselben  185, 

Fiscalischer  I1  r  o  c  e  f  s 
543. 

Fischdiebstalil  185. 

Flechten  a uf  da s  Rad  156. 

Fl  eisclnsverbrec  h  e  n 
375.  eigentliche,  u  neigen  t- 
liche,  ebend,  Arten  der 
eigentl*  n,  uneigentl,  3  76, 


einfache,  qiiahficirte,  ehelich 
Grunds,  für  die  Behand¬ 
lungsart  dieser  Verbrechen 

377.  Begriff  der  einfachen 
Ile  ich  es  verbrechen  durch 

n  a  ( u  rgem  ä  IVe  i 1  Bey  sch  1  af 

378, 

Flu  ch  en  573* 

F  1  u  c  li  1 1  wann  der  Au  ge¬ 
schuldigte  derselben  ver- 

d licht ig  sey?  484, 

Formalitäten  423, 

F  o  r  n  i  c  a  t  i  o  ii  379. 

F ragst  ü  cke  55t, 

F  r  a  i  s  c  li  408,  not,  b. 

Fr  em  d  e  ,  ob  dieselbe  Ge- 
gensf and  des  \  erbrechens 
sey  eil?  20  21, 

F  r  e  v  h  e  i  t  s  s  t  r  a  f  e  n  *  3* 
16  t- 

F  r  ü  c  li  te  auf  dem  Halm, 
Verbot  ihres  Ankaufs  5  <2, 
F  u  r  t  u  m  b  ä  I  n  eanum  183, 

G, 

Gartendieb  stahl  §.183» 
Gef’a  u  ge  n  n  .eil  m  ung  s* 
Verhaft  ti  n  g. 
Gefangene  ,  B cfrey ung 
derselben  551  —  354. 

G  e  f  a  ngen  Wärter  41 6. 
G  efängnifs  73.  161. 

Geh  i  1  f  e  ,  Begriff  und  Ar¬ 
ten  32.  35,  58,  1  45.  Straf¬ 
barkeit  derselben  87. 

Gel  dstra  f  e  72.  160, 

G  e  m  ü  t  h  s  b  e  w  e  g  u  n  g  s, 
A  ff  ec  t. 

Gen  e  r  a  1  i  n  q  u  i  s  i  t  ion, 
Begriff  ders.  533*  recht- 
Jiclie  Veranla«ui)"Bffp.  zur 

Ö  f?  m 

Eröffnung  der  Geueralin- 


ftcgislor* 
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qiristtj’on  gegen  ein  bestimm¬ 
tes  Individuum.  535*  Be- 
sehlufs  derselben  539* 

Gerichtsbeysitzer  4 1 4 . 

G  e  r  i  c  h  t  s  rl  i  e  n  e  r  4 1  6  * 

Gerichtsstand  4 17.  for, 
del,  commissi,  for,  domi¬ 
cilii,  for.  clepreliens*  4 19, 
Collisionen  der  Gerichts¬ 
stände  42.0*  for*  commune, 
for*  priv*  rat.  causarum, 
for*  priv*  rat,  persona  rum 
42  U 

Gerüchte,  ob  sie  den  Gri¬ 
mm  ajprocefs  veranlassen  ? 
534.  535, 

G es  u  n  d  h  e  i  t s  V  e r  1  e  t  z  u  n - 
g  e  n  247, 

Gewalt,  compulsiva  4l* 

Gew  alt  thätigk  e  i  t  230 . 
öffentliche  und  Privat-Ge*- 
waltthäti&keiten*  231* 

n 

Gew  o  h  n  heit,  Ein  Hufs 

derselben  auf  Strafbarkeit 
93*  112*  110* 

Gottesdienst,  gewalttä¬ 
tige  Störung  oder  Aufhe¬ 
bung  desselben  3 1 1  * 

Gotteslästerung  s, 
B  1  a  s  p  h  e  m  i  e. 

Grenzver r ü  ekung, 
206*  293*  qiialifie*  ebend. 

Guter  Namen  212.  214* 

II 

Ha  d  erger  ich  te  §*  413. 

not.  a. 

Ha  1  se  i  s  eil,  gern,  1  59, 

H  a  1  s  g  e  r  i  c  h  t  e  408*  n.  b, 

Hai ss  tarri ge  Inqumten, 
wie  gegen  dieselben  zu  ver¬ 
fahren  sey  ?  470* 


II  a  n  d  1  li  n  g,  Willktthrlicli-* 
keit  derselben  42*  43*  actio 
libera  et  ad  libertatem  re- 
lata  5  1*  not*  b. 

Ha  n  ge  n  155* 

1 1  a  u  f  s  d  i  e  b  s  t  a  I\  1  202* 
Hanfs  f  r  i  e  d  e  231*  not* I* 
Ha  u  fs  s  u  cli  un  g  4  78.  gene¬ 
relle  ,  spedelle,  ebend. 
Henker  4 16* 
Hereditatxa  cKpilatae 
crimen  183, 

1  li  1  f  s  m  i  1 1  e  1  der  W  issen- 
schaft  128, 

14  o  ch  verrat  h  328  —  330* 
Reiclis-Hööliv.  und  Larnles- 
Hochv*  331*  Strafe  332- 
folg. 

Holzdiebstahl  183* 

H  n  r  e  n  w  i  r  t  h  s  e li  a  ft  40 1  * 
Hurerey  378.  folg, 

I* 

Iagdfrc  vel  §.  325* 

1  m  p  u  t  a  b  i  1  i  t  ä  t  40* 

I  if  ce  f  s  t  s*  Bluts  c h  a  n  d  e* 
In  di  eien  432*  449*  ind. 

corpor.  deL,uicL  auctoris, 
ind*  qualit*  et  qua  nt.  del* 
eben d* 9  antecedirende,  stib- 
sequente  u.  concCtrrente 
450*  nahe,  entfernte  451* 
a,  u*  b.  gemeine  und  be¬ 
sondere  452.  gemeine  nahe 
453.  gemeine  entfernte  454* 
besondere  455 — 460, 
Infamie  70*  158.  171* 
Injurie  2 1 5  *  reale  ,  wört¬ 
liche  tu  symbolische  216. 
217*  218*  unmittelbare  u* 
mittelbare  222*  leichte  m 
schwere  223.  der  Pllegbe- 


i 
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foliliien  u.  Xiiuler  »fegen 

D  r» 

ihre  or^t-Mf  zien  u.  El- 

3? 

tern  223,  not,  g.  Grund- 
tbeaen  hty  Beul ra lang  der 
Injurien  221.  Privat*  und 
Öffentliche  Straft  *  ebend. 
225.  226,  Ehrenerklä¬ 

rung  ,  Widerruf,  Abbitte 
227.  In  wie  ferne  die 
Injurie  öl'Unt  Ik  hes  Ver¬ 
brechen  hty  1  224. 

I  n  q  u  i  s  i  t  i  o  n  a.  U  n  t  e  r- 
s  u  ch  u  n  g. 

1  li  ( j  tt  i  &  i  t  Ions  -  P  r  o  c  e  f  s 
531,  folg. 

Inter  v  e  r  s  i  o  f*  U  n  t  e  r- 
iclila^uti  i*. 

I  n  2  i  c  h  t  e  r  i  c  b  t  e  4  13* 
not,  a. 

I  rr  t  ll  u  m,  \  ermeidlicher, 
un\  ermeidl,  51*  not*  a. 


Kartei  träger  § .  350* 

K  e  t  z  e  r  e  y  3  74* 

Ketze  r  v  t  r  i  o  ! g  u  n g  3  7 4 * 
K  i  n  d  e  r  a  usit  t  z  u n g  2b6. 
Strafe  25  7, 

Kinder  m  o  r  d  276,  Strafe 
278. 

Kirche  n  b  u  f  s e  159. 
Kirche  n  <1  i  e  b  s  t  a  h  1  1  93, 

K  i  rclie  n  diene  r  ,  Beleidi¬ 
gung  derselben  310. 

K  i  rc  h  e  u  r  a  u  h  s.  Die  b- 
stall  1. 

Körperverletzung  24  7  * 
K  osten  54  5,  folg. 

K  r  a  n  k  h  e  i  t  ,  Krnfi ufs  der¬ 
selben  auf  die  Strafbarkeit 

95,  112,  1 69, 


K  u  ii  s t  v er  it  Ü  ii d  i g e  s. 

S  a  c  h  v  e  r  s  1 1t  n  d  i  g  e, 
Kuppeley  401.  qualilicirte 
und  nicht  qualif.  403. 

L. 

Ladung  in  Ansehung  der 
Zeugen  §,  482.  des  Auge- 
schuldigten  483,  reelle  La¬ 
dung  de*  Angescb*  487. 

r»  n 

Laesio  absolute  et  per  ac- 
cidins  Jtthabs  258. 

La  u  d  j‘r  i  e  <1  e  ii s  b  r  ti  c  h  303. 
Strafe  30  5. 

Landesverratli  327, 

L  a  u  d  2  W  a  n  g  306- 
f  i  e  bend  it;  begraben  156, 
L  e  1j  e ti  s  s  L  r  a  f  e  u  68.  ein¬ 
fache  u*  quahficirte  155. 
L  ega  1  sect  i  o  n  477* 
Leibe  ss  tra  IVn  69,  157. 
Leichenschau  477* 

L  e  i  de  n  Schaft,  Einfluß 
derselben  auf  die  Straf¬ 
barkeit  93, 

Leuoeiniuni  s*  Kuppe- 
1  ey* 

Lohnuiörder  268, 

L  ü  g  e  n  des  A  n gesell al dig- 
ten,  In  wie  ferne  sie  straf¬ 
bar  seyen  ?  3  70, 
Lnxus-Be  d  fi  r  fn  i  s  s  e,  ob 
diese  Gejrensland  des  Dar- 

Ul 

clanai’iats  seyeti?  3  70, 

M. 

Magie  §.  3 74. 

M  a  j  e  s  t  ii  t  s  I»  e  1  e*  i  tl  i  g  u  n  g 
536.  337.  338.  Strafe  310. 
M  a  ]  e  s  t  ü  t  s  v  e  r  fa  r  e  c  h  e  n 
326. 
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M  aj  e  s  1 5 1 »  v  e  v  n  i  cli  tung 
326.  327,  328,  330, 

M  e  i  n  €  i  d  294.  Strafe  295, 
M  e ns  cli  e  n  ra  ub  254,  Stra¬ 
fe  255* 

M  e  u  c  h  e  1  m  o  r  d  27  t, 

M  H  d  e  r  u  n  g  der  Strafen 
1 10.  Ul,  112.  i 69:. 

M  i  1 1  t  a  r  v  e  r  breche  n 
359. 

M  i  ii  d  e  r  j  a  h  r  i  g  e  *  Straf¬ 
barkeit  derselben  94,  i  1 1 . 
169. 

IM  i  f  s  g  e  b  urten  f  ob  diese 
Gegenstand  der  Tüdtung 
seren  ?  257. 

IV 1  o  r  <1  262.  S  t ra  fe ,  ebene! . 
Mordbrand  314. 

M  o  r d  d in  ge  r  26S, 

M  ii  n  /  f 3  1  »  c  h  u  n  g  3 1 7. 
Arten  318,  Strafe  320. 

folg* 

N. 

N  a  eh  t  h  eil  e  §.  487. 
■Nichtigkeit  des  rieh- 
ter liehen  Verfahrens  425, 
Ni  c  li  t  i  g  k  e  i  t  s  b  e- 
&  cli  werde  518, 

Not  h\y  ehr  24.  folg.  139, 
folg. 

N  o  t  ii  z  u  c  li  t  im  Allgemei¬ 
nen  238,  gemeine  und  qoa- 
iiilcirle  ebend*  not.  a.  Be¬ 
strafung  240.  folg. 

N  o  t  h  /  u  s  t  a  n  d  23 .  13 8, 

N  o  iu  i  n  a  t  i  o  a  u  c  t  o  v  i  s  f 
was  seo  bey  Injurien  wir¬ 
ke?  249,  * 

N  o  t  Ü  r  i  e  t  ü  t  als  Veranlas¬ 
sung  des  Prozesses  535. 


0« 

O  b  d  n  c  t  i  o  n  s .  Leichen- 
e  c  li  a  u* 

Obligatio  ex  delicto  und 
quasi  ex  delicto  §.  143.  m  a. 

0  b  s  e  v  v  anz  e  n  *  Kraft  der¬ 
selben  128, 

Ö  c  u  1  a  r  i  n  s  p  e  c  t  i  o  n  &* 
Augenschein. 

O  e  f  fe  n  tU  c li  e  Arbeite  ii 
162. 

O  n  a  n  i  t i  3 c  h  e  V erbrechen 

399, 

P. 

Päderastie  §«  397.  400. 

Papiergeld,  Falschen  des¬ 
selben  322, 

Pasquill  221,  Strafe  228# 

P  e  c  u 1 a  t  325. 

Pellxcat  386. 

Fersonenge  m  e  i  n  h  e  i  t  f 
Verbrechen  derselben  30* 
143,  ob  dieselben  imuriirt 
werden  können?  222, 

P  f  e  r  d  e  d  i  e  b  s  t  a  h  1  183, 

P  1  a  g  i  u  au  s .  M  e  n  &  c h  e  u- 
r  a  u  b . 

Police  y  y  e  r  b  r  e  c  h  e  n  3  6  5 , 

Fra  e  varicätioil  296* 
■folg, 

Piaeventio  n  420*  536# 

P  r  äuge  r  158, 

V  r  ivatverb  r  e  c  he  n  2  8  * 
143. 

P  r  o  c o  f  s  s.  G *i  mi  ii  a  1- 
procefs. 

P  r  o  t  o  c  o  \  1  462,  bey  Au¬ 
genscheinen  465.  bey  Ver¬ 
hören  467,  47  4* 

40 
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»  R. 

Rädelsführer  §.  358. 

Rädern  1  56. 

Raub  £32.  Strafe  dessel¬ 
ben  236, 

R  a  u  b  tu  o  r  ,1  266. 

Reclitsa  nalogie  102.129. 

Rechtskraft  der  Senten¬ 
zen  518. 

R eg ierungs verbre¬ 
chen  325. 

Reichsacht  158. 

Reichäcriminal- 
gerichtabarkeit 
409.  folg. 

Reinigungaei  d  505. 

Relationen  aus  Criunnal- 
acten  517. 

R  t  m  e  d  i  ti  m  nlteriom  de- 
fensionis  513. 

Rencontre  337.  349. 

R  e  p  » t  u  n  d  a  r  n  m  cri¬ 

men  ».  Bv  stecht; n g. 

R  e  q  a  i  s  i  f  I  o  n  »schreiben 
488.  .'u)g. 

R  e ss d  u  i  crimen  s.  Un¬ 
terschlagung  öffent¬ 
lich  e  r  G  t)  d  c-  r. 

Retorsion  der  Injurien 
299, 

Richter  413.  4 14.  Unfä¬ 
higkeit  und  Verdachts- 
gründe  415. 

1\  ü  gege  richte  413«  not*  a, 

S. 

$  a  c  hverstancWge  §.436, 
466,  513.  Gutachten  der- 
ael heu  513* 

Säcken  156, 

Sal  vue  coudiictm  a. 
Sicher  Geleit, 


S char  Trichter  4 1 6. 

Sch  ä  r  f  u  n  g  ,  allgemeine 
Gründe  derselben  110* 
Deduction  derselben  113* 
1 7  0, 

Schätz  n  ttgsei  d  480. 

Sc  h  1  ei  f  e  i)  zur  Gerichts-* 
Stätte  156, 

Sch  m  il  !i  sc  h  r  j  I  t  221 ,  228. 
Schmerze  n  g  e 1  d  218, 
Schö  pp en  413*  4M.  Grün¬ 
de  der  Unfähigkeit  der¬ 
selben  415- 
S  ch  u  1  d  5  reatus  44. 

5  c  h  w  ü  c  li  u  n  g  378.  37  % 

erzwungene  238,  atupr* 
nerjue  violent,  neque  vo- 
ln  nt.  239- 

S  c  h  \v  Ö  r  e  n  ,  Strafbarkeit 
desselben  373* 

Se  c  teils  t  ift  n  n  g  374, 
Secundanten  3  50, 

Seelen  verkauf  erey 

254. 

Selbsthilfe  344,  Privat- 
rache  und  Selbsthilfe  im 
engern  Sinne,  cbend,  ein¬ 
fache  u.  qu  all  deine,  ebend* 
Selbstmord  283, 

Selbst  verstü  m  m  e  1  u  n  g 

&S3. 

Sen  tenz  s.  Urth  eil. 
Sicher  Geleit  492*  al  i- 
gemeines  und  besonderes 
493,  wann  es  zu  ertbeilen 
sey  ?  ebend. 

$  icke  rhei  t  sleis  tung 
484,  529- 
Simonie  342* 

S  o  e  i  i  s.  G  eh  i  1  f e, 
Sodomie  397.  Arten* 

*  ebendasei  bat. 
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S  j)  a  c  i  *  1 !  n  q  n  i  s  i  1 1  o  n  , 
ßeuriff  derselben  533. 
Voraussetzungen  für  die¬ 
selbe  533.  539.  Eiiirich- 
tutiET  derselbc-ii  510  —  5-12, 

—  ö 

S|»  e  c  1  a !  v e  r  h  ö  r  541* 
Staatsbea  m  len,  Oclei- 
di  trunken  an  denselben 

311*  Verbrechen  dersel¬ 
ben  359,  folg* 

3  t  a  a  t  s  s  i  e  g  e  1,  Mlfsbraueli 
desselben  341, 
Standesehre  158, 

Stau  ji « ti  sc  hl  a  g  1 57* 
Steckbriefe  488*  folg. 
Stell  Jonat  288. 
Sterilttatis  procur  a- 
tio  s.  Unfruchtbar- 
ni  a  c  Im  n  g. 

S  t  o  cliscli  iil  i  n  g  157, 
Störung  des  Gottesdien¬ 
stes  3 11 , 

Straf  arbeite  lianfs  74* 

Strafbarkeit,  allgemeine 
Bedingungen  für  dieselbe 

i>  D 

16 — 59.  Grade  derselben 
b,  Mafsstab  der  Stra¬ 
fe  n  bey  dem  Worte 
S  t  r  a  fe. 

Strafe,  Begriff  9.  wann 
dieselbe  unmöglich  oder 
mmothig  erscheinet  56 — 
59.  148*  absolute  Sicher- 
lieits-  und  abschreckende 
Strafen  61*  63*  151*  152* 
u n zweckniäfsige  63  —  6 5 * 
peitd.  burgerh  66.  b.  153, 
Art  der  Bestrafung  67*  Le- 
bcmt.rafen  68.  i55*  ein¬ 
fache  und  qualificirte  155. 
Leibesstralen  69,  l57*Eh- 
reustr*  70*  71.  Vt-tmÖ- 


gensstrafeu  72-  Freyheits- 
strafen  73*  IVIafistab  der 
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Verbrechens  hinweg.  Es  unterscheidet  sich  dagegen 
von  andern  Injurien  durch  seinen  Gegenstand.  Dieser 
ist  nämlich  immer  und  einzig  der  Regent,  als  sol¬ 
cher.  Injurien,  welche  die  erhabene  Person  des  Re¬ 
genten,  nicht  in  so  ferne  sie  als  Regent,  sondern  in  so 
ferne  sie  nur  als  Mensch  erscheint,  treffen,  und  alle 
Injurien,  welche  Personen  der  Regenten- Familie  zu  ■ 
^ s  on dern 

Jftfekunier 


Ein  Verreich o3(s  der  erdichteten  Eigeuthiim  lieh  keilen  liefert 
C*ist>*  a  Rheden  de  ii$  *  quae  in  crimme  laesae  m-ajestatis 
oc.cu.vni  nt  singularia,  Braemae  1717, 
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